THE  LIBRARY 

BRIGHAM  YOUNG  UKIVERSm , 
igOVO,ÜTAH 


4'. 


XU'' 


\ 


/ 


c 


!■ 


•  V 


< 


I 


I* 


.  V 


/. 


j» 


■  V 


■i/ 


I 


..  ■■ 


o 


«4 


v:.  -.  ??.■■::  -.-  ■'  '  -‘.  V:  '■  ■  ■' 

'  ** .  ■ ,  .*  '''*  ^  >iS 


■  V 


n'V- 


fv  >  •.  *  *.  ' 


■'''^  :  ■  .  ■■  .  v -■■  ■■, 

...l/:  }i  ■  ".  ■  •  , 

'  f*  V  .\  C  .  ' .  ■  ■  .'  ’' 

:  ,  •■ "-  :\’  •>  V '  ■  ^"  "•  V  ■  ' '  '  ■*:: 

■'■•  ■  -  '  i.  "■'■  \  ■ . 

■•  '  •  ,  ■  U  ■  *  ,  '  ■*>; 


•V-..  vVf^ 


•  S'I? 


’i#:-  •  C  :  V^A.- ',  ■<'•■- ■ 

^v- -  ‘  .,.'>  's  -'••!'' ■'■  ■■'‘-'■^  "  ;  ■  '  .'  .  V; 

i<'-  :  -r  ■•'  ..  .  .  •■ 

t  r '■  .'■.«' *  »^*;*".Avvr*.vi  *<,•-.••  •■•i.  ■ 

;R,  '.,,  .  ■  ‘  .  ,  ’ -Vw., .  ^  ^  V _ •-!r_ 


j.  '. 

4  ,  '  ^,  . 

•■<-  ■  i'w-.  .  ,  *.-: 


1  .,  ■^  ••'"',  ilt»  :;  C'  ■ 


'■  '  '  ■■  V-/'  .  •  ••  ■  . 

iv#i  t  .-  >-■  '•  -  ;■  W-.  ; 

i"  " .  ■■Ur;--  ,,■;.  .  ^  ^ 


'V 


■  y-' 


Oeffentliche  Vorlesungen 

über  die 


Helvetik. 


Dr.  Carl  Hilty, 

Pi-ofessor  des  Bundesstaatsrechts  a.  d.  Universität  Bern. 


Bern. 

Max  Fiala’s  Buch-  und  Kunsthandlung  (Otto  Kseser). 

1878. 


THE  LIBRARY 

BBJGEAU  YOUNG  UNIVERSITY 
FROVO,  UTAH 


Für  alle  guten  Patrioten  der  Gegenwart 


fl9  ^ 


i  , 


Uebersicht. 


*  Pag. 

I.  Helvetik .  1 

/ 

II.  Moderne  Demokratie  18 

III.  Demokraten  und  Aristokraten  der  Eidgenossenschaft .  .  34 

lY.  Tabula  rasa  . . 98 

V.  Une  et  indivisible . 187 

VI.  Aarau  1798 .  219 

VII.  1799.  Krieg  .  . . 290 

VIII.  1800-1802.  Formeln . 317 

IX.  1802.  Lausanne . 441 

X.  1803.  Ende . 554 

XI.  Unsterbliches  . . 598 


XII.  Beilagen 


.695 


Verzeichniss  der  Beilagen. 


Pag. 

1.  Aus  den  Akten  der  waadtländisclien  Nationalversammlung, 

24.  Januar  bis  30.  März  1798  .  697 

2.  Die  offizielle  Berichterstattung  des  Hauptmanns  Hediger 

von  Schwyz  über  die  letzten  Tage  der  alten  Eidgenossen¬ 
schaft  (ungedruckt) . 708 

3.  Die  Kapitulation  von  Bern,  5.  März  1798  .  713 

4.  Proklamation  der  Bepublique  Rhodanique,  16.  März  1798  715 

5.  Proklamation  der  Bepublique  Helvetienne,  19.  März  1798  717 

6.  Wiederherstellung  der  Bepublique  Helvetique,  22.  März  1798  719 

7.  Die  Proklamation  Lecarlier’s  vom  28.  März  1798  ....  720 

8.  Der  Allianzvertrag  mit  Frankreich  vom  19.  August  1798  721 


9.  Das  Dekret  über  die  schliessliche  Annexion  des  Wallis  an 
Frankreich  vom  14.  November  1810  ........  725 

10.  Berichte  von  Dolder  uud  Bengger  über  die  zweite  Kapi¬ 
tulation  von  Bern,  18.  September  1802  .  726 


11.  Die  6  Verfassungen  der  helvetischen  Zeit,  nebst 
dem  Projekt  einer  neuen  Kantonseintheilung  des  Artillerie¬ 
inspektors  W.  Haas  von  Basel . 729 


12.  Die  Mitglieder  der  Nationalversammlung  zu  Aarau,  am 

12.  April  1798  . .  792 

13.  Die  Mitglieder  der  helvetischen  obersten  Exekutivbehörden 

von  1798—1803  .  795 


14.  Calendrier  Bepublicain . 799 


Anmerkung.  Das  Testament  Laharpe’s  ist  weggelassen,  weil  im  Texte  bereits 
grösstentbeils  abgedruckt. 


Oeffentliche  Vorlesungen  über  die  Helvetik. 


I. 

Helvetik. 


«Von  der  Parteien  Hass  und  Gunst  entstellt,  schwankt 
sein  Charakterbild  in  der  Geschichte. »  So  spricht  Schiller 
von  einem  tragischen  Helden  seiner  Dichtungen.  —  Un¬ 
willkürlich  und  mit  grösserer  Berechtigung  noch  drängt 
sich  ein  solches  Wort  jedem  ernsten  Beschauer  der 
denkwürdigen  fünf  Jahre  auf,  die  bisher  einen  ganz 
eigenthümlichen ,  mit  keiner  andern  Periode  vergleich¬ 
baren  Platz  in  unserer  eidgenössischen  Staatsgeschichte 
eingenommen  haben. 

Nie,  in  keiner  Epoche  seines  fünfhundertjährigen 
Daseins  hat  unser  Volk  eine  so  vollständige  Umwandlung 
und  wieder  Rückwandlung  seines  ganzen  Seins  und  Den¬ 
kens,  aller  seiner  staatlichen  und  selbst  privaten  Ver¬ 
hältnisse  durchgelebt.  Keine  Periode  Eidgenössischer 
Geschichte  steht  so  isolirt,  durchaus  unvermittelt,  insel¬ 
artig  abgeschieden  in  dem  sonst  viel  gleichartiger  fluthen- 
den  Strom  der  Ereignisse. 

Und  bis  auf  unsere  neueste  Zeit  herab  bestand  und 
besteht  theilweise  noch  eine  gewisse  Scheu,  sich  diesen 
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verlassenen,  halbvergessenen  Gestaden  auch  nur  be¬ 
trachtend  zu  nähern.  Eine  Scheu,  gemischt  aus  dunkler 
Erinnerung  an  unheilvolle  Sagen,  die  sich  an  jene  Zeit 
knüpfen,  und  aus  Furcht,  das  vielleicht  bloss  Schlafende 
durch  Betrachtung  und  Berührung  wieder  zu  erwecken. 

Diese  instinktive  Furcht  und  dunkle  Abneigung  sind 
es  gewesen,  welche  bis  auf  unsere  Tage  selbst  unsere 
Geschichtsforscher  abgehalten  haben,  eine  erhebliche 
Thätigkeit  dieser  Periode  zuzuwenden. 

Es  existirt  nirgends  eine  genügende  Darstellung  der 
helvetischen  Zeit. 

Das  sehr  reichhaltige  Material  über  diese  denkwür¬ 
dige  Periode  liegt  noch  zur  Stunde  sehr  zerstreut  in 
kantonalen  und  selbst  privaten  Archiven,  zum  Theil  wohl 
in  Paris;  grossen  Theils  in  einem  eigenen,  in  tiefem 
Schweigen  verschlossenen  Gewölbe  im  Bundesrathhause 
zu  Bern,  von  Niemand  bisher  in  des  Gegenstandes 
würdiger  Weise  gesichtet  und  beleuchtet. 

Denn  auch  die  Eidgenössischen  Urkundensamm¬ 
lungen,  die  ihr  Licht  sonst  auf  die  entferntesten  und 
dunkelsten  Perioden  unserer  Staatsgeschichte  werfen, 
verstummen  plötzlich  im  März  1798  und  nehmen  den 
Faden  der  Ereignisse  erst  1803  wieder  auf. 

Die  fünf  Jahre  dazwischen  sind  noch  immer  wie  ge- 
feyt,  gewissermassen  ausgestossen  aus  dem  anerkannten 
Kreis  der  Eidgenössischen  Lebensgeschichte,  wie  eine 
Zeit  der  Verirrung,  ein  fremder  Tropfen  Blut  im  Eid¬ 
genössischen  Blute,  an  den  keine  Erinnerung  gestattet  ist. 

Und  doch  sind  es  unser  Aller  Grossväter,  ja  zum 
Theil  vielleicht  selbst  noch  Väter  gewesen,  die  diese  Zeit 
miterlebt,  in  sich  verarbeitet  haben.  Personen,  die  wir 
kannten,  aus  deren  lebendigem  Munde  noch  wir  die 
ersten  an  uns  herangetretenen  Eindrücke  aus  jener  Pe- 
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riode  empfingen;  ja  Manche  unter  uns  sind  vielleicht 
Söhne  und  Enkel  von  Menschen,  deren  ganzör  geistiger 
Lebensgehalt  in  jenen  fünf  Jahren  liegt. 


Schliesslich  aber  ist  es  nicht  ein  bloss  historisches 
Interesse,  was  mich  speziell  veranlasst,  mit  Ihnen  ver¬ 
eint  den  Schleier  dieser  verschollenen  Zeit  zu  lüften. 

Nein,  die  helvetische  Zeit  ist,  wie  reich  an  Unglücks¬ 
fällen  und  an  tiefsten  Erschütterungen  des  nationalen 
Denkens  und  Seins,  so  auch  reich  an  fruchtbaren 
Gedanken  staatlichen  Lebens,  die  nicht  mit  ihr 
begraben  worden  sind. 

Fast  alle  politischen  Ideen  und  Probleme,  die  noch 
unsere  heutige  Generation  bewegen,  finden  sich  vorge¬ 
zeichnet,  zum  Theil  selbst  schon  ausgeführt,  in  den  Ver¬ 
fassungen  und  Gesetzesarbeiten  jener  Zeit. 

Ja  oft  will  es  uns  anmuthen  bei  ihrer  Betrachtung, 
als  seien  wir  seit  1803  auf  einzelnen  Gebieten  in  einem 
Rückschritte  wie  in  einem  tiefen  Schlafe  befangen  ge¬ 
wesen,  und  erst  heute  vollziehe  sich  ein  allmähliges  Er¬ 
wachen  zu  einem  wirklichen  neuen  Tage  nationalen  Le¬ 
bens.  Das  wenigstens  ist  mir  unzweifelhaft,  dass  der 
öffentliche  Geist  in  der  Eidgenossenschaft  sich  schon 
lange  ganz  allmählig  und  beinahe  unvermerkt  wieder  der 
Strömung  genähert  hat,  welche  zu  jener  helvetischen  Insel 
hinführt,  und  dass  wir  alle  eine  Zeit  erleben  werden,  in 
Avelcher  im  Bewusstsein  grosser  Massen  unserer  Bevölke¬ 
rung  diese  Helvetik  wieder  mit  Macht  in  ihre  wirklichen 
oder  vermeintlichen  Rechte  tritt. 

Wenige  in  unserem  Vateiiande  sind  sich  vielleicht 
vollkommen  bewusst,  wie  weit  diese  Umkehr  der  Ideen 
sich  bereits  vollzogen  hat. 
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Wie  sehr  z.  B.  unsere  heutige  Constitution  schon 
derjenigen  gleicht,  mit  welcher  die  helvetischen  Yer- 
fassungsversuche  vor  74  Jahren  schlossen. 

«  Einst  aber  wird  kommen  der  Tag  »,  an  dem,  was 
jetzt  noch  als  unbewusster  Zug  der  Zeit  erscheint,  als 
bewusster  Gedanke,  greifbare  Wirklichkeit  an  das  schwei¬ 
zerische  Volk  herantritt. 

Den  Einen  als  ein  Ideal,  ein  Heilmittel  für  alle 
politischen  und  sozialen  Schäden  der  Zeit,  den  Andern 
als  ein  dräuendes  Phantom  längst  vergangener  Tage, 
das  die  Gesellschaft  neuerdings  mit  allen  liebeln  und 
Schrecken  jener  fünf  Jahre,  1798  bis  1803,  bedroht. 

Wie  bedenklich  dann,  wenn  Wirklichkeit  und  Phan¬ 
tasie,  Wahrheit  und  Dichtung  nicht  ausgeschieden,  klar 
vor  dem  Blick  des  Volkes  liegen,  das  selbstständig  über 
seine  Zukunft  entscheiden  soll. 

Wie  unwürdig  der  Demokratie,  wenn  dieses  Volk 
seine  eigene  Geschichte  in  den  wichtigsten  vorbildlichen 
Perioden  gar  nicht,  oder  nur  aus  unklaren,  sich  in  allen 
wesentlichen  Punkten  total  widersprechenden  Partei¬ 
sagen  kennt. 

Wie  trostlos,  wenn  selbst  die  Gebildeten  der  'Nation, 
die  natürlichen  politischen  Führer  des  Volks,  nur  Blinder 
blinde  Leiter  sind,  die  in  Irrthum  oder  Täuschung  be¬ 
fangen^  selbst  bloss  geleitet  von  Parteivorurtheilen  nnd 
Schlagwörtern  des  Tages,  in  innerer  Unsicherheit  einer 
dumpfen  Masse  voranschreiten. 

Welchen  Nutzen  namentlich  haben  dann  unsere  Hoch¬ 
schulen  gehabt  und  mit  welchem  Gefühle  würden  Manche 
von  Ihnen  auf  die  daselbst  verbrachte,  in  ihrer  Art  ein¬ 
zige  Zeit  zurückblicken,  wenn  sie  sich  sagen  müssten: 
Wir  haben  zwar  zu  Manchem,  was  im  Kreise  unseres 
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künftigen  Berufs  lag,  Anregung  empfangen;  wir  haben 
Gelegenheit  gehabt ,  zu  lernen ,  wie  sich  für  unser 
künftiges  Privatleben,/  eine  materielle  Grundlage  finden 
lässt;  wir  haben  selbst  ausführlich  Manches  erfahren, 
was  in  uns  fremden  Ländern  und  in  längstvergangenen 
Zeiten  Gelehrte  und  Schriftsteller  über  Staat  und  liecht 
sich  gedacht  haben.  Aber  für  den  Beruf  eines  Staats¬ 
bürgers  oder  gar  Staatslenkers  unserer  Zeit  und  un¬ 
seres  Landes,  von  dessen  wahrer  Einsicht  das  geistige 
und  materielle  Schicksal  unseres  gesummten  Volkes  zu¬ 
meist  abhängt,  dafür  blieb  die  Empfänglichkeit  unserer 
jugendlichen  Seele  unbegriffen,  unser  Geist  unangeregt, 
unser  sittlicher  Wille  todt,  —  es  hat  Niemand  zu  uns  in 
dieser  Weise  geredet. 

Und  wenn  in  Ihrem  Kreise  auch  solche  Männer 
sind,  die  nicht  speziell  juristischen  Studien  sich  widmen, 
oder  solche,  die  überhaupt  nicht  der  akademischen  Ju¬ 
gend  angehören,  so  gehören  doch  Alle  dem  Berufe  eines 
Staatsbürgers  an,  und  ist  es  auch  in  älterer  und  neuerer 
Zeit  in  der  Eidgenossenschaft  nie  Sitte  gewesen,  selbst 
die  höchsten  und  wichtigsten  Staatsämter  von  einer 
speziell  juristischen  Bildung  und  Laufbahn  abhängig  zu 
machen. 

Solchen  Männern  also,  die  neben  ihren  anderweitigen 
Studien  ein  lebhaftes  Verständniss  für  Staatssachen  sich 
bewahrt  haben  und  ohne  eine  eigentliche  juristische  Bil¬ 
dung  doch  auch  eine  Anregung  dieser  Art  empfangen 
möchten, 

oder  die  selbst  bereits  in  eine  praktische  Lebens¬ 
stellung  eingetreten,  sich  dennoch  bewusst  sind,  lebens¬ 
lang  an  dieser  schweren  Sache ,  ein  denkender  Re¬ 
publikaner  zu  sein,  fortlernen  zu  müssen,  ihnen  Allen 
muss  auch  an  einer  republikanischen  Hochschule 
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Gelegenheit  zu  einer  solchen  Anregung 'eigenen  politischen 
Denkens  geboten  sein. 

Zn  einer  derartigen  Anregung  eignet  sich  aber  nichts 
besser  als  ein  bedeutender  Zeitabschnitt  unserer  politi¬ 
schen  Geschichte,  in  welchem  viele  Ideen,  die  uns  jetzt 
wieder  bewegen,  zu  Tage  getreten  sind  und  den  wir 
mit  Wahrscheinlichkeit  in  einer  gewissen  Weise  noch 
einmal  erleben  werden. 

Sehr  viel  muss  dabei  allerdings  auf  die  eigene  Mit¬ 
wirkung  des  Hörers  gerechnet,  und  ebenso  sehr  sein 
eigenes  geistiges  Leben  geschont  werden. 

Es  kommt  bei  allem  unserm  Lernen  auch  gar  nicht 
darauf  an,  passiv  Thatsachen  und  Gedanken  Anderer 
in  sich  aufzunehmen.  Sondern  wenn  das  Hören  auch 
ein  Behalten,  ein  geistiger  Erwerb  sein  soll,  der 
überhaupt  allein  bleibenden  Werth  besitzt,  so  muss  der 
vernommene  Gedanke  als  Samenkorn  fortwirken,  sich 
in  geistiges  Eigenthum  des  Hörers,  nach  seiner  Indi¬ 
vidualität  gestaltet  und  in  gehörigem  Zusammenhang  mit 
seinem  anderweitigen  geistigen  Besitze,  verwandeln. 

Geistiges  Eigenthum  wird  ja  nach  einem  bekannten 
Worte  nur  durch  Occupation,  nie  durch  Tradition  er¬ 
worben,  und  ein  todtes  sogenanntes  Wissen,  das  nicht 
als  Ferment  wirkt,  den  ganzen  Ideenvorrath  des  Em¬ 
pfängers  in  Bewegung  bringt  und  daraus  immer  wieder 
neues  individuelles  Leben  gestaltet,  ist,  so  sehr  es  oft 
aus  der  Ferne  betrachtet,  glänzt^  in  der  Nähe  besehen 
doch  ein  ziemlich  unnützes  Gut,  zumal  in  einem  durch¬ 
aus  auf  demokratischer  Selbstbestimmung  jedes  Einzelnen 
beruhenden  Lande. 

Wir  müssen  auch  in  dem,  was  wir  Wissenschaft  und 
zu  allernächst  Staatswissenschaft  nennen,  andere  und 


7 


in  gewisser  Richtung  höhere  Ansprüche  an  unsere  Lehrer 
und  Hörer  machen,  sonst  hätten  unsere  eigenen  schwei¬ 
zerischen  Hochschulen  keinen  genügenden  Grrund  für  ihr 
Bestehen  und  könnten  wir  uns  vielmehr  den  Bildungs¬ 
kreisen  verwandter  Stämme  vollständig  anschliessen,  was 
auch  zeitweise  zu  grossem  Nachtheile  für  das  politische 
Selbstbewusstsein  unter  den  Gebildeten  unserer  Nation 
fast  ausschliesslich  geschehen  ist.*) 


Die  Helvetik  ist  der  erste  Versuch,  die  Herr¬ 
schaft  der  Demokratie  auf  dem  Boden  der  hi¬ 
storischen  Eidgenossenschaft  zu  begründen. 

Darin,  nicht  in  dem  äusserlichen  Moment  der  Ein¬ 
heitsform,  in  der  es  geschah,  liegt  ihr  Charakteristisches 
und  ihre  Bedeutung  für  alle  Zeiten. 

Darin  ist  sie  die  ausgesprochene  Tochter  der  fran¬ 
zösischen  Revolution,  mit  welcher  das  Zeitalter  der  De¬ 
mokratie  in  Europa  begonnen  hat,  in  dem  wir  seither 
leben  und  in  welchem  noch  unsere  entfernten  Enkel  leben 

Wir  wollen  damit  nickt  etwa  die  akademiscke  Bildung  der 
Schweizer  auf  fremden  Universitäten  überhaupt  verurtheilen ,  das 
ausschliessliche  Studium  auf  solchen,  sofern  die  einheimischen 
irgend  den  zu  stellenden  Ansprüchen  genügen,  halten  wir  aber  aus 
selbsteigener  Erfahrung  für  einen  Irrthum,  dem  wir  manche 
Lauheit  im  patriotischen  Selbstbewusstsein  gerade  der  gebildeten 
Klassen  verdanken.  Gänzlich  geholfen  würde  darin  freilich  nur  durch 
eine  tüchtige  Eidgenössische  Universität  und  jeder  künftige  Einheits¬ 
staat  wird  klug  thun,  wenn  er  an  die  Spitze  seiner  Gesetzessammlung 
dasjenige  auf  Einrichtung  einer  solchen  setzt.  Eine  schweizerische 
Universität  von  1798  bis  1803  hätte  ein  anderes  Geschlecht  von 
Staatsmännern  vorbereitet,  als  die  von  1802 — 1830.  Und  ebenso  be¬ 
stünden  heute  manche  „tiefem  Differenzen“  nicht,  wenn  die  jetzt 
massgebenden  politischen  Persönlichkeiten  seit  1848  auf  einer  solchen 
sich  gemeinsam  gebildet  hätten. 
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werden,  stets  beschäftigt,  diese  grosse  Idee  zu  einer 
grossen  und  segensreichen  Wirklichkeit  zu  gestalten. 

Die  Centralisation  in  der  Staatsverwaltung  gegen¬ 
über  dem  bisherigen  losen  staatlichen  Verband  war  und 
ist  keineswegs  das  wesentliche  Element  der  Helvetik. 
Sie  wurde  (abgesehen  von  äussern  Gründen  der  Nach¬ 
ahmung  französischer  Vorbilder)  gewählt,  um  eben  diese 
totale  innere  Umänderung  des  geistigen  Gehaltes 
unserer  Republik  um  so  rascher  und  gewisser  herbei¬ 
zuführen. 

Und  daher  rührt  auch  grösstentheils  das  Misslingen 
dieses  ersten  Versuchs,  sowohl  bei  uns,  als  in  dem  da¬ 
maligen  Musterlande  Frankreich.  Weil  sich  die  Be¬ 
gabten  der  Nation  nicht  die  Zeit  nahmen,  den  Ge¬ 
danken  der  Demokratie,  der  eben  vor  allen  Dingen 
ein  demokratischer,  mit  sich  selbst  übereinstimmender 
und  daher  auch  auf  breitester  Grundlage  allgemeiner 
Einsicht  beruhender  sein  muss ,  Wurzel  fassen  und 
wachsen  zu  lassen,  sondern  ihn  autoritativ,  seiner  ganzen 
Natur  zuwider,  durch  äussere  Staatsformen  und  An¬ 
ordnungen  dem  Volksleben  rasch  einimpfen  wollten,  — 
dadurch  geriethen  diese  Begabten  in  Widerspruch  mit 
ihrem  eigenen  Prinzip  und  gingen  sammt  ihrem  Werke 
an  der  inneren  Unwahrheit  desselben  unter. 

In  Frankreich  erzeugte  diese  plötzliche  Demokratie 
unter  einem  weit  ungebildeteren  und  unreiferen  Volke 
als  das  unserige,  zeitweise  die  schrecklichste  Gewalt¬ 
herrschaft,  die  je  auf  einem  unglücklichen  Lande  ge¬ 
lastet  hat.  Schuf  Männer  zu  blutigen,  halb  wahnsinnigen 
Tyrannen  um,  die  anfänglich  vielleicht  aufrichtig  das 
Volkswohl  auf  demokratischer  Basis  erstrebt  hatten.  Und 
endete  in  einer  neuen  Herrschaft  der  vorzugsweise 
autoritativen  Stände  (Soldaten  und  Geistlichkeit), 
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die  noch  heute  nach  heinahe  einem  Jahrhundert  unge¬ 
schwächt  fortdauert. 

Unser  Volk,  an  Selbstbestimmung  immerhin  weit 
mehr  gewöhnt  als  das  französische,  war  desshalb  geeig¬ 
neter,  ein  Staatsprinzip  aufzunehmen,  das  hierauf  und 
daher  auf  allgemeine  Befähigung  dazu  gänzlich  gebaut 
ist.  Es  verfiel  auch  nicht  entfernt  jener  furchtbaren 
Selbstvernichtung,  die  ein  grosser  Gedanke  in  einem 
Volke  erzeugt,  sobald  er  aus  Wahrheit  zu  blossem  Schein 
und  zur  heuchelnden  Phrase  wird. 

Dennoch  wandte  sich  auch  unser  Volk  in  un¬ 
glaublich  kurzer  Zeit  innerlich  ab  von  einer  Neuerung, 
die  es  mit  dem  grössten  Enthusiasmus  begrüsst  hatte, 
sobald  es  das  bittere  Gefühl  überkam,  dass  die  Aus¬ 
führung  dem  Prinzipe  entgegenstehe  und  dass  in  seinen 
alten  Zuständen  noch  mehr  wahre  Freiheit  und  Demo¬ 
kratie  gewaltet  habe,  als  unter  dieser  neuen  Staatsform 
zu  erreichen  möglich  schien. 

Es  dient  sehr  zum  Verstäudniss  dieser  eigenthüm- 
lichen  helvetischen  Zeit  in  Vergangenheit  und  Zukunft, 
wenn  man  sie  nicht,  wie  es  gewöhnlich  zu  geschehen 
pflegt,  als  die  Geschichte  einer  äusserlichen  Staatsform, 
des  Einheitsstaates  in  der  Schweiz,  sondern  als  eine 
innere  Tragödie  des  demokratischen  Gedankens 
auffasst,  in  welcher  der  Held,  mit  sich  selber  entzweit, 
seinem  innern  Selbst  untreu  geworden,  an  diesem  inneren 
unlösbaren  Widerspruch,  an  dieser  tragischen  Schuld, 
zu  Grunde  geht. 

Nicht  an  der  Einheitsform,  gegenüber  der  gewohnten 
Bundesgestaltung  allein  lag  es,  dass  sich  das  Eidgenössi¬ 
sche  Volk  so  bald  von  seinen  Idealen  des  Jahres  179B 
abwendete.  Dasselbe  hätte  sich  vielmehr  sicherlich  auch 
mit  dieser  ungewohnten  Form  staatlichen  Lebens  all- 
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mälig  ausgesöhnt,  sofern  nur  ihr  Gehalt  immer  wahre 
Freiheit,  geistige  und  materielle  Volks  Wohlfahrt  bedeutet 
hätte.  Sondern  darin  lag  der  Betrug  und  Schaden 
jener  grossen  Zeit,  dass  unter  der  Form  und  Maske  der 
Freiheit  ein  nakter  Despotismus  der  Freiüdherr Schaft 
und  ein  blosser  kalter,  französischer  Doctrinarismus  sich 
mit  einschlich,  der  alles  wahrhaft  demokratische  Leben 
und  alle  wahren  Vortheile  der  Demokratie  im  Keime 
erstickte. 

Aus  dem  gleichen  Grunde  hat  sich  dann  das  nämliche 
Volk  von  1815  ab  nicht  mit  der  Herstellung  der  etwas 

verbesserten  alten  Formen  des  staatlichen  Lebens  zu- 

/ 

frieden  gegeben,  womit  seine  damaligen  ebenso  verblen¬ 
deten  Leiter  ihm  ein  Genüge  zu  thun  meinten,  sondern 
vielmehr  Jahrzehnte  lang  —  Manchem  unbegreiflich  — 
auch  diesem  damals  scheinbar  Gewollten  von  ganzer 
Seele  widerstrebt. 

Das  Verständniss  dieser  sich  äusserlich  so  sehr 
widersprechenden  Erscheinungen,  die  desshalb  auch  noch 
heute  vielfach  und  von  vielen  wohlmeinenden  Leuten 
missverstanden  werden,  liegt  in  der  allgemeinen  richti¬ 
gen  Auffassung  der  helvetischen  Periode,  die  uns  noch 
abgeht. 

Unsere  ganze  Neuzeit  seit  dem  Jahre  1789  ist  der 
langsame  Entwicklungskampf  der  Demokratie.  Die 
Helvetik  ist  der  erste  stürmische  und  daher  misslungene 
Anlauf  dazu  in  unserem  Lande.  Das  Grosse  und  Gött¬ 
liche  in  der  Welt  kommt  eben  nicht  im  Sturmwind,  son¬ 
dern  im  allmäligen,  sanften  Wehen  eines  neuen  Geistes 
nach  dem  Sturm.  Der  Sturm  muss  ihm  freilich  die 
Wege  öffnen.  Von  jenem  Zeitpunkte  ab  sind  im  germani¬ 
schen  Europa  die  Völker  mündig  erklärt  worden  zu  einer 
allmäligen  Neugestaltung  ihres  geistigen  und  sittlichen 
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Lebens  auf  dem  Boden  grösserer  und  allgemeiner  Bildung 
und  Selbstbestimmung,  als  ihn  die  aristokratisch-feudalen 
Einrichtungen  darboten,  die  als  zu  ihrer  Zeit  höchst 
nützliche  Erziehungsmittel  die  Geschicke  der  germani¬ 
schen  Völker  Europa’s  bisher  beherrscht  hatten. 

Bei  uns  nicht  weniger,  als  in  anderen  aus  jener 
Völkerwanderung  der  deutschen  Stämme  hervorgegange¬ 
nen  Staaten,  nur  dass  hier  Geschichte  und  Staatsform 
schon  früh  und  mehr  oder  weniger  zu  allen  Zeiten  dem 
gesammten  Volke  einen  grössern  Antheil  an  der  allge¬ 
meinen  politischen  Bildung  gestattet  und  ihm  eine  etwas 
bessere  Anleitung  und  Erziehung  zur  Selbstbeherrschung 
gegönnt  hatten. 

Darin  allein  liegt  ja  noch  heute  unser  Unterschied 
und  Vorzug  vor  andern  Völkern  und  der  Grund,  warum 
bisher  wir  allein  in  Europa  im  Stande  waren,  die 
republikanische  Staatsform,  die  äusserlich  vollständige 
Verwirklichung  der  Demokratie,  zu  ertragen. 

Die  Demokratie  basirt  rein  auf  der  erhöhten  geisti¬ 
gen  und  sittlichen  Kraft  der  Völker,  die  durch  längere 
und  bessere  Erziehung,  vor  allem  aber  auch  durch  Ge¬ 
wohnheit  und  theilweise  selbst  durch  Descendenz  ver¬ 
mittelt  wird,  wie  alle  geistigen  und  sittlichen  Eigen¬ 
schaften  des  einzelnen  Menschen. 

Es  ist  ganz  vergeblich,  aus  einem  geistig  und  sittlich 
noch  niedrig  stehenden  oder  verkommenen  Volke  ein 
demokratisches  Gemeinwesen  aufbauen  zu  wollen.  Jeder 
solche  Versuch  in  alter  und  neuer  Staatengeschichte 
artet  in  einen  furchtbaren  Widerspruch,  in  eine  gänz¬ 
liche  Verkennung  und  Verkehrung  aller  sittlichen 
Grundlagen  aus,  auf  welchen  die  menschliche  Gesell¬ 
schaft  überhaupt  beruht. 
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Für  unerzogene  oder  heruntergekommene  Völker 
gibt  es  nur  Despotie  aufgeklärter  oder  weniger  aufge¬ 
klärter  Art  als  natürliche  Staats- und  Lebensform  und 
in  diesem  Sinne  ist  das  Wort  ganz  richtig,  dass  jedes 
Volk  immer  diejenige  Regierung  besitzt,  die  es  ver¬ 
dient. 

Aber  alle  Völker  streben  heute,  wie  zum  Licht 
und  geistigen  Leben  überhaupt,  zur  demokratischen 
Staats-  und  Lebensgestaltung  empor  und  alle  werden 
sie  —  das  ist  unsere  Hoffnung  und  unser  Trost  unter 
vielen  Enttäuschungen  des  augenblicklichen  Daseins  — 
früher  oder  später  erreichen.  Wenn  nicht  persönlich, 
so  doch  als  Bestandtheile  neuer,  kräftigerer  Völker¬ 
individuen. 

Vergebens  stemmen  sich  alle  äusseren  Mächte  gegen 
das  Princip  der  Demokratie. 

Namentlich  seit  dem  Ende  des  letzten  Jahrhunderts 
ist  kein  anderes  Fundament  mehr  für  die  Existenz  der 
Staaten  und  Staatsgewalten  den  vorgeschritteneren  Völ¬ 
kern  glaubhaft  zu  machen  als  die  Selbstbestimmung. 
Kein  Volk  Europa’s  glaubt  mehr  von  Herzen  an  ein 
Königthum  von  Gottes  Gnaden  und  Einsetzung,  oder 
an  eine  unabänderliche  Aristokratie  irgend  einer  Art. 
Jedes  Staatssystem  ist  eine  menschliche,  der  Abänderung 
jederzeit  fähige  Einrichtung  geworden. 

Die  grossep  staatsrechtlichen  Probleme  reduziren 
sich  seither  beinahe  völlig  auf  die  praktischen  Be¬ 
dürfnisse  des  Augenblicks.  Sie  gipfeln  alle  eigentlich 
in  der  einen  Frage:  In  wie  weit  und  in  welcher 
Weise  diesem  demokratischen  Zuge  der  Zeit  ein  Genüge 
geschehen  soll. 

Dem  Prinz ipe  nach  und  in  den  Grundlagen  der 
Staatseinrichtung  müssen  sich  alle  civilisirten  Staaten 
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der  Gegenwart  bereits  der  Majestät  der  Volks  Souve¬ 
ränität  beugen. 

So  stand  und  steht  es  auch  bei  uns.  Was  unser 
Schweizerisches  Volk  im  Jahre  1798  wollte  und  erstrebte, 
war  nicht  äusserliche  Staatseinheit,  oder  Bundesform, 
sondern  wohlthätiges  demokratisches  und  nationales 
inneres  Leben,  Erneuerung  der  ganzen  Nation 
zu  einem  besseren,  menschenwürdigeren  Dasein. 
Das  hoffte  es  von  der  Devolution  jener  Tage,  und  nur 
um  diese  Veränderung  des  inneren  Lebens  möglichst 
rasch  und  kräftig  gegenüber  allen  veralteten  Wider¬ 
standselementen  durchzuführen,  schien  es  nothwendig, 
dies  gleichmässig  von  Einem  Centrum  staatlichen  Lebens 
aus  zu  thun. 

Auch  wir  haben  damals  und  seither  noch  öfter  zu 
grossen  Werth  auf  diese  äussern  Formen  gelegt. 

Die  ganze  Zeit  der  Helvetik  und  nachher  noch  eine 
lange  traurige  Periode  unseres  politischen  Daseins  er¬ 
schöpfte  sich  in  vergeblichen  Versuchen,  durch  Ver¬ 
fassungen  jeder  Art,  die  alle  möglichen  Abstufungen 
grösserer  oder  geringerer  Centralisation  erdachten,  dem 
Einen  ein  Genüge  zu  thun,  was  noth  that  und  was  als 
stummer  Wunsch  all  der  Unruhe  und  Sehnsucht  des 
Volkes  allezeit  zu  Grunde  lag. 

Es  erhielt  oft  Steine  statt  Brod,  alle  möglichen 
äussern  Formen  und  Formeln,  bald  Freiheitsbäume, 
patriotischeAnsprachen  und  Nationalcocarden,  bald  wieder 
väterlich-aristokratische  Mandate,  ehrbare  Rathsherren 
und  neugefüllte  Staatsschatzkammern,  anstatt  innerer 
Verbesserung  des  politischen  Lebens  und  der  sozialen 
Zustände. 

Nachdem  dann  seit  1803  und  1815  auch  diese  wieder¬ 
hergestellten  alten  Eidgenössischen  Formeln  nicht  mehr 
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und  immer  weniger  die  Yolksregung'en  beschwichtigen 
konnten,  die  gegentheils  unaufhaltsam  zu  grösserer  Ent¬ 
wicklung  im  Sinne  der  Freiheit  und  Selbstbestimmung 
hinstrebten,  —  seither  ist  der  unbedingte  Glaube  an 
alle  diese  Formen  überhaupt,  an  Staatenbund  sowohl  als 
nachgerade  selbst  an  den  alleinseligmachenden  «Bundes¬ 
staat»  in  sichtlichem  Abnehmen  begriffen.  Wir  nähern 
uns  rasch  einer  Zeit,  in  der  von  wesentlichen  Theilen 
unserer  Bevölkerung  unbedenklich  auch  die  Staatseinheit 
ergriffen  wird,  wenn  sie  eine  bessere  Grundlage  für  die 
reellen  Bedürfnisse  unserer  Epoche  abzugeben  verspricht. 

Schon  heute  stehen  wir  sichtbarlich  an  der  Schwelle 
wenigstens  einer  neuen  Diskussion  über  die  Vortheile 
des  Bundesstaats  und  des  Einheitsstaats. 

Wir  würden  uns  grossen  Gefahren  preisgeben  und 
unvermeidlichen  Täuschungen  und  Reaktionen  verfallen, 
wenn  wir  abermals  in  den  Staatsformen  allein  die 
Befriedigung  für  unser  Volk  suchten  und  erblickten,  die 
nur  aus  der  richtigen  Ausbildung  des  inneren  Lebens 
quillt. 

Die  innere  Unruhe  und  Unzufriedenheit,  die  sich 
zeitweise  im  Momente  grösserer  Entwicklungskrisen  des 
Einzelnen  und  ganzer  Völker  bemächtigt,  stammt  nie 
aus  äusseren  Daseinsforinen  allein,  sondern  aus  Schwierig¬ 
keiten  und  Hindernissen  innerer  Entwicklung. 

Selbst  eine  mangelhafte  Staatsform  genügt  lange  Zeit 
innerlich  glücklich  organisirten,  in  gedeihlichem  Entwick¬ 
lungsgang  sich  befindlichen  Völkern.  Ja  es  ist  über 
haupt  zweifelhaft  und  jedenfalls  sehr  relativ,  was  eine 
mangelhafte  und  eine  gute  Staatsform  ist. 

Seit  den  grossen  Täuschungen  der  französischen 
Revolution  und  der  1848ger  Periode  hat  die  Menschheit 
den  Glauben  beinahe  aufgegeben  oder  ist  auf  dem  Wege, 
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ihn  aufzugeben,  dass  es  überhaupt  eine  absolut  gute 
Staatsform  gebe. 

Die  Form  muss  dem  Inhalt  entsprechen.  Der  beste 
Staat  ist  ein  sittlich  und  geistig  hochstehendes  Volk  unter 
jeder  Regierungsform,  die  dann  möglich  ist. 

Diese  allmälige  Bildung  und  Veredlung,  die  mit 
Mühe  und  grosser  Ausdauer,  mit  dem  Schweisse  aller 
Wackern  unauflösbar  verknüpft  ist,  sucht  aber  ein  träges 
Geschlecht  stets  zu  umgehen  und  möchte  künstlich  und 
mühelos  durch  Formeln  staatlicher  und  sittlicher  Art 
etwas  produziren,  was  blos  auf  dem  Ackerfelde  täglicher 
redlicher  und  nie  endender  Arbeit  gedeiht. 

Das  ist  in  kurzen  Worten  die  Geschichte  der  staat¬ 
lichen  Täuschungen  und  Enttäuschungen,  die,  anfänglich 
mit  Selbsttäuschung  in  Folge  von  Trägheit  und  Unver¬ 
stand  beginnend,  nach  und  nach  zu  bewusster  Täuschung 
und  Gewaltherrschaft  werden ,  möge  ihre  ursprüngliche 
Meinung  und  Formel  auch  eine  noch  so  wohlmeinende 
gewesen  sein. 

Es  ist  die  grosse  Lehre,  die  die  französische  Revo¬ 
lution  der  Menschheit  und  die  Helvetik  uns  speziell 
hinterlassen  hat,  dass  mit  Formeln  jeder  Art,  sitt¬ 
licher,  staatlicher,  religiöser,  und  mit  Formen  des 
äussern  Lebens,  die  sich  nach  solchen  Formeln  gestalten, 
noch  nichts  gemacht  ist. 

Das  Heil  des  Einzelnen  und  der  Völker  beruht  ledig¬ 
lich  auf  geduldiger  und  gläubiger  Arb  eit,  von  Generation 
zu  Generation,  und  auf  W  ahrheit  in  jedem  Momente  des 
Lebens. 

Der  Mensch  muss  sein,  was  er  scheint,  das  Volk, 
der  Staat  muss  leisten,  was  er  verspricht,  oder  weniger 
versprechen. 
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Wir  Alle,  die  wir  eine  Republik  und  ein  demokrati¬ 
sches  (xemeinwesen  vorzustellen  gesonnen  und  entschlossen 
sind,  hüten  wir  uns,  eine  Demokratie  ohne  die  Mittel  und 
die  Anforderungen  einer  solchen  zu  simuliren. 

Hüten  wir  uns,  Ideen  und  Forderungen  aufzustellen, 
denen  wir  nicht  vollständig  bis  in  die  letzten  Konsequenzen 
genügen  wollen  und  können. 

Oder  wenn  wir  sie  aufstellen,  seien  wir  uns  gänz¬ 
lich  bewusst,  bis  zu  welchem  Höhengrade  staatlicher 
und  sittlicher  Kultur  unser  ganzes  Volk  mit  allen  Kräften 
emporgehoben  werden  muss,  um  ihnen  gerecht  zu  werden. 

Unser  Glück,  unsere  geistige  und  materielle  wahre 
Wohlfahrt  hängt  nicht  am  Einheitsstaat  oder  Bundesstaat, 
nicht  an  diesen  oder  jenen  speziellen  Formen  und  Ein¬ 
richtungen  staatlichen  Lebens,  sondern  ausschliesslich  an 
der  Frage,  ob  wir  im  Stande  sind,  dasjenige  zu  sein, 
als  was  wir  jetzt  äusserlich  erscheinen,  eine  freie,  selbst¬ 
bewusste  ,  sich  selbst  in  Freiheit  und  Ordnung  re¬ 
gierende  Nation. 

Diesen  Anspruch  haben  unsere  Grossväter  zum  ersten 
Male  in  unserer  Geschichte  erhoben,  mit  ausdrücklichen, 
nur  allzu  pomphaften  und  selbstvertrauenden  Worten. 

Die  Geschichte  dieses  Anspruchs  und  «Versuchs  mit 
unzureichenden  Mitteln»  ist  die,  für  unsere  Zeit  zumal, 
höchst  lehrreiche  Geschichte  der  Helvetik. 

Darin  liegt  ihre  Schwäche,  ihre  Armuth  und  ihre 
Grösse,  die  uns  Beide  abwechselnd,  anziehend  und  wieder 
abstossend,  auf  jedem  Blatte  dieser  Geschichte  begegnen. 

Ihre  todbringende  Schwäche  in  dem  Schein¬ 
wesen,  mit  dem  sie  bald  die  offenbaren  Lücken  des 
Seins  zu  verdecken  trachtete  und  sie  dadurch  nur  unheil¬ 
bar  machte. 
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Ihre  unsterbliche,  versöhnende  Grösse  in  dem  guten 
Willen  und  idealen  Streben  vieler  Redlichen,  die 
sich  damals  trotz  aller  Mängel  in  System  und  Ausführung 
sagen  durften  und  noch  heute  in  würdigem  Selbstbewusst¬ 
sein  neben  ihren  ganz  ungleichen  Söhnen  zu  uns  Enkeln 
sprechen: 

« Et  magna  voluisse  satis  est.  » 

Nicht  Allen  ist  Erfolg  beschieden.  Grosses  auch  nur 
aufrichtig  gewollt  zu  haben,  heisst  mitunter  seiner  Zeit 
genug  gethan. 


i 
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IL 

Moderne  Demokratie. 


Die  Helvetik  war,  so  sagten  wir,  der  erste  Versuch, 
die  konsequenten  Theorien  der  modernen  Demokratie 
auf  unserem  Boden  einzubürgern. 

Es  war  der  Grundgedanke  jener  Zeit  und  ihrer  Helden, 
an  Stelle  der  ausgelebten  Eidgenössischen  Staatsformen 
neues  Leben  auf  wahrhaft  demokratischen  Grundlagen  zu 
begründen;  darauf  zielten  alle  ihre  Einrichtungen  und 
Ideen,  mit  klarer  Einsicht  oft,  ebenso  oft  auch  nur  in 
dunklem  Drange  ab. 

Durch  diesen  Gedanken  hängt  die  Helvetik  mit  der 
Kulturentwicklung  der  damaligen  Zeit  überhaupt  inner¬ 
lich  zusammen  und  er  ist  auch  die  Brücke,  die  unsere 
heutige  Welt  mit  der  dazumaligen  verbindet.  Er  ist  das 
Dauernde  in  dem  Wechsel  der  Anschauungen,  das 
Innerliche  unter  dem  vielen  Aeusserlichen ,  das  für 
uns  keine  Bedeutung  mehr  hat. 


Unsere  ganze  europäische  Welt  arbeitet  gegenwärtig 
an  der  Entwicklung  der  Demokratie.  Es  soll  ein 
staatlicher  Zustand  gefunden  und  möglich  gemacht  werden, 
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in  welchem,  ohne  Schaden  für  die  allgemeine  Kultur,  die 
staatsbürgerlichen  Rechte  und  Pflichten  zu  einer  Aus¬ 
gleichung  gebracht  werden,  wie  sie  bisher  in  der  neueren 
Geschichte,  ja  in  grösserem  Style  unter  der  Menschheit 
überhaupt  noch  nicht  stattgefunden  hat. 

Und  der  Wille  der  Mehrheit  aller  Staats¬ 
bürger  soll  in  allen  grossen  Fragen  des  staatlichen 
Lebens  im  Grunde  und  letztlich  immer  den  entscheiden¬ 
den  Ausschlag  geben. 

Von  dieser  Anschauung  sind  wir  gegenwärtig  bereits 
so  sehr  durchdrungen,  dass  wir  uns  kaum  mehr  Rechen- 
Schaft  gehen,  wie  jung  verhältnissmässig  dieselbe  in  der 
Welt  ist  und  dass  unsere  Grossväter  es  waren,  die  ihr 
bewusstes  Entstehen  in  Europa,  unter  dem  Sturm  und 
Drang  und  Widerspruch,  der  jede  solche  Erschliessung 
eines  neuen  Gedankens  begleitet,  mit  angesehen  haben. 

Schon  heute,  in  der  dritten  Generation  bloss,  gibt 
es  nicht  mehr  viele  denkende  Menschen,  die  die  Be¬ 
rechtigung  der  demokratischen  Ideen  prinzipiell 
läugnen. 

Die  Opposition  dagegen,  die  sich  anfangs  auf  Prin¬ 
zipien  stützte  und  diesem  Gesammtwillen  der  Mehrheit 
ein  ursprüngliches,  göttliches  Recht  eines  Einzelnen  oder 
mehrerer  Einzelnen,  für  alle  zu  denken,  lange  und  hart¬ 
näckig  entgegensetzte,  hat,  wenn  Sie  die  Zeit,  in  der  wir 
leben,  genau  beobachten,  allenthalben  bereits  diesen 
grundsätzlichen  Boden  verlassen  und  zieht  sich  auf  blosse 
Milderungen  des  demokratischen  Systems  in  der  Form 
seiner  Ausübung  zurück. 

Von  den  Republiken  in  Europa  und  Amerika  nicht 
zu  sprechen,  in  denen  der  demokratische  Gedanke  gegen¬ 
über  jeder  aristokratischen  Einrichtung  in  seiner  vollen 
Schärfe  zur  Ausführung  gelangt,  —  nein,  auch  in  der 
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monarchischen  Regierungsform  der  heutigen  Kulturvölker 
hat  allmälig  die  Theorie  des  absoluten  Rechtes  eines 
Einzelnen  unvermerkt  einer  andern  Anschauungsweise 
Platz  gemacht. 

Ueberall  sind  Volksvertretungen  an  die  Seite  der 
obersten  Exekutivgewalt  gestellt,  welche  den  Monarchen 
nöthigen,  sich  mit  einem  mit  dem  Geiste  dieser  Vertretung 
harmonirenden  Staatsrathe  zu  umgeben  und  auf  die 
Dauer  dem  Willen  des  Volkes  gemäss  zu  regieren. 

Selbst  das  formell  noch  bestehende  königliche  Veto  in 
den  konstitutionellen  Monarchien  gegen  Kammerbeschlüsse 
ist  bereits  zur  Seltenheit  geworden.  In  England  z.  B. 
wurde  es  seit  1692  unter  Wilhelm  III.  nicht  mehr  aus¬ 
geübt.  Die  königliche  Gewalt  hilft  sich  jetzt  lieber  durch 
Beeinflussung  der  Wahlen.  Der  Austritt  des  Staats¬ 
ministeriums,  sobald  es  in  einer  grösseren  Frage  in  der 
Kammer  unterliegt,  ist  in  allen  konstitu  tionellen  Monarchien 
zu  einem  oft  beinahe  die  nöthige  Stätigkeit  der  Regie¬ 
rung  gefährdenden  Grundsatz  geworden;  während  in 
Amerika  und  bei  uns  weder  Präsident  noch  Bundes¬ 
rath  entfernt  daran  denken  würden,  in  einem  solchen 
Falle  abzutreten,  eben  weil  es  hier  einer  solchen  Wahrung 
des  demokratischen  Prinzips  gar  nicht  mehr  bedarf. 

Ja  in  unserer  modernsten  Entwicklung  tritt  sogar 
die  Erscheinung  in  einem  monarchischen  Staate  nach 
dem  andern  zu  Tage,  dass  einerseits  die  Person  der 
Herrscher  in  dem  Volksbewusstsein  gegenüber  jeder  be¬ 
deutenden  Persönlichkeit  eines  Ministers  in  den  Hinter¬ 
grund  tritt,  und  dass  hinwieder  derselbe  seinen  Haltpunkt 
in  der  Ausführung  nationaler  Ideen  sucht,  nicht  mehr 
in  der  persönlichen  Sympathie  des  Herrschers. 

Als  der  eigentliche  Regent  und  Regenerator  sowohl 
Italiens  wie  Deutschlands  in  einer  grossen  Zeit,  die  an 
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unseren  eigenen  Augen  vorüberging,  wird  in  der  späteren 
Geschichtschreibung  wohl  nicht  der  zufällige  Herrscher 
dieser  Länder  genannt  und  gepriesen  werden,  sondern 
der  leitende  Minister,  der  sich  bei  seinem  Handeln  in 
lieber einstimmung  mit  dem  Denken  und  Wollen  der  Nation 
wusste  und  darin  beständig  zu  erhalten  genöthigt  war. 

Selbst  in  Deutschland,  wo  das  monarchische  Prinzip 
noch  viel  stärker  ist  als  in  Italien,  und  nach  grossen 
Erfolgen,  musste  sich  eine  sieggekrönte  Eegierung  herab¬ 
lassen,  ihre  Volksvertreter  um  Indemnität  für  eine  mehr¬ 
jährige  inkonstitutionelle  Erhebung  und  Verwendung  der 
Staatsgelder  zu  bitten  und  die  grösste  Stellung  geräth 
in  ein  Wanken,  sobald  ihr  Träger  geneigt  scheint,  sich 
in  dauernden  Widerspruch  mit  einer  allgemeinen  Volks¬ 
ansicht  zu  begeben. 

Die  Götter  dieser  Erde  sind  sämmtlich  aus  ihren 
Wolken  herabgestiegen  und  wandeln  fortan  unter  den  ge¬ 
wöhnlichen  Menschenkindern.  Sie  dürfen  nicht  mehr  an¬ 
ders  denken  als  ihre  Unterthanen,  deren  Verstand  ihnen 
noch  vor  nicht  sehr  langer  Zeit  als  ein  nothwendig 
beschränkter  erschien.  Sie  müssen  vielmehr  nun  oft 
genug  der  öffentlichen  Meinung,  sobald  dieselbe  einen 
gewissen  Grad  von  Konsistenz  gewonnen,  gegen  ihren 
eigenen  souveränen  Willen  Folge  leisten. 

Gegen  den  völlig  selbstbewusst  gewordenen  Willen 
einer  Nation  dauernd  zu  regieren,  vermag  bereits  heute, 
bei  Beginn  des  letzten  Viertels  unseres  Jahrhunderts, 
das  mit  dieser  grossen  Bevolution  des  staatlichen  Den¬ 
kens  begann,  kein  europäischer  Herrscher  mehr.  Sogar 
in  Russland  und  in  der  Türkei  nicht.  Die  Lehre  vom 
göttlichen  Rechte  des  Monarchen,  die  Legitimität,  ist  aus 
einer  geglaubten  Wahrheit,  die  eben  weil  sie  geglaubt 
wurde,  einst  einen  tiefem  Sinn  und  eine  innere  Be- 
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reclitigung  hatte,  eine  jener  Formeln  geworden,  die 
nach  einer  grossen  Vergangenheit  noch  eine  Zeit  lang 
die  Welt  mit  einem  Schattendasein  belästigen,  bis  sie 
in  Repräsentanten  von  der  Art  der  Chambord  und  Don 
Carlos  der  «letzten  Potenz  der  Verneinung»,  der  Lächer¬ 
lichkeit,  verfallen. 

Die  Weltgeschichte  zeigt  ja,  wie  schon  oft  bemerkt 
wurde,  neben  allem  Ernste  einen  mildernden  Humor  und 
lässt  die  Epiloge  grosser  Stücke,  in  denen  die  Helden  und 
Könige  einer  Idee  agirten,  in  der  Regel  durch  irgend 
einen  Thoren  sprechen.  Wenn  derselbe  auftritt,  ist  alle¬ 
mal  das  Stück  zu  Ende  und  der  Vorhang  fällt. 

Die  Welt  ist  demokratisch  geworden  —  das 
ist  eine  Thatsache,  fester  als  alle  Herrschergewalt,  und 
das  letzte  Viertel  des  19.  Jahrhunderts  vergeht  nicht,  ohne 
den  Zusammenbruch  auch  der  letzten  Pfeiler  der  früheren 
antidemokratischen  Weltanschauung  und  Weltordnung 
gesehen  zu  haben. 


Der  neuen  W'elt,  die  neben  und  unter  den  Ruinen 
der  alten  bereits  emporsprosst,  liegt  es  nun  ob,  die  De¬ 
mokratie  zu  organisiren. 

Das  wird  wesentlich  Ihre  Aufgabe  im  Staatsleben 
sein  und  in  dieser  Aufgabe  greifen  Sie  zurück,  fühlen 
sich  verwandt  mit  Denjenigen,  welche  vor  79  Jahren  den 
ersten  Versuch  hiezu  auf  unserm  Boden  gemacht  haben. 

Mit  schweren  Erfahrungen  damals,  die  Sie  getreulich 
beherzigen  und  benutzen  müssen. 

Es  ist  nicht  leicht,  die  Demokratie,  zumal  die  mo¬ 
derne,  über  grosse  Volksmassen  sich  erstreckende,  in 
eine  Form  zu  bringen,  welche  den  geistigen  Fortschritt 
der  Menschheit  immer  nur  fördert,  nie  zurückhält. 
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Die  Demokratie  erscheint  zwar  ausserordentlich  na¬ 
türlich  auf  der  einen  Seite.  Sie  steht  auch  überall 
als  ursprüngliche  Regierungsform  an  der  Schwelle  der 
Völkergeschichte  und  verschwindet  dann  erst  mit  deren 
höherer  Entwicklung.  Schon  die  Natur  des  Menschen 
und  des  Staates  scheint  eigentlich  eine  solche  Art  der 
Verbindung  von  Individuen  zu  einem  gemeinsamen  Da¬ 
sein  zu  fordern. 

Aber  sie  hat  sich  überall  noch,  wo  sie  faktisch  be¬ 
stand,  als  sehr  schwer  in  der  Ausführung  bewiesen, 
indem  sie  sehr  viel,  nicht  allein  an  Geist  und  Leben, 
sondern  noch  mehr  an  Mass  und  Selbstbeschränkung, 
den  höchsten  und  seltensten  Eigenschaften  des  Menschen, 
beansprucht. 

Die  Demokratie  macht,  das  ist  ihr  unheilbarer 
Fehler,  der  in  ihrer  Idee  selber  begründet  liegt,  wo 
immer  sie  eintritt,  anfänglich  zu  hohe  Anforde¬ 
rungen  an  die  grosse  Masse,  denen  dieselbe  vorläufig 
nur  unvollkommen  genügen  kann.  Sie  ist  zuerst  stets 
mehr  ein  Programm  als  ein  staatlicher  Zustand. 


Sie  ist  daher  beständig  und  überall  genöthigt  ge¬ 
wesen,  einen  von  drei  Wegen  zu  gehen: 

Entweder  die  Beschränkung,  die  nothwendige  Sta¬ 
bilität,  die  an  sich  nicht  in  ihrem  Wesen  liegt,  in 
äussern  Formen  zu  suchen,  die  diese  Selbstbeschrän¬ 
kung  repräsentiren  sollen.  Das  heisst  ein  besonders 
weises  und  mehr  als  gewöhnlich  befestigtes  Grundgesetz, 
eine  Verfassung  (wie  wir  ein  solches  nennen)  zu  suchen 
und  dieselbe  gewissermassen  als  ein  Heiligthum,  einen 
dauernden  personifizirten  höhern  Willen  über  die  all¬ 
täglichen  Aeusserungen  des  souveränen  Volkswillens  zu 
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stellen.  Eine  Art  von  Fiction,  die  noch  stets  in  erregten 
Zeiten  eine  nicht  genügende  Macht  und  Haltbarkeit  be¬ 
wiesen  hat. 

Oder  das  Niveau  der“  Anforderungen  an  den 
Staat  und  seine  Organe  ungemein  herabzusetzen,  so 
dass  es  wirklich  von  jeder  auch  höchst  mittelinässigen 
Staatsgenossenschaft  und  von  jedem  gewöhnlichen  Men¬ 
schen  ohne  erhebliche  Anstrengungen  erreicht  werden 
kann. 

Oder  endlich  von  ihren  Bürgern  mehr  als  ge¬ 
wöhnliche  Bildung,  Gewohnheit  öfterer  ganz  ausserordent¬ 
licher  Anstrengungen  und  allezeit  ein  ungemeines  Mass 
von  Tugend  und  Selbstaufopferung  zu  verlangen. 
Praktisch  heisst  das:  die  ganze  Kraft  des  Staates  auf  die 
sittliche  Erziehung  zu  verwenden. 

Diess  sind  die  Wege,  welche  die  Demokratie  zu  ihrer 
Selbsterhaltung  in  allen  historischen  Zeiten  eingeschlagen 
hat  und  noch  immer  abwechselnd  versucht,  in  den  Re¬ 
publiken  des  Alterthums  sowohl  als  in  denen  des  Mittel¬ 
alters  und  in  der  heutigen  Welt.  Sie  können  diess  von 
Athen  bis  nach  Frankreich  und  Spanien  verfolgen.  Sie 
können  auch  bei  uns  sehr  leicht  die  entsprechenden  drei 
Gattungen  von  Staatsmännern  unterscheiden. 

Einige,  welche  glauben,  mit  Yerfassungsparagraphen 
eine  innere  Revolution  vollziehen  und  neue  Zustände 
dauernd  begründen  zu  können.  Viele,  welche  beständig 
die  Anforderungen  an  einen  Staatsbürger  und  Staatslenker 
so  weit  herunterzusetzen  trachten,  bis  sie  selbst  und  eine 
grosse  Menge  noch  denselben  sich  gewachsen  fühlen. 

Wenige  vorläufig,  die  sich  völlig  bewusst  sind,  dass 
die  eigentliche  Stärke,  die  innere  Berechtigung  wie  die 
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äussere  Dauer  der  Demokratie  nur  in  einer  grossen 
Hebung  des  gesammten  Volkes  zu  geistiger  und  sittlicher 
Hoheit  über  andere  Völker  hinauf,  beruhen  kann  und 
die  dieser  ungeschriebenen  Verfassung  und  ihren  ewigen 
Paragraphen  ihre  ganze  mühevolle  Sorgfalt  zuwenden. 

Diese  drei  verschiedenen  Richtungen  in  der  Aus¬ 
bildung  der  Demokratie  leben  unter  uns  heute,  sie 
haben  zu  allen  Zeiten  in  den  Demokratien  der  alten 
Welt  wie  in  der  helvetischen  Periode  in  ausgeprägten 
Typen  —  von  Perikies  bis  zu  Kleon  —  von  Rengger  bis 
zu  Dolder  —  neben  einander  gestanden. 

Im  Allgemeinen  aber  ist  bei  uns  der  Versuch,  die 
Demokratie  rasch  mit  äusserlichen  Verfassungsvorkehren 
zu  begründen,  die  Geschichte  der  Helvetik.  Die  Herab¬ 
setzung  der  demokratischen  Anforderungen  die  Geschichte 
einer  gewissen  beinahe  abgelaufenen  und  misskreditirten 
Periode  und  Richtung  des  schweizerischen  Radikalismus. 
Die  Verinnerlichung  und  Bewahrheitung  der  Demo¬ 
kratie  durch  die  Hebung  wahrer  geistiger  und  sittlicher 
Volkskraft  hoffentlich  der  vorherrschende  Gedanke 
unserer  Gegenwart  und  Zukunft. 


Im  geschichtlichen  Hergang  knüpft  unsere  demo¬ 
kratische  Wiedergeburt  in  der  Helvetik  direkt  an  die 
französische  Revolution  an,  die  überhaupt  die  Er¬ 
scheinung  der  modernen  Demokratie  in  der  Welt  ein¬ 
leitet. 

Vor  dieser  Zeit  zwar  gab  es  Demokratien,  auch  in 
der  antiken  Welt.  Das  griechische  Alterthum  namentlich 
kannte  sie  in  einzelnen  Städterepubliken ,  in  höchster 
Ausbildung  zu  Athen.  Doch  sind  diese  städtischen  Demo¬ 
kratien,  die  sich  dann  auch  im  Mittelalter,  namentlich 
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in  Florenz,  gewissermassen  nach  dem- alten  Modelle  nach¬ 
bilden,  mit  unserer  heutigen  nicht  zu  vergleichen.  Sie 
reduzirten  sich  immer  auf  städtische  Verhältnisse  und 
relativ  gegenüber  den  heute  in  Frage  kommenden  auf 
kleine  Volksmassen.  Und  die  Bildung  und  Gewöhnung 
des  Bürgers  zur  Behandlung  der  öffentlichen  Dinge, 
worauf  im  Grunde  immer  das  Wesen  der  Demokratie 
beruht,  wurde  erleichtert  durch  Mittel,  die  wir  nicht  mehr 
kennen,  durch  ausserordentliche  Leistungen  halbdienst- 
harer  Bundesgenossen  und  durch  Massen  von  Sclaven, 
welche  die  täglichen  Geschäfte  des  Lebens  für  den  Bürger 
grösstentheils  verrichteten. 

Keine  dieser  Demokratien  würde  daher  unseren 
heutigen  Zuständen  und  Bestrebungen  als  wirkliches  Vor¬ 
bild  dienen  können.  Uebrigens  war  auch  ihr  Bestand 
überall  von  sehr  kurzer  Dauer,  in  Athen  höchstens 
82  Jahre,  von  Kleisthenes  (510)  bis  zum  Tode  des 
Perikies  (428). 

Sie  gleichen  in  der  Geschichte  mehr  einem  momen¬ 
tan  aufflackernden  starken  Lichteffekt,  oder  der  wunder¬ 
vollen  Blüthe  einer  Pflanze,  deren  kurze  Dauer  sie  dem 
liebevollen  Andenken  der  Menschen  nur  um  so  mehr 
einprägte,  als  einem  festbegründeten  und  über  grosse 
Länder  und  viele  Menschen  sich  gleichmässig  verbrei¬ 
tenden  Zustand. 

Diese  ganze  antike  Welt  verschwand  dann,  nachdem 
alle  ihre  Staatsprobleme  sich  zuletzt  in  der  Einförmig¬ 
keit  einer  ungeistigen  Universalmonarchie  aufgelöst 
hatten,  unter  der  germanischen  Völkerhochfluth,  von  der 
ab  allein  eigentlich  unsere  noch  lebendige  Geschichte 
datirt.  Alles  Frühere  ist  Erinnerung,  Poesie,  Bildungs¬ 
stoff;  die  Wurzeln  unseres  Lebens  aber  reichen  nicht 
in  jene  Welt.  Wir  sind  Alle  Zweige  und  Blätter  des 
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Baumes  Ygdrasil,  wie  ihn  die  Edda  schildert,  der  die 
germanische  Lebensgestaltung  trägt 

Dieses  germanische  Völkerleben  bildete  die  Demo¬ 
kratie  nicht  aus,  die  zwar  auch  in  seinen  rohen  Anfängen 
lag,  wo  jeder  Mann  ein  Freier  und  Gleichberechtigter 
war  und  das  Recht  eines  Jeden  unmittelbar  auf  der 
Kraft  seines  Armes  und  in  seiner  Speerspitze  ruhte. 

Schon  frühe  tritt  aber  hier  daneben  die  erbliche 
Führerschaft,  der  anerkannte  ^Vorzug  einzelner  Ge¬ 
schlechter  auf,  begünstigt  durch  die  Volksanschauung, 
welche  ein  germanischer  Forscher  unserer  Tage  wieder 
in  ein  System  gebracht  hat,  wonach  mit  dem  Blut  auch 
die  edeln  Eigenschaften  des  Geistes  und  Herzens  sich 
vererben. 

Begünstigt  auch  durch  die  Neigung  der  Germanen 
zu  familienhafter  Anhänglichkeit  und  Treue  gegenüber 
einem  Stammeshaupt,  die  völlige  Gleichheit  ausschliesst, 
und  durch  die  Achtung  vor  der  Kirche,  deren  V orgesetzte 
auch  die  Stellung  einer  natürlichen  Aristokratie  einnahmen. 

Die  germanische  Welt  ist,  seitdem  ihre  Völker  feste 
Sitze  gewannen,  noch  niemals  demokratisch  organisirt 
gewesen.  Sie  bildete  vielmehr  in  hohem  Grade  ein 
System  staatlicher  Anschauung  aus,  wonach  der  Antheil 
an  der  Staatslenkung  wesentlich  und  in  bestimmt  abge¬ 
messenem  Grade  nur  denen  zukommt,  die  erblich  als  die 
Edelsten  der  Nation  gelten. 

Erst  der  Zeit,  die  wir  als  unsere  eigene  betrachten 
können,  war  es  nach  einem  vollen  Jahrtausend  beschie- 
den ,  an  die  Stelle  dieser  aristokratisch-germanischen 
Weltordnung  die  Anfänge  einer  neuen,  demokratisch- 
kosmopolitischen  zu  setzen. 

Und  auch  diess  nicht  etwa  aus  einer  theoretischen 
Ueberzeugung  heraus,  dass  diese  die  vorzüglichere  an 


und  für  sich  sei,  sondern  weil  die  ändere  im  Verlaufe 
der  Zeit  ein  blosser  Schein,  zuletzt  eine  geschminkte 
Lüge  geworden  war. 

Denn  soweit  ist  es  wahr,  was  Aristoteles  (Polit.  IV, 
6,  4)  und  Machiavelli  (Discorsi  I,  6)  beide  sagen,  der 
Charakter  der  Aristokratie  ist  Tugend,  virtus  im 
weitesten  Sinne. 

Sie  ist  entstanden  überall  nur  aus  der  Tugend,  aus 
dem  natürlichen  Uebergewicht  der  edleren  Theile  eines 
Volks  über  die  rohen  und  unedlen,  das  den  Ersteren 
zuerst  Ansehen,  dann  Herrschaft  verlieh. 

In  allen  Ländern  des  germanischen  Europa’s  bildete 
sich  eine  solche  Klasse  oder  Kaste  von  Edeln  aus,  die 
in  der  That  ursprünglich  waren,  was  ihr  Name  besagt 
und  die  sich  auch  durch  sorgfältigere  Bildung  und  nament¬ 
lich  durch  ebenbürtige  Ehen  diese  Stellung  auf  die  Dauer 
zu  conserviren  trachteten. 

Ueberall,  wo  ein  derartiger  Vorzug  bestand,  machte 
er  sich,  wie  jede  Kraft  und  Wahrheit,  natürlich  geltend, 
in  unserem  Lande  ebensowohl  als  in  anderen,  seihst 
nach  Entstehung  der  Eidgenossenschaft. 

Auch  wir  finden  in  den  ursprünglichsten  Gebieten 
der  Eidgenossenschaft,  selbst  unter  den  freien  Männern 
von  Schwyz  oder  Uri,  einzelne  edle  und  vorzüglich  an¬ 
gesehene  Geschlechter  (wie  Attinghausen,  Beding,  Aby- 
berg),  in  denen,  zum  Theil  bis  auf  unsere  Zeit  hinab,  die 
Führerschaft  des  \^olkes  beinahe  erblich  geblieben  ist. 
Und  ebenso  gelangte  in  den  Städtekantonen  der  zahl¬ 
reich  sich  dort  niederlassende,  ursprünglich  feindliche 
Adel  durch  seine  natürlichen  Eigenschaften  zu  grosser 
Bedeutung. 

Solche  Verhältnisse  haben  dann  aber  eine  ungemeine 
Dauer,  weil  sich  in  der  That  eine  gewisse  Gewohnheit 
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und  ein  Geschick  des  Herrschens,  wie  eine  Gewohnheit 
der  Unterwerfung  unter  Althergebrachtes  leicht  vererben. 

Die  Aristokratien  sind  überall  in  der  alten  und 
mittelalterlichen  Geschichte  von  längerer  Dauer  gewesen, 
als  die  Demokratien,  und  einzelne  solcher  Staaten,  wie 
Sparta,  Venedig  und  in  ganz  hervorragender  Weise  die 
«Stadt  und  Republik  Bern»  sind  klassische  Beispiele  von 
zäher  Kraft  und  Dauer  eines  gewissen  Herrschergeistes 
in  einzelnen  Familien. 

Die  menschliche  Gesellschaft  hängt  ja  überhaupt 
vielfach,  ja  viel  mehr  als  allgemein  geglaubt  wird,  durch 
Gewohnheit  zusammen  und  ist  daher  einem  System 
natürlich  günstig  geartet,  das  auch  auf  Gewohnheit  be¬ 
ruht  und  aus  der  Gewohnheit  allmälig  ein  Recht  macht. 

Diese  aristokratisch -germanische  Weltordnung,  an 
deren  Endpunkte  wir  heute  stehen,  ist  daher  auch  nirgends 
plötzlich  untergegangen,  durch  irgend  ein  gewaltsames 
äusseres  Ereigniss,  eine  Revolution  im  eigentlichen  Sinne; 
weder  in  Venedig  noch  in  Bern;  sondern  vielmehr  ganz 
allmälig  gesunken  durch  die  eigene  innere  Veränderung 
und  Zersetzung,  durch  den  Uebergang  dessen,  was  einst 
eine  Wahrheit  und  desshalb  ein  rechtschaffener  Titel  zu 
einem  Rechte  war,  zuerst  in  eine  Halbheit,  ein  Schein¬ 
wesen  und  endlich  in  eine  bewusste  Unwahrheit. 

Bewusst  gewordene  Unwahrheiten  aber  duldet  der 
edlere  Geist  der  Menschheit  auf  die  Dauer  nirgends  und 
nimmer,  so  schonungsvoll  er  für  unbewusste  ist.  Für 
ihn,  ja  für  jeden  einzelnen  höher  gesinnten  Menschen 
ist  es  das  ursprünglichste  Lebensbedürfniss,  die  wahre 
Lebensaufgabe,  dergleichen  überall,  wo  es  sich  breit 
machen  will,  zu  widerstehen ;  denn  das  Leben  des  Men- 
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sehen  und  das  der  Nationen  muss  keine  Theatervorstel¬ 
lung  sein,  die  mit  einem  «plaudite  amici»  endet,  sondern 
eine  reelle  Wahrheit,  die  auf  ernsten  und  wahren  Voraus¬ 
setzungen  ruht. 

Die  Veränderung  einer  solchen  von  Niemand  mehr 
geglaubten  Unwahrheit  zu  einer  neuen,  von  Herzen  ge¬ 
glaubten  Wahrheit  war  seiner  Zeit  der  Uebergang  der 
Weltherrschaft  von  dem  römisch-byzantinischen  Kaiser- 
thume  an  die  germanischen  Völker  gewesen.  Damals 
wurde  auch  eine  abgestorbene  Welt  und  Menschheit 
wiedergeboren  und  erstand  eine  neue  Zeit  nach  einem 
Weltuntergang.  Die  Besten  regierten  wirklich  wieder 
einmal  die  Erde,  nicht  unfähige  byzantinische  Kaiser  in 
seidenen  Weiberröcken  und  umgeben  von  Weibern  und 
Eunuchen,  sondern  tapfere  deutsche  Volkskönige  in 
eisernem  Harnisch  mit  treuen  und  edeln  Heergenossen 
an  ihrer  Seite.  Der  Staat  wurde  wieder  auf  die  richtige 
breite  Basis  einer  natürlichen  Vereinigung  von  freien 
Männern  gestellt  und  es  gab  wieder  eine  Religion,  die 
herzlich  geglaubt  wurde ,  die  selbst  in  ihrer  äusser- 
lichen  Manifestation  wirklich  ein  Sieg  des  geistigen 
Lebens  über  die  rohe  Weltlichkeit  war.  Denn  auch  die 
Geistlichen  waren  damals  noch  grösstentheils,  was  sie 
Messen,  Geistesmenschen,  die  Bischöfe  Hirten  der  ihnen 
zu  religiöser  Erziehung  anvertrauten  Völker  und  der 
Bischof  zu  Rom  der  erste  und  mit  Recht  angesehenste 
unter  ihnen,  der  natürliche  Primas  der  Kirche  des  Westens, 
die  gesunder  als  die  östliche  war. 

Seit  dem  16.  Jahrhundert  aber  zeigen  sich  nun 
auch  diese  Verhältnisse  als  gänzlich  erschüttert.  Das 
Geistliche  war  zuerst  nicht  mehr  gleichbedeutend  mit 
dem  Geistigen,  dann  allmälig  auch  das  Aristokratische 
nicht  mehr  das  Beste.  Die  natürliche  oberste  Autorität  des 
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heiligen  Weltreichs  deutscher  Nation  zerbrach  in  Stücke, 
die  ihm  untergeordneten  Kreise,  in  die  sich  die  Mensch¬ 
heit  willig  eingefügt  hatte,  waren  eine  leere,  mühsam 
aufrecht  gehaltene  Form  ohne  Inhalt  geworden. 

Seit  den  letzten  80  Jahren  sind  wir  in  die  volle 
Auflösung  dieser  damals  bereits  erschütterten  Welt¬ 
ordnung  eingetreten. 

Nichts  hängt  davon  mehr  ordentlich  zusammen.  Kein 
einziges  menschliches  Verhältniss  ist  heute  im  Allgemeinen 
so  geordnet,  wie  es  auf  die  Dauer  bleiben  könnte  und  sollte. 

Die  Menschen  sind  grösstentheils  zersplittert  in  eine 
ungeheure  V'ereinzelung,  wie  sie  seit  Jahrhunderten  nicht 
mehr  bestanden  hat.  Es  gibt  nirgends  weder  echte 
Autorität  noch  echten  freiwilligen  Gehorsam  mehr. 

Jeder  einzelne  Mensch  sogar  steckt  heutzutage, 
wie  ein  moderner  geistreicher  Schriftsteller  sagt,  in 
einer  «  durchsichtigen  Eiskruste  » ,  die  keine  rechte  An¬ 
näherung  gestattet.  Wir  sehen  und  hören  ihn,  kommen 
ihm  aber  doch  nicht  näher  dadurch.  Der  Verkehr  unter 
den  Menschen  ist  vielfach  gänzlich  fiktiv;  ein  grosser 
Theil  dessen,  was  unter  ihnen  gesprochen  wird,  ist  nicht 
eigentlich  im  Ernst  gesprochen,  ja  bei  Vielen  besteht 
das  ganzeLebenin  solchem  gewohnheitsmässigen  Reden 
ohne  Ernst  und  ohne  Konsequenz  eines  Handelns  darnach. 

Beinahe  alle  menschlichen  Verhältnisse  sind  unstät 
und  zum  Theil  falsch  geworden.  Täglich  wechselnde 
Diener,  eher  Feinde  im  Hause,  statt  Freunde  und  Ge¬ 
hilfen,  leicht  trennbare,  innerlich  unfeste  Ehen,  in  Gast¬ 
höfen  und  auf  beständiger  Wanderschaft  lebende  ganze 
Familien,  ein  eigentliches  modernes  Nomadenthum.  Grosse 
Klassen  sogenannter  Gebildeter,  die  blos  beschäftigt  sind, 
zu  verzehren,  was  Andere  sammelten  und  sogar  darin 
des  Lebens  Werth  und  eine  höhere  gesellschaftliche  Stufe 
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erblicken.  Andere  Klassen  dicht  daneben,  denen  es  nicht 
gelingen  will,  mit  aller  Anstrengung  des  Geistes  und 
Körpers  sich  ein  menschenwürdiges  Dasein  zu  verschaffen, 
geschweige  denn  eine  Familie  zu  gründen.  Reisende 
Kinder,  die  eigentlich  kein  Elternhaus,  keine  Heimat  und 
keinen  Lebenszweck  mehr  kennen,  oder  solche,  die  in 
Fabriken  aufwachsen  und  von  früher  Jugend  an  ihren 
eigenen  Eltern  Kostgelder  bezahlen. 

Die  staatlichen  Verhältnisse  äusserlich  grossartig, 
centralisirter,  weniger  beengt  oder  nach  gesellschaftlichen 
Rangklassen  abgestuft  als  jemals  seit  dem  Untergange 
des  römischen  Reiches. 

Innerlich  aber  zersetzt  von  tiefgründigem  Misstrauen 
und  Unglauben  gegen  jede  Art  von  Regiment,  ja  gegen 
jedes  staatliche  und  menschliche  Ideal  überhaupt.  In 
solchem  Höhengrade  innerer  Verzweiflung  an  einem  sol¬ 
chen  vielmehr  begriffen,  dass  das  menschliche  Dasein 
und  Streben  schliesslich,  bewusst  oder  unbewusst,  von 
Vielen  nur  noch  unter  dem  trostlosen  Bilde  eines  be¬ 
ständigen  erbitterten  Kampfes  aller  gegen  alle  um  den 
zum  Leben  nöthigen  Raum  auf  dieser  Erde  angeschaut 
zu  werden  vermag. 

Eine  Menschheit  kurz,  die  in  sozialer  Beziehung  bald 
abermals  nur  noch  eine  gleichartige  grosse  Heerde,  ohne 
jede  charakteristische  Distinktion  bildet  und  unter  der  eine 
einzige  Ungleichheit  herrscht,  die  schlimmste  von  allen, 
« nec  ulla  deformier  species  civitatis  quam  illa  in  qua 
opulentissimi  optimi  putantur. »  (Cicero  de  rep.  I,  34.j 

Das  ist  aber  kein  für  die  Dauer  geeigneter  Zustand, 
sondern  Unruhe,  Gährung,  Elend,  ja,  wenn  er  dauern 
würde,  «der  Inbegriff  alles  Elends.» 

Es  muss  aus  dieser  Atomisirung  der  menschlichen 
Verhältnisse  abermals,  wie  vor  1400  Jahren,  eine  neue 
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bessere  Weltordnung  aufgeben,  in  welcher  der  Mensch 
sich  in  Verbindung  mit  dem  Menschen  fühlt,  in  der  er 
in  natürlichen  Kreisen  und  unter  natürlichen  Vorgesetzten 
lebt,  die  er  liebt  und  denen  er  von  Herzen  Verehrung 
zollt.  Denn,  einen  festen  Kreis  um  sich  zu  haben,  den 
man  liebt  und  von  dem  man  sich  geliebt  fühlt,  das  ist 
ein  ursprüngliches,  durch  nichts  Anderes  zu  ersetzendes 
Bedürfniss  der  Menschennatur. 

Freilich  müssen  die  Lügen  in  erster  Linie  fort 
aus  der  Welt.  Aber  dann  müssen  auch  die  Wahrheiten 
sich  wieder  konstituiren.  Die  Reformation  im  16.  und 
die  französische  Revolution  zu  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
stellten  sich  beide  Ziele,  nach  denen  wir  in  unserem 
eigenen  Lande  damals  durch  unsere  Reform  und  durch 
unsere  helvetische  Revolution  auch  strebten. 

Sie  haben  blos  das  erste,  die  Zerstörung  der  Lüge, 
zum  Theil  erreicht,  nicht  aber  die  Herstellung  der 
Wmhrheit.  Diese  ist  ihnen  vielmehr  beinahe  gänzlich 
im  ersten  Grusse  misslungen. 

Die  Aufgabe,  einen  echt  menschenwürdigen  und  dess- 
halb  allgemein  anerkannten  und  geliebten  Staat  und  gleich¬ 
zeitig  eine  geistesfrische,  allgemein  geglaubte  Religion 
auf  den  Trümmern  vieles  unwiederbringlich  Vergangenen 
wieder  aufzubauen,  ist  einer  andern,  auch  für  uns 
noch  in  der  Zukunft  liegenden,  Zeit  anheimgefallen.  — 

Weder  die  Reformation,  noch  die  französische  oder 
unsere  helvetische  Revolution  haben  die  Völker  frei  ge¬ 
macht.  Die  Ueberzeugung  aberhaben  sie  ihnen,  fortan 
unauslöschlich,  eingeprägt,  dass  sie  zur  Freiheit  be¬ 
rufen  sind. 
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III. 


Demokraten  und  Aristokraten  der 
Eidgenossenschaft. 


Es  war  von  besonderer  Bedeutung  für  unsere  Eid¬ 
genossenschaft,  dass  die  grosse  Kevolution  gegen  die  alte 
Weltordnung  gerade  in  Frankreich  aushrach,  in  einem 
Lande,  mit  welchem  die  Schweiz  seit  dem  15.  und  16.  Jahr¬ 
hundert  beständig  in  enger  politischer,  ökonomischer  und 
namentlich  auch  literarischer  Verbindung  gestanden  hatte 
und  an  dessen  nunmehrigen  Schicksalen  sie  demgemäss 
auch  einen  ungewöhnlichen  xintheil  nahm. 

In  diesem  Frankreich  waren  bereits  seit  dem  Tode 
Ludwigs  XIV.,  dessen  lange  Regierungszeit  sowohl  den 
Höhepunkt  der  feudal-legitimen  Staatsordnung  als  deren 
Verfall  umfasste  ,  die  Symptome  einer  gänzlichen  Zer¬ 
setzung  aller  staatlichen  Elemente  deutlich  hervorgetreten. 

Das  Land  lag  durch  lange,  konsequent  unglückliche 
Kriege,  in  denen  Ludwig  zuletzt  kaum  dem  gänzlichen 
Verderben  entging  und  seinen  eigenen  Enkel  Philipp  in 
Spanien  bekriegen  helfen  musste,  total  erschöpft  zu  Boden. 

Das  Volk,  «peuple  taillable  et  corveable  ä  nierci 
et  niisericorde, »  erlag  unter  der  Last  willkürlicher,  mit 
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grausamer  Willkür  eingetriebener  Steuern  und  Frohnen 
aller  Art.  Der  Adel  war  aus  grösseren  u^id  kleineren, 
auf  ihren  Gütern  residirenden  Grundherren  zu  einer 
müssigen  Höflingsschaar  geworden,  die  im  Vorzimmer  des 
Königs*  in  leeren  Ceremonien ,  Niedrigkeit  und  Schmei¬ 
chelei  aller  Art  (la  pluie  de  Alarly  ne  mouille  pas)  Zeit 
und  Einkommen  verschwendete.  Die  vornehme  Geistlich¬ 
keit  vollends,  auch  ein  Theil  des  Adels,  war ,  statt  Seel¬ 
sorger  ihres  Volkes  zu  sein,  ein  nicht  minder  kläglicher, 
vielleicht  der  kläglichste  Theil  dieser  höheren  Hofbe¬ 
dientenschaar.  Alenschen,  die  mit  wenigen  Ausnahmen 
ihr  Amt  rein  als  Pfründe  und  zumeist  sogar  als  eine 
völlige  Sinekure  ansahen  und  die  daneben  so  sittenlos 
waren,  dass  der  französische  Abbe  in  den  Romanen  des 
vorigen  Jahrhunderts  den  Typus  eines  zierlichen,  leeren 
und  unsittlichen  Gecken  dar  stellt. 

Der  Ehebruch,  das  sehr  charakteristische  Alerkmal 
sittlicher  und  staatlicher  Erniedrigung  eines  Volkes,  war 
Dank  den  Anschauungen  dieser  beiden  tonangebenden 
Klassen  der  Gesellschaft,  wie  ein  damaliges  bitteres  Witz¬ 
wort  sagt,  seit  Ludwig  XIV.  zur  Regel  und  unter  der 
folgenden  Zwischenherrschaft  des  Regenten  Philipp  von 
Orleans  eine  Pflicht  geworden.  Der  König  selbst,  die 
allmächtige  Spitze  dieses  abnormen  Staatsgebäudes,  war 
am  Ende  seines  thatenr eichen  und  doch  schliesslich 
wenig  fruchtbaren  Lebens  in  ein  Gemisch  von  Trüb¬ 
sinn  und  leerer  Bigotterie  versunken  und  fühlte  sein 
inneres  Elend  selber  so  deutlich,  dass  er  seine  Gespräche 
der  letzten  Zeit  oft  mit  den  Worten  einzuleiten  pflegte: 
«als  ich  noch  König  war»  (quand  j’etais  roi). 

Nach  seinem  Tode,  der  im  ganzen  Lande  als  eine 
wahre  Erlösung  angesehen  wurde,  fiel  der  Thron  seinem 
anfangs  von  dem  Volke  (das  damals  noch  in  einen  Personen- 
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Wechsel  seine  Hoffnung  setzte)  freudig  begrüssten,  aber 
ganz  gehaltlo.sen  Enkel  zu,  unter  dessen  ebenfalls  langer 
Missregierung  nun  das  Königthum  selbst  auf  die 
tiefste  Stufe  geistiger  und  sittlicher  Erniedrigung  herab¬ 
sank. 

Der  König  selber,  von  dessen  Willen  und  Initiative 
doch  Alles  in  einem  weiten  Reiche  hätte  abhängen  sollen, 
da  keine  anderen  gesetzlichen  Organe  des  Impulses  mehr 
vorhanden  waren,  verlor  das  Selbstbewusstsein  seines 
Amtes  und  einer  jeden  Pflichterfüllung  so  sehr,  dass 
seine  Diener,  wenn  er  einmal  an  einem  Tage  nicht  jagen 
wollte,  im  Ernste,  ohne  allen  Spott,  zu  sagen  pflegten: 
«Aujourd’hui  le  roi  ne  fera  rien».  Ja  aus  seinem  eigenen 
Munde  existirt  das  merkwürdige  Wort,  als  er  von  Uebel- 
ständen  in  Folge  unvorsichtigen  Fahrens  der  damals  ein¬ 
geführten  Cabriolets  in  den  engen  Gassen  von  Paris  ver¬ 
nahm,  wenn  er  Polizeilieutenant  von  Paris  wäre,  so  wollte 
er  bessere  Ordnung  schaffen.  Er  war  sich  gar  nicht  mehr 
einer  Möglichkeit,  eigentlich  zu  regieren,  bewusst  und 
führte  unter  einer  Schaar  von  hohlen  und  schlechten 
Menschen,  geliebt  von  Niemanden  als  von  vier  alternden, 
ledigen,'  ebenfalls  geistig  verwahrlosten  Töchtern,  ein  bei 
allem  äusseren  Prunke  höchst  armseliges  und  freudeloses 
Leben. 

Die  Beschreibung  seines  Todes,  einer  langsamen  und 
einsamen  Verwesung  bei  lebendem  Leibe  in  Folge  von 
Eintritt  des  Blatterngiftes  in  einen  sonst  schon  ver¬ 
wüsteten  Körper,  die  wir  in  den  zeitgenössischen  Memoiren 
Anden,  ist  wahrhaft  schauerlich.  Sein  Leichenbegängniss 
bestand  darin,  dass  er  in  einer  Mainacht  des  Jahres 
1774,  nachdem  er  kaum,  längst  von  Jedermann  gemieden 
und  verlassen,  die  Augen  geschlössen  hatte,  von  einigen 
untergeordneten  Hofleuten  in  scharfem  Trabe  nach  St. Denis 
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gefahren  und  dort  ebenfalls  ohne  alle  Cereinonien  depo- 
nirt  wurde. 

Sein  Nachfolger  Ludwig  XVI.  weinte  unterdessen  und 
mit  Recht  bittere  Thränen  zum  Regierungsantritt,  weil 
er  sich  der  Herrschaft  nicht  gewachsen  fühlte. 

In  der  That,  der  letzte  der  alten  Könige  von 
Frankreich  war  gestorben.  Von  jenem  10.  Mai  1774 
ah  starb  überhaupt  nur  Ein  Regent  dieses  Landes  mehr 
auf  dem  Throne,  hatte  aber  dafür  ein  langes  Lehen  in 
Verbannung  und  Elend  zugebracht  und  wir  wissen  heute 
noch  nicht,  ob  jemals  ein  zweiter  folgen  wird. 

Das  Land  Frankreich,  in  dem  das  durch  und  durch 
in  Fäulniss  und  Auflösung  übergegangene  Gebäude  der 
mittelalterlichen  Feudalverfassung  nun  rasch  und  unauf¬ 
haltsam  zusammenbrach,  ohne  dafür  ein  zu  einem  besseren 
Regierungssystem  gereiftes  Volk  vorzufinden,  fiel  in  den 
grossen  Durchgang  voll  Blut  und  Leiden,  den  wir  die 
französische  Revolution  nennen  und  der  heute  noch  dort 
seinen  Abschluss  sucht  und  nicht  findet. 

Unsere  schweizerische  Revolution  begann  neun  Jahre 
später  als  die  französische ;  zu  einer  Zeit,  in  welcher  die 
ersten  Stürme  dort  bereits  ausget(»bt  hatten  und  eine 
stabilere  Ordnung  der  Dinge  unter  einem  soldatischen 
Regimente  sich  bereits  deutlich  vorbereitete. 

Faktisch  aber  waren  unsere  staatlichen  Zustände 
auch  schon  lange  vor  1798  zu  einer  gewaltsamen  Ver¬ 
änderung  reif  und  waren  daher  die  Vorgänge  in  dem 
benachbarten  Frankreich  nicht  ohne  tiefste  Einwirkung 
geblieben. 

Das  herrschende  Staatssystem  eines  seltsamen  und 
lockeren  Bundes,  zusammengesetzt  aus  dreizehn  regieren¬ 
den,  aber  nicht  durch  eine  gemeinsame,  gleichartige 
Bundesverfassung,  sondern  nur  durch  alte,  vielfach  unzu- 
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längliche  Bundesverträge  verbundenen  Orten,  daneben  ver¬ 
schiedenartigen  Gruppen  von  weiteren  Verbündeten  und 
Schutzbefohlenen  und  endlich  ebenso  verschieden  gestell¬ 
ten  Unterthanen, 

zerrissen  durch  Faktionen  in  allen  Kantonen  und 
durch  die  grosse  konfessionelle  Spaltung  des  16.  Jahr¬ 
hunderts,  die  unausgeglichen  wie  eine  offene  Wunde  dalag, 

dieses  eidgenössische  Staatssystem  wurde,  ebenso 
wie  das  französische,  schliesslich  als  unheilbar  allgemein 
anerkannt,  ohne  dass  aus  dieser  Erkenntniss  der  Muth 
und  die  Kraft  erwuchs,  eine  radikale  Heilung  zu  ver¬ 
suchen. 

Im  Gegentheil,  die  bevorrechteten  Klassen,  die  in 
allen  Kantonen  allmälig  an  die  Stelle  der  Gesammt- 
bürgerschaft  getreten  waren,  besassen  nur  gerade  noch 
die  Energie,  um  mit  gegenseitiger  Hülfe  überall  auch 
den  geringsten  Versuch  hiezu  als  Hochverrath  nieder¬ 
zuschlagen. 

Eine  Art  von  Energie  und  ein  Regierungssystem, 
deren  sittliche  Verwerflichkeit  man  mitunter  mit  ihrer 
Opportunität  und  momentanen  scheinbaren  Logik  zu  ent¬ 
schuldigen  versucht  hat. 

Es  ist  allerdings  ganz  richtig,  dass  in  solchen  durch¬ 
aus  verrotteten  Zuständen  auch  das  Kleinste  schliesslich 
wichtig  wird,  dass  ein  schwankender  Bau  die  Loslösung 
auch  eines  einzelnen,  ohne  Zweifel  morschen,  Theiles 
zuletzt  nicht  mehr  verträgt,  sondern  absoluter  Ruhe  be¬ 
darf.  Jede  Reform  ist  in  solchen  Verhältnissen,  das 
zeigte  damals  den  besorgten  Aristokratien  das  nahe  Bei¬ 
spiel  Frankreichs  in  abschreckender  Weise,  ein  Schritt 
zur  Auflösung,  der  den  zweiten  nach  sich  zieht. 

Widerstand  auch  gegen  den  geringsten  Versuch 
einer  Bestreitung  der  Autorität  und  Unterdrückung  jedes 
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Gedankens  an  die  Möglichkeit  einer  Aenderung  ist  das 
einzige  Mittel,  um  den  Bau  zu  erhalten.  Das  ist  alles 
unbestreitbar  wahr,  wie  die  Logik  selbst.  Der  Irrthum 
liegt  allein  darin,  dass  die  unparteiische  Geschichte  ur- 
theilt:  Was  blos  noch  mit  solchen  Mitteln  erhalten  wer¬ 
den  könne,  sei  überhaupt  nicht  werth,  erhalten  zu 
werden. 

Darin,  dass  auf  solche  Zustände  der  allerdings 
sehr  harte  Ausspruch  vollkommen  passt,  wenn  sie  an  das 
Urtheil  der  Geschichte  mit  den  bekannten  Worten  appel- 
liren:  «mais  il  fallait  pourtant  vivre!»  «Je  n’en  vois 
pas  ]a  necessite.» 

Von  diesem  parteilosen  Standpunkte  aus  sind,  glaube 
ich,  die  Reformversuche,  thatsächlichen  Aufstände  und 
ihre  Unterdrückung  zu  betrachten,  die  während  des 
ganzen  letzten  Jahrhunderts  vor  der  Revolution  unseren 
Boden  wie  eine  unaufhörliche  Reihe  von  kleineren  vor¬ 
bereitenden  Explosionen  durchfurchten.  Wir  können  den 
aristokratischen  Regierungen,  die  sie  sämmtlich  uner¬ 
bittlich  unterdrückten,  eine  Art  von  relativer  Rechtferti¬ 
gung  und  selbst  ein  gewisses  Mitleiden  mit  ihrer  Lage 
nicht  ganz  versagen.  Wie  wir  auch  in  unserer  neueren 
Geschichte  seit  1815  und  noch  heutigen  Tages  eine  Art 
von  ^menschlichem  Verständniss  dafür  bewahren,  wenn 
Angehörige  dieser  ehemals  bevorrechteten  Klassen  sich 
von  dem,  was  sie  in  gewissem  Sinne  ihr  historisches 
Recht  nennen,  nicht  leicht  zu  trennen  vermögen. 

Unsere  höhere  geschichtliche  Anschauung  muss  aber 
dennoch  immer  die  bleiben,  dass  es  keine  ewigen  Rechte 
eines  Menschen  gibt,  über  einen  Anderen  zu  herrschen; 
dass  vielmehr  solche  Zustände  nur  zeitweise,  der  Er¬ 
ziehung  des  Menschengeschlechtes  wegen,  eine  sehr  rela¬ 
tive,  zeitweilige  Berechtigung  haben  können,  die  über- 
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dies  aufhört,  sowie  die  daran  geknüpften  und  damit  un¬ 
auflöslich  verbundenen  Pflichten  nicht  mehr  pünktlich 
und  in  vollständig  genügender  Weise  erfüllt  werden. 

Und  dass  endlich  an  der  Berechtigung  der  Mensch¬ 
heit,  Todtes  auch  zu  begraben,  niemals  gezweifelt 
werden  darf. 

Seit  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  folgen  sich,  wie 
gesagt,  in  unserem  Lande  eine  Reihe  von  kleineren  Re¬ 
volutionen,  die,  wegen  ihrer  Vereinzelung  überall  miss¬ 
lingend,  die  unmittelbare  Folge  hatten,  dass  einerseits 
die  herrschenden  Stände  nur  um  so  härter,  misstrauischer 
und  besorgter  für  die  Erhaltung  ihrer  Staatsordnung 
wurden ;  andererseits  aber  eine  grosse  Klasse  von  Unter¬ 
drückten  und  Missvergnügten  durch  die  ganze  Eidge¬ 
nossenschaft  hindurch  entstand,  welche  an  dem  ge- 
sammten  Staatswesen  kein  Interesse  mehr  nahmen,. gegen- 
theils  den  gänzlichen  Sturz  desselben  als  die  einzige 
Möglichkeit  einer  Besserung  herbeiwünschten. 

Der  Reihe  nach  beginnen  diese  Revolten  im  Osten, 
in  Schaffhausen,  mit  dem  Wilchinger  Handel. 

Aus  einem  ganz  geringfügigen  Anlass,  durch  die  obrig¬ 
keitliche  Konzession  einer  neuen  Wirthschaft  in  diesem 
Wilchingen,  welche  das  Dorf  nicht  leiden  wollte,  entstand 
im  Jahre  1717  dort  eine  Art  von  Aufstand  gegen  die 
Schaffhausische,  in  kleinlichem  Junkerthum  versunkene 
Regierung.  Dieselbe  liess  das  Dorf  militärisch  besetzen, 
plünderte  den  Unterthanen,  die  über  die  deutsche  Grenze 
flohen,  ihre  Häuser,  so  dass  dieselben  sich  sogar  an  den 
Kaiserhof  in  Wien  wandten  und  aus  der  Sache  eine 
grössere  diplomatische  Frage,  zeitweise  eine  ernste  Ge¬ 
fahr  für  die  Eidgenossenschaft,  entstand.  Erst  im  Jahre 
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1729  kehrten  die  letzten  Flüchtigen  in  ihre  durch  an¬ 
dauernde  Besetzung  und  Strafexekutionen  total  ruinirte 
Heimat  zurück. 

Ein  noch  hcärteres  und  unredlicheres  Verfahren 
zeigte  die  Geschichte  des  Werdenberger  aufstandes 
in  den  Jahren  1719  bis  1722  gegen  die  Glarner.  Glarus 
hatte  dieses  kleine  Bändchen  nach  dem  Aussterben 
seines  eigenen  bekannten  Grafengeschlechts  im  Jahr 
1517  um  21,500  Gulden  gekauft.  Die  ersten  französischen 
Pensionen,  die  um  diese  Zeit  zufolge  des  ewigen  Friedens 
von  1516  in  die  Schweiz  flössen,  lieferten  die  Mittel 
dazu.  Die  Knechte  des  französischen  Königs  kauften 
sich  um  dessen  Sold  schweizerische  Knechte. 

Diese  gekauften  Gemeinden  behielten  indessen  doch 
anfänglich  bedeutende  Freiheiten,  die  ihnen  urkundlich 
bestätigt  worden  waren  und,  als  Gegenleistung  gewisser- 
massen  gegen  den  jedesmaligen  Huldigungseid  bei  einem 
Wechsel  der  Landvogtei,  immer  neu  anerkannt  zu  werden 
pflegten.  Die  ältere,  bessere  Anschauung  der  Unter- 
thanenschaft  in  der  Schweiz  war  eben  doch  noch  immer 
die  eines  gegenseitigen  Rechtsverhältnisses,  in  wel¬ 
chem  der  Herrscher  seinen  Theil  der  Verpflichtung 
eben  so  gewissenhaft  halten  musste  als  der  Unterthan. 

Im  Laufe  des  letzten  Jahrhunderts  der  alten  Eid¬ 
genossenschaft  entfernte  sich  aber  auch  hier  das  herr¬ 
schende  Volk  von  diesen  gesunderen  Rechtsanschauungen. 
Die  Landvogtei  wurde  mehr  und  mehr  als  blosse  Er¬ 
werbsquelle  betrachtet  und  sogar  wiederholt  auf  der 
Landsgemeinde  zu  Glarus  einfach  versteigert,  gegen  Be¬ 
zahlung  einiger  Gulden  an  jeden  anwesenden  Landmann. 
Und  es  kamen  auf  diese  Weise  mitunter  rohe  habsüch¬ 
tige  Menschen  in  das  Amt,  die  keineswegs  zur  Aufrecht¬ 
haltung  eines  anständigen  Regiments  weder  gewillt  noch 
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geeignet  waren,  im  Gegentheil  ungerechten  Vortheil  gegen 
die  Freiheiten  des  Landes  suchten  und  auch  in  ihrem 
Benehmen  dem  unterthänigen  Bauer,  der  solchen  Land¬ 
vögten  an  Bildung  völlig  gleichstand,  nicht  imponirten. 

Diesen  Leuten  mussten  die  Freiheitsbriefe,  die  im 
Lande  selbst  verwahrt  wurden  und  auf  die  man  sich 
ihnen  gegenüber  oft  genug  zu  berufen  pflegte,  allerdings 
hn  Wege  sein.  Im  Jahre  1705  forderte  man  dieselben 
ab,  unter  dem  Vorwand,  sie  zu  prüfen  und  Copien  davon 
zu  nehmen.  Ungern  wurden  sie  hingegeben  und  kamen 
nicht  wieder.  Die  Willkür  in  der  Regierungsweise  stieg 
und  vergeblich  wurde  Jahre  lang  beständig  die  Rück¬ 
gabe  der  Briefe  verlangt. 

Endlich  1719,  nach  14  Jahren  vergeblichen  Wartens, 
erklärte  die  Herrschaft  bei  einem  Regierungswechsel, 
sie  werde  dem  neuen  Landvogt  nicht  huldigen,  bevor 
sie  ihre  Briefe  wieder  habe,  und  wandte  sich  gleichzeitig 
an  die  Tagsatzuug  um  ein  unparteiisches  Gericht  gegen 
ihre  Herren.  Bei  den  alten  Orten,  die  selbst  Unter- 
thanen  hatten  und  fürchteten,  war  aber  nichts  von  sol¬ 
cher  Unparteilichkeit  zu  finden,  sondern  blos  väterliche 
Ermahnung  zu  vorangehendem  Gehorsame  gegen  die  von 
Gott  gewollte  Obrigkeit,  die  dann  auch  ihrerseits  zu 
thun  wissen  werde,  was  sie  vor  Gott  und  Menschen  ver¬ 
antworten  könne. 

Die  Huldigung  folgte  nun  zwar,  aber  als  dann  immer 
noch  die  Briefe  nicht  zurück  kehrten,  im  Gegentheile  das 
Schloss  zu  Werdenberg  mit  Glarnertruppen  occupirt 
wurde,  brach  ein  Aufstand  aus,  der  schliesslich  auch  hier 
zu  einer  Besetzung  des  ganzen  Landes  und  der  zeit¬ 
weiligen  Flucht  aller  männlichen  Einwohner  in  die  be¬ 
nachbarte  Zürcherische  Herrschaft  Sax,  oder  nach  Lichten¬ 
stein  über  den  Rhein  führte. 
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Nim  fühlten  sich  die  Glarner  vollends  in  ihrem 
Herrenrecht.  Kaum  konnte  die  Vermittlung  von  Zürich 
und  Bern  Blutvergiessen  verhindern.  Alle  Waffen  aber, 
sowie  alle  noch  vorhandenen  Urkunden  mussten  ausge¬ 
liefert  werden  und  wurden  sammt  den  bereits  dort  be¬ 
findlichen  in  Glarus  zerschnitten ;  das  Land  blieb  blutend, 
durch  schwere  Bussen  ruinirt  und  fortan  gänzlich  wehr¬ 
los  zu  Füssen  des  rohen  vielköpfigen  Souveräns,  dessen 
Willkür  keinen  Zügel  mehr  hatte.  Bis  die  französische 
Revolution  und  der  Beginn  der  helvetischen  auch  hier  im 
Jahre  1798  den  letzten  Landvogt,  Freitag,  vertrieb,  der 
allein  und  zu  Fuss  das  Land  verlassen  musste,  welches 
er  und  seine  Vorgänger  in  feierlichem  Aufzuge  hoch  zu 
Ross  betreten  hatten.  Noch  heute  aber,  nach  mehr  als 
hundert  Jahren,  sind  die  Erinnerungen  an  die  böse  Zeit 
so  wenig  erloschen,  dass  z.  B.  im  Jahr  1871  die  Flücht¬ 
linge  der  Bourbakischen  Armee,  die  dorthin  verlegt 
wurden,  eine  sehr*  sympathische  Aufnahme  Seitens  einer 
ländlichen  Bevölkerung  fanden,  die  sonst  mit  Frankreich 
in  durchaus  keiner  Berührung  steht,  in  deren  nach¬ 
haltigem  Gemüthe  aber  noch  immer  die  Tradition  der 
Befreiung  von  dieser  Missherrschaft  durch  die  Franzosen 
fortlebte. 

Es  war  bei  diesen  Rechtsverletzungen  der  herr¬ 
schenden  Stände  in  der  letzten  Zeit  der  alten  Eidge¬ 
nossenschaft  namentlich  das  grosse  Uebel,  dass  nirgends 
ein  Richter  mehr  zu  finden  war.  Denn  die  übrigen 
Stände,  die  zu  dieser  Funktion  nach  natürlichem  Rechte 
und  nach  dem  Sinne  der  Eidgenössischen  Verbindung- 
berufen  gewesen  wären,  lagen  alle  in  gleicher  Krankheit ; 
fürchteten  beständig,  den  Geist  ihrer  eigenen  Unterthanen 
durch  energisches  Einschreiten  gegen  Härte  an  einem 
anderen  Orte  rege  zu  machen  und  erfuhren  mit  Grund 
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bei  jedem  Vermittlungsversuche  die  spöttische  Hin¬ 
weisung  auf  ihr  eigenes  Regiment  und  die  Berufung  auf 
das  Stanzerverkommniss,  das  von  ihnen  selbst  bei  jeder 
Gelegenheit  als  Fundament  für  alle  Regierungswillkür 
zitirt  wurde. 

Es  war  ein  förmliches  Verhängniss,  dass  auch  die 
kräftigsten  und  intelligentesten  Stände,  die  sonst  zu  einem 
Druck  auf  die  anderen  geeignet  gewesen  wären,  selber 
in  solche  Verhältnisse  verwickelt  wurden,  die  es  ihnen 
nachmals  fast  unmöglich  machten,  anderwärts  zu  inter- 
veniren,  nachdem  sie  selbst  keine  Eidgenössische  Inter¬ 
vention  angenommen  und  für  Beschwerden  ihrer  eigenen 
Unterthanen  kein  Ohr  gehabt  hatten. 

So  war  es  namentlich  Bern,  das  vermöge  seines 
Ansehens  und  seines  im  Ganzen  weniger  harten  und 
bäurisch-rohen  Regiments  grossen  Einfluss  zum  Guten 
hätte  ausüben  können,  welches  unmittelbar  im  folgenden 
Jahr  nach  der  Beseitigung  des  Werdenbergeraufstandes 
selbst  durch  das  Unternehmen  des  Major  Davel  in  einen 
Schrecken  gerieth,  von  dem  es  sich  nicht  wieder  er¬ 
holte. 

Das  Waadtland  war  von  den  Bernern  im  Jahre  1536 
dem  Savoyischen  Herzog  Carl  III.  abgenommen  worden, 
unter  dem  und  dessen  Vorfahren  es  mancherlei  Frei¬ 
heiten  genossen  hatte.  Diese  Freiheiten  wurden  bei  der 
Eroberung  grossen  Theils  nicht  aufrecht  erhalten,  nament¬ 
lich  die  der  Stadt  Lausanne  nicht,  die  schon  vorher  in 
einer  Art  von  Bundesverhältniss  zu  Bern  gestanden  hatte 
und  dasselbe  fortzusetzen  hoffte.  Es  wurde  vielmehr  dem 
Verhältniss  der  eroberten  Landschaft  zu  Bern  mehr  und 
mehr  der  Charakter  einer  eigentlichen  Unterthänigkeit 
aufgedrückt,  die  dem  lebhaften,  geistreichen  Volke  und 
dem  zahlreichen  savoyischen  Adel,  der  sich  nun  durch 
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die  Berner  Junker  von  zum  Theil  viel  jüngerem  Datum 
mit  hochmüthiger  Herablassung  behandelt  sah,  nicht  zu¬ 
sagte.  Materiell  stand  sich  die  Waadt  unter  Bern  nicht 
schlecht,  obwohl  z.  B.  auch  die  Schulen  sehr  vernach¬ 
lässigt  wurden  oder  immerhin  der  grössere  Theil  der  Ein¬ 
künfte  nicht  dortige  Verwendung  fand,  sondern  in  die 
bernische  Staatskasse  und  in  den  Besitz  der  Landvögte 
und  bernischen  Beamten  überging.  Es  war  ja  überhaupt 
und  eine  bestimmte  Regierungsmaxime  des  bernischen 
Staats,  die  Unterthanen  durch  Wohlstand  für  die  Freiheit 
abzufinden.  Eine  Maxime,  die  auch  noch  die  konser¬ 
vativen  Regierungen  Berns  in  diesem  Jahrhundert  ge¬ 
treulich  befolgt  haben.  Das  Volk  verlangt  aber  mit  Recht 
Freiheit  und  Wohlstand,  nicht  eines  von  beiden,  und  bei 
einer  lebhaften  Bevölkerung,  wie  die  waadtländische  es 
war,  musste  dieser  natürliche  Gedanke  schon  frühe  einiger- 
massen  reifen. 

Er  fand  einen  Helden  und  Märtyrer  in  Johann 
Daniel  Abraham  Davel  von  Gully  —  das  gefährlichste 
was  einem  Regimente  irgend  einer  Art  begegnen  kann. 
Mit  Blut  von  Märtyrern  sind  ja  die  Fundamentsteine 
aller  grossen  Sachen  gekittet.  Weder  das  römische  Welt¬ 
reich,  noch  irgend  eine  neuere  weltliche  oder  geistliche 
Herrschaft  hat  diesem  Zeichen  jemals  widerstehen 
können.  Selbst  auf  der  Seite  der  Autorität  hat  nichts 
so  sehr  zu  der  Rekonstruktion  derselben,  wo  sie  bereits 
gänzlich  erschüttert  schien,  beigetragen,  als  solche  Er¬ 
eignisse.  Der  Gedanke  der  Monarchie'  in  England  und 
in  Frankreich  verdankt  heute  noch  seine  Wiederbelebung 
grösstentheils  dem  Blute  Carls  I.  und  Ludwigs  XVI,  das 
sehr  viele  Sünden  in  der  Erinnerung  der  Menschen  ab¬ 
wusch  und  viele  Gemüther  versöhnte.  Sachen,  die  Mär¬ 
tyrer  finden,  siegen  sicher,  wenn  sie  gut  sind,  und  werden 
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auf  eine  Zeit  lang  wieder  befestigt,  selbst  wenn  ihnen  in¬ 
nerer  Gehalt  abgeht. 

Ein  merkwürdiges  derartiges  Beispiel  der  Wirk¬ 
samkeit  des  Märtyrerthums  haben  wir  noch  Alle  selbst 
erlebt  in  dem  Tode  John  Browns  am  Galgen  von  Harpers 
Ferry,  2,  Dezember  1859.  Von  dort  ab  war  die  Sclaverei 
in  den  Süd  Staaten  der  Union,  die  vorher  unausrottbar 
schien,  gerichtet  und  verschwand  binnen  wenigen  Jahren 
unter  einem  furchtbaren  Zusammensturz  alles  Bestehen¬ 
den  in  diesen  Ländern,  welcher  noch  heute  nicht  genü¬ 
gend  hart  scheint  um  den  langjährigen  Frevel  zu  sühnen. 

Ein  sehr  ähnlicher  Charakter,  wie  dieser  John  Brown 
unserer  Tage  war  Davel.  Er  glich  ihm  namentlich  auch 
in  der  vollen  Reinheit  der  Absicht,  in  der  inneren  reli¬ 
giösen  Schwärmerei,  die  ihn  zu  seinem  Werke  antrieb, 
wie  in  Bezug  auf  die  momentanen  praktischen  Un¬ 
zulänglichkeiten  seines  Planes.  Mit  ungefähr  500  Alann 
Milizen,  die  er  als  Leiter  ihres  militärischen  Unterrichts 
leicht  zu  einer  Musterung  versammeln  konnte,  kam  er 
Mittwoch  den  31.  März  1723,  Nachmittags  3  Uhr  plötz¬ 
lich  unter  Trommelschlag  und  mit  fliegenden  Fahnen  in 
Lausanne  an  und  erklärte  dem  dortigen  Rath  ganz  offen 
seine  Absicht,  das  Waadtland  von  der  Bernerherrschaft 
zu  befreien,  indem  er  ihm  ein  diesfälliges  Gesuch  und 
ein  Manifest  an  die  Berner  Regierung  (deren  Landvögte 
sich  damals  gerade  sämmtlich  in  Bern  befanden),  über¬ 
gab,  das  alle  Beschwerden  des  Landes  aufzählte  und  den 
Entschluss  aussprach,  nöthigenfalls  den  Kampf  mit  Waffen 
aufzunehmen.  Der  Lausanner  Magistrat,  keineswegs  vorbe¬ 
reitet  und  gewillt  zu  einem  so  gefährlichen  Unternehmen, 
suchte  zu  temporisiren,  hielt  den  ebenso  kindlich  ver¬ 
trauenden  als  kühnen  Mann  mittelst  falschen  Freund¬ 
schaftsversicherungen  hin  und  schickte  unterdessen  Boten 
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über  Boten  nach  Bern,  wo  diese  Nachricht  am  1.  April  an¬ 
langte  und  einen  ungeheuren  Schrecken  hervorrief.  Ein 
grossartiger  Aufwand  von  Kräften  zur  Erhaltung  der 
Souveränität  «  die  der  Allmächtige  uns  übertragen  »  wurde 
sofort  entfaltet,  auch  sogar  alle  andern  bernischen  Unter- 
thanenländer  militärisch  besetzt  und  an  alle  Kantone  und 
zugewandten  Orte  geschrieben,  um  sie  zu  gemeinsamem 
Widerstand  zu  ermahnen.  Das  «Ende  aller  Dinge»  schien 
den  Zweihundert  einen  Augenblick  lang  schon  gekommen, 
das  erst  75  Jahre  später  in  Wirklichkeit  an  ihre  Pforten 
pochte. 

Es  war  diessraal  noch  all’  dieser  Kraftaufwand 
unnöthig.  Davel  wurde  ohne  Alühe  von  den  Lausanner 
Behörden  selbst,  vor  Ankunft  der  Berner,  entwaffnet  und 
bekannte  sich  in  den  Verhören  unumwunden  zu  seinem 
Vorsatz.  Die  Folter  wurde  gegen  ihn  angewendet,  um 
Mitschuldige  zu  erfahren,  aber  ohne  Erfolg.  Die  Richter 
überzeugten  sich  selbst  bald  aus  seinen  Erzählungen, 
dass  er  ganz  allein,  auf  Antrieb  einer  innern  Stimme 
gehandelt  hatte,  die  er  direkter  göttlicher  Eingebung  zu¬ 
schrieb. 

Am  24.  April  wurde  er  in  der  Ebene  von  Vidy,  eine 
Stunde  von  Lausanne,  unter  Zulauf  einer  ungeheuren 
Volksmenge  hingerichtet  und  sein  Kopf  an  den  Galgen 
genagelt.  Das  Richtschwert,  das  dieses  Blut  vergossen, 
können  Sie  heute  noch  im  Lausanner  Museum  betrachten. 
Sein  vollkommen  ruhiges,  selbst  freudig  begeistertes 
Wesen,  das  sich  noch  auf  dem  Schaffet  in  rührenden, 
siegesfrohen  Worten  aussprach,  wie  die  muthvolle  Rede 
des  ihn  begleitenden  Geistlichen  (de  Saussure),  machten 
auf  die  Zuschauer  fast  den  Eindruck,  als  ob  er  und  rieht 
die  Berner  Regierung  als  Sieger  aus  diesem  ungleichen 
Kampfe  hervorgegangen  sei. 
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Und  so  war  es  auch  in  That  und  Wahrheit.  Zwar  Hess 
die  Regierung  seine  Truppen  wieder  Treue  schwören, 
belohnte  alle  ihre  Getreuen  in  Lausanne  königlich,  schlug 
eine  bekannte  goldene  Medaille  auf  diesen  Sieg,  welche 
das  Glück  des  Waadtlandes  unter  seiner  väterlichen  Re¬ 
gierung  preist;  strafte  dagegen  den  Geistlichen  für  seine 
muthige  Rede  und  liess  die  zwei  Blätter  des  Stadtproto¬ 
kolls,  in  denen  sie  enthalten  war,  herausreissen. 

Aber  aus  den  Herzen  des  waadtländischen  Volkes 
konnte  sie  DaveTs  Andenken  nicht  herausreissen,  und  der 
Schultheiss  von  Erlach  hatte,  von  da  ab  gerechnet,  voll¬ 
kommen  Recht,  wenn  er  nachmals  sagte:  «Es  geht  in 
den  Landvogteien  Manches  vor,  wovon  meine  gnädigen 
Herren  nichts  wissen.  » 

Heute  steht  eine  Denktafel  DaveTs,  von  Laharpe  ihm 
errichtet,  in  der  nämlichen  Kathedrale  zu  Lausanne,  die  da¬ 
mals  seinen  Tod  mit  Dankgottesdiensten  feierte.  Er  selber 
lebt  in  frischem,  blühendem  Andenken.  Jedes  Kind  in  seinem 
Lande,  ja  in  weitern  Kreisen  sogar  lernt  schon  in  der  Schule 
seinen  theuren  Namen  kennen.  Während  Niemand,  weder 
im  Waadtland  noch  in  Bern,  ohne  in  Archiven  nachzu¬ 
blättern,  mehr  zu  sagen  weiss,  wer  jene  gnädigen  Herren 
von  Bern,  seine  Sieger  und  Richter,  gewesen  sind. 

Sie  sind  heute  die  Besiegten  und  Begrabenen;  es 
ist  nicht  immer  der  der  Sieger,  welcher  im  Augenblick 
zu  gewinnen  scheint. 

Im  Gegentheil,  die  Berner  Regierung  erfuhr  in 
Kurzem  darauf,  dass  dieser  Geist  der  Empörung  gegen 
die  alten  Zustände  sich  in  ihren  eigenen  Mauern,  ja  in 
ihrer  eigensten  Mitte  sogar  zu  regen  beginne.  Selbst 
die  Bürgerschaft  von  Bern  begann  zu  murren  über  die 
allmälige  Konzentrirung  aller  Gewalt  und  aller  einträg¬ 
lichen  Stellen  in  den  Händen  weniger  patrizischer  Fa- 
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milien,  von  denen  1745  z.  B.  77  die  sämintlichen  299 
Rathsstellen  inne  hatten,  und  14  allein  127  davon.  Im 
Jahr  1744  übergaben  27  Bürger,  darunter  auch  Patrizier 
selbst,  dem  Bath  eine  Denkschrift,  worin  sie  diese  Miss¬ 
brauche  tadelten  und  eine  Herstellung  der  alten  Hechte  der 
Zünfte  verlangten.  Alle  aber  wurden  streng  gestraft,  bis  zu 
10  Jahren  Verbannung  aus  der  Eidgenossenschaft.  Eine 
jede  gütliche  AMrstellung,  selbst  aus  den  bevorzugten 
Kreisen,  war  damit  fortan  als  unzulässig  erklärt. 

Fünf  Jahre  später,  1749,  kleidete  sich  daher  dieser 
Wunsch  nach  Aenderung  der  Zustände,  der  in  der  Bürger¬ 
schaft  fortlebte,  bereits  in  das  viel  gefährlichere  Gewand 
einer  förmlichen  Verschwörung,  an  deren  Spitze  neben 
Samuel  Henzi  und  Niklas  Warnier  sogar  der  damalige 
Stadtlieutenant  Emanuel  Fueter,  also  der  Befehlshaber 
der  Stadtwache  selber,  stand. 

Diese  Verschwörung,  die  nichts  Geringeres  beab¬ 
sichtigte,  als  den  ganzen  Rath  gefangen  zu  setzen  und 
zur  Abdankung  zu  zwingen,  im  Weigerungsfälle  aber 
sämmtlich  niederzumachen,  hatte  alle  Aussicht  auf  Ge¬ 
lingen  und  wurde  nur  durch  eine  Reihe  zufälliger  Um¬ 
stände  im  letzten  Augenblicke  noch  entdeckt  und  ver¬ 
eitelt. 

Der  Schrecken  in  Bern  war  unmässig ;  selbst  die 
Frauen  und  Töchter  der  Rathsglieder  bewaffneten  sich, 
verbarrikadirten  die  Häuser  und  sotten  in  den  Küchen, 
ganz  wie  in  ältesten  Zeiten  der  Stadt,  Oel,  Pech  und 
Wasser,  um  Eindringende  damit  abzuschlagen. 

Am  17.  Juli  1749  wurden  die  drei  Rädelsführer  zu  Bern 
hingerichtet.  Eine  grosse  Anzahl  Anderer  wurde  ver¬ 
bannt,  zum  Theil  auf  lebenslang,  und  zog  am  13.  August, 
begleitet  von  Freunden  und  Verwandten,  aus  der  Stadt. 
Die  Wittwe  Henzi’s,  die  darunter  sich  befand,  eine  Ita- 
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lienerin  (Malacrida)  schärfte  dabei  ihren  zwei  kleinen 
Söhnen  mit  lauter  Stimme  ewigen  Hass  und  Rache  gegen 
Bern  ein.  Die  Leidenschaft  und  Erbitterung  war  so  gross, 
dass  in  den  damaligen  Aufzeichnungen  sogar  das  wieder¬ 
holte  Fehlen  des  Henkers  in  seinen  Todesstreichen  einem 
absichtlichen  grausamen  Befehle  der  Obrigkeit  zuge¬ 
schrieben  wird.  Henzi  soll  bekanntlich,  als  ihn  der  erste 
Streich  hlos  verwundete,  sich  umgekehrt  und  gesagt  haben: 
«  Tout  est  donc  corrompu  dans  cette  republique,  meine 
le  bourreau.  »  Oder  nach  einer  andern '  Version:  «Du 
richtest,  wie  deine  Herren  urtheilen.» 

Die  merkwürdige  Denkschrift  Henzi’s,  die  seine  Re¬ 
volution  rechtfertigen  sollte,  finden  Sie  in  der  Sammlung 
Helvetia,  Band  I.  vollständig  abgedruckt. 

Sie  zeichnet  in  äusserst  bitterem  Tone  die  herrschen¬ 
den  Uebelstände,  besonders  den  Hochmuth  der  Regierenden 
und  ihrer  Frauen  und  Töchter  gegenüber  dem  gemeinen 
Bürger' und  führt  eine  Menge  von  Beispielen  an,  wornach 
auch  diese  Patrizier  oft  von  ganz  gemeiner  Herkunft  seien, 
sich  aber  nachher  durch  allerlei  Künste  eine  Abstammung 
erhabenster  Art,  selbst  von  Kardinälen,  Granden  von  Spa¬ 
nien  und  römischen  Konsuln  anzudichten  gewusst  hätten. 

So,  um  nur  Ein  hervorragendes  Beispiel  daraus  zu 
citiren,  wird  die  Behauptung  aufgestellt,  die  Familie  von 
Lentulus,  die  sich  römischen  Ursprunges  rühme,  stamme 
>  statt  dessen  blos  von  einem  Chirurgen  niedrigster  Art, 
Namens  Linser,  her,  der  erst  im  17.  Jahrhundert  in 
Bern  eingewandert  sei.  Solcher  Leute  Söhne,  sagt  das 
Manifest  dann,  Hessen  sich  jetzt  in  den  welschen  Unter- 
thanenlandschaften  «'nos  souverains  princes  »  tituliren 
und  nennten  den  handeltreibenden  Bürger  von  Bern  so¬ 
gar  im  Schoosse  des  Grossen  Rathes  «eine  negozirende 
Lumpenschaft. »  Es  dürfe  sich  auch  in  der  That  laut 
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einem  neuesten  Rathsdekrete  kein  Rathsmitglied  in  Handel 
einlassen,  oder  auch  nur  mit  einem  Kaufmann  assoziiren. 
Ja  die  Handwerker  würden  sogar  aus  den  Lauhen  ver¬ 
drängt  und  müssten  der  Sonne,  Wind  und  Wetter  auf 
offener  Strasse  sich  aussetzen,  nur  damit  «die  grossen 
Herren  und  die  ungeheuren  Reifröcke  ihrer  stolzen  Weiber 
und  Töchter  in  den  Lauben  geraumen  Schwung  haben 
können. » 

So  viel  zur  Charakteristik  der  Stimmung  in  der 
Bürgerschaft  selber  aus  diesen  Quellen.  Die  Vorschläge 
Henzi’s  zielen  dann  allerdings  auf  gar  nichts  weiter  ab, 
als  den  gemeinen  Burger  dem  Patrizier  gleich  zu  machen. 
Dabei  bleibt  seine  Reform  stehen. 

Die  Bürgerschaft  von  Bern,  ausgeschlossen  von  der 
Betheiligung  an  den  öffentlichen  Angelegenheiten  und  ohne 
Neigung  zu  industrieller  Beschäftigung,  die  ja  doch  nur  als 
eine  Art  von  Unehre  betrachtet  wurde,  lebte  in  Folge 
dessen  grösstentheils  in  einem  trägen  Müssiggang,  den  auch 
einer  der  Ihrigen,  Jakob  Graviseth,  schon  1658  in  seiner 
Heutelia  (einer  satyrischen  Schweizerreise)  folgendermassen 
schildert,  bei  Anlass  als  er  von  dem  Bärengraben  und 
dem  grossen  Christoph  spricht:  «Der  Wirth  sagt  uns,  dass 
diese  Bären  und  ihre  Bildnussen  oder  Abdruck  bei  den 
Bernern  so  sehr,  als  wie  vor  Zeiten  die  Aegyptier  den 
Affen,  und  noch  die  Venetianer  den  Löwen  in  Ehren 
haben,  verehrt  werden.  Desswegen  viel  Burger  täglich, 
sonderlich  am  Morgen,  dahin  spazieren,  sie  zu  betrachten,* 
dieweil  sie  etwan  die  Meinung  in  ihren  Kopf  gefasst, 
dass  wenn  sie  des  Tags  zuvor  durch  emsig  Gastrolatiren 
schwere  Köpf  und  böse  Mägen  bekommen,  wenn  sie  nur 
diese  Thiere  und  hernach  ihren  hölzernen  Riesen  steif 
anschauen,  sie  wieder  gesund  werden  und  einen  neuen 
Appetit  bekommen,  den  bachanalischen  Opfern  wieder 
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beizuwobnen. »  Durch  solche  Zustände  in  seinem  Innern 
wurde  auch  Bern,  das  sonst  am  geeignetsten  in  der  alten 
Eidgenossenschaft  gewesen  wäre,  eine  gewisse  patriarcha¬ 
lische  Gerechtigkeit  gegen  die  Unterthanen  kräftig  zu  be¬ 
fürworten,  gelähmt  und  misstrauisch  gemacht,  und  es 
gelangten  von  jenen  Jahren  ab  mehr  und  mehr  die  Harten 
und  Unverbesserlichen  mit  Beseitigung  aller  vermittelnden 
Elemente  zu  Ansehen  und  Herrschaft. 

Schon  vor  dem  zuletzt  geschilderten,  sogenannten 
«Burgerlärm»  in  Bern  fand  im  Jahr  1726  ein  Aufstand 
des  Bis th ums  Basel  gegen  die  Missregierung  des  Bi¬ 
schofs  V.  Reinach  statt,  der  bis  1740  fortdauerte.  Mit 
Hülfe  namentlich  von  Frankreich  wurde  dort  die  Bewegung 
unterdrückt  und  drei  Patrioten,  Namens  Petignat,  Riaz 
und  Lion  hingerichtet.  Die  Franzosen  fassten  damals 
zuerst  Fuss  in  diesem  Land  und  liessen  sogar  dem  Bischof 
eine  kleine  Besatzung  zurück.  Aber  auch  eine  dumpfe 
Gährung  blieb  und  erzeugte  bei  Beginn  der  französischen 
Revolution  neue  Unruhen,  die  dann  das  Ende  dieser 
geistlichen  Herrschaft  herbeiführten. 

Aehnlich  missliebig  wie  diese,  war  die  andere  geist¬ 
liche  Monarchie  im  Osten  der  Schweiz,  die  des  Abtes 
von  St.  Gallen,  namentlich  bei  seiner  vorzugsweise 
protestantischen  Unterthanenschaft  im  Poggenburg.  Das¬ 
selbe  stand  schon  seit  seiner  Erwerbung  durch  den  Abt 
Ulrich  HL  in  einem  eigenartigen  Verhältnisse  zu  seinem 
Herrn  (es  hatte  z.  B.  auch  andere  Schutzherren  unter 
den  Eidgenossen)  und  die  Reformation,  die  dort  bedeu¬ 
tenden  Eingang  fand,  war  die  Veranlassung  zu  beständi¬ 
ger  Reibung  mit  der  geistlichen,  nachgerade  sehr  ver¬ 
kommenen  Herrschaft.  Seit  dem  letzten  Religionsfrieden 
von  1712,  dem  der  Abt  erst  1718  gezwungenerw^eise  bei¬ 
trat,  dauerte  besonders  eine  gereizte  Stimmung  fort,  die 
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dann  1735  zu  ernsten  Unruhen  führte,  in  denen  Bern 
und  Zürich,  hier  allein  allerdings  mehr  zu  Gunsten  der 
Unterthanen,  einschreiten  mussten. 

Auch  der  dritte  verbündete  Fürst  in  der  Eidgenossen¬ 
schaft,  der  König  von  Preussen,  und  zwar  kein  geringerer 
als  Friedrich  der  Grosse  selber,  hatte  seit  der  Mitte  des 
Jahrhunderts  Schwierigkeiten  mit  seinen  Unterthanen  in 
N  e  u  e  n  b  u  r  g.  Zuerst  fand  ein  langwieriger  und  ärger¬ 
licher  theologischer  Streit  statt,  eines  Pfarrers,  Namens 
Petitpierre,  wegen,  der  die  Ewigkeit  der  Höllenstrafen, 
läugnete,  wofür  er  von  der  Geistlichkeit  verfolgt  wurde. 
Voltaire  erzählt  bekanntlich,  Friedrich  habe  den  Neuen¬ 
burgern  nach  seiner  spöttischen  Weise  sagen  lassen: 
Wenn  sie  lieber  ewig  verdammt  sein  wollen,  als  blos 
auf  Zeit,  so  habe  er  seinerseits  nichts  dagegen.  Schliess¬ 
lich  griff  er  aber  doch  in  den  Streit  ein  und  erregte 
dadurch  viel  Unwillen,  der  noch  erheblich  stieg,  als 
er  sein  französisches  Steuerpachtsystem  auch  in  Neuen¬ 
burg  einführte  und  seinen  Unterthanen  verbieten  wollte, 
ausser  Landes,  namentlich  in  ausländische  Kriegsdienste 
zu  gehen.  Schliesslich  kam  es  1768  zu  bedeutenden 

Unruhen  in  der  Stadt  Neuenburg,  die  durch  das  Ein- 
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schreiten  eines  Berners,  des  Generals  Lentulus,  den 
Friedrich  zum  Statthalter  ernannte ,  niedergeschlagen 
wurden.  Es  fehlte  auch  hier,  in  den  Staaten  des  höchst 
philosophischen  Königs,  nicht  an  den  üblichen  Strafen; 
fünf  Personen  wurden  nach  der  lieblichen  Symbolik  der 
Zeit,  da  man  ihrer  nicht  in  natura  habhaft  werden  konnte, 
wenigstens  im  Bilde  gerädert  und  gehängt. 

Die  allerhässlichsten  Vorgänge  des  Jahrhunderts 
waren  jedoch  die  Aufstände  in  Tessin  und  Freiburg. 

Das  heutige  Tessin  zerfiel  damals  in  drei  verschie¬ 
dene  Gruppen  von  unterthänigen  Ländern.  Das  Livinen- 
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thal  gehörte  üri  allein,  die  Grafschaft  Beilenz  Uri,  Schwyz 
und  Nidwalden,  der  übrige  Theil  den  12  Orten  ohne 
Appenzell.  Diese  italienischen  Landschaften  standen  unter 
einem  furchtbaren  Regiment,  wozu  allerdings  die  Natur 
der  Bevölkerung,  die  nie  ein  anderes  gekannt  hatte, 
sondern  stets  in  doppelter,  weltlicher  und  geistlicher 
Knechtschaft  auch  unter  den  früheren  inailändischen 
Herren  gestanden  hatte,  das  ihrige  beitrug. 

Die  Landvögte  gingen  dort  förmlich  darauf  aus,  nach 
Art  der  schlechten  römischen  Statthalter,  von  Prozessen 
und  allerlei  Missbrauchen  reich  zu  werden.  Ein  Land¬ 
vogt  von  Lugano  z.  B.  errichtete  noch  1782  für  sich  eia 
ganz  willkürliches  eigenes  Jagdrevier  aus  dem  Gebiet 
von  15  Dörfern,  das  er  dann  wieder  zum  Schaden  alles 
Eigenthums  beliebig  an  Dritte  verpachtete,  die  darin  nach 
ihrem  Belieben  wirthschafteten.  Andere  verkauften  offen 
die  Gerechtigkeit  und  stifteten  selbst  die  Prozesse  und 
Unruhen  an,  die  sie  nachher  dann  gegen  Bestechung  ent¬ 
scheiden  wollten.  In  Lugano  (das  im  vorigen  Jahrhundert 
2000  Ein.wohner  zählte)  gab  es,  was  einen  Schluss  ge¬ 
stattet,  allein  32  Advokaten.  Einzelne  Gemeinden  führten 
nie  endende  Prozesse,  die  sie  gänzlich  ruinirten,  so 
z.  B.  Ansernone  einen  solchen  um  ein  Objekt  von  ur¬ 
sprünglich  drei  Franken  Werth.  Die  Prozesssiicht  ist 
seither  und  bis  auf  den  heutigen  Tag  eine  üble  Eigen¬ 
schaft  des  Tessinervolkes  geblieben. 

So  war  es  auch  im  Livinenthal,  das  unter  urnerischer 
Veiwvaitung  stand. 

Eine  ganz  wohlgemeinte  Verordnung  des  Landrathes 
von  Uri  zum  Schutze  der  Mündelgelder  gegen  Ver¬ 
untreuung  wurde  von  den  eigennützigen  Verwaltern  dem 
Volke  arglistig  als  ein  Eingriff  in  seine  Rechte  und  Frei¬ 
heiten  dargestellt  und  im  Jahr  1755  traten  in  Folge 
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dessen  die  verführten  Leute  zu  einer  grossen  Lands¬ 
gemeinde  zusammen,  die  diese  obrigkeitliche  Verordnung 
aufhob  und  sich  zu  bewaffnetem  Widerstand  verband. 

Ihr  wirklicher  Widerstand  entsprach  jedoch,  als  Uri, 
von  Unterwalden  und  Luzern  unterstützt,  mit  Heeresmacht 
über  den  Gotthard  heranrückte,  den  grossartigen  Worten 
nicht,  mit  denen  sie  ihn  angekündigt  hatten,  im  Gegen- 
theil,  sie  ergaben  sich  ohne  irgendwelchen  erheblichen 
Versuch  der  Verth eidigung. 

Desto  unmässiger  war  nun  die  Rache  der  Urner. 
Das  ganze  waffenfähige  Volk,  3000  Männer,  wurde  nach 
Faido  zur  Landsgemeinde  entboten.  Dort,  am  2.  Juni 
1755,  einem  Tag,  der  lange  in  Aller  Gedächtniss  bliebe 
mussten  sie,  umringt  von  den  Eidgenössischen  Bewaff¬ 
neten,  zuerst  an  Uri  Treue  und  Gehorsam  auf  alle 
ewigen  Zeiten,  unter  Aufhebung  aller  und  jeder  bis¬ 
herigen  Rechte  (sogar  des  Versammlungsrechts,  jeder 
Gerichtsbarkeit,  des  Jagdrechts  und  der  Pfarrwahlen) 
und  ihrer  bisherigen  Freiheitsbriefe,  schwören.  Sodann 
sämmtlich  knieend  und  entblössten  Hauptes  mit  ansehen, 
wie  ihre  Hauptanführer,  Pannerherr  Forni,  Landeshaupt¬ 
mann  Orso  und  Rathsherr  Sartori  enthauptet  wurden 
und  zu  guter  letzt  hielt  ihnen  noch  der  Staatsschreiber 
von  Uri  eine  furchtbare  Strafrede,  worin  er  die  «armen 
und  elenden  Landleute  von  Livinen»  versicherte,  Uri 
werde  mit  Hülfe  seiner  Eidgenossen  zu  allen  Zeiten  dieses 
«elende  Thal»  im  Gehorsam  zu  erhalten  wissen.  Und 
selbst  das  sollten  sie  noch  als  Gnade  betrachten  müssen; 
denn  es  wurde  ihnen  vorgeschrieben,  dass  sie  künftig 
ihre  Herren  mit  dem  Titel  «wohlweise  und  mächtige 
Herren  und  gnädige  Beschützer »  anzureden  hätten. 

Acht  Rebellen  wurden  am  folgenden  Tage  in  Ketten 
dem  Heere  voran  über  den  Gotthard  nach  Altorf  geführt 
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und  erst  dort  enthauptet,  damit  auch  das  regierende 
Volk  seinen  gebührenden  Theil  an  dem  Schauspiele  habe. 

Die  Eidgenössischen  Fahnen  sahen  dieser  grauen¬ 
vollen  Behandlung  eines  ursprünglich  durch  einen  frei¬ 
willigen,  gegenseitigen  Vertrag  an  CJri  gekommenen  Volkes 
schweigend  zu.  In  der  Tessiner  Bevölkerung  aber  ver¬ 
blieb  ein  tiefer  Schrecken  und  Hass  gegen  die  «Urani», 
der  sich  noch  selbst  im  Jahre  1847  dort  deutlich  geltend 
gemacht  hat. 

Zu  den  schlimmsten  Regenten  endlich  der  damaligen 
Eidgenossenschaft  gehörten  die  kleinen  Patrizier  von  Frei¬ 
burg.  Eine,  sogenannte  «heimliche  Kammer»  regierte 
Stadt  und  Landschaft  mit  geistloser  Härte;  die  Herren 
selbst  lebten  von  fremden  Diensten  und  Pensionen,  das  Volk 
verkam  durch  Mangel  an  Unterricht  und  gänzliche  Ver¬ 
nachlässigung  aller  gewerblichen  Thätigkeit. 

Im  Jahr  1781  fand  sich  ein  Volksführer  in  der 
Person  von  Niklaus  Chenaux  von  Greyerz,  der  persön¬ 
lichen  Grund  zu  Missmuth-  gegen  die  Regierung  hatte. 
Ein  Advokat  Castellaz  und  viel  Landvolk  schloss  sich 
ihm  an,  so  dass  er  schliesslich  mit  4000  Bewaffneten 
vor  der  Stadt  ankam.  Der  Rath  daselbst  zitterte,  unter¬ 
handelte  ziemlich  demüthig  mit  dem  Aufstand  und  be¬ 
nachrichtigte  unterdessen  die  verwandten  Patrizier  von 
Bern.  Chenaux  wurde  von  einem  eigenen  Parteigenossen, 
Henri  Rossier,  verrätherisch  umgebracht,  sodann,  als  sich 
der  Aufstand  Mangels  eines  tüchtigen  Anführers  verlief, 
noch  im  Tode  geköpft  und  geviertheilt  und  sein  Kopt 
auf  das  Romonterthor  gesteckt.  5.  Mai  1781. 

Am  Abende  darauf  versammelten  sich  dort  die  herr¬ 
schenden  Junker  mit  ihren  «cortesischen»  Damen  (wie 
sie  die  Heutelia  nennt)  und  hielten  ein  öffentliches  Tanz¬ 
vergnügen  Angesichts  dieser  blutigen  Trophäe  ab. 
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Andere  Häupter  des  Aufstandes,  wie  Castellaz,  Kac- 
caud  und  Dupasquier,  die  ebenfalls  zur  Viertheilimg 
bestimmt  waren,  entkamen  und  vermehrten  nachmals  in 
Paris  die  Legion  von  rachedurstigen  Verbannten  die 
sich  dort  allmälig  aus  allen  Gebieten  der  Eidgenossen¬ 
schaft,  besonders  aber  den  romanischen,  zusammenfand. 

Viele  minder  Gravirte  wurden  eingefangen  und  in 
den  Bagno  von  Brest  geschafft,  aus  dem  sie  erst  die 
französische  Bevolution  nebst  anderen  Galeerensklaven 
befreite.  Sogar  der  hölzerne  Schild  des  Gasthofes  zum 
Schwert  in  Bulle,  wo  Versammlungen  stattgefunden 
hatten,  verfiel  dem  unersättlichen  Rachedurst  der  heim¬ 
lichen  Kammer.  Er  wurde  auf  ihren  Befehl  feierlich 
abgeholt  und  öffentlich  vom  Henker  verbrannt. 


Andere  Stände  noch  in  der  alten  Eidgenossenschaft 
erschienen  fortwährend  durch  innere  Faktionen  zer¬ 
rissen,  die  zeitweise  den  ganzen  Bestand  des  Staats¬ 
wesens  in  Frage  stellten.  So  besonders  Luzern,  Zug, 
Schwyz,  Appenzell  und  von  den  zugewandten  Orten 
Graubünden.  Fast  überall  waren  übrigens  nicht  allein 
allgemeine  Ursachen,  sondern  persönlicher  Hass  und  Neid, 
erzeugt  durch  Einfluss  und  Pensionen  des  Auslandes, 
mit  im  Spiele. 

In  Zug  verfolgten  sich  von  1729 — 1736  die  einfluss¬ 
reichen  Familien  Zurlauben  und  Schuhmacher  mit  Blut- 
urtheilen,  Konfiskationen  und  Verbannung,  in  Grau¬ 
bünden  die  Salis  und  Planta  im  französischen  und 
österreichischen  Interesse.  In  Schwyz  warb  die  Generalin 
Maria  Elisabeth  v.  Beding  1763  gegen  das  ausdrückliche 
Verbot  der  Regierung  Rekruten  für  Frankreich  und  trat 
der  versammelten  Landsgemeinde  sogar  mit  drohenden 
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Worten  entgegen,  die  ihr  vergeblich  zurief:  « Betsy 
'  schweig.»  Unter  dem  Druck  der  durch  einen  G-astwirth, 
Dominik  Pfeil,  geleiteten  aufgeregten  Volksstimmung  wurde 
zeitweise  der  erbliche  Einfluss  der  Bedinge  ganz  beseitigt, 
der  Landammann  selbst  in  öffentlicher  Landsgemeinde 
geschlagen,  mit  einer  ungeheuren  Geldhusse  belegt,  aus 
dem  Lande  getrieben  und  sein  Bild  an  den  Galgen  ge¬ 
heftet.  Das  ganze  Volk  theilte  sich  Jahre  lang  in  zwei  heftige 
Parteien,  Harte  und  Linde  genannt,  die  das  Aeusserste 
von  Kohheit  und  Ungerechtigkeit  gegen  einander  ver¬ 
suchten,  was  eine  verworrene  und  unlenksam  gewor¬ 
dene  Demokratie  auf  bringen  kann. 

Ohne  allen  Erfolg.  Denn  die  Zustände  selbst  blieben, 
nur  die  sittliche  Kraft  des  Staates  verzehrte  sich  allent¬ 
halben  in  solchen  inneren  Stürmen  ohne  rechten  Zweck 
und  Gehalt  und  war  dann  folgerichtig  nicht  mehr  vor¬ 
handen  ,  als  man  ihrer  zur  Rettung  des  Vaterlandes 
bedurfte. 

Die  alten  ausgelebten  Aristokraten  der  Eidgenossen¬ 
schaft  überall,  denen  es  zuletzt  an  wirklichem  Talent  zum 
Regieren  gebrach  und  die  diesen  Mangel  nur  durch  ge¬ 
steigerten  Hochmuth  ausfüllen  konnten,  wie  diess  bei  allen 
Menschen  ganz  naturgemäss  der  Fall  ist,  die  eine  öffent¬ 
liche  Position  ohne  genügende  Fähigkeiten  bekleiden  — 
sie  sind  in  dieser  Zeit  des  sichtlich  herannahenden 
Sturmes  wahrhaft  zu  beklagen. 

Unser  Gefühl,  mit  dem  wir  heute  selbst  auf  jene 
Freiburger  Junker  zurückblicken,  streift,  wmitab  von 
Hass,  beinahe  an  die  Grenzen  des  Mitleids. 

Sie  sahen  ja  nur  das  von  allen  Seiten  angegriffene 
« historische  Recht , »  wie  es  ihnen  von  ihren  Vätern 
überliefert  und  als  unfehlbare  Staats'weisheit  eingeprägt 
worden  war. 
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Aber  ihr  Sinn  war  toclt  für  den  Glauben  an  eine 
höhere  Gerechtigkeit  und  Politik,  die  kein  erbliches 
Herrenthum  kennt,  vielmehr  einen  jeden  Staat,  der  sich 
auf  solche  Grundlagen  verirrt,  aller  menschlichen  Gesetz¬ 
gebung  ungeachtet,  zum  Absterben  verurtheilt. 

Es  ist  auch  eine  der  feineren  Ironien  der  Welt¬ 
geschichte,  die  sich  in  einem  gelegentlich  von  Bimsen  in 
ähnlichem  Zusammenhänge  citirten  Sinnspruch  ausdrückt : 

«Perimus  licitis. » 

Die  nichts  Höheres  kennen,  als  ihre  kleinen  Gesetze, 
gehen  gerade  an  denselben  zu  Grunde. 


Diese  Verhältnisse  der  alten  Eidgenossenschaft  führten 
allmälig  immer  mehr  zu  einer  chronischen  Beunruhigung, 
vornehmlich  in  den  westlichen  Landschaften,  wo  theils 
das  französische  Blut,  theilweise  die  Fehler  der  Regenten 
und  zuletzt  die  Nachbarschaft  und  das  Beispiel  Frank¬ 
reichs  die  Flamme  beständig  anfachten. 

So  voran  im  Waadtland.  Je  entschiedener  sich 
die  Vorboten  der  neuen  Zeit  zeigten,  desto  unwilliger 
ertrug  das  aufgeregte  Volk  der  Städte  besonders,  den 
Druck  von  Bern,  der  sich  fast  noch  mehr  als  im  System 
der  Regierung  selbst,  in  dem  hochmüthigen,  barschen 
V/esen  der  Regierenden  äusserte.  Die  älteren  und  ver¬ 
ständigeren  Berner  Staatsmänner  waren  sich  darüber 
selber  klar.  Um  so  weniger  diejenigen  Elemente  ihrer 
Coterie,  durch  welche  oft  gerade  die  ganze  aristokratische 
Gesellschaft  zu  ihrem  Unheil  am  meisten  mit  dem  Volke 
in  Berührung  kommt  und  nach  denen  sie  daher  oft  nicht 
ganz  gerecht  beurtheilt  wird,  die  patrizische  Jugend  und 
die  Frauen,  deren  Hochmuth  unerträglich  war. 
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Noch  im  Jahr  1788  gründeten  z.  B.  jugendliche 
Berner  Patrizier  nach  damaliger  Mode  eine  Art  von 
Club  und  schlossen  davon  alle  Handwerker,  kleineren 
Kaufleute,  Chirurgen  etc,  aus,  ausdrücklich  als  Leute, 
von  denen  man  nur  mit  dem  Stocke  sich  Satisfaktion 
nehmen  könne.  Aber  auch  weit  angesehenere  Unter- 
thanen  wurden  gelegentlich  mit  Geringschätzung  behan¬ 
delt.  So  der  nachmals  berühmte  Friedrich  Cäsar  Laharpe, 
dessen  Hass  gegen  Bern  wesentlich  durch  die  verletzende 
Sprache  genährt  worden  sein  soll,  die  ein  Herr  v.  Steiger, 
sonst  sogar  sein  Freund,  bei  einer  besonderen  Gelegen¬ 
heit  plötzlich  gegen  ihn  führte. 

Derartige  Vorfälle  schadeten  der  Berner  Begierung 
weit  mehr  als  ihre  eigentlichen  Eegierungsmassnahmen. 
Selbst  der  gebildete  Mensch  wird  in  allen  seinen  An¬ 
schauungen  bis  zu  einem  hohen  Grade  von  solchen  per¬ 
sönlichen  Erfahrungen  geleitet.  Die  ungebildeten 
Klassen  vollends  pflegen  darnach  geradezu  vollständig 
ihr  Urtheil  einzurichten. 

In  Genf  war  die  Unrühe  wo  möglich  noch  grösser. 
Dort  herrschten  während  des  ganzen  18.  Jahrhunderts 
beinahe  heftige  Kämpfe  zwischen  verschiedenen  politi¬ 
schen  Faktionen,  die  dann  zunächst  im  Jahr  1782  eine 
gemeinsame  bewaffnete  Intervention  von  Bern,  Frank¬ 
reich  und  Sardinien  nebst  gewaltsamer  Wiederherstellung 
des  gefährdeten  aristokratischen  Regiments  zur  Folge 
hatten.  Auch  von  dort  gingen  in  Folge  dessen  nun  zahl¬ 
reiche  und  einflussreiche  flüchtige  Demokraten,  unter 
Anderen  der  nachmalige  französische  Minister  Claviere, 
nach  Paris  unter  die  Legion  der  Feinde  der  alten  Eid¬ 
genossenschaft. 

In  diese  Zustände  eines  allmälig  hoffnungslosen 
Zerfalls  hinein  wehte  der  scharfe  Wind  der  philosophi- 
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sehen  Aufklärung  über  alle  geistigen  Zustände  Europa’s, 
der  seit  Mitte  des  Jahrhunderts  von  Frankreich,  ja  zum 
Theil  selbst  von  unserem  Boden  ausgehend,  den  Um¬ 
sturz  der  politischen  Verhältnisse  mächtig  vorbereitete. 

Durch  die  Schriften  zuerst  Montesquieu’s,  Voltaire’s 
und  der  sogenannten  Encyclopädisten,  nachmals  aber 
ganz  besonders  Jean  Jacques  Bousseau’s,  war  ein  Ge¬ 
schmack  an  abstrakter  philosophischer  Beleuchtung  aller 
menschlichen  und  staatlichen  Dinge  zuerst  unter  die  ge¬ 
bildeten  Kreise  gekommen,  welcher  Lebensanschauung 
dann  die  alltägliche  Wirklichkeit  nirgends  mehr  ent¬ 
sprach.  Nicht  nur  die  höchsten  Klassen  der  Gesellschaft  in 
Frankreich  selbst,  sondern  auch  die  Kaiserin  von  Russ¬ 
land,  der  philosophische  König  von  Preussen,  Kaiser  Jo¬ 
seph  II.  und  fast  alle  damaligen  leitenden  Minister  Eu¬ 
ropa’s,  Kaunitz  in  Oesterreich,  Choiseul  in  Frankreich, 
Aranda  in  Spanien,  Pombal  in  Portugal,  Tanucci  in 
Neapel,  sie  alle  gaben  einstimmig  selber  ihren  Völkern 
die  Losung  zu  der  geistreichen  Annahme  und  Bespre¬ 
chung  von  Theorien,  die  blos  in  die  Praxis  übersetzt  zu 
werden  brauchten,  um  das  ganze  damalige  System  der 
Gesellschaft  und  der  Staaten  von  Grund  aus  zu  ver¬ 
nichten. 

Noch  mehr  aber  beinahe  wirkte  praktisch  das  Bei¬ 
spiel  der  Befreiung  Amerika’s. 

Zum  ersten  Male  in  der  Geschichte  sah  man  hier 
ein  ganzes  Volk  in  würdiger,  ja  selbst  feierlicher  Weise 
die  hergebrachten  Theorien  der  Legitimität  ablehnen 
und  ein  ursprüngliches  Recht  der  Völker  auf  Freiheit 
und  Selbstregierung  in  den  philosophischen  Redewen¬ 
dungen  des  Tages  thatsächlich  behaupten.  Was  in 
Rousseau’s  Conträt  social  Theorie  gewesen  war,  hier 
wurde  es  nun  Praxis,  lebendiges,  wirkliches  Staatsrecht, 
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von  ganz  Europa  bewundert  in  der  berühmten  Unab¬ 
hängigkeitserklärung  vom  4.  Juli  1774,  die  die  Amerika¬ 
nische  Republik  begründete.  Denn  dieses  berühmte 
Manifest,  das  damals  in  Aller  Munde  war,  kleidete  sich 
in  seinem  wesentlichen  Theile  in  folgende  Worte: 

«  Wenn  im  Laufe  der  Begebenheiten  ein  Volk  ge- 
nöthigt  wird,  die  politischen  Bande  aufzulösen,  die  es 
mit  einem  anderen  vereinten,  und  unter  den  Mächten 
der  Erde  die  gesonderte  und  rechtsgleiche  Steilung  ein¬ 
zunehmen,  wozu  es  durch  die  Gesetze  der  Natur  und 
deren  Schöpfer  berechtigt  ist,  so  verlangt  es  die  ge¬ 
ziemende  Achtung  vor  den  Meinungen  der  Menschen, 
dass  es  die  jene  Trennung  veranlassenden  Ursachen  auch 
öffentlich  konstatire. 

«  Wir  halten  folgende  Y^^ahrheiten  für  klar  und  keines 
Beweises  bedürftig,  nämlich:  dass  alle  Menschen  gleich 
geboren,  dass  sie  von  ihrem  Schöpfer  mit  gewissen  un¬ 
veräusserlichen  Rechten  ausgestattet  sind,  dass  zu  diesen 
Leben,  Freiheit  und  das  Streben  nach  Glück  gehören. 
Dass  ferner,  um  diese  Rechte  zu  sichern,  unter  den 
Menschen  Regierungen  eingesetzt  sind ,  deren  recht¬ 
mässige  Gewalt  von  der  Zustimmung  der  Regierten  her¬ 
stammt,  dass  allemal,  wenn  irgend  eine  Regierungsform 
zerstörend  in  diese  Endzwecke  eingreift,  das  Volk  das 
Recht  hat,  dieselbe  zu  ändern  oder  abzuschaffen,  eine 
neue  Regierung  einzusetzen  und  diese  auf  solche  Prin¬ 
zipien  zu  gründen  und  deren  Gewalten  in  der  Form  an¬ 
zuordnen,  wie  es  ihm  zu  seiner  Sicherheit  und  seinem 
Glücke  am  erspriesslichsten  erscheint.  Die  Klugheit 
zwar  gebietet,  schon  lange  bestehende  Regierungen  nicht 
um  leichter  oder  vorübergehender  Ursachen  willen  zu 
ändern  und  demgemäss  hat  alle  bisherige  Erfahrung  ge¬ 
zeigt,  dass  die  Menschen  geneigter  sind,  die  Leiden  zu 
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ertragen,  so  lange  sie  zu  ertragen  sind,  als  sich  durch 
Vernichtung  der  Formen,  an  welche  sie  sich  einmal  ge¬ 
wöhnt  haben,  selbst  Recht  zu  verschaffen.  Wenn  aber 
eine  lange  Reihe  von  Missbrauchen  und  unrechtmässigen 
Eingriffen,  welche  unabänderlich  immerdar  den  nämlichen 
Gegenstand  verfolgen,  die  Absicht  beweist,  das  Volk  dem 
absoluten  Despotismus  zu  unterwerfen,  so  hat  dieses  das 
Recht,  ja  ist  es  seine  Pflicht,  eine  solche  Regierung  um- 
zustossen  und  neue  Schutzwehren  für  seine  künftige 
Sicherheit  zu  suchen.  Von  der  Art  war  auch  das  stille 
Dulden  dieser  Kolonieen  und  van  der  Art  ist  nun  die 
Nothwendigkeit,  welche  sie  das  frühere  System  der  Re¬ 
gierung  abzuändern  zwingt.  Die  Geschichte  des  gegen¬ 
wärtigen  Königs  von  England  ist  eine  Geschichte  von 
wiederholten  Ungerechtigkeiten  und  unrechtmässigen  An- 
massungen,  die  sämmtlich  die  Einrichtung  einer  unum¬ 
schränkten  Tyrannei  über  diese  Staaten  bezwecken. 
Zum  Beweise  dessen  seien  hiemit  Thatsachen  der  un¬ 
parteiischen  Welt  vorgelegt.» 

*  Nun  folgt  in  26  Artikeln  die  Aufzählung  dieser  Be¬ 
schwerden.  Sodann  fährt  die  Erklärung  fort: 

«  Bei  jeglicher  Stufe  dieser  Unterdrückung  haben 
wir  auf  das  Allerunterthänigste  um  Abhülfe  gebeten. 
Unseren  wiederholten  Bitten  wurde  aber  nur  mit  Wieder¬ 
holung  des  Unrechts  geantwortet. 

«  Ein  Fürst,  der  in  jeder  seiner  Handlungen  so  sehr 
als  ein  Tyrann  sich  zeigt,  ist  untauglich,  eines  freien 
Volkes  Herrscher  zu  sein. 

«  Wir  haben  es  aber  auch  nicht  an  Aufforderungen 
an  unsere  britischen  Brüder  fehlen  lassen.  Wir  haben 
sie  von  Zeit  zu  Zeit  vor  dem  Unterfangen  gewarnt,  durch 
ihre  Gesetzgebung  eine  unerlaubte  Jurisdiction  über  uns 
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ausdehnen  zu  wollen.  Wir  haben  sie  an  die  UinsUnde 
unserer  Auswanderungen  und  diesseitigen  Niederlassung 
erinnert.  Wir  haben  an  ihre  angeborene  Gerechtigkeits¬ 
liebe  und  Hochherzigkeit  appellirt  und  sie  bei  den  Ban¬ 
den  unserer  gemeinsamen  Abkunft  beschworen,  jener 
angemassten  Herrschaft  zu  entsagen,  die  unvermeidlich 
unsere  Verbindungen  und  Gemeinschaft  unterbrechen 
würde.  Aber  auch  sie  waren  taub  gegen  die  Stimmen 
der  Gerechtigkeit  und  der  Blutsverwandtschaft.  Daher 
müssen  wir  der  Nothwendigkeit,  welche  unsere  Trennung 
von  ihnen  gebietet ,  nachgeben  und  sie  nur  für  das 
halten,  wofür  uns  die  übrige  Menschheit  gilt,  für  — 
Feinde  im  Krieg,  für  Freunde  im  Frieden. 

«  Wir  daher,  die  Yolksrepräsentanten  der  vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  versammelt  im  Generalkongress, 
und  den  höchsten  Richter  der  Welt  für  die  Reinheit  Un¬ 
serer  Absichten  zum  Zeugen  anrufend,  verkünden  hiemit 
feierlichst  und  erklären  im  Namen  und  aus  Machtvoll¬ 
kommenheit  des  guten  Volkes  dieser  Kolonien,  dass  diese 
vereinten  Kolonien  freie  und  unabhängige  Staaten  sind 
und  es  zu  sein  das  Recht  haben  sollen;  dass  sie  von 
allem  Gehorsam  gegen  die  britische  Krone  los  und  ledig 
gesprochen  sind  und  dass  alle  politische  Verbindung 
zwischen  ihnen  und  dem  britischen  Reiche  gänzlich  auf¬ 
gelöst  ist  und  sein  soll;  dass  sie  als  freie  und  unab¬ 
hängige  Staaten  volle  Gewalt  haben  Krieg  anzufangen, 
Frieden  zu  schliessen,  Bündnisse  einzugehen,  Handel  zu 
treiben  und  alle  anderen  Handlungen  und  Dinge  zu  ver¬ 
richten,  wozu  unabhängige  Staaten  rechtlich  befugt  sind. 
Und  zur  Aufrechthaltung  dieser  Erklärung  verbürgen 
wir  uns,  mit  festem  Vertrauen  auf  den  Schutz  der  gött¬ 
lichen  Vorsehung,  wechselseitig  mit  unserem  Leben,  un¬ 
serem  Hab  und  Gut  und  unserer  unverbrüchlichen  Ehre.» 
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Ganz  Europa,  zumeist  alle  Bedruckten  lauschten  mit 
Entzücken  solchen  pathetischen  Worten,  die  eine  neue 
Aera  der  Freiheit  für  alle  Völker  zu  verkünden  schienen. 
Selbst  die  Despoten  waren  merkwürdiger  Weise  damit 
einverstanden.  In  der  nächsten  Umgebung  der  Kaiserin 
Katharina  II.  schwärmte  man  für  die  neue  Republik. 
In  den  Salons  von  Paris  drängte  man  sich  um  ihren  diplo¬ 
matischen  Vertreter,  Benjamin  Franklin,  der  mit  wohl¬ 
berechneter  Einfachheit,  ohne  Puder  im  Haar,  die  Schuhe 
hlos  mit  Bändern  gebunden,  unter  den  mit  Putz  über¬ 
ladenen  Höflingen  sich  bewegte.  Ja  es  ereignete  sich  bald 
das  Wunderbare,  dass  der  französische  Adel  zahlreich 
in  Amerika  für  die  Freiheit  der  Völker  zu  kämpfen  be¬ 
gann  und  dass  das  alte  bourbonische  Frankreich  zuerst 
von  allen  Staaten  Europa’s  (1778)  einen  Staat  als  zu 
Recht  bestehend  anerkannte,  dessen  ganze  Existenz  ein 
Protest  gegen  die  eigenen  Zustände  und  ein  Beispiel  für ' 

die  eigene  Revolution  war,  die  sich  daran  auch  sichtbar 
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entwickelte. 

Von  dieser  Zeit  ab  vollzog  sich  in  Frankreich  rasch 
die  grosse  Revolution,  zuerst,  wie  immer,  geistig,  später 
mit  schrecklicher  Thatsächlichkeit,  an  welcher  auch  die 
Schweiz  von  vorne  ab  durch  einzelne  Angehörige,  wie 
Kecker  und  Claviere  von  Genf,  Fache  von  Waadt,  Marat 
von  Neuenburg  direkten  und  hervorragenden  Antheil 
nahm,  während  viele  Tausende  von  Herzen,  theils  in 
Furcht,  theils  in  Hoffnung,  als  eifrige  Zuschauer  und  Mit¬ 
wirkende  zweiten  Ranges  dem  Verlauf  der  Dinge  folgten. 


Der  sichtbare  Ausdruck  dieser  Hoffnungen- in  der 
Eidgenossenschaft  (der  der  Furcht  waren  die  Regierungen 
der  13  Orte)  war  seit  1761  die  berühmte  helvetische 
Gesellschaft. 


5 


66 


Die  äussere  Veranlassung  zu  ihrer  Gründung  gab 
neben  dem  allgemeinen  Drang  nach  besserer  Lebens¬ 
gestaltung  in  den  edelsten  und  besten  Köpfen  der  Nation, 
wahrscheinlich  eine  Schrift  von  Franz  Urs  Balthasar  von 
Luzern,  «  Patriotische  Träume  »  genannt,  ein  Buch,  in  dem 
der  Verfasser  zunächst  beabsichtigte,  auf  eine  bessere 
Erziehung  der  Jüngern  Generation  hinzuwirken  und  na¬ 
mentlich  das  Studium  der  eigenen  Geschichte,  die  damals 
fast  vergessen  war,  wieder  zu  Ehren  zu  bringen. 

Der  Titel  dieser  merkwürdigen  Schrift  heisst  voll- 

-/» 

ständig:  «  Patriotische  Träume  eines  Eidgenossen  von 
einem  Mittel,  die  veraltete  Eidgenossenschaft  wieder  zu 
verjüngen.  Freistadt  bei  Wilhelm  Teils  Erben.  » 

Das  Buch  wurde  in  dieser  Weise  anonym  in  Basel 
gedruckt.  Es  findet  sich  jetzt  abgedruckt  in  den  Ver¬ 
handlungen  der  Gesellschaft  von  1765. 

Wie  sehr  vernachlässigt  die  Schweizergeschichte  war, 
beweist  z.  B.,  dass  1763  Altrath  Glutz  von  Solothurn  in 
der  helvetischen  Gesellschaft  die  That  von  Schultheiss 
Wengi  erzählte,  die  allen  Anwesenden,  den  Gebildetsten 
des  Schweizervolks,  gänzlich  unbekannt  war.  Gessner 
erhielt  damals  von  der  Gesellschaft  den  Auftrag,  diese 
Geschichte  niederzuschreiben,  die  nun  das  geistige  Eigen¬ 
thum  aller  Schulkinder  ist. 

Und  zwar  sollte  nach  dem  Träumer  diese  bessere 
Erziehung  der  schweizerischen  Jugend  in  einer  Art  von 
Eidgenössischer  Schule  oder  «Eidg.  Seminar  »  stattfinden, 
zu  dem  die  Kantone  Beiträge  zu  leisten  hätten. 

Das  Wichtigste  dabei,  auch  für  den  Verfasser  der 
Schrift,  waren  die  Konsequenzen  einer  solchen  Schule 
für  das  spätere  Leben,  worüber  er  sich  u.  A.  folgender- 
massen  äusserte: 
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«  Alle  in  dieser  Staatsschule  Erzogenen  würden  ein¬ 
ander  von  Jugend  an  kennen  lernen;  auf  Tugend  ge¬ 
gründete  Freundschaft  erlöscht  niemals.  Der  Rathsglieder 
gute  Gesinnung  unter  sich  würde  sich  aber  auch  auf  die 
Orte  selbst  erstrecken,  und  also  die  erste  und  edelste 
eidgenössische  Absicht  der  Bünde,  für  einander  zu  leben 
und  zu  sterben,  eines  des  andern  Nutzen  zu  fördern  und 
Schaden  zu  wenden,  würde  wieder  zum  Leben  erweckt 
und  die  erstarrte  Liebe  und  Einigkeit  wieder  erwärmt, 
in  einem  aufrichtigen  Freundschaftseifer  auflodern.  Eine 
solche  Einigkeit  unter  den  Eidgenossen  wird  alsbald  uns 
wieder  auch  bei  auswärtigen  Fürsten  die  alte  Achtung 
erneuern  und  uns  ihnen  schätzbar  machen,  die  uns  jetzt 
als  kleine  Theile  eines  sonst  nicht  zu  verachtenden 
Ganzen  mit  Nachlässigkeit  und  Geringschätzung  be¬ 
handeln  und  auch  der  Umgang  der  Herren  Botschafter 
würde  sodann  freundlich  und  liebreich,  nicht  mehr  dro¬ 
hend  und  vorschreibend  sein  »  u.  s.  f. 

Diess  namentlich,  der  Gedanke  einer  freundschaft¬ 
lichen  geselligen  Verbindung  von  edleren  gleichgesinnten 
Eidgenossen  zur  Hebung  ihrer  tief  versunkenen  Zustände 
fand  Wurzel  und  Boden  in  vielen  Herzen,  und  im  Jahre 
1760,  bei  Anlass  des  300jährigen  Jubiläums  der  Basler 
Hochschule,  wurde  im  Hause  des  dortigen  Rathsschreibers 
Isaak  Iselin  zwischen  diesem  und  seinem  Freunde  Sa- 
lomon  Hirzel,  Rathsschreiber  von  Zürich,  dem  Idyllen¬ 
dichter  Salomon  Gessner  und  Obmann  Schinz  von  Zürich, 
der  zufällig  auch  dazu  kam,  schliesslich  der  Vorsatz  ge¬ 
fasst,  sich  nebst  andern  etwa  gleichgesinnten  Männern 
aus  verschiedenen  Eidg.  Orten  hie  und  da  zu  einer 
«  freundschaftlichen  Tagsatzung  »  zusammenzufinden,  wor¬ 
auf  sich  die  Freunde  für  einmal  «  mit  wehmüthiger  Zärt- 
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lichkeit  »,  wie  es  damals  unter  solchen  Umständen  und 
Verhältnissen  gebräuchlich  war,  trennten. 

Inzwischen  arbeitete  dieser  Gedanke  in  den  Einzelnen 
fort  und  gewann  bestimmtere  Gestalt,  wie  denn  Iselin 
schon  am  1.  Juli  darauf  schreibt: 

« Wir  müssen  den  Entwurf  unserer  freundschaft¬ 
lichen  Tagsatzung  nie  aus  den  Augen  lassen  und  alles 
Ersinnliche  anwenden,  denselben  in’s  Werk  zu  setzen; 
es  ist  ein  allzuschöner  Gedanke,  als  dass  er  nur  in  der 
Keihe  der  möglichen  Dinge  bleiben  sollte.  Wir  sollten 
darauf  bedacht  sein,  demselben  eine  gewisse  Gestalt  und 
gewisse  Absichten  zu  geben,  dass  etwas  recht  Gemein¬ 
nütziges  daraus  würde.  Unter  dem  Schein  einer  blossen 
Ergötzlichkeit  sollten  wir  den  Grund  zu  Verhältnissen 
legen,  dadurch  unserm  gemeinsamen  Vaterlande  grosse 
sittliche  und  politische  Vortheile  erworben  werden  könnten. 
Solche  Freundschaften  von  rechtschaffenen  Leuten  aus 
den  meisten  Ständen  der  Eidgenossenschaft  könnten  nicht 
anders  als  für  die  gemeine  Wohlfahrt  desselben  äusserst 
vortheilhaft  sein,  insonderheit  wenn  man  das  Beste  des 
Vaterlandes  zum  Grund  einer  Vereinigung  legte  und 
solche  auf  die  Nachkommenschaft  fortzuplianzen  trachtete. 
Es  gehen  mir  desshalb  allerhand  Gedanken  im  Kopf 
herum ;  eine  eidgenössische  Gesellschaft  ist  der  vor¬ 
nehmste.  Diese  sollten  wir  stiften  und  sie  sollte  ihre 
ganze  Absicht  auf  die  Einigkeit  der  Stände  und  die  Tu¬ 
gend  und  Glückseligkeit  ihrer  Bürger  richten.  Man  müsste 
die  Sache  Anfangs  geheim  halten '  und  darnach  Jeden, 
der  eingeladen  würde,  ersuchen,  mit  seinen  schriftlichen 
Gedanken  über  die  besten  Mittel,  einen  solchen  End¬ 
zweck  zu  erhalten,  zu  erscheinen  »  u.  s.  f. 

Als  Ort  der  Zusammenkunft  war  zuerst  Brugg  und 
das  Haus  eines  dortigen  Freundes,  des  bekannten  philo- 


69 


sophischen  Arztes  Zimmermann  vorgeschlagen,  endlich 
aber  einigte  man  sich  auf  Schinznach,  ein  damals  ziem¬ 
lich  einsam  am  Fiisse  der  Habsburg  gelegenes  Badgebäude, 
wo  sich  dann  in  der  That  am  3.  Mai  1761  neun  Gesinnungs¬ 
genossen  einfanden.  Zuerst  waren  bloss  Iselin  und  Frei 
von  Basel  allein  da  und  wollten  schon  beinahe  an  der 
Sache  verzweifeln,  als  die  Zürcherfreunde  und  mit  ihnen 
sogar  zwei  Urner,  Domherren  Beroldingen,  eintrafen. 
Am  15.  März  1762  erschienen,  angelockt  durch  die  Be¬ 
schreibung  der  schwärmerisch  schönen  drei  Frühlings¬ 
tage,  die  verlebt  worden  waren,  schon  mehrere,  u.  A.  auch 
die  ersten  Berner,  Professor  Wilhelmi  und  Joh.  Rud. 
Tschiffeli,  letzterer  ein  damals  bekannter  Beförderer  land- 
wirthschaftlicher  Bestrebungen. 

Auch  der  Verfasser  der  patriotischen  Träume  war 
nun  eingeladen  worden,  zu  kommen  und  den  Ehrenvorsitz 
einzunehmen.  Diessmal  wurde  beschlossen,  fortan  die 
Versammlung  jährlich  Mitte  Mai  abzuhalten  mit  der  Zweck¬ 
bestimmung  namentlich :  «  Die  Gesetze  und  die  Staats¬ 
veränderungen  der  Eidgenossenschaft  sowohl,  "als  die 
Sitten  und  die  Gelehrsamkeit  ihrer  Bürger  in  den  ver¬ 
schiedenen  Zeitaltern  der  Republik  nach  den  ächten 
Grundsätzen  der  Geschichtskunde  in  ihr  wahres  Licht 
zu  setzen  und  ihre  Bemühungen  zu  dem  Besten  des  Vater¬ 
landes  fruchtbar  zu  machen. »  (Programm  von  1762.) 
Stadtarzt  Dr.  Hirzel  von  Zürich  wurde  zum  wirklichen 
Präsidenten  ernannt  und  eine  Liste  von  Personen  wurde 
aufgestellt,  die  zum  Beitritt  förmlich  einzuladen  wären. 
Von  Bern  sind  darin  die  Landvögte  Engel,  Tscharner  und 
Wattenweil  von  Nidau.  Endlich  nahm  die  Gesellschaft 
bei  dieser  zweiten  Versammlung  auch  den  berühmt  und 
vorbedeutungsvoll  gewordenen  Titel  «  helvetische  Gesell¬ 
schaft  »  an. 
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Der  Hauptgehalt  dieser  Verbindung,  die  sich  von 
da  ab  stark  vermehrte  und  bald  zum  sichtbaren  Mittel¬ 
punkt  aller  schweizerischen  Patrioten  wurde,  welche  eine 
ernstliche  Besserung  der  vaterländischen  Zustände  an¬ 
strebten,  blieb  übrigens  stets  ein  freundschaftlich-philo¬ 
sophischer.  Die  drei  Tage  der  Zusammenkunft  wurden, 
abgesehen  von  einer  einleitenden  Rede  des  jeweiligen 
Präsidenten,  die  bisweilen  nach  unserem  jetzigen  Ge- 
schmacke  etwas  schwülstig  und  unklar  ausfiel,  besonders 
zur  Knüpfung  freundschaftlicher  Bande  in  vertrauten  Ge¬ 
sprächen,  schönen  Spaziergängen,  ja  mitunter  sogar  zu 
der  Ergötzlichkeit  grotesker  Deklamationen  und  Tänze 
benutzt,  an  denen  sich  die  ernsthaftesten  Leute  (wie  z.  B. 
Gessner)  betheiligten. 

Die  Hauptsache  war  und  blieb,  dass  sich  die  Bessern 
des  Schweizerlandes  kennen  lernten  und  die  H  offnung 
wieder  einen  sichtbaren  Anhaltspunkt  gewann.  Fast  Alle 
in  der  That,  die  nachmals  in  verschiedenen  Stellungen 
sich  in  der  Eidgenossenschaft  als  politische  Führer  aus¬ 
zeichneten,  sind  zuerst  Mitglieder  dieser  Gesellschaft 
gewesen.  Es  war  diess  zugleich  das  erste  Auftauchen 
jenes  Vereinsgeistes,  dem  wir  zu  allen  Zeiten  in  der 
neuen  Eidgenossenschaft  viele  nützliche  Anregungen  ver¬ 
dankt  haben.  Selbst  den  verhältnissmässigen  rühmlichen 
Mangel  an  persönlichen  Verfolgungen,  wie  sie  die  franzö¬ 
sische  Revolution  befleckten,  bei  aller  Leidenschaftlichkeit 
unserer  helvetischen,  schreiben  damalige  Schriftsteller 
dieser  gesellschaftlichen  Vereinigung  zu,  indem  sie  mit 
Recht  sagen,  man  habe  nicht  Leute  auf  die  Guillotine 
schicken  können,  mit  denen  man  in  früheren  Jahren  oft 
freundschaftliche  Gefühle  bei  dem  Becher  austauschte 
und  die  man,  wenn  auch  schweigend,  noch  immer 
ehre. 
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Im  Uebrigen  trennten  sich  allerdings  nachmals  die 
Wege  oft  stark,  indem  die  ersten  Begründer  dieser  Ge¬ 
sellschaft  beinahe  lauter  Glieder  der  bevorrechteten 
Klassen,  von  politisch  massiger  Denkart  und  spezifisch 
deutschschweizerischer  Natur  und  Gesinnung  waren,  denen 
die  nachmalige  französische  Seite  der  Helvetik  und  auch 
selbst  der  völlige  Umsturz  alles  Bestehenden  nicht  zu¬ 
sagte. 

Sie  lehnten  im  Gegentheil  damals  schon  jede  wissen¬ 
schaftliche  Verbindung  mit  Frankreich,  die  ihnen  der 
zeitweilige  Gesandte  Marquis  d’Entraigues  (oder  wie  Zell- 
weger  ihn  nannte  d’intrigues)  offeriren  liess,  ab,  mit  der 
vortrefflichen  Bemerkung,  dass  es  ihnen  nicht  um  Gelehrt¬ 
heit,  sondern  um  vaterländische  Gesinnung  zu  thun  sei. 

Und  diess  war  auch  der  Kern  der  Sache  und  der 
Grund,  wesshalb  wir  heute  noch  dieser  Gesellschaft  mit 
hoher  x4chtung  gedenken.  Ihre  politischen  Ideale  waren 
unklar  und  zum  Theil  gering,  ihre  tugendhaften  Beden, 
ihre  schwärmerischen  Freundschaften,  thränenreichen  Be- 
grüssungen  und  Abschiede,  wobei  sie  « in  eine  süsse 
Schwärmerei  dahingerissen  werden  »  oder  « ihr  Herz  in 
einer  edlen  Freude  schwimmt  »,  muthen  uns  wenig  an ; 
ihre  Begeisterung,  wenn  ein  kleiner  deutscher  Prinz  etwa 
einmal  gar  den  Versammlungen  beiwohnt  und  mit  einem 
Bauer  spricht,  scheint  uns  ziemlich  wenig  würdig  sogar. 
Aber  ihr  Wille  in  Allem  dem  war  edel  und  sie  haben 
—  das  ist  ihr  ewiger  Ehrentitel  —  wie  der  damalige 
Stadtschreiber  Sulzer  von  Winterthur  sagt,  zuerst  an¬ 
gefangen,  das  zu  leisten,  was  wir  Alle  heute  noch  fort¬ 
setzen  müssen:  sie  haben  aus  Bürgern  der  verschiedenen 
Kantone  Eidgenossen  gemacht. 

Auch  in  der  höchsten  Blüthezeit  der  Gesellschaft 
überstieg  sie  übrigens  nie  die  Zahl  von  70  Theilnehmern 
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(1766),  war  also,  was  wir  heute  nennen  würden,  ein 
kleiner  Verein,  aber  gehaltvoller  an  ausgezeichneten 
Menschen  als  die  meisten  unserer  seitherigen  grossen. 

Zu  ihren  besondern  Augenmerken  der  ersten  und 
besten  Periode  gehörte  die  Ausführung  der  modern-pa¬ 
triotischen  Erziehungsanstalt,  die  Balthasar  geträumt  hatte. 

Und  in  der  That  kam  eine  solche  nachmals,  vor¬ 
züglich  durch  die  Bemühungen  zweier  graubündnerischen 
Mitglieder,  des  geistreichen  Staatsmannes  Ulysses  von 
Salis  und  des  Pfarrers  Planta,  zuerst  im  Schlosse  Halden¬ 
stein  bei  Chur,  dann  im  Salis’schen  Schlosse  Marschlins 
zu  Stande,  eines  der  merkwürdigsten  Institute  zur  mensch¬ 
lichen  Erziehung,  die  jemals  existirt  haben,  und  das  un¬ 
gewöhnlich  viele  bedeutende  Männer  während  der  kurzen 
Zeit  seines  Bestehens  herangezogen  hat.  Die  Haupt¬ 
person  dabei  neben  Planta  war  übrigens  ein  Deutscher, 
Job.  Peter  Nesemann  von  Magdeburg.  Die  Einrichtung 
der  Schule  war  eine  römische  Republik  mit  Konsuln, 
Aedilen,  Prätoren,  Volkstribunen  etc.  Alle  Samstag  sassen 
die  Schüler  selbst  feierlich  zu  Gericht  über  alle  Fehler 
oder  Streitigkeiten,  die  in  der  Woche  vorgekommen  waren. 
Friedrich  Cäsar  Laharpe,  Bürgermeister  Reinhard  von 
Zürich,  Pictet  und  Lefort  von  Genf,  Legrand  von  Basel, 
Stokar  von  Schaffhausen,  Sprecher  von  Graubünden, 
Bürgermeister  Tscharner  von  Zürich,  waren  alle  Zöglinge 
dieser  Schule  und  behielten  ihr  Leben  lang  etwas  von 
ihrem  grossen  Typus  an  sich.  Wir  haben  seither  nie 
mehr  etwas  Aehnliches  gesehen. 

Nach  und  nach  aber  traten  in  der  helvetischen  Ge¬ 
sellschaft  ganz  von  selber  durch  die  Zeitereignisse  die 
politischen  Köpfe  und  die  Politik  selbst  in  den  Vorder¬ 
grund  und  in  den  späteren  Jahren  hören  wir  dort,  z.  B. 
1793,  eine  ganz  politische  Rede  des  nachmals  bedeutend- 
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sten  Mannes  der  Helvetik,  Albrecht  Rengger’s  (damals 
Arzt  in  Brugg)  und  1794  eine  ähnliche  von  Meyer  von 
Schauensee,  später  ebenfalls  wie  Rengger  Minister  der 
helvetischen  Zeit. 

Ebenso  waren  Usteri  und  Escher  von  Zürich,  die 
nachmaligen  Herausgeber  der  bekanntesten  helvetischen 
Zeitung  und  selbst  bedeutende  Politiker  der  Helvetik, 
eifrige  Mitglieder  und  fingen  allmälig  an,  in  der  früher 
thatsächlich  doch  eher  aristokratisch  zusammengesetzten 
Gesellschaft  von  Menschenrechten,  Freiheit  und  Gleich¬ 
heit  in  praktischem  Sinne  zu  sprechen.  Usteri  nament¬ 
lich  verfolgte  feurig  den  Gang  der  französischen  Revo¬ 
lution,  gab  die  Schriften  von  Sieyes  heraus  und  wollte 
schon  1791  eine  «Bibliothek  der  freien  Franken»  in  der 
Schweiz  gründen,  wovon  ihm  jedoch  Rengger  und  Escher, 
seine  nächsten  Freunde,  abriethen,  mit  der  richtigen 
Bemerkung,  es  handle  sich  jetzt  nicht  um  vieles  Lesen, 
was  das  Volk  nicht  verstehe  und  nicht  handhaben  könne, 
und  überhaupt  werfe  der  französische  Freiheitsbaum  der 
Schweiz  eher  nur  seinen  Schatten  zu. 

Die  lezten  Jahre  ihrer  Existenz  vor  der  Revolution 
brachte  seit  1780  die  Gesellschaft  in  Olten  zu  (schon 
seit  dem  Bauernkrieg  bis  heute  ein  Ort  von  besonderer 
Freiheitsluft)  und  dort  wurde  1793  der  bekannteste  und 
noch  immer  sehr  beherzigenswerthe  Vortrag  Renggers 
«über  die  politische  Verketzerungssucht »  angehört,  sowie 
bereits  der  Plan  zu  einer  «  gemeinnützigen  Gesellschaft » 
entworfen,  der  dann  erst  weit  später  zur  Ausführung 
gelangte.  Auch  die  erste  helvetisch -militärische  Gesell¬ 
schaft,  das  Vorbild  unserer  späteren  sehr  wirksamen 
Offiziersvereine,  ging  aus  dem  Schoosse  der  helvetischen 
Gesellschaft  (1779)  hervor. 
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Anfeindungen  hatte  natürlich  die  Gesellschaft,  wie 
jedes  solche  Unternehmen,  auch  viele  zu  erdulden.  Die 
aristokratischen  Regierungen  sahen  einen  solchen  Geist 
und  solche  Zusammenkünfte  höchst  ungern,  legten  ihnen 
alles  Mögliche  in  den  Weg,  besonders  durch  Censur- 
verbote  ihrer  Verhandlungen  u.  dgl.  Und  neben  ihnen 
kam  auch  schon  eine  geringdenkende  Menschenklasse  zum 
Wort,  die  stets  bereit  ist,  einen  geistlosen  Spott  über  alles 
Idealere  ausziigiessen ,  wofür  sie  in  sich  selber  keinen 
Stoff  und  nicht  Feuer  genug  findet.  Das  ßie  mit  Vor¬ 
liebe  «unpraktisch»  nennt,  obwohl  jeder  praktische 
Fortschritt  in  unserm  Lande  noch  diesen  etwas  unprak¬ 
tischen  Anfang  gehabt  hat  und  haben  muss  und  ob¬ 
wohl  alle  diese  Spötter  und  vorzugsweise  sogenannten 
Realisten  sich  dann  oft  im  Momente,  wo  zu  handeln  ist, 
gerade  als  recht  furchtsame  Politiker  entwickeln. 

Die  Berner  Regierung  verbot  zeitweise  ihren  Ange¬ 
hörigen  förmlich  den  Besuch  der  Gesellschaft  und  ebenso¬ 
wenig  kamen,  in  Folge  einer  jetzt  wieder  ziemlich  be¬ 
kannten  Schrift  des  jüngeren  Balthasar,  «  de  Helvetiorum 
juribus  circa  sacra  »  (die  damals  Valentin  Meyer,  einem 
eifrigen  Gesellschaftsmitglied,  zugeschrieben  wurde)  die 
Luzerner  und  die  Bürger  der  Urkantone  mehr,  die  nun 
von  ihrer  Geistlichkeit  auf  das  Heftigste  abgemahnt 
wurden. 

So  dass  z.  B.  1772  nur  wieder  die  ursprüngliche  Zahl 
von  neun  sich  einfand,  darunter  freilich  trotz  aller  Hinder¬ 
nisse  drei  Berner,  Bonstetten,  Tscharner  und  Wattenwyl, 
der  nachmalige  Schultheiss.  Auch  ein  altes  würdiges 
Mitglied  aus  dem  katholischen  Klerus,  Chorherr  Gugger 
von  Solothurn,  bot  stetsfort  allen  Anstrengungen,  die 
von  den  Kanzeln  herab  sogar  gegen  die  Gesellschaft  ge¬ 
macht  wurden,  muthig  Trotz. 
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Von  1773  an  stieg  die  Zahl  wieder,  namentlich  aber 
seit  1780,  seitdem  Olten  der  Festort  wurde,  und  waren 
es  auch  in  jener  Zeit,  wie  in  so  mancher  späteren, 
namentlich  die  katholischen  Solothurner,  die  ganz  unent¬ 
wegt  zu  demjenigen  hielten,  was  damals  Eidgenossen¬ 
schaft,  religiöse  Toleranz  und  politischer  Fortschritt  be¬ 
deutete. 

In  den  90ger  Jahren  vollends  wurde  der  Besuch  der 
Gesellschaft  durch  massenhaftes  Zuströmen  jüngerer  Ele¬ 
mente  ein  sehr  zahlreicher  und  hatte  diess  zunächst  die 
Folge,  dass  die  älteren,  noch  lebenden,  sich  mehr  und 
mehr  zurückzogen  und  die  Gesellschaft  sich  immer  mehr 
den  direkten  praktischen  Fragen  des  Tages  zuwandte, 
die  auch  immer  sichtbarer  an  die  Eidgenossenschaft  heran¬ 
traten. 

Die  letzte  Zusammenkunft  der  berühmten  Gesellschaft 
fand  in  Aarau  im  Mai  1797  (unter  176  Theilnehmern) 
statt,  wohin  sie  endlich  seit  1795  übergesiedelt  war,  eine 
Vereinigung,  an  der  noch  ein  Gründer,  Dr.  Hirzel  von 
Zürich,  in  hohem  Greisenalter  Theil  nahm.  Die  Präsidial¬ 
rede  von  Touchon,  Pfarrer  in  Vallengin,  behandelte  die 
(schon  im  nächsten  Jahre  auf  lange  Zeit  aufhörende)  Zu¬ 
gehörigkeit  Neuenbürgs  zur  Eidgenossenschaft. 

Das  Werk  der  Gesellschaft  war  geschehen,  sie  hatte 
den  Boden  vorbereitet,  aus  kleinem  Samenkorn  war  ein 
Baum  geworden,  der  die  ganze  Schweiz  überschattete. 
Die  Ideen,  die  einst  blos  in  Wenigen  lebten,  waren  zur 
kräftigen  Ueberzeugung,  zum  Lebensinhalte  Vieler  ge¬ 
worden. 

'  Die  Versammlung  für  das  nächste  Jahr  wurde  zwar 
auf  Ende  Mai  1798  festgesetzt.  Aber  schon  am  12.  April 
1798  tagte  in  Aarau  in  dem  gleichen  Lokale,  das  die 
Gesellschaft  zu  benutzen  pflegte,  die  wirkliche  Hel- 
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vetik,  die  erste  gesetzgebende  Versammlung  einer  schwei¬ 
zerischen  Nation,  worunter  viele  Mitglieder,  die  jener 
vorbereitenden  Gesellschaft  angehört  hatten. 

Ja  das  Werk  der  Gesellschaft  war  geschehen.  Sie 
hatte  wieder  einmal  der  Menschheit  gezeigt,  dass  edler 
Wille,  auch  in  Wenigen,  unendlich  lebenskräftig  und 
lebenerweckend  ist;  dass  kein  gutes  Wort,  selbst  kein 
wahrhaft  guter  Gedanke  jemals  verloren  geht,  sondern 
früher  oder  später  fruchtbares  Erdreich  findet.  Dass  die 
grössten  und  ersten  Kevolutionen  aller  Zeiten  nie  von 
Oben  oder  überhaupt  von  den  Gewaltigen  dieser  Erde, 
sondern  immer  von  wenigen  einfachen  Privatleuten  aus¬ 
gehen,  die,  oft  sogar  ohne  selbst  eine  völlig  klare  Vor¬ 
stellung  von  dem  Werth  ihres  Handelns  zu  haben,  wenig¬ 
stens  den  ernsten  Willen  in  sich  fühlen,  für  ihr  Vater¬ 
land  etwas  Würdiges  zu  thun. 

Jeder  von  Ihnen  kann  so  auch  noch  heute  allein, 
oder  noch  besser  mit  zwei,  drei  treuen  Freunden  seinem 
Vaterland,  seinen  Zeitgenossen  Grosses,  Unvergängliches 
leisten  und  das  Vaterland  bedarf  stets  solcher  Männer. 
Nicht  am  wenigsten  in  der  Zeit,  in  der  wir  leben. 

Die  helvetische  Gesellschaft  der  Jahre  1761 — 97 
hat  dann  noch  in  unserm  Jahrhundert  zwei  Mal  eine 
Art  von  zweitem  Dasein  erlebt. 

Schon  bald  nach  den  Stürmen  der  helvetischen  Zeit, 
die  die  Gesellschaft  gänzlich  aufgelöst,  zum  Theil  in  ver¬ 
schiedene  politische  Lager  geführt  und  Viele  an  Liebe, 
sowie  an  Glauben  und  Hoffnung  für  die  Zukunft  arm 
gemacht  hatten,  versuchten  einige  patriotische  Männer, 
etwas  Aehnliches  wieder  zu  beleben.  Auf  eine  in  den 
öffentlichen  Blättern  erschienene  Einladung  fanden  sich 
am  7.  Juni  1807  17  und  am  folgenden  Tag  noch  22  Andere 
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ein,  die  den  alten  Bund  unter  vielen  Reminiscenzen 
erneuerten  und  sodann  bis  1813  jährlich  zusammen- 
kainen. 

Die  Sturmjahre  von  1814  und  1815  zerstörten  wieder, 
was  sie  sorgsam  neu  zu  begründen  strebten,  und  noch 
1816  konnte  eine  Versammlung  nach  Zofingen  nicht  zu¬ 
sammengebracht  werden.  Viele  schrieben  damals  sogar, 
es  scheine  ihnen  weder  die  Zeit  noch  der  Ort  am  Platze. 
Ebenso  ging  es  1817  und  1818;  erst  1819  den  25.  Mai 
kamen  21  im  alten  Schinznach  zusammen,  wenige  Alte 
und  Alle  noch  in  gedrückter  Stimmung. 

Bald  aber  traten  frische  Kräfte  an  die  Stelle  der 
älteren  Streiter,  und  nochmals  erhob  sich  in  jener  trau¬ 
rigen  Zeit,  wo  nach  verfehlten  Versuchen  der  Einheit 
beinahe  die  Hoffnung  auf  eine  gehörige  Bundesgestal¬ 
tung  erlosch  und  alles  Schlechte  sich  von  Neuem  recht 
breit  und  behaglich  machte,  der  Verein  unter  der  Lei¬ 
tung  von  Männern  wie  Thaddäus  Müller,  Troxler,  Heget¬ 
schwyler,  Fröhlich,  Zschokke,  Hottinger,  Joh.  Caspar 
Orelli  beinahe  zu  seiner  alten  Bedeutung.  Seit  1831 
nahm  er  dann  einen  ganz  neuen  demokratischen  Cha¬ 
rakter  an,  namentlich  seit  1842  genügte  zur  Mitglied¬ 
schaft  blos  einfaches  einmaliges  Erscheinen,  so  dass 
fortan  und  schon  vorher  die  Vereinszusammenkünfte 
mehr  grossen  Volksversammlungen  glichen  und  in  Kirchen, 
oder  sogar  im  Freien  (wie  1834  in  Zofingen  und  1836 
in  Rapperswyl)  abgehalten  wurden. 

In  dieser  Form  hat  er  dann  bis  1849  bestanden,  und 
von  seinen  damaligen  thätigen  Mitgliedern  (deren  manche 
übrigens,  wie  z.  B.  Augustin  Keller,  noch  heute  leben 
und  in  alter  Weise  fortarbeiten)  ist  auch  die  kräftigste 
und  ausdauerndste  Anregung  zur  Herstellung  besserer 
Bundesverhältnisse  nochmals  ausgegangen. 
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Die  Bekanntesten  waren  in  dieser  letzten  Periode  der 
Pfarrer  Bornhaiiser  von  Thurgau,  die  Brüder  Eduard  und 
Kasimir  Pfyffer  und  auch  ein  später  ominöser  Name  — 
Constantin  Siegwart-Müller  von  Luzern.  Die  letzte  eigent¬ 
lich  aktive  Yersammlung  des  merkwürdigen  Vereins  fand 
1847  in  der  reformirten  Kirche  zu  Baden  statt,  wo 
Dr.  Robert  Steiger,  vor  Kurzem  den  Gefängnissen  Lu¬ 
zerns  entflohen,  als  Präsident  die  Ausweisung  der  Je¬ 
suiten  aus  der  Schweiz  und  die  Aufhebung  des  Sonder¬ 
bunds  befürwortete,  die  noch  in  dem  nämlichen  Jahre 
in’s  Leben  trat  und  den  neuen  Bundesgestaltungen  nun 
Raum  machte. 

Damit  schienen  denn  in  der  That  endlich  alle  Ge¬ 
danken  der  helvetischen  Gesellschaft  zur  Wirklichkeit 
gediehen,  der  Traum  des  edlen  Balthasar  ganz  und  gar 
Leben  geworden,  und  es  ist  bezeichnend,  dass  dies  Ge¬ 
fühl  auch  die  Gesellschaft  so  sehr  beherrschte,  dass 
(ausser  einer  fast  zufälligen  Versammlung  von  1858  in 
Brugg)  nie  mehr  seit  1849  eine  Zusammenkunft  erfolgt 
ist,  ja  sogar  cler  100jährige  Gedenktag  der  ersten  Stiftung, 
1861,  ohne  eine  solche  vorüber  ging. 

Orelli  namentlich  hatte  sehr  richtig  schon  in  einer 
Präsidialrede  von  1822  gesagt,  die  Aufgabe  einer  der¬ 
artigen  Gesellschaft  bestehe  wesentlich  darin,  solche 
Ideen  zu  pflegen,  die  noch  um  einige  Stufen  über  das 
Handgreifliche,  Nutzbare,  sich  rasch  Verzinsende  hinaus¬ 
liegen;  Ideen,  welche  trotz  aller  auf  jedem  Blatt  der 
Geschichte  verzeichneten  Lehren  doch  immer  wieder 
dem  zweifelnden  Spott  der  grossen  Menge  begegnen  und 
zuerst  nur  das  Eigenthum  und  Heiligthum  einiger  wenigen 
Idealgesinnten  sind  und  sein  können. 

Zweimal  nun  schon  sind  diese  Ideen  in  unserem 
Vaterland  von  zwei  Generationen  dieser  berühmten  Ge- 
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Seilschaft  aufgenommen  und  verwirklicht  worden. 
Eine  einzige,  vielleicht  die  fruchtbarste  von  allen,  an 
der  Alle,  von  Balthasar  bis  auf  Casimir  Pfyffer,  arbeiteten, 
die  Eidgenössische  höhere  Lehranstalt  in  vollständiger 
Ausführung,  die  die  jungen  Schweizer  zusammenführt  und 
für  das  ganze  Leben  eng  verbindet,  sie  steht  heute  noch 
von  unserer  Zukunft  zu  gewärtigen. 

Schon  desshalb  und  aus  noch  manchen  Gründen  ist 
es  nicht  ganz  unwahrscheinlich,  dass  auch  in  Ihre  Lebens¬ 
periode  eine  dritte  Erneuerung  der  helvetischen  Ge¬ 
sellschaft  hinein  fallen  könnte. 

Der  Gedanke  liegt  sogar  sehr  nahe,  sofern  die  staat¬ 
liche  Entwickelung  der  Eidgenossenschaft  auf  mehr 
Hindernisse  stösst,  wie  ein  solches  erstes  ihr  am  12.  Mai 
1872  und  in  der  Kompromissverfassung  unserer  Tage 
bereits  begegnet  ist,  den  Muth  und  die  Fähigkeit  zum 
ferneren  Kampf  gegen  Vorurtheile  aller  Art  abermals  in 
einer  freundschaftlichen  Verbindung  einiger  Edeln  zu 
suchen,  die  schon  zweimal  diese  Heranbildung  des  Volkes 
mit  Glück  übernahm.  Und  unser  heutiges  zerfahrenes  und 
allzu  -breitspurig  gewordenes  Vereinsleben  bietet  keines¬ 
wegs  den  Ersatz  für  eine  solche  Gesellschaft  in  Zeiten, 
wo  die  rohe  Begehrlichkeit  der  Menschen  mehr  und  mehr 
nur  auf  das  gerichtet  ist,  was  unmittelbaren  Nutzen  oder 
Vergnügen  verspricht. 

Wenn  Sie  daher  vielleicht  einmal  Mitglieder  einer 
solchen  dritten  helvetischen  Gesellschaft  geworden  sind, 
so  erinnern  Sie  sich  dieser  heutigen  Vorlesung.  Denken 
Sie  dann  namentlich  an  Ein  Wort,  das  sich  auch  an 
ihren  Vorgängerinnen  deutlich  bewährt  hat:  Nur  das 
vollkommen  Gute,  ohne  irgend  eine  kluge  Verbindung 
mit  allerlei  Nebenmotiven,  kann  Berge  versetzen.  Dieses 
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aber  versetzt  sie  sicher,  trotz  aller  anscheinenden  Un¬ 
möglichkeit. 

Die  scheinbar  grosse  Unwirksamkeit  des  Guten  in 
der  Welt  gegenüber  dem  Bösen,  über  die  so  oft  geklagt 
wird,  liegt  an  seiner  Halbheit,  theilweisen  Unlauter¬ 
keit  und  Verbindung  mit  anderartigen  Zwecken  und 
Menschen,  die  sich  sehr  bald  an  Alles  heranzudrängen 
beginnen,  was  zu  glänzen  verspricht.  So  dass  die  schön¬ 
sten  und  wirksamsten  Zeiten  eines  Menschen  wie  einer 
Verbindung  fast  immer  in  den  dunkeln  Perioden  liegen, 
wo  ihr  Werk  noch  in  stillem  Wachsen  begriffen  war.^") 


Wir  haben  in  den  letzten  Worten  den  Bahmen 
unserer  Vorlesung  bedeutend  überschritten  und  kehren 
zu  den  Ereignissen  zurück,  die  nunmehr  vom  Ausbruch 
der  französischen  Revolution  ab  in  der  Eidgenossenschaft 
den  neuen  Zustand  der  Dinge  herbeiführten. 

In  Frankreich  hatte  sich  endlich  das  völlig  rathlos 
gewordene  Königthum  gezwungen  gesehen,  mit  königli¬ 
chem  Edict  vom  24.  Januar  1789  die  denkwürdige  Ver¬ 
sammlung  der  Etats  generaux  einzuberufen,  die  sich  bald 
unter  den  beobachtenden  Augen  von  ganz  Europa  in 
eine  eigentliche  Nationalversammlung  umwandelte.  Eine 
Versammlung,  von  der  nun  auch  dort,  wenn  auch  vor¬ 
derhand  nicht  sofort  eine  Republik,  so  doch  eine  gänz¬ 
lich  nach  den  Grundsätzen  Jean  Jacques  Rousseau’s 
umgestaltete  Monarchie  erwartet  wurde. 

Eine  solche  sollte  in  der  That  dann  durch  die  Ver¬ 
fassung  vom  3.  September  1791  begründet  werden,  welche 

*)  Näheres  über  die  helvetische  Gesellschaft  findet  sich  vorzugs¬ 
weise  gesammelt  in  dem  bekannten  trefflichen  Buche  des  zu  früh 
verstorbenen  Karl  Morel,  dem  auch  einzelne  obiger  Citatstellen  ent¬ 
nommen  sind,  sowie  in  den  gedruckten  Yerhandlungen. 
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an  ihrer  Spitze  ganz  nach  dem  Yorbilde  der  amerikani¬ 
schen  Unahhängigkeitsdeklaration  die  ebenso  berühmte 
«  Erklärung  der  Menschenrechte  »  trug.  Sie  lautete  im 
”  Wesentlichen  nach  einer  deutschen  Version: 

«  Nachdem  die  Kepräsentanten  des  Volks,  niederge¬ 
setzt  als  Nationalversammlung,  erwogen  haben,  dass  die 
Unwissenheit,  die  Vergessenheit  oder  die  Verachtung  der 
Eechte  des  Menschen  die  alleinigen  Ursachen  des  öffent¬ 
lichen  Unglücks  und  der  Verdorbenheit  der  Eegierungen 
sind,  so  haben  sie  beschlossen,  in  einer  feierlichen  Er¬ 
klärung  die  natürlichen,  unveräusserlichen  und  geheilig¬ 
ten  Menschenrechte  auseinander  zu  setzen  und  darzu¬ 
legen,  damit  alle  Glieder  des  gesellschaftlichen  Kör¬ 
pers  diese  Erklärung  beständig  vor  Augen  haben  und 
selbige  ihnen  immerfort  ihre  Hechte  und  ihre  Pflichten 
in  Erinnerung  bringen  möge,  damit  die  Handlungen  der 
gesetzgebenden  und  jene  der  ausübenden  Gewalt,  da  sie 
in  jedem  Augenblicke  mit  dem  Endzwecke  aller  politi¬ 
schen  Gesetzgebung  verglichen  werden  können,  dadurch 
mehr  geachtet  werden,  und  damit  die  Ansprüche  der 
Bürger  des  Staates,  welche  künftig  auf  einfache  und  un¬ 
widerlegbare  Grundsätze  basirt  sein  sollen,  sich  immer¬ 
hin  auf  die  Handhabung  der  Verfassung  und  die  allge¬ 
meine  Wohlfahrt  richten  mögen. 

«  Zufolge  dessen  anerkennt  und  erklärt  die  National¬ 
versammlung  in  Gegenwart  und  unter  dem  Schutz  des 
allerhöchsten  Wesens  folgende  Rechte  des  Men¬ 
schen  und  des  Bürgers: 

«  1)  Die  Menschen  werden  frei  und  gleichberechtigt 
geboren  und  bleiben  es.  Die  gesellschaftlichen  Aus¬ 
zeichnungen  können  blos  auf  die  allgemeine  Nützlich¬ 
keit  gegründet  sein. 
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«  2)  Der  Endzweck  aller  politischen  Gesellschaft  ist  die 
Erhaltung  der  natürlichen  und  unverjährharen  Menschen¬ 
rechte.  Diese  Rechte  sind  die  Freiheit,  das  Eigenthuin, 
die  Sicherheit,  der  Widerstand  gegen  Unterdrückung. 

«  3)  Die  Quelle  aller  Souveränität  liegt  wesentlich 
in  der  Nation.  Keine  Körperschaft  und  kein  einzelner 
Bürger  kann  eine  Gewalt  ausüben,  die  nicht  ausdrück¬ 
lich  von  derselben  ausgeht. 

«  4)  Die  Freiheit  besteht  darin.  Alles  thun  zu  können, 
was  einem  Anderen  nicht  schadet.  Somit  hat  die  Aus¬ 
übung  der  natürlichen  Rechte  jedes  Menschen  keine  an¬ 
deren  Grenzen,  als  die,  welche  den  übrigen  Gliedern 
der  Gesellschaft  den  Genuss  dieser  nämlichen  Rechte 
sichern.  Diese  Grenzen  können  nur  durch  das  Gesetz 
bestimmt  werden . 

«  Da  die  Nationalversammlung  die  Konstitution  auf 
der  Grundlage  errichten  will,  die  sie  soeben  anerkannt 
und  erklärt  hat,  so  schafft  sie  unwiderruflich  diejenigen 
Einrichtungen  ab,  welche  die  Freiheit  und  die  Gleich¬ 
heit  der  Rechte  verletzen  würden.  Es  gibt  keinen  Adel 
mehr,  keine  Pairschaften,  keine  erblichen  Auszeichnungen 
und  Unterscheidungen  von  Ständen,  keine  anderen  Rechte, 
Benennungen  und  Vorzüge,  die  davon  herrühren,  keine 
Ritterorden,  Korporationen  und  Dekorationen,  welche 
Adelsproben  erfordern,  keine  Superiorität  als  die  der 
öffentlichen  Beamten  in  der  Ausübung  ihrer  Geschäfte. 
Kein  öffentliches  Amt  kann  mehr  gekauft  oder  geerbt 
werden.  Es  gibt  für  keinen  Theil  der  Nation,  noch  für 
irgend  ein  Individuum  irgend  ein  Privilegium  oder  eine 
Ausnahme  vom  gemeinsamen  Rechte  aller  Franzosen. 
Es  gibt  keine  Juranden  mehr,  keine  Korporationen  von 

Professionen,  Künsten  und  Gewerben.  Das  Gesetz  aner- 
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kennt  keine  gottesdienstlichen  Gelübde  mehr,  noch  irgend 
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eine  andere  Verbindliclikeit,  die  den  natürlichen  Rechten 
oder  der  Konstitution  zuwider  sein  sollte.» 

Worte,  die  überall,  wohin  sie  getragen  wurden,  zu¬ 
nächst  in  den  tief  unterwühlten  Unterthanenländern  der 
altersschwachen  Eidgenossenschaft,  ein  tausendfaches 
Echo  hervorriefen. 

Dieser  etwas  philosophisch  abstrakten,  konstitutionell- 
monarchischen  Verfassung,  die  aber  nie  zu  irgend  einer 
rechten  Wirksamkeit  gelangte,  folgte  dann  nach  der  Ab¬ 
schaffung  des  Königthums  die  republikanische  vom  24.  Juni 
1793,  mit  welcher  die  Herrschaft  der  extremen  Meinungen 
begann,  worunter  sogar  die  Abschaffung  und  Wieder¬ 
einführung  eines  Kultus,  ja  des  Glaubens  an  eine  Gottheit 
überhaupt,  deren  Existenz  eine  Zeitlang  von  den  wechseln¬ 
den  Dekreten  Robespierre’s  abhängig  erschien  (10.  No¬ 
vember  1793,  7.  Mai  und  8.  Juni  1794).  Der  Thermidor 
des  Jahres  1794  machte  dieser  rothen  Republik  und  den 
grössten  Ausschreitungen  der  Revolution  überhaupt  ein 
Ende  und  am  23.  Juni  1795  bereits  gab  es  in  Frankreich 
wieder  eine  neue  Verfassung,  welche  diessmal  an  ihrer 
Spitze  auch  wieder  Pflichten,  nicht  blos  Rechte  der 
Menschen  anerkannte  und  dieselben  seltsamer  Weise  wieder 
in  den  altehr  würdigen,  schon  vor  1800  Jahren  gebrauchten 
Worten  dahin  definirte: 

«  Declaration  des  droits  et  des  devoirs  de  Phomme 
et  du  citoyen.  Le®peuple  frangais  proclame,  en  presence 
de  PEtre  supreme,  la  declaration  suivante  des  droits  et 
des  devoirs  de  Phomme  et  du  citoyen: 

«Devoirs  art.  1.  Tous  les  devoirs  de  Phomme  et  du 
citoyen  derivent  de  ces  deux  principes,  graves  par  la  na- 
ture  dans  tous  les  cceurs:  Ne  faites  pas  ä  autrui,  ce  que 

vous  ne  voudriez  pas,  qu’on  vous  fit.  Faites  constamment 

* 

aux  autres  le  bien,  que  vous  voudriez  en  recevoir. » 
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Eine  gleiche  Citation,  nur  an  weniger  hervorragen¬ 
dem  Platze,  hatte  übrigens  schon  die  Konstitution  von 
1793  (in  Art.  6)  enthalten. 

Die  französischen  Konstitutionsmacher  täuschten  sich 
dabei  einzig  darin,  dass  sie  glaubten,  diese  Maxime  sei 
«von  der  Natur  in  alle  Menschenherzen  eingegraben.» 
Sie  glichen  in  diesem  naiven  Glauben  einigermassen  dem 
wackern  Bürger,  der  auch  um  diese  Zeit  herum  vor 
*  ihren  Schranken  erschien  und  als  unfehlbares  Heilmittel 
für  alle  Uebel  der  Gegenwart  vorschlug:  Man  solle  nur 
« Tarrestation  de  tous  les  coquins  et  läches  de  la 
France»  beschliei«^en.  Es  zeigte  sich,  wenn  irgendwo,  ge¬ 
rade  im  Verlauf  der  französischen  Revolution,  die  von 
solchen  Rousseau’schen  Prinzipien  ausging  und  glaubte, 
nur  einen  gewissen  Naturzustand,  der  verloren  gegangen 
sei,  wieder  hersteilen  zu  müssen  —  und  es  zeigt  sich 
jedem  unbefangenen  Beobachter  noch  heute,  dass  dieser 
Grundsatz  freigewählter  Aufopferung  und  Uneigennützig- 
keit,  auf  dem  in  der  That  der  ganze  Katechismus  der 
gesellschaftlichen  Rechte  und  Pflichten  beruht,  eben  nicht 
«par  la  nature  engrave  dans  tous  les  coeurs»  ist.  Viel¬ 
mehr  gegentheils  blos  das  Eigenthum  weniger,  über  die 
gemeine  Menschennatur  erhabener  Geister  bildet,  die  diese 
Ueberzeugung  unter  schweren  Kämpfen  ihrem  eigenen 
natürlichen  Egoismus  abgerungen  haben  und  schon  seit 
vielen  Jahrhunderten  immer  neu  bemüht  sind,  ihr  eine 
etwas  breitere  Basis  zu  verschaffen. 

Es  zeigte  sich  auch,  oder  hätte  sich  gezeigt,  wenn 
Jene  hätten  sehen  wollen  und  können,  dass  mit  einem 
«Systeme  de  la  nature»,  oder  den  Theorien  der  Ency- 
clopädie  und  des  Herrn  Helvetius  an  der  Spitze  der  ge- 
sammten  Weltanschauung,  Theorien,  die  alle  menschli¬ 
chen  Verhältnisse  und  Bestrebungen  schliesslich  doch 


85 


nur  auf  einen  gröberen  oder  feineren  Egoismus  zurück¬ 
führten,  den  Völkern,  selbst  gegenüber  einem  ebenso 
rohen  Aberglauben  anderer  Art,  nicht  geholfen  ist.  Son¬ 
dern  dass  im  Gegentheil  solche  Ansichten,  die  sich  im 
Frack  und  bei  der  wohlbesetzten  Tafel  des  Barons  Hol¬ 
bach,  oder  des  Generalpächters  Helvetius  recht  gut  aus- 
nahmen,  im  Munde  und  in  der  Auffassungsart  der  grossen 
Volksmenge  eine  ganz  andere  und  den  Erfindern  selbst 
furchtbare  Logik  gewinnen. 

Wir  dürfen  vielleicht,  um  diese  Frage  der  theoreti¬ 
schen  Menschenrechte  und  sogenannten  «  Prinzipien  von 
1789  »  hier  gleich  ganz  zu  erledigen,  die  seit  ihrem  da¬ 
maligen  pompösen  Auftreten  in  der  Welt  immer  noch  hie  und 
da  in  einigen  Köpfen  eine  unklare  Bolle  spielen,  uns  sogar 
den  Anschauungen  eines  damals  (1795)  gebornen,  noch 
lebenden,  allerdings  etwas  paradoxen  Schriftstellers  einiger- 
massen  nähern  und  sagen:  Das  wichtigste  Menschenrecht 
des  Schwachen  und  Thörichten  bestünde  eigentlich  nicht 
darin,  sich  selbst  zu  regieren,  sondern  von  einem  Weisem 
und  Besseren  als  er  selber  ist  geleitet  zu  werden.  Und 
insoweit  behält  alles  rechte  Begiment  in  der  Welt  immer 
etwas  Aristokratisches  an  sich.  Für  alle  wahrhaft 
Weisen  selbst  hingegen  ist  das  Begieren  niemals  ein  Becht, 
sondern  stets  eine  schwere  Pflicht,  welche  gerade  die 
dazu  Geeignetsten  immer  eher  zu  fliehen  als  zu  suchen 
pflegen.*) 

Und  noch  nie  sind  Die  zum  Begiment  wahrhaft  be- 
fähigft  von  Gottes  Gnaden  berufen  gewesen,  die  es  als  ein 


*)  „The  noble  in  the  high  place,  the  ignohle  in  the  low;  that 
is  in  all  times  and  in  all  countries  the  almighty  makers  law  .  .  .  . 
To  the  wise  governing  is  not  a  privilege  far  other  indeed  .  .  .  . 
he  that  is  fittest  for  it,  is  of  all  men  the  unwillingest,  unless  cons- 
trained.“  Th.  Carlyle,  latter  day  pamphlets. 
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persönliches,  oder  gar  ein  erbliches  Recht  angesprochen 
haben.  Das  ist  der  unwiderlegbare  Rechtsboden  der 
Demokratie,  der  immer,  wo  überhaupt  zwischen  diesen 
beiden  Prinzipien  ein  thatsächlicher  Widerstreit  ent¬ 
stehen  kann,  die  Sympathien  unbefangen  denkender  Men¬ 
schen  auf  ihre  Seite  neigt. 


Um  nun  aber  aus  diesen  etwas  theoretischen  Wolken 
nach  dem  damaligen  Frankreich  von  1789  zurückzu¬ 
kehren,  so  enthält  in  der  That  schon  die  nächste  Con¬ 
stitution  vom  13.  Dezember  1799  gegenüber  der  an¬ 
fänglich  republikanischen  Freiheit  nothgedrungen  einen 
bedeutenden  Rückschritt,  zu  einem  zehnjährigen  Kon¬ 
sulat  von  drei  Personen,  das  sich  dann  im  folgenden 
Jahre  zuerst  faktisch,  dann  aber  in  dem  organischen 
Senatuskonsult  vom  4.  August  1802  und  in  der  kaiser¬ 
lichen  Verfassung  vom  18.  Mai  1804  förmlich  in  eine 
Wiederherstellung  der  Monarchie  unter  neuen ,  kaum 
minder  autokratischen  Formen,  als  die  früheren  es  waren, 
verwandelte.  Seither  haben  die  Franzosen  in  sechs 
weiteren  Verfassungen,  vom  6.  April  1814,  4.  Juni  1814, 
22.  April  1815,  14.  August  1830,  4.  November  1848, 
20.  November  1851,  sowie  in  den  aus  dem  Zusammen¬ 
bruch  von  1870  hervorgegangenen,  immer  noch  anonymen 
und  provisorischen  Zuständen,  vergeblich  diese  richtige 
Verbindung  von  Freiheit  und  Ordnung,  der  droits  et  de- 
voirs  de  Phomme  praktisch  gesucht,  die  der  Abbe  Sieyes 
mit  so  zuversichtlicher  Feder  und  in  immer  neuen  Va¬ 
riationen  auf  das  Papier  zu  bringen  verstand. 

Ja  in  manchen  Richtungen  des  öffentlichen  Geistes 
sind  sie  nach  Verlauf  eines  Jahrhunderts  wieder  bei 
Anschauungen  angekommen,  die  mit  ihren  philosophischen 
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Prinzipien  von  1789  aucli  nicht  die  allerentfernteste  Aehn- 
lichkeit  mehr  haben. 

Während  der  ganzen  Zeit  nun,  von  den  Anfängen 
des  Jahres  1789  bis  zu  dem  herannahenden  Ende  der 
Direktorialverfassung  von  1795,  in  welche  Periode  unsere 
Kevolution  fällt,  wurde,  wie  schon  gesagt,  die  Eidgenossen¬ 
schaft  und  vorab  ihre  französischen  Theile  auf  das  Tiefste 
von  allen  diesen  kurz  skizzirten  Vorgängen  des  Nachbar¬ 
landes  mit  berührt. 

Zu  allererst  wurden  direkt  betroffen  die  zahlreich 
in  französischen  Diensten  stehenden  Schweizertruppen, 
damals  14,000  Mann,  die  in  Paris,  Marseille,  Lyon,  Gre¬ 
noble,  Besannen,  Nancy  und  Luneville  lagen  und  anfäng¬ 
lich  noch  für  die  Hauptstütze  der  sinkenden  Monarchie 
galten.  Schon  am  10.  August  1789  beschloss  die  franzö¬ 
sische  Nationalversammlung,  dass  die  Schweizer,  gleich 
wie  alle  französischen  Truppen,  der  Nation  den  Treueid 
zu  leisten  hätten.  Die  schweizerischen  Offiziere  fragte: 
zu  Hause  an  und  erhielten  eine  zögernde  halbe  Erlaub- 
niss,  von  Freiburg  sogar  blos  eine  interimistische,  wo¬ 
durch  ihre  Stellung  eine  sehr  schwierige  wurde,  da  sie 
nun  von  allen  Seiten  Befehle  empfingen  und  auch  die 
Volksclubs  überall  die  gemeinen  Soldaten  in  ihre  Ver¬ 
sammlungen  zu  ziehen  suchten.  In  Nancy  brach  zuerst 
bei  dem  Regimente  Chäteauvieux  (bestehend  grossen- 
theils  aus  Waadtländern)  eine  Empörung  in  Folge  Ver¬ 
breitung  revolutionärer  Flugschriften  unter  der  Mann¬ 
schaft  aus,  die  am  30.  August  1790  mit  einem  blutigen 
Handgemenge  dieses  Regiments  gegen  andere  herange¬ 
zogene  Schweizertruppen  der  Regimenter  Vigier  und 
Castella  und  mit  Verurtheilung  zahlreicher  Soldaten  von 
Chäteauvieux  zu  Tod  und  Galeeren  endete.  Aber  schon 
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1791  wurden  41  solcher  Galeerensträflinge  auf  Andringen 

o  o 

der  Nationalversammlung  gegen  den  ausdrücklichen  Willen 
der  Eidgenössischen  Orte,  denen  allein  die  Militärjustiz 
und  daher  auch  die  Begnadigung  zustand,  vom  König 
begnadigt*)  und  im  Triumph  in  den  Strassen  von  Paris 
herumgeführt;  weiss  gekleidete  Jungfrauen  trugen  ihre 
zerbrochenen  Ketten,  sie  selbst  wurden  von  der  National¬ 
versammlung  als  Märtyrer  für  die  Freiheit  begrüsst. 
Der  Geist  der  militärischen  Disziplin  verlor  durch  solche 
Vorgänge  auch  unter  den  Schweizertruppen  seinen  eigent¬ 
lichen  Nerv  und  Halt.  Noch  war  es  indessen  dem  Garde¬ 
regiment,  1200  Mann,  Vorbehalten,  durch  den  10.  August 

1792  den  alten  Ruf  unbefleckter  militärischer  Ehre  der 
Schweiz  zu  retten.  760  von  ihnen  und  22  Offiziere  fielen 
an  diesem  Einen  Tage  theils  im  Gefecht,  theils  ermordet; 

ein  Glarner,  Major  Bachmann,  starb  mit  grosser  Würde 

* 

in  den  folgenden  Tugen  noch  unter  dem  Beil  der  Guillo¬ 
tine.  Die  sämmtlichen  Schweizer  wurden  nun  von  der 
französischen  Nationalversammlung  ohne  alle  weitere 
Umstände  am  20.  August  als  entlassen  erklärt.  Diess 
Alles  erregte  grossen  Unwillen,  namentlich  Seitens  der 
Betroffenen  und  ihrer  Angehörigen,  und  führte  zu  einer 
Reihe  von  diplomatischen  Reklamationen,  die  nach  und 
nach  die  Stellung  der  schweizerischen  Regierungen  zu 
der  nationalen  Regierung  Frankreichs  immer  mehr  ver¬ 
schlechterten. 

Der  offizielle  Verkehr  mit  dem  französischen  Bot¬ 
schafter  wurde  zuletzt  zeitweise  gänzlich  abgebrochen. 


Einzig  Appenzell  A.  Eh.  hatte  sie  begnadigen  wollen,  als 
darüber  bei  den  Orten  angefragt  wurde.  Aus  der  Nachahmung  der 
rothen  Galeerenmütze  dieser  Soldaten  von.  Chäteauvieux  entstand 
die  bekannte  Jacobinermütze,  die  also  unsere  Landsleute  zuerst  ge¬ 
tragen  haben.  (Eevol.  Almanach  1794.) 
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ja  man  wollte  eine  zeitlang  selbst  den  König  von  Eng¬ 
land  um  eine  Intervention  anrufen,  was  incless,  wenn 
man  einem  Zürcher  Legationsbericht  trauen  darf,  daran 
ein  unübersteigliches  Hinderniss  fand,  dass  Niemand  vor¬ 
handen  war,  der  ein  gehöriges  diplomatisches  Latein 
schreiben  konnte.  Andererseits  trafen  zahlreiche  adelige 
Emigranten  aus  Frankreich  bei  ihren  Verwandten  und 
Freunden  in  Bern  und  Freiburg  ein  und  endlich  kam 
gar  ein  solcher,  der  bekannte  Marquis  von  Bouille  (1792), 
nach  Bern  zum  Schultheissen  v.  Steiger,  um  denselben 
offiziell  zur  Unterstützung  einer  Bestauration  in  Frank¬ 
reich  aufzufordern. 

Es  scheint  auch  in  der  That,  als  ob  er  dort  einige 
Zusicherungen  empfangen  habe.  Jedenfalls  kam  es  schon 
damals  so  weit,  dass  Bern  förmlich  verlangte,  der  fran¬ 
zösische  Gesandte  Barthelemy  habe  sich  mit  allem  seinem 
Personal  aus  dem  Gebiete  der  Eidgenossenschaft  zu  ent¬ 
fernen.  Dies  geschah  jedoch  nicht,  sondern  es  wusste  sich 
im  Gegentheil  nun  diese  Gesandtschaft  in  der  Schweiz 
selbst  eine  starke  Partei  zu  verschaffen  und  wurde  bald 
der  direkte  Mittelpunkt  aller  Pläne  der  Revolutionirung 
gegen  die  alte  Eidgenossenschaft. 

Im  gleichen  Jahre  1792  begann  der  Krieg  Frank¬ 
reichs  mit  Sardinien,  in  welchen  sofort  Genf  hineinver¬ 
flochten  wurde,  indem  sowohl  der  französische  Minister 
Claviere,  der  ein  vertriebener  Genfer  Demokrat  war, 
als  andere  Genfer  Flüchtlinge  und  endlich  der  französische 
Resident  in  Genf,  Chäteauneuf,  das  Möglichste  thaten, 
um  die  Stadt  zu  revolutioniren  und  wo  thunlich  bereits 
für  den  Anschluss  an  Frankreich  zu  bearbeiten.  . 

Einzig  dem  General  Montesquieu,  sowie  einigen  ver¬ 
ständigeren  Mitgliedern  des  französischen  Vollziehungs- 
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ausschiisses  (besonders  Lebrun)  war  es  zu  danken,  dass 
nicht  damals  schon  Genf  direkt  von  der  Eidgenossen¬ 
schaft  abgerissen  wurde.  Indessen  musste  es,  zufolge 
des  schliesslichen  Vertrags  vom  23.  Oktober  1792,  gänz¬ 
lich  sich  selber  überlassen  werden  und  fiel  von  1792 
bis  1798  einem  Zustand  gräulicher  innerer  Auflösung 
und  Verwirrung  anheim,  der  alle  Schrecken  einer 
französischen  Revolution  im  Kleinen  annahm  und  nur 
mit  der  Annexion  an  Frankreich  am  15/26.  April  1798 
endete. 

Noch  näher  trafen  aber  die  Eidgenossenschaft  die 
Vorgänge,  welche  von  1790  ab  in  Wallis,  dem  Bisthum 
Basel,  Tessin  und  Waadt  sich  zu  entwickeln  begannen. 
In  allen  diesen  Aktionen,  die  wir  successive  erzählen  wer¬ 
den,  spielten  zwei  Elemente  eine  sich  ergänzende  grosse 
Rolle,  die  französische  Gesandtschaft  und  ihre  zahlreichen 
Agenten  in  der  Schweiz  und  die  schweizerischen  Aus¬ 
gewanderten,  der  sogen.  Schweizerclub  in  Paris. 

Dem  Gesandten  Barthelemy,  der  schon  beständig 
über  die  Duldung  der  Emigranten  klagte  und  im  No¬ 
vember  1796  endlich  das  bestimmte  Begehren  ihrer  Aus¬ 
weisung  stellte,  welchem  von  den  selbst  gegen  ihre 
Freunde  erbärmlichen  aristokratischen  Regierungen  der 
Eidgenossenschaft  auch  gewillfahrt  wurde*),  folgte,  als  er 
1797  zum  Direktor  ernannt  worden  war,  zuerst  interimi¬ 
stisch  der  erste  Legationssekretär  Bacher.  Sodann  aber 
Joseph  Mengaud  aus  Beifort,  ein  äusserst  intriguanter 
Mann,  der  von  nun  an  im  Auftrag  seines  Ministers  Talle} - 
rand,  welcher  bereits  damals  die  aaswärtigen  Angelegen¬ 
heiten  leitete,  entschieden  darauf  ausging,  überall  die 

Die  meisten  waren  damals  nur  noch.  Greise  und  Frauen,  die 
in  den  Klöstern  lebten,  besonders  in  Thurgau  und  Tessin.  (Ygl. 
die  Erzählung  Napoleons  darüber,  pag.  134.) 
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Elemente  der  Revolution  aufzumiintern,  die  Regierungen 
dagegen  zu  schwächen  und  nach  und  nach  geradezu  die 
Leitung  der  schweizerischen  Revolution  an  sich  zu 
ziehen*). 

Wesentlich  unterstützt  wurde  diese  französische 
Unterminirung  durch  eine  Anzahl  einflussreicher  Schwei¬ 
zer,  welche  in  Folge  von  allerlei  Unglück  im  Vaterlande 
ausgewandert,  in  Paris,  zum  Theil  in  naher  Verbindung 
mit  den  dortigen  Regenten,  lebten  und  in  einen  soge¬ 
nannten  <  Schweizercluh  »  organisirt,  die  Revolutionirimg 
ihres  Vaterlandes  und  die  Vertreibung  ihrer  aristokra¬ 
tischen  Unterdrücker  zur  bewussten  Hauptaufgabe  ihres 
Lebens  machten.  Hauptsächlich  waren  es  Bürger  der 
romanischen  Schweiz,  Waadtländer,  Genfer  und  Frei¬ 
burger,  und  ihre  Aktion  ging  auch  zunächst  auf  die  ro¬ 
manischen  Landestheile.  Von  einzelnen,  wie  Castellaz 
und  Claviere  ist  schon  früher  beiläufig  die  Rede  gewesen. 

Vergeblich  beklagte  sich  die  Eidgenossenschaft  1790 
(21.  September)  bei  dem  Könige  über  diese  Agitation,  die 
durch  öftere  Zuschriften  und  Aufforderungen  des  Clubs 
an  die  französische  Nationalversammlung,  sowie  Verbrei¬ 
tung  von  Flugschriften  in  die  Schweiz  hinein  genährt 
wurde**).  Der  König  war  selbst  nicht  im  Stande  und 
die  Nationalversammlung  nicht  Willens,  dies  zu  ver¬ 
hindern. 


Er  hatte  die  gleiche  Rolle  schon  früher  in  Holland  mit  Er¬ 
folg  gespielt.  Sein  erster  Schritt  schon  war  ein  dreistes  Verlangen, 
dass  der  englische  Gesandte  Wickham  ausgewiesen  werde. 

Die  Stellung  und  Wirksamkeit  der  französischen  Gesandtschaft 
im  letzten  Jahrzehnt  der  alten  Eidgenossenschaft  lässt  sich  ganz  gut 
mit  derjenigen  vergleichen,  welche  die  heutige  russische  Botschaft 
hei  der  h.  Pforte  einnimmt. 

Ein  frühes  derartiges  Schreiben  vide  Archiv  für  Schweiz. 
Geschichte,  I.  303, 
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Die  gefährlichsten  dieser  schweizerischen,  mit  der 
französischen  Eegierung  innig  befreundeten  und  einver¬ 
standenen  Eevolutionäre  waren  in  der  späteren  Zeit  der 
Vorbereitung  Friedrich  Cäsar  Laharpe  von  Eolle  und 
Peter  Ochs  von  Basel. 

DerErstere,  Laharpe,  war  geboren  1754  zu  Eolle, 
aus  einer  geachteten  Familie  und  schon  früh  von  sehr 
lebhaftem,  entwickeltem  Geiste.  Er  wurde  in  Haldenstein 
in  der  römischen  Eepublik  Nesemanns  erzogen,  studirte 
später  in  Tübingen  und  wurde  Sachwalter  der  welschen 
Appellationskammer,  wodurch  er  in  der  Lage  war,  öfters 
in  Bern  den  Winter  zuzubringen  und  dort  von  den  hoch¬ 
gebietenden  Herren  des  Waadtlandes  ohne  Zweifel  manche 
jener  kleineren  und  grösseren  Demüthigungen  hinzu¬ 
nehmen,  welche  einem  Unterthan  unter  damaligen  ge¬ 
reizten  Verhältnissen  nicht  erspart  bleiben  konnten. 

Wenigstens  wird,  wie  bereits  anlässlich  bemerkt, 
sein  nachmaliger  Hass  gegen  Bern  von  seinen  Biographen 
theilweise  auf  solche  persönliche  Ursachen  zurückgeführt. 
Er  entschloss  sich,  nach  Nordamerika  auszuwandern, 
änderte  aber  seinen  Entschluss  und  begleitete  einen 
russischen  Edelmann  auf  einer  Eeise  durch  Italien,  wo¬ 
durch  er  dann  in  Eom  in  Verbindung  mit  dem  bekannten 
Baron  Grimm,  Encyclopädisten  und  Korrespondenten  der 
philosophischen  Kaiserin  Catharina  von  Eussland,  gerieth, 
der  ihn  für  dieselbe  als  Erzieher  ihrer  zwei  Enkel 
Alexander  und  Constantin  engagirte.  Auch  in  Eussland 
behielt  er  indessen  die  Ereignisse  in  Frankreich  und  in 
seinem  Vaterlande  stets  im  Auge  und  betheiligte  sich 
schriftlich  an  der  Bewegung,  worauf  er  (wie  auch  sein 
Vetter,  der  französische  General  Amadeus  Laharpe)  von 
der  Berner  Eegierung  geächtet  und  selbst  bis  in  seine 
russische  Stellung  hinein  durch  diplomatische  Intriguen 
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verfolgt  wurde.  1793  verliess  er,  theilweise  in  Folge 
Ille  von,  Russland  und  begab  sich  zuerst  nach  Genf,  wo 
er  aber  auch  nicht  bleiben  konnte,  1796  endlich  nach 
Paris,  zunächst  um  sich  für  die  Versorgung  der  Kinder 
des  inzwischen  in  Italien  gefallenen  Generals  Laharpe 
bei  Bonaparte  und  dem  Direktorium  zu  verwenden,  da¬ 
neben  aber  gewiss  auch  aus  politischem  Interesse.  Dort 
Avurde  er  nun  ein  eifriges  Mitglied  des  erwähnten 
Schweizerclubs.  1797  reichte  er  dann  Namens  von  22 
verbannten  Waadtländern  und  Freiburgern  dem  Direk¬ 
torium  das  bekannte  förmliche  Interventionsgesuch  mit 
Beziehung  auf  den  von  Frankreich  garantirten  Lausanner 
Vertrag  von  1564  ein,  das  den  ebenfalls  bekannten  Be¬ 
schluss  vom  6.  Mvose  VI.  zur  Folge  hatte,  der  alle  Waadt¬ 
länder  direkt  unter  den  Schutz  Frankreichs  stellte. 
(Vgl.  pag.  129.)  Damit  begann  eigentlich  die  Revolution 
in  der  Schweiz. 

Von  da  ab  trübt  sich  eine  Zeitlang  sein  Bild  bei 
dem  schweizerischen  Vaterlandsfreunde.  Er  war,  zeit- 
Aveise  wenigstens,  eines  derjenigen  Mitglieder  der  Revo¬ 
lutionspartei  und  nachmals  des  schAveizerischen  Direk¬ 
toriums  selbst,  die  dem  Einflüsse  der  französischen 
Direktoren  und  Agenten  am  offensten  standen,  am  meisten 
von  der  wirklichen  alten  eidgenössischen  Freiheit  und 
Selbstständigkeit  selbst  dem  blossen  Scheingebilde  einer 
neuen  theoretischen  Republik  zu  opfern  geneigt  Avaren 
und  soAvohl  für  die  schamlose  Räuberei  der  Bundes¬ 
genossen,.  als  für  die  Leiden  und  selbst  das  Blut  der 
Miteidgenossen  ungenügende  Empfindung  zeigten*). 

Es  kommen  übrigens  auch  darin  schon  frühe  ehrenvolle  Aus¬ 
nahmen  vor,  Zeichen  eines  grossartig  angelegten  Geistes,  der  zeit¬ 
weilig  immer  wieder  die  Schranken  des  Parteimannes  und  Politikers 
durchbrach. 
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Die  französische  Freundschaft  und  dasjenige,  dem 
Franzosenthum  gänzlich  nachgeahmte,  scheinideale  und 
im  Grrunde  unschweizerische  Wesen,  das  uns  an  der 
Helvetik  vielfach  widersteht,  lag  ganz  in  der  Natur  und 
Politik  dieses  Mannes  in  jenen  Sturmestagen.  Seine  edlere 
Art  dagegen  bewies  wieder  sein  Verhalten  in  den  ge- 
sammten  späteren  Tagen  seines  Lebens,  nach  seiner  Ent¬ 
fernung  vom  Amte  und  der  aktiven  Politik  überhaupt, 
seit  1800.  Er  war  es  namentlich,  der  den  Kaiser  Alexan¬ 
der  von  Russland,  seinen  ehemaligen  Zögling,  bewog,  im 
Jahre  1814,  allerdings  in  erster  Linie  auch  im  Interesse 
der  Waadt,  die  Herstellung  der  alten  Zustände  der  Eid¬ 
genossenschaft  nicht  wieder  zu  gestatten  und  er  war 
überhaupt  bis  zu  seinem  Lebensende  für  sein  engeres 
Vaterland  einer  der  grossartigsten  und  besten  Bürger, 
die  es  jemals  gehabt  hat.  Geradezu  ein  Typus  jener  Art 
von  Bürgern,  wie  sie  dort  mitunter  angetroffen  werden, 
voll  Geist  und  reellem,  aufopferndem  Patriotismus  für 
ihr  kantonales  Heim,  aber  mit  unvollständigem  Verständ- 
niss  für  die  Bedürfnisse  des  Ganzen,  wie  für  das  histo¬ 
risch-deutsche  Wesen  des  grösseren  Theils  der  Eidge¬ 
nossenschaft.  Zuerst  Waadtländer,  dann  fast  ebensosehr 
gebildete  Kosmopoliten  wie  Eidgenossen.  —  A  tout  bon 
lecteur  salut! 

Er  starb  zu  Lausanne  am  30.  März  1838.  Sein  in¬ 
teressantes  und  unseres  Wissens  bisher  nie  publizirtes 
Testament  ist  in  den  Beilagen  abgedruckt. 

Der  andere  Mann,  der  mehr  als  Einer  sonst  den 
Umsturz  der  alten  Eidgenossenschaft  beförderte,  war 
der  Basler  Oberstzunftmeister  Peter  Ochs.  Aus  einer 
angesehenen  Basler  Familie  stammend,  war  er  1752  zu 
Nantes  in  Frankreich  geboren  und  gelangte  frühzeitig 
in  die  Gesellschaft  gebildeter  und  bedeutender  Männer, 
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wodurch  sein  ohnehin  stark  entwickeltes  Selbstgefühl 
über  die  Massen  gehoben  wurde.  In  Basel,  wohin  seine 
Familie  im  Jahr  1769  über  siedelte,  wurde  er  später  zuerst 
Stadtschreiber,  dann  1796  Oberstzunftmeister  und  1797 
ging  er  auf  Anstiften  Mengauds  mit  Bonaparte  nach 
Paris,  angeblich  um  Unterhandlungen  wegen  Abtretung 
des  Frickthals  einzuleiten,  in  Wirklichkeit  aber  als  Werk¬ 
zeug  der  bereits  französischerseits  fest  beschlossenen 
Revolutionirung  der  Schweiz. 

Von  dieser  Mission  zurückgekehrt,  wurde  er  dann 
der  thätigste  der  schweizerischen  Agenten  Frankreichs 
in  der  ganzen  helvetischen  Revolutionsperiode,  der  Vater 
der  ersten  helvetischen  Konstitution,  soweit  sie  über¬ 
haupt  schweizerischen  Ursprungs  war  und  der  erste 
Präsident  der  gesetzgebenden  Nationalversammlung  in 
Aarau. 

Mit  Laharpe  zusammen  gelangte  er  am  28.  Juni  1798 
durch  direkten  französischen  Einfluss  an  die  Stelle  von 
Bay  und  Pfyffer  in  das  Direktorium,  musste  jedoch  das¬ 
selbe  schon  am  25.  Juni  1799  in  nicht  ehrenvoller  Weise 
wieder  verlassen.  Er  starb  1821  in  Basel  ziemlich 
vergessen.  Seine  Nachkommen  haben  einen  anderen 
Namen  angenommen.  Sein  staatsmännisches  Wirken  ist 
bisher  in  der  Regel  nicht  günstig  beurtheilt  worden. 
Jedenfalls  war  er  ein  Parteimann,  dem  oft  über  dem 
Interesse  des  nächsten  Erfolges  die  höheren  Zwecke  ent¬ 
gingen,  die  den  echt  begabten  Staatsmann  von  dem  ge¬ 
schickten  Faiseur  unterscheiden. 

Sein  Name  that  ihm  übrigens,  ebenso  wie  seinem 
Busenfreunde  Rapinat,  grossen  Schaden.  Nicht  blos  bei 
den  Gegnern  der  ersten  Konstitution,  die  darnach  be¬ 
kanntlich  « Ochsenbüchlein »  getauft  wurde.  Selbst  der 
ernste  Glayre,  dem  er  einmal  seinen  beschränkt-schwei- 
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zerischen  Ansichten  gegenüber  die  höheren  kosmopolitisch- 
französischen  klar  machen  wollte,  konnte  sich,  wie  Rein¬ 
hard  erzählt,  nicht  enthalten,  ihm  mit  Bezug  auf  diesen 
Namen  mit  einem  etwas  wohlfeilen  Calembourg  zu  er- 
wiedern:  Je  le  sais  Men,  moi,  je  ne  suis  qu’un  veau 
(Vaud)  en  politique. 

Dies  waren  die  bestimmtesten,  persönlichen,  demo¬ 
kratischen  Faktoren,  die  im  Verein  mit  Zeitgeist  und 
Schicksalsschluss  die  Auflösung  der  alten  Eidgenossen¬ 
schaft  herbeiführten. 

Keineswegs  also,  wie  Sie  sehen,  freier  von  persön¬ 
lichen  Mängeln,  als  manche  ihrer  aristokratischen  Gegner. 
Gegentheils  namentlich  dem  Triebe  nach  öffentlicher 
Schaustellung  und  Anerkennung  sehr  anheimgegeben, 
welcher  nach  dem  unparteiischen  Urtheil  ihrer  Lands¬ 
männin,  der  Frau  von  Stael,  einen  Charakterzug  des 
Volksstammes  ausmacht,  dem  der  Eine  durch  Geburt, 
der  Andere  durch  Jugendleben  und  innere  Neigung  an¬ 
gehörte. 

Darin  aber  standen  diese  Demokraten  der  Eidge¬ 
nossenschaft  vom  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  unbe¬ 
dingt  über  den  damaligen  Aristokraten,  dass  sie  ihr  Leben 
bewusst  Zwecken  widmeten,  mit  denen,  im  Grossen  ge¬ 
dacht,  die  gesammte  Weltgeschichte  im  Einklänge  stand. 
Denn,  wie  im  persönlichen  Leben  kein  Mensch  zu  wah¬ 
rem  Erfolg  und  innerer  Befriedigung  gelangt,  der  sich 
nicht  an  einem  Tage  dieses  Lebens  entschliesst,  sich 
durchaus  rücksichtslos  in  lieber einstimmung  mit  der 
ganzen  sittlichen  Weltordnung  zu  setzen,  so  ist  in  der 
rechten  Politik  die  wahre  Grundlage  auch  nur  die,  diese 
Gesetze  zu  erkennen  und  ihnen  dann  ohne  weitere  Frage 
zu  folgen. 
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Dieser  Weg  führt  stets  zum  Sieg,  möge,  wie  der 
schon  oben  citirte  geistreiche  Schriftsteller  einmal  sagt, 
entgegenstehen  was  da  immer  wolle,  «  Autokraten,  Parla¬ 
mente,  Dalailama’s,  Macht  der  öffentlichen  Meinung  oder 
Evangelien  der  Nationalökonomie.» 

Wer  aber,  statt  diesen  Gesetzen,  der  Selbstsucht, 
gleichviel  ob  seiner  persönlichen  oder  der  kollektiven 
einer  politischen  oder  gesellschaftlichen  Sekte,  der  er 
angehört,  sein  Leben  widmet,  den  trifft  die  härteste 
Strafe,  die  für  gebildete  Menschen  vorhanden  ist,  der 
vergebliche  Rückblick  am  Ende  des  Lebens  auf  lauter 
verlorene  Arbeit,  die  niemals  Früchte  trägt. 


Tabula  rasa. 


Von  dem  Jahre  1790  ab  zeigten  sich  die  bestimmten 
Zeichen  der  herannahenden  allgemeinen  Umwälzung  des 
Eidgenössischen  Staatswesens. 

Zuerst  in  Unterwallis,  das  von  dem  Bischof  von 
Sitten  und  den  VII  Zehnten  des  Oberwallis  in  der  ge¬ 
wöhnlichen  Weise  der  schweizerischen  Landvogteien,  auch 
durch  «meistbietende»  Landvögte  regiert  wurde. 

Nicht  ohne  Zuthun  des  Schweizerclubs  in  Paris  er¬ 
hoben  sich  am  4.  September  1790  die  Einwohner  von 
Monthey  und  St.  Maurice  unter  der  Anführung  eines  ge¬ 
wissen  Bellet  von  Val  d’Illier,  verjagten  die  dortigen  Land¬ 
vögte,  errichteten  Freiheitsbäume  und  steckten  die  fran¬ 
zösische  Nationalcocarde  auf.  Weniger  durch  die  Kraft 
der  Oberwalliser,  als  durch  die  Machtentwicklung  von 
Bern  an  der  Grenze  wurde  der  Aufstand  gedämpft  und 
sieben  der  Hauptanführer  mit  dem  Tode  bestraft.  Gleich¬ 
zeitig  und  eben  so  rasch  wurde  ein  Aufstand  an  der 
andern  Ecke  des  Vaterlandes,  in  der  schaffhausenschen 
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Gemeinde  Hall  au,  durch  die  Intervention  von  Zürich 
beseitigt. 

Im  folgenden  Jahre  1791  dagegen  schon  gestalteten 
sich  die  Dinge  viel  ernster  im  Bist  hum  Basel.  Das¬ 
selbe  hatte  insofern  ganz  eigenthümliche  Verhältnisse, 
als  blos  der  Eine  Theil,  unter  dem  Felsthor,  eigentlich 
zum  schweizerischen  Gebiete  gerechnet  wurde,  der  obere 
dagegen  blos  durch^  einen  Schutzvertrag  mit  den  katho¬ 
lischen  Orten  der  Eidgenossenschaft  zusammenhing,  einen 
solchen  aber  auch  gleichzeitig  mit  Frankreich  hatte  und 
überdies  dem  deutschen  Keiche  und  der  Beichseinthei- 
lung  noch  förmlich  angehörte. 

Seit  dem  Jahre  1782  regierte  ein  schwacher  Bischof, 
Franz  Joseph  von  Boggenbach,  unter  der  Leitung  zweier 
höchst  bedenklicher  Männer,  des  Weihbischofs  Job.  Bap¬ 
tist  Gobel  und  seines  Neffen,  des  Hofraths  Jos.  Anton 
Bengger  *). 

Beide,  obwohl  Günstlinge  des  geistlichen  Herrschers, 
traten  frühzeitig  in  enge  Verbindungen  mit  der  fran¬ 
zösischen  Bevolution.  Gobel,  1789  von  Obereisass  in  die 
französische  Nationalversammlung  gewählt,  wurde  sogar 
konstitutioneller  Bischof  von  Paris,  in  welcher  Stellung 
er  am  7.  November  1793  öffentlich  in  der  Nationalver¬ 
sammlung,  umgeben  von  seinem  ganzen  Kapitel,  eine 
Jakobinermütze  statt  der  Mitra  auf  dem  Kopfe,  das 
Christenthum  als  einen  Betrug  erklärte  und  blos  dem 
Kultus  der  Freiheit  ferner  zu  dienen  schwur.  Ein  halbes 
Jahr  später,  am  10.  April  1794,  verschlang  ihn  diese 
Freiheit  dann  auf  der  Guillotine.  Vor  seinem  Tode  be¬ 
gehrte  er  wieder  die  Absolution  durch  einen  katholischen 


*)  Kengger  de  la  Lime,  iiiclit  zu  verweckseln  mit  dem  wackern 
Dr.  Albreckt  Eeugger  von  Brugg. 
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Priester.  Von  Paris  aus  setzten  sich  dieser  Gohel  und 
der  Schweizercluh  mit  Rengger  in  Verbindung  und  schon 
im  Februar  1791  wurden  zahlreiche  Flugblätter,  unter¬ 
zeichnet  von  dem  damaligen  Präsidenten  des  Clubs, 
Castellaz,  in  diesem  Gebiete  verbreitet.  Der  Bischof 
rief  gegen  den  drohenden  Aufruhr  als  Reichsfürst  die 
Intervention  des  Kaisers  Leopold  an  und  nach  einer 
längeren  Verhandlung  mit  Basel,  das  anfänglich  die 
Oesterreicher  nicht  durch  sein  Gebiet  passiren  lassen 
wollte,  rückten  am  18.  März  kaiserliche  Truppen,  an  den 
Mauern  von  Basel  vorbei,  in  Pruntrut  ein.  Rengger  ent¬ 
floh  nach  Paris,  zwei  andere  Unruhige  wurden  prozessirt 
und  zu  lebenslänglichem  Zuchthaus  verurtheilt. 

Auch  hier  schien  damit  eine  zeitlang  die  Sache  zu 
Ende.  Aber  schon  1792  im  April  erklärte  Frankreich 
an  Oesterreich  den  Krieg  und  die  Franzosen  unter  Cus- 
tine  besetzten  jetzt  ihrerseits  das  Reichsland  des  Bischofs 
bis  zur  Pierre  pertuis,  wo  die  Bieler  und  Berner  sich 
aufstellten. 

In  dem  obern  Theile  entstand  nun  (nachdem  Prun¬ 
trut  bereits  am  21.  Oktober  einen  Freiheitshaum  aufge¬ 
pflanzt  hatte  und  am  10.  November  vom  GeneraLBiron 
in  Strassburg  unabhängig  erklärt  worden  war)  einen 
kurzen  Augenblick  lang,  nämlich  vom  27.  November  1792 
bis  7.  März  1793,  durch  Rengger  die  «r aurazische 
Republik».  Bald  jedoch  wurde  auf  Begehren  einer 
Volksversammlung  vom  7.  März  1793  das  Land  mit  Frank¬ 
reich,  zuerst  als  eigenes  Departement  Mont  terrible  (von 
dem  Berge  Teri),  später  als  Theil  des  Departements 
Oberrhein  vereinigt. 

Für  Biel  und  den  unteren  schweizerischen  Theil  des 
Bisthums  hatten  am  27.  August  1792  die  Bieler,  Bürger- 
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meister  Moser  und  Dr.  Neuhaus  eine  Art  von  Neutrali¬ 
tätskonvention  abgeschlossen. 

Schon  1797  aber  verlangten  die  Franzosen  auch  die 
Besetzung  des  Erguel  und  am  5.  Februar  1798  zog  der 
General  Nouvion  ohne  weitere  Umstände  und  ohne  Wider¬ 
stand  in  Biel  selbst  ein,  das  dann  ebenfalls  zu  Mont 
terrible,  beziehungsweise  Haut  Bhin  geschlagen  wurde. 

Im  Waadtland  begann  um  die  gleiche  Zeit  La- 
harpe  von  Petersburg  aus  seinen  Einfluss  geltend  zu 
machen.  Bereits  1789  liess  er  Petitionen  an  die  Berner 
Regierung  um  Einberufung  von  Landständen  verbreiten, 
die  jedoch  vorderhand  blos  die  Erschütterung  seiner 
eigenen  Stellung  in  Russland  durch  bernischen  Einfluss 
und  die  Unmöglichkeit,  nach  Hause  zurückzukehren,  zur 
Folge  hatten.  Gleich  ihm  wurde  der  Advokat  J.  J.  Gart, 
wegen  einer  Schrift  über  das  waadtländische  Staatsrecht, 
ausser  Landes,  nach  Paris  getrieben.  Weitere  einfluss¬ 
reiche  Waadtländer  fanden  sich  bereits  daselbst  in  den 
Personen  von  Pache  (später  französischer  Minister), 
General  Amadeus  Laharpe,  zwei  anderen  höheren  Ofli- 
zieren,  Reynier  und  Boinod,  und  dem  nachmaligen  hel¬ 
vetischen  Direktor  Secretan.  Nicht  allein  diese,  son¬ 
dern  auch  ihre  politischen  Freunde,  wie  besonders  Ra- 
baud  St.  Etienne  und  Condorcet  begannen  nun  gegen  die 
Berner  Regierung  heftig  zu  schreiben.  Von  dem  letzteren 
ging  damals  das  Bonmot  in  alle  Welt  hinaus:  «die  Gessler 
der  Eidgenossenschaft  residirten  jetzt  in  Bern». 

Umgekehrt  wurden  die  Erfolge  der  französischen 
Revolution  in  den  waadtländischen  Städten  enthusiastisch 
mitgefeiert.  Die  erste  positive  Veranlassung  dazu  bot 
die  Flucht  Ludwigs  XVI.  und  ein  wenig  kluges  und  wür¬ 
diges  Verfahren  der  aristokratischen  Gesellschaft  in  der 
Schweiz.  Zuerst  nämlich,  als  man  diese  Flucht  gelungen 


102 


0 


glaubte,  wurden  in  Freiburg  und  in  Bern  grosse  Gast- 
inähler  veranstaltet,  in  Freiburg  sogar  ein  Tedeum  ge¬ 
sungen.  Wie  nun  die  wahren  Berichte  kamen,  entstand 
dann  dafür  natürlich  in  der  Waadt  ein  ebenso  grosser  Jubel. 
Eine  noch  grössere  und  allgemeinere  Festivität  fand  in 
Lausanne,  Vevey,  Yverdon  und  Bolle  am  14.  Juli  1791, 
dem  Jahrestag  der  Einnahme  der  Bastille  statt.  Frei¬ 
heitsbäume  mit  französischen  dreifarbigen  Bändern  und 
Freiheitshüte  wurden  in  den  Strassen  herumgetragen, 
patriotische  Lieder  gesungen  und  Jedermann  zu  brüder¬ 
licher  Umarmung  eingeladen.  Sogar  der  Frau  Land¬ 
vögtin  von  Bolle  riefen  diese  unbescheidenen  Unterthanen 
zu:  «Bürgerin,  komm  auch  zu  uns  und  trink  auf  die 
Freiheit.»  Sie  gab  jedoch  die  indignirte  Antwort:  «Ich 
bin  keine  Bürgerin,  sondern  eine  Dame,  frei  bin  ich 
schon  längst  und  Durst  habe  ich  keinen.» 

Diese  Vorgänge  in  Bolle  besonders  scheinen  die 
Berner  Begierung  damals  heftig  aufgeregt  zu  haben.  Sie 
ernannte  eine  sogenannte  «hohe  welsche  Kommission»,  die 
sogleich  eine  Anzahl  Patrioten  verhaften  und  gegen  alle 
waadtländischen  Bechte  eigenen  Gerichtsstandes  nach 
Bern  abführen  liess.  In  Lausanne  rückte  diese  Kom¬ 
mission  mit  besonderer,  auf  Schrecken  abzielender  Feier¬ 
lichkeit  ein.  Sie  liess  sich  von  nicht  weniger  als  60 
schweren  Geschützen  begleiten,  die  sogar  im  Anrücken 
über  den  Jorat  häufig  schiessen  mussten,  um  sich  noch 
bemerkbarer  zu  machen.  Wäre  etwas  mehr  wahre  Ener¬ 
gie  schliesslich  zu  Tage  getreten,  so  möchte  ein  solcher 
Auftritt  völlig  an  die  Tage  erinnert  haben,  in  denen  der 
Herzog  von  x41ba  in  das  zitternde  Brüssel  einzog.  So 
aber  unterdrückten  solche  Vornahmen  blos  eine  zeitlang 
die  lauten  Aeusserungen  des  Freiheitsdurstes,  pflanzten 
aber  dafür  um  so  bittereren  innerlichen  Hass  und  um  so 
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mehr  Empfänglichkeit  für  die  immer  häufigeren  Send¬ 
schreiben  der  Waadtländer  in  Paris,  die  nun  auch  ihrer¬ 
seits  Alles  aufboten,  um  die  französische  Regierung  zur 
förmlichen  Intervention  für  die  «blutsverwandte  Nation 
vaudoise  »  anzustacheln. 

1795  trat  nun  vollends  in  Frankreich  ein  Direk¬ 
torium  an  die  Spitze  der  Geschäfte  (Reubel,  Barras, 
Letourneur,  La  Reveillere-Lepaux  und  Carnot),  das  diesen 
waadtländischen  Plänen  entschieden  geneigt  und  wenig¬ 
stens  in  einem  seiner  thätigsten  Mitglieder  (Reubel,  Ad¬ 
vokat  aus  Colmar)  der  bernischen  Regierung  ganz  be¬ 
sonders  feindlich  war.  Nun  gelangte,  was  lange  eine 
stille  Hoffnung  gewesen  war,  die  Unterstützung  der  waadt¬ 
ländischen  Pläne  durch  die  französische  Regierung,  all- 
mälig  an  die  offene  Sonne. 

Die  französischen  Residenten  in  der  Schweiz  mach¬ 
ten  von  da  ab  kaum  mehr  ein  Geheimniss  aus  ihren 
Instruktionen,  eine  neue  Ordnung  der  Dinge  zu  unter¬ 
stützen.  Namentlich  aber  gestaltete  sich  im  November 
1797  eine  Reise  des  durch  seine  italienischen  Feldzüge 
und  als  Befreier  der  Veltliner  vom  graubündnerischen 
Joche  bereits  bekannt  gewordenen  Generals  Bonaparte  zu 
einer  grossen  und  nicht  zu  verhindernden  Demonstration. 

Ueberall  im  Waadtlande  wurde  der  General  von 
Deputationen  und  weissgekleideten  Jungfrauen  empfangen, 
die  in  grossen  Inschriften  sein  berühmtes  Donnerwort 
an  die  Graubündner  Magnaten  vor  sich  her  trugen : 
«Kein  Volk  kann  eines  andern  Volkes  Unterthan  sein.» 
Bei  Murten  hielt  er  sich  auf  und  liess  sich  das  Schlacht¬ 
feld  zeigen,  nicht  ohne  bedenkliche  Bemerkungen  über 
Einst  und  Jetzt.  Am  meisten  jedoch  musste  auffallen, 
dass  er  dem  Schul theissen  von  Bern,  der  Vorbereitungen 
zu  seinem  Empfang  getroffen  hatte,  blos  einen  Adjutanten 
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mit  einer  nichtssagenden  Entschuldigung  zuschickte,  wo¬ 
gegen  er  in  Liestal  sowohl  als  in  Basel  Zeit  fand,  um 
sich  als  «Erlöser»  aller  Unterdrückten  fetiren  zu  lassem 

Ochs,  der  ihm  dort  durch  Mengaud  vorgestellt  wurde, 
ging  unmittelbar  darauf  nach  Paris  ab;  der  Feldzug 
gegen  die  alte  Eidgenossenschaft  war  von  diesem  Mo¬ 
mente  an  fest  beschlossen. 

Gegenüber  diesen  nur  zu  deutlichen  Vorbereitungen 
zeigten  die  Regierungen  der  Eidgenössischen  Stände  eine 
Haltlosigkeit  ohne  Gleichen,  wir  möchten  sagen  Harm¬ 
losigkeit,  wenn  sie  nicht,  selbst  in  letzter  Stunde,  mit¬ 
unter  daneben  noch  eine  ganz  verkehrte  Energie  ver¬ 
sucht  hätten,  nämlich  die  sinnlose  Energie  der  Furcht 
und  des  zitternden  Hasses,  die  ihnen  die  letzten  Sym¬ 
pathien  ihrer  eigenen  Unterthanen,  sowie  des  ganzen  ge¬ 
bildeten  Europa’s  entzog. 

Die  letzten  Eidgenössischen  Tagsatzungsverhand¬ 
lungen  vor  der  Revolution  sind  unendlich  traurig  zu  lesen. 

Nirgends  erscheint  darin  weder  ein  Verständniss  für 
die  Zeit  und  eine  wirkliche  Erkenntniss  der  gefährlichen 
Lage,  in  der  sich  die  Eidgenossenschaft  befand;  nicht 
einmal  ein  über  blosse  Worte  hinausgehender  Entschluss, 
sich  dem  neuen  von  Frankreich  einströmenden  Geist 
wenigstens  mit  gehöriger  Anwendung  gemeinsamer  Kraft 
entgegenzusetzen. 

Es  beschränkt  sich  Alles,  was  geschieht,  auf  Klagen 
und  schwache  vereinzelte  Versuche,  gegen  den  Strom  zu 
schwimmen.  So  hören  wir  (Eidg.  Abschiede  VHI.  687) 
1790  in  Frauenfeld  die  Vertretung  von  Schwyz  lange  und 
gelehrte  Reden  halten  über  Rom,  Griechenland,  Carthago, 
Aegypten,  blos  um  damit  den  unumstösslichen  Beweis 
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zu  führen,  dass  die  Philosophen  in  Frankreich  von  Gott 
mit  Blindheit  geschlagen  seien.  Freiburg  findet  sogar, 
dass  diese  Philosophie  als  eine  «  verdammte  »  bezeichnet 
werden  müsse  und  dass  die  Demokraten  auf  das  alte 
Testament  hinzuweisen  seien,  wo  sie  deutlich  finden  wür¬ 
den,  wie  Gott  zuerst  die  väterliche  Gewalt,  dann  aber 
Richter,  Patriarchen  und  Könige  eingesetzt  habe.  Bern 
beklagt  am  meisten  die  Verbreitung  aufrührerischer 
Schriften  in  die  Schweiz  hinein,  die  Anarchie  predigen, 
und  behauptet,  entschlossen  zu  sein,  Emissäre  und 
Anarchiemissionäre  dieser  Art  hängen  zu  lassen.  Basel 
seufzt,  dass  man  wegen  der  Zustände  in  Frankreich  die 
französischen  Galeeren  nicht  mehr  füglich  zur  Unter¬ 
bringung  seiner  Verbrecher  werde  benutzen  können  und 
erwägt  ernstlich  in  diesem  Momente  den  Gedanken  eines 
Schweizerischen  Nationalzuchthauses,  oder  einer  Eidge¬ 
nössischen  V  erbrecherkolonie. 

Einzig  Unterwalden  ist  unter  dieser  ganzen  geistlosen 
Gesellschaft  wenigstens  so  billig,  zuzugestehen,  dass  die 
Franzosen,  wiewohl  auf  mitunter  ungehörige  Weise,  doch 
am  Ende  nur  nach  dem  Gleichen  streben,  was  unsere  eige¬ 
nen  Vorfahren  mit  dem  Schwerte  sich  auch  erkämpft 
haben.  Das  gleiche  Unterwalden,  das  nachmals  wenigstens 
heldenmüthig  kämpft,  während  die  meisten  anderen  Zu¬ 
sehen. 

Noch  schlimmer  aber  als  dieses  Gerede  sind  die 
Thaten.  Einzig  in  seiner  Art  namentlich  das  Beispiel 
eines  Standes,  der  sonst  in  mancher  Beziehung  als  einer 
der  vorgeschrittensten  in  der  Eidgenossenschaft  galt, 
Zürich ’s.  Dasselbe  war  seit  dem  Zürich  Zwingli’s 
auch  sehr  herabgekommen.  Namentlich  herrschte  dort 
im  18.  Jahrhundert  eine  in  ihrer  Weise  wohlmeinende,  aber 
höchst  kleinliche  Vielregierer  ei  und  Massregelung  bis  in 
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die  geringsten  Verhältnisse  des  täglichen  Lebens  hinein. 
Unzählige  weitschweifige  Mandate  regulirten  genau  den 
Putz  und  Aufwand  der  verschiedenen  Klassen  der  Ge¬ 
sellschaft  bis  zur  Dienstmagd.  Ebenso  die  Bewirthung, 
die  eine  gnädige  und  wohlmeinende  Obrigkeit  bei  ver¬ 
schiedenen  geselligen  Anlässen  des  täglichen  Lebens  zu 
gestatten  für  angemessen  fand.  Namentlich  aber  auch  den 
Kirchenbesuch  und  eine  offizielle  Frömmigkeit,  die  von 
Oben  herab  befohlen  wurde.*) 

Auf  dem  Lande  vollends  hielten  27  steife,  sich  höchst 
weise  dünkende  Vögte  wo  möglich  eine  noch  schärfere 
Zucht.  Alles  fröhliche  Volksleben  der  alten  Zeit  erlosch 
völlig,  sogar  der  Volksgesang  war  verpönt  und  es  kam 
thatsächlich  vor,  dass  das  Landvolk  in  den  Wirths- 
häusern,  wenn  es  singen  wollte,  in  schleppendem  Tone 
geistlose  Kirchenlieder  sang,  weil  alle  anderen  Lieder 
verboten  waren. 

Die  Eidgenössischen  Gränzbesetzungen  vom  Jahre 
1794  hatten  nun  auch  solche  Angehörige  der  zürcheri¬ 
schen  Landschaft,  besonders  aus  den  lebhaften  See¬ 
gemeinden,  in  nähere  Berührung  mit  dem  Ereiheitsgeiste, 
der  zumal  in  den  Gränzstädten  der  Schweiz  pulsirte, 
gebracht  und  daraus  scheint  zuerst  eine  Verbindung 
zu  einer  Lesegesellschaft  am  See  entstanden  zu  sein, 
‘die  sich  mit  der  damaligen  Tagesliteratur  bekannt  zu 
machen  strebte.  Ich  sage  «scheint»,  indem  der  Zürcher 
Geheime  Rath  die  sämmtlichen  Acten  dieses  säubern 
Handels,  von  dem  wir  sprechen  werden,  vernichten 
liess  und  dieselben  nur  in  einzelnen  unvollständigen 
Kopien  noch  existiren.  Einige  Männer  dieses  Lesevereins 
am  See,  theilweise  versehen  mit  der  blos  halben  Bildung 

Vgl.  z.  B.  Pestalozzi  von  Frau  Zelinder,  Band  I,  wo  der¬ 
gleichen  Mandate  ahgedruckt  sind. 
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und  der  Unklarheit  von  Autodidacten,  Neeracher,  Pfenni- 
ger  von  Stäfa  und  Stapfer  von  Borgen  versuchten  sich 
schliesslich  mit  einer  literarischen  Arbeit,  einer  Denk¬ 
schrift  über  die  Rechte  der  zürcherischen  Landschaft, 
betitelt  « ein  Wort  zur  Beherzigung  an  unsere  theuern 
Landesväter»,  auf  Grundlage  zweier  alter,  ganz  in  Ver¬ 
gessenheit  gerathener  Briefe,  des  Waldmanr’schen  Spru¬ 
ches  von  1489  und  des  Kappeierbriefes  von  1531.  Bevor 
dieses  Memorial  jedoch  irgendwie  benutzt  wurde,  gelangte 
durch  einige  vorlaute  Mitglieder  der  Gesellschaft,  die 
sich  davon  Auszüge  gemacht  hatten,  die  Sache  bis  zu 
den  Ohren  der  Regierung,  die,  durch  die  Berichte  ihrer 
unfähigen  Landvögte  übermässig  erschreckt,  nichts  Besse¬ 
res  zu  thun  wusste,  als  die  Urheber  dieses  literarischen 
Versuchs  gefangen  zu  setzen  und  am  9.  Januar  1795 
hart  zu  bestrafen. 

Zu  Stäfa  verbreitete  sich  aber,  wie  es  scheint,  gleich¬ 
zeitig  das  Gerücht,  Mitglieder  der  Regierung  selber  hätten 
bei  diesem  Anlasse  geäussert,  wenn  man  wirklich  ur¬ 
kundlich  nachweisen  könnte,  dass  das  Land  früher  mehr 
Freiheiten  besessen  habe,  so  würde  man  sich  allerdings 
einem  solchen  Beweise  und  der  geziemenden  Bitte  um 
Herstellung  dieser  Freiheiten  nicht  entziehen  können. 
Es  galt  also,  diese  Briefe,  womöglich  im  Original,  herbei¬ 
zuschaffen,  und  die  Gemeinde  Stäfa  wandte  sich  behufs 
dessen  an  das  benachbarte  Küssnacht,  wo  in  der  That 
die  zwei  Urkunden  (wovon  die  erster e  ein  eigent¬ 
licher  Schiedsspruch  der  VII  alten  Orte  war  und  der 
Landschaft  erhebliche  Freiheiten  zuerkannte)  in  be¬ 
glaubigten  Kopien  sich  fanden  und  Küssnacht  selber 
fragte  jetzt  seinen  Obervogt  durch  Abgeordnete  an,  ob 
dieselben  noch  als  gültig  zu  betrachten,  oder  durch  spätere 
Erlasse  aufgehoben  seien. 
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Der  Obervogt  seinerseits  gab  diese  allerdings  kitz- 
liche  Frage  weiter  an  die  Regierung  selbst  und  diese 
antwortete  in  Ermanglung  von  Gründen  mit  einem  pol¬ 
ternden  Schreiben,  worin  sie  erklärte,  dass  solche  in’ 
Zeiten  von  Aufruhr  errichteten  Urkunden  als  ein  Werk 
der  unordentlichsten  Gewalt  anzusehen  seien,  «deren  An¬ 
denken  zu  erneuern  jeder  redliche  Angehörige  sich  seit¬ 
her  gehütet  hat  und  aus  dankbarem  Gefühl  des  dermalen 
unter  Gottes  Segen  und  einer  so  väterlichen  Regierung 
geniessenden  Glücks  sich  immer  hüten  wird!»  (26.  Febr. 
1795.)  Der  Obervogt  erhielt  noch  überdies  den  Befehl,  der 
Gemeinde  das  allerhöchste  Missfallen  über  diese  x4nfrage 
auszusprechen  und  alle  derartigen  weitern  Schritte  zu 
untersagen. 

Die  Briefe  waren  aber  da.  Ihre  Echtheit  wurde 
nicht  geläugnet,  und  was  die  angeblich  unregelmässige 
Art  ihrer  Entstehung  betraf,  so  hatte  ja  die  Regierung 
selbst  und  zwar  lange  nach  Beseitigung  der  Unruhe,  die 
zu  ihrer  Errichtung  allerdings  den  ersten  Anlass  bot, 
den  Gemeinden  diese  Abschriften  ertheilt,  die  sie  jetzt 
auf  eine  so  unzureichende  Art  ignorirte.  Es  dauerte 
daher  auch  die  Unzufriedenheit  mit  dieser  unmotivirten 
Abweisung  besonders  in  Stäfa  fort,  und  bei  verschiede¬ 
nen  Anlässen  wurden  die  Nachfragen  nach  diesen  Rechten 
im  Schosse  der  Gemeinde  erneuert.  Die  Regierung  hätte 
mit  Leichtigkeit  durch  sehr  mässige  Reformen  diesen 
Geist  beschwichtigen  können.  Statt  dessen  gerieth  sie 
nun  durch  die  fortdauernde,  sich  in  einzelnen  Ver¬ 
sammlungen  und  Reden  manifestirenden  Unruhe  der¬ 
gestalt  ausser  alle  verständige  Ueberlegung,  dass  sie  um 
Eidgenössisches  Aufsehen  zu  mahnen  begann  und  die 
Gemeinde  Stäfa  in  eine  Art  von  Bann  stellte,  so  weit 
gehend,  dass  ihr  aller  Verkehr,  selbst  mit  Lebensmitteln, 
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abgeschnitten,  ja  endlich  sogar  die  Stäfener  Dienstboten 
aus  der  Stadt  und  die  Stäfener  Kranken  aus  dem  Spital 
gewiesen  wurden.  Zuletzt,  als  durch  solche  väterliche 
Massregeln  die  Zufriedenheit  der  Unterthanen  natürlich 
nicht  zunahm,  wurde  am  5.  Juli,  einem  Sonntag,  der 
Ort  selbst  plötzlich  mit  einer  ganzen  kleinen  Armee 
unter  dem  Befehl  eines  «Generals»  überfallen  (der  die  ganze 
Gemeinde  völlig  ruhig  in  der  Kirche  sitzend  antraf), 
eine  Batterie  über  dem  Dorfe  errichtet  und  die  Häupter 
der  «Insurgenten»  in  Ketten  nach  Zürich  geführt! 

Aus  allen  Kantonen  der  Eidgenossenschaft  langten 
dort  förmliche  Gratulationen  zu  diesem  ruhmvollen  Krieg 
und  Sieg  über  den  Zeitgeist  ein  und  derselbe  wurde 
denn  auch  bei  dieser  Stimmung  gehörig  ausgebeutet. 
Durch  eine  feierliche  Proklamation  vom  13.  Juli  er¬ 
klärte  die  Regierung  nunmehr  die  alten  Briefe  als  null 
und  abgethan,  legte  der  Gemeinde  Stäfa  250,000  Gulden 
Kriegskosten  auf  und  verurtheilte  durch  ein  grosses  Straf¬ 
gericht  vom  21.  September  1795  nicht  weniger  als  250 
Personen  zu  108,000  Gulden  Bussen,  harten  Gefängniss- 
strafen,  ja  selbst  Ausstellung  am  Pranger  und  Ruthen¬ 
streichen. 

Die  sechs  sogenannten  «Schuldigsten»,  die  zwar  auch 
nichts  Anderes  gethan  hatten,  als  eifrig  den  Freiheits¬ 
briefen  nachgeforscht,  wurden  unter  dem  Geläute  des 
Armensünderglöckleins  mit  gebundenen  Händen  durch 
die  Stadt  zum  Schaffote  geführt.  Dort  musste  der  greise 
Seckeimeister  Bodmer,  der  angesehenste  Mann  von  Stäfa, 
niederknieen  und  der  Henker  sein  Schwert  über  ihn 
schwingen.  Erst  im  letzten  Moment,  nach  dieser  grau¬ 
samen  Vorbereitung,  verkündete  ihm  der  sogen.  Reichs¬ 
vogt,  die  Obrigkeit  habe  ihm  aus  besonderer  Gnade  die 
Todesstrafe  in  lebenslängliches  Gefängniss  umgewandelt. 
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Von  den  fünf  Anderen  erhielt  einer,  Fierz  von  Küssnacht, 
ebenfalls  lebenslängliche  Haft,  ein  Anderer  zwanzigjährige, 
drei  zehnjährige,  nebst  schweren  Geldbussen. 

Das  geschah  in  Zürich,  dem  Vorort  der  Eidgenossen¬ 
schaft,  der  Stadt  Zwinglis,  dem  Sitz  der  schweizerischen 
Wissenschaft,  im  September  1795,  80  Jahre  vor  unsern 
Tagen,  so  dass  dort  Menschen,  die  das  mitangesehen 
haben,  heute  noch  leben  mögen.  Und  blos  27'^  Jahre 
vor  einem  andern  Tage,  an  dem  der  nämliche  Seckei¬ 
meister  Bodmer  auf  dem  Präsidentenstuhl  zu  Aarau  die 
erste  gesetzgebende  Versammlung  der  neuen  Eidgenossen¬ 
schaft,  auf  den  Trümmern  der  alten  eröffnete. 

Diese  Zeit  war  wohl  reif  zum  Sturm  einer  Revo¬ 
lution.  Jede  Reform  war  zuletzt  noch  in  dem  Vorort 
der  Eidgenossenschaft  und  in  ihrer  allermildesten  und 
bescheidensten  Gestalt,  der  einer  Anfrage  und  einer 
Berufung  auf  alte,  urkundlich  verbriefte,  von  der  Obrig¬ 
keit  selbst  den  Gemeinden  zugefertigte  Freiheiten,  als 
unzulässig  und  das  blosse  Nachfragen  nach  solchen  Briefen 
als  ein  to  des  würdiges  Verbrechen  vor  den  Augen  des 
ganzen  Europa’s,  das  an  diesen  Vorgängen  lebhaften  An- 
theil  nahm,  erklärt  worden. 

Die  herrschenden  Stände  der  Eidgenossenschaft 
hatten,'  während  sich  auswärtige  Blätter  (z.  B.  der  Moni¬ 
teur  vom  11.  August)  darüber  befremdeten,  kein  Wort, 
weder  der  Abmahnung,  noch  der  Missbilligung  gefunden, 
sondern  waren  von  der  gleichen  blinden  Furcht  vor  jeder 
Aeusserung  des  sogenannten  Revolutionsgeistes  gänzlich 
befangen. 

Bern  schrieb  an  Zürich,  es  werde  sicherlich  keinerlei 
Abgeordnete  der  Stäfner  empfangen,  sondern  solche,  wenn 
sie  kämen,  sofort  ohne  Weiteres  zurückschicken.  Es 
stellte  sogar  800  Mann  Truppen  bei  Lenzburg  zur  schien- 
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nigen  Bundeshülfe  bereit  und  ersuchte  schon  vorsorglich 
Glarus,  als  Mitbesitzer  von  Baden,  um  Durchzugsge¬ 
stattung. 

Luzern  hatte  für  die  Stäfner  blos  eine  Empfehlung 
unbedingter  Unterwerfung  unter  ihre  «  natürliche  Obrig¬ 
keit  »  als  einzigen  Weg,  ihrer  Milde  wieder  würdig  zu 
werden. 

Ebenso  Zug.  Uri  wünschte:  «  Gott  möge  den  Irre¬ 
laufenden  Gnade  schenken,  sich  noch  bei  Zeiten  zu  er¬ 
kennen,  so  dass  sie  die  noch  nicht  ganz  verlorene  Huld 
ihrer  Obrigkeit  vor  ihren  Füssen,  mit  Reue  und  Scham 
bedeckt,  wieder  erwerben  mögen.  » 

Basel:  «es  bitte  den  Allmächtigen,  er  möge  das 
Vaterland  vor  Befleckung  mit  dem  Geiste  der  Neuerung 
bewahren.  » 

Der  Abt  von  St.  Gallen:  «möchte  doch  das  dor¬ 
tige  Beispiel  alle  eidgenössischen  Angehörigen,  füraus 
seine  eigenen,  witzigen  ».  —  Genug.  — 

So  war  die  alte  Eidgenossenschaft  und  der  Geist 
ihrer  Regierungen  im  Jahr  1795. 

Das  Volk  war  damals  noch  nicht  revolutionär,  am 
wenigsten  im  deutschen  Theile.  Es  hielt  vielmehr  treu 
bis  zur  äussersten  Grenze  der  Möglichkeit  an  der  alther¬ 
gebrachten  Form  des  Eidgenössischen  Staatswesens. 

Diejenigen  riefen  die  Revolution  und  waren  in 
ihrem  ganzen  Geist  und  Sinn  revolutionär,  die  aus 
den  ursprünglich  freien  und  gleichberechtigten  Bürgern 
Knechte  einer  , angeblich  von  Gott  eingesetzten,  der 
That  und  Wahrheit  nach  aber  überall  gänzlich  usur- 
pirten,  erblichen  Regierung  einzelner  Familien  machen 
wollten  und  schliesslich,  wie  sich  in  diesem  hervorragen¬ 
den  Beispiel  von  Zürich  zeigt,  nicht  einmal  mehr  die 
Erinnerung  an  ihre  eigenen,  vielfach  beschworenen  und 
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besiegelten  Pergamenturkunden  vertrugen,  sobald  die¬ 
selben  ihrer  willkürlichen  Herrschaft  entgegenstanden. 

Sie  waren  die  permanente,  eingefleischte,  völlig 
unbelehrbare  Kevolution  gegen  Alles  rechtmässige  alte 
Eidgenössische  Staatsrecht,  ganz  abgesehen  von  allen 
modernen,  natürlichen  Menschenrechten,  die  wir  in  der 
Eidgenossenschaft  ohne  diese  aristokratischen  Revo¬ 
lutionäre  nicht  zur  Begründung  eines  menschenwürdigen 
Zustandes  gebraucht  hätten. 

Sie  waren  die  Revolution  und  Gewalt  und  sie  riefen 
der  Revolution  und  Gewalt,  als  dem  zuletzt  einzig  übrigen 
Mittel  der  Nothwehr. 

Gott,  den  sie  beständig  im  Munde  führten,  auch  bei 
den  allerungerechtesten  ihrer  Handlungen,  lässt  sich  eben 
nicht  auf  die  Dauer  verspotten. 

Und  «  was  der  Mensch  säet,  das  muss  er  ernten.  » 

Sie  konnten  bis  Ende  1795  noch  die  hel¬ 
vetische  Reform,  statt  der  Revolution  haben,  eine 
Reform  auf  historischer  Grundlage  und  mit  der 
Mässigung,  die  damals  und  selbst  noch  lange  später  im 
Geiste  der  herrschenden  deutsch- schweizerischen  Be¬ 
völkerung  lag,  die  ohne  die  äusserste  Noth  nie  entfernt 
daran  gedacht  hätte,  an  fremde  Hülfe  zu  appelliren  und 
aus  der  Eidgenossenschaft  tabula  rasa,  einen  ganz  neuen 
Staat,  mit  romanischen  Geistesallüren  zu  machen.  Die 
vielmehr  jeder  einigermassen  vernünftigen  Regierung  in 
jeder  Noth  und  Gefahr  mit  dem  Muthe  und  der  Treue 
zur  Seite  gestanden  hätte,  die  sie  sogar  gegen  diese 
schlechten  Regenten  an  den  Tagen  von  Neueneck  und 
Schindellegi  bewährt  hat.  Die  Menschen,  in  den  untern 
Volksschichten  namentlich,  soweit  sie  nicht  reines  Pro¬ 
letariat  sind,  sind  im  Grunde  sehr  konservativ,  im  Sinne 
von  Anhänglichkeit  an  das  Gewohnsheitsgemässe.  Sie 
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entscliliessen  sich  höchst  schwer,  mit  demselben  total  zu 
brechen  und  nur  wenn  alle  andern  Auswege  sich  ihnen 
gänzlich  verschlossen  zeigen. 

Die  Regierungen  der  alten  Eidgenossen¬ 
schaft  müssen  daher  von  einem  jeden  gerechten  Urtheile 
der  Nachwelt  auch  für  Alles  das  Elend  und  all’  den  Irr¬ 
thum  in  Erster  Linie  verantwortlich  gemacht  werden,  der 
in  der  nachfolgenden  Geschichte  derHelvetik  zu  Tage 
trat  und  den  ihre  Nachkommen  oftmals  mit  Unrecht 
den  Patrioten  jener  damaligen  Zeit  allein  zugeschrieben 
haben. 


Unter  diesen  Umständen  und  Stimmungen  entstand 
in  Frankreich  die  der  alten  Eidgenossenschaft  mit  be¬ 
wusster  Feindseligkeit  gegenüberstehende  Direktorial¬ 
regierung  (28.  Oktober  1795).  Zu  gleicher  Zeit  gewährten 
von  nun  an  die  französischen  Gesandten  in  der  Schweiz 
einen  ständigen  und  sichernden  Anhaltspunkt  für  alle 
revolutionären  Bestrebungen.  Und  endlich  wirkte  un¬ 
ablässig  und  mit  steigenden  Hoffnungen  der  Club  der 
Verbannten  in  Paris. 

Von  1796  ab  vollziehen  sich  die  Geschicke  rasch, 
wie  ein  fortan  unwiderrufliches  Urtheil,  dessen  letzte 
Fristen  abgelaufen  sind. 

Keine  Macht  der  Erde  konnte  mehr  den  Sturz  eines 
Staates  abwenden,  der  so  mächtigen  Feinden  an  seinen 
Grenzen  und  in  seinem  eigenen  Innern  nur  eine  Partei 
von  mangelhaften  Regenten  und  Diplomaten,  aber  kein 
Volk  gegenüber  stellen  konnte. 

Das  Unglück  und  die  Grösse  der  Sache,  die  mit  ihnen 
fiel,  hat  nachmals  selbst  die  schweizerischen  Diplomaten 
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der  damaligen  Zeit  geadelt,  und  sein  mildes  Licht,  wie 
die  letzten  Sonnenblitze  von  Neueneck  und  Rothenthurm 
werden  gewiss  auf  immer  über  den  Gräbern  Derjenigen 
leuchten,  die  die  letzten  Vorsteher  einst  grosser  und 
würdiger  Gemeinwesen  gewesen  sind.  Das  ist  der  Vortheil 
jedes  grossen  Unglücks.  Es  versöhnt  —  selbst  mit 
grossen  Fehlern. 

Wenn  wir  aber  ganz  ohne  Mitleid  und  Milde  jene 
Zeit  beurtheilen  könnten,  so  verdienen  eigentlich  weder 
der  Schultheiss  Steiger  von  Bern,  der  ehrenwertheste  hö¬ 
here  Staatsmann  jener  Zeit,  noch  der  unglückliche  General 
von  Erlach ,  noch  irgend  ein  anderes  hervorragendes 
diplomatisches  oder  inilitärisches  Mitglied  der  damaligen 
Eidgenössischen  Regierungen  die  Restauration,  die  eine 
spätere,  der  Revolutionen  müde  Zeit  ihrem  Andenken  in  oft 
sehr  übertriebenem  Massstabe  angedeihen  liess.  (Vgl. 
pag.  183,  Anmerkung). 

Vielmehr  haben  gerade  die  letzten  Kämpfe  recht 
deutlich  gezeigt,  wie  herrliche  Mittel  der  Rettung  sie 
ohne  rechte  Benutzung  sich  zersplittern  und  verloren 
gehen  Hessen.  Und  vollends  bieten  die  diplomatischen 
Verhandlungen  jener  Zeit  mit  den  verrätherischen  Ge¬ 
sandten  Frankreichs,  oder  auf  dem  Rastadterkongresse, 
nur  ein  ganz  klägliches  Bild  von  der  kleinen  zitternden 
Klugheit  dar ,  die  sich  nicht  selten  in  unserer  Ge¬ 
schichte  der  leitenden  Staatsmänner  an  der  Stelle  des 
in  grossen  Gefahren  allein  erspriesslichen  offenen  Muthes 
bemächtigt. 

Niemals  überhaupt  seit  den  Königsfelder  Verhand¬ 
lungen  Brun’s  mit  Oesterreich,  oder  den  vielfachen  Trak¬ 
taten  mit  den  alten  mailändischen  Herzogen,  die  stets 
zu  unserm  Nachtheil  ausfielen,  ist  die  Eidgenossenschaft 
in  der  Diplomatie  sehr  glücklich  gewesen.  Auf  keinen 
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Kongressen  und  Verhandlungen,  weder  vor  Dijon  1513, 
noch  in  Lausanne  1564,  noch  in  Wien  1815,  oder  1860, 
bei  den  Verhandlungen  über  die  Savoyerfrage,  selbst 
nicht  einmal  in  den  kleinen  Grenzstreitigkeiten  un¬ 
serer  Tage,  hat  sie  die  nützliche  Gabe  gezeigt,  sich 
ihrer  Gegner  ebensogut  mit  der  Feder  wie  mit  dem 
Schwerte  zu  erwehren.  Unser  Staatswesen  ist  in  allen 
seinen  Beziehungen  zu  dem  Auslande  für  die  gewöhn¬ 
liche  Diplomatie  mit  ihren  Finessen  nie  recht  geeignet 
gewesen,  sondern  immer  nur  für  die  einfachsten,  gerade¬ 
sten,  natürlichsten  Wege  und  wenn  dieselben  gefährlich 
und  dicht  verschlungen  zu  werden  begannen,  für  die 
möglichst  energische  Offensive  zur  Lösung  dieser  Schlingen, 
die  der  bessern  Natur  unseres  Volkes  auch  jederzeit  am 
meisten  Zusagen  wird. 

Die  Eidgenossenschaft,  ja  sogar  die  Bernerregierung 
allein  mit  ihren  500  Kanonen  und  langgesparten  Schätzen 
hätte  noch  im  Jahre  1797,  als  sich  die  Maschen  über 
ihrem  Haupte  so  deutlich  als  möglich  zusammenzogen, 
durch  eine  entschiedene  Sprache  gegenüber  dem  frechen 
Mengaud  und  nöthigenfalls  einen  entschiedenen  offensiven 
Schritt  das  volle  Vertrauen  ihres  Volkes  wieder  gewinnen 
und  wenn  nicht  siegen,  so  doch  mit  weit  grösseren  Ehren 
untergehen  können. 

Statt  dessen  fiel  sie  in  ihrer  letzten  Stunde  fast  wie 
die  ihr  ähnliche  Venetianische  hülflos,  rathlos  und  was 
sie  selber  betrifft  —  auch  rühmlos.  Das  Denkmal  zu 
Neueneck  gehört  nicht  ihr,  die  an  jenem  Tage  bereits 
abgetreten  war,  sondern  ganz  und  ausschliesslich  dem 
in  trauriger  Weise  sich  selbst  überlassenen  bernischen 
Volke,  das  dort  noch  in  letzter  Stunde  auf  eigene  Faust 
und  ohne  jede  legitime  Anführung  gekämpft  und  gesiegt 
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hat,  während  seine  Regierung  in  Flucht  oder  Kapitulation 
begriffen  war. 


Im  Jahre  1796  ernannte  das  neue  Direktorium  in 
Paris  zum  Oberbefehlshaber  seiner  italienischen  Armee 
den  jugendlichen  General  Bonaparte.  In  einem  raschen 
und  genialen  Feldzug  überfiel  derselbe  zuerst  Sardinien, 
bemächtigte  sich  durch  einen  Waffenstillstand  vom  28.  April 
der  dortigen  Festungen  und  zog  bereits  am  15.  Mai  als 
Sieger  in  Mailand  ein.  Von  dort  ab  bis  zum  Mai  1797 
schlug  er  alle  österreichischen  Armeen,  die  sich  ihm  ent¬ 
gegenstellten  und  Unterzeichnete  schliesslich  den  be¬ 
rühmten  Waffenstillstand,  der  aus  den  oberitalienischen 
Gebieten  zwei  Republiken,  die  ligurische  und  die  cis- 
alpinische  schuf.  Die  Nachbarschaft  dieser  Republiken 
wirkte  zündend  auf  die  italienischen  Unterthanenländer 
der  Eidgenossen  und  Graubündner. 

Die  Y eltliner  hatten  schon  im  Jahre  1796  eine  grosse 
Volksversammlung  in  Morbegno  abgehalten  und  am 
15.  November  dieses  Jahres  eine  förmliche  Forderung 
besserer  Rechte  an  die  bündnerische  Regierung  erlassen. 
In  Folge  der  Proklamation  der  cisalpinischen  Republik 
im  April  1797  schickte  nun  die  « patriotische  Gesell¬ 
schaft  »  des  Veltlins  im  Juni  drei  Gesandte,  Paravicini, 
Paribelli  und  Dr.  Ferrari  nach  Mailand,  um  den  Anschluss 
des  Thaies  zu  beantragen,  und  da  dieselben  dort  wohl 
aufgenommen  wurden,  so  erfolgte  seitens  des  Thalkanzlers 
Carbonera  schon  am  21.  Juni  ein  förmlicher  Absagebrief 
an  die  Graubündner,  worin  es  unter  Anderm  hiess,  dass 
das  veltlinische  Volk  einer  Behandlung  ohne  Treu  und 
Glauben  seitens  einer  Nation  müde  geworden  sei,  die 
selbst  nur  als  die  Unterdrückte  einer  herrschenden  Oli- 
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garchie  dastehe.  «  Ich  erkläre  Euer  Weisheiten  also  im 
Namen  des  freien  Volkes  des  Veltlins,  dass  dasselbe  in 
der  Republik  der  Graubündner  weder  seine  Landesherren 
mehr  anerkennt,  noch  denselben  ferner  unterthänig  sein 
will,  und  dass  der  Wille  der  Nation  die  politische  Ver¬ 
bindung  mit  den  drei  Bünden  gelöst  hat,  indem  sie  ent¬ 
schlossen  ist,  Zustände  zu  reformiren,  die  durch  die 
schlechte  Regierung  verschiedener  Bündnerbeamten  und 
durch  den  Mangel  an  Treu  und  Glauben  Derer,  die  Grau¬ 
bünden  selbst  regieren,  unleidlich  geworden  sind.  » 

Dieser  kategorischen  Erklärung  folgte  unmittelbar 
eine  ähnliche  von  Cleven,  mit  Ausnahme  des  Jakobsthals, 
(das  allein  mit  grossem  Mehr  bei  Graubünden  zu  bleiben 
beschloss)  —  und  eine  solche  der  Grafschaft  Bormio 
(9.  Juli  1797),  worin  es  sogar  hiess,  die  Herren  Bündner 
würden  wohl  die  Stelle  im  Prediger  Salomonis  gelesen 
haben  «  die  Regierung  wird  von  einem  Volke  an  ein  an¬ 
deres  übergehen  wegen  Ungerechtigkeit,  Gewalt,  Be¬ 
leidigung  und  vielfachen  Betruges.  » 

Die  bündnerischen  Häupter  und  Räthe  sandten  auf 
diese  derben  Absagebriefe  hin  auch  ihrerseits  einen  Ge¬ 
sandten,  den  nachmaligen  helvetischen  Regierungs-Statt¬ 
halter  Gaudenz  Planta  von  Samaden,  an  Bonaparte  nach 
Montebello,  welcher,  nach  anfänglicher  Weigerung,  über¬ 
haupt  einzutreten,  endlich  doch  in  eine  Vermittlungs¬ 
verhandlung  sich  einliess,  wonach  Graubünden  das  Veltlin 
als  vierten  Bund  hätte  aufnehmen  und  auf  seine  Herrscher¬ 
rechte  verzichten  sollen. 

Theils  die  schwerfällige  Regierungsmaschine  Grau- 
bündens,  zufolge  deren  die  Sache  auf  die  politischen  Ge¬ 
meinden  ausgeschrieben  werden  musste,  theils  die  dort  her¬ 
gebrachte  Eifersucht  der  einzelnen  Magnaten  untereinander 
vereitelten  dieses  Projekt  gänzlich.  Von  den  Gemeinden 
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kam  eine  unsichere  Stimmabgabe  ein,  21  stimmten  zu, 
20  dagegen,  14  für  Yerschub,  4  gar  nicht;  das  wei¬ 
tere  Verlangen  Planta’s  um  unbedingte  Vollmachten 
zu  Unterhandlungen  stiess  besonders  seitens  eines  Mit¬ 
gliedes  der  Familie  Salis  auf  hartnäckigen  Widerstand, 
und  die  Gemeinden  verweigerten  dieselben  schliesslich 
mit  Mehrheit. 

Am  10.  Oktober  1797  erliess  hierauf  Bonaparte  von 
Passeriano  aus  das  berühmte  Dekret,  welches  im  Wesent¬ 
lichen  lautete:  «  Quartier  general  di  Passeriano  il  giorno 
19  Vendemniale  Anno  VI  (10.  Okt.  1797).  Bonaparte 
Generale  in  capo  dell’Armata  d’Italia.  Considerando 
. . . .  3.  che  e  fuor  d’ogni  dubbio  che  i  Grigioni  hanno 
violati  i  capitolati  che  essi  erano  tenuti  a  osservare 
riguardo  alla  Valtellina,  Chiavenna  e  Bormio  e  che  per 
conseguenza  questi  sono  rientrati  nei  diritti  che  la  natura 
da  a  tutti  i  popoli.  4.  che  un  popolo  non  pub  essere 
suddito  d’un  altro  popolo  senza  violare  i  principj  del 
diritto  publico  e  naturale  . . .  Stabilisce  . . .  che  i  popoli 
della  Valtellina,  Chiavenna  e  contea  di  Bormio  sono 
padroni  di  riunirsi  alla  Republica  cisalpina. »  (E.  A.  VIII, 
270.) 

Nichts  kann  Ihnen  vielleicht  einen  plastischeren  Be¬ 
griff  von  der  Kleinheit  der  damaligen  Eidgenössischen 
Diplomaten  geben,  als  der  in  den  Eidg.  Abschieden  un¬ 
mittelbar  auf  dieses  Dekret  folgende  Gesandtschaftsbericht 
von  Hans  Bernhard  Sarasin  von  Basel  über  eine  bezüg¬ 
liche  Unterredung  mit  Bonaparte  (E.  A.  VIII,  271). 

«Nous  nous  transportämes, »  sagt  der  würdige  Basler, 
«  chez  mon  ami  Haller  (Rudolph  Emanuel,  Generalinten¬ 
dant  der  Finanzen)  pour  prendre  direction.  II  parla 
encore  le  meine  soir  au  general  en  chef  pour  nous  pro- 
curer  audience,  qui  fut  fixee  pour  le  soir  du  7.  Nous 
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traversämes  plusieurs  appartements  remplis  de  gens  de 
sa  maison  et  de  gardes.  Je  me  croyois  transporte  ä  jadis 
Yersailles.  La  salle  d’audience  etoit  pleine  de  monde. 
Monsieur  Haller  noiis  presenta.  Je  disois  au  general, 
que  nous  etions  bien  beureux  de  nous  presenter  ä  une 
epoque  si  interessante  par  la  pacification,  dont  la  Suisse 
ressentirä  aussi  les  effets  benignes.  II  me  remercia  tres 
poliment,  demanda  mon  nom  et  celui  de  mon  collegue. 
A  mon  nom,  Sarasin,  il  disoit:  «Ab,  je  vous  remercie 
de  la  nouvelle  du  rappel  de  Wickbam  que  je  ne  savois 
pas,  voilb  donc  une  affaire  finie  j’en  suis  bien  aise!» 
(Monsieur  le  tribun  Merian  me  l’ayant  marquee  je  l’avois 
tout-de-suite  communiquee  a  Haller.)  Apres  mon  collegue 
lui  parla  des  bles  pour  les  balliages.  «II  n’est  que  juste, 
donnez-moi  un  petit  memoire, »  et  il  nous  invita  pour 
le  lendemain.  Pendant  cette  Intervalle  Fäscb,  son  oncle 
maternel  (ein  alter  Pastetenbäcker  von  Basel,  der  nun 
plötzlich  grosse  Importanz  erhalten  batte,  nachher  sogar 
Kardinal  wurde)  vient  m’embrasser,  ce  qui  fit  Sensation 
sur  la  multitude.  Le  soir  du  8,  entre  4  et  5  beures, 
nous  nous  rendimes  cbez  le  general.  Le  diner  servi,  le 
general  m’a  mis  ä  son  cote  (mon  collegue  etoit  vis-ä-vis 
de  la  table  ä  cote  de  Madame  Bonaparte),  me  servoit 
lui-meme,  etoit  de  tres-bonne  bumeur,  ne  parloit  qu’ä 
moi  et  m’entretenoit  des  objets  bien  interessants  que  je 
n’ose  confier  au  papier.  Il  passerä  par  Geneve,  Berne, 
Soleure  ä  Bäle  pour  se  rendre  ä  Rastatt,  ob  il  ferä  vite 
sa  besoigne.  Il  m’en  a  meine  fixe  Pepo  que.  Il  passerä 
dans  une  quinzaine  et  peut-etre  plutot,  et  Madame  le 
suivrä.  Entre  autres  je  lui  ai  dit  que  je  deposais  avec 
pleine  confiance  dans  son  equite  et  dans  sa  grandeur 
d’äme  mes  apprebensions,  que  Paffaire  de  la  Valteline 
m’effraie  et  me  faisoit  craindre  le  demembrement  de  la 
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totalite,  que  de  nos  balliages  ultramontains  cedes  par 
Sforza,  garantis  par  la  France,  conserves  dans  les  epoqiies 
les  plus  marquees  de  la  Paix  de  Westphalie  et  de  la 
Paix  de  Bade  sur  la  succession  d’Espagne,  et  dans  cette 
guerre  Pintegrite  prononcee  par  la  nation  ä  Poccasion 
de  la  neutralite  reconnue  des  puissances  belligerantes 
nous  assuroient  une  possession  paisible  et  que  je  ne 
pouvois  me  persuader,  que  la  France  payeroit  par  un 
deinembrement  nos  sacrifices,  nos  inquietudes  et  la 
neutralite  constamment  soutenue.  Sur  quoi  il  m’a  assure, 
que  non  seulement  la  Suisse  restera  intacte  dans  toutes 
ses  parties,  mais  qu’elle  sera  encore  arrondie  par  des 
terres  d’Alleinagne  cedees  ä  la  France  sur  la  rive  gauche 
du  Rhin,  pour  la  tranquillite  de  la  Suisse  et  la  sürete  de 
la  ci-devant  Alsace.  Je  lui  repondis :  «Pourvu  que  ce  ne  soit 
une  boite  de  Pandore,  mon  general ! »  Entre  autre  il  me 
disoit,  que  le  bailli  de  Mendris  etoit  un  brave  homme.  Je 
lui  repondis  qu’il  etoit  mon  cousin.  Il  repliqua:  «Aussi 
vous  vous  ressemblez  beaucoup,  voilä  donc  la  raison 
qu’il  est  si  galant  homme!»  Il  s’est  beaucoup  explique 
sur  la  Yalteline.  Je  lui  ai  parle  de  Phistoire  roniaine, 
il  en  etoit  instruit.  Quand  j’ai  touche  Pentretien  de 
Scipion  avec  Hannibal  ä  la  cour  d’Antioche  sur  la  ce- 
lebrite  des  generaux,  il  m’a  paru  que  cela  lui  lit  plaisir, 
parce  qu’il  me  versa  un  excellent  vin  de  Tokay  et  me 
serra  la  main.  Il  s’est  beaucoup  loue  de  Degelmann  ce 
que  je  pouvois  faire  savoir  ä  celui  par  Pofficier  autrichien 
qui  s’en  retourne  avec  Pechange  de  la  signature  de  la 
paix.  Au  lever  de  la  table,  qui  a  dure  une  bonne  heure, 
je  me  croyois  d’importance,  parce  que  beaucoup  de  ces 
Messieurs  m’entouroient,  mais  je  me  rappelois  de  la 
fable  des  reliques  et  je  rentrois  dans  ma  place. »  (E.  A. 
VIII,  271.) 
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Das  war  die  Art,  wie  die  Eidgenossenschaft  die 
Anfänge  ihrer  Beraubung  aufnahm. 

Die  Bündner  selbst  versuchten  ebenfalls  nachträglich 
durch  neue  Gesandtschaften  an  Bonaparte  nach  Mailand 
und  an  den  Kongress  von  Rastadt,  die  Sache  wieder  gut 
zu  machen;  das  tiefe  Widerstreben  des  Yeltlinischen 
V^olkes  aber  neben  andern  Ursachen  verhinderten  jeder¬ 
zeit,  auch  noch  zuletzt  im  Jahre  1815,  eine  Restitution 
dieses  schönen,  durch  schlechte  Regierung,  Unbeholfen- 
heit  und  Eigensinn  nun  auf  immer  verlorenen  Landes. 

Ganz  ähnlich  schien  es  eine  Zeitlang  mit  den  Eid¬ 
genössischen  Landvogteien  im  heutigen  Tessin  ergehen 
zu  wollen.  Bonaparte  hatte  bereits  nach  dem  kleinen 
mailändischen  Dorf  Campione  gegenüber  Lugano  (das 
noch  heute  eine  italienische  Enclave  bildet*)  Truppen 
und  ein  Kanonenboot  geschickt  und  sich  auf  die  weg¬ 
werfendste  Weise  über  die  dortigen  Landvögte  geäussert. 
«  Die  Schweizer  (sagt  er)  sind  nicht  mehr  die  des  14ten 
Jahrhunderts.  Stolz,  wenn  man  ihnen  zu  viel  schmeichelt, 
sind  sie  demüthig  und  kriechend,  sobald  man  ihnen  zeigt, 
dass  man  ihrer  nicht  bedarf. »  (Brief  an  das  Direktorium 
aus  Ancona,  10.  Februar  1797.) 

Sie  werden  schon  nach  dem  obigen  Musterberichte 
dieses  harte  Wort  kaum  sehr  übertrieben  finden. 

Und  auch  die  dortigen  Eidg.  Repräsentanten,  Job. 
Ludwig  Wurstemberger  von  Bern  und  Altlandammann 


Dieses  Gampione  war  von  Karl  dem  Grossen  dem  Stifte  San 
Ambrogio  in  Mailand  verlieben  worden  und  blieb  als  dessen  Eigen- 
tbnm  reservirt,  als  die  zwölf  Orte  1513  Lugano  definitiv  übernabmen. 
Die  Campionesen  standen  dabei  aber  unter  eidgenössischem  Scbirm 
und  unter  Lauiser-Gesetzeu.  Der  jeweilige  Pfarrer  war  zugleich 
Civil-  und  Kriminalricbter  und  sie  batten  im  Kriegsfälle  Vj-i  Mann 
Zuzug  zur  Lauisermiliz  zu  stellen. 


122 


Karl  Schmicl  von  Uri,  haben  uns  ebenso  sprechende  Zeug¬ 
nisse  ihrer  Höflichkeit  (um  nicht  mehr  zu  sagen)  hinter¬ 
lassen.  Sie  können  einen  ganz  ähnlichen  Bericht  des  Er- 
steren  ebenfalls  in  den  Eidg.  Abschieden  nachlesen  (VIII. 
251),  sowie  auch  den  demüthigen  und  zugleich  falschen 
Brief,  worin  sie  bei -ihrem  Abgang  aus  der  Landvogtei 
sich  bei  Bonaparte  noch  dafür  bedanken,  weil  er  einst¬ 
weilen  dieselbe  zwar  ganz  ungenirt  wie  eigenes  Land  be¬ 
reist  und  rekognoszirt,  jedoch  noch  nicht  gerade  that- 
sächlich  annexirt  hatte.  Dafür  sagen  sie  ihm: 

«  Monsieur  le  General  en  Chef.  Au  moment  de  ter- 
miner  nos  fonctions  dans  ce  pays,  nous  croyons,  Mon¬ 
sieur  le  General  en  Chef,  ne  pas  en  devoir  partir,  sans 
vous  exprimer  rhommage  de  notre  sensibilite  et  de  nötre 
reconnaissance  pour  les  egards  et  les  procedes,  que  vous 
avez  bien  voulu  nous  temoigner  pendant  toute  la  duree 
de  notre  mission,  et  qui  Font  rendu  ä  la  fois  si  facile, 
si  paisible,  et  si  satisfaisante.  Nous  regretterions  de 
n’avoir  pu  vous  en  remercier  personnellement  avant 
notre  depart,  si  la  grandeur  et  Fimportance  des  interets 
qui  vous  appellent  ä  Udine,  ne  nous  consolait  de  la  perte 
de  cet  avantage. 

Mais  en  rentrant  chacun  dans  nos  foyers,  Fun  ä 
Berne,  Fautre  ä  Uri,  notre  premier  devoir  serä  de  rap- 
porter  ä  nos  Souverains  non  seulement  ce  respect  et  cet 
egard  scrupuleux  pour  notre  neutralite,  dont  vous  nous 
avez  donne  taut  de  preuves,  mais  ces  marques  d’estime 
plus  precieuses,  cet  acceuil  honorable  et  flatteur  que 
nous  avons  regu  de  votre  part,  et  ces  procedes  de  bon 
voisinage  qui  ajoutent  encore  plus  de  prix  aux  actes  de 
la  justice  elle-meme.  Si  de  notre  cote  nous  avons  mis 
tous  nos  soins  ä  temoigner  les  egards  et  la  confiance 
qui  nous  animent  pour  la  Bepublique  Eran(jaise  et  pour 
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les  generaux  de  ces  armees  victorieuses,  noiis  ne  cloutons 
pas  que  nos  successeurs ,  cleputes  par  les  cantons  de 
Schwyz  et  de  Bäle,  n’apportent  avec  eux  le  meine  esprit 
ainsi  que  les  meines  instructions.  Vous  retroiiverez, 
Monsieur  le  general  en  Chef  dans  tous  les  representants 
du  Corps  Helvetique  la  simplicite  et  la  loyaute  des  Senti¬ 
ments  Sans  suhterfuge  et  sans  arriere-pensee.  (!)  La  Suisse 
unie  par  les  meines  interets,  par  une  ancienne  liaison 
qui  lui  a  valu  sa  consideration  et  sa  prosperite  et  que 
les  circonstances  du  temps  ont  reserre  d’avantage  encore 
n’a  d’autre  hut  que  de  transmettre  ä  ses  neveux,  les 
bienfaits  que  nous  devons  autant  aux  vertus  qu’ä  la  va- 
leur  de  nos  ancetres;  d’autre  ambition  que  de  meriter 
restime  des.  nations  environnantes,  et  d’autre  politique 
que  lui  commanderont  toujours  la  disproportion  de  ces 
moyens.  (E.  A.  VIII.  252). 

Dennoch  gelang  es  dort,  mehr  durch  Glück  und  zu¬ 
folge  der  gänzlichen  Energielosigkeit  der  dortigen  unter- 
thänigen  Bevölkerung,  als  durch  den  Verstand  und  die 
Thatkraft  der  Regenten,  die  Eidgenössische  Herrschaft 
so  lange  zu  erhalten,  bis  die  Befreiung  dieser  Landschaften 
eintrat.*) 

Die  Gefahr  und  Entscheidung  wendete  sich  nun  nach 
dem  Westen  der  Eidgenossenschaft.  Am  20.  November 
1797  erschien  aus  der  Feder  Laharpe’s  in  Paris  eine 


*)  Es  war  diess  die  erste  Gefahr  der  Abreissung  dieser  italieni¬ 
schen  Landestheile,  wenigstens  derjenigen  südlich  des  Monte  Cenere. 
Dieselbe  Bedrohnog  wiederholte  sich  dann  in  den  Jahren  von  1810 
bis  1813,  in  denen  dieses  Geschick  schon  beinahe  entschieden  schien, 
und  sie  wird  sich  vielleicht  zum  dritten  Male  noch,  wenn  wir  uns 
nicht  sehr  täuschen,  in  unsern  Tagen  wiederholen. 
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Schrift  «  über  das  Interesse  der  französischen  Eepublik 
in  Bezug  auf  die  schweizerischen  Oligarchien  »,  nebst 
einem  Aufruf  an  die  Mitbürger  der  Kantone  Freiburg 
und  Bern,  worin  unumwunden  vorgeschlagen  war,  die 
gesammte  französische  Schweiz,  die  ungeduldig  das  Joch 
trage,  das  ihre  deutschen  Mitbürger  ihr  auf  erlegt  haben,, 
theils  direkt  an  Frankreich  zu  annexiren,  theils  als  un¬ 
abhängigen  Staat  unter  französischen  Schutz  zu  stellen. 

Die  näheren  (übrigens  sehr  schlechten)  Gründe  und 
Urkunden,  die  Frankreich  hiefür  gegenüber  der  Schweiz: 
anführen  könne,  werden  demselben  genau  an  die  Hand 
gegeben  und  selbst  die  grossen  Schätze  und  gefüllten. 
Zeughäuser  Berns  vergisst  der  Verfasser  nicht,  in  einer 
Note  dem  allezeit  geldbedürftigen  Direktorium  in  die 
Augen  zu  rücken.  Der  Hauptpassus  dieser  Instruktion 
lautet  nach  einer  Uebersetzung  wie  folgt: 

«  Unterwallis.  Gewaltsam  einst  durch  die  Demo¬ 
kraten  von  Oberwallis,  welche  jetzt  dessen  Beherrscher 
sind,  von  Savoyen  losgerissen,  muss  dieser  Bezirk  wieder 
mit  dem  Departement  des  Montblanc  verbunden  werden, 
theils  wegen  der  Eechte  an  demselben,  die  vom  Herzog 
von  Savoyen  nun  an  die  französische  Eepublik  überge-, 
gangen  sind,  theils  als  schuldige  Genugthuung  wegen 
der  doppelten  Verrätherei,  die  1793  die  Patrizier  von 
Oberwallis  sich  zu  Schulden  kommen  Hessen.  Die  Vor¬ 
theile  für  Frankreichs  Grenzverbesserung  sind  einleuch¬ 
tend.  Die  Unterwalliser  wünschen  lebhaft  eine  solche 
Einverleibung. 

«Die  Geb ietstheile  des  ehemaligen  Bis¬ 
thums  Basel.  Sie  bestehen  aus  den  kleinen  Bezirken 
von  Neuenstadt,  der  Abtei  Bellelay,  der  Herrschaft  Or- 
vin,  dem  Tessenberge,  dem  schönen  Münsterthal  und 
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Ergiiel,  deren  Bewohner  zwar  mit  einigen  Eidgenössischen 
Orten  in  enger  Verbindung  standen,  allein  fortwährend 
Enterthanen  des  Bischofs  blieben,  der  Reichsfürst  war, 
zum  Oberrheinischen  Kreise  gehörend.  Da  nun  keiner 
dieser  Bezirke  wirklicher  Eidgenössischer  Gebietstheil  ist, 
.so  wurden  sie  natürlich  von  den  Franzosen,  als  sie  mit 
dem  Bischof  in  Krieg  geriethen,  in  Besitz  genommen; 
dennoch  unterliess  die  Regierung,  von  schweizerischen 
Agenten  getäuscht  und  um  dem  Uebelwollen  der  Patri¬ 
zier  keinen  Vorwand  zu  leihen,  dieselben  mit  dem  De¬ 
partement  Montterrible  zu  vereinigen.  Sollte  dieses 
Verfahren  nicht  wieder  gut  gemacht  werden?  So  klein 
diese  Bezirke  sind,  so  liegen  sie  doch  an  den  Eingängen 
der  Departements  von  Doubs  und  Montterrible  und  sichern 
die  französische  Grenze. 

«Das  Waadtland.  Seit  dem  Jahre  1536  befindet 
sich  dieses  kostbare  Bruchstück  des  ehemaligen  fränki¬ 
schen  Kaiserreichs  in  Abhängigkeit  von  den  Oligarchen 
Berns  und  Freiburgs,  die  davon  in  Folge  des  Vertrages 
von  Saint-Julien  mit  Herzog  Carl  von  Savoyen  vom 
18.  Oktober  1530  Besitz  genommen  haben.  Unter  der 
savoyischen  Herrschaft  bildete  dieses  Land  eine  eigene 
Provinz,  regiert  durch  Stände  im  Einverständnisse  mit 
einem  Landvogt,  dessen  Befugnisse  durch  konstitutionelle 
Gesetze  beschränkt  waren,  welche  die  Schlauheit  der 
Patrizier  von  Bern  und  Freiburg  nach  und  nach  zu  be¬ 
seitigen  gewusst  hat.  (Versuch  über  die  Verfassung  des 
Waadtlandes.)  Im  Jahre  1564  verzichtete  der  Herzog  von 
Savoyen  feierlich  auf  seine  Rechte  an  dieses  Land 
durch  den  Vertrag  von  Lausanne,  worin  die  Freiheiten 
der  Einwohner  Vorbehalten  bleiben.  Den  26.  April  1565 
gewährleistete  Frankreich  diesen  Vertrag  und  damit  zu¬ 
gleich  die  Rechte  und  Freiheiten  des  waadtländischen 
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Volkes.  In  Kraft  nun  dieser  übernommenen  Gewährleistung, 
die  stillschweigend  im  Jahre  1777  durch  den  Bundes¬ 
vertrag  von  Solothurn  und  wieder  durch  den  Beschluss 
des  Nationalconvents  vom  20.  August  1792  bekräftigt 
worden  ist,  sodann  in  Folge  Abtretung  seiner  Rechte, 
die  von  Seite  des  Königs  von  Sardinien  in  seiner  Eigen¬ 
schaft  als  Herzog  von  Savoyen  an  die  französische  Repu¬ 
blik  stattgefunden  hat,  darf  die  französische  Regierung 
von  Bern  und  Freiburg  fordern:  1)  Die  Vereinigung 
aller  Bezirke,  die  ehemals  dem  Waadtlande  angehörten, 
zu  ein  und  derselben  Provinz.  2)  Die  Wiederherstellung 
der  Freiheiten,  welche  den  Einwohnern  entrissen  worden 
sind,  deren  bedeutendste  in  ihrem  Rechte  bestand,  durch 
eine  Ständeversammlung  regiert  zu  werden.  Diese  wah¬ 
ren  Stellvertreter  des  Volkes,  frei  durch  die  sämmtlichen 
Gemeinden  gewählt,  werden  dann  in  Erwägung  ziehen, 
ob  nicht  die  offenkundige  Verletzung  des  Verfassungs¬ 
vertrages  durch  die  Regierungen  von  Bern  und  Freiburg 
während  260  Jahren  dem  waadtländischen  Volke  das 
Recht  ertheile:  1)  sich  unabhängig  zu  erklären,  2)  den 
förmlichen  Schutz  der  französischen  Republik  nachzu¬ 
suchen,  3)  von  Bern  und  Freiburg  strenge  Rechenschaft 
über  ihre  Verwaltung  und  Entschädigung  für  die  Ver¬ 
schleuderung  des  Nationalgutes  vom  Jahre  1536  bis  auf 
gegenwärtige  Zeit  zu  fordern.  In  seine  Rechte  wieder 
eingesetzt  auf  diese  Weise,  unter  dem  gesetzlichen  Ein¬ 
flüsse  der  Macht,  welche  seine  Verfassung  zu  gewähr¬ 
leisten  hat,  wird  das  Waadtland  aufhören,  der  Schlupf¬ 
winkel  für  die  Feinde  der  französischen  Republik  zu  sein, 
welche  seit  dem  18.  Fructidor  auf’s  Neue  sich  dahin 
büchten,  in  der  Zuversicht,  durch  dessen  gegenwärtige 
Beherrscher  gut  aufgenommen  zu  werden. 
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«  Dieses  nun  wirklich  in’s  Werk  zu  setzen,  würde 
am  zweckmässigsten  der  folgende  Weg  eingeschlagen: 

«  1)  Die  französische  Republik  kann  theils  in  ihrer 
Eigenschaft  als  gewährleistende  Macht,  theils  unter  dem 
Titel  einer  Genugthuung,  die  Bern  und  Freiburg  zu  leisten 
schuldig  sind,  geradezu  verlangen,  dass  im  Waadtlande 
die  Stände  zusammengerufen  werden  und  in  aller  Frei¬ 
heit  sich  berathen  können. 

«  2)  Die  Republik  könnte  allerdings  zuwarten,  bis 
sie  zu  diesem  ZAvecke  durch  die  Bewohner  des  Landes 
selbst  eingeladen  würde,  wenn  das  revolutionäre  Ver¬ 
fahren  der  Staatsinquisition  nicht  die  Gemeinden  sowohl 
als  die  einzelnen  Bürger  dermassen  eingeschüchtert  hätte, 
dass  sie  ganz  stumm  geworden  sind.  Unter  diesen  Um¬ 
ständen  ruht  allein  auf  denjenigen  Waadtländern,  die 
ausserhalb  ihres  Vaterlandes  wohnen,  besonders  auf  denen, 
die  sich  in  Frankreich  befinden,  die  Verpflichtung,  das 
Einschreiten  der  französischen  Regierung  nachzusuchen, 
insofern  dieselbe  anerkennen  wird,  dass  sie  durch  die 
Gewalt  der  Umstände  die  nothwendigen  Advokaten  ihres 
Vaterlandes  geworden  sind. 

«  3)  Die  Petition  dieser  Männer  wird  nun  sowohl 
die  Beschwerden  als  die  legalen  Schritte  aufzählen,  die 
stattgefunden  haben,  um  eine  verfassungsmässige  Reform 
zu  Stande  zu  bringen.  Mit  Kraft  werden  darin  die  ver- 
rätherischen  Unternehmungen  der  Patrizier  gegen  Frank¬ 
reich  geschildert  und  gegen  die  Regierung  dieser  Repu¬ 
blik  ein  feierlicher  Dank  ausgesprochen  werden,  dass  sie 
das  Volk  nicht  für  die  Fehler  seiner  Führer  verant¬ 
wortlich  gemacht  hat.  Man  wird  mit  nachstehenden  zwei 
Forderungen  schliessen:  Einberufung  der  Abgeordneten 
der  Gemeinden,  um  eine  Ständeversammlung  zu  bilden, 
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und  Gewährleistung  der  Wahl-  und  Berathungsfreiheit 
derselben. 

«  4)  Die  Entwürfe,  welche  die  Einberufungs weise  be¬ 
treffen,  die  Darstellung  der  unerlässlichen  Keformen  und 
der  ersten  Massregeln  der  Versammlung  und  das  für  das 
Volk  bestimmte  Manifest  sollen  der  gewährleistenden 
Macht  vorgelegt  und  gedruckt  werden,  insofern  diese 
dieselbe  billigt. 

«  5)  Die  gewährleistende  Macht  wird  nichts  dabei 
stehen  bleiben,  die  Stände  zusammenzurufen.  Um  die 
Waadtländer  gegen  das  Uebelwollen  der  Feinde  der 
Freiheit  sicher  zu  stellen,  wird  sie  sogleich  Eingangs 
ihren  festen  Entschluss  verkündigen,  allen  Denjenigen, 
die  es  wagen  würden,  die  öffentliche  Kühe  zu  stören 
oder  Privatrache  zu  üben,  entgegenzutreten,  sie  wird 
energische  und  rasche  Massregeln  ergreifen,  um  die 
Uebelgesinnten  und  Hitzköpfe  zu  überzeugen,  dass  die 
französische  Republik  den  Völkern  zur  Freiheit  verhilft, 
nicht  um  damit  Missbrauch  zu  treiben,  sondern  um  sie 
zu  beglücken.  Sollte  die  Ausführung  dieser  Vorschläge 
mit  Unkosten  begleitet  sein,  so  haben  Freiburg  und  Bern 
diese  zu  tragen,  auf  Abrechnung  desjenigen,  was  die 
Schatzkammer  dieser  beiden  Republiken  den  Waadt¬ 
ländern  für  die  Ungeheuern  Einkünfte,  welche  die  Patri¬ 
zier  seit  dem  Jahr  1536  bezogen  haben,  als  Entschädi¬ 
gung  schuldig  ist.  Als  Hinterlage  für  diese  zurückzube¬ 
zahlende  Summe  soll  auf  alles  im  Waadtlande  befindliche 
Eigenthum  der  Patrizier  Beschlag  gelegt  und  dasselbe 
nach  Verlauf  einer  billigen  Wartefrist  bis  zum  Betrage 
der  nöthigen  Summe  verkauft  werden. 

«  6)  Die  gewährleistende  Macht  soll  bei  der  Ver¬ 
sammlung  der  Stände  einen  Agenten  haben,  der  beauf¬ 
tragt  ist,  ihr  Ansehen  in  dieser  Beziehung  zu  wahren. 
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Derselbe  darf  in  keinem  Abhängigkeitsverhältniss  zur 
Schweiz  stehen.  Man  soll  ihm  von  den  Arbeiten  der 
Yer Sammlung  Kenntniss  geben  und  wenn  der  Schutz  der 
Unabhängigkeit  der  Verhandlungen  oder  die  Handhabung 
der  Ruhe  kräftigere  Massregeln  nöthig  machen,  so  müssen 
sie,  der  Natur  jeder  Gewährleistung  zufolge  im  Einver¬ 
ständnisse  mit  demselben  angeordnet  werden.» 

Dieser  Schrift,  die  wir  heute  noch  nur  mit  patrioti¬ 
schem  Bedauern  lesen,  folgte  auf  dem  Fusse  eine  förm¬ 
liche  Bittschrift  von  22  verbannten  Waadtländern  an  das 
französische  Direktorium  (verfasst  ebenfalls  von  Laharpe) 
um  Wiederherstellung  ihrer  Rechte  unter  Anrufung  der 
Garantieurknnde  König  Carls  IX.  zu  dem  sogenannten 
Laiisannervertrag  vom  30.  Oktober  1564,  in  dem  diese 
Rechte  in  einem  allgemeinen  Passus  anerkannt  waren. 
(E.  A.  IV.  II,  2,  1477—1508.) 

In  diesen  nämlichen  Tagen  trafen  Ochs  von  Basel 
und  Bonaparte  von  Rastatt  her  in  Paris  ein.  (Vrgl. 
pag.  104.) 

Von  jedem  derselben  bestehen  auch  noch  authen¬ 
tische  Urkunden,  die  ihren  Antheil  an  der  helveti¬ 
schen  Revolution  und  die  Art,  wie  sie  gemacht  wurde, 
in  ein  mur  fast  bedauerlich  helles  Licht  setzen. 

Hören  sie  Ochs.  Derselbe  schreibt  am  12.  Dezember 
1797  an  Bonaparte: 

«  Es  ist  schon  viel  für  mich  gewonnen,  wenn  Sie 
selbst  wissen,  dass,  insofern  die  Schweiz  ihre  vorgebliche 
Verfassung  behält,  in  Frankreich  sich  noch  oft  die  Er¬ 
eignisse  vom  Vendemiaire  und  Fructidor  erneuern  müssen. 
Diese  innige  Ueberzeugung  ist  es,  die  mich  endlich  be¬ 
wogen  hat,  selbst  für  eine  Revolution  thätig  zu  sein, 
deren  Nothwendigkeit  ich  besser  einsehe,  als  wohin  sie 
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uns  führen  werde.  Ein  zweiter  wesentlicher  Punkt  ist 
die  Frage,  ob  wir  die  föderative  Staatsforin  beibehalten 
sollen,  die  Oesterreich  so  sehr  gefällt,  oder  die  Einheit 
einführen,  das  einzige  Mittel,  aus  der  Schweiz  eine  ge¬ 
treue  und  ehrliche  Bundesgenossin  der  französischen 
Republik  und  eine  Schutzmauer  für  dieselbe  längs  eines 
Theiles.  ihrer  Grenzen  zu  machen.  Mit  dem  grössten 
Vergnügen  habe  ich  gesehen,  dass  auch  Sie  die  Ansichten 
der  Patrioten  theilen.  Was  nun  aber,  die  Weise  der  Aus¬ 
führung  betrifft,  so  bedürfen  wir  vorzüglich  des  Käthes  und 
der  Unterstützung.  Das  Ergebniss  unseres  Briefwechsels 
und  unserer  Unterredungen  geht  dahin,  dass  eine  National¬ 
versammlung  erforderlich  sei  und  zu  deren  Schutze  die 
Aufstellung  eines  Armeekorps  in  ihrer  Nähe;  allein  über 
die  Art  und  Weise,  wie  die  Einberufung  dieser  Ver¬ 
sammlung  zu  Stande  zu  bringen  sei,  wissen  wir  vor  der 
Hand  uns  nicht  zu  rathen.  Die  Mehrzahl,  bekannt  mit 
dem  Geiste  ihrer  Kaste,  wünscht  eine  Erklärung  der 
französischen  Regierung,  und  in  der  That,  dieselbe  könnte 
leicht  so  ausgestellt  werden,  dass  Jedermann  zugestehen 
müsste,  Frankreich  sei  berechtigt,  eine  Verfassungs¬ 
änderung  zu  verlangen.  Sollte  man  dies  aber  nicht  thun 
wollen,  so  erlaube  ich  mir  hier  einige  andre  Gedanken 
Ihrer  Prüfung  zu  unterwerfen. 

«1.  Ich  wünsche,  dass  es  mir  erlaubt  würde,  meinen 
Freunden  durch  einige  doppelsinnige  Phrasen  zu  ver¬ 
stehen  zu  geben,  dass  sie  Unterstützung  finden  werden, 
wie  z.  B.  dem  schönsten  Tage  muss  die  Morgenröthe 
vorhergehen ,  oder  jedem  grossherzigen  Vertrauen  folgt 
früher  oder  später  die  Vergeltung. 

«  2.  Sollte  man  Zürich  zu  wissen  thun,  dass  die  wegen 
politischer  Vorgänge  verlangte  Amnestie  auch  auf  die 
Stäfner  sich  erstrecken  müsse. 
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«  3.  Nachdem  ich  in  meinem  Kanton  durch  eine  ein¬ 
leitende  Rede  alle  Gemüther  werde  vorbereitet  haben, 
werde  ich  im  versammelten  Rathe  von  der  Nothwendig- 
keit  sprechen,  den  Unterschied  zwischen  Bürgern  und 
Unterthanen  fallen  zu  lassen.  Ich  werde  meine  zwei 
Schwäger  beauftragen,  den  ausdrücklichen  Antrag  zu 
stellen,  unsern  Unterthanen  die  Freiheit  und  das  Bürger¬ 
recht,  dessen  die  Städter  gemessen,  zu  ertheilen. 

«4.  Es  wird  gut  sein,  wenn  Frankreich  seine  un¬ 
bestreitbaren  Rechte  auf  das  Münsterthal ,  Erguel 
und  Biel  geltend  macht. 

«  5.  Ebenso,  wenn  es  die  in  der  Stadt  und  dem  Kanton 
Basel  gelegenen  Häuser  und  Grundstücke  des  ehemaligen 
Bisthums  Basel  in  Anspruch  nimmt. 

I 

«6.  Ferner  muss  dasselbe  seine  Garantie  der  Frei¬ 
heiten  des  Waadtlandes  in  Anwendung  bringen. 

«  7.  Die  italienischen  Vogteien  sollen  Bittschriften  ein¬ 
reichen,  und  von  Mailand  aus  es  nicht  gehindert  werden, 
dass  die  Cisalpiner  mit  ihnen  fraternisiren. 

t 

«8.  Das  demokratisch  gewordene  Basel  kann  dann 
den  Waadtländern,  den  Bewohnern  der  italienischen 
Vogteien  und  des  Gebietes  des  Abtes  von  St.  Gallen  an¬ 
tragen,  mit  ihm  gemeinsam  eine  Nationalversammlung 
zu  errichten.  Es  kann  die  Glarner,  Appenzeller,  die 
Waadtländer  und  Neuenburger  einladen,  Theil  zu  nehmen. 
Unzweifelhaft  werden,  wenn  dieses  stattgefunden  hat, 
auch  Luzern,  Unterwalden,  und  allmälig  die  gesammte 
übrige  Schweiz  sich  anschliessen. 

«  9.  Die  französischen  Agenten  müssen  revolutionäre 
Schriften  unter  das  Volk  werfen  und  allen  Regierungen 
bestimmt  erklären,  dass  Frankreich  Diejenigen,  welche 
an  den  Verbesserungen  der  Zustände  des  Vaterlandes 
arbeiten,  in  seinen  Schutz  nehme.  Diese  Erklärung  ist 
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aus  Gründen,  die  ich  mündlich  entwickeln  werde,  durch¬ 
aus  vonnöthen.  Sie  kann  indess  offiziell  oder  im  Ver¬ 
trauen  geschehen.  Das  erstere  findet  statt,  wenn  sie  an 
den  Vorort  Zürich  zu  Händen  sämmtlicher  Regierungen 
gerichtet  wird;  das  letztere,  wenn  die  Agenten  hier  an 
diese,  dort  an  jene  Hauptperson  in  den  einzelnen  Kan¬ 
tonen  schreiben.  Ich  anerbiete  mich,  den  Entwurf  eines 
solchen  vertraulichen  Schreibens  vorzulegen. 

«  Ich  ende,  indem  ich  Ihnen,  Bürger  General,  wieder¬ 
hole,  dass  nur,  wenn  mit  den  Anstrengungen  der  Patrioten 
die  Unterstützung  Frankreichs  sich  vereinigt,  die 
Rettung  jener  und  das  Gelingen  der  Revolution  ohne 
zu  gewaltige  Erschütterungen  möglich  sind. 

«  Ohne  diese  Uehereinstimmung  sehe  ich  entweder 
eine  Theilung  der  Schweiz,  oder  die  neue  Befestigung 
der  wüthendsten  Oligarchie  voraus.  Man  muss  Theil- 
haber  der  letzteren  gewesen  sein,  um  sie  zu  kennen.  » 

(Nach  einer  Uebersetzung  von  Hottinger.) 

Napoleon  selbst  endlich  spricht  sich  in  den  von 
ihm  am  Schlüsse  seines  Lebens  auf  St.  Helena  diktirten 
Denkwürdigkeiten  folgendermassen  aus ,  wobei  freilich 
nicht  zu  übersehen  ist,  dass  er  dort,  wie  so  manches 
Andere,  auch  seinen  eigenen  hervorragenden  Antheil  an 
dieser  Revolutionirung  zu  bekennen  vergisst: 

«  Die  Häupter  und  Führer  in  Paris  betrieben  ihrer¬ 
seits  den  Revolutions-Proselitismus  mit  feurigem  Eifer. 
Sie  kamen  den  Aufstandslustigen  auf  halbem  Wege  ent¬ 
gegen.  Um  den  Vorwand  zu  finden,  wurde  weit  aus¬ 
geholt.  Man  entdeckte  einen  alten  Vertrag  mit  Karl  IX., 
wodurch  Frankreichs  Thron  die  Gewährleistung  der 
Freiheiten  des  waadtländischen  Volkes  auf  ewige  Zeiten 
übernahm.  Das  Direktorium,  aus  Achtung  für  Karl  IX., 
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meldete  nun  den  Kantonen  seine  Dazwischenkunft  in 
diesem  Sinne.  Es  hatte  indessen  noch  zwei  Gründe, 
sich  mit  den  Beschwerden  des  Waadtlandes  zu  beschäf¬ 
tigen,  gestand  aber  nur  einen,  nämlich  das  böse  Beispiel, 
welches  die  Tyrannei  Berns  und  dessen  Feudaloligarchie 
den  demokratischen  Kantonen  und  den  neu  gegründeten 
Republiken  gebe.  Der  andere  Grund  wirkte  aber  wenig¬ 
stens  ebenso  stark  auf  seine  Beschlüsse,  nämlich  die 
Millionen  von  Bern,  nach  denen  es  lüstern  war.  So  war 
bei  dieser  Angelegenheit  allerlei  im  Spiel.  Freiheits¬ 
liebe,  Un Sittlichkeit,  Staatsklugheit,  Privatinteresse. »  . . . 
Die  Revolutionirung  der  Schweiz  entfremdete  dem  Di¬ 
rektorium  die  Sympathien  von  Europa,  weil  sie  alle, 
selbst  von  Monarchien  geachtete,  repablikanische  Re¬ 
gierungen  umstürzte,  noch  weit  mehr,  weil  man,  um 
dieses  Land  zu  besiegen,  die  Strohhütten  bekriegen 
musste.  Auf  diesem  Wege  wurde  das  Interesse  des 
Volkes  in  einer  Sache  verletzt,  die  man  unternahm,  um. 
die  Fesseln  des  schönsten  Theiles  der  Schweiz  zu 
sprengen.  Das  Direktorium  hätte  die  Schweiz  und 
Europa  für  sich  gehabt,  wenn  es  durch  Achtung  gegen 
die  Volksregierung  der  kleinen  Kantone  seine  eigene 
Fahne  zu  achten  gewusst  hätte.  Diese  sprachen  ihren 
Unwillen  in  einem  kraftvollen  Manifeste  aus;  sie  waren 
frei  wie  die  Luft  ihrer  Berge;  die  Demagogie  ihrer  Ver¬ 
waltung  passte  besser  zu  ihren  Hirtensitten,  als  das 
metaphysische  Bürgerthum ,  welches  die  französischen 
Bajonette  ihnen  aufdringen  wollten.  Das  Direktorium 
hörte  aber  nicht  auf  die  ungekünstelte  Volksstimme  die¬ 
ser  wahren  Abkömmlinge  Wilhelm  Tell’s,  es  beschloss 
den  Krieg  gegen  die  Unsinnigen,  die  es  wagten,  auch 
in  Zukunft  freier  sein  zu  wollen  als  die  Jakobiner.  Mit 
der  gesunden  Politik  hatte  es  auch  zugleich  alles  öffent- 
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liehe  Schamgefühl  verläugnet.  Es  erröthete  nicht,  in 
seinen  Tagblättern  durch  seine  Ideologen  und  Agenten 
die  Absicht  verkünden  zu  lassen,  das  schöne  Eecht  des 
Asyls,  welches  jeder  unabhängigen  Nation  zukömmt,  in 
der  Schweiz  zu  zerstören.  Es  wolle,  sagte  es,  die  Kan¬ 
tone  wegen  des  Schutzes  strafen,  den  sie  den  Ausge¬ 
wanderten  und  den  Flüchtlingen  in  Folge  des  Fructidor 
gewährt  hatten.  Der  Rath  von  Bern  that,  was  er 
konnte,  um  den  Krieg  zu  vermeiden;  er  unterwarf  sich 
allen  Forderungen,  die  das  Direktorium  gestellt  hatte. 
Unter  diesen  stand  obenan  die  Fortweisüng  der  Aus¬ 
gewanderten.  Diese  Unglücklichen  wurden  in  der  ganzen 
Schweiz  mit  barbarischer  Strenge  zusammengetrieben, 
Weiber  und  Kinder,  Greise  und  Priester  wurden  in 
Schaaren  gewaltsam  vom  gastlichen  Herde  weggerissen, 
den  sie  seit  acht  Jahren  umfassten,  und  bettelten  fortan 
auf  Deutschland’s  Strassen  um  Hass  gegen  das  Direk¬ 
torium,  den  man  ihnen  bewilligte,  und  um  Mitleiden,  das 
ihnen  verweigert  wurde.  Der  englische  Gesandte  Wick- 
ham  schnitt  edelmüthig  die  Frage,  die  ihn  betraf,  kurz 
ab;  er  erklärte  den  Kantonen,  dass  er  verreise;  das  war 
bei  gänzlicher  Unmöglichkeit  eines  weiteren  Schutzes  die 
beste  Weise,  ihnen  England’s  Freundschaft  zu  bezeugen. 
Das  Direktorium  hatte  dieses  Benehmen  Wickham’s  nicht 
vorausgesehen;  es  hoffte  vielmehr  in  dessen  Weigerung, 
den  Gesandtschaftsposten  zu  verlassen,  einen  neuen 
Grund  zur  Beschwerde  zu  finden;  der  Ueberfall  der 
Schweiz  ward  beschlossen.  Saint-Cyr  erhielt  Befehl,  mit 
seiner  Heeresabtheilung,  die  zur  Armee  nach  Deutsch¬ 
land  gehörte,  an  die  bernischen  Grenzen  zu  ziehen.  Die 
schweizerische  Aristokratie  sah  sich  dadurch  plötzlich 
mit  einem  Angriffe  bedroht.  Die  im  Jura  vereinigten 
Truppen  konnten  in  einem  Tage  in’s  Waadtland  her- 
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niedersteigen.  Unterdessen  ertheilte  zu  Paris  der  Mi¬ 
nister  Talleyrand  den  schweizerischen  Abgeordneten  die 
Versicherung,  man  verläumde  das  Direktorium,  wenn 
man  es  einer  Absicht,  die  Schweiz  anzugreifen,  be¬ 
schuldige.  Zugleich  pflog  er  mit  dem  Obersten  Laharpe, 
Sachwalter  des  Waadtlandes,  und  Ochs,  Oberstzunft¬ 
meister  von  Basel,  heimliche  Verhandlungen  über  die 
Unabhängigkeit  dieser  zwei  Länder.  Endlich  liess  das 
Direktorium  den  Käthen  von  Bern  und  Freiburg  erklären, 
dass  sie  persönlich  für  Sicherheit  und  Eigenthum  der 
Waadtländer  und  Basler,  welche  die  Republik  in  ihren 
Schutz  nehme,  verantwortlich  gemacht  werden.  Das  war 
so  viel  als  eine  Kriegserklärung.» 

Soweit  der  Dritte  im  Bunde,  Bonaparte. 

Wie  Sie  sofort  sehen,  befolgte  das  Direktorium  in  der 
That  ganz  genau  und  planmässig  die  Anweisungen,  die  es 
von  diesen  Rathgebern  erhielt.  Am  13.  Dezember  zeigte 
'bereits  der  interimistische  französische  Geschäftsträger 
Bocher  dem  Vorort  der  Eidgenossenschaft  an,  dass 
Frankreich  alle  zum  ehemaligen  Bisthum  Basel  gehörigen 
noch  unbesetzten  Gebietstheile  in  Anspruch  nehme.  Und 
am  28.  fasste  das  Direktorium  einen  Beschluss  als  Ant¬ 
wort  auf  die  Petition  Laharpe’s,  der  mit  Schreiben  vom 
6.  Januar  1798  (7  Mvose)  durch  einen  Extracourier  der 
französischen  Gesandtschaft  in  Basel  zugestellt  wurde 
und  ein  förmlicher  Befehl  war,  den  sich  keine  würdige 
Regierung  hätte  gefallen  lassen. 

Er  lautete  nämlich  wörtlich: 

«Le  directoire  executif  de  la  Republique  Frangaise, 
n’a  pü  apprendre  sans  un  etonnement  mele  d’indigna- 
tion,  que  Votre  Gouvernement,  entratne  sans  doute  par 
la  Suggestion  perfide  des  ennemis  de  la  France,  qui  sont. 
egalement  ceux  du  peuple  Suisse,  s’est  porte  ä  des  me- 
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siires  violentes  contre  les  habitants  du  Pays  de  Vaud, 
dont  le  crime  est  d’avoir,  en  execution  des  anciens 
traites,  invoque  la  mediation  du  Gouvernement  Fran(jais 
ä  l’effet  d’etre  maintenus  et  reintegres  dans  leurs  droits. 
Justement  irrite  de  ces  actes  arbitraires  et  violateurs 
des  principes  consacres  par  d’antiques  alliances  et  peu 
dispose  de  souffrir,  que  Pappel  ä  son  Intervention  de- 
vienne  pour  ces  courageux  habitants  un  arret  de  mort 
et  de  proscription,  il  me  Charge  de  vous  declarer  que 
tous  les  membres  de  Votre  Gouvernement  seront  per¬ 
sonnellement  responsables  envers  lui  de  la  sürete  indivi¬ 
duelle  et  des  proprietes  des  habitants  ci-dessus  men- 
tionnes  du  Pays  de  Vaud,  objets  de  Vos  vexations  et  de 
Sa  bienveillance.  J’ai  dejä  devance  pres  de  Vous,  M.  et 
P.  S.,  les  intentions  du  directoire  executif,  en  Ybus 
adressant  une  declaration  de  meine  nature.  —  J’espm'e, 
qu’appuye  aujourd’hui  de  la  communication  que  je  Vous 
fais  du  desir  formel  du  directoire  executif,  eile  ne  Vous 
laisserh  aucun  doute  sur  le  parti,  que  Vous  avez  ä 
prendre.»  (E.  A.  VIIL  698.) 

Diese  Sprache  blieb  ohne  alle  gebührende,  weder 
wörtliche  noch  thatsächliche  Antwort  Seitens  derjenigen 
Staatsmänner,  die  damals  die  Schweiz  regierten. 

Diese  armen  Diplomaten  hatten  solchen  deutlichsten 
Zeichen  des  herannahenden  Sturmes  gegenüber  zwar  ein 
dumpfes  Gefühl  ihrer  gefährlichen  Lage,  aber  nicht  mehr 
den  Muth  und  die  Kraft,  die  eben  in  solchen  Fällen  nur 
aus  einer  reinen  p  oliti  sehen  V  er  gang  enhe  it  ent¬ 
stehen. 

Am  27.  Dezember  1797  fand  die  letzte  Tag¬ 
satzung  zu  Aarau  statt. 

Sowohl  in  der  Eröffnungsrede  des  Bürgermeisters 
Wyss  von  Zürich,  als  namentlich  bei  dem  Neujahrs- 
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bankette  des  letzten  Jahres  der  alten  Eidgenossenschaft 
war  viel  von  der  schweizerischen  Eintracht,  ja  sogar  von 
einer  angeblichen  « Glückseligkeit  des  schweizerischen 
Volkes  bei  seiner  gegenwärtigen  Verfassung  >  die  Rede 
und  mancher  Tagsatzungsgesandte  vermass  sich  hoch 
und  theuer,  in  allen  Gefahren  der  Zukunft  an  der  Seite 
der  Bundesbrüder  zu  stehen  und  zu  fallen,  der  kaum 
zwei  Monate  später  auf  der  Probe  nicht  bestand*). 

Wess  Geistes  Kind  diese  letzte  Tagsatzung  war,  zeigten 
überhaupt  bald  und  am  besten  ihre  Beschlüsse.  Zwar 
wurde  beschlossen,  nochmals  nach  langen  Jahrhunderten 
(seit  1520  zum  ersten  Male  wieder)  die  alten  Bundes¬ 
schwüre  zu  erneuern,  aber  vergeblich  beantragte  Bern, 
dies  in  einer  feierlichen  Proklamation  der  Tagsatzung, 


Uri  z.  B.  erklärte  pathetisch  am  Schluss  seines  „Eidg.  Urusses“  : 
„Mit  üch  wand  wir  ston  und  starke“,  regte  sich  aber  sonderlich 
weder  am  4.  und  5.  März,  noch  nachmals  während  des  Todeskampfes 
der  Schwyzer. 

Auch  in  Bern  fand  am  Neujahrstage  des  .letzten  Jahres  der  Be- 
publik  ein  „ausserordentlich  kostbares  repas“  statt,  zu  welchem  die 
ganze  höhere  Gesellschaft  von-Bern  und  das  diplomatische  Korps 
eingeladen  war  und  die  einzelnen  Zünfte  zum  Theil  Peputatiouen 
mit  „Ehrenwein  in  mannigfaltigen  silbernen  Gefässen“  schickten. 
„Nichts  wurde  unterlassen,  um  dieses  Fest  recht  belebt  und  treu¬ 
herzig  zu  machen  und  hiezu  trugen  die  häufig  angebrachten  Eidge¬ 
nössischen  Gesundheiten  nicht  wenig  bei.“ 

ln  der  darauf  folgenden  ersten  Sitzung  des  Geheimen  Raths 
vom  2.  Januar  „gaben  die  Repräsentanten  der  drei  demokratischen 
Stände  auf  besonderen  Befehl  und  Instruktion  ihrer  hohen  Prinzi¬ 
palen  dem  löbl.  Stand  Bern  die  feierlichste  Zusicherung,  nicht 
nur  bei  eintretenden  Gefahren  von  Aussen,  sondern  auch  wenn  ihre 
Regierungsverfassung  der  mindesten  Gefahr  ausgesetzt  werden  sollte, 
mit  aller  Kraft  zu  ihnen  zu  stehen,  und  legten  zugleich  die  öffent¬ 
liche  Erklärung  ab,  durch  Bünde  und  Verträge  bei  Ehre  und  Ge¬ 
wissen  verpflichtet  zu  sein,  für  ungeschwächte  Aufrechthaltung  aller 
schweizerischen  Verfassungen,  so  verschieden  dieselben  auch  sein 
mögen,  Gut  und  Blut  aufzuopfern.“  (E.  A.  VlII.  696.) ^ 
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im  Namen  aller  dreizehn  Orte  und  der  Zugewandten, 
dem  schweizerischen  Volke  kund  zu  thun.  Das  erschien 
schon  als  ein  allzu  bedenklicher  Eingriff  in  die  «Souve¬ 
ränität»  der  einzelnen  Stände,  die  stets  in  Unglückstagen 
der  Eidgenossenschaft  eine  grosse  Rolle  spielt.  Die 
Appenzeller  riefen  sogar  ihren  Gesandten  schon  in  Folge 
dieses  Antrages  von  der  Tagsatzung  ab,  und  von  Glarus 
kam  eine  Zuschrift,  die  dringend  von  dem  ganzen  Bundes¬ 
schwure  abrieth. 

Schliesslich  wurde  nach  vielem  Hin-  und  Herreden 
die  Schwurformel  so  farblos  als  möglich  abgefasst,  damit 
sie  ja  nach  keinen  Seiten,  weder  dem  Souveränitäts¬ 
gefühl  der  Kantone,  noch  etwa  «benachbarten  Staaten» 
zum  Anstoss  gereiche.  Urtheilen  Sie  selbst: 

« Wir  die  Abgeordneten  der  dreizehn  Stände  und 
zugewandten  Orte  der  Eidgenossenschaft  verpflichten  uns, 
nach  habendem  Auftrag  und  Vollmacht  von  unseren  all¬ 
seitigen  Hoheiten  in  derselben  Namen  hier  feierlichst, 
alle  diejenigen  Bünde,  welche  bei  der  Grundlage  unserer 
Freiheit  und  nachhin  zwischen  den  Eidgenössischen  Stän¬ 
den  und  Orten  geschlossen  worden  sind,  fest,  unverbrüch¬ 
lich  und  stets  zu  halten  und  demzufolge  uns  gegenseitig 
bei  diesen  glücklich  bestehenden  Bünden  und  unserer 
Eidgenössischen  Verfassung  je  ein  jeder  Stand  nach 
seinen  besonders  eingegangenen  Verpflichtungen  treulich 
zu  handhaben  und  zu  schützen.» 

Schon  während  dies  nun  am  25.  Januar  unter  Ka¬ 
nonendonner  und  Glockengeläute  geschworen  ward,  war 
aber  bereits  in  zwei  Gebieten  der  Eidgenossenschaft,  in 
Basel  und  in  der  Waadt,  die  Revolution  in  aller  Form 
ausgebrochen,  und  in  Aarau  selbst  lachten  die  zahlreichen 
Agenten  Mengaud’s,  der  mit  grossem  Gepränge  ebenfalls 
dort  eingetroffen  war,  dieser  «Farce»,  wie  sie  es  öffent- 
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lieh  in  allen  Wirthshäiisern  nannten.  Ja  der  Freiheits¬ 
baum  für  die  helvetische  Republik  lag  schon  in  jenem 
Augenblick  in  einem  Wirthshaus  vor  dem  Thore  von 
Aarau  zugehauen  und  zur  Aufstellung  vollständig  bereit. 

Sofort  am  folgenden  Tage  nach  dem  feierlichen 
Schwur  trafen  die  Berichte  vom  Aufstande  der  Waadt 
(24.  Januar)  in  Aarau  ein  und  stellten  seinen  inneren 
Gehalt  auf  die  Probe.  Bern  bat  vergeblich  um  Hülfe 
und  ein  allgemeines  Aufgebot.  Es  hiess,  das  sei  Sache 
der  einzelnen  Regierungen,  nicht  der  Tagsatzung.  Diese 
schrieb  blos  Briefe  an  Talleyrand,  Mengaud  und  den 
General  Menard,  die  überall  mit  Spott  und  Verachtung 
aufgenommen  wurden. 

Am  31.  Januar  noch,  nachdem  bereits  die  Nachricht 
von  dem  Einrücken  der  französischen  Armee  in’s  Waadt¬ 
land  angelangt  war  und  auf  allen  Seiten,  ja  sogar  in 
Aarau  selber  die  Patrioten  am  lichten  Tage  unter  den 
Waffen  standen,  beschloss  die  Tagsatzung,  eine  verkehrte 
Bekanntmachung  an  die  ünterthanen  der  gemeinen  Herr¬ 
schaften,  worin  von  künftigen  Verbesserungen  in  unbe¬ 
stimmten  Worten  geredet,  vorläufig  aber  die  bestimmte 
Erwartung  ausgesprochen  wurde,  sie  würden  «  den  Zeit¬ 
punkt  dieser  Veranstaltung,  welcher  so  viel  als  die  Um¬ 
stände  es  zulassen,  beförderlich  angesetzt  werden  soll, 
ruhig  abwarten  und  weder  aufwieglerischen  Forde¬ 
rungen  Gehör  geben,  noch  sich  zu  Schritten  verleiten 
lassen,  welche  die  öffentliche  Ruhe  und  die  gesetzliche 
Ordnung  stören  und  somit  zu  ihrem  selbsteigenen  Scha¬ 
den  und  Nachtheil  gereichen  würden.» 

Damit  wollte  die  letzte  alte  Tagsatzung  sich  trennen. 

Aber  nicht  einmal  dieses  thatenlose  Auseinander¬ 
gehen  wurde  ihr  gegönnt.  Sie  musste  noch  einen  direk¬ 
ten  Schlag  in’s  Gesicht  von  dem  Agenten  der  fremden 
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Macht  hinnehmen,  der  in  Aarau  ruhig  neben  ihr  residirte, 
während  die  Heere  derselben  bereits  auf  Schweizerboden 
standen  und  der  nun  noch  mit  der  Insolenz,  mit  welcher 
er  diese  trostlose  Vertretung  der  Eidgenossenschaft  schon 
lange  behandelt  hatte,  ihr  am  1.  Februar  folgenden  Brief 
schrieb : 

« Hochgeachtete  und  mächtige  Herren.  Ich  habe 
die  Ehre,  Ihnen  hier  eine  Abschrift  der  Schutzbriefe  zu¬ 
zustellen,  die  ich  im  Aufträge  meiner  Regierung  den 
schweizerischen  Bürgern  und  Landleuten  bewillige,  welche 
sich  weigern  würden,  die  Waffen  gegen  Frankreich  zu 
ergreifen,  oder  welche  Meinungen  und  Absichten  ver¬ 
öffentlichen  sollten,  die  mit  den  Grundsätzen  der  fran- 
zösischen  Republik  übereinstimmen.  Ich  habe  geglaubt, 
hochgeachtete  Herren,  Ihnen  dieses  Aktenstück  darum 
mittheilen  zu  müssen,  damit  alle  Schweizerkantone  das¬ 
selbe  kennen,  und  sich  von  dem  festen  Willen  des  Voll¬ 
ziehungsdirektoriums  überzeugen  können,  die  Verfol¬ 
gungen  keineswegs  ruhig  zu  dulden,  welche  Diejenigen 
treffen  sollten,  welche  die  französische  Republik  ihres 
mächtigen  Schutzes  versichert  hat.  Ich  habe  die  Ehre, 
zu  sein  Ihr  ganz  ergebener  und  gehorsamer  Diener. 

Mengaud. » 

'  Die  Kopie  der  beigelegten  Schutzbriefe  aber  lautete : 

«  Joseph  Mengaud,  Minister  der  französischen  Re¬ 
publik  in  der  Schweiz.  Kund  und  zu  wissen  sei  Allen 
und  Jeden,  dass  die  französische  Republik  alle  diejenigen 
Schweizerbürger  und  ihre  Familien  unter  ihren  beson¬ 
deren  und  mächtigen  Schutz  nimmt,  welche  sich  weigern 
würden,  die  Waffen  gegen  Frankreich  zu  ergreifen,  oder 
Meinungen  und  Absichten  veröffentlichen  sollten,  die  mit 
den  Grundsätzen  der  französischen  Republik  überein¬ 
stimmen.  Desnahen  und  in  Kraft  der  vom  Directorium 
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erhaltenen  Vollmacht  und  Aufträge  erklären  wir  förmlich 
und  im  Besonderen,  so  weit  es  die  Stadt  oder  G-emeine 
N.  N.  betrifft,  dass  die  nachstehend  aufgezählten  Per¬ 
sonen,  Familien  und  Eigenthum  derselben  unter  die  per¬ 
sönliche  und  bestimmte  Garantie  und  Verantwortlichkeit 
jedes  einzelnen  der  Mitglieder  der  Regierungen  der  ver¬ 
schiedenen  Stände  der  Eidgenossenschaft  gestellt  sind, 
an  welche  sich  daher  das  Directorium  und  die  Armeen 
der  französischen  Republik  nöthigenfalls  halten  und  von 
ihnen  der  denselben  zugefügten  Beleidigungen  halber 
Rechenschaft  fordern  werden.  Geschehen  unter  dem  Siegel 
der  französischen  Gesandtschaft  in  der  Schweiz  den 
4.  Pluviose  (31.  Januar)  im  achten  Jahr  der  einen  und 
untheilbaren  Republik.  (1798.)  iVIengaud.  » 

Die  Tagsatzung  benahm  sich  gegenüber  dieser  frechen 
Insulte  mit  einem  Gleichmuth,  der  dieselbe  nahezu  recht¬ 
fertigt. 

Der  letzte  Abschied  der  alten  Eidgenossenschaft 
enthält  darüber  nur  folgende  authentische  Erklärung, 
die  man  sehr  gern  aus  der  Schweizergeschichte  ausge¬ 
löscht  haben  möchte: 

«  Leicht  lässt  es  sich  einsehen,  wie  sehr  der  Inhalt 
dieser  Zuschrift  die  löbl.  Session  befremden  musste,  zu¬ 
mal  bei  dem  Hrn.  Mengaud  nach  den  ihm  zu  Händen 
seiner  l|,egierung  wiederholt  ertheilten  Versicherungen  un¬ 
möglich  ein  Zweifel  darüber  walten  konnte,  dass  die  Eid¬ 
genossenschaft,  weit  entfernt  eine  feindselige  Absicht 
gegen  die  französische  Republik  zu  haben,  das  beste  Ver- 
ständniss  mit  derselben  zu  unterhalten  wünsche,  und  dass 
also  von  Ergreifung  der  Waffen  nur  im  unerwartetsten 
Angriffsfall,  wo  männliche  Vertheidigung  des  freien 
Schweizers  heilige  Pflicht  wäre,  die  Rede  sein  könne; 
ferner  wie  billig  und  rechtmässig  der  gefasste  Entschluss 
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des  weit  mehreren  Theils  der  Schweizer  sei,  bei  ihrer 
Jahrhunderte  durch  glücklich  bestandenen  eidgenössischen 
Verfassung  zu  bleiben  und  die  dem  Geiste  der  Zeiten 
angemessenen  Veränderungen  im  Innern  der  Kantone  nach 
eigener  Ueberlegung  ohne  Zulass  einer  äusseren  Ein¬ 
mischung  vorzunehmen.  Da  indessen  die  Anstalten 
zur  Abreise  allseitig  gemacht  und  keine  Zeit 
übrig  war  (!),  eine  angemessene  schriftliche  Ant¬ 
wort  über  einen  so  wichtigen  Gegenstand  zu 
berathen,  so  wurde  es  lediger  Dingen  dabei  be¬ 
lassen,  dass  der  gemeineidgenössischen  Kanzlei  der 
Auftrag  ertheilt  wurde,  sich  zu  dem  Herrn  Mengaud  zu 
verfügen  und  demselben  den  Empfang  seiner  Zuschrift 
anzuzeigen.  »  (Abgedruckt  bei  Hottinger.) 

Damit  schliesst  die  offizielle  Geschichte 
der  alten  Eidgenossenschaft,  die  mit  Morgarten  ange¬ 
fangen  und  mit  einer  langen  Reihe  der  grössten  Helden- 
thaten  aller  Völker  und  Jahrhunderte  ihren  Staat  be¬ 
gründet,  ja  eine  zeitlang  durch  ihren  vor  keiner  Gefahr 
und  Drohung  sich  beugenden  Muth  eine  Gros’smacht- 
stellung  in  Europa  eingenommen  hatte. 

Was  fortab  noch  geschah  in  Rath  und  Feld,  bis  zur 

faktischen  Vernichtung  des  alten  Staatswesens,  das  mo- 

\ 

ralisch  hiemit  vor  den  Augen  der  ganzen  Mit-  und  Nach¬ 
welt  gebrochen  war,  besteht  blos  in  einzelnen  «Eidge¬ 
nössischen  Konferenzen  »  (keiner  eigentlichen  Tagsatzung 
mehr)  und  ebenso  in  der  Kriegführung  blos  einzelner, 
von  ihren  Bundesgenossen  verlassener  Stände. 

Die  alte  Eidgenossenschaft  selbst  ist  rühmlos 
—  nicht  bei  Neueneck  oder  Schindellegi  im  Pulyerdampf 
dort  war  sie  nicht  —  sondern  unter  Aktenstaub  und 
Papier  mit  einem  Bückling  an  den  frechen  Mengaud  am 
1.  Februar  1798  zu  Aarau  vom  Schauplatz  ihrer  fünf- 
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hundertjährigen  Geschichte  abgetreten.  Wehe  der  Schweiz 
jedesmal,  wenn  sie  diese  wahre,  so  vielfach  über¬ 
tünchte  Geschichte  ihres  einmaligen  Endes  vergisst 
und  sich  nicht  mit  allen  Kräften  und  voller  Einsicht  ab¬ 
wendet  von  Allem,  was  dieser  Vereinzelung,  diesem 
Sondergeist  einzelner  Stände  und  dieser  feigen 
diplomatisirenden  Staatskunst  in  die  Hände  arbeitet. 

Zeiten  sind  gekommen  und  sind  noch  heute  nicht 
gänzlich  vorüber,  in  denen  diese  Vorgänge  fast  vollständig 
vergessen  oder  mit  dem  Königsmantel  alter  Heldenthaten 
wieder  zugedeckt  worden  sind. 

Die  Mythen,  als  ob  die  alte  Eidgenossenschaft  als 
solche  bis  zuletzt  ein  würdiges  Staatswesen  gewesen 
und  am  Ende  noch  im  Kanonendonner  mit  kriegerischen 
Ehren  grosser  Uebermacht  unterlegen  sei,  die  noch  viel¬ 
fach  unter  uns  Geltung  haben,  sind  leider  nicht  wahr. 

Wahr  ist  einzig,  was  in  jenen  traurigen  Endetagen 
und  unter  bitteren  Thränen  der  nächsthetheiligte  Mann 
der  Eidgenossenschaft  selber  aussprach,  dem  wenigstens 
diese  Art  von  Ende  zu  Herzen  ging: 

«  Croyez-moi^  ü  n’y  a  ni  Dieu^  ni  Frovidence  pour 
des  läches^  qui  n'ont  pas  le  coiirage  de  faire  leur  de- 
voir,  »  (Schultheiss  Steiger  zu  dem  Zürcher  Legations- 
Sekretär  Lavater  nach  mündlichen  Mittheilungen  des¬ 
selben  an  Hottinger). 


Die  alte  Tagsatzung  der  Eidgenossenschaft  verlässt 
auf  immer  die  Bühne,  auf  der  sie  oft  eine  grosse,  zuletzt 
aber  eine  traurige  Rolle  gespielt  hatte. 

Mengaud  allein  bleibt  noch  auf  der  offenen  Scene 
zurück  und  nun  wurde  am  nämlichen  Tage,  man  ist 
wirklich  versucht  zu  sagen  auf  dem  nämlichen  Theater, 
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das  die  TagsatzimgsheiTen  kaum  verlassen  hatten,  der 
schon  bereit  gehaltene  Freiheitsbaum  unter  Glockengeläut 
und  Kanonensalven  herbeigeführt  und  feierlich  aufge- 
ptlanzt.  Ein  Festessen  auf  dem  ßathhause,  Toaste  Men- 
gaud’s,  des  Präsidenten  des  Aarauer  ßevolutionsklubs, 
eine  Deputation  von  Basel,  eine  Rede  des  zweiten  Stadt¬ 
pfarrers  an  das  Volk  und  zuletzt  ein  allgemeiner  Tanz 
um  den  Freiheitsbaum  —  damit  begann  in  Aarau,  der 
Stadt,  die  so  etwas  wie  eine  helvetische  Hauptstadt 
schon  lange  gewesen  war  und  zum  Theil  geblieben  ist, 
am  1.  Februar  1798,  an  einem  Donnerstag,  die  neue 
Zeit,  in  der  wir  heute  noch  leben  und  die  Fehler  der 
alten  zu  verbessern  berufen  sind. 


Mengaud  kehrte  n.dt  einem  Zweig  des  Freiheits¬ 
baumes,  den  man  ihm  feierlich  an  diesem  Feste  über¬ 
reicht  hatte,  in  sein  Malepartus,  Basel,  zurück,  das 
inzwischen  in  den  letzten  Tagen  bereits  mit  seiner 
Nachhülfe  durch  den  Oberstzunftmeister  Ochs  aus  einem 
sprichwörtlich  konservativen  Gemeinwesen  in  den  ersten 
modernisirten  Staat  der  neu  zu  begründenden  Eidge¬ 
nossenschaft  umgewandelt  worden  war. 

Am  18.  Dezember  1797  schon  hatte  der  Rathsherr 
Peter  Vischer,  Schwager  von  Ochs,  genau  nach  dessen 
Revolutionsrezept  (vide  pag.  131)  im  Rathe  den  Antrag 
auf  Befreiung  der  Landschaft  gestellt,  derselbe  war  aber 
noch  von  einer  Mehrheit  verworfen  worden. 

Die  nächsten  drei  bis  vier  Wochen  vergingen  zwi¬ 
schen  Agitation,  einzelnen  Aufständen  (z.  B.  der  Aris- 
torfer,  die  ein  dortiger  philosophischer  Schuster  am 
8.  Januar  nach  dem  Schlosse  Farnsburg  führte)  und 
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Widerstand.  Den  Ausschlag  gab  zuletzt  eine  Deputation 
des  Raths,  bestehend  aus  Rathsherr  Christ  und  Zunft¬ 
meister  Merian,  nach  Liestal,  die  dort  beschwichtigen 
sollten,  statt  dessen  aber  durch  ihr  hochfahrendes  Wesen 
die  Liestaler  derart  erbitterten,  dass  sie  kaum  mit  dem 
Leben  davon  kamen. 

Am  13.  Januar  erhielt  der  Rath  durch  eine  zweite 
Deputation  (Legrand  und  Stähelin)  eine  förmliche  Frei¬ 
heitserklärung  der  Landschaft  zugefertigt,  die  folgender- 
massen  lautete: 

«  Dies  sind  die  Erklärungen,  welche  die  Bürger  von 
Liestal  und  Seltisberg  den  Herren  Deputirten  von  Basel, 
Herrn  Meister  Legrand  und  Herrn  Dreierherrn  Stähelin 
schriftlich  eingegeben  haben,  nachdem  sie  vorher  auf 
dem  Altäre  Gottes  von  sieben  Ausschüssen  im  Namen 
der  Gemeinden  feierlichst  unterschrieben  worden  "sind : 
Erstlich  sind  wir  entschlossen,  Schweizer  zu  bleiben. 
Zweitens  wollen  wir  Freiheit  und  Gleichheit,  die  heili¬ 
gen  unverj ährbaren  Rechte  der  Menschen  und  eine  Ver¬ 
fassung,  wozu  Repräsentanten  aus  dem  Volke  gewählt 
werden.  Drittens  enge  Vereinigung  der  Stadtbürger 
mit  den  Landbürgern  als  einem  Körper  gehörend,  welche 
gleiche  Rechte  und  gleiche  Freiheiten  zu  gemessen 
haben.  Endlich  begehren  wir  unverzüglich  eine  Volks¬ 
versammlung,  wozu  von  Land  und  Stadt  nach  zu  be¬ 
stimmenden  Regeln,  z.  B.  von  fünfzig  Bürgern  Einer  ge¬ 
wählt  würde,  welche  den  zu  bestimmenden  Gesetzen  für 
die  Zukunft  vorläufig  beiwohnen  könnten.  Jede  Ver¬ 
zögerung  dürfte  Schaden  bringen.  Liestal,  den  13.  Jan. 
1798.» 

Der  Styl  der  Liestaler  ist  etwas  mangelhaft,  an 
Klarheit  des  Willensausdrucks  lässt  er  aber  nichts  zu 
wünschen  übrig. 
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Als  indessen  auch  das  noch  nicht  zu  wirken  schien, 
wurde  am  16.  Januar  die  Baslerfahne  im  Gemeindehause 
zerrissen,  auf  die  Strasse  geworfen,  eine  dreifarbige, 
schwarz,  weiss  und  rothe  aufgepflanzt  und  der  Erste 
Freiheitsbaum  des  deutschen  Theiles  der  Schweiz  daselbst 
errichtet.*)  Die  Schlösser  Waldenburg,  Farnsburg  und 
Homburg,  auf  denen  die  städtischen  Landvögte  sassen, 
wurden  angezündet  und  dieselben  auf  diese  Weise  mit¬ 
telst  einer  eigentlichen  Ausräucherung,  nach  Art  der 
Füchse ,  vertrieben.  Geraubt  wurde  dabei  in  ehren¬ 
haftester  Weise  nichts.  Im  Gegentheil  die  Landleute 
halfen  den  Vögten  noch  ihre  Mobilien  ausräumen. 

In  der  Stadt  bewirkte  unterdessen  ein  Verein  «die 
Gesellschaft  zur  Beförderung  bürgerlicher  Eintracht»  die 
nöthige  Umstimmung.  Am  19.  Januar  bereits  rückten 
demzufolge  600  Mann  Landsturm  der  Landschaft  unter 
der  Anführung  von  Hans  Georg  Stehlin,  Hans  Jakob 
Schäfer,  Daniel  Heinimann  und  Ambrosius  Brodbeck 
daselbst  ein  und  am  20.  erliess  der  nunmehr  einge¬ 
schüchterte  Rath  den  Ersten  Freiheitsbrief  der  Eidge¬ 
nossenschaft  an  die  unterthänige  Landschaft,  folgenden 
Inhalts : 

«  Wir  Bürgermeister,  kleine  und  grosse  Räthe  des 
Freistaates  Basel,  geben  hiermit  zu  vernehmen:  Dem¬ 
nach  die  sämmtlichen  Gemeinden  der  Landschaft  Basel 
im  Gefühl  ihrer  Menschenwürde  und  aus  innigem  Triebe 
nach  wahrer  Freiheit,-  deren  reinen  Genuss  dieselben 
mit  unserer  ganzen  Bürgerschaft,  deren  Stelle  wir  ver¬ 
treten,  als  biedere  Schweizer  zu  th eilen  wünschen,  sich 
bewogen  gefunden,  die  Grundsätze  einer  glücklichen  Frei¬ 
heit  und  Gleichheit  Jedermann  in’s  Herz  zu  rufen,  zu 


*)  Der  Erste  überhaupt  stand  am  4.  Januar  zu  Montreux. 
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dem  Ende  durch  ehrende  Ausschüsse  iin  Namen  der 
Gemeinden  auf  dem  Altäre  Gottes  folgende  vier  Punkte 
und  Erklärungen  unterschrieben  haben:  (Folgen  die  zu 
Liestal  aufgestellten  Forderungen.)  Dass  darauf  hin  wir, 
eine  gesammte  löbl.  Bürgerschaft,  auf  ihren  Zünften, 
den  Gesellschaftshäusern  der  mindern  Stadt,  so  wie 
auch  die  bürgerlichen  Universitätsangehörigen  beförder¬ 
lichst  versammeln  lassen,  wo  dann  zum  Besten  des 
Vaterlandes  allgemein  mitgewirkt  und  in  die  von  der 
Landschaft  vorgelegten  Erklärungen  und  Punkten  vor- 
ermeldt,  nachdem  ein  Jeder  namentlich  darüber  ange¬ 
fragt  worden,  einhellig  eingestimmt  und  dieslben  an¬ 
genommen  worden. 

« Wir  bezeugen  diese  vollkommene  Annahme  und 
gänzliche  Einstimmung  anmit  auf  das  Feierlichste,  er¬ 
klären  in  Folge  dessen  die  ehevorigen  Verhältnisse  zwi¬ 
schen  Stadt  und  Land  durchaus  und  also  zernichtet,  dass 
in  ewigen  Zeiten  dieselben  nie  mehr  zum  Vorschein 
kommen,  noch  angeführt  werden  sollen;  erfreuen  uns 
dagegen  grundmüthigst,  dass  hinfort  Stadt  und  Land  als 
ein  Körper  in  brüderlicher  Eintracht  mit  einander  leben, 
Religion  und  Tugend  ehren  und  das  gemeine  Wesen  unter 
der  Leitung  nur  solcher  Männer,  welche  sich  durch 
Kenntnisse  und  wahre  Vaterlandsliebe  des  Vertrauens 
des  Volkes  würdig  gemacht  haben,  stehen  und  gedeihen 
werde.  Der  Allmächtige  verleihe  dazu  seinen  reichen 
Segen !  Urkundlich  dessen  haben  wir  Gegenwärtiges  mit 
unserer  Stadt  grösserem  Insiegel  verwahren  und  von 
unserem  Stadtschreiber  unterfertigen  lassen. 

«  Gegeben  in  Unserer  Grossen  Rathsversammlung 
den  20.  Jenner  1798. 


Job.  Rud.  Fäsch,  Stadtschreiber. » 
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Auch  an  den  leitenden  Genius  Ochs  in  Paris  erliess 
der  nämliche  Grosse  Rath  ein  Schreiben,  das  fast  noch 
mehr  den  Geist  dieser  schweizerischen  Aristokratien  der 
Epigonenzeit  zeichnet,  die  im  Glücke  hochmüthig  und 
schroff,  im  Unglück  öfter  um  so  weniger  hoch  gesinnt 
waren  (ganz  wie  sie  Bonaparte  bereits  dem  Direktorium 
geschildert  hatte.)  (Pag.  121.)  Immer  und  überall  aber 
sehr  bereit,  später  hei  besserer  Gelegenheit  Alles  das 
zurückzunehmen,  was  sie  aus  vollster  innerer  Ueb er¬ 
zen  gung  und  unter  Anrufung  des  göttlichen  Segens 
jezt  freiwillig  aufzugeben  behaupteten.  Am  Schlüsse  hiess 
es  darin  u.  A.: 

«  Dank  Ihnen,  theuerster  Landesvater,  für  Ihre  un¬ 
verbrüchliche  Beharrlichkeit  und  Standhaftigkeit,  womit 
Sie  bei  jedem  sich  ergebenden  Anlass  Ihre  auf  Menschen¬ 
rechte  sich  gründenden  Gesinnungen  mit  vollster  Ueber- 
zeugung  und  lebhaftestem  Nachdruck  äusserten  und 
diesem  grossen  Werk  der  politischen  Umschaffung  eine 
so  kluge  Einleitung  gaben. 

«  Empfangen  Sie  nun  in  der  Beglückung  Ihrer  Mit¬ 
bürger  Ihre  Belohnung  und  genehmigen  Sie  die  Ver¬ 
sicherung  unserer  wahren  Hochachtung. 

Ew.  Hochwolgehoren 
Unseres  hochzuverehrenden 
Herrn  Oberstzunftmeisters  dienstbereitwillige 
Bürgermeister,  kleine  und  grosse 
Räthe  der  Stadt  Basel. » 

Ochs  hat  nicht  mit  Unrecht  dieses  Schreiben  nach¬ 
mals,  als  er  von  seinen  Mitbürgern  ganz  anders  beur- 
theilt  wurde,  zu  seiner  Yertheidigung  in  einem  sachbe- 
züglichen  Werke  abgedruckt. 

Am  22.  Januar  sah  in  Folge  dessen  auch  der  ehr¬ 
würdige  Münsterplatz  zu  Basel  seinen  Freiheitsbaum. 
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Diacon  Fäsch  hielt  eine  den  Umständen  angepasste 
Predigt,  die  auch  etwas  anders  lautete,  als  sie  die  dortige 
Kanzel  bisher  gewohnt  war.  Besonders  bemerkenswerth 
war,  dass  nun  plötzlich  das  alte  und  neue  Testament, 
die  sonst  stets  im  Munde  der  offiziellen  Geistlichkeit  das 
Gegentheil  hatten  beweisen  müssen  und  auch  nachmals 
von  1815 — 1833  wieder  bewiesen,  zur  Abwechslung  einmal 
von  der  Gleichheit  aller  Menschen,  Städter  und  Land¬ 
bewohner,  förmlich  überflossen.  An  die  Stelle  des  Grossen 
Raths  trat  fortan  eine  Nationalversammlung  aus  20  Stadt¬ 
bürgern,  20  Landbewohnern  und  wieder  20  Städtern, 
welche  die  Landschaft  auswählte,  die  dann  vom  6.  Febr. 
bis  18.  April  diese  neue,  mit  grosser  Feierlichkeit,  unter 
Beisein  der  französischen  und  cisalpinischen  Gesandten 
und  der  französischen  Offiziere  von  Hüningen,  inaugu- 
rirte  Republik  regierte. 

«Baselhut,  Habit,  Krös  und  Mantel»,  die  ehrbaren 
Abzeichen  der  Grossen  und  Kleinen  Räthe,  wichen  dem 
einfachen  obrigkeitlichen  schwarzen  Kleid  mit  Degen, 
und  sogar  die  Basler  Stadtuhren,  welche  bisher  der 
gemeinen  Erden-  und  Landschaftszeit  stets  um  eine 
Stunde  vorausgegangen  waren,  nahmen  vom  1.  Februar 
1798  ab  den  gewöhnlichen,  weniger  beschleunigten,  Schritt 
an,  in  dem  sie  seither,  ohne  spürbaren  Nachtheil  für 
das  Wohl  der  Stadt  verblieben  sind.  Einzig  die  Klein¬ 
basler  trauten  diesem  ganzen  Umschwung  drüben  nicht 
recht  und  errichteten  am  25.  Januar  noch  nachträglich 
und  für  alle  Fälle  einen  besonderen  Kleinbaselschen 
Freiheitsbaum. 

Ueber  die  Rheinbrücke  rückten  sofort  unter  dem 
Schutze  Mengaud’s,  der  nunmehr  als  förmlicher  Pro¬ 
konsul  der  französischen  Republik  diesen  neuen  Yasallen- 
staat  regierte,  französische  Truppen  und  zahlreiches 
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Kriegsmaterial  in  die  Schweiz,  zur  Bekämpfung  der  an¬ 
deren  Eidgenossen.  Und  bei  dem  Bundesschwur  zu 
Aarau  am  25.  Januar  war  daher  auch  Basel  als  Eidge¬ 
nössischer  Stand  bereits  nicht  mehr  vertreten.  Einzig 
das  Stadtvermögen  entging  hier  durch  diese  zeitige  und 
friedliche  Unterwerfung  glücklich  der  französischen  brü¬ 
derlichen  Umarmung. 

Was  nun  von  Ende  Januar  bis  Ende  Februar  1798 
geschah,  gleicht  einem  allmäligen  Abbröckeln  der  sämmt- 
lichen  Aussenwerke  unserer  Eidgenossenschaft,  welchem 
dann  erst  zuletzt  der  lange  vorbereitete,  effektvolle  Zu¬ 
sammensturz  der  einzigen  beiden  noch  relativ  kräftigen 
Bollwerke  folgt:  Berns  und  der  Urkantone. 

Die  Zür  eher  re  gier  ung  hatte  noch  am  17.  Januar 
eine  Bittschrift  Eschers  (v.  d.  Linth  nachmals)  um  Am¬ 
nestie  für  die  Stäfner  Bestraften  als  unbefugtes  Eindrängen 
in  Staatsgeschäfte  abgewiesen.  Schon  am  29.  aber  wurde 
sie  dennoch  schleunigst  erlassen,  alle  Kriegskosten,  Geld¬ 
bussen,  Waffen  und  Urkunden  zurückgestellt,  wofür  dann 
Alengaud,  der  diese  Amnestie  nach  der  Ochs’schen  An¬ 
weisung  auch  seinerseits  verlangt  hatte,  der  Regierung 
folgendes  schöne  Dankschreiben  zustellte: 

«  Um  Ihnen,  grossmächtige  Herren,  meine  Befriedi¬ 
gung  darzuthun  über  den  Erlass  der  Amnestie  für  die¬ 
jenigen  Einwohner  Ihres  Kantons,  die  politischer  Meinun¬ 
gen  halber  eingekerkert  oder  verbannt  sind,  glaube  ich 
Ihnen  den  Entwurf  einer  allgemeinen  Verfassung  für  die 
Schweiz  überreichen  zu  sollen.  Ganz  ohne  Zweifel  wer¬ 
den  Sie  diese  Arbeit  mit  Vergnügen  annehmen,  deren 
weitere  Bekanntmachung  nur  zum  Wohle  Ihres  Vater¬ 
landes  dienen  kann. 


«Sie  werden  mir  Dank  dafür  wissen,  sowie  dafür, 
dass  ich  noch  einige  andere  Exemplare  patriotischer  Er¬ 
zeugnisse  beilege,  deren  Inhalt  mit  Ihren  eigenen  Grund¬ 
sätzen  in  allen  Theilen  zusammentrilft.  Ich  habe  die 
Ehre,  Sie  einzuladen,  grossmächtigste  Herren,  gefälligst 
zu  verordnen,  dass  die  hier  beiliegende  Proklamation 
von  der  Kanzel  verlesen  werde,  wie  es  mit  der  Ihrigen 
geschah,  die  Sie  zwei  Tage  nach  Ihrer  Zuschrift  an  mich 
vom  1.  Februar  erlassen  haben.  Ich  bin  mit  der  unbe- 
gränztesten  Hochachtung  der  Geschäftsträger  der  fran¬ 
zösischen  Republik 

J.  Mengaud.  » 

Die  erwähnten  Beilagen  waren  nichts  Anderes  als 
förmliche  Aufrüfe  an  die  Schweizer,  mit  den  Waffen  gegen 
ihre  Regierungen  aufzustehen,  und  republikanisch -fran¬ 
zösische  Travestien  des  Vater  unser  und  des  Credo  nach 
damaliger  Mode,  die  zu  absurd  sind,  um  wiederholt  zu 
werden. 

Die  Zürcherische  Regierung,  die  noch  vor  Kurzem 
so  hochmüthig  gewesen  war,  legte  diese  «befremdende 
Zuschrift  nach  sorgfältig  angestellten  Betrachtungen» 
still  und  ohne  alle  Erwiederung  hei  Seite.  Sie  hatte  alle 
Kraft  und  Autorität  eingebüsst  durch  den  Fluch,  der  seit 
1795  auf  ihr  lag.  Eine  sentimentale  Proklamation,  die  sie 
am  31.  Januar  an  ihre  Landbewohner  erliess,  zur  Hülfe 
für  Bern  bereit  zu  sein,  fand  gar  keinen  Nachhall  mehr 
in  den  Herzen,  die  zu  viel  gelitten  hatten.  Nicht  ein¬ 
mal  die  schliesslich  am  3./5.  Februar  proklamirte  Landes¬ 
kommission  von  176,  worunter  blos  44  Stadtbürger,  zur 
Erlassung  einer  neuen  Verfassung  wollte  dieser  Regierung 
mehr  einen  Eid  schwören,  die  noch  vor  zwei  und  einem 
halben  Jahre  durch  weit  geringere  Zugeständnisse  sich 
einer  jubelnden  Zustimmung  erfreut  haben  würde.  Zürich, 
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das  lange  Jahre  hindurch  der  «  vorderste  Ort »  der  Eid¬ 
genossenschaft,  ihr  faktischer  Präsidialstand  gewesen  war,, 
trat  damit  von  der  Bühne  ab ,  ohne  eigentlich  einen 
Schuss  zu  thun,  und  hat  nie  mehr  dauernd  diese  Ehre 
erlangt.*)  Darin  lag  ein  wesentlicher  Unterschied  zwi¬ 
schen  ihm  und  Bern.  Der  letzte  Krieg  der  Zürcher 
Aristokratie  war  der  von  1795  gegen  wehrlose  eigene 
Angehörige  in  Stäfa.  Der  letzte  der  Berner  galt  einem 
ausländischen  starkgerüsteten  Gegner  bei  Frauhrunnen, 
Grauholz  und  Neuenegg. 

Die  grossartigen  Niederlagen  thun  für  die  Völker 
fast  eben  so  viel,  als  die  Siege. 


Auch  von  den  ganzen  übrigen  östlichen  Orten  der 
Eidgenossenschaft  erhielt  Bern  trotz  dringender  Mahnung 
keine  andere  nennenswerthe  Hülfe,  als  seltsamer  Weise 
130  Mann  von  Inner rhoden,  das  damals,  Ende  Februar, 
ebenfalls  allein  noch  den  Vorort  Zürich  zur  Einberufung 
einer  ausserordentlichen  Tagsatzung  aufforderte. 

In  Schaffhausen  hatte  der  Grosse  Rath,  indem  er 
sich  zugleich  als  provisorisch  erklärte,  ein  Bataillon  zu¬ 
sammenberufen,  das  aber  vor  dem  Abmarsch  völlig  aus¬ 
einanderlief.  In  Appenzell  Auss errhoden  herrschte 
eine  wilde  Verwirrung,  mit  Schlägereien  auf  den  Lands¬ 
gemeinden,  die  das  Land  gänzlich  lähmte.  Die  Luzerner 
hatten  auf  die  Mahnung  von  Bern  1200  Mann  abgeschickt, 
die  sich  aber  ebenfalls,  in  Folge  von  Unruhen  im  Entle- 
buch,  nach  etwelchem  nutzlosen  Hin-  und  Herziehen 
auflösten,  bevor  sie  an  Ort  und  Stelle  gelangten.  Glarus 
mit  400,  Uri  mit  590,  Schwyz  mit  600,  Unterwalden 

*)  Nur  ein  sehr  unbedeutendes  Zürcherkontingent  stand  nach¬ 
mals  noch  hei  den  Bernertruppen. 
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mit  320,  Zug  mit  170  Mann  deckten  im  Wesentlichen 
(abgesehen  von  ganz  vereinzelten  Zuzügern  zu  Bern)  nur 
ihre  Kantonsgrenzen. 

Bern,  Freiburg  und  Solothurn  standen,  wie  sich  in 
Bälde  zeigte,  in  der  Stunde  der  Gefahr  allein.  . 

In  dieser  und  der  nächstfolgenden  Zeit  wurden  nun 
noch  die  Unterthanen  der  Eidgenossenschaft  frei¬ 
gelassen. 

Auch  zu  spät,  denn  nun  geschah  das,  was  vor  einem 
Jahre  noch  als  unendliche  Wohlthat  empfunden  worden 
wäre,  allenthalben  auf  bestimmtes,  selbst  drohendes  For¬ 
dern,  zum  Theil  sogar  bereits  von  den  neuen  provisori¬ 
schen  Regierungen,  und  wurde  jedenfalls  ohne  Dankbar¬ 
keit  aufgenommen. 

Die  einzelnen  Freilassungsurkunden  folgten  sich  in 
nachstehender  Weise: 

Landgrafschaft  Thurgau  zu  Frauenfeld  am 
3.  März  1798.  E.  A.  AMII,  p.  393. 

Rheinthal  ganz  gleichlautend  und  gleichzeitig.  E. 
A.  VIII,  p.  419. 

Sargans  ebenso.  E.  A.  VIII,  p.  437. 

Das  obere  freie  Amt  dagegen  erhielt  seinen  Frei¬ 
heitsbrief  erst  von  den  provisorischen  Regierungen  der 
ehemaligen  VIII  Orte  am  28.  März  1798.  E.  A.  VIII, 
p.  453. 

Baden  am  19.  März  1798  von  den  provisorischen 
Regierungen  von  Zürich  und  Bern.  E.  A.  VIII,  p.  483. 

Das  untere  freie  Amt  gleich  und  in  gleichem 
Datum  wie  Baden.  E.  A.  VIII,  p.  498. 

Die  vier  ennetbirgischen  Vogteien  Lugano, 
Mendrisio,  Locarno  und  Valinaggia  von  den  XII  Orten 
am  15.  Februar  1798.  E.  A.  VIII,  p.  596. 
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Bellinzona,  Bolenz,  Riviera  von  Uri,  Schwyz 
und  Nidwalden  erst  zuletzt  von  allen,  Altorf  am  4.  April 
1798.  E.  A.  VIII,  p.  614. 

Utznach  von  Schwyz  am  21.  März  1798,  von  Grlarus 
am  28.  Februar  (alt)  1798.  E.  A.  VIII,  p.  667. 

Ga  Ster  von  Schwyz  am  6.  März  1798,  von  Glarus 
am  28.  Februar  (alt)  1798.  E..  A.  VIII,  p.  674. 

Werdenberg  von  Glarus  nach  längerem  Sträuben 
erst  am  11.  März  (alt)  1798.  (Diese  Urkunde  ist  nicht 
in  den  Abschieden.) 

Um  den  Geist  dieser  Freilassungen  zu  sehen,  genüge 
eine  Urkunde,  die  das  Gasterland  von  Schwyz  und  Glarus 
ausgestellt  erhielt.  Sie  zeigt,  wie  auch  selbst  jetzt  noch, 
in  einer  Zeit,  die  gewaltig  wie  ein  Wettersturm  durch 
alle  unwahren  Zustände  fuhr,  die  offizielle  Heuchelei 
der  alten  Regierungen  nicht  einer  bessern  Gesinnung 
Platz  zu  machen  vermochte.  Womit  dann  nur  konse¬ 
quent  verbunden  war,  dass  im  Jahre  1814  und  1815  fast 
alle  diese  Herren,  die  «aus  eigenem  Antrieb»  und  mit 
so  schönen  Worten  ihre  Mitbürger  befreit  hatten ,  das 
Möglichste  versuchten,  um  auch  auf  diesem  Gebiete  eine 
Restauration  zu  Stande  zu  bringen  und  ihr  Wort  von 
1798  zurückzunehmen. 

«  Wir  Landammann,  die  Räthe  und  Landleuthe  eines 
dreyfachen  Landrath,  hiezu  von  der  hohen  Landesgemeind 
zu  Schwyz  begwältiget,  urkunden  hiermit :  dass  Wir  in 
gefolg  der  Neigung,  dieWir  immer  hatten,  in  der 
billigen  Bitte  unser  lieben  und  getreuen  Angehörigen  zu 
entsprechen  und  ihr  Glück  und  ihren  Wohlstand  durch 
alle  in  unsern  Händen  liegenden  Mittel  zu  befördern, 
zumalen  auch  in  Beherzigung  ihrer  gegen  Unss  immer 
bethätigten  Treu  und  Anhänglichkeit  es  nicht  ferner 
verschieben  wollen,  ihrem  durch  den  Geist  der 


Zeiten  erzeugten,  aber  mit  Ehrerbiethigkeit  geäusserten 
Wunsch  dahin  zu  entsprechen :  dass  Wir  von  heute  dato 
an  denen  Landleuten  zu  Wesen  und  im  Gaster  alle 
Unsere  landesherrliche  Rechte  aus  väterlicher  Gross- 
muth  für  unser  Ort  überlassen  und  ihnen  gestatten, 
den  Pfandbrief  mit  dreitausend  Gulden  auszulösen  und 
demme  zufolge  besagte  Landleuth  im  Gaster  und  zu 
Wesen  als  frey  und  unabhängig  erklären  und  erkennen, 
mit  den  einzigen  Bedingnissen,  dass  die  obgedachten  im 
Gaster  bey  ihrer  alten  Religion  zu  verbleiben  ,  das 
Eigenthum  des  Stift  respectiren  und  im  Fall  eines  Aus¬ 
zuges  kein  Theill  den  andern  mit  Kosten  zu  beladen, 
auch  hinkünftig  Wir  wechselseitig  einander  weder  mit 
Zählen  noch  Weggeldern  beschweren  sollen. 

«  Zu  Zeugniss  wessen  Wir  dieses  Urkund  mit  unseres 
Standes  gewohntem  Secretinsigill  verwahrt  und  durch 
unsern  Landschreiber  unterzeichnet  haben  ausfertigen 
lassen.  Geben  6.  März  1798.»  (E.  A.  VIII,  p.  674.) 

Einzig  die  Bern-Freibur  gischen  Unterthanen- 
landschaften  Schwarzenburg ,  Orbe,  Echallens,  Granson 
und  Murten  wurden  im  Sturm  und  Drang  der  Zeit  ver¬ 
gessen  und  nicht  förmlich  freigelassen  und  ebensowenig 
die  Landschaften,  welche  Bern  allein  besessen  hatte. 
Darüber  existiren  also  keine  Urkunden.  (Vgl.  E.  A.  VIII, 
p.  659.) 

Und  damit  endlich  auch  bei  all’  diesem  Ernste  der 
Zeit  es  an  Humor  nicht  gänzlich  gebreche,  so  entstand  in 
der  kleinen  Zürcher-Herrschaft  Sax,  im  St.  Gallischen 
Rheinthal,  die  eine  Zeit  lang  auch  Niemand  mehr  eignen 
wollte,  vom  5.  Februar  bis  24.  Mai  1798  sogar  eine  selbst¬ 
ständige  demokratische  «Republik  Sax»,  die  wirk¬ 
lich  während  dieser  Zeit  die  nach  ihren  Anschauungen 
wesentlichsten  Requisite  der  Souveränität,  nämlich  ein 
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eigenes  Lanclessiegel,  eine  Nationalfahne  und  einen  Weibel 
in  den  Saxischen  Landesfarben  aufweisen  konnte ;  dessen¬ 
ungeachtet  aber  bald  wieder  von  der  Karte  von  Europa 
verschwand,  wenn  sie  überhaupt  Zeit  gefunden  haben 
sollte,  auf  einer  solchen  jemals  zu  coinpariren. 

Nicht  ohne  ernsten  Kampf  erfolgte  die  Befreiung 
einzig  gegenüber  dem  stolzen ,  nun  von  allen  seinen 
Bundesgenossen,  ausser  den  nächsten  und  ältesten,  ver¬ 
lassenen  Bern. 

Im  Dezember  1797  bereits  war  jener  Beschluss  des 
Direktoriums  zum  Schutze  der  Waadtländer  erlassen 
worden,  den  wir  (pag.  135)  erwähnten  und  gleichzeitig 
rückte  eine  französische  Armee  unter  Menard  in  das  Pays 
de  Gex,  um  ihm  allenfalls  die  nöthige  Nachachtung  zu 
verschaffen.  Am  27.  Dezember  stand  hingegen  die  obrig¬ 
keitliche  Affiche  an  den  Mauern  von  Lausanne,  die  wir 
in  den  Beilagen  geben.  Am  5.  Januar  nahmen  junge 
Männer  von  Vevey  die  waadtländische  Bastille,  das  Schloss 
Chillon  weg.  Am  gleichen  Tag  versuchte  es  die  Berner 
Regierung  noch  einmal,  durch  eine  Proklamation  und 
eine  neue  Beeidigung,  das  damalige  stereotype  Aus¬ 
kunftsmittel,  sich  der  waadtländischen  Treue  zu  ver¬ 
sichern,  die,  übersetzt,  folgendermassen  lautete: 

«  Seit  einiger  Zeit  gibt  man  sich  alle  Mühe,  Euch 
unzufrieden  mit  Eurem  Schicksal  zu  machen  und  uns 
Eure  Liebe  zu  entziehen,  um  eine  Verfassung  umzu¬ 
stürzen,  unter  der  Ihr  seit  300  Jahren  glücklich  gelebt 
hat.  Die  Thätigkeit,  welche  die  Uebelwollenden  ent¬ 
wickeln,  die  hinterlistigen  Mittel,  deren  sie  sich  bedienen, 
um  bei  Euch  das  Verlangen  nach  einer  neuen  Ordnung 
der  Dinge  zu  wecken.  Euch  den  Glauben  zu  nehmen  an 
unsern  festen  Entschluss,  Euch  vor  dem  unvermeidlichen 
Uebel  einer  Revolution  zu  bewahren,  bestimmen  uns. 
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Euch  zusammenzurufen,  um  Eure  gemeinsamen  Wünsche 
auszusprechen  und  mit  uns  den  feierlichen  Eid,  der  uns 
Alle  zusammen  verbindet,  zu  erneuern.  Er  wird  um  so 
heiliger  sein,  als  zur  nämlichen  Zeit  alle  schweizerischen 
Stände  vor  dem  Angesichte  des  Allmächtigen  ihren  alten 
Bund  und  ihr  Versprechen,  unsere  heilige  Religion,  unser 
gemeinsames  Vaterland,  unsere  Verfassung,  unsere  Frei¬ 
heit  und  Unabhängigkeit  gegen  alle  die,  welche  ver¬ 
suchen  sollten,  dieselben  zu  verletzen,  gegen  alle  auf¬ 
reizende  Umtriebe  im  Lande  selbst  und  gegen  alle  Ge¬ 
fahren  eines  fremden  Einflusses  zu  vertheidigen.  Wir 
machen  Euch  anmit  unsern  festen  und  unwiderruflichen 
Entschluss  bekannt,  mit  der  Hülfe  des  Allmächtigen  alle 
uns  zu  Gebote  stehenden  Mittel  anzuwenden,  um  Euch 
Eure  Weiber,  Kinder  und  Eigenthum  vor  den  zahllosen 
Uebeln  der  Unordnung  und  Anarchie  zu  verwahren.  Ihr 
seid  immer  Eurer  Pflicht  gegen  das  Vaterland  eingedenk 
und  uns  zugethan  gewesen.  Diese  rechtliche  Gesin¬ 
nung  und  Euer  des  schweizerischen  Namens  würdiger 
Muth  werden  Euch  auch  jetzt  nicht  verlassen.  Ihr  werdet 
Euch  mit  uns  vereinigen  und  unsere  Anstrengung  unter¬ 
stützen.  Ihr  wisst,  dass  Euer  Wohl  immer  der  Gegen¬ 
stand  unserer  Sorge  war.  Fortwährend  werden  wir  uns 
bestreben,  dasselbe  zu  demjenigen  Grade  der  Vollkom¬ 
menheit  zu  bringen,  den  menschliche  Verhältnisse  er¬ 
lauben,  und  mit  Vergnügen  (!)  werden  wir  an  uns  gestellte 
Wünsche  und  Begehren  aufnehmen,  wenn  Ihr  sie  in  ge¬ 
setzlicher  Weise  uns  mittheilt. » 

Der  geforderte  Eid  wurde  aber  am  10.  Januar  lange 
nicht  allgemein  geleistet,  und  der  französische  Resident 
in  Genf  sowie  der  französische  General  im  Pays  de  Gex 
erliessen  unmittelbar  darauf  zwei  Gegenproklamationen, 
wie  folgt : 
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«Felix  Desportes,  Resident  der  französischen  Re¬ 
publik  bei  derjenigen  von  Genf,  an  die  Bürger,  welche 
das  Comite  von  Nyon  bilden.  Ich  habe  die  Beglaubi¬ 
gungsschreiben  erhalten,  welche  die  Bürger  Roguin,  La- 
harpe  und  de  la  Flecbere-Roguin  in  Eurem  Namen  mir 
überreicht  haben,  wie  auch  die  übrigen  Schriften,  welche 
Ihr  dieselben  beauftragt  habt,  mir  in  die  Hände  zu  legen. 
Ich  habe  dieselben  gelesen  und  bin  über  deren  Inhalt 
mit  ihnen  eingetreten.  Ich  habe  sie  gebeten,  auf  der 
Stelle  dem  General  Menard,  welcher  die  15,000  Mann 
kommandirt,  die  gegenwärtig  im  Pays  de  Gex  stehen, 
Kenntniss  davon  zu  geben,  und  damit  der  General  den 
Eröffnungen ,  welche  ihm  Eurerseits  gemacht  werden 
dürften,  Glauben  beimesse,  habe  ich  ihnen  eine  Depesche 
mitgegeben,  die  ihn  mit  den  Vollmachten  bekannt  macht, 
womit  Ihr  dieselben  versehen  habt.  Seid  überzeugt, 
Bürger,  dass  die  Sieger  in  Italien  auf  die  Befehle  des 
Vollziehungsdirektoriums  nur  darum  an  Eure  Grenzen 
vorgerückt  sind,  um  zu  verhindern,  dass  der  freien 
Aeusserung  Eures  Verlangens  der  Herstellung  Eurer 
Rechte  auch  nicht  das  Mindeste  in  den  Weg  gelegt  wer¬ 
den  könne.  Ihr  dürfet  das  Central-Comite  in  Lausanne 
davon  versichern.  Wahre  Republikaner  bieten  sich  da 
immer  die  Hand,  wo  es  darum  zu  thun  ist,  die  Freiheit 
und  Gleichheit  von  den  Fesseln  der  Tyrannei  loszu¬ 
machen.  Genehmigt,  Bürger,  die  Versicherung  meiner 
Achtung  und  empfangt  meinen  brüderlichen  Gruss ! » 


«Philipp  Romain  Menard,  Brigadegeneral,  Ober¬ 
befehlshaber  der  französischen  Truppen  der  italienischen 
Armee  an  der  Schweizergrenze,  an  das  von  den  Räthen 
der  Stadt  Nyon  bevollmächtigte  Comite.  Bürger!  Eure 


159 


Wünsche  sind  erhört.  Die  französische  Kepublik  bietet 
Euch  ihren  Schutz,  ihre  Hülfe  an.  Das  Vollziehungs- 
direktorium  beauftragt  mich,  alle  Mittel  anzuwenden, 
Euch  zur  Freiheit  zu  verhelfen.  Eure  Feinde  werden 
die  unsrigen  sein.  Jeder  Schlag,  der  Euch  treffen  sollte, 
wird  von  uns  als  gegen  uns  selbst  gerichtet  angesehen 
werden.  Es  wird  meine  Aufgabe  sein.  Euch  zu  verthei- 
digen.  Bewachet  sorgfältig  alle  Schritte  Eurer  Feinde 
und  benachrichtigt  mich  unverzüglich.  Habt  keine  Furcht, 
Bürger,  vor  ihren  Umtrieben,  und  noch  weniger  vor 
ihren  Soldaten.  Die  italienische  Armee  deckt  Eure 
Grenzen.  Eure  Aufgabe  ist  es  nur,  der  hohen  Stellung 
Euch  würdig  zu  beweisen,  zu  welcher  das  Vollziehungs¬ 
direktorium  Euch  verhelfen  will.  Brüderlichen  Gruss ! » 

Es  regnet  jetzt  überhaupt  von  nun  an,  bis  zur  Er¬ 
öffnung  der  Nationalversammlung  namentlich,  Proklama¬ 
tionen  von  allen  Seiten  auf  das  waadtländische  Volk; 
konservativ  -  patriarchalische  von  Bern  und  seinen  An¬ 
hängern,  humanistisch-revolutionäre  von  den  französischen 
Generalen  und  Residenten,  waadtländisch  -  patriotische 
von  den  inländischen  Comite’s.  Es  müssen  so  zu  sagen 
täglich  solche  Papiere  herumgeflogen  und  an  den  Mauern 
der  Städte  affichirt  gewesen  sein.  Eine  Sammlung  da¬ 
von,  zum  Theil  in  Originalien,  zum  Theil  in  Copien  von 
Laharpe’s  Hand  und  mit  handschriftlichen  Anmerkungen 
von  ihm  und  Andern  ist  in  einem  interessanten  Bande 
zu  finden,  der  sich  dermalen  auf  der  Lausanner  Biblio¬ 
thek  befindet  und  früher  muthmasslich  Laharpe’s  Privat¬ 
eigenthum  gewesen  ist.  —  Einzelne  unserer  Beilagen 
sind  daraus  entnommen.  —  Es  liegt,  soweit  es  diese 
Erste  Epoche  der  Bernischen  Revolution,  den  Krieg  im 
Waadtlande  seihst  und  um  dessen  Besitz  angeht,  eine 
gewisse  unbestreitbare  Wahrheit  in  den  spitzigen  Worten 
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Napoleons  (Memorial  de  St.  Helene),  es  sei  das  Ganze 
eigentlich  ein  «Federkrieg»  gewesen,  in  dem  man  von 
beiden  Seiten  nur  mit  Proklamationen  gefochten  habe. 

Am  gleichen  Tage  mit  der  oben  citirten  Zuschrift 
Menards  an  die  Waadtländer,  den  23.  Januar  1798,  traf 
auch  direkt  in  Lausanne  der  Bericht  Laharpes  aus  Paris 
ein,  dass  das  französische  Direktorium  eine  le mani¬ 
sche  Republik  anerkenne,  nebst  einer  förmlichen  und 
ausführlichen  Anweisung  zur  Revolution,  «Instruction  pour 
l’assemblee  repräsentative  de  la  Republique  Lemanique  », 
von  ihm  und  Vinzens  Perdonnet  verfasst. 

Es  wurde  darin  vorgeschrieben,  dass  sofort  eine 
Nationalversammlung  zusammentrete,  welche  die  lema- 
nische  Republik  als  «  precurseur  de  la  republique  Hel- 
vetique  une  et  indivisible »  zu  konstituiren  und  eine 
Anzahl  von  Dekreten  zu  erlassen  habe,  die  die  Ver¬ 
fasser  genau  skizziren.  Darunter  sind  folgende  von  be¬ 
sonderem  Interesse  für  den  Geist  der  damaligen  Zeit. 

Dekret  3.  Zwei  Deputirte  sollen  von  der  Versamm¬ 
lung  sofort  nach  Paris  geschickt  werden,  um  dem  Direk¬ 
torium  zu  danken  und  « de  demander  son  assistance 
contre  les  oligarques  et  contre  ceux,  qui  voudraient  troubler 
Pordre  publique.  » 

Dekret  4.  Alle  Aristokratien  und  Demokratien  der 
Schweiz  sollen  von  der  lemanischen  Republik  eingeladen 
werden,  ihrem  Beispiel  zu  folgen  «  et  ä  s’unir  pour 
former  de  nouveau  un  seul  et  meme  peuple  libre  ». 

Dekret  7.  Landesbewaffnung.  «  On  ferä  approcher 
quelques  detachements  ä  l’Oberland  et  si  les  habitants 
de  ce  pays,  fanatises  par  les  oligarques  de  Berne,  osent 
servir  leurs  fureurs,  ils  penetreront  dans  leurs  vallees  et 
brfderont  les  liabitations  de  ceux,  qui  auront  pris  les 
armes  pour  le  soutien  de  la  tyrannie  ». 
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Dekret  9.  « Ordre  d’arreter  les  commissaires  de 
Eerne,  les  baillifs,  leurs  agents,  et  les  officiers  de  l’etat- 
major  .  .  .  Tons  ces  individus  serviront  d’otages  ». 

Dekret  10.  «  Ordre  de  saisir  les  caisses  de  l’Etat, 
les  revenus  des  domaines  appartenants  aux  bourgeois  de 
Berne  et  de  Fribourg  »  etc. 

Zum  Schluss  sollen  der  französische  republikanische 
Kalender  und  drei  Nationalfeste ,  das  des  Grütlischwurs, 
des  14.  Juli  1789  und  der  leinanischen  Unabhängigkeits- 
Erklärung  eingeführt  werden.  (E.  A.  VIIL  703.) 

Am  folgenden  Tage  schon,  den  24.  Januar,  brach 
demgemäss  die  Revolution  aus.  Gleichzeitig  in  Lausanne, 
A^evey,  Alorges  und  Nyon.  Ueberall  verschwanden  die 
Bernerfarben  und  an  ihre  Stelle  trat  eine  grüne  Kokarde, 
die  «  Farbe  Teils  »,  wie  der  Aloniteur  vom  3.  Februar 
1798,  aus  jedem  Sterblichen  bisher  unbekannt  gebliebenen 
Ursachen,  erklärte. 

Allenthalben  im  ganzen  Lande  ertönte  die  lemani- 
sche  Marseillaise  (neben  einzelnen  weitern  Versen  noch) 
wie  folgt: 

„L’heure  de  la  liberte  sonne: 

Renaissons  pour  la  liberte. 

Depuis  longtemps  eile  s’etonne 
Du  calme,  ou  nous  avons  reste. 

Reagissons  de  notre  indolence. 

Quoi!  on  nous  dit  Republicains, 

Lorsque  d’orgueilleux  souverains 
Rous  font  eprouver  leur  puissance! 

11  laut  briser  nos  fers: 

Reveillons-nous,  Yaudois! 

Soyons  (bis)  Republicains, 

Et  reprenons  nos  droits. 

Que  le  feil  du  patriotisme 

Brüle,  entlaniine,  embrase  nos  sens.  — 

Terrassons  l’affreux  depotisme, 

De  Teil  redevenons  enfants. 
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Un  peuple  grand  et  magnanime, 

Vainqueur  d’ennemis  menagans 
"Nous  a  montre,  que  les  tyrans 
De  leur  complots  sont  la  victime. 

II  laut  briser  nos  fers  etc. 

Comme  un  pm'e  le  Directoire 
Nous  otfre  un  appui  redoute: 

Soyons  certains  de  la  victoire 
Et  comptons  sur  sa  loyaute. 

Par  sa  sagesse  et  sa  vaillance 
L’Europe  a  plie  devant  lui. 

Qu’aurions  nous  ä  craindre  aujourd’hui 
Quand  il  nous  prend  sous  sa  defense  ? 

II  faut  briser  nos  fers,  etc. 

Un  beros,  cheri  de  la  gloire, 

Colonne  de  la  Liberte, 

Q,ui  dans  les  cbamps  de  la  victoire 
A  gagne  l’immortalite, 

Ce  vainqueur  etonnant  du  Tibre 
Buonaparte  dans  nos  foyers 
Nous  annonga  par  ses  lauriers 
Que  l’Eternel  fit  l’homme  libre. 

11  faut  briser  nos  fers,  etc. 

Que  la  valeur  et  la  prudence 
Soient  la  base  de  nos  succes; 

Ayons  justice  et  non  vengeance 
Des  maux,  qu’on  peut  nous  avoir  faits. 

Mais  si  la  fiere  tyrannie 
Voulait  encore  nous  asservir, 

Jurons  tous  de  vaincre  ou  mourir 
Pour  le  Salut  de  la  Patrie, 

II  faut  briser  nos  fers,  etc.“ 

(E.  A.  YIII.  701.) 

In  den  ersten  Tagen  des  Februar  bereits  traf  dann 
eine  zahlreiche  Sendung  Exemplare  der  neuen  helvetischen 
Constitution  aus  Paris  ein  und  am  9.  Februar  wurde 
dieselbe  durch  die  Repräsentantenversammlung  in  Lau¬ 
sanne,  unter  Vorsitz  von  Maurice  Glayre  von  Romain- 
motier,  auf  Empfehlung  Laharpes ,  durch  Acclamation, 
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ohne  Abstimmung,  unbesehen,  angenommen,  obwohl  das 
Dekret  sagt,  es  sei  nach  reiflicher  Berathung  geschehen. 
Diesem  ersten  waadtländischen  Dekrete  folgte  dann  so¬ 
fort  noch  ein  zweites  auf  Ausweisung  aller  Emigranten 
aus  Frankreich,  Genf,  Genua,  Mailand,  die  sich  auf 
waadtländischem  Boden  befinden,  innert  24  Stunden  und 
bei  Todesstrafe. 

Damit  trat  der  Staat  Waadt  in  die  Weltgeschichte 
ein,  in  der  er  seither  eine  bemerkenswerthe  Bolle  spielt. 

Noch  standen  im  Land  bernische  Truppen,  aber 
unter  einem  <<  geistreichen  Manne ,  der  den  Krieg  nicht 
wollte  ».  (Napoleon  auf  St.  Helena),  dem  Obersten  von 
Weiss,  Landvogt  von  Moudon.  Derselbe  war  eine  Art 

f 

von  Philosoph  und  Schriftsteller,  der  früher  mit  allen 
Grössen  der  Revolution,  selbst  mit  Robespierre,  schön¬ 
geistig  korrespondirt  hatte  und  auch  nun  statt  eines 
tüchtigen  Organisationsbefehles  wieder  ein  Buch  schrieb. 
Der  Titel  allein  daran  war  gut:  «  Reveillez-vous,  Suisses, 
le  danger  approche » ,  sonst  ein  in  diesem  Moment  ab¬ 
surdes  Werk,  mit  dessen  Korrektur  er  sich  acht  Tage 
lang  sorgfältig  beschäftigte. 

Seine  Thaten  entsprachen,  wie  schon  daraus  erhellt, 
seinen  grossen  Worten  nicht;  er  that  überhaupt  nichts, 
oder  weniger  als  nichts;  denn  in  Nyon  nahm  er  sogar 
eine  Einberufungsordre  auf  Einsprache  des  dortigen  Clubs 
zurück !  Am  20.  Januar  hatte  er,  fortwährend  planlos  hin- 
und  herreisend,  nur  noch  eine  einzige  vollzählige  Jäger¬ 
kompagnie  in  Yverdon  unter  seinen  Fahnen,  und  am  25. 
verliess  er  selbst  unter  solchen  Umständen  den  Posten 
und  ging  nach  Bern  zurück,  um  einen  wenig  tröstlichen 
Bericht  zu  erstatten.  Er  hat  später  durch  Selbstmord 
geendet.  Einer  jener,  sonst  braven,  Männer,  denen  es  wie 
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allen  Eite  ln  gerade  an  dem  Tage,  wo  sie  sich  endlich 
zeigen  könnten,  an  dem  rechten  staatsmännischen  Kern 
und  Gehalt  fehlt,  der  niemals,  dessen  können  Sie  gewiss 
sein,  mit  Eitelkeit  verbunden  ist,  und  die  daher  dann 
leicht  der  Verzweiflung  verfallen. 

In  seiner  Abwesenheit  schon  hatte  in  der  Kacht  vom 
25.  auf  den  26.  Januar  hei  dem  Dorfe  Thierrens  ein  noch 
heute  nicht  ganz  aufgeklärtes  rencontre  zwischen  einer 
Patrouille  von  Einwohnern  und  einem  Parlamentär  Me- 
nards  in  Begleitung  von  einigen  Husaren  statt,  wobei 
zwei  dieser  französischen  Husaren  flelen  und  nun  rückten 
in  Folge  dieser  sehr  erwünschten,  wahrscheinlich  sogar 
absichtlich  provozirten,  angeblichen  Verletzung  des  Völker¬ 
rechts  und  nach  einer  vorausgegangenen  fulminanten 
Proklamation  vom  27.  Januar  (in  den  Beilagen  abge¬ 
druckt)  zwei  französische  Armeen  gleichzeitig,  aus  dem 
Pavs  de  Gex  und  aus  Chablais  über  den  See  her,  in  das 
Waadtland  ein. 

Menard  selbst  erschien  mit  seinem  ganzen  Stab  am 
28.  in  Lausanne  und  inaugurirte  die  lemanische  Freiheit 
mit  einem  weniger  erwünschten  Zwangsanlehen  von 
Fr.  700,000  zu  Gunsten  seiner  sehr  leeren  Kriegskasse. 

Unmittelbar  nach  ihm  erschien  Brune  (der  spätere 
Marschall),  ein  schlauer  Diplomat  zugleich,  auf  dem  Schau¬ 
platz,  um  den  Oberbefehl  gegen  Bern  nun  selber  zu  über¬ 
nehmen. 

Noch  immer  hätte  Bern  durch  energisches  Auftreten 
in  seinem  alten  Style  imponiren  können.  Die  Franzosen 
zögerten  mit  dem  Vorrücken,  das  ihnen  noch  zu  gefahr¬ 
bringend  erschien  und  begannen  selbst  Unterhandlungen; 
sie  hätten  überhaupt  offenbar  in  der  Art  der  heutigen 
Russen  lieber  die  Waadtländer  die  ersten  Kastanien  aus 
dem  Feuer  holen  lassen,  als  gleich  von  vornab  selber 
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ziizugreifen.  Darauf,  dass  diess  ihr  Plan  war,  deutet 
unter  anderem  das  Militärgesetzbuch  für  die  waadtländi¬ 
schen  Truppen  vom  2.  März  1798,  das  nachmals  das  helve¬ 
tische  wurde,  wo  sogar  ausdrücklich  von  einem  waadt¬ 
ländischen  General  die  Rede  ist.  Man  kann  sich  dem 
Eindruck  nicht  verschliessen,  es  sei  anfänglich  die  Sache 
so  gemeint  gewesen,  dass  das  Waadtland  seine  Freiheit 
selbst  erkämpfen  und  Frankreich  nur  die  Reserve  bilden 
sollte.  Es  erklärt  diess  dann  auch  einigermassen, 
warum  die  Franzosen,  nachdem  sie  schliesslich  genöthigt 
waren,  selbst  und  allein  den  Krieg  zu  wagen,  zuerst 
zögerten  und  Verstärkung  abwarten  mussten,  nachmals 
aber,  nachdem  sie  allein  gefochten  hatten,  sich  auch 
berechtigt  glaubten,  über  die  Eroberung  in  viel  weit¬ 
gehenderem  Massstabe  für  sich  disponiren  zu  können, 
als  diess  ihren  schweizerischen  Freunden  recht  war. 

Hier  liegt  noch  eine  dunkle  Stelle  in  der  damali¬ 
gen  Geschichte,  die  nur  durch  die  Papiere  Laharp'e’s  viel¬ 
leicht  aufgehellt  werden  könnte,  zu  der  aber  der  jüngst 
vergangene  serbisch- türkische  Krieg  eine  recht  spre¬ 
chende  Analogie  bieten  mag.  — 

Im  Waadtlande  aber,  besonders  in  den  gebirgigen 
Theilen  desselben,  zeigten  sich  gegentheils  noch  starke 
bernische  Sympathien!  In  St.  Croix  erschienen  nicht 
weniger  als  3000  Milizen  mit  der  Bernerkokarde,  statt 
der  lemanischen,  an  den  Hüten.  In  Chateau  d’Oex  wurde 
neuerdings  freiwillig  der  Eid  geleistet.  Ein  dortiger 
Pfarrer,  Bridel,  verzichtete  auf  die  Hälfte  seines  Gehalts 
zum  Zwecke  des  Krieges  gegen  Franzosen  #und  Leman. 
In  Aigle  vereinigten  sich  die  Bewohner  mit  den  Saanen- 
ländern  zu  gemeinsamer  Vertheidigung. 

Eine  offene,  hochherzige  Befreiungserklärung  an  die 
Waadtländer  hätte  dieselben  noch  damals  unbedingt  dem 
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bernischen  Staate  erhalten  können.  Ein  Major  Mutach 
scheint  auch  in  der  That  noch  am  26.  Januar  so  etwas 
im  Rathe  von  Beim  vorgeschlagen  zu  haben,  fand  jedoch 
keine  Entschlussfähigkeit  dazu,  auch  speziell  bei  Steiger 
nicht.  Das  Votum  Steigers  darüber  (bei  Hottinger  p.  365) 
ist  vielmehr  bezeichnend  auch  für  ihn,  den  man  nach¬ 
mals  künstlich  zu  einer  Heldenseele  stempelte,  die,  bei 
besserer  Mitwirkung  Aller,  das  Vaterland  gerettet  haben 
würde.  (Vgl.  p.  183):  «Gnädige  Herren,  wenn  uns  dieser 
Vorschlag  nicht  rettet,  so  wird  er  uns  sicher  tödten.»  Das 
«uns>  bedeutet  im  Einen  Falle  das  Vaterland,  im 
Andern  die  regierende  Kaste.  An  diesem  Konflikt  der 
Interessen  ging  Bern  zu  Grunde  und  das  Waadtland  ver¬ 
loren.  Die  Helden  fanden  sich  damals  und  finden  sich  alle 
Zeit  vorzugsweise  nicht  in  den  oberen  Schichten  der 
Gesellschaft.  — 

Das  rührendste  und  vielleicht  sprechendste  zahl¬ 
reicher  Beispiele  von  Treue  und  Anhänglichkeit,  wie 
sie  noch  tief  in  der  Brust  des  gemeinen  Mannes  schlum¬ 
merte  und  nur  der  Mmckung  und  entschlossener,  wahr¬ 
haft  einsichtiger  und  begeisterter  Anführung  bedurft  hätte, 
gaben  in  jener  traurigen  Zeit  12  Zuchthäusler  zu  Yver¬ 
don,  die  dort  öffentliche  Arbeiten  verrichteten.  Sie  wur¬ 
den  von  den  Bürgern  in  Freiheit  gesetzt  mit  dem  Be¬ 
dingen,  dass  sie  helfen  sollten  den  Freiheitsbaum  auf¬ 
richten  und  um  denselben  tanzen.  Diese  armen  Menschen 
weigerten  sich  aber  eines  solchen  revolutionären  Be¬ 
ginnens  standhaft  und  entflohen  baldmöglichst  in  der 
allgemeinen^ Verwirrung  nach  Bern,  wo  sie  sich  der 
rechtsmässigen  Obrigkeit  treulich  wieder  stellten. 

Wären  damals  die  hohen  Zweihundert,  nos  puissans 
et  magnifiques  Seigneurs  von  Bern,  alle  von  dem  vater¬ 
ländischen  Gefühl  dieser  armen  Parias  beseelt  gewesen. 
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ihre  «  Stadt  und  Republik »  wäre  vielleicht  heute  noch 
intakt. 

Darum  ehren  wir  den  Gang  der  Geschichte,  die 
ziemlich  gleichgültig  zusieht ,  wenn  die  Blätter  und 
Blüthen  des  Baumes,  die  welk  und  matt  geworden  sind, 
im  Sturme  fallen,  wenn  nur  der  grosse,  breite  Kern  des 
Stammes  frisch  erhalten  bleibt. 


Selbst  eine  sogen.  «  Legion  Romande  »,  ein  Truppen¬ 
corps  aus  lauter  Waadtländern,  unter  dem  Befehle  eines 
dortigen  loyalen  Offiziers,  Ferdinand  von  Roverea,  or- 
ganisirte  sich  noch  zu  Gunsten  der  bernischen  Herr¬ 
schaft,  die  überhaupt  in  den  gebirgigen  und  nördlichen 
Theilen  des  Landes  weit  weniger  verhasst  war,  als  in 
den  Städten  am  See,  wo  die  Hauptopposition  ihren  Sitz 
hatte. 

Statt  jedoch  alle  diese  günstigen  Umstände  rasch 
und  energisch  zu  benutzen,  liess  sich  die  Berner  Re¬ 
gierung  unbegreiflicherweise  in  Verhandlungen  und  so¬ 
gar  zuletzt  auf  einen  vierzehntägigen  Waffenstillstand  mit 
den  französischen  Generalen  ein,  der  denselben  nament¬ 
lich  gestattete,  Cavallerie  und  reitende  Artillerie  herbei¬ 
zuziehen,  Truppengattungen,  die  nachmals  im  Grauholz 
die  Entscheidung  herbeiführten.  Ja  zuletzt  that  man  sogar 
in  Bern  auf  Verlangen  eines  fremden  Generals  noch 
Etwas,  was  man  Jahrhunderte  lang  den  eigenen  Bürgern 
hartnäckig  verweigert  hatte  und  liess  durch  den  Staats¬ 
sekretär  Karl  Ludwig  von  Haller,  den  späteren  soge¬ 
nannten  «Restaurator»,  eine  konfuse  neue  Verfassung 
in  259  Artikeln  ausarbeiten,  die  erst  lange,  nachdem  es 
vorläufig  gar  kein  «Bern»  mehr  gab,  auch  wirklich  auf 
dem  Papiere  zu  Stande  gekommen  ist  und  Niemand  weder 
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Nutzen  noch  Freude  gewährte,  am  allerwenigsten  nach¬ 
mals  dem  eigenen  Verfasser.  (Edikt  vom  3.  Februar 
1798.) 

Diese  letzten  Tage  des  alten  Bern,  vom  27.  Januar 
(dem  Einrücken  der  Franzosen  in  sein  waadtländisches 
Gebiet)  bis  zur  Schlacht  von  Neuenegg,  können  uns  über¬ 
haupt  trotz  ihrer  Wichtigkeit  kein  wahres  Interesse  ahge- 
winnen.  Die  Verhandlungen  mit  den  französischen  Gene¬ 
ralen  und  Mengaud,  die  vielfach  erzählt  und  nebst  der 
Stimmung  in  den  herrschenden  Kreisen  am  besten  in  den 
nüchternen  Aktenstücken  der  Eidg.  Urkundensammlung 
(Band  VIII,  pag.  702  u.  folg.)  dargestellt  sind,  geben  nur 
ein  unangenehmes  Bild  von  der  Falschheit  und  Tücke  der 
französischen  und  von  der  vollendeten  Schwäche  der 
bernischen  Diplomaten,  die  noch  bis  auf  den  letzten  Mo¬ 
ment  hinaus  glaubten,  sich  mit  Unterhandlungen  retten 
zu  können,  während  die  Franzosen  am  6.  Februar 
schon  Biel  besetzten  und  von  beiden  Seiten  sich  unauf¬ 
haltsam  dem  eigentlichen  Bernergebiete  näherten. 

Noch  am  1.  März,  vier  Tage  vor  dem  Untergänge,, 
bringt  eine  Deputation  an  Brune  (Seckeimeister  Frisching 
und  Oberst  TscharnerJ  ein  Ultimatum  desselben  heim,  das 
im  letzten  Punkte  bereits  eine  provisorische  Regierung¬ 
fordert,  und  es  schliesst  dieser  Bericht  u.  A.  mit  den 
für  den  Stand  der  Dinge,  wie  für  die  Mattherzigkeit  der 
Menschen  bezeichnenden  Worten  (E.  A.  VIII,  pag.  715): 

«Wir  baten  ihn  dringend  (!),  alle  Eeindseligkeiten 
einzustellen,  bis  ein  Schluss  von  Seite  der  höchsten  Be¬ 
hörde  in  Bern  über  seine  neuen  Vorschläge  an  ihn  ge¬ 
langt  sei.  Hierauf  erwiederte  er,  dass  ihm  die  gegen¬ 
wärtige  Stimmung  seiner  Truppen  dieses  schlechterdings 
nicht  erlaube,  zumalen  seine  vielfältigen  Negotiationen  und 
das  immerwährende  Verzögern  eines  Angriffes  anfangen, 
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ihn  bei  seinen  Leuten  in  ein  Misstrauen  zu  setzen,  das 
bäldestens  in  die  unbändigste  Wntb  auszuarten  drohe. 
Binnen  vierundzwanzig  Stunden  wolle  er  die  endliche 
Aeusserung  der  berniscben  Regierung  vernehmen.  Auf 
der  Rückreise  wurden  wir  bis  Murten  von  einem  General- 
adjudanten  des  Herrn  Brune  und  vier  Husaren  eskor- 
tirt.  Unsere  Begleitung,  und  namentlich  der  General¬ 
adjutant,  waren  überaus  höflich,  ausser  dass  er  uns 
beim  Abschiede  das  saubere  Kompliment  machte :  ä  Tbon- 
neur  de  vous  revoir  ä  B erne. >  Ohne  natürlich  eine 
gebührende  Erwiederung  darauf  zu  finden. 

Die  alte  Bernergeschichte  schliesst  sodann  mit  fol¬ 
gendem  Dekrete  und  die  wirkliche  alte  Regierung  löste 
sich  damit  thatsächlich  auf,  bevor  sie  eine  Wafie  zu  ihrer 
Vertheidigung  erhob,  ganz  wie  die  venetianische,  die  mit 
ihr  oft  verglichen  worden  ist. 

«Decret  der  Bernischen  Landesregierung 
auf  den  von  dem  französischen  General  Brune 
eingelangten,  aus  P eterlingen  vom  28.  H ornung 
datirten  letzten  Vorschlag  (an  Tscharner  und 
Frisching). 

1.  Die  Regierung  nimmt  den  Grundsatz  von  Frei¬ 
heit  und  Gleichheit  der  Rechten  von  nun  an  als 
die  Grundlage  Ihrer  mit  aller  Beschleunigung  abzufas¬ 
senden  und  von  den  Urversammlungen  festzusetzenden 
Staatsverfassung  unwiderruflich  an. 

2.  Die  jetzige  Regierung  erklärt  sich  von 
nun  an  als  provisorisch  und  wird  sich  unter  Mit¬ 
wirkung  der  Ausgeschossenen  von  Stadt  und  Land  nach 
Luzerns  Beispiel  innert  Monatsfrist  einstweilen  provi¬ 
sorisch  umbilden  und  bis  die  neue  repräsentative  Re¬ 
gierung  von  den  Urversammlungen  des  ganzen  Landes 
gewählt  sein  wird. 
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3.  Diese  Urversammlungen  sollen  abgehalten  wer¬ 
den  innert  Monatsfrist  von  dem  Zeitpunkte  an,  da  die 
Truppen  von  beyden  Seiten  sich  werden  zurückgezogen 
haben. 

4.  Die  Regierung  nimmt  den  Grundsatz  der  Ver¬ 
einigung  der  ganzen  Schweiz  in  dem  Verstände,  wie  die 
Kantone  ohne  fremde  Einmischung  über  die  daherige 
Form  sich  einverstehen  werden,  an. 

5.  Die  wegen  politischer  Vergehen  verhafteten  Per¬ 
sonen  sollen  auf  die  Empfehlung  des  französischen 
Direktoriums  sogleich  in  Freiheit  gesetzt  werden. 

Zugleich  mit  diesem  Dekret  wird  von  gedachten  Mn. 
G.  H.  Herren  und  Oberen  und  Ausgeschossenen  von 
Städten  und  Landschaften  dem  ganzen  Lande  die  feier¬ 
lichste  Versicherung  ertheilt,  dass,  sobald  die  Gefahr  von 
Aussen  abgewandt  seyn  wird ,  jede  einkommende  Be¬ 
schwerde  untersucht,  und  wenn  es  nur  immer  mit  dem 
Wohl  des  Landes  bestehen  kann,  gehoben  werden  soll. 

Gegegeben  den  1.  März  1798.  Canzley  Bern.» 

Was  war  aus  dem  stolzen  Bern  geworden  und  welche 
Berechtigung  neben  solchen  authentischen  Worten  haben 
die  späteren  Lobpreisungen,  die  diese  Aristokratie  jener 
Tage  sogar  mit  einer  römischen  vergleichen?  — 


Schon  am  folgenden  Tage  nach  der  oben  geschilderten 
Zusammenkunft  und  dieser,  fruchtlosen,  Schmach  einer 
widerstandslosen  Abdankung  auf  Feindesbefehl  griffen  die 
nunmehr  vollzähligen  französischen  Armeen  diese  «loyales 
betes  de  Bernois»,  wie  sie  Brune  nannte,  von  zwei 
Seiten  an. 

Am  2.  März  wurden  die  schlecht  disponirten  Trup¬ 
pen  des  Generals  von  Büren,  der  auf  eigene  Faust  han- 
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delte,  ohne  sich  Erlach  imterziiordnen,  von  der  west¬ 
lichen  Armee,  die  unter  Schauenburg  aus  dem  ehemaligen 
Bisthum  Basel  heranzog,  theils  geschlagen,  theils  völlig 
umgangen  und  dann  Solothurn  ohne  Schwertstreich  einge¬ 
nommen.  Einem  Vorpostenkommandanten,  der  mit  dem 
Berichte  über  das  Anrücken  der  französischen  Armee  die 
dringende  Bitte  um  Verstärkung  verband,  hatte  die 
Solothurner  Begierung  10  —  sage  zehn  —  Mann  zuge¬ 
schickt,  während  ein  ganzes  Bataillon,  nebst  noch  zwei 
andern  heimischen ,  auf  dem  Weissenstein  in  tiefem 
Schnee  stand  und  die  schöne  Aussicht  genoss*). 

Am  gleichen  Tage  rückte  Brune  vom  Waadtlande  her 
in  Freiburg  ein ,  löste  die  dortige  Regierung  ebenfalls 
ohne  Widerstand  auf  und  liess  das  altehrwürdige  Bein¬ 
haus  von  Murten  von  einer  burgundischen  Halbbrigade 
zerstören.  Eine  ähnliche  späte  Revanche  in  kleinerem 
St}de  nahm,  nach  mündlichen  Berichten,  im  Jahr  1871 
ein  solothurnisches  Bäuerlein  der  an  das  Bisthum  Basel 
angrenzenden  Landestheile  vor,  indem  es  sich  ein  Pferd 
der  Bourbaki’schen  Armee  aneignete,  als  Ersatz  für  das¬ 
jenige,  welches  die  Franzosen  in  jenen  Märztagen  von 
1798  seinem  Grossvater  aus  dem  Stalle  gezogen  hatten. 

Die  solothurnische  Kriegführung  hatte  überhaupt  etwas,  was 
unter  andern  Umständen  hätte  „gemüthlich“  genannt  werden  können. 
So  zog  z.  B.  der  „General“  Altermatt  ganz  unbefangen  an  der  Spitze 
der  Franzosen  in  seine  eroberte  Vaterstadt  ein.  Solothurn  erfreute 
sich  auch  einer  bessern  Behandlung  Seitens  derselben,  als  Bern  und 
Freiburg.  So  gelang  es  auf  bis  heute  nicht  recht  erklärte  M  eise, 
die  prächtige  Watfensammlung  im  Solothurner  Zeughaus  zu  retten, 
während  das  Bernische  Zeughaus  bis  auf  äusserst  spärliche  Reste 
völlis:  ausffeleert  worden  ist. 

Allerdings  war  der  Charakter  Schauenburgs,  der  dort  komman- 
dirte,  überhaupt  besser  als  der  Bruue’s  und  scheint  er  auch  Verwandte 
in  Solothurn  gehabt  zu  haben,  die  vielleicht  etwelchen  Einfluss  übten. 
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In  Bern  selbst  herrschte,  als  nun  das  langgefürchtete 
Gericht  unerbittlich  hereinbrach,  in  diesen  letzten  drei 
Tagen  der  «Stadt  und  Republik»  eine  namenlose  Ver¬ 
wirrung,  die  durch  das  Fehlen  jeder  legitimen  Regierung 
in  Folge  der  Abdankung  noch  gesteigert  war. 

Viel  anschaulicher,  als  alle  die  rührenden  Erzäh¬ 
lungen,  mit  denen  man  später  oft  die  nackten,  allerdings 
unerfreulichen,  Thatsachen  zu  bekleiden  gesucht  hat, 
schildern  dieselbe  und  das  moralische  Elend  dieser  Tage 
überhaupt  die  offiziellen  Berichte  an  den  Eidgenössi¬ 
schen  Vorort  (Zürich)  Seitens  der  ausserordentlichen 
Konferenz,  die  in  Bern  vom  2.  Januar  bis  5.  März  Morgens 
beisammen  war  und  diesen  ganzen  Jammer  mit  ansah. 
(E.  A.  VIII,  p.  284,  294,  695—718.) 

Es  waren  dies  Abgeordnete  der  acht  alten  Orte 
ohne  Zug,  Freiburg  und  Solothurn.  Die  letzten  dieser, 
natürlich  noch  Alles  verschönernden,  Berichte  (von 
Zürcherischer  Hand)  lauten  wörtlich  folgendermassen 
(pag.  716): 

«Bern,  2.  März  1798.  Gross,  nahe,  dringend  ist  die 
Gefahr.  Mit  der  edelsten  Anstrengung  bieten  die  L. 
Stände  Bern ,  Freiburg  und  Solothurn  alle  ihre  Kräfte 
zur  muthigsten  Gegenwehr  auf;  aber  wenn  sie  von  ihren 
Miteidgenossen  verlassen  werden  und  nicht  schleunige 
nachdrückliche  Unterstützung  erhalten,  so  sind  sie  ver¬ 
loren!  so  bleibt  ihnen  nichts  übrig,  als  ein  ehrenvoller 
Untergang!  (2)  ||  Am  gleich  en  Tage,  Nachmittags 
1  Uhr:  Gott  erbarme  sich  über  das  caput  mortuum  von 
Eidgenossenschaft!  Freiburg  und  Solothurn  liegen  in  den 
Händen  der  Franzosen.  (8)  ||  Die  Berner  stritten  heute 
bei  Lengnau  wie  Löwen,  geriethen  aber  zwischen  zwei 
Kartätschenfeuer  und  in  wenigen  Minuten  schwand  das 
Bataillon  auf  etwa  zweihundert  Mann  herab.  In  Solo- 
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thiirn  ist  ein  beträchtliches  französisches  Corps  diesen. 
Morgen  um  10  Uhr  eingerückt.  Die  Vertheidigiing  der 
Stadt  war  zwar  kurz,  aber  besonders  von  Seite  der 
bernischen  Völker  lebhaft.  —  Der  bernische  Bataillons¬ 
chef,  Herr  Oberst  Stettier,  wollte  sich  nicht  in  die 
Kapitulation  mit  Freiburg  einschliessen  lassen,  sondern 
erklärte  gegen  den  dritten  Artikel  bestimmt,  er  werde 
mit  klingendem  Spiel,  fliegender  Fahne  und  brennenden 
Lunten  abziehen,  welches  er  auch  wirklich  gethan  hat. 
Der  Punkt  des  Desarmements  der  Soldaten  aus  den  alten 
deutschen  Landen  kann  bei  der  Stimmung  dieser  Leute 
noch  •  fürchterliche  Auftritte  veranlassen.  Alle  Truppen 
werden  in  die  Nähe  der  Stadt  und  auf  wenige  Stunden 
vor  derselben  berufen.  Gestern  Nacht  sind  wegen  dem  er¬ 
gangenen  Landsturm  einige  tausend  Mann  in  die  Stadt 
aufgenommen  worden.  (15)  jj  3.  März,  Morgens  8  Uhr. 
Wir  haben  diese  Nacht  unruhig  und  beinahe  Jedermann 
ganz  wach  zugebracht.  Man  gewärtigte  einen  Ueberfall 
von  französischer  Seite,  so  weit  ist  es  freilich  noch  nicht 
gekommen,  aber  es  kann  alle  Stunden  geschehen.  Frei¬ 
burg  und  Solothurn  sind  viel  mehr  aus  Verrätherei,  als 
um  ihrer  Schwäche  willen  übergegangen.  Wenn  einmal 
die  Franzosen  vor  den  Thoren  der  hiesigen  Stadt  sind, 
so  sehe  ich  fürchterlichen,  grauenvollen  Auftritten  im 
Innern  entgegen.  Die  Herren  Repräsentanten  haben 
grösstentheils  den  Bündel  geschnürt.  Einige  unter  ihnen 
sind  verzweifelt  niedergeschlagen  und  meinen  schon  in 
allem  Ernst  Kinder  des  Todes  zu  sein.  Das  erste  und 
auch  einzige  mir  bekannt  gewordene  unter  den  dem 
Herrn  General  Brune  so  anstössigen  bernischen  Regie¬ 
rungsgliedern  ist,  wie  Sie  sich  leicht  denken  können, 
Herr  Schultheiss  von  Steiger.  —  Die  Entschliessungen 
von  Begrabenwerden  unter  den  Ruinen  und  von  ehren- 
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.vollem  Untergang,  die  der  L.  Stand  Bern  nicht  nur 
mit  flüchtigen  Worten  geänssert,  sondern  bedauerlicher 
AVeise  (!)  auch  durch  den  Druck  mehrmalen  kund  gethan 
hat,  scheinen  nicht  mehr  die  grösste  und  allgemeinste 
Festigkeit  zu  haben.  Die  heutige  Räth-  und  Bürger¬ 
versammlung  beschäftigt  sich  damit,  was  zu  thun  sei, 
wenn  der  General  Brune  die  heut  früh  gemachte  Modi¬ 
fikation  seines  achten  Artikels  in  dem  Ultimatum  nicht 
annehmen  wolle.  Bereits  scheint  sich  der  Bathsschluss 
dahin  zu  lenken,  dass  man  sich  am  Ende  auch  in  dieses 
fügen  müsse.  Ja!  ein  Mitglied  der  h.  Versammlung  ging 
so  weit,  den  Vorschlag  zur  Medersetzung  einer  Kom¬ 
mission  zu  machen,  welche  sich  vorläufig  über  die  Art 
und  Weise  einer  im  Falle  der  Noth  für  die  Hauptstadt 
zu  treffenden  Kapitulation  berathen  solle.  Dieser  Antrag 
ward  nun  zwar  freilich  verworfen,  aber  so  viel  ist  ge¬ 
wiss,  dass  von  kräftiger  und  ausdauernder  Gegenwehr 
nicht  mehr  in  dem  Tone  gesprochen  wird,  wie  erst  noch 
gestern  Abends.  In  der  Stadt  liegen  über  5000  Land¬ 
stürmer,  die  in  der  verflossenen  Nacht  aus  verschiedenen 
Gegenden  des  Kantons  hierher  gekommen  sind;  eine 
Mannschaft,  die  zur  Vertheidigung  gebraucht,  höchst  be- 
sorglich  mehr  Verwirrung  und  Hinderniss  als  Nutzen 
verursachen  würde.  Alte,  kraftlose  Geschöpfe,  junge, 
unbärtige  Knaben,  Krumme,  Lahme  und  Elende,  selten 
ein  rüstiger,  stattlicher  Kerl,  denn  diese  sind  fast  alle 
bei  der  Armee.  Die  Schiessgewehre  dieser  Leute  sind 
alle  unbrauchbar ;  Andere  sind  mit  Prügeln,  Hellebarden 
und  Mordinstrumenten  bewafihet,  für  die  meine  schwache 
militärische  Terminologie  keine  Benennung  hat.  Diese 
Mannschaft  rennt  in  den  Strassen  herum ;  eine  ungeheure 
Masse  sammelte  sich  vor  ein  paar  Stunden  vor  dem 
Bathhause  und  fing  fürchterlich  zu  lärmen  an :  «  Sie  seien 
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verkauft !  wenn  sich  die  Stadt  Bern  im  Ernst  wehren 
wolle,  so  solle  man  sie  regimentiren  und  mit  gutem  Ge¬ 
wehr  und  Munition  versehen. »  M.  G.  Herr  Statthalter 
ging  mit  Herrn  Jägerhauptmann  Studer,  einem  der  Bür¬ 
gerauschüsse,  auf  den  Platz  herunter  und  konnte  hinnen 
wenigen  Minuten  das  Gewitter  beschwören.  Dass  die 
Franzosen  von  Solothurn  oder  sonst  irgend  einer  Seite 
schon  gegen  Bern  anrücken,  weiss  man  noch  nicht;  ich 
höre  aber  bereits  von  etwelchem  Widerstand  reden,  den 
man  ihnen  pour  sauver  ies  apparences  leisten  müsse. 
Schade  für  die,  denen  diese  Simagree  das  Leben  kostet; 
sie  sterben  nicht  zum  Nutzen,  ja  nicht  einmal  zur  Ehre 
des  Vaterlandes.  (!) 

Bern,  4.  März  1798,  Morgens  halb  9  Uhr.  Unser 
liebes  Vaterland  eilt  mit  furchtbar  schnellen  Schritten 
seiner  politischen  Auflösung,  seiner  Vernichtung  in  Hin¬ 
sicht  auf  Freiheit  und  Unabhängigkeit  entgegen;  es  ist 
der  Wille  Gottes.  Alle  Umstände,  die  unser  Unglück, 
und  ich  muss  mir  den  Ausdruck  erlauben,  die  unsere 
schandevolle  Zernichtung  bewirken,  vereinigen  sich.  Mit 
jedem  Augenblicke  vermehrt  sich  die  Verwirrung.  Nicht 
nur  will  in  diesen  so  entscheidenden  Augenblicken  Nie¬ 
mand  mehr  gehorchen,  es  will  Niemand  mehr  befeh¬ 
len;.  alle  gegenseitigen  Bande  scheinen  aufgelöst  zu 
sein.  Welch’  ein  fürchterlicher  Tag  war  der  gestrige; 
beinahe  den  ganzen  Tag  auf  dem  Bathhaus  und  den 
Strassen,  von  welchen  Begegnissen  musste  ich  Zeuge 
sein.  Banden  von  Soldaten  drangen  in’s  Rathhaus,  oft 
ohne  Offiziere,  bald  der,  bald  dieser  führte  das  Wort, 
beschwerten  sich  über  die  Offiziere  und  dass  sie  von 
ihnen  verlassen,  verrathen  gewesen.  Solche  Klagen  wur¬ 
den  von  Kompagnien  angehört,  deren  Hauptleute  an 
ihrer  Spitze  todt  geblieben  sind.  Andere  drangen  mit 
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Ungestüm  auf  das  Eatlihaus  und  verlangten  vor  den 
Kriegsrath  gelassen  zu  werden.  Sie  wollten  Waffen, 
Munition  und  dass  inan  ihnen  Offiziere  gebe.  Für  alle 
Forderungen  fanden  sie  stets,  wie  gerecht  und  billig, 
geneigtes  Gehör;  aber  exaltirt  und  unglücklich  verblendet 
sollte  Alles  auf  das  erste  Wort,  das  ab  ihren  Lippen 
fiel,  in  bester  Ordnung  dastehen.  Auf  den  Strassen  führ¬ 
ten  sie  die  gleichen  Reden,  äusserten  die  nämlichen  Be¬ 
schwerden.  Auf  der  Stelle  versammelte  sich  immer  eine 
Menge  Volkes  um  sie,  und  Bürger  predigten  einer  Menge 
Zuhörer,  der  Eine  dies,  der  Andere  das,  aber  niemals 
den  Text,  der  allein  in  diesen  schwersten  Augenblicken 
die  Gemüthsstimmung  Aller  vereinigen  und  lenken  sollte. 
Ungeachtet  aller  meiner  Vorstellungen  gelang  es  mir 
nicht,  meine  Herren  Repräsentanten  und  einen  Theil 
der  Kriegsräthe  für  diejenige  Stimmung  zu  lenken,  die 
in  diesem  Augenblicke  so  dringend  erforderlich  gewesen 
wäre.  Berns  Schicksal  mag  nun  in  wenigen  Stunden 
eine  Wendung  nehmen,  wie  es  immer  will,  ich  weiche 
nicht  von  der  Stelle  und  erachte  meines  Standes  und 
meiner  hohen  Prinzipalen  Ehre  wie  meine  Pflicht  nicht 
verkannt  zu  haben. 

Ihro  Gnaden  Steiger  hat  mit  Muth  und  Würde  gestern 
der  höchsten  Versammlung  angezeigt  und  durchaus,  ver¬ 
langt,  wann  es  zu  einer  Kapitulation  kommen  solle,  so 
verböte  er  sich,  dass  seiner  darin  im  mindesten  Er¬ 
wähnung  geschehe.  Er  werde  sein  Schicksal  mit  Ruhp 
auf  alle  Weise  erwarten.  ||  Am  gleichen  Tage,  Abends 
4  Uhr.  In  Freiburg  soll  gestern  durch  die  französische 
Parthei  ein  fürchterliches  Blutbad  unter  Denjenigen  an¬ 
gerichtet  worden  sein,  deren  Entschlossenheit,  Muth  und 
edle  Denkungsweise  so  lange  der  gedachten  Parthei  den 
Sieg  erschwert  hatten ;  auch  sei  bei  diesem  Anlasse  dem 
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Herrn  Schul theiss  Werro  der  Kopf  abgeschlagen  und  auf 
einer  Pique  in  der  Stadt  herumgetragen  worden.*)  Leider 
muss  ich  gestehen,  dass  mir  dieses  in  Rückerinnerung 
von  mancherlei  Dingen,  die  ich  neulich  in  Freiburg  ge¬ 
sehen  und  gehört  habe,  nicht  ganz  unwahrscheinlich  vor¬ 
kömmt.  Ueberhaupt  bin  ich  je  länger  je  überzeugter, 
dass  die  gute  Stadt  Freiburg  ein  Opfer  der  schändlich¬ 
sten  Verrätherei  gewisser  dortiger  Einwohner  geworden. 
Wie  hätten  es  z.  B.,  ohne  Einverständniss  in  der  Stadt 
zu  haben,  die  Franzosen  wagen  dürfen,  sich  derselben, 
die  eine  Garnison  von  1800  Mann  und  zwar  wenige, 
aber  gutbediente  Artillerie  hatte,  mit  einem  Korps  von 
1600  Mann  und  ohne  alles  grobe  Geschütz  zu  nähern? 
Höchst  unglücklich  ist  es  zu  sehen,  wie  sehr  man  sich 
bemüht,  dem  bernischen,  mit  wenigen  Ausnahmen  so 
tapferen  und  wohlgesinnten  Volk  Misstrauen  gegen  die 
Regierung  und  seine  Offiziere  beizu bringen,  durch  Vor¬ 
spiegelung,  dass  es  von  der  ersteren  verkauft  und  von 
den  letztem  verrathen  sei.  Dergleichen  perfide  Insinua¬ 
tionen  finden  so  sehr  Gehör,  dass  unter  einem  Theile  des 
Volkes  dadurch  bereits  eine  Art  von  Fanatismus  bewirkt 
worden  ist.  Zwei  wackere  hiesige  Stabsoffiziere  sind  diesen 
Morgen  bereits  traurige  Opfer  dieser  Volkswuth  geworden, 
indem  ihre  gegen  den  überlegenen  Feind  bezeigte  Vorsicht 
und  Behutsamkeit  nicht  ihrer  Klugheit,  sondern  einem  Ein¬ 
verständniss  mit  den  Franken  zugeschrieben  ward.  Herr 
Oberst  Ryhiner  ward  auf  dem  Bärengraben  von  seinen 
eigenen  Leuten  erstochen,  so  dass  er  nach  wenigen 
Stunden  verschied,  und  Herr  Oberst  Stettier  ward  un¬ 
gefähr  zu  gleicher  Zeit  gleich  ausserhalb  der  Stadt  von 
einigen  Soldaten  seines  Bataillons  angefallen  und  auf 


Natürlich  Alles  blosse  Wahngebilde  erschrockener  Phantasie. 
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die  unmenschlichste  Weise  zerfleischt  und  ihm  mehrere 
Kugeln  durch  den  Leib  geschossen.  Indess  ist  der 
Rädelsführer  dieser  Schandthat  hieher  gebracht  worden 
und  man  redet  von  prompter  und  scharfer  Exekution 
gegen  denselben. 

Am  gleichen  Tage,  Abends  8  Uhr.  Ich  eile. 
Euer  Gnaden  von  den  in  mehreren  Rücksichten  seit 
einigen  Stunden  günstiger  eingetretenen  Umständen  die 
fördersamste  Nachricht  zu  geben.  Die  Beruhigung  hier 
in  der  Stadt  und  bei  den  Truppen,  eine  Stimmung,  die 
für  diese  entscheidenden  Augenblicke  angemessen  ist, 
scheint  allmälig  durch  Gottes  Güte  die  Oberhand  zu 
gewinnen,  und  vielleicht  ist  noch  Rettung  und  eine  er¬ 
trägliche  Behandlung  der  Stadt  und  des  Standes  Bern 
möglich.  Seit  etwa  9  Uhr  hat  es  vielen  vereinigten  Be¬ 
mühungen  gelingen  können,  diese  günstige  Wendung  zu 
bewirken,  und  nun  hoffe  ich,  die  neu  organisirte  Re¬ 
gierung  werde  vollends  der  guten  Sache  des  Vaterlandes 
wieder  aufhelfen  und  der  abscheulich  anarchischen  Stim¬ 
mung  von  zwei  Tagen,  die  so  mannigfaltiges  Unheil  ver¬ 
anlasst  hat,  auch  unter  allen  Umständen,  die  hier  auf 
uns  warten  mögen,  ein  Ende  gemacht  haben.  Um  10  Uhr 
ward  nach  rührender  feierlicher  Abdankung  der  alten 
Regierung  die  neue  aus  hundert  und  vier  Gliedern  und 
einem  Präsidenten,  nämlich  Herr  Seckeimeister  Frisching, 
als  provisorisch  gewählt.  Herr  Tillier  ist  sogleich  nach 
Murten  zu  dem  General  Brune  mit  dieser  Nachricht 
abgereist,  wodurch  nun  alle  seine  Forderungen  erreicht 
sein  sollten.  Vor  einigen  Augenblicken  kömmt  die  Ver¬ 
bscheidung,  er  wolle  in  Person  und  in  Begleit  zweier 
Kompagnien  Husaren  und  zweier  Füsilierkompagnien  der 
neuen  Organisation  der  Regierung  selbst  beiwohnen, 
vorher  aber  müssten  alle  bernischen  und  eidgenössischen 
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Milizen  abgeclankt  und  entlassen  sein.  Euer  Gnaden  will 
ich  ohne  einige  Bemerkung  diese  Zumuthung  in  ihren 
Folgen  beurtheilen  lassen.  Dieselbe  ist  auch  mit  ein- 
müthiger  Stimme  verworfen  worden  und  zudem  hat  sich 
die  Regierung  schon  in  Aktivität  gesetzt.  — 

Bern,  5.  März  1798,  Morgens  10  Uhr.  Diesen 
Morgen  um  3  Uhr  kam  Herr  Oberst  Tillier  zurück,  und 
welch’  bedauerliche  Erklärung  des  Generals  vernehmen 
nun  Euer  Gnaden.  Brüne  besteht  auf  seiner  Forderung, 
Bern  wenigstens  auf  einen  Monat  mit  etwa  600  Mann 
französischer  Truppen  zu  besetzen;  ja  da  Brüne  sein 
Ultimatum  nicht  einmal  schriftlich  dem  Herrn  Tillier 
behändigen  wollte,  so  erachten  Euer  Gnaden  die  Ab¬ 
sichten  dieses  Generals  auf  Bern  und  wahrlich  auf  die 
ganze  Schweiz.  Herr  Seckeimeister  Frisching  besammelte 
schon  gleich  nach  3  Uhr  die  neue  Regierung.  Auf  der 
Stelle  nahm  man  den  einmüthigen  Entschluss,  dieser 
harten,  so  ungemein  gefahrvollen  Zumuthung  sich  nicht 
zu  unterziehen,  sondern  das  Aeusserste  zu  wagen  Un¬ 
gefähr  um  4  Uhr  erhielten  wir  die  Anzeige,  dass  von 
Murten  aus  die  Franzosen  angegriifen  und  die  Feind¬ 
seligkeiten  angefangen  haben.  Das  Schicksal  Bern’s  und 
das  unserige  wird  nun  von  dem  Success  der  auch  von 
dieser  Seite  angehebten  Feindseligkeiten  abhangen.  Wäh¬ 
rend  der  ganzen  Nacht  hat  man  hier  den  Donner  der 
Kanonen  von  der  untern  Gegend  her,  vermuthlich  bei 
Burgdorf,  Herzogenbuchsee,  Wangen,  Fraubrunnen  und 
der  Enden  deutlich  vernehmen  können.  In  dieser,  nun 
vielleicht  in  wenigen  Stunden  entscheidenden  Lage  be¬ 
finden  wir  uns  hier,  und  Euer  Gnaden  können  sich  die 
Wirkung  in  hiesiger  Stadt  und  bei  deren  Einwohnern 
denken.  Wird  sich  die  Regierung  für  das  Nachgeben 
verstehen,  so  sind  zuverlässig  alle  Offi eiere  bei  den 
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Truppen  das  erste,  schauervolle  Opfer  des  Nachgebens, 
/  und  geschieht  es  nicht,  gelingt  es  aber  den  Franzosen, 
die  bernerischen  und  eidgenössischen  Truppen  zu  schla¬ 
gen,  so  kann  man  sich  der  Stadt  Bern  und  unser  Aller 
Schicksal  vorstellen.  —  Der  Wuth  der  französischen 
Truppen,  ihrem  heissen  Verlangen,  sich  der  Stadt  Bern  zu 
bemächtigen,  wird,  wann  sie  ihre  Absicht  erreicht  haben, 
nichts  heilig  sein,  und  unabsehbares  Elend  und  die  schauer¬ 
vollsten  Auftritte  stehen  zu  erwarten.  Ein  ansehnlicher 
Theil  der  Einwohner  Berns  ist  mit  einem  heroischen 
^luth  auf  Alles  gefasst  und  stellt  sich  auch  das  schrecken- 
vollste  Begegniss  als  ihr  bevorstehendes  Schicksal  vor 
Augen.  Die  Vorsehung  allein  kann  durch  glücklich  len¬ 
kende  Umstände  unser  Schicksal  in  etwas  lindern.  Dieser 
vertraue  ich  mit  Ruhe  und  vollkommenster  Ergebung  in 
ihren  Willen,  bewusst,  dass  ich  an  meinem  schwachen 
Orte  Alles  gethan,  was  nach  meiner  Stellung  und  dem 
gnädigen  Vertrauen  meiner  theuersten  Väter  von  mir 
gefordert  und  erwartet  werden  konnte.  Schon  lange  sah 
ich  für  mein  theures  Vaterland  kein  besseres,  glück¬ 
licheres  Schicksal  vor,  und  unsere  Lage,  unser  Benehmen 
schmerzte,  kränkte  mich  tief.  Mit  jedem  Augenblick 
kommen  Wagen  mit  Verwundeten  an;  ich  darf  nicht 
hoffen,  diesen  Brief  zu  enden,  und  noch  weniger,  dass 
derselbe  Euer  Gnaden  könne  behändigt  werden.»  — 
Damit  schliessen  diese  höchst  plastischen  Berichte. 
Die  Eidg.  Repräsentanten  betheiligten  sich  statt  an  der 
Verth eidigung  nur  noch  durch  zwei  Mitglieder,  Wyss 
und  Amrhyn,  an  der  Kapitulation  mit  Schauenburg  (Eidg. 
Absch.  Vni,  294),  der  ihnen  im  Gegensatz  zu  ihren  kläg¬ 
lichen  Befürchtungen  völlig  unbehelligten  Abzug  in  ihre 
Heimath  gewährte,  und  zogen  dann  am  5.  März  Abends 
nach  einmüthigem  Beschlüsse  « und  da  es  im  Wunsche 
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des  französischen  Generalkommando’s  zu  liegen  schien,» 
wie  sie  noch  glauben  ausdrücklich  erwähnen  zu  sollen, 
nach  Hause.  —  — 

Eine  allerletzte  Notiz  von  der  Hand  eines  andern 
Zürcherabgeordneten  erzählt  noch  vom  4.  März,  wahr¬ 
scheinlich  Abends,  dass  eben  der  alte  Schultheiss  von 
Mülinen  als  einfacher  Bürger  am  Rathhaus  zu  Bern  die 
Wache  beziehe.  Ein  vielleicht  rührendes  Bild  der  in¬ 
neren  Verfassung  Berns  in  diesen  Tagen  für  Freunde 
solcher  rührender  Plastik ;  ein  Greis,  der  mit  zitternden 
Händen  in  letzter  Stunde  noch  seine  einfachsten  Pflichten 
als  Mensch  und  Bürger  erfüllen  muss  und  möchte,  weil 
seine  Kaste,  trotz  eigener  Unfähigkeit,  zu  rechter  Zeit 
es  beharrlich  abgelehnt  hat,  das  Staatsruder  kräftigeren 
Händen  anzuvertrauen.  — 


Diese  kräftigen  Hände  nahmen  indess  doch  noch 
einen  kurzen  Augenblick  lang,  obwohl  nun  zu  spät  für 
den  Erfolg,  die  Sache  Berns  in  die  eigene  derbe  Ver¬ 
fügung. 

Während  die  sich  auf  lösenden  200  im  altehrwürdigen 
Rathssaale  weinten  und  der  Oberst  von  Wattenwyl,  der 
bei  Gümmenen  kommandirte,  bereits  ordregemäss  überall 
den  Rückzug  ohne  Gefecht  anordnete,  um  der  Stadt 
näher  zu  sein,  was  ihr  wenig  helfen  konnte,  brachen  am 
5.  März  1798  Morgens  noch  ein  ungeordneter  Haufen 
Freiwilliger,  darunter  wohl  die  schlechtbewaffneten  Land¬ 
stürmer,  die  der  Berichterstatter  der  Abschiede  so  ver¬ 
ächtlich  beschreibt,  jedenfalls  viele  Greise,  Weiber  und 
Kinder,  vom  Breitfelde  bei  Bern  aus  nach  der  Frei¬ 
burger  Grenze  auf.  Die  damalige  Studentenschaft  von 
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Bern  war  namentlich  auch  dabei  vertreten.  Einer  davon 
freilich,  wie  erzählt  wird,  erinnerte  sich  plötzlich  bei 
dem  ersten  Anblicke  der  Franzosen,  dass  er  ganz  ver¬ 
gessen  habe,  seine  Eltern  in  Bern  um  Erlaubniss  zu 
fragen,  und  kehrte  eilig  um,  um  das  Versäumte  nachzu¬ 
holen.  Der  Anführer  der  S^tudenten  rief  ihm  nach:  «Ja, 
ehre  Vater  und  Mutter,  damit  du  lange  lebest  auf  Erden !» 
—  Vereint  mit  diesem  Zuzug  warfen  nun  die  Berner¬ 
truppen,  die  noch  halb  aufgelöst  vor  Neuenegg  standen, 
in  einem  wüthenden  Angriff  die  ganze  französische  Armee 
über  die  Sense  zurück.  Ein  Denkstein  zeigt  heute  dem 
mit  der  Bahn  nach  Freiburg  Vorüberfahrenden  die  Stelle, 
von  der  aus  der  Ansturm  geschah. 

Schon  um  3  Uhr  Nachmittags  aber  fiel  mitten  in 
den  Sieg  die  Nachricht  von  der  Kapitulation  von  Bern. 
Die  Entscheidung  war  unterdessen  auf  der  andern  Seite 
der  Stadt,  im  Grauholz,  gegen  Schauenburg  gefallen. 

Der  Schul theiss  Steiger  selbst  hatte  dort  dem  letzten 
Kampfe,  an  der  Seite  des  Generals  v.  Erlach  beigewohnt. 
Die  Darstellungen  sind  Ihnen  bekannt,  wie  er,  auf 
einem  gefällten  Eichenstamm  am  Rande  des  Waldes 
sitzend,  düstern  Auges  den  Untergang  des  Vaterlandes 
überlebt ;  französische  Husaren,  das  wird  den  Memoiren 
von  Roverea  noch  immer  nacherzählt,  seien  sogar,  von 
unwillkürlicher  Ehrfurcht  ergriffen,  dem  ehrfurchtgebie¬ 
tenden  Greise  ausgewichen.  Aehnlich  etwa,  wie  jener 
ältere  Kelte,  der  auch  den  grossen  Blick  des  Marius 
scheute.  Wir  bezweifeln  sehr  die  volle  Wahrheit  dieses 
Gemäldes.  Nach  unserem  Dafürhalten  war  überhaupt  der 
Platz  dieses  Greises,  organisirend  und  bis  zum  letzten 
Mann  und  Augenblick  ausharrend,  auf  dem  Rathhause 
in  Bern,  wo  er  immer  noch  mehr  leisten  konnte,  als 
hier  im  Pulverdampf.  —  Zuletzt  wui’de  er  in  die  allge- 
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meine  Flucht  verwickelt,  begab  sieb  in’s  Oberland,  später 
nach  Konstanz  und  Augsburg.  Seine  Vaterstadt  sab  er 
lebend  nicht  wieder.  Die  nacbhelvetiscbe  Zeit  erst  be¬ 
grub  ihn  daselbst  (1805)  und  errichtete  ihm  ihre  Denk¬ 
male.  *)  —  Eine  wahrhafte  Geschichtsschreibung  wird 
ihm  niemals  ihr  aufrichtiges  Mitgefühl  versagen.  Denn 
er  war  ein  Patriot  in  seiner  Art  und  die  Schmach  der 
Zeit  ging  ihm  zu  Herzen.  Die  Denkmale  aber  und 
den  Anspruch  auf  die  unverwelkliche  Dankbarkeit  des 
bernischen  und  des  ganzen  schweizerischen  Volkes  wird 
sie,  nachdem  die  verschiedenen  Stimmungen  jener  Tage 


*)  Steiger  starb  in  Augsburg  am  3.  Dezember  1799.  Ein  Traiier- 
gediebt  aus  der  Endezeit  der  Helvetik  (Kevolntionsalmanach  1802) 
besingt  ihn  u.  A.  mit  folgenden  Strophen : 

De  longs  gemissemens  au  loin  se  font  entendre, 

Le  deuil  le  plus  profond  a  couvert  nos  cantons, 

Le  ciel  s’est  obscurci,  des  monts  on  voit  descendre 
Un  lugubre  nuage  au  fond  de  nos  vallons. 

„Steiguer“  n’est  plus!  helas,  notre  triste  patrie 
Par  ce  coup  malheureux  perd  son  plus  ferme  appui. 

Le  pere,  le  soutien,  Vespoir  de  l’Helvetie 
L’impitoyable  mort  nous  l’enleve  aujourd’hui. 

D’un  combat  inegal  Steiguer  previt  l’issue, 

Contre  la  trahison  que  pouvait  la  valeur? 

Son  äme  du  danger  ne  fut  jamais  emue, 

II  voulut  dans  nos  rangs  perir  avec  honneur. 

Pour  remplir  ce  voeu  saint  au  sort  de  l’Helvetie 
II  sut  interesser  les  plus  puissans  des  Rois. 

Chacun  d’eux  admirant  son  sublime  genie 
D’me  divinite  crut  entendre  la  voix. 

Arrete-toi  passant,  regarde  cette  pierre; 

Du  respect  le  plus  saint  que  tes  sens  soient  frappes; 

Ci  git  de  son  pays  le  bienfaiteur,  le  pere, 

Ci  git  Steiguer!  .  .  .  Ah!  c’est  t’en  dire  assezl'^ 


Wirklich  „assez.“ 
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nun  längst  einer  ruhigeren  Betrachtung  Platz  gemacht 
haben ,  nur  jener  ungenannten  Schaar  von  Männern, 
Weibern,  Kindern  und  Greisen  zuerkennen  können,  die 
am  5.  März  Abends  nicht  unter  den  Lebenden  waren, 
sondern  vielmehr  unter  Hunderten  erschlagener  Feinde 
als  Sieger  auf  dem  Schlachtfeld  von  N  e  u  e  n  e  g  g  lagen 
und  der  heldenhaften  alten  Eidgenossenschaft  allein  noch 
ein  heldenhaftes ,  sieggekröntes  Ende  mit  ihrem  Blute 
erkauft  hatten.  — 

Der  General  von  Erlach  wurde  auf  der  Flucht  nach 
dem  Oberlande  von  den  eigenen  Soldaten  ermordet.  Ein 
unbevollmächtigter  Bürgerausschuss  drang  durch  das 
grauenvolle  Gewühl  des  Rückzugs  auf  dem  Breitfelde  zu 
Schauenburg  und  kapitulirte  für  Bern.  — 

Am  5.  März,  Nachmittags  1  Uhr,  an  einem  Montag, 
genau  445  Jahre  nach  dem  Eintritt  Berns  in  die  Eid¬ 
genossenschaft  (6.  März  1353)  besetzten  die  Franzosen 
die  stolze  Stadt,  die  nie  seit  ihrer  Gründung  einen  Feind 
innerhalb  ihrer  Mauern  gesehen  hatte.*)  An  diesem  Tage 
war  sie,  wie  Augenzeugen  sagen,  menschenleer,  selber 
einer  Leiche  vergleichbar.  Mehrere  ihrer  Bürger  gaben 
sich  selbst  den  Tod,  wie  diess  1866  unter  ähnlichen  Ver¬ 
hältnissen  in  Frankfurt  geschehen  ist. 

Die  bernischen  Truppen  lösten  sich  in  wilden  Scenen 
des  Aufruhrs  und  der  Gewalt  auf.  Rings  um  die  Stadt 
herrschten  auch  Seitens  der  Befreier  Plünderung,  Mord, 
Brand  und  alle  Greuel  des  Krieges  in  einer  Weise,  die 
sogar  Laharpe  veranlasste,  sich  bei  dem  französischen 
Direktorium  bitter  darüber  zu  beschweren.  (Brief  vom 

*)  Der  Einmarsch  geschah  über  die  (alte)  Nydeckbrücke. 
Das  Erste,  was  Schauenburg  von  dem  ihn  begleitemden  bernischen 
Commissär  verlangte,  war  ein  Mittagessen  von  SO  Gredecken,  mit  der 
Drohung,  ihn  sonst  aus  dem  Fenster  zu  werfen. 
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26.  Germinal  1798.)  Die  noch  vorhandenen  eidgenössi¬ 
schen  Zuzüger,  so  namentlich  einige  Zürcher,  zogen 
still,  aber  mit  Waffen  und  Gepäck,  zufolge  der  Kapi¬ 
tulation,  nach  Hause. 


Die  alte  Eidgenossenschaft  war  gefallen  und  lag  vor¬ 
läufig,  eine  willenlose  Leiche,  jeder  Beraubung  preis¬ 
gegeben,  einem  französischen  General  zu  Füssen,  den 
ihre  eigenen  Kinder  über  sie  herbeigeführt  hatten. 

Lassen  Sie  sich  niemals  durch  eine  allzu  emphatische 
Schilderung  der  letzten  Vertheidigungskämpfe  *)  oder 
durch  den  augenblicklichen  Triumph  der  Freiheit  und 
Gleichheit  über  die  alten  Aristokratien  den  Blick  von 
dem  Ernste  dieser  Schmach  abwenden.  Die  allerdings 
in  Erster  Linie  Die  verschuldeten,  welche  si^h  zu  lange 
weigerten,  nothwendige  Reformen  vorzunehmen,  in  zweiter 
Linie  aber  auch  die  allzuunbedingten  Anhänger  und  An¬ 
rufer  der  fremden  Hülfe. 

Der  fremden  Intervention  zunächst  verdankte  die 
Schweiz  das  vielfältige,  nie  aufhörende  Unglück,  das 
der  nun  folgenden  helvetischen  Zeit  von  vorn  herein  wie 
ein  Fluch  anhaftete,  die  gar  nicht  mehr  zu  beseitigende 
Unterwerfung  unter  fremde  Autorität  und  zuletzt  eine 
nochmalige  theilweise  Restauration  ihrer  werthlosen  diplo¬ 
matischen  Regierungen. 

Der  fremde  Schatten,  der  auf  der  Helvetik  noch 
immer  ruht,  verschuldet  heute  noch  viele  Vorurtheile 

Der  Cresammtverlust  von  Bern  in  den  verschiedenen 
Gefechten  betrug  nach  späteren  offiziellen  Erhebungen  19  Offiziere 
und  683  Mann,  deren  Namen  auf  sechs  schwarzen  Tafeln  in  der 
Münsterkirche  verzeichnet  stehen.  Immerhin  noch  kein  grosser 
Yerlust  für  den  Untergang  eines  ruhmreichen  Vaterlandes,  das  ganz 
andere  Schlachten  gesehen. 
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gegen  die  Sache  selber,  die  nicht  so  schlimm  war  wie 
ihr  Ruf,  und  die  meisten  der  Hindernisse  einer  kräftigen 
centraleren  Entwicklung,  die  fast  achtzig  Jahre  später 
noch  immer  fortbestehen. 

Denn  noch  heute  gibt  es  unter  uns  zahlreiche  Par¬ 
teien,  die  einerseits  den  Manen  der  alten,  nicht  rühmlich 
gefallenen  Standeseinrichtungen  eine  übertriebene,  viel¬ 
fach  auf  Unkenntniss  der  wahren  geschichtlichen  That- 
sachen  beruhende  iVchtung  bewahren  —  bloss  deshalb, 
weil  die  Revolution  leider  zugleich  ein  ausländischer  An¬ 
griff  auf  unsere  Freiheit  war.  Andere,  denen  das  Bild 
der  französischen  Republik  heilig  und  unantastbar  ist, 
auch  wo  es  über  schweizerischen  Gräbern  steht. 

Die  Eidgenossenschaft  wird  nie  in  ihrer  Einfachheit 
gross  und  in  ihrer  Eigenthümlichkeit  glücklich  sein,  wenn 
sie  nicht  beständig  dahin  strebt,  im  Innern  gründliche 
demokratische  Freiheit  mit  strenger  nationaler  Ah- 
schliessung  gegen  jeden  fremden  Einfluss  zu  verbinden. 


Y. 

Une  et  indivisible. 


Vom  5.  März  bis  12.  April  1798  war  die  Schweiz 
ein  erobertes  Land,  dessen  politisches  und  materielles 
Schicksal  nicht  mehr  von  eigener  Selbstbestimmung,  son¬ 
dern  von  der  Willkür  einer  fremden  Macht,  ihrer  Feld¬ 
herrn  und  Repräsentanten  abhing. 

Trotz  aller  patriotischen  Reklamationen  Laharpe’s,  der 
nun  den  Fluch  erfuhr,  welchen  die  Anrufung  fremder  Hülfe 
immer  mit  sich  bringt,  wurde  auch  von  dem  Rechte 
der  Eroberung  thatsächlicher,  unumwundener  Gebrauch 
gemacht,  denn  die  Thatsachen  sind  brutal  und  lassen 
sich  durch  keine  Phrasen  übertünchen.  Es  liegt  in  der 
Natur  einer  jeden  von  ihnen,  sich  geltend  zu  machen, 
und  der  Titel  dafür  findet  sich  immer,  wo  die  Macht 
bereits  faktisch  besteht.  « Sono  le  forze  che  facilmente 
s’acquistano  i  nomi,  non  i  nomi  le  forze. »  (Macchiavelli). 

Das  Hauptquartier  der  erobernden  französischen  Ar¬ 
mee  unter  Brune  wurde  in  Bern  aufgeschlagen  und  dahin 
strömte  nun  in  den  nächsten  Wochen  Alles,  was  sich  Rath 
und  Anweisung  über  die  neue  Gestaltung  der  Dinge  er¬ 
holen  wollte,  die  in  ihren  Einzelheiten  noch  vollständig 
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im  Dunkel  der  Zukunft  lag.  Im  Stiftsgebäude  zu  Bern 
und  dann  in  letzter  Linie  in  Paris  residirte  vom  6.  März 
1798  ab  vorläufig  die  wirkliche  Regierung  der  Schweiz. 

Die  Gedanken  der  schweizerischen  Patrioten,  be¬ 
sonders  Laharpe’s  und  der  Waadtländer,  waren  mit  denen 
ihrer  Freunde  im  französischen  Direktorium,  wie  es  bei 
solchen  gemeinsamen  Unternehmungen  zwischen  an  Macht 
^  ungleichen  Genossen  oft  zu  gehen  pflegt,  nur  bis  zu  dem 
Punkte  des  Sieges  über  Bern  gänzlich  einig  gegangen. 

Was  dann  weiter  folgen  sollte,  das  blieb,  zum  grossen 
Theile  wenigstens,  dem  Rath  des  Augenblicks, -«von  Fall 
zu  Fall »  wie  sich  die  heutige  Diplomatie  ausdrücken 
würde,  überlassen  und  dieser  Rath  des  Augenblicks  ist 
auch  heutzutage  noch  fast  immer  der,  dass  wer  die 
Macht  hat,  befiehlt. 

Es  ist  das  Tragische,  der  tiefe  Schatten  der  Hel- 
vetik,  der  sich  vom  Ersten  Tage  ab  schon  über  sie 
breitet,  dass  der  lang  ersehnte  Morgenstrahl  der  Frei¬ 
heit  und  Gleichheit  geth eilte  Gemüther  und  nur  schwachen 
Jubel  aus  nicht  völlig  freudigen  Herzen  fand.  Weil  er 
über  den  Bajonetten  einer  fremden  Armee  aufging,  die 
jedes  schweizerische  Herz  als  schwere  Last  und  Unehre 
empfand.  Einzig  in  Lausanne  wurde  die  Einnahme 
von  Bern  mit  Kanonensalven,  kirchlichen  Ceremonien 
und  einem  ungeheuren  Freudentaumel  der  Bevölkerung 
gefeiert.  Ueberall  anderswo  in  der  befreiten  Eidgenossen¬ 
schaft  sah  auch  der  Patriot  düster  auf  die  Leichen  bei 
Neuenegg  und  auf  die  Diktatur  der  fremden  Befehlshaber 
und  Armeekommissäre,  die  nun  von  Paris  aus  herbei¬ 
eilten,  um  die  Siegesbeute  in  Empfang  zu  nehmen.  In 
Bern  selbst  wurde  am  9.  März  Nachmittags,  zwischen* 
zwei  Reihen  französischer  Soldaten,  ein  Freiheitsbaum 
vor  dem  Rathhause  errichtet  und  von  der  Freitreppe 
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herab  durch  den  General  Brune  und  den  Seckeimeister 
Frisching  begrüsst.  Aber  die  Feierlichkeit  fand  unter 
dem  vorherrschenden  Eindruck  des  grossen  Elends,  das 
namentlich  rings  um  die  Stadt  herum  durch  die  rück¬ 
sichtsloseste  Plünderung  der  Franzosen  entstanden  war, 
nicht  die  gehobene  Stimmung,  ohne  die  sie  eine  inhalt¬ 
leere  und  selbst  beleidigende  Form  war.  In  der  ganzen 
deutschen  Schweiz  mischte  sich  der  natürliche  Wider¬ 
wille  eines  gesunden  Volkes  gegen  Phrasen,  die  der 
Wirklichkeit  nicht  ganz  entsprechen,  mit  einem  peinlichen 
Gefühl  der  Unsicherheit  über  die  nächste  Zukunft.  Und 
die  Art,  wie  die  französischen  Herrscher  vorläufig  über 
Eigenthum,  Land  und  künftige  politische  Gestaltung  des 
Eidgenössischen  Volkes  zu  disponiren  begannen,  war 
nicht  geeignet,  diese  Stimmung  zu  verbessern. 

In  Bern  bemächtigten  sich  die  Franzosen  vor  Allem 
sogleich  des  Staatsschatzes,  mit  solcher  gierigen  Eile,  dass 
man  die  Herbeischaffung  der  sämmtlichen  Schlüssel  nicht 
abwartete,  sondern  die  Thüren  zum  Theil  einstiess.  Die 
öffentlichen  Vorräthe  an  Wein  u.  dgl.,  Bestandtheile  des 
Zeughausinventars,  ja  sogar  die  unersetzlichen  Apparate 
der  Stückgiesserei  wurden  mit  der  gleichen  Hast  um 
Spottpreise  versteigert,  um  möglichst  rasch  baares  Geld 
für  das  bedürftige  Direktorium  in  Paris  zu  schaffen. 

130  Kanonen  (auch  solche  von  Freiburg  und  Solo¬ 
thurn  darunter)  und  ein  Theil  der  60,000  Flinten,  die  im 
Zeughause  liegen  geblieben  waren,  während  das  Volk 
bei  Neuenegg  sich  mit  Knitteln  schlagen  musste,  gingen 
nach  Hüningen,  die  übrigen  schwereren  Stücke  nach 
Toulon.  Die  neue  Regierung  von  Bern  blieb  vollständig 
entblösst  von  Waffen  und  Geld  und  die  helvetische  Re¬ 
gierung  selber  musste  nachmals  einen  Theil  des  Raubes 
(Fr.  350,000)  von  Rapinat  entleihen.  (26.  Juli  1798, 
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bulletin  des  loix,  I,  248.)  lieber  die  Gesammtsumme  der 
von  Bern  entnommenen  Gelder  ist  nie  vollständige  Klar¬ 
heit  entstanden,  indem  vieles  davon  in  den  Händen 
der  französischen  Beamten  hängen  blieb  und  nicht  in 
den  Staatsschatz  gelangte.  Der  Moniteur  (8  floreal,  an  VI) 
gibt  die  Vorgefundene  Gesammtsumme  aut  26  Millionen 
an,  der  französische  Armeekommissär  auf  15,  Bapinat 
behauptet  in  einer  Broschüre,  es  seien  blos  372  Mil¬ 
lionen  in  die  französische  Staatskasse  gekommen.  Im 
Helv.  Archive  befindet  sich  dermalen  eine  von  ihm  eigen¬ 
händig  vidimirte  Kopie  der  offiziellen  Generalabrechnung 
von  Bouhiere  über  die  gesammte  Plünderung  der  Schweiz. 
Danach  hätte  Frankreich  von  Bern  6,412,988,  von  Zürich 
822,456,  von  Solothurn  520,782,  von  Luzern  und  St.  Urban 
303,467,  von  Freiburg  283,297,  überhaupt  aus  allen  Schatz¬ 
kammern  der  Schweiz  8,142,991  Franken  (13,  6)  bezogen, 
dazu  an  Kontributionen  3,774,719,  an  recettes  extra- 
ordinaires  1,620,321,  alles  zusammen  13,538,031  Franken. 
(17,  11),  wovon  wie  oben  gesagt  wieder  350,000  Franken 
an  die  helvetische  Regierung  «  geliehen  »  wurden ,  die 
schwerlich  ersetzt  worden  sind. 

Die  Namen  der  französischen  Armeekommissäre  und 
Agenten,  die  damals  die  Schweiz,  alles  Brauchbare  emsig 
inventarisirend,  durchzogen,  sind  der  Gegenstand  einer 
beinahe  mythischen  Abneigung  geworden,  welche  auf  ihre 
Häupter  alle  die  Schuld  ansammelt,  die  mit  ihnen  auch 
die  französischen  Generale  und  vor  allem  die  Staats¬ 
regierung  Frankreichs  selber  bei  dieser  mit  cynischer 
Offenheit  zur  Schau  getragenen  Ungerechtigkeit  und  Geld¬ 
gier  zu  theilen  haben.  Besonders  berüchtigt  blieb  lange  im 
Munde  des  Volkes  Rap  in  at  (zuerst  secretaire  interprete 
Lecarlier’s,  seit  dem  13.  Mai  selbst  französischer  Armee¬ 
kommissär  und  förmlicher  Prokonsul  in  der  Schweiz), 
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der  Schwager  des  Direktors  Keubel  und  sein  Schreiber 
Forfait.  Wozu  allerdings  diese  drei  ominösen  Namen 
einen  willkommenen  Anlass  bieten  mochten. 

Von  Rapinat  ging  ein  Couplet  von  Mund  zu  Mund: 

„Ce  brave  Suisse,  qu’on  ruine 
Voudrait  bien,  qn’on  decidät, 

Si  Rapinat  vient  de  rapine, 

Ou  rapine  de  Rapinat.“ 

Er  selbst  setzte  sich  nachmals  gegen  diese  Anschul¬ 
digungen  in  einer  jetzt  sehr  selten  gewordeneo  Broschüre 
« Precis  des  operations  du  citoyen  Rapinat  en  Helvetie  » 
zur  Wehre,  worin  er  gleich  Eingangs  sagt,  es  sei  ihm 
allerdings  schon  in  Frankreich  prophezeit  worden,’  mit 
einem  Namen,  wie  der  seinige,  sei  es  schwer,  Verläum- 
dungen  zu  entgehen.  Auch  Ochs  in  seiner  Basler  Oe- 
schichte  (VIII,  351)  nimmt  ihn  in  Schutz  mit  der  Ueber- 
zeugung  eines  Leidensbruders,  dass  dieser  Name  ihm 
sehr  viel  geschadet  habe.  Er  habe  nur  ein  einziges  Kind, 
eine  Tochter,  und  daher  nicht  hinreichende  Motive  zur 
Raubsucht  gehabt.  Die  objektive  Wahrheit  mag  in  dem 
geringen  Lobe  liegen,  das  ihm  andere  zeitgenössische  Be¬ 
richte  ertheilen,  er  sei  nicht  schlimmer  gewesen  als  seine 
Kollegen.  —  Von  denselben  zeichnete  sich  namentlich  noch 
ein  gewisser  Rouhiere  durch  cynisches  Verhalten  aus.*) 
Lecarlier,  der  eigentliche  Kommissär  des  Direktoriums 
bei  der  französsischen  Armee,  befasste  sich  dagegen,  wie 
es  scheint,  mehr  mit  den  allgemeinen  Massregeln  und 
selbst,  wie  wir  sehen  werden,  mit  den  Verfassungs- 

Yon  diesem  Routiim-e  erzählt  Bürgermeister  Reinhard,  der¬ 
selbe  habe  in  Zürich  auf  öffentlicher  Strasse  zu  Schauenburg  und 
Rapinat,  als  sich  diese  zwei  um  den  Yortritt  bei  dem  Einsteigen  in 
einen  Wagen  bekoraplimentirten,  gesagt:  „Treve  de  complimens  ci- 
toyens,  nous  sommes  les  trois  coquins  privilegies  du  gouvernement 
frauQais.“ 
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angelegenheiten  im  Grossen,  als  mit  dem  direkten  Detail 
der  Beraubung. 

Den  alten  Regierungen  der  Kantone  Zürich,  Bern, 
Luzern,  Freiburg  und  Solothurn  wurde  von  diesen  Leuten 
eine  Kontribution  von  15  Millionen  Livres  aufgelegt,  da¬ 
neben  musste  noch  die  neue  Regierung  von  Bern  zur 
Deckung  ihrer  laufenden  Ausgaben  500,000  Fr.  aus  den 

t 

gleichen  Quellen  einfordern.  Die  Geistlichkeit  von  Luzern, 
St.  Urban  und  Einsiedeln  musste  eine  Million  hergeben. 
In  Freiburg  wurden  trotz  der  ausdrücklichen  entgegen¬ 
gesetzten  Zusicherung  bei  der  Kapitulation,  alle  öffent¬ 
lichen  Kassen  geplündert  und  das  Zeughaus  ausgeleert. 
In  Zürich,  das  eigentlich  gar  nicht  Krieg  mit  den  Fran¬ 
zosen  geführt  hatte,  wurden  nichtsdestoweniger  wie  in 
Bern  die  Schatzgewölbe  mit  Gewalt  geöffnet  und  alles 
vorhandene  Geld  in  Beschlag  genommen.  Ebenso  ging 
es  in  Luzern  mit  der  sog.  Salzverwaltungskasse. 

Selbst  die  waadtländischen  Freunde  entgingen  dieser 
allgemeinen  Plünderung  nicht.  Die  Kasse  des  Welsch- 
seckelmeisters  de  Gingins  wurde  durch  besondern  Befehl 
des  Generals  Brune  an  den  «citoyen  Roguin-Laharpe, 
commissaire  du  pays  de  Vaud»,  dem  waadtländischen 
Staatsschatz,  der  sie  bereits  für  sich  geborgen  zu  haben 
glaubte,  wieder  enthoben.  (Corresp.  de  Brune  No.  281.) 

Eine  Anzahl  von  Mitgliedern  der  alten  Regierungen 
von  Bern  und  Solothurn,  aus  Bern  der  Schultheiss 
V.  Mülinen,  der  Venner  Fischer,  die  Rathsherren  v.  Diess- 
bach,  V.  Erlach,  Manuel,  Tscharner,  Wurstenberger, 
V.  Wattenwyl,  ehemals  Landvogt  von  Vevey,  Kastellan 
Brunner  von  Wimmis  wurden  als  Gefangene  nach  Hüningen 
und  Strassburg  abgeführt. 

Sonntag  und  Montag  den  11.  und  12.  März  gingen  die 
letzten  Bernischen  Gelder,  soweit  sie  überhaupt  nach 
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rraukröich  kamen,  auf  11  Leiterwagen  mit  44  Pferden  aus 
den  Thoren  der  Stadt.  Die  ruhmreichen  alten  Fahnen  des 
Zeughauses  und  selbst  drei  arme  Bären  aus  dem  Bären¬ 
graben,  denen  die  Sieger  die  Namen  Steiger,  Erlach  und 
Weiss  beilegten,  wurden  ebenfalls  nach  Paris  geschleppt 
und  dort  am  18.  März  mit  grossen  Feierlichkeiten  dem 
Direktorium  vorgeführt.  *) 

Mit  Recht  sagt  ein  edlerer  Franzose  jener  Zeit  selbst 
(Graf  Mathieu  Dumas,  precis  I,  428),  von  diesen  Tagen 
der  Occupation  der  Schweiz  ab  seien  die  Hoffnungen, 
welche  man  auf  das  Direktorium  gesetzt  hatte,  zerronnen 
und  die  verwundbare  Seite  Frankreichs  aller  Welt  ge- 
off'enbart  worden.  « Es  gewann  an  Herrschaft,  aber  verlor 
an  dem  wunderbaren  Einfluss  über  die  Herzen  der 
Menschen,  den  nur  ihr  Vertrauen  auf  Redlichkeit  und 
Uneigennützigkeit  erzeugt ». 

Ein  Schauspiel  des  Abfalls  von  idealen  Anfängen  zu 
den  Abwegen  des  scheinbaren  Gewinns,  das  auch  die 
Tragödie  jenes  bedeutenden  Geistes  bildete,  der  bald 
die  Geschicke  Frankreichs  in  seine  Hand  nahm  und 
das  sich  unter  seinem  Erben  bei  der  Befreiung  Italiens 
durch  französische  Waffen  nochmals  wiederholt  hat. 

In  der  französischen  Nation  hat  ein  ritterlicher  Zug 
im  Charakter  des  Einzelnen  von  je  ab  mit  einem  nicht 
genügend  kontrolirten  Trieb  des  Ganzen  nach  Aneignung 
und  Herrschaft  in  Verbindung  gestanden,  der  sie  allen 
ihren  Nachbarn  gleichzeitig  persönlich  werth  und  politisch 
bedenklich  macht. 


Ihre  Nachkommen  bevölkern  noch  heute  den  Jardin  des 
plantes.  Es  war  diess  gewissermassen  auch  eine  Revindication,  denn 
die  ersten  Bären,  die  in  Bern  auf  öffentliche  Kosten  gehalten  wurden, 
sollen  aus  der  Schlacht  von  Novara  (1513)  heimgehracht  worden  sein. 

13 
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Im  Innern  der  Schweiz  handelte  es  sich  mm  um 
Einführung  einer  neuen  Verfassung,  und  auch  an  dieser 
Arbeit,  die  gänzlich  dem  eigenen  Volkswillen  hätte  über¬ 
lassen  werden  sollen,  nahmen  die  vorläufigen  französischen 
Machthaber  einen  ganz  ungebührlichen  Antheil,  der  noch 
heute  daran  wohl  bemerklich  ist.  Die  berühmte  und 
eigentliche  helvetische  Verfassung  vom  Jahre  1798  ist 
ein  viel  geplagtes  Werk  gewesen,  dessen  Einführung  schon 
unter  ganz  sonderbaren  Verumständungen  geschah,  die 
heute  grösstentheils  vergessen  sind.  Es  gibt  eine  ganze 
Anzahl  Ausgaben  dieser  Verfassungsurkunde  (man  kann 
deren  14  deutsche,  4  französische  und  eine  italienische 
aufzählen),  die  alle  nicht  ganz  gleich  lauten,  darunter  drei 
sogar  in  wesentlichen  Punkten  differirende  Lesarten.  Eine 
eigentliche  Urkunde  dagegen  (geschrieben,  besiegelt)  fehlt 
darüber  gänzlich  und  ist  auch  nie  vorhanden  gewesen. 

Der  ursprüngliche  Text  war  in  Paris  von  Peter  Ochs 
im  Einverständniss  mit  dem  Direktorium  (besonders  mit 
Lareveillere-Lepaux  und  Daunou)  verfasst  und  als  Ent¬ 
wurf  am  15.  Januar  1798  eingereicht  worden. 

Offenbar  sollte  er  bloss  ein  Programm  sein,  auf 
Grund  dessen  erst  die  eigentliche  Verfassungsurkunde 
und  zwar  von  der  künftigen  schweizerischen  National¬ 
versammlung  selbst  zu  berathen  gewesen  wäre.  Dafür 
spricht  schon  die  rhetorische  Form,  in  der  das  Akten¬ 
stück  gehalten  ist,  namentlich  aber  auch  der  Avant-propps, 
der  diess  deutlich  sagt  (« ce  plan  de  Constitution  pour 
la  Pepublique  helvetique  n’est  que  provisoire »)  und  der 
ganze  zwölfte  Titel,  «Mittel,  die  Konstitution  in’s  Werk  zu 
setzen»,  der  in  der  That  nur  ein  Revolutionsprogramm 
und  keinerlei  Verfassungsartikel  ist. 

Es  wurden  auch  wirklich  von  dem  französischen 
Gesandten  Mengaud  in  Basel  anfänglich  ausdrückliche 
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Erklärungen  abgegeben,  wonach  es  der  Schweiz  frei¬ 
stehen  sollte,  eine  Verfassung,  jedoch  unter  Einhaltung 
der  in  diesem  Programm  aufgestellten  Grundsätze,  selbst 
zu  erstellen.  —  Das  Direktorium  liess  jedoch  statt  dessen, 
und  zwar  ohne  Ochs  hievon  irgendwelche  Kenntniss  zu 
geben,  den  Entwurf  ohne  Weiteres  in’s  Deutsche  und 
Italienische  übersetzen,  durch  Mengaud  und  seine  sonstigen 
Agenten  massenhaft  in  der  Schweiz  verbreiten,  und  in 
Lausanne  wurde  derselbe  auf  Anrathen  von  Laharpe,  wie 
bereits  gezeigt  worden,  am  9.  Februar  von  der  dortigen 
Nationalversammlung  tale  quäle-  eiligst  angenommen. 

Der  deutsche  Text  dieser  Pariser  Konstitution  ent¬ 
hält  noch  heute  die  deutlichsten  Spuren,  mit  welcher 
Eilfertigkeit  diess  Alles  zuging.  Die  lieber  Setzung  ist 
voll  unerträglicher  Sprachfehler,  sogar  die  Namen  sind 
vielfach  missrathen.  So  heisst  z.  B.  der  Hauptort  von 
Unterwalden  «Hanz»,  der  von  Uri  «Attax»,  statt  Grau¬ 
bünden  ist  geschrieben  «Khetie  oder  Graubünder»,  die 
March  heisst  auch  im  deutschen  Texte  «la  marche»,  Winter¬ 
thur  nennt  sich  « Wintertheim»  u.  s.  w.  *)  Man  kann  sich 
vorstellen,  welchen  angenehmen  Eindruck  eine  solche 
gesetzgeberische  Vorlage,  die  der  elementarsten  sprach¬ 
lichen  und  geographischen  Kenntnisse  zu  entbehren  schien, 
bei  dem  grössten  Theile  der  schweizerischen  Bevölkerung 
machen  musste.  Diese  Ausgabe,  in  klein  Oktavformat,  ist 
das  eigentliche  sogenannte  « helvetische  Büchlein »,  auch 
«  Ochsenbüchlein  »  genannt,  gedruckt  in  Paris,  Ende  Januar 
1798  und  noch  am  häufigsten  zu  finden,  die  einzige  von 
allen,  welche  auch  einen  italienischen  Text  enthält. 


Ygl.  auch  ’z.  B.  die  Uehersetzungen  und  Satzkonstruktionen 
von  Art.  1,  6,  13,  14,  19.  In  Art.  25  wird  prefet  national  (Kegie- 
rungsstatthalter)  mit  „Nationalschultheiss“  verdeutscht. 
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An  derselben  veränderte  nun  die  zu  Basel  be¬ 
stehende  Nationalversammlung,  ausgehend  von  der  An¬ 
sicht,  dass  dies  blos  ein  Programm  sein  solle,  auf  Grund 
ihrer  Berathungen  darüber.  Einiges  übrigens  nicht  sehr 
Erhebliche ,  liess  diesen  neuen  deutschen  Entwurf ,  der 
vom  15.  März  1798  datirt,  ebenfalls  drucken,  in’s  Fran¬ 
zösische  übersetzen  und  theilte  ihn  dem  Direktorium 
und  den  andern  Kantonen  mit.  Derselbe  wurde  dann 
in  Bern  am  22.  März  1798  angenommen  und  auch  dort 
neu  aufgelegt.  Und  ebenso  erschien  zu  Zürich  eine 
Ausgabe  hievon  aus  Auftrag  der  dortigen  Kantonalver- 
sammlung.  Alle  diese  Texte,  obwohl  also  sämmtlich  auf 
dem  BasePschen  vom  15.  März  beruhend,  zeigen  gewisse 
kleine  Abweichungen  von  einander  und  neben  einander 
wurde  gleichzeitig  für  die  Lausanner  Verfassung,  wie  für 
die  Basler,  Propaganda  gemacht. 

Plötzlich  aber  fiel  mitten  hinein  am  16.  März  1798 
(26.  Ventose  VI)  eine  Proklamation  von  Brune, 
wonach,  vollständig  abgehend  von  diesen  Grundlagen,  die 
Schweiz  ge th eilt  und  vorläufig  aus  fünf  Kantonen, 
Leman,  Sarine  et  Broye  (Freiburg  mit  Murten  und  Nidau), 
Oberland  (mit  Saanen),  Wallis  und  Tessin,  eine  «rho- 
danische  Republik»  mit  dem  Hauptort  Lausanne  er¬ 
richtet  wurde.  (Vide  Beilagen.) 

Drei  Tage  später,  am  19.  März,  folgte  die  fernere 
Proklamation  einer  «helvetischen  Republik»,  be¬ 
stehend  aus  12  Kantonen,  Basel,  Aargau,  Baden,  Schaff¬ 
hausen,  Zürich,  Thurgau,  St.  Gallen,  Appenzell,  Sargans, 
Luzern,  Bern  (ohne  Oberland)  und  Solothurn. 

Dem  noch  übrigen  kleinen  Rest  ehemaliger  eid¬ 
genössischer  Orte,  Uri,  Schwyz,  Unterwalden,  Zug  und 
Glarus  sollte  es  freigestellt  bleiben,  ein  drittes  Gemein- 
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wesen  unter  dem  Namen  « Teil g au»  zu  errichten, 
gegen  das  Versprechen,  niemals  gegen  die  französische 
Nation  Krieg  führen  zu  wollen. 

Diese  seltsame  Theilung  unseres  Vaterlandes,  die 
einzige,  die  bisher  jemals  stattgefunden,  dauerte  indess 
blos  ungefähr  eine  Woche,  vom  16.  bis  22.  März,  und 
es  blieb  bis  zur  Auffindung  der  Brune’schen  Korrespon¬ 
denz  sogar  ungewiss,  ob  dieselbe  blos  ein  Schreckmittel 
sein  sollte,  um  die  Gemüther  gefügiger  für  den  Einheits¬ 
staat  zu  machen,  oder  ob  wenigstens  der  bestimmte 
Plan  dahinter  lag,  die  westliche,  rho dänische,  Republik 
mittelst  einer  vorläufigen  Abtrennung  von  dem  helveti¬ 
schen  Staatskörper  zu  einer  späteren  Einverleibung  reif 
zu  machen. 

Gegenwärtig,  bei  der  Kenntniss  der  Brune’schen 
Briefe,  kann  wohl  kein  ernstlicher  Zweifel  mehr  darüber 
bestehen,  dass  in  der  That  sowohl  Brune,  als  die  hinter 
ihm  stehenden  Machthaber  in  Frankreich,  die  Schweiz 

im  ersten  Uebermuthe  eines  leichten  Sieges  wirklich 

* 

zerreissen  und  wesentliche  Theile  allmälig  davon  direkt  an 
Frankreich  annexiren  wollten.  Nachträglich  freilich,  als 
sich  diess  doch  nicht  thunlich  erwies,  schrieb  Brune  den 
7.  Germinal  (27.  März)  recht  mit  der  Miene  des  Fuchses, 
dem  die  Trauben  sauer  verkommen,  die  er  nicht  erreicht, 
an  Schauenburg: 

«  Nous  aurions  pu  disposer  du  pays  soumis ,  mais 
penetres  des  principes  de  liberte,  qui  anirnent  le  direc- 
toire  frangais,  nous  avons  fait  une  conquete  bien  plus 
douce,  c’est  celle  des  coeurs  des  habitans  d’Helvetie.» 
(Corresp.  No.  282.)  *) 


*)  Mit  Recht  fügt  der  Herausgeber  dieser  Korrespoudenz  im 
Archiv  für  Schweizergeschichte,  Band  XII  (der  bereische  Staats- 
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Für  einen  bestimmten  Annexionsplan,  wenigstens 
der  rho dänischen  Republik,  spricht  ganz  besonders  die 
spätere  wirkliche  Einverleibung  des  Wallis,  sowie  die 
schon  1798  bestehende  grosse  Aufmerksamkeit  Frank¬ 
reichs  auf  eine  direkte  Verbindung  über  den  Simplon 
mit  Italien,  welche  dazu  die  nächste  Veranlassung  ab¬ 
gab.  Schon  seit  dem  Jahre  1797  hatte  die  französische 
Regierung  Studien  zu  dieser  Gebirgsstrasse,  der  ersten 
neueren  Kunststrasse  der  Schweiz,  machen  lassen  und 
von  1800  bis  1805  wurde  sie  dann  als  ein  «gemein¬ 
sames  Werk»  von  Frankreich,  Italien  ’und  Wallis  aus¬ 
geführt,  ähnlich,  wie  diess  heute  mit  der  Gotthardbahn 
Seitens  Deutschlands,  Italiens  und  der  Schweiz  der  Fall 
ist.  Im  Anschluss  hiezu  war  bereits  auch  von  einer 
Verbindung  des  Bieter-,  Neuen burger-  und  Genfersees 
mittelst  eines  schiffbaren  Kanales  die  Rede  und  würde 
dann  die  vorläufige  rho  dänische  Republik  diese  ganze 
Heerstrasse  Frankreichs  nach  Italien  gedeckt  haben. 

In  etwas  kleinerem  Massstabe  nur  kam  dieser  Plan 
einer  allniäligen  Annexion,  der  jedenfalls  schon  anfäng¬ 
lich  in  einem  ganz  anderen  Kopfe  als  dem  Brune’s 
allein  wuchs,  dann  auch  in  der  That  bald  zur  Ausfüh¬ 
rung.  Noch  während  des  Baues  der  Simplonstrasse,  im 
August  1802,  wurde  Wallis  ganz  gegen  seinen  Willen,  auf 
beständiges  Drängen  des  französischen  Ersten  Konsuls, 
von  Helvetien  abgelöst  und  nunmehr  allein  als  «rhoda- 
nische  Republik  »  unter  dem  angeblichen  Schutze  der  fran¬ 
zösischen,  cisalpinischen  und  helvetischen  Republiken,  mit 
einer  Verfassung  vom  31.  August  1802  konstituirt.  Aus 

archivar  v.  Stürler)  hier  die  Note  bei:  diese  Nachbaren  seien  sich 
seit  alter  Zeit  stets  gleich  geblieben:  „multa  hyperbolice  ad  suse 
laudis  amplificatiouem  aliorumque  contemtum  jactant.  Minaces  prse- 
terea  sunt  et  elati  tragicique  exageratores.“  (Diodor.  Sicul.  Y.  31.) 
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dieser  «Selbstständigkeit»  wurde  es  dann  eben  so  plötz¬ 
lich  und  unfreiwillig  1810  den  15.  November  durch  ein 
einfaches  Dekret  Napoleons  gerissen  und  nunmehr  gänz¬ 
lich  mit  Frankreich  als  « Departement  du  Simplon » 
vereinigt. 

Die  damalige  französische  Proclamation  lautete  in 
ihrem  bemerkenswerthesten  Passus  wörtlich  folgender- 
massen: 

« In  Betracht,  dass  die  Simplonstrasse,  die  das  Kaiser¬ 
reich  mit  unserem  Königreich  Italien  verbindet,  mehr 
als  60  Millionen  Menschen  nützlich  ist  und  dass  sie  un¬ 
sere  Schatzkammern  von  Frankreich  und  Italien  mehr 
als  18  Millionen  gekostet  hat,  dass  dies  Alles  unnütz 
verwendet  wäre,  wenn  der  Handel  darüber  nicht  sicher 
und  bequem  könnte  getrieben  werden ,  dass  Wallis  von 
Allem,  was  es  bei  Beginn  dieses  grossen  Werkes  einge¬ 
gangen,  nichts  erfüllt  ....  haben  wir  beschlossen:  das 
Wallis  ist  mit  unserem  Reiche  vereinigt.  » 

Es  sind  diess  historische  Vorgänge,  die  in  unserer 
Gegenwart,  in  welcher  die  Schweiz  am  gleichen  Orte,  wie 
anderwärts,  die  Hülfe  des  Auslandes  für  solche  «  gemein¬ 
same  »  Verkehrswege  in  Anspruch  zu  nehmen  im  Begriffe 
steht,  wieder  eine  gewisse  Actualität  erlangen.  Wenn 
auch  blos,  um  neuerdings  den  altbekannten  Beweis  zu 
erbringen,  dass  jede  Generation  nur  durch  eigene  Er¬ 
fahrung  belehrt  wird,  in  der  Geschichte  dagegen  meist 
eine  unbequeme  Lehrmeisterin  erblickt.  — 

Die  vielleicht  durch  ihren  offenen  Cynismus  interes¬ 
santesten  und  zu  wenig  bekannten  Aktenstücke  über 
jene  merkwürdigen  Tage  vom  16.  bis  22.  März  1798,  in 
denen  das  Ende  der  historischen  Eidgenossenschaft  wirk¬ 
lich  herangekommen  schien,  sind  vorerst  ein  Brief  Brune’s 
an  das  Direktorium ,  vom  27.  Ventose  VI  (17.  März  1798) 
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über  das  seltsame  Projekt  des  «  Tellgau’s  »,  den  Kern  der 
ehemaligen  Schweiz,  mit  dem  man  offenbar  in  Paris  nichts 
Rechtes  anzufangen  wusste.  Diese  Kantone  blieben  daher 
vorläufig  als  ein  armer  ungefährlicher  Rest  der  alten  ruhm¬ 
reichen  Eidgenossenschaft  übrig,  aber  sogar  bis  auf  den 
Namen  hinaus  jeder  Erinnerung  an  dieselbe  entkleidet. 

Brune  sagt  darüber  am  angeführten  Orte :  «  Comme 
il  n’est  point  dans  notre  intention  d’inquieter  les  petits 
cantons,  savoir  Ury,  Schwitz,  Underwald,  Zug  et  Glaris, 
leur  forme  föderative  ne  serä  point  troublee  ,  ils  com- 
poseront  entr’eux  une  föderation,  qui  aurä  un  corps  cen¬ 
tral  et  representatif  pour  la  sürete  et  les  relations  ex- 
terieures  et  ä  laquelle  les  Grisons  pourront  s’associer, 
rien  ne  s’opposerait  ä  ce  qu’on  appelle  ce  pays  le  Tell- 
gau,  ou  frangais  la  Tellegovie ,  ou  pays  de  Teil  (Guil- 
laume)  on  dirait  les  Tellegovites ;  la  capitale  serait 
<'<  Selwitz  »  ou  «  Altore  »  dans  le  Canton  D’Uri !  » 

Ochs,  in  seiner  Geschichte  von  Basel  (VIII  345),  gibt 
noch  die  Erzählung  eines  französischen  Hauptraanns  hinzu, 
Brune  habe  eigentlich  sofort  nach  Luzern  rücken  und 
die  erste  Verwirrung  der  Urkantone  zu  einer  Proklama¬ 
tion  an  diese  projektirten  «Tellgoviten»  benutzen  wollen. 
Und  allgemein  habe  man  in  Pariser  Gesellschaften  da¬ 
mals  das  Fortbestehen  einer  einigen  Schweiz  als  zu  ge¬ 
fährlich  für  Frankreich  erklärt. 

Ueber  alle  Massen  cynisch  ist  vollends  ein  Schrei¬ 
ben  des  französischen  Residenten  Mangourit  in  Wallis 
an  Brune,  vom  11.  April  1798  (auch  im  Archiv  XII,  491 
abgedruckt),  worin  er  unter  anderen  höchst  widerwärtigen 
und  gehaltlosen  Spöttereien  über  Dinge  und  Personen 
in  der  Schweiz  sagt : 

«  Messieurs  les  patriotes  du  Leman  demandent  tou- 
jours,  si  lorsque  l’assemblee  d’Arau  serä  constituee  ,  on 
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licencierä  les  corps  gaulois.  Ours  et  oursins  (damit 
meint  er  die  Waadtländer)  cherchent  ä  imiter  en  fins 
renards  le  chant  des  cochets.  Mais  on  ne  s’y  laisse 
prendre!  Le  Carlier  vient  d’asseoir  une  demoiselle  de 
qiialite,  nommee  contribution ,  sur  les  genoux  de  l’Ours 
ä  vieille  perruque.  »  Und  in  diesem  Style  weiter.  — 

Es  ergreift  einen  Jeden  tiefer  Eckel  vor  diesen  Be« 
freiem  und  Kepublikanern ,  der  diese  Korrespondenzen 
liest,  die  grossentheils  erst  in  unserer  Zeit  bekannt  ge¬ 
worden  sind  und  manche  Seitenstücke  in  den  noch 
unerschöpften  Archiven  in  Paris  haben  mögen.  Und 
Trauer  zugleich  über  die  grosse  Anzahl  Derjenigen,  die 
noch  in  unseren  Tagen,  unbelehrt  durch  solche  Leiden 
ihrer  Väter,  abermals  den  Sieg  und  die  Herrschaft  der 
nämlichen  Nation  über  jede  andere  Macht  in  Europa 
herbeiwünschen  konnten,  welche  damals  denselben,  uns 
und  Andern  gegenüber,  in  so  unerhörter  Weise  miss¬ 
braucht  hat. 

Schweizerischerseits  wurden  diese  Theilungspläne 
von  Niemanden  unterstützt,  als  von  Castellaz  von  Frei¬ 
burg  in  Paris  und  theilweise  von  den  Genfern,  die  damit 
der  direkten  französischen  Einverleibung  zu  entgehen 
hofften.  Auch  Laharpe  und  Ochs  waren,  wie  man  zum 
Theil  aus  diesen  Korrespondenzen  selbst  ersieht,  ent¬ 
schieden  dagegen,  und  schon  am  22.  März  erfolgte  dann 
in  Folge  dieses  allgemeinen  Widerstandes  eine  neue 
Proklamation  Brune’s  (2.  Germinal  VI),  worin  er  behaup¬ 
tete,  gerührt  von  dem  Schmerze  zu  sein,  der  sich  allent¬ 
halben  über  die  bevorstehende  Trennung  geäussert  habe 
und  nun  die  Gründung  einer  wirklichen  einheitlichen  helve¬ 
tischen  Republik,  wie  sie  ursprünglich  vor  dem  Krieg 
im  Plane  lag ,  gnädigst  bewilligen  zu  wollen.  Eine  Na¬ 
tionalversammlung  solle  sich  zu  diesem  Zwecke  nunmehr 
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in  Aarau  besammein.  In  Bern  jedoch  verbot  er  aus¬ 
drücklich  auf  ein  Jahr  lang  die  Wahl  aller  Mitglieder 
der  ehemaligen  Regierung  nicht  allein  hiefür,  sondern 
überhaupt  für  alle  und  jede  öffentliche  x\emter  und  strich 
alle  solche  Personen  eigenhändig  von  der  Wahlliste. 

Zum  Schluss  dieser  ganzen,  höchst  unerquicklichen 
Sache  erschien  dann  noch  eine  Proklamation  des  bereits 
wiederholt  genannten  Armeekommissärs  Lecarlier  vom 
28.  März  1798  (8  Germinal  VI),  worin  derselbe  kurzweg  alle 
und  jede  zeitherigen  Abänderungen  der  Basler  National¬ 
versammlung  und  anderer  Kantone  an  dem  von  Paris 
eingeschickten  Text  der  helvetischen  Verfassung  als  null 
und  nichtig  erklärte,  dagegen  selbst  eine  viel  wichtigere, 
schon  durch  die  Proklamation  der  rhodanischen  Republik 
vorbereitete,  Abänderung  an  diesem  Texte  vornahm,  in¬ 
dem  er  nämlich  das  Berner  Oberland  von  Bern  abriss 
und  als  eigenen  Kanton  mit  der  Hauptstadt  Thun  kon- 
stituirte.  Auf  den  10.  April  sollten  sich  die  Vertreter 
der  Nation  in  Aarau  zusammenfinden  und  dort  einst¬ 
weilen  bleiben,  bis  die  Hauptstadt  Helvetiens  nach  Lu¬ 
zern  verlegt  werden  könne.  (Beilagen.) 

Auch  dieser  letzte  französische  G-ewaltakt,  die  Zer¬ 
splitterung  Berns,  .geschah  übrigens  noch,  wie  man  nun¬ 
mehr  erfährt,  in  Folge  ausdrücklicher  Anordnung  Brune’s 
selbst,  der  in  einem  Abschiedsschreiben  vom  nämlichen 
Tage ,  von  dem  diese  Proklamation  datirt  (8  Germinal, 
28.  März) ,  dem  Armeekommissär  gewissermassen  sein 
politisches  Testament  für  die  Neugestaltung  der  Schweiz 
hinterlässt.  Er  bestimmt  darin  als  provisorische  Haupt¬ 
stadt  Aarau  und  fährt  dann  fort : 

J’ai  fait  de  TOberland  un  canton  V  parceque  celä 
affaiblit  celui  de  Berne ,  2°  parceque  les  montagnards. 
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ainsi  separes,  ne  recevront  plus  une  influence  fiineste  et 
qii’ils  ont  paru  le  desirer.  » 

Von  sich  selbst  sagt  er  in  diesem  Briefe  noch  be¬ 
zeichnend  :  «  J’ai  demande  400,000  livres  pour  ines  de- 
penses  particulieres  »,  will  aber  einstweilen  hievon  bloss 
196,600  erhalten  haben  und  empfiehlt  den  Rest  angele¬ 
gentlich  der  wohlwollenden  Fürsorge  des  Kommissärs. 
(Archiv  XII,  436.)  Damit  verliess  dann  am  gleichen  Tage 
noch  ,  den  28.  März  Nachmittags  3  Uhr ,  dieser  Sieger 
und  Befreier  Bern  und  die  Schweiz ,  um  nicht  wieder¬ 
zukehren  ;  in  einer  dem  Schultheissen  von  Mülinen  weg¬ 
genommenen  Kutsche,  welche  so  sehr  mit  baarem  Gelde 
überladen  war ,  dass  unmittelbar  vor  dem  Thore  die 
Achse  zusammenbrach.  Der  Militärbefehl  in  der  Schweiz 
ging  an  Schauenburg  über.  Brune  wurde  nachmals  Mar¬ 
schall  des  Kaiserreichs,  später  wieder  gehorsamer  Diener 
der  Bourbons ,  trotzdem  aber  ward  er  am  2.  August 
1815,  nach  der  Schlacht  von  Waterloo,  von  einem  Haufen 
fanatisirten  Pöbels  in  Avignon  umgebracht  und  in  die 
Rhone  geworfen.  Seine  für  uns  sehr  lehrreiche  Korre¬ 
spondenz  ist  erst  Anfangs  der  Fünfziger  Jahre  aus  Privat¬ 
händen  in  das  bernische  Staatsarchiv  gekommen  und 
bildet  daselbst  seither  eine  wichtige  Quelle  der  wahren 
Geschichte  der  Märztage  von  1798. 

Wir  können  heute  noch  an  unseren  eigenen  Empfin¬ 
dungen  bei  Betrachtung  dieser  Verhältnisse  und  Men¬ 
schen  es  lebhaft  nachfühlen,  wie  sehr  diese  Ungewiss¬ 
heit  über  die  eigentlichen  und  ersten  Grundlagen  des  neuen 
Staatswesens  ,  die  nachgerade  ganz  allein  von  dem  fast 
täglich  wechselnden  Belieben  irgend  eines  fremden  Ge¬ 
walthabers  abzuhängen  schienen,  die  ohnehin  aufgeregten 
Gemüther  unserer  Väter  in  Trauer,  Furcht  und  theilweise 
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selbst  in  offene  Abneigung  gegen  das  ganze  Werk  ver¬ 
setzen  mussten. 

Die  Blüthe  des  nationalen  Aufschwungs  war  durch 
diese  Willenlosigkeit,  in  welche  die  Nation  sich  versetzt 
sah,  geknickt,  der  Stolz  jedes  freien  Mannes  durch  das 
eigennützige  und  rücksichtslose  Verfahren  der  französi¬ 
schen  Beamten  tief  verletzt  und  die  Furcht  allgemein 
verbreitet,  dass  aus  der  alten  freien  Eidgenossenschaft 
ein  dauernd  von  der  Last  der  französischen  Armee  be¬ 
setztes  und  von  ihrer  Willkür  gänzlich  abhängiges  Va¬ 
sallenland  werden  möchte.  Sogar  in  den  ehemaligen 
Unterthanenländern  zeigte  sich  vielfach  diese  Furcht  und 
Abneigung  statt  der  Freude.  In  Weinfelden  im  Thurgau 
wurde  der  kaum  errichtete  Freiheitsbaum  öffentlich 
wieder  umgehauen.  —  In  Appenzell  Ausserrhoden  fanden 
blutige  Schlägereien  zwischen  den  Patrioten  und  ihren 
Gegnern  statt  und  wurde  die  neue  Verfassung  am  22.  April 
verworfen.  Die  Innerrho  der  mit  ihrem  allezeit  fertigen 
Witze  klagten,  der  Stier  von  Uri  habe  die  Schweizer 
Freiheit  gebracht,  nun  müsse  ein  Basler  Ochs  kommen, 
um  sie  wieder  zu  entfremden. 

Unter  den  « Tellgoviten »  der  Urschweiz  vollends 
bildete  sich,  nachdem  das  Projekt  des  Teilgaus  ver¬ 
schwand,  das  dort  sogar  noch  genehmer  erschienen  war 
als  die  Einheit,  ein  beständiger  Herd  der  Erbitterung 
gegen  diese  mit  so  unkluger  Betonung  des  französi¬ 
schen  Einflusses  in’s  Leben  geführten  Neuerungen.  Die 
Geistlichkeit  predigte  allenthalben  heftig  gegen  das  «höl¬ 
lische  Büchlein»,  wie  sie  die  helvetische  Verfassung 
nannte,  witterte  in  jedem  Satz  desselben  einen  diaboli¬ 
schen  Angriff  auf  Beligion  und  Eigenthum  und  fanatisirte 
durch  Orakel  und  Wunder  der  heiligen  Jungfrau  von 
Einsiedeln  das  ohnehin  aufgeregte  Volk. 
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In  Nidwalden  fand  am  7.  April  eine  ausser  st  stür- 
inische  Landsgeineinde  statt,  in  der  der  Religionskrieg 
in  den  stärksten  Ausdrücken  gepredigt  wurde.  Ein  Redner 
versicherte  dem  Volke  allen  Ernstes,  Niemand  anders 
als  der  alte  Erzketzer  Luther  habe  dieses  Büchlein  in  der 
Hölle  ausgesonnen  und  Calvin  sodann  dessen  Verbreitung 
auf  Erden  besorgt.  (Republikaner  p.  6.)  Nach  solchen 
Reden  beschloss  die  gesammte  Gemeinde  einhellig,  Gut 
und  Blut  für  die  Erhaltung  der  Religion  und  Freiheit 
aufopfern  und  jeden  als  Vaterlandsverräther  strafen 
zu  wollen,  der  diese  helvetische  Verfassung  oder  ein 
«dieser  neuen  Religionsform»  günstiges  Plakat,  oder 
auch  nur  eine  derartige  Zeitung  bei  sich  trüge,  oder 
sich  mündlich  darüber  zustimmend  äussern  würde. 

Von  Uri  wurde  auf  den  1.  April  eine  Konferenz  der 
fünf  demokratischen  Kantone  ausgeschrieben.  Zu  der¬ 
selben  erschienen  sogar,  und  zwar  un eingeladen,  eine 
Menge  Vertreter  ehemaliger  Unterthanen  aus  Thurgau, 
Ulznach,  Gaster,  Rapperschwyl,  Sargans,  sowie  die 
Appenzeller  beider  Rhoden.  Es  wurde  eine  Denkschrift 
nach  Paris  zu  senden  beschlossen,  wofür  jedoch  die 
französischen  Generale  die  Pässe  verweigerten. 

In  Glarus  beschloss  eine  grosse  Landsgemeinde  vom 
15.  April  1798  das  «Büchlein  der  neuen  helvetischen  Staats- 
Verfassung»,  sowie  besonders  die  Zeitungen  von  Zürich,  • 
Schaffhausen  und  Chur  sollen  gänzlich  verboten  und  wer 
solche  besitze  «als  ein  meineidig  treuloser  Vaterlands¬ 
verräther  von  dem  Malefizgericht  abgestraft  werden.» 
(Republikaner  p.  13.) 

Der  einzige  katholische  Gebirgskanton,  der  die  ganze 
Sache  trotz  dem  Übeln  Anschein,  mit  dem  der  franzö¬ 
sische  Druck  sie  umgeben  hatte,  ruhig  und  vernünftig 
aufnahm,  war  Obwalden.  Dasselbe  erklärte  schon  am 
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7.  März  an  Schauenburg  seine  Zustimmung  zu  der  neuen 
Ordnung  der  Dinge  und  lehnte  sogar  ab,  Gesandte  von 
Schwyz  und  Nidwalden  im  gegentheiligen  Sinne  anzu¬ 
hören.  Auch  die  dortige  Geistlichkeit,  besonders  der 
Abt  von  Engelberg  und  der  Pfarrer  von  Sächseln,  ein 
einflussreicher  Mann,  sprach  für  den  Frieden,  und  der 
letztere  wies  einen  Vorhalt,  oh  er  denn  nicht  den  nach¬ 
theiligen  Einfluss  der  neuen  Pressfreiheit  für  die  Re¬ 
ligion  fürchte,  mit  der  praktischen  Bemerkung  ab,  hier 
in  Obwalden  kenne  man  überhaupt  wesentlich  nur  die 
Käspresse  und  diese  habe  bis  anhin  der  Religion  noch 
keinen  Schaden  gebracht. 

In  Schwyz  dagegen  wurde  Jeder  für  vogelfrei  erklärt, 
der  das  höllische  Büchlein  besitzen  sollte,  in  Zug  wur¬ 
den  die  zum  Frieden  Rathenden  thatsächlich  misshandelt 
und  in  Luzern  selbst  musste  die  provisorische  Regierung 
gegen  diese  Propaganda,  die  die  Stadt  zu  stürmen  drohte, 
Batterien  errichten  und  den  Schutz  Schauenburgs  an- 
rufen,  der  dann  in  der  That  zuletzt  durch  einen  Armee¬ 
befehl  vom  12.  April  jeden  Verkehr  zwischen  den  hel¬ 
vetischen  und  den  insurgirten  Kantonen  unterbrach. 


Am  nämlichen  Tage  traten  in  Aarau  die  Abgeord¬ 
neten  der  Kantone  Aargau,  Basel,  Bern,  Freiburg,  Le- 
man,  Luzern,  Oberland,  Schaffhausen,  Solothurn  und  Zürich 
auf  dem  Rathhause  zu  der  ersten  gesetzgebenden  Ver¬ 
sammlung  des  neuen  Helvetiens  zusammen.*) 

Bodmer,  der  Märtyrer  von  Stäfa,  er  öffnete  sie,  als 
Alterspräsident,  mit  wenigen  Worten,  die  keine  rechte 


Es  waren  anfänglick  80  Mitglieder. '  31  kamen  erst,  als  be¬ 
reits  die  Verfassung  angenommen  war.  (Verzeichniss  in  Beilage.) 
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Freudigkeit  athmen,  vielmehr  auf  die  allgemeine  Ver¬ 
wirrung  und  Auflösung  des  Vaterlandes  hindeuten.  Selt¬ 
samerweise  ist  er  übrigens  nicht  wirklich  der  Aelteste 
der  Versammlung  gewesen,  wie  diess  das  Protokoll  (Helv. 
Archiv  G.  R.  Prot.  Nr.  1)  ausdrücklich  behauptet,  son¬ 
dern  es  war  diess  vielmehr  ein  Johannes  Brunner  von 
Baistall,  den  man  aber,  wie  Ochs  selber  uns  erzählt 
(Geschichte  VIII,  356),  unter  der  Hand  ersucht  hatte, 
gegenüber  Bodmer  zurückzutreten.  Also  etwas  Schein 
und  Streben  nach  Effekt  steht  leider  schon  an  der  Schwelle 
der  Helvetik  und  hat  sie  nie  ganz  verlassen. 

Nach  dieser  Eröffnung  wurde  Ochs  einstimmig  zum 
Präsidenten  der  gesammten  Versammlung  und  ebenso 
des  Senates  ernannt,  zum  Präsidenten  des  Grossen  Käthes 
dagegen  Bernhard  Friedrich  Kuhn  von  Bern,  einer  der 
besten  Männer  jener  Zeit. 

Die  Verfassung  (die  Pariser  nach  der  letzten  Lecar- 
lier’schen  Modifikation)  wurde  auch  hier,  wie  seiner  Zeit 
in  Lausanne,  ohne  an  eine  Diskussion  darüber  nur  zu 
denken,  einfach  als  ein  fait  accompli  verlesen  und  der 
Präsident  Ochs  zeigte  dann  vom  Fenster  aus  der  unten 
versammelten  Volksmenge  die  Gründung  der  Einen  und 
untheilbaren  helvetischen  Republik  an,  die  damit  an 
die  Stelle  der  500jährigen  alten  Eidgenossenschaft  ge- 
treten  war. 

Den  denkwürdigen  Tag,  der  lang  ersehnt,  sich  nun 
bereits  von  so  manchen  dichten  Nebeln  umwölkt  zeigte, 
schloss  ein  Bankett,  bei  welchem  Ochs  einen  Toast  aus¬ 
brachte  auf  «Die,  welche  heute  den  Muth  haben,  mit 
Speichern  ohne  Frucht,  Zeughäusern  ohne  Geschütz, 
und  Schätzen  ohne  Geld  ihre  Unabhängigkeit  zu  ver¬ 
künden.  »  — 
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Unter  solchen  Auspizien  ferner,  die  Ochs  nicht 
nennt,  dass  eine  grosse  Anzahl  Bundeshrüder,  darunter 
die  alte  sten,  entschlossen  schienen,  ein  ungewisses  Bild 
alter  Freiheit  mit  den  Waffen  in  der  Hand  gegen  diese 
neue  Republik  zu  vertheidigen,  und  dass  die  neue  Frei¬ 
heit  selbst  sich  beinahe  ausschliesslich  auf  die  fremden 
Heere  stützen  musste,  die  auf  ihrem  Boden  wie  unum¬ 
schränkte  Herren  walteten  und  eine  Konstitution  diktir- 
ten,  welche  nie  durch  eine  Berathung  und  Abstimmung, 
weder  des  Volkes,  noch  irgendwelcher  legaler  Repräsen¬ 
tanten  gegangen  ist. 

Das  ist  das  Unglück  der  Helvetik  von  vornab  ge¬ 
wesen,  dass  das  Für  und  Wider  sie.  Recht  und  Un- 
recht,  Freiheit  und  Gewalt,  auf  beiden  Seiten  so  gleich- 
mässig  vertheilt  war,  so  dass  kein  recht  unparteiisches 
allgemeines  Urtheil  entstehen  konnte  und  eigentlich  noch 
bis  heute  nicht  entstanden  ist. 

Den  Männern,  welche,  während  in  Aarau  getagt  und 
bankettirt  wurde,  bereits  gerüstet  standen,  um  bei  Rothen¬ 
thurm  und  Schindellegi  Unabhängigkeit  und  demokratische 
Selbstbestimmung  gegen  fremde  Gewalt  zu  vertheidigen, 
kann  kein  Vaterlandsfreund  seine  Theilnahme  versagen. 
Kämpften  sie  doch,  obwohl  leider  nun  zu  spät,  den  gleichen 
Kampf,  der  zu  Neuenegg  gewaltet  hatte.  Nie  wird  die 
Geschichte  diese  beiden  Blätter  trennen  können. 

Vielleicht  litten  sie  in  ihrer  einheitlich  gestimmten, 
von  starken  Ueberzeugungen  tröstlich  erfüllten  Seele 
weniger,  als  jene  andern  Patrioten  zu  Aarau,  die  auch 
das  Höchste  und  Beste  für  ihr  Vaterland  gewollt  hatten 
und  nun  mit  blutendem  Herzen  diesem  Kampfe  Zusehen 
und  zustimmen  mussten,  den  Fremde  mit  Grausamkeit 
gegen  ihr  eigenes  Fleisch  und  Blut  führten.  Einen 
Kampf,  in  dem  der  Verstand  und  das  Gefühl,  der  Kopf 
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imcl  das  Herz  auf  verscliie denen  Seiten  stand.  Es  sind 
nicht  immer  die  schvcersten  Kämpfe,  die  mit  Blut  aus- 
gefochten  werden.  —  Dass  diese  Patrioten  in  Aarau  und 
allenthalben  in  der  Schweiz  den  Muth  nicht  verloren 
und  unter  diesem  Druck  auf  alles  Freiheitsgefühl,  unter 
den  täglichen  Enttäuschungen  über  Dinge  und  Personen 
die  grosse  allgemeine  Sache  nicht  fallen  Hessen,  sondern 
mit  Hingebung  sich  dennoch  daran  wagten,  ihren  hel¬ 
vetischen  Einheitsstaat  aufzurichten,  —  das  ist  in  der 
That  das,  was  ihnen  unsere  grösste  Bewunderung  sichert. 
Und  was  wir  in  jeder  Uebergangsperiode  unseres  Yater- 
landes,  die  immer  etwas  von  diesen  unsicheren  Mischungen 
von  Recht  und  Unrecht  an  sich  tragen,  von  ihnen  be¬ 
ständig  zu  lernen  haben. 


Die  Eine  und  untheilbare  helvetische  Republik  nach 
dem  Ochs-Lecarlier’schen  Entwurf,  die  in  dieser  Weise 
am  12.  April  1798  zu  Aarau  offiziell  in’s  Leben  trat, 
war  eine  seltsame  Vereinigung  idealer  Prinzipien  und  prak¬ 
tischer  Unzulänglichkeiten,  oder  auch  geradezu  blosser 
Kachahmungen.  Ein  grosser  Theil  davon  war  in  der  That 
eine  Nachahmung  der  französischen  Direktorialverfassung 
vom  22.  August  1795,  die  selbst  bereits  reif  zur  Ver¬ 
änderung  war  und  wirklich  am  13.  Dezember  des  fol¬ 
genden  Jahres  durch  die  Konsularverfassung  ersetzt 
wurde.  Gekleidet  in  die  pathetisch-republikanische  Sprech¬ 
weise,  die  dort  im  Lande  ihres  Ursprungs  bereits  anfing, 
für  « Ideologie  »  zu  gelten  und  dem  kürzeren  soldatischen 
Kommandoton  zu  weichen,  bei  uns  aber  der  lange  ge¬ 
drückten  grossen  Masse  der  Bevölkerung  noch  neu  und 
erquickend  war.  Am  leichtesten  von  allen  fügte  und 
assimilirte  sich  damals  der  neuen  Ordnung  und  der  voll- 
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ständigen  Staats einlieit  das  Volk  der  Waadt,  das  wir 
seither  gewohnt  sind  an  der  Spitze  ganz  entgegengesetzter 
Bestrebungen  zu  sehen.  Die  Presse,  sowie  das  Vereins¬ 
leben  in  Lausanne,  bildete  eine  genaue  Kopie  der  fran¬ 
zösischen  Vorbilder.  Die  «ainis  de  la  liberte»  hielten 
öffentliche  Sitzungen  in  der  Lorenzkirche,  in  denen  heftige 
Reden  gegen  Aristokraten  und  Tyrannen  mit  sanften 
Liedern  patriotischer  Bürgerinnen  wechselten,  welchen 
dann  die  Versammlung  regelmässig  den  Bruderkuss  des 
Präsidenten  zuerkennt.  Auch  die  von  allen  Hemmnissen 
befreite  Presse  entwickelte  sich  dort  anfänglich  ganz 
im  französischen  Revolutionsstyl.  Besonders  exaltirt  war 
der  Regenerateur  von  Reymond,  das  Organ  der  amis 
de  la  liberte,  das  einzige  Blatt  der  Schweiz,  welches 
sogar  von  «  Aderlässen  als  Hülfsmittel  für  grosse  Uebel » 
sprach. 

In  den  deutschen  Landen  war  die  Freude  an  den 
äusseren  Formen  der  neuen  Freiheit  getheilter,  oder  we¬ 
niger  dauernd.  Der  deutsche  Geist  trägt  in  sich  immer  ein 
starkes  Gefühl  für  das  Historische,  Stammeseigenthümliche 
und  niemals  wird  sich  das  rein  germanische,  mit  kelti¬ 
schen  Bestandtheilen  unvermischte  Wesen,  gänzlich  von 
der  Anschauung  seiner  ältesten  Heldenlieder  trennen, 
wonach  jedes  Werden  nichts  Neues,  sondern  blos  ein 
Aveiterer  organischer  Ring,  ein  neues  Blatt  an  dem  ur¬ 
alten  Baume  alles  Lebens  ist. 

Die  helvetische  Republik  von  1798  war  nicht  nur 
äusserlich,  sondern  auch  ihrem  innersten  Wesen  nach 
ein  französisches  Werk,  allzu  unvermittelt  auf  ur- 
deutschen  Boden  gepflanzt.  Die  geistige  Beherrschung 
des  grössten  Theiles  der  Eidgenossenschaft  durch  den 
eigenthümlichen  esprit  einer  kleinen,  bisher  unterthänigen 
Minorität,  einen  Geist  und  Ton,  der  selbst  in  den  welschen 
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Gebieten  seinen  Sitz  eigentlich  blos  in  den  Städten  hatte. 
Das  war  ihr  grösster  Fehler.  — 

Dennoch  hätte  sie,  wie  jede  aus  aufrichtigem  Streben 
hervorgegangene  Verfassung,  mit  Muth,  Einsicht  und  Hin¬ 
gebung  zu  einem  dauernden  Werke  gemacht  werden 
können. 

Nicht  die  Verfassungen  sind  es,  die  die  Geschicke 
der  Völker  beherrschen  und  bilden,  sondern  der  Geist 
der  Bevölkerung,  der  sich  in  ihre  Formen  hineinlegt. 
Vornehmlich  der  Geist  Derer,  die  in  solchen  schwierigen 
Zeiten  an  der  Spitze  stehen  und  weit  weniger  durch  ihre 
Verstandeseigenschaften,  als  durch  den  ganzen  Gehalt 
ihres  innern  Menschen  einen  bestimmenden  Einfluss  aus¬ 
üben. 

Jede  Verfassung  ist  nur  ein  Programm,  ein  politi¬ 
sches  Glaubensbekenntniss,  das  redlich  ausgeführt^  dem 
getreulich  nachgelebt  sein  will. 

Was  einen  Staat  bildet,  oder  nicht  bildet,  fördert, 
oder  zurückhält,  das  ist  immer  nur  der  Geist  und 
Charakter  seiner  jeweilen  lebenden  Bürger. 

Das  Vaterland  ist  ein  Name,  die  Verfassung 
ist  ein  Wort.  Die  Freiheit  und  Republik  sind  Worte. 
Ein  solches  Wort  kann  Inhalt  haben,  oder  auch  keinen. 
Das  einzig  Reelle  im  Staatsleben  ist  die  aufopfernde  und 
einsichtige  Liebe  des  Einzelnen  und  möglichst  vieler 
Einzelner  zu  dem  praktischen  sichtbaren  Lande  und  zu 
den  lebendigen  greifbaren  Menschen,  zu  denen  er 
durch  die  Geburt,  oder  die  eigene  Wahl,  am  besten  durch 
Beides  vereinigt,  gehört. 

Vor  solcher  Liebe,  wenn  sie  in  guten  und  grossen 
Zeiten  in  Vielen,  aus  allen  Ständen,  ihre  Wärme  und  ihr 
Licht  verbreitet,  verschwinden  sehr  viele  Schwierigkeiten, 
die  fast  unübersteiglich  scheinen,  erscheint  Alles  in 
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einem  Lichte  der  Möglichkeit  und  Thimlichkeit,  der  Zu¬ 
kunft  und  der  Hoffnung.  Ohne  sie,  wo  der  Egoismus, 
individueller,  gemeindlicher,  kantonaler  Art  unter  ver¬ 
schiedenen  hochtönenden  Benennungen  das  Gemüth  der 
Zeitgenossen  verfinstert,  entstehen  in  böserer  Zeit  die  un¬ 
endlichen  Schranken  und  Schwierigkeiten  jeden  Fort¬ 
schrittes,  die  wir  so  oft  unter  den  Namen  Gemeinde¬ 
freiheit,  Kantonalsouveränetät,  Garantien  für  Eigenthum, 
Glauben  und  Kirche  kennen  gelernt  haben. 

Das  Grösste,  was  jene  Männer  von  1798  planten 
und  thaten ,  war  ihr  Unterfangen ,  den  Charakter  kaum 
der  feudalen  Herrschaft  entgangener  Bevölkerungen  zu 
derjenigen  geistigen  Hoheit  und  Freiheit 
emporzuzwingen,  die  das  Endziel  jedes  einzelnen  und 
jedes  Völkerlebens  ist. 

Ein  in  ihrer  Lage  nothwendiger  Irrthum ,  dass  sie 
diess  glaubten  rasch  durch  F  ormen  staatlichen  Lehens 
und  mittelst  plötzlicher  Emotionen  des  Gefühls 
erreichen  zu  können. 

Emotionen  sichtbarer  Art,  die  sich  in  Freiheits¬ 
bäumen,  Nationalfarben,  Bruderküssen  und  Kanonensalven 

N 

aussprechen,  sind  aber  selten  von  hohem  Werth,  lassen 
im  Gegentheil  oft  ein  Gefühl  der  Ernüchterung  und 
Schwäche  zurück. 

Die  rechte  Emotion ,  die  den  Einzelnen  und  ein 
ganzes'  Volk  von  Stufe  zu  Stufe  aufwärts  leitet ,  ist  die 
stille ,  beständ%e  Gluth  im  verborgensten  Herzen  ,  die 
alles  Gemeine  verzehrt,  alles  Schwache  belebt,  die  ganze 
Persönlichkeit  durchdringt  und  hebt,  und  die  das  Auge 
der  Menschen  nur  in  ihren  wohlthätigen  Wirkungen 
zu  sehen  bekommt. 
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Die  äussere  Staatsform  der  Schweiz  wurde  am 
12.  April  1798  auf  den  Trümmern  einer  allmälig  ge¬ 
wordenen,  vielfach  auf  blosser  Praxis  beruhenden,  echt 
germanischen  staatsrechtlichen  Vielgestaltigkeit  plötzlich 
mit  Einem  Schlage  eine  theoretisch  planmässige,  streng- 
durchgeführte  Einheit.  «  Eepuhlique  Helvetiqiie  iine  et 
indivisihle  y>  stand  an  der  Spitze  der  Verfassung  und  auf 
allen  Dekreten  der  neuen  Aera. 

Diese  vollkommene  Einheit  sprach  sich  aus  in  einer 
genau  gleichen  inneren  Verwaltung  der  einzelnen  Bezirke, 
denen  man  zwar  den  Namen  Kanton  und  zum  Theil  die 
alten  Grenzen  gelassen  hatte. 

An  der  Spitze  des  Ganzen  stand,  wie  in  Frankreich, 
ein  Direktorium  von  fünf  Personen,  die  indess  viel  mehr 
blos  den  leitenden  politischen  Gedanken  der  Regierung 
repräsentirten ,  als  wir  es  heutzutage  an  unsern  Re¬ 
gierungen  gewohnt  sind,  und  sehr  der  zweckmässigen 
Ausgleichung  durch  die  Arbeiten  des  täglichen  Lebens 
entbehrten  ,  die  von  Ministern  verrichtet  wurden.  Das 
wahrhaft  Gute  und  Grosse  der  Helvetik  entsprang  denn 
auch  grösstentheils  der  Arbeit  dieser  Minister  ,  und  in 
ihrem  Kreise  sind  vorzugsweise  die  Personen  zu  suchen, 
welche  mit  wahrem  Eifer  und  patriotischer  Hingebung 
während  der  ganzen  helvetischen  Zeit  sich  mühten,  die 
fruchtbaren  Ideen  der  Verfassung  zu  That  und  Leben 
werden  zu  lassen. 

Im  Uebrigen  war  der  grosse  bureaukratische  Ver¬ 
waltungsapparat  in  der  allgemeinen  Verwaltung  und  da¬ 
gegen  die  Repräsentation  der  Kantonsregierungen  durch 
einen  einzigen  Regierungsstatthalter ,  der  zu  sehr  einem 
französischen  Präfekten  gleichsah,  ein  verfehltes  und  den 
bisherigen  Gewohnheiten,  wenigstens  der  deutschen  Kan¬ 
tone,  durchaus  widersprechendes  Werk,  das  nur  durch 
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die  vorzüglichen  Leistungen  einzelner  Regierungsstatt¬ 
halter  ausgeglichen  wurde,  von  denen  mehrere  an  staats- 
inännischem  Geiste  die  über  ihnen  stehenden  Direktoren 
bei  Weitem  überragten. 

Die  Justiz  sollte  gehandhabt  werden  von  Kantons¬ 
und  Bezirksgerichten  im  Innern  der  Kantone  und  von 
einem  helvetischen  obersten  Gerichtshof,  der  am  Haupt¬ 
orte  des  Landes  sass  ,  jedoch  blos  in  Kriminalsachen 
eigentliche  appellatorische  Kompetenzen  hatte.  Die  Ver¬ 
waltungskammern  der  Kantone,  welchen  die  ausführende 
Obsorge  für  Erziehung ,  Finanzen ,  Handel ,  Gewerbe, 
Forstwesen,  Strassenwesen,  Bauwesen  oblag,  waren  eine 
ebenfalls  französischen  Mustern  abgeborgte  Einrichtung, 
etwas  komplizirter  Art  für  manche  Kantone,  die  sich  in¬ 
dessen  unter  besseren  Verhältnissen  und  in  Friedens¬ 
zeiten  dennoch  bewährt  und  namentlich  eine  Schule  für 
die  in  der  Staatsverwaltung  noch  unerfahrenen  Mitglieder 
der  gesetzgebenden  Käthe  abgegeben  haben  würde. 

Am  deutlichsten  verrieth  sich  der  Pferdefuss  der 
französischen  Politik,  die  diese  Verfassung  diktirt  hatte, 
in  dem  kurzen  Titel  VIH,  der  einem  kriegerischen  Volke, 
dessen  ganze  Geschichte  auf  der  Wehrfähigkeit  und 
Wehrpflicht  jedes  einzelnen  Bürgers  basirte,  als  bewaff¬ 
nete  Macht  eine  geworbene,  der  Natur  der  Sache  nach 
höchst  unbedeutende,  stehende  Armee  unterschob  und  so¬ 
dann  um  so  besser  dafür  sorgte,  durch  ein  Schutz-  und 
Trutzbündniss  alle  nationale  Wehrkraft  für  die  eigenen 
Interessen  zu  monopolisiren. 

Neben  dieser  höchst  mangelhaften  Militäreinrichtung 
verunziert  die  helvetische  Verfassung  zu  allermeist  der 
zweite  Titel,  durch  den  der  Gebietsumfang  der  alten 
Eidgenossenschaft  um  grosse  und  wichtige  Grenzländer  re- 
duzirt  wird,  die  sämmtlich  die  Befreier  für  sich  behielten. 
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Der  Rest  wurde  durch  den  Pariser  Entwurf  in  22 
Kantone  eingetheilt  in  folgender  Ordnung:  Wallis,  Leinan, 
Freiburg,  Bern,  Solothurn,  Basel,  Aargau,  Luzern,  Unter¬ 
walden,  Uri,  Bellinzona,  Lugano,  Rhätien,  Sargans,  G-laris, 
Appenzell,  Thurgau,  St.  Gallen,  Schaffhausen,  Zürich, 
Zug  und  Schwyz.  Hievon  war  Rhätien  indess  blos  zum 
Beitritt  eingeladen  und  bildete  noch  längere  Zeit  faktisch 
keinen  Bestandtheil  der  neuen  Schweiz.  Diese  22  hel¬ 
vetischen  Kantone  des  ersten  Entwurfs  entsprachen  jedoch 
nicht  alle  genau  weder  ihrem  historischen,  noch  ihrem 
heutigen  Begriffe  und  blieben  auch  nicht  lange  bestehen. 
Durch  die  Lecarlier’sche  Proklamation  vom  28.  März 
entsand  zuerst  auf  Kosten  von  Bern  ein  dreiundzwanzig¬ 
ster  Kanton,  Oberland  mit  der  Hauptstadt  Thun.  Mitte 
Mai  hingegen  wurde  in  Folge  der  politischen  Ereignisse, 
auf  die  wir  noch  kommen  werden,  ihre  Zahl  stark  redu- 
zirt.  Die  drei  Urkantone  nebst  Zug  bildeten  fortab  nur 
Einen  Kanton  Namens  Waldstätten,  mit  der  Hauptstadt 
Zug ;  Glarus,  Gaster,  March,  die  Höfe,  Utznach,  Rapper- 
schwyl,  Obertoggenburg,  Sax,  Gams,  Werdenberg  und 
Sargans  den  Kanton  Linth  (Hauptort  Glarus),  Appen¬ 
zell,  Stadt  und  Landschaft  St.  Gallen,  Rheinthal  und 
Untertoggenburg  den  Kanton  Sentis  (Hauptort  St. Gallen), 
Stadt  und  Herrschaft  Baden  und  die  freien  Aemter,  die 
bisher  dem  Kanton  Zug  zugetheilt  gewesen  waren,  den 
Kanton  Baden. 

Die  alten  eidgenössischen  Stände  Uri,  Schwyz,  Unter¬ 
walden,  Glarus,  Zug,  Appenzell  und  der  ephemere  Kanton 
Sargans  verschwanden  gänzlich  aus  der  Weltgeschichte, 
und  es  blieben  von  23  also  nur  noch  19  Kantone  übrig,  die 
sich  im  Jahr  1802  durch  die  Ablösung  von  Wallis  schliess¬ 
lich  sogar  auf  blos  18  verminderten.  Die  kleinste  Zahl 
und  den  kleinsten  Länderbestand,  den  die  Eidge- 
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nossenschaft  seit  dem  fünfzehnten  Jahrhundert  bis  heute 
jemals  besessen  hat.  Das  ganze  westliche  Grenzgebiet, 
Mülhausen,  das  Bisthum  Basel,  die  Stadt  Biel,  Genf  und 
zuletzt  noch  1802  (resp.  1810)  Wallis  und  1806  Neuen¬ 
burg  (welches  von  1798  bis  1806  ausser  alle  Verbindung 
mit  der  Schweiz  trat)  riss  Frankreich  an  sich. 

Helvetien  war  während  der  ganzen  helvetischen  und 
Mediationszeit  ein  kleines  Bändchen  von  kaum  der  Hälfte 
unserer  jetzigen  Einwohnerzahl,  das  unter  der  Protektion 
eines  übermächtigen  und  nicht  ganz  uneigennützigen 
Freundes  stets  befürchten  musste,  dessen  Freundschaft 
in  völlige  Herrschaft  übergehen  zu  sehen. 

Die  schönen  Seiten  der  helvetischen  Verfassung,  Ar¬ 
tikel,  die  wie  Sterne  aus  der  Nacht  der  alten  und  aus 
dem  dichten  Nebel  der  späteren  restaurirten  Zeiten  zu 
uns  hinüberleuchten  und  die  wir  in  manchen  Punkten 
selbst  heute  noch  nicht  wieder  erreicht  haben,  sind  da¬ 
gegen:  die  absolute  Aufhebung  jeder  Herrschaft  oder 
Ungleichheit  unter  den  Bürgern,  sowie  jedes  Hemmnisses 
freier  Niederlassung  und  eines  freien,  durch  keinerlei 
Zölle,  oder  sonstige  Hindernisse  beschränkten  Gewerbe¬ 
betriebes  durch  die  ganze  Schweiz.  Die  garantirte  und 
besser  noch  als  heute  in  ihren  richtigen  natürlichen 
Schranken  definirte  Gewissensfreiheit,  die  Pressfreiheit, 
die  Aufhebung  aller  erblichen  Titel,  das  Expropriations¬ 
recht,  das  Eidgenössische  Besteuerungsrecht,  die  Auf¬ 
hebung  aller  Unvertusserlichkeit  von  Gütern  und  aller 
ewigen  Grunddienstbarkeiten.  Das  ausschliessliche,  von 
keinen  kleinen  kantonalen  Ideen  eingeschränkte  schwei¬ 
zerische  Bürgerrecht,  die  leichte  und  zweckmässig  be¬ 
stimmte  Einbürgerung  Fremder,  die  centrale  Aufsicht 
über  Strassen,  Brücken,  Forstwesen,  Armenwesen,  Unter- 


rieht  und  endlich  die  nnverküminerte  Möglichkeit  einer 
Eidgenössischen  Gesetzgebung  in  Civil-  und  Strafrecht 
und  Prozess. 

Beinahe  in  allen  diesen  Gebieten,  von  denen  die 
öffentliche  Wohlfahrt  und  die  Erziehung  des  gesainmten 
Volkes  zu  wahrer  Bildung  und  Freiheit  zumeist  abhängt, 
hat  diese  denkwürdige  Yerfassung  Bahn  gebrochen,  das 
rechte,  durchschlagende  Wort  gefunden.  Und  wir  sind 
heute  noch,  nach  beinahe  achtzig  Jahren,  und  wer  weiss 
wie  lange  ferner  noch,  darin  fast  ein  Epigonengeschlecht, 
das  nicht  an  diese  Väter  reicht. 

Als  permanenter  Hauptort  der  Schweiz,  Sitz  der 
Regierung  und'  damit  nothw endig  auch  des  obersten  Ge¬ 
richtshofes  (abweichend  von  unserem  heutigen  System) 
war  schon  im  ursprünglichen  Pariser  Entwürfe  Lu¬ 
zern  vorgesehen.  Aarau  sollte  blos  provisorisch  diese 
Ehre  gemessen.  In  Folge  der  unruhigen  Verhältnisse 
in  der  Centralschweiz  blieb  es  aber  bis  zum  September 
1798  Hauptstadt  der  Eidgenossenschaft,  und  der  Geist 
der  Helvetik  weilt  noch  heute  mit  Vorliebe  über  jener 
Stadt,  die  ihn  während  seiner  besten  Zeit  beherbergt  und 
gepflegt  hat.  (Dekrete  vom  4.  Mai,  8.  August,  16.  Au¬ 
gust,  17.  September.)  Die  erste  Sitzung  des  Direktoriums 
in  Luzern  fand  erst  am  24.  September  1798  statt.  Schon 
im  folgenden  Mai  1799  aber  verliessen  die  obersten 
Gewalten  in  Folge  der  Kriegsunruhen  diese  Stadt  und 
begaben  sich  nach  Bern,  das  dann,  mit  Ausnahme 
ihres  kurzen  zweiten  Exodus  nach  Lausanne  vom  Sep¬ 
tember  1802,  die  eigentliche,  dauernde  (obwohl  immer 
gewissermassen  provisorische)  Hauptstadt  der  helveti¬ 
schen  Republik  bis  zu  ihrem  Ende  geblieben  ist. 

Auf  Grund  der  adoptirten  Verfassung  wählten  die 
gesetzgebenden  Räthe  zu  Aarau  zuerst  am  14.  April 
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durch  ihr  zweites  Dekret,  (nächst  dem  der  Proklamation 
der  Republik),  die  Farben  Grün,  Roth  und  Gelb  zu 
National  färben  (Bulletin  I,  4)  und  sodann  erst,  nach 
dem  ziemlich  komplizirten  Wahlmodus,  der  im  sechsten 
Titel  der  Verfassung  vorgezeichnet  war,  aih  17.  und 
18.  April  das  erste  Direktorium,  das  beste,  welches 
jemals  bestand: 

Lucas  Legrand  von  Basel, 

Maurice  Glayre  von  Romainmotier, 

Victor  Oberlin  von  Solothurn, 

Ludwig  Bay  von  Bern,  und 
Alphons  Pfyffer  von  Luzern.*) 

Mit  der  Bestimmung,  dass  diese  Direktoren,  sobald 
drei  von  ihnen  zur  Stelle  seien,  ihre  Funktionen  sofort 
anzutreten  haben.  (Bullet.  1.  5,  6,  17.) 

Es  waren  gute  Wahlen  und  es' sprach  sich  in  ihnen 
zugleich  eine  sehr  bestimmte  Stimmung  der  gesetzgeben¬ 
den  Versammlung  aus. 

Weder  Ochs,  noch  Laharpe,  die  eigentlichen  Ur¬ 
heber  der  Verfassung  und  die  besonderen  Profeges  der 
französischen  Machthaber,  waren,  wie  eigentlich  allge¬ 
mein  erwartet  wurde,  aus  der  Wahlurne  hervorgegangen 

*)  Legrand  hatte  ursprünglich  Theologie  studirt,  war  später 
Seidenfahrikant  geworden,  ein  Idealist  vom  reinsten  Wasser.  Oberlin , 
ihm  annähernd  ähnlich,  war  ebenfalls  ein  wohlhabender  Kaufmann. 
Bay,  Burger  zu  Bern,  geboren  im  Jahre  der  Henzi’schen  Verschwö¬ 
rung,  war  ein  gesuchter  Anwalt,  der,  im  Ganzen  persönlich  allge¬ 
mein  beliebt,  doch  hei  den  Aristokraten  für  einen  Jakobiner,  hei  den 
heftigen  Patrioten  für  einen  heimlichen  Aristokraten  galt.  Pfyffer 
war  ein  Luzerner  Patrizier,  ohne  Beruf,  der  sich  mit  den  neuen 
Ideen  befreundet  hatte.  Weitaus  der  gewiegteste  Staatsmann  unter 
ihnen  war  Glayre,  der  viele  Jahre  lang  als  Kabinetsrath  und  Ge¬ 
sandter  des  letzten  Königs  von  Polen  an  verschiedenen  Höfen  eine 
reiche  Erfahrung  gesammelt  hatte,  der  beste  Mann  seines  Landes, 
der  nie  weder  ein  blinder  Verehrer  der  Franzosen,  noch  ein  waadt¬ 
ländischer  Partikularist  gewesen  ist. 


VI. 

Aarau  1798. 


Es  ist  nicht  ganz  leicht,  für  die  mannigfachen  Thaten 
und  Leiden  der  helvetischen  Regierung,  die  mit  diesem 
28.  April  1798  ihre  Odyssee  durch  ein  stürmisches  Meer 
von  Leidenschaften,  Vorurtheilen  und  äussern  Uebeln 
aller  Art  begann,  das  richtige  kurze  Wort  und  die  über- 
sichtliche  Darstellung  zu  finden. 

Es  galt  vorläufig  geradezu ,  aus  dem  Chaos  eines 
Weltuntergangs  eine  neue  Ordnung  aller  Dinge  zu  ge¬ 
stalten;  und  diese  Centralregierung,  die  in  ihren  drei 
Bestandtheilen  (Direktorium,  Senat  und  Grosser  Rath) 
permanent  besammelt  war,  so  wie  wir  es  vor-  und  nach¬ 
her  in  der  Eidgenossenschaft  nie  mehr  gesehen  haben, 
war  daher  einstweilen  fast  Alles  in  Allem;  Politik, 
Gesetzgebung  und  selbst  Justiz.  In  der  helvetischen  Ge¬ 
setzessammlung^'-)  finden  sich  sofort  neben  den  ernstesten 
Organisationsarbeiten  die  kleinlichsten  Dinge,  womit  in 
Ermanglung  aller  konstituirten  kantonalen  Gewalten  und 
einer  jeden,  den  Verfassungsgrundsätzen  entsprechenden 
Gesetzgebung,  die  obersten  Staatsbehörden  sich  zu  be¬ 
fassen  hatten. 

Tageblatt  der  Gesetze  und  Dekrete  der  gesetzgebenden  Eätbe 
der  helvetischen  Re23uhlik.  Bern,  gedruckt  in  der  Natioualbnch- 
drnckerei.  Sechs  Bände  in  Octav. 

\ 
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Wie  in  einem  Spiegel  treten  dem  Auge  des  Beob¬ 
achters  noch  heute  aus  dem  ersten  und  zweiten  Band 
dieser  merkwürdigen  Sammlung  die  verschiedenartigen 
Thätigkeiten  und  politischen  Strömungen  entgegen,  welche, 
zuerst  hoffnungsgrün,  bald  aber  durch  äusseres  Unglück 
und  innere  Entzweiung  getrübt,  sich  am  Ende  dieser 
Ersten  Periode  der  Helvetik  in  den  Abgrund  von  na¬ 
tionalem  Unglück  verlieren,  der  das  Jahr  1799  in  der 
Schweiz  heisst.  Ein  rascher  Gang  durch  diese  Dokumente 
wird  Ihnen  vielleicht  am  Besten  einen  gewissen  leben¬ 
digen  Eindruck  von  der  Zeit  und  den  mannigfachen  x4uf- 
gaben  hinterlassen,  die  an  sie  gestellt  waren.  Die  Ge¬ 
setzessammlung  selbst  wurde  durch  einenBeschluss  vom 
29.  April  (p.  29)  angeordnet,  ist  aber  jetzt,  namentlich 
im  deutschen  Texte,  sehr  selten  geworden  und  im  Ganzen 
unter  unserer  heutigen  Generation  völlig  verschollen."^) 


Ich  citire  stets  die  französische  Ausgabe,  hulletin  des  loix 
et  decrets  du  corps  legislatif  de  la  Kep.  Helv.,  die  noch  häufiger  zu 
finden  und  namentlich  am  Ende  vollständiger  ist. 

Eine  besondere  Sammlung  daneben  bilden  die  Airetes  et  Pro- 
clamations  des  Direktoriums,  resp.  von  1800  ab  „du  pouvoir  executif“, 
zwei  Hefte,  die  mit  1799  beginnen.  Das  Erste  ist  nie  herausgekommen. 
Hit  diesen  beiden  Sammlungen  nicht  zu  verwechseln  ist  das  Tage- 
buch  der  gesetzgebenden  Käthe,  Bulletin  Helvetique,  Journal  du  corps 
legislatif  et  bulletin  officiel,  Journal  Helvetique,  xiuszüge  aus  den 
Protokollen,  die  in  verschiedenen  Ausgaben,  deutsch  und  französisch, 
existiren.  Vielleicht  die  merkwürdigste  offizielle  Publikation  aus  der 
Ersten  Zeit  ist  das  von  der  provisorischen  Nationalversammlung  in 
Lausanne  herausgegebene  „Peuple  vaudois,  Journal  officiel“  (später 
Courier  de  tous  les  Jours  et  bulletin  officiel).  Dasselbe  beginnt  am 
1.  Februar  1798  mit  der  Erzählung  der  waadtläiidischen  Kevolution 
vom  24.  Januar  und  enthält  namentlich  viele  interessante  Details 
über  den  Aufstand  und  den  Krieg  gegen  Bern,  überhaupt  über 
die  Greschichte  der  Zeit  vom  24.  Januar  bis  30.  März  1798,  in 
welcher  Waadt  ein  selbständiger  souveräner  Staat  war.  Einige  merk¬ 
würdige  Abschnitte  daraus  finden  Sie  in  den  Beilagen. 
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Es  folgen  sich  nach  dein  bereits  genannten  National¬ 
farbendekret  und  den  Wahlen,  am  18.  April  die  ganz 
den  Geist  der  Helvetik  athinende,  in  einzelnen  Theilen 
fast  prophetische  Proclaination  an  das  helvetische  Volk 
(pag.  7)  und  am  folgenden  Tage  diejenige  an  die  noch  nicht 
beigetretenen  Kantone  (pag.  11).  Am  26.  April  die  Ueber- 
nahme  der  Reqiiisitionslast  für  die  französische  Occu- 
pationsarmee,  ein  schwerer  Anfang  für  den  neuen  Staat 
(pag.  21).  Am  28.  April  die  Proscription  des  Wortes  mon- 
sieiir,  citoyen  soll  allein  gebraucht  werden  (pag.  27)  und 
am  30.  die  in  den  Augen  der  damaligen  Welt  höchst 
wichtigen  republikanischen  Formeln  des  Grusses  und  der 
Anrede  überhaupt  (pag.  33). 

Dazwischen  werden  Wahlen  cassirt  und  ein  Krimiual- 
prozess  in  dem  neuen  Kanton  Baden  in  Ermanglung  aller 
örtlichen  Gewalten  insrtuirt  (28.  April,  pag.  28). 

Der  Mai  beginnt  neben  einander  mit  der  Sequestri- 
rung  aller  Zahlungen  an  englische  Firmen,  einem  Freund¬ 
schaftsdienst  an  Frankreich,  aber  nicht  an  die  eigene 
Geschäftswelt  (I,  36,  1.  Mai)  und  weitläufigen  Berathungen 
über  die  etwas  theatralischen  Costünie  des  Direktoriums 
und  der  gesetzgebenden  Käthe,  denen  daun  die  gleich- 
wichtigen  Schneidereidekrete  für  die  Minister,  Kantonal¬ 
beamten  und  den  Gesandten  in  Paris  folgten.  Die  Farbe 
dieser  Costüme  war  durchgängig  blau,  mit  verschieden¬ 
artiger  gesetzgeberischer  Phantasie  in  Bezug  auf  Westen, 
Rockkragen  und  Stickereien.  Ein  helvetischer  Senator 
trug  grüne  Federn  auf  dem  Hut,  ein  Grossrath  da¬ 
gegen  rothe.  Diese  Farben  und  ihre  Verschiedenheit 
sind  wichtig,  denn  sie  sollen  —  so  werden  wir  in  der 
Senatssitzung  vom  24.  April  belehrt  —  «  ein  Sinnbild  der 
Verschiedenheiten  sein,  die  zwischen  beiden  Käthen  statt¬ 
finden.  Das  Costüm  des  Grossen  Raths  soll  Einbildungs- 
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kraft,  jenes  des  Senats  Vernunft  und  Klugheit  bedeuten. 
Darum  soll  letzterer  keinen  rothen,  eher  einen  schwarzen 
Strauss  auf  dem  Hut  tragen.  »  In  der  weiteren  Dis¬ 
kussion  erklärt  sich  dann  besonders  Suter  von  Zofingen, 
Professor  der  Academie  in  Bern,  gegen  allen  Sammet, 
der  «bischöflich  und  erzaristokratisch»  ist  und  Deloes  von 
Aigle  hat  ein  Vorurtheil  gegen  schwarze  Kragen,  weil  das 
an  Unglück  erinnert.  —  Die  Direktoren  führen  dreifarbi¬ 
gen  Federschmuck,  ebensolche  Schärpen  und  in  grosser 
Tenue  sogar  einen  gelben  Schleppsäbel  an  einem  Cein- 
turon  von  grünem  Marroquin  (2.,  3.,  10.  und  30.  Mai,  Bull. 
I,  39,  51  und  117.)  Für  so  wichtig  wurden  in  der  That 
damals  diese  Schärpen,  Mäntel,  Federhüte  und  Schlepp¬ 
säbel  für  den  Bestand  der  neuen  Republik  gehalten,  dass 
auch  noch  in  den  schwereren  Zeiten  (4.  Okt.)  die  Berathung 
über  das  Costüm  der  untergeordneten  Beamten  eifrig 
fortgesetzt  wird.  (II,  50).  Am  15.  September,  in  einer 
Zeit,  wo  das  ganze  Schicksal  der  Helvetik  bereits  an  einem 
Faden  hing  und  Viele  sie  schon  aufgegeben  hatten,  wird 
auf  das  Bestimmteste  angeordnet,  dass  bei  der  ersten 
Sitzung  in  Luzern,  die  am  5.  Oktober  gehalten  werden 
sollte,  alle  Mitglieder  der  obersten  Behörden,  bei  denen 
wie  es  scheint  manche  noch  immer  ihren  äussern  Menschen 
nicht  hinreichend  vaterländisch  umgestaltet  hatten,  un¬ 
fehlbar  in  der  vorgeschriebenen  Amtstracht  zu  erscheinen 
haben  (I,  385). 

Am  4.  Mai  folgt  die  Bezeichnung  von  Aarau  als 
einstweiliger  Hauptstadt  und  ein  kurzes,  sehr  grossartiges, 
leider  daneben  auch  sehr  folgenschweres  Dekret,  die  Auf¬ 
hebung  aller  persönlichen  Feudalrechte  ohne  Entschä¬ 
digung:  «tous  les  droits  feodaux  personnels  sont  des  ä 
present  abolis  sans  indemnite  »  (I,  43).  Es  wurde  hierauf 
später  zwar  wiederholt  und  zwar  in  restrictivem  Sinne 
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zurückgekommen  (z.  B.  schon  mit  der  Interpretation  vom 
2.  Juni  I,  125).  Im  Ganzen  aber  blieb  stets  es  einer  der 
grössten  und  fruchtbarsten  Gedanken  der  Helvetik,  den 
Landmann  von  dem  zahllosen  Drucke  zu  befreien,  den 
Jahrhunderte  auf  seine  Schultern  gehäuft  hatten.  Und 
wenn  auch  die  damalige  Generation  diese  Erleichterung 
in  Folge  vieler  anderer  Lasten  und  Uebelstände  der  Zeit 
kaum  zu  gemessen  im  Falle  war,  so  hat  der  heutige 
Schweizerbauer  dagegen  alle  Ursache,  noch  immer  auf 
die  Periode  der  Helvetik  als  auf  den  Ursprung  seiner 
ökonomischen  Befreiung  mit  Dank  zurückblicken. 

Mitten  in  solche  Geschäfte  von  höchster  politischer 
und  finanzieller  Bedeutung  hinein  tritt  am  4.  Mai  der 
Bürger  Johannes  Schneider  von  Mett,  Kt.  Bern,  und  will, 
entgegen  dem  bisherigen  Berner  Recht,  seine  cousine  ger- 
maine,  Jungfrau  Barbara  Schneider,  heirathen,  worin  ihm 
denn  auch  der  Senat  und  der  Grosse  Rath  der  helvetischen 
Republik  auf  Empfehlung  des  Direktoriums  geneigt  will¬ 
fahren  (I,  45).  Diese  neue  Botschaft,  dass  man  Cousinen 
heirathen  dürfe  (etwas,  was  in  dem  ältern  schweizeri¬ 
schen  Rechte  fast  überall  unzulässig  war)  scheint  damals 
in  der  Eidgenossenschaft  grosses  Aufsehen  gemacht 
und  zahlreiche,  bisher  unterdrückte,  Gefühle  von  Vettern 
für  ihre  schönen  Basen  entfesselt  zu  haben.  Denn  die 
gesetzgebenden  Räthe  und  das  Direktorium  werden  fort¬ 
an  von  solchen  Herzensangelegenheiten  in  einer  ganz 
unglaublichen  Fülle  in  Anspruch  genommen.  Schon  am 
2.  Juni  kommt  der  Bürger  Samuel  Bölliger  von  Rued 
(Kt.  Aargau)  auch  auf  den  Gedanken,  seine  Base  Marie 
Bessler  zu  heirathen,  am  12.  Juni  folgt  der  Bürger  Bühler 
von  Hombrechtikon,  Kt.  Zürich  mit  dem  ganz  gleichen 
Gesuch,  gleichzeitig  der  Bürger  Frey  von  Urdorf,  am 
15.  der  Bürger  Schwarz  von  Effingen  und  der  Bürger 


224 


Fache  von  Vibroye  und  so  unterbrechen  den  Ernst  der 
helvetischen  Gesetzessammlung  unaufhörlich,  nach  jeden 
paar  Seiten  wieder  solche  Heirathsgesuche  mit  cousines 
gerrnaines  aller  Kantone  und  Zungen,  bis  am  27.  Oktober 
(II,  14)  endlich  die  geplagten  Käthe  diesem  Andrang 
durch  ein  allgemeines  Gesetz  ein  Ende  und  sich  Kühe 
vor  allen  solchen  Liebhabern  verschaffen. 

Am  7.  Mai  wird  Freiburg  untersagt,  selber  Geld  zu 
schlagen  (I,  48,  ebenso  286,  14.  August),  wozu  wohl  das 
Bedürfniss  genöthigt  hatte,  und  am  folgenden  Tage,  8.  Mai, 
werden  alle  geistlichen  Güter  in  der  Schweiz  sequestrirt 
(I,  48).  Diese  Massregel  von  grosser  Tragweite,  die  un¬ 
gemeine  Leidenschaften  des  katholischen  Klerus  gegen  die 
Helvetik  wachrief,  erlebte  dann  ebenfalls  verschiedene 
Phasen  der  Erläuterung  oder  Abänderung,  die  Gesetze 
vom  16.,  18.,  29.,  31.  Mai,  11.  Juni  (I,  83,  87,  89,  106, 
118,  142)  und  schloss  endlich  mit  dem  Gesetz  vom 
19.  September  1798  (I,  391)  einstweilen  dahin  ab,  dass 
die  bedrohten  Klöster  und  Orden  fortexistiren,  aber  keine 
Novizen  mehr  aufnehmen  durften  und  ihre  Güter  zwar 
der  Theorie  nach  Nationaleigenthum ,  aber  einstweilen 
noch  in  bisheriger  Verwaltung  und  blos  unter  Staats¬ 
aufsicht  blieben.  Man  wagte  in  That  und  Wahrheit  die 
anfänglich  intendirte  Massregel  einer  allgemeinen  Auf¬ 
hebung  aller  Klöster  und  Säcularisirung  alles  geistlichen 
Vermögens  nicht  durchzuführen  und  sie  blieb  dann  über¬ 
haupt  zuletzt,  ausser  gegen  den  Abt  von  St.  Gallen,  im 
grösseren  Style  überall  unausgeführt. 

Am  gleichen  7.  Mai  wird  das  Direktorium  beauftragt 
Mendrisio,  das  bereits  cisalpinisch  geworden  war,  wieder 
für  die  helvetische  Kepublik  zu  gewinnen.  (I,  46).  Das 
Direktorium  ersuchte  dann  seinen  Geschäftsträger  in 
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Paris  darüber  zu  verhandeln  und  wandte  sich  selbst  an 
Eapinat  und  Mengaud. 

Am  8.  Mai  erklärt  ein  schönes  Gesetz,  entgegen 
Einrichtungen,  die  die  Züricher  Handelskammer  vor¬ 
genommen  hatte,  dass  dem  Verkehre  in  der  Schweiz 
nach  dem  Geiste  der  Verfassung  keinerlei  Zollschranken 
gezogen  werden  dürfen  (I,  50)  und  4  Tage  später,  12.  Mai, 
wird  die  Folter  in  ganz  Helvetien,  wo  immer  sie  noch 
bestanden  hatte,  abgeschafft  (I,  70).  Danebenher  laufen  in 
diesen  Tagen  organische  Einrichtungen,  am  10.  Mai  die 
erste  Geschäftsinstruktion  an  die  Regierungsstatthalter 
in  den  Kantonen  (I,  53),  am  gleichen  Tage  eine  provi¬ 
sorische  Organisation  einer  bewaffneten  Garde  für  das 
Direktorium  und  das  Corps  legislatif  (I,  65),  am  30.  Mai 
ein  weiteres  Reglement  über  dieselbe  (I,  112),  am  12,  Mai 
die  Annahme  des  helvetischen  Staatssiegels,  Teil  mit  dem 
Knaben,  der  den  durchbohrten  Apfel  trägt  (I,  68),  ausser¬ 
dem  successive_die  neue  Eintheilung  der  helvetischen  Kan¬ 
tone  in  Distrikte  und  Gemeinden  (die  Erste  ist  die  des 
Kantons  Bern  vom  21.  April  in  15  Bezirke  I,  14),  am 
30.  Mai  die  Unterabtheilung  der  grossen  Gemeinden  in 
Sektionen  (I,  116).  Gleichzeitig  zeigen  sich  die  Spuren  der 
damals  beginnenden  innern  Unruhen  gegen  die  helvetische 
Staatsordnung,  die  Aufnahme  einer  Proscriptionsliste  der 
schweizerischen  Emigranten  aus  den  ehemals  aristokra¬ 
tischen  Kantonen  (I,  49,  die  der  Geistlichen  folgt  den 
1 7.  August,  I,  302)  und  ein  Hochverrathsgesetz  gegen  An¬ 
griffe  auf  die  fremden  (speziell  die  französischen)  Minister 
in  der  Eidgenossenschaft  (I,  64,  crime  de  leze-nation). 

Der  Rest  des  Mai’s  enthält  die  Errichtung  der  hel¬ 
vetischen  Ministerien,  und  zwar  sechs  statt  der  vier  in 
der  Verfassung  vorgesehenen  für  die  nächsten  zwei  Jahre, 
(18.  Mai,  I,  86.  Ihr  Reglement  und  ihre  Gehalte  folgen  im 
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Juni,  I,  188,  297),  Hülfeleistungen  für  Wallis  und  Leman, 
wo  die  Franzosen  und  die  eigenen  Truppen  schwer  ge¬ 
plündert  hatten  (22.  Mai,  I,  90),  gesetzliche  Bestätigung 
von  Befehlen  Schauenburgs  (29.  Mai,  I,  107),  die  provi¬ 
sorische  Einhebung  des  diessj übrigen  Heuzehntens  trotz 
der  beabsichtigten  Abschaffung  dieser  Gefälle  (31.  Mai, 
I,  121). 

Daneben  noch  ein  friedlicheres  Bild,  die  Errichtung 
eines  ausserordentlichen  Handelsgerichts  in  Zurzach 
für  die  Messe  vom  25.  Mai  1798,  das  dann  am  17.  August 
auch  für  die  Zukunft  bestätigt  wurde  (I,  96,  303). 

Der  Juni  beginnt  wieder  mit  einem  schönen  Akten¬ 
stück,  Aufhebung  der  Kopfsteuer  der  Juden  des  Aargau 
(I,  122):  «toute  capitation,  ou  impöt  personnel,  impose 
particulierement  sur  les  Juifs  comme  tels,  serä  aboli  dans 
toute  THelvetie».  Im  Uebrigen  wurde  für  ihren  Civilstand 
ein  besonderes  Gesetz  vorgesehen  und  der  Bürgereid, 
den  sie  leisten  sollten,  einstweilen  suspendirt  (18.  August, 
I,  308).  Ein  anderes  Dekret  von  ähnlich  wohlthätiger 
Natur  folgte  am  12.  Juni,  die  Abschaffung  aller  Abzugs¬ 
gebühren  (traite-foraine)  zwischen  Kantonen  und  Gemein¬ 
den.  Die  verschiedenen  bürgerlichen  und  sonstigen  Zug¬ 
rechte  wurden  am  31.  August  ebenfalls  theils  direkt 
beseitigt,  theils  zur  Beseitigung  durch  ein  Gesetz  an 
eine  Kommission  gewiesen,  haben  dann  aber  nach  dem 
Sturze  der  Helvetik  noch  bis  in  unsere  Tage  hinein  ihr 
Leben  gefristet  und  den  Verkehr  erschwert  (I,  147,  347). 

Am  gleichen  12.  Juni  begehrt  der  Bürger  Abraham 
Prelaz  von  St.  Saphorin  von  den  helvetischen  Rüthen 
die  staatliche  Legitimation  seines  unehelichen  Kindes 
(I,  148),  und  als  dieselbe  ohne  Anstand  ertheilt  wird, 
folgen  seinen  Spuren  auch  wieder  eine  grosse  Anzahl  von 
Vätern  solcher  Kinder,  vorzugsweise  aus  dem  Kanton 
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Leman,  bis  endlich  auch  hier  das  berühmte  Gesetz  über  die 
unehelichen  Kinder  vom  28.  Dezember  1798  (II,  203) 
einer  allenthalben  in  der  alten  Schweiz  geltenden  Un¬ 
gerechtigkeit  ein  Ende  machte,  wonach  solche  unglück¬ 
lichen  Geschöpfe,  wie  das  Gesetz  sagt  «par  un  prejuge 
barbare  ä  la  nullite  civique,  ä  l’indigence  et  au  mepris» 
verdammt  waren,  denn  sie  konnten  vielfach  weder  hei- 
rathen,  noch  Aemter  bekeiden,  noch  erben,  oder  in  Testa¬ 
menten  bedacht  werden,  und  wenn  sie  selbst  Vermögen 
erwarben,  so  wurden  sie  von  dem  nämlichen  Staate  beerbt, 
der  sie  während  ihres  Lebens  auf  diese  Weise  beinahe 
von  der  menschlichen  Gesellschaft  ausgeschlossen  hatte.*) 

Zwischen  diesen  wohlthätigen  Folgen  der  neuen 
Rechtsgleichheit  gehen  einher  die  deutlichen  Anzeichen 
innerer  Zwietracht  und  französischen  Uebermuths. 

Am  4.  Juni  eine  neue  Proklamation  an  das  A^olk 
zur  Dämpfung  der  zahlreichen  Klagen  wegen  Misshand¬ 
lung  und  Unterdrückung  der  Bürger  durch  die  franzö¬ 
sische  Okkupationsarmee,  die  fortwährend  den  Boden  der 
Schweiz  belastet.  Der  Bürger  wird  zur  Geduld  ermahnt 
Angesichts  der  so  zahlreichen  Feinde  der  Republik,  die 
bereits  eine  Contre-Revolution  ernstlich  im  Schilde  führen 
und  keine  Mittel  scheuen  werden  « pour  se  replacer  sur 
le  trone  affreux  de  la  tyrannie,  qu’ils  voudraient  se  bätir 
sur  nos  cadavres»,  eine  Eventualität  die  kein  Mitglied 
der  Räthe  überleben  werde.  (I,  130). 

Am  11.  Juni  wird  verboten,  die  alten  Standesfarben 
zu  tragen,  die  in  Freiburg  und  Bern,  besonders  an  den 

Die  Erblosigkeit  der  Unehelichen  war  auch  nach  der 
Eeformation  weit  verbreitetes  Recht.  In  Bern  speziell  gibt  die  Ge¬ 
richtssatzung  von  1539  den  Landvögten  den  Auftrag,  ileissig  auf 
solche  Todesfälle  zu  achten  und  dann  diese  Vermögen  zu  konfisziren. 
„Es  wäre  denn  (wie  es  in  der  Revision  von  1761  heisst),  dass  sie 
solche  Erbsfähigkeit  von  Unserem  Rath  aus  sonderbaren  Gnaden 
ausdrücklich  erworben  und  erhalten  hätten.“ 
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Röcken  der  Kirchendiener,  sich  wieder  zeigen;  jeder 
Bürger  soll  im  G-egentheil  gehalten  sein,  eine  helvetische 
Nationalcocarde  aufzustecken  (1,144,145).  Und  auch  die 
alten  Gerichtsweibel  mit  Mantel  und  Stab,  die  in  Frei¬ 
burg  aus  ihren  Grüften  gestiegen  sind,  müssen  vorläufig 
wieder  dahin  verschwinden  (I,  205,  9.  Juli).  Bedenklicher 
ist,  dass  das  Direktorium  am  19.  Juni  einen  Kredit  für 
«  geheime  Ausgaben  »  fordert  und  erhält,  worunter  nament¬ 
lich  die  Ue.berwachung  der  Verdächtigen  im  Lande  ver¬ 
standen  war,  ein  Posten,  der  dann  von  da  ab  stetsfort  die 
Blätter  der  helvetischen  Staatsrechnung  befieckt  (I,  159). 
Noch  fataler  erscheint  dann  auf  den  folgenden  Seiten 
der  Gesetzessammlung  am  21.  Juni  eine  Deputation  an 
Rapinat  und  Schauenburg,  um  «Missverständnisse  aufzu¬ 
klären»,  «considerant  qu’il  Importe  absolument  d’öcarter 
tous  les  nuages»,  d.  h.  mit  andern  Worten  sich  dem  Kom¬ 
mando  der  französischen  Gewalthaber  neuerdings  unbedingt 
zu  unterwerfen  (I,  165).  Diesem  Dekret  folgt  dann  un¬ 
mittelbar  als  Erläuterung  am  28.  Juni  die  bekannte  «eloge 
de  Parmee  frangaise  en  Suisse»,  das  heisst  die  Erklärung, 
die  französische  Armee  habe  sich  durch  Besiegung  der 
miteidgenössischen  Rebellen  bei  Rothenthurm  und  Schin- 
dellegi  um  die  «Freiheit»  des  helvetischen  Volkes  verdient 
gemacht  (I,  185),  und  29.,  30.  Juni  (I,  186)  die  Aus- 
stossung  von  Bay  und  Pfyffer  und  Wahl  von  Laharpe  und 
Ochs  in  das  Direktorium,  auf  französischen  Befehl,  der 
erste  helvetische  Staatsstreich.  Der  ganze  Juni  1798  ist 
überhaupt  eine  Zeit  tiefgreifender  politischer  Aufregung 
in  Folge  des  verunglückten  Versuches  des  damaligen 
gemässigten  Direktoriums  und  der  Räthe,  sich  einiger- 
massen  von  den  Franzosen  zu  emancipiren.  Die  einzigen 
Dekrete  von  bleibendem  Werthe  sind  die  über  die  neue 
gröbere  Münze,  die  nach  Berner  Typus  (mit  einem  alten 
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Schweizer,  eine  Fahne  tragend)  in  Stücken  von  40,  20, 
10  und  5  Batzen  geprägt  wurde,  und  über  die  allgemeine 
Einführung  des  Gregorianischen  Kalenders  neben  dem 
nationalfranzösischen  zugleich,  welcher  Erstere  noch  seit 
der  Reformation  vielerorts  aus  confessionellen  Bedenken 
nicht  an  die  Stelle  des  Julianischen  getreten  war.  —  (De¬ 
kret  vom  25.  und  28.  Juni,  I,  173,  184.) 

Unter  der  neuen  Aera,  die  am  1.  Juli  1798  für  die 
Schweiz  beginnt,  der  Alleinherrschaft  des  mit  den  fran¬ 
zösischen  Generalen  eng  liirten  Direktoriums  über  die 
gesetzgebenden  Käthe  und  die  Republik,  folgt  sofort  neben 
Dekreten  über  die  Ministerfunktionen  (I,  188),  über  Auf¬ 
hebung  des  Sequesters,  welchen  die  Waadtländer  noch 
immer  auf  die  Berner  Güter  festhielten  (4.  Juli,  I,  196), 
und  über  eine  Befreiung  Karl  Victors  von  Bonstetten 
von  den  Härten  des  Emigrantengesetzes  (3.  Juli,  I,  195), 
das  Verbot  aller  fremden  Kriegsdienste  ausser  dem  fran¬ 
zösischen  (5.  Juli,  I,  202.  Einzig  der  spanische  wurde 
nachmals,  20.  Juli,  I,  229,  erlaubt  auf  Grund  der  Allianz 
Spaniens  mit  Frankreich),  und  dann  am  11.  Juli  das  Gesetz 
über  den  Bürgereid,  nach  Art.  24  der  Verfassung,  der 
Ausgangspunkt  einer  neuen  gewaltsamen  reaktionären 
Bewegung  in  der  Schweiz  (I,  213).  An  seiner  Seite  stehen 
am  20.  Juli  die  Inventarisirung  der  Klöster  in  Bezug  auf 
Vermögen  und  Personenstand  unter  Verbot  fernerer 
Xovizenaufnahme  (I,  232,  233),  ein  Staatsinjurienprozess 
gegen  die  in  Bern  erscheinenden  «Helv.  Annalen»  (I,  218) 
und  als  ebenso  selbstsprechendes  Zeichen  der  Zeit  die 
Aufnahme  einer  Armenstatistik  (17.  Juli,  I,  224)  und  die 
Errichtung  einer  offiziösen  populären  Zeitung,  eines  eigent¬ 
lichen  Regierungsorgans  (I,  234).  Endlich  am  25.  Juli 
ein  rigoroses  Passgesetz  für  Ein-  und  Ausgehende,  (I^  241, 
etwas  nlodifizirt  in  Art.  9  am  17.  August,  I,  305)  und 


230 


am  Tage  darauf  das  berüchtigte  Anlehen  von  Fr.  350000 
bei  Rapinat  aus  dessen  geraubtem  Gelde  (I,  248,  26.  Juli). 

In  dieser  letzten  Aarauer  Zeit,  bevor  der  Beschluss, 
nach  Luzern  überzusiedeln,  gefasst,  und  die  Ausführung 
angesetzt  wurde,  was  am  8.  und  16.  August  (I,  270,294) 
geschah,  berühren  uns  wieder  seltsam  eine  Reihe  von 
Dekreten  civilrechtlichen  Inhalts,  die  zum  Theil  zeigen, 
welche  Zustände  in  der  Schweiz  im  alltäglichen  Leben 
geherrscht  hatten,  bevor  die  Helvetik  Licht  und  Luft 
hineinbrachte,  und  auch,  wie  sehr  es  an  Organisation  der 
Gesetzgebung,  selbst  in  den  kleinsten  Dingen,  gebrach,  die 
desshalb  alle  direkt  an  die  Räthe  gelangten. 

So  wird  am  18.  Juli  auf  ihr  dringendes  Gesuch  der 
Gemeinde  Hergiswyl  erlaubt,  selbst  Brod  zu  backen, 
während  sie  es  bisher  von  Willisau,  mehr  als  eine 
Stunde  weit,  beziehen  musste  (I,  225). 

Am  22.  Juli  wird  auf  Petition,  wie  dieser  Bäckerei¬ 
zwang,  auch  jede  Beschränkung  oder  Privilegirung  des 
Müllergewerbes  als  unzulässig  erklärt  (I,  236,  291),  am 
24.  Juli  provisorisch  eine  Tutelpflicht  der  Gemeinden 
über  Frauen-,  Wittwen- und  Waisengut  eingeführt  (I,  239). 

Daneben  wird  der  Gemeinde  Gerlafingen  erlaubt, 
ein  uneheliches  Kind,  dessen  Succession  nach  den  bis¬ 
herigen  Gesetzen  an  den  Staat  gefallen  wäre,  zur  Hälfte 
neben  dessen  Mutter  zu  beerben  (8.  September,  I,  372). 

Am  12.  September  wird  Rudolf  Eggimann  von  Am¬ 
soldingen,  der  Sohn  des  Pfarrers  daselbst,  mit  19  Jahren 
von  den  gesetzgebenden  Räthen  mündig  gesprochen,  um 
sich  in  einem  Handelsgeschäft  assoziiren  zu  können 
(I,  384). 

Am  19.  September  wird  die  Petition  eines  savoyischen 
Scheerenschleifers  gegen  dencitoyen  Wild,  Polizeimspektor 
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von  Bern,  der  ihm  sein  Gewerb  stören  will,  im  Sinne  des 
Scheerenschleifers  erledigt  (I,  402). 

Am  27.  August  und  26.  Oktober  wird  eine  proviso¬ 
rische  Ordnung  für  Legalisationen,  Notariatsakte  und 
Siegelungen  hergestellt  (I,  329,  II,  51). 

Am  28.  August  wird  der  Citoyenne  Susanne  Marie 
Monod  von  Aigle  aus  triftigen  Gründen  erlaubt,  vor  Ab¬ 
lauf  ihres  Trauerjahres,  das  nach  altbernischem  Con- 
sistorialgesetz  besteht,  wieder  zu  heirathen  (I,  332). 

Am  5.  September  wird  den  besorgten  Burgern  des 
Bezirks  Mendrisio,  die  ängstlich  um  Erhaltung  ihres 
Burgerguts  petitioniren,  erklärt,  es  sei  diess  durch  die 
Gesetzgebung  einstweilen  nicht  in  Fragegestellt  (I,  368). 

Dagegen  wird  sofort  darauf  die  Vertheilung  von 
Zunftvermögen  in  Zürich  bis  auf  weitere  gesetzliche 
Bestimmung  darüber,  die  alle  Zunftgüter  in  Helvetien 
beschlagen  soll,  ausdrücklich  untersagt  (7.  September, 
I,  369.) 

Und  endlich  eröffnet  Joseph  Antilis  von  Altmist  im  Kan¬ 
ton  Baden  wieder  eine  lange  Reihe  von  Petitionären  von 
allen  Seiten,  die  verlangen,  Häuser  bauen  zu  dürfen,  ohne 
Bürger  oder  Angehörige  an  ihren  Wohnorten  zu  sein, 
was  bis  anhin  also  durchaus  unmöglich  gewesen  war  (I, 
252,  292,  301  u.  s.  f.).  Am  13.  Dezember  folgt  dann  auch 
hiefür  ein  allgemeines  Gesetz  (II,  169),  das  alle  solchen 
Beschränkungen  der  Niedergelassenen  aufhebt. 

Bedeutende  Denksteine  dieser  letzten  Aarauerepoche 
sind  daneben  noch: 

2.  August  (I,  261)  die  Abschaffung  aller  Gesetze,  die 
die  Heirathen  zwischen  verschiedenen  Religionsparteien 
verbieten  (vgl.  auch  30.  August,  pag.  342). 

18.  August  (I,  307)  die  Abschaffung  aller  Brautein¬ 
kaufsgebühren  für  Schweizerinnen,  das  Gleiche  was  wir 
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erst  nach  zwei  Menschenaltern  in  unserer  jetzigen  Ver¬ 
fassung  endlich  wieder  erreicht  haben. 

20.  August  Erlaubniss  an  H.  Küchler  von  Gräbistorf, 
seine  Verlobte  Barbara  Mathis  von  Bern  zu  heirathen, 
ohne  den  im  Kanton  Baden  geforderten  Vermögensaus¬ 
weis  (I,  309). 

21.  August  Erlaubniss  an  einen  österreichischen  De¬ 
serteur  Imber,  die  Elisabeth  Rieder  von  Zürich  zu  hei¬ 
rathen,  ohne  das  Bürgerrecht  zu  besitzen,  «da  die  Kon¬ 
stitution  keinem  Fremden,  so  lange  er  nach  den  Gesetzen 
lebt,  die  Ansiedlung  in  der  Schweiz  verweigert»  (I,  310). 

29.  August  der  Plan  einer  allgemeinen  helvetischen 
Feuerversicherungsanstalt  (I,  334). 

31.  August  die  Abschaffung  aller  geistlichen  Immu¬ 
nität  in  Civil-  und  Kriminalsachen  (I,  344). 

und  1.  September  die  Erklärung  der  Post  als  Eid¬ 
genössisches  Regal  (I,  348). 


t 

In  andern  gesetzgeberischen  Akten  zeigen  sich  dann 
wieder  die  Spuren  der  erregten  Politik  und  der  ganzen 
Unruhe  jener  Zeit,  die  letzten  Kämpfe  im  Innern  für  den 
Bestand  der  Verfassung  und  das  deutliche  Herannahen 
eiuer  Epoche  grösserer  Kriege. 

Am  29.  August  werden  alle  verfolgten  und  ver¬ 
triebenen  Graubündner  Patrioten  als  helvetische  Bürger 
vom  Vaterlande  adoptirt  (I,  338). 

(Diese  Beschlüsse  Aviederholen  sich  dann  noch  am 

22.  und  24.  Oktober,  II,  37,  44.) 

Am  31.  August  folgt  ein  Unverletzlichkeitsgesetz  für 
die  helvetischen  Behörden  (I,  345). 

Am  3.  September  ein  Beschluss,  gegen  alle  Rebellen 
und  Unruhestifter  auf  das  Strengste  einzuschreiten  (I,  350). 
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Am  folgenden  Tag  «  considerant  qu’il  est  de  la  ne- 
cessite  la  plus  urgente  d’etablir  so  ns  le  plus  court  delai 
possible  ime  forte  armee  »  die  Errichtung  einer  stehen¬ 
den  Armee,  der  sogenannten  helvetischen  Legion,  durch 
Anwerbung  (I,  354). 

Am  5.  September  Massregeln  gegen  Emissäre,  Agita¬ 
toren  und  distributeurs  de  libelles  incendiaires,  die  das 
Land  durchstreifen  (I,  385). 

Oeftere  Geldvertheilungen  an  die  wie  es  scheint 
desselben  sehr  bedürftigen  Käthe  (z.  B.  15.  Sept.)  auf 
Abschlag  ihrer  Besoldungen  verrathen  einigermassen  den 
bedenklichen  Zustand  der  allgemeinen  und  privaten  Fi¬ 
nanzen  in  Aarau  (I,  387). 

Am  19.  September  ergeht  ein  scharfer  Befehl  an  die 
Regierungsstatthalter,  allen  Bürger  Pfarrern  und  Ordens- 
leiiten  definitiv  den  Bürgereid  abzunehmen,  unter  An¬ 
drohung  unverzüglicher  Ausweisung  (I,  407). 

Und  endlich  folgen  am  20.  September,  am  Schluss 
der  Aarauerdekrete,  zwei  Urkunden,  die  das  Ende  dieser 
Ersten  Epoche  der  Helvetik  und  den  Anfang  einer  noch 
schwereren,  man  kann  wohl  sagen  mit  blutigen  Lettern 
fixiren:  das  abermalige  Lob  der  französischen  Armee  und 
ihrer  Leistungen  gegen  Weiber  und  Kinder  in  den  furcht¬ 
baren  Tagen  von  Stans,  die  Verfolgung  der  dortigen 
«  Rebellen  »  und  Adoption  der  Waisen  der  «  Patrioten  » 
durch  die  Republik  (20.  September  I,  410). 

Und  die  ewige  Offensiv-  und  Defensivallianz  mit 
Frankreich  vom  19.  August  1798,  abgeschlossen  zwischen 
Talleyrand  und  unseren  Botschaftern  Zeltner  von  Solo¬ 
thurn  und  Jenner  von  Bern,  der  Ursprung  alles  folgen¬ 
den  Unglücks,  —  das  Todesurtheil  der  Helvetik  (I,  413). 

Mit  diesem  düstern  Hintergrund  rauchender  Dörfer 
in  Nidwalden  und  einem  nicht  minder  düsteren  Ausblick 
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auf  eine  Offensiv-  und  Defensiv  Verbindung  mit  einem 
Staat,  der  sich  eben  anscbickte,  ein  halbes  Menschenalter 
lang  mit  ganz  Europa  Krieg  zu  führen,  schliesst  die  Zeit 
von  Aarau,  relativ  noch  die  ruhigste  und  beste,  welche 
die  arme  Helvetik  überhaupt  gehabt  hat. 

Von  da  geht  die  Regierung  nach  Luzern  über  und 
der  Rest  des  Jahres  1798  ist  auch  noch  reich  an  ein¬ 
greifenden  Gesetzen  und  Direktorialbeschlüssen,  von 
denen  jedoch  die  meisten  bestimmt  waren,  bloss  Monu¬ 
mente  der  Absichten  ihrer  Urheber  zu  bleiben. 

So  namentlich  das  Steuergesetz  von  Finsler  17.  Ok¬ 
tober  (II,  17).  Die  Einnahmen  der  Republik  sollten  sich 
darnach  regelmässig  gestalten  aus:  Kapitalsteuer,  einst¬ 
weilen  zwei  pro  mille,  Liegenschaftssteuer,  Getränkesteuer, 
Enregistrements  und  Erbschaftsabgaben,  Siegelgebühr  und 
Stempel,  Gerichtstaxen,  einer  Gewerbesteuer  für  Handels¬ 
leute,  Zöllen  und  einer  besonderen  Luxussteuer,  die  auf 
das  Halten  von  Dienstboten,  goldenen  Uhren,  Spielkarten, 
Pferden,  Equipagen  und  Hunden  gelegt  war. 

10.  November  die  definitive  Abschaffung  aller  Feudal¬ 
lasten  theilweise  gegen  einen  gewissen  Auskauf  (II,  74 
und  123). 

13.  November  das  Gesetz  über  die  Organisation  der 
Municipalitäten  (II,  89),  später  noch  ergänzt  durch  die 
Beschlüsse  vom  13.  und  15.  Februar  1799  (II,  301, 
309),  welches  das  Verhältniss  zwischen  der  Einwohner¬ 
gemeinde  und  den  alten  Bürgerkorporationen  so  ziem¬ 
lich  im  Sinne  der  heutigen  Verfassung  ordnete.  Mit  dem 
wesentlichen  Unterschiede  jedoch,  dass  jeder  Nieder¬ 
gelassene  auch  den  Einkauf  in  die  Bürgernutzungen  um 
ein  zum  Voraus  bestimmtes  Einkaufsgeld  rechtlich  bean¬ 
spruchen  konnte. 
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24.  Oktober/9.  Dezember  die  vorläufige  Organisation 
des  helvetischen  Gerichtshofs  und  Prozesses  (II,  114, 
181). 

13. /17.  Dezember  die  Organisation  der  allgemeinen 
Milizarmee,  bestehend  aus  allen  Wehrpflichtigen  vom 
20. — 45.  Jahre,  die  eigentliche  Militärorganisation  der 
Helvetik,  die  auch  in  Manchem  unserer  heutigen  zum 
Vorbild  gedient  hat.  (II,  153,  170). 

Am  5.  Dezember  erfolgte  noch  ein  denkwürdiger  Be¬ 
schluss  des  Direktoriums,  vielleicht  der  wichtigste  von 
allen,  der  aber  nirgends  in  den  Gesetzessammlungen 
enthalten  ist,  das  Dekret  über  die  Abfassung  eines  ein¬ 
heitlichen  Civilgesetzbuches,  das  leider  jedoch 
niemals,  bis  auf  den  heutigen  Tag,  zu  Stande  kam. 

Einzelne  charakteristische  Zeichen  der  damaligen 
privaten  Zustände  finden  sich  auch  noch  in  dieser  spä¬ 
tem  Luzerner  Periode: 

So  verlangt  ein  unehelicher  Louis  Willading  von 
Bern  seine  Legitimation,  um  an  der  Familienkiste  Theil 
zu  haben  (II,  43). 

Ein  Emanuel  Gay  von  Sitten  will  ein  Feld  in  Wein¬ 
berg  umwandeln  und  verlangt  hiefür  die  Autorisation 
der  gesetzgebenden  Käthe,  da  das  sonst  im  Wallis  nach 
bisherigem  Recht  nicht  geschehen  dürfte  (II,  47). 

Marie  Ursula  Pugin  von  Freiburg  beklagt  sich,  dass 
sie  kein  Bürgergut  bekomme,  weil  sie  das  Unglück  hat, 
ledig  zu  sein  (II,  66).  Die  Käthe  finden  «  qu’il  ne  doit 
exister  aucune  loi  qui  exclue  un  co-proprietaire  de  par- 
ticiper  aux  biens  communaux.  » 

Nikolaus  Salzmann  von  Bern  verlangt  seine  unehe¬ 
liche  Schwester  zu  beerben,  deren  Vermögen  n^ch  bis¬ 
herigen  Gesetzen  an  den  Staat  fallen  würde,  obwohl  es 
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nicht  einmal  die  Kosten  ihrer  letzten  Krankheit  deckt, 
die  er  aufgewendet  hat  (II,  96)! 

Im  Kanton  Leman  wird  die  obligatorische  Abgabe 
von  huit  pots  de  vin  par  pose  für  Hütung  der  Wein¬ 
gärten  aufgehoben,  da  jeder  sein  Eigenthum  selbst  hüten 
hönne,  wie  es  ihm  gut  scheint  (II,  83). 

Pierre  Joseph  Mclese  ist  von  Posat,  Kanton  Frei- 
hurg,  wegen  Mangel  an  Subsistenzmitteln  ausgewiesen 
worden.  Die  Käthe  schützen  ihn  dagegen  in  seiner  Nieder¬ 
lassung,  die  ihm  nach  der  Konstitution  unbedingt  in  ganz 
Helvetien  zustehe  (II,  67). 

Alle  die  zahlreichen,  von  einzelnen  früheren  Kan¬ 
tonen  Verbannten  sollen  endlich  unter  Erfüllung  einiger 
Formalitäten  in  die  Heimat  zurückkehren  können  (Gesetz 
vom  30.  Oktober,  H,  58). 

Im  Allgemeinen  beginnt  in  Luzern  die  Schreckens¬ 
periode  der  helvetischen  Zeit.  Das  Direktorium,  unter 
dem  Einflüsse  Laharpe’s,  beherrscht  die  Käthe  vollständig, 
und  eine  Keihe  von  Ausnahmsgesetzen  zeigen  den 
schroffen  Geist  einer  rücksichtslosen  Zusammenfassung 
aller  Kräfte  zu  einer  unbeschränkten  Staatsallgewalt,  wie 
sie  vor-  und  nachher  niemals  in  der  Schweiz  bestanden 
hat,  mit  welcher  innere  und  äussere  Gefahren  beschworen 
werden  wollten. 

Am  18.  Oktober  bereits  werden  Entschädigungen  an 
die  von  den  ehemaligen  Kegierungen  verfolgten  Patrioten 
im  Prinzip  anerkannt  —  die  Bemessung  dieser  Ansprüche 
an  die  Gerichte  gewiesen  —  ein  Ketaliationsgesetz,  das 
von  dem  übelsten  Eindrücke  begleitet  war  (H,  28). 

Am  29.  Oktober  folgt  ein  Fremdenpolizeigesetz,  das 

jeden  Unterthan  einer  Macht,  die  mit  Frankreich  im 

•  _ 

Krieg  steht,  vom  Aufenthalt  und  von  der  Erwerbung  von 

Grundeigenthum  in  der  Schweiz  ausschliesso  (II,  52). 
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Am  5.  November  ein  drakonisches  Ausnahmsgesetz 
gegen  Böswillige  und  Emissäre  aller  Arten  (II,  68). 

Am  17.  November  wird  die  Pulverfabrikation  als 
Staatsregal  erklärt  (II,  101). 

Am  21.  November  folgt  dann  die  Einverleibung  der 
sardinischen  Schweizerregimenter  in  die  französische  Ar¬ 
mee  (II,  llO).'"^) 

Am  1.  Dezember  die  Proklamation  der  Werbung  für 
Frankreich,  mit  sehr  viel  schönen  Redensarten  aufge¬ 
putzt  (II,  127). 

Zwei  Tage  später  ein  äusserst  hartes  Desertionsstraf¬ 
gesetz,  unter  Rückrufung  aller  flüchtigen  Milizpflichtigen. 
(II,  136,  141) 

und  am  20.  Dezember,  da  die  Werbungsproklamation 
nicht  hinreichende  Wirkung  that,  die  positive  Aushebung 
von  18,000  Mann  Hülfstruppen  für  Frankreich,  die  nach 
französischem  Reglement  in  der  Schweiz  einexerzirt 
werden  sollen  (II,  190,  193). 

Das  letztgenannte  dieser  Dekrete  lautet  im  Eingänge 
schon  bezeichnend.*  « Considerant  qu’il  importe  ssspm- 
tiellement  au  Gouvernement  Helvetique  d’observer  de  la 
maniere  la  plus  scrupuleuse  les  obligations  contractees 
envers  la  Republique  Frangaise  et  de  contribuer  de 
toutes  les  forces  de  IdT  nation  au  soutien  des  principes 
republicains.  »  Die  helvetische  Republik  erklärt  feierlich 
am  Ende  ihres  Ersten  Jahres  nicht  mehr  für  ihre  eigene 
Existenz  und  Wohlfahrt,  sondern  für  das  Interesse  eines 
fremden  Landes  und  für  einen  kosmopolitischen  Gedanken 
alle  ihre  Kräfte  aufwenden  zu  wollen,  der  damals  prak¬ 
tisch  Krieg  mit  dem  ganzen  übrigen  Europa  bedeutete. 


Die  Verhandlungen  darüber  und  über  die  Theilnahme  der 
Schweiz  an  dem  bevorstehenden  europäischen  Krieg  bilden  einen 
Theil  des  geheimen  Protokolls  des  Direktoriums.  H.  A.  Band  330. 
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Von  da  ab  tritt  denn  auch  dieser  Krieg  und  seine 
Bedürfnisse  in  den  Vordergrund  aller  Gedanken  der 
Nation  und  die  ganze  Existenz  des  neuen  helvetischen 
Staatswesens  hängt  von  dem  Sieg  oder  der  Niederlage  der 
mit  ihr  aufs  engste  verbündeten  Macht  ab,  die  seinen 
Boden  zum  Kriegsschauplatz  gewählt  hat.  Nichts  Besseres 
konnten  seine  zahlreichen  inneren  Feinde  sich  wünschen. 


Die  helvetische  Einheitsregierung,  die  wir  in  diesem 
kurzen  Ueberblick  des  Ersten  und  einzigen  Jahres  ihrer 
verfassungsmässigen  Thätigkeit  haben  arbeiten  gesehen, 
krankte  bei  unendlichem  gutem  Willen  an  den  Uebel- 
ständen  einer  damals  noch  neuen,  überhaupt  im  Ganzen 
spezifisch  modernen  Staatskrankheit,  für  die  die  rechte 
Abhülfe  noch  im  Schoosse  der  Zukunft  liegt,  des  Parla¬ 
mentarismus. 

In  dem  Ersten  halben  Jahre,  bevor  das  Direktorium 
durch  den  überlegenen  Geist  Laharpe’s  und  die  heran¬ 
nahenden  Kriegszeiten  ein  diktaturähnliches  Ueberge- 
wicht  gewann,  waren  die  beiden  gesetzgebenden  Räthe 
in  Aarau  die  vollständigste  parlamentarische  Regierung 
der  Schweiz,  die  dieselbe  je  gesehen  hat.  Beschränkt  ein¬ 
zig  durch  eine  Verfassung,  die  sie  selbst  und  allein  de- 
kretirt  hatte,  die  noch  keinerlei  ausbildende  Praxis  oder 
Lebensgewohnheit  zu  ihrer  Stützung  und  Erläuterung  neben 
sich  vorfand  und  die  auch  wieder  nur  von  diesem  Parla¬ 
ment,  nicht  vom  Volke  der  Eidgenossenschaft,  ihre  fernere 
Ausführung  erhielt. 

Diese  allmächtige  Versammlung  von  Aarau  war  nun 
aber  aus  vielen  Gründen  ganz  besonders  dazu  angethan, 
die  Uebelstände  einer  Parlanientsregierung  zur  Darstel¬ 
lung  zu  bringen,  wie  sie  seither  im  Verlaufe  beinahe  eines 
Jahrhunderts  allgemeiner  bekannt  und  anerkannt  worden 
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sind.  Wie  sie  sich  auch  heute  noch  übrigens,  in  ganz 
ähnlicher  Weise,  in  jedem  neu  reformirten  Staatswesen 
zeigen  (heisse  es  Spanien,  Rumänien,  Ungarn,  Griechen¬ 
land,  Italien  oder  republikanisches  Frankreich),  wo  immer 
unmittelbar  der  Sprung  von  einem  despotischen,  oder 
patriarchal-feudalen  Regiment  zu  der  parlamentarischen 
Regierungsform  einer  konstitutionellen  Monarchie  oder 
Republik  gewagt  wird.  Deren  beste  und  einzige  Gewähr 
vielmehr  in  einer  langen  Eingewöhnung  und  ruhigen, 
höchst  praktischen  Handhabung  besteht,  kurz  in  dem  un¬ 
beschreiblichen  gemessenen  Geist,  den  man  den  parla¬ 
mentarischen  Takt  der  Versammlung  nennt. 

Dieses  helvetische  Parlament  dagegen  war  unglück¬ 
licherweise  zusammengesetzt  aus  lauter  Personen,  denen 
Regierung,  ja  sogar  freie  Diskussion  von  Staatssachen 
etwas  Neues  und  weit  Ungewohnteres  war,  als  wir  es 
uns  heute  leicht  vorstellen  können.  Keiner  von  ihnen 
allen  hatte  eine  längere  staatsmännische  Laufbahn  und 
daherige  Erfahrung  hinter  sich.  Denn  die  alten  Regenten 
der  Eidgenossenschaft,  sofern  sie  überhaupt  an  und  für 
sich  für  diese  neue  Regierungsart  befähigter  gewesen 
wären,  standen  grollend  und  für  den  Moment  missachtet 
seitab  und  waren  zum  Theil  sogar  förmlich  von  jeder 
Wahl  ausgeschlossen  worden. 

Der  geringste  Theil  der  Gewählten  hatte  eine  theo¬ 
retische  Bildung  zu  Staatssachen,  oder  sonst  eine  höhere 
akademische  Erziehung  genossen.  Die  zahlreichste  Klasse 
dieser  Art  war  etwa  ein  Dutzend  Anwälte.  Die  bloss 
juristische  Fachbildung  des  Anwalts,  soweit  er  nicht  durch 
eigenes  Interesse  und  fortgesetztes  Studium  im  späteren 
Leben  über  staatliche  Dinge  zu  ruhiger  Klarheit  kommt, 
musste  aber  damals  nothwendig  eine  einseitige  sein  und 
bleibt  es  heute  noch  sogar  weit  öfter,  als  allgemein  ge- 
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glaubt  wird.  Manche  der  neuen  Gesetzgeber  waren  blosse 
Handwerker  und  Bauern.  Einige  mit  der  halben  und  oft  in 
wichtigen  Staatsangelegenheiten  gefährlichen  Bildung  von 
Autodidakten,  wie  sie  ihnen  damals  allein  zugänglich  war. 
Andere  entbehrten  auch  sogar  diese  und  konnten  nicht 
einmal  lesen  oder  schreiben. 

Ihre  Namen,  anfänglich  achtzig  an  der  Zahl  nach  dem 
Sitzungsprotokoll  vom  12.  April,  finden  Sie  in  den  Beilagen, 
später  kamen  allmälig.  noch  circa  30  dazu.  Der  politi¬ 
schen  Gesinnung  nach  waren  natürlich  ursprünglich  Alle, 
zum  Theil  fanatische,  Anhänger  der  Umwälzung.  Erst 
als  die  demokratischen  Kantone  zum  Beitritt  gezwungen 
wurden,  entstand  Etwas  wie  eine  konservative  Partei, 
welcher  aber  der  Natur  der  Sache  nach  in  Bälde  nicht 
viel  Anderes  übrig  blieb ,  als  eine  retrograde  zu 
werden,  die  gar  nicht  aufrichtig  auf  dem  Boden  der  be¬ 
stehenden  Verfassung  stand. 

Die  Erste  Frucht  des  Parlamentarismus  in  solchen 
Zeiten  und  unter  solchen  Menschen  ist  immer  ein  scharfes 
Parteiwesen. 

Parteien  müssen  in  einer  derartigen  Versammlung 
und  überhaupt  in  einem  auf  Selbstregierung  des  Volkes 
gegründeten  Staate  bestehen.  Und  ihre  Existenz  an 
und  für  sich  ist  auch  nie  als  ein  Uebel  von  den  er¬ 
leuchtetsten  Staatsmännern  des  Alterthums  und  unserer 
neueren  Zeit  angesehen  worden.  Der  menschliche  Geist 
scheint  in  der  That  im  Einzelnen,  wie  besonders  in 
ganzen  Völkern,  so  beschaffen  zu  sein,  dass  er  ohne 
lebhafte  Betheiligung  an  grösseren  äussern  Zwecken  leicht 
verdumpft,  eine  Betheiligung,  die  wieder  nothwendig  mit 
einem  gewissen  Grade  von  Einseitigkeit  zusammenhängt. 
Schon  Solon  und  ebenso  die  alten  Florentiner  Gesetze 
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verlangten  daher  von  jedem  Bürger  Parteiergreifimg 
und  bestraften  den  politischen  Indifferentisinus.  Und  in 
dem  neueren  Musterstaate  des  Parlamentarismus,  in  Eng¬ 
land,  hat  Jahrhunderte  lang  eine  Ausscheidung  in  zwei 
permanente  grosse  Parteien  als  ein  politisches  Evangelium 
und  eine  fast  erbliche  Verpflichtung  gewisser  Familien, 
oder  Wahlorte  gegolten  und  die  Einsichtigsten  beider 
Parteien  haben  die  ganz  ausschliessliche  und  unbedingte 
Herrschaft  der  eigenen  kaum  jemals  gewünscht  und  an¬ 
gestrebt. 

Etwas  ganz  anderes  als  die  Parteien  ist  aber  der 
Parteigeist,  wenn  er  sich  nach  und  nach  politischer 
Versammlungen  oder  ganzer  Völker  bemächtigt. 

Eine  ganz  neue  Moral,  völlig  veränderte  Gesetze  des 
natürlichen  und  sittlichen  Denkens  entstehen,  wo  diese 
Krankheit  sich  dauernd  eines  Staatswesens  bemächtigt. 
Der  Mensch  lebt  nur  noch  in  der  und  für  die  Partei.  Ihr 
mit  unbedingtem  Gehorsam  anhängen,  heisst  Tugend  und 
Ehrenhaftigkeit.  Seine  persönliche  sittliche  Anschauung 
darüber  stellen,  dagegen  zum  mindesten  Unzuverlässig¬ 
keit  des  Charakters,  wenn  nicht  gar  Verrath.  Den  Gegner 
verfolgen  und  wo  möglich  vernichten,  ist  Pflicht  und 
Recht.  Und  kein  Mittel,  wenn  auch  noch  so  verwerflich 
für  Privatzwecke,  scheint  zuletzt  unerlaubt,  wenn  es  das 
«Vaterland  zu  retten»  gilt,  das  in  der  Partei  aufge¬ 
gangen  ist. 

Furchtbare,  ganz  perverse  Charactere,  wie  sie  nament¬ 
lich  Dante  wunderbar  schildert,  entwickeln  sich  in  solchen 
Zeiten,  wenn  sie  andauern  und  wenn  nach  und  nach  über 
der  Gewohnheit  der  Parteiung  sogar  die  Ersten  Ursachen 
derselben  verloren  gehen  und  in  Vergessenheit  gerathen. 
Nur  die  Partei  wuth,  das  unmittelbare  Bedürfniss  der 
Aufregung,  bleibt  dann  und  lange  dauert  es,  bis  ein  solches 
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Volk,  selbst  wenn  es  der  Selbstzerstörung  entgeht,  statt 
an  dieser  üeberischen  Lust,  wieder  Geschmack  an  der 
nüchternen  alltäglichen  Lebensanschauung  und  Lebens¬ 
arbeit  gewinnt. 

Um  so  länger,  da  sich  dieser  Rückkehr  zu  sich  selbst, 
ausser  der  natürlichen  Abneigung  gegen  nüchterne  Ein¬ 
kehr,  Selbstbetrachtung  und  Selbstverurtheilung,  noch 
Hindernisse  höchst  persönlicher  Natur  entgegenzustellen 
pflegen. 

In  jedem  solchen  Zeitraum  des  politischen  Fiebers 
machen  sich  eine  Alenge  Alenschen  in  kleineren  und 
grösseren  Stellungen  im  Staatsleben  geltend,  die  in  ruhi¬ 
geren  nüchternen  Zeiten  nie  zu  einer  dauernden  Bedeu¬ 
tung  gelangen  können,  weil  sie  eben  die  Erfordernisse 
dazu,  wahres  Talent ,  Arbeitstrieb  und  Selbstkontrole 
nicht  besitzen.  Dagegen  besitzen  sie  oft  um  so  mehr 
äussere  Geschicklichkeit  Afenschen  zusammenzuknüpfen, 
Gewandtheit  in  dem  eigenthümlichen  Verkehr  mit  den 
bildungslosen  Alassen,  und  eine  Unerschöpflichkeit  und 
Uuermüdlichkeit  in  kleinen  Alitteln  und  Auskünften  des 
Augenblicks,  die  sie  den  leitenden  Personen  brauchbar, 
oft  sogar  unentbehrlich  macht  und  dadurch  selbst  die 
Besseren  in  solche  Gesellschaft  und  Solidarität  herunter 
zieht. 

Ja  man  muss  sogar  weiter  gehen  und  sagen,  höher¬ 
gestimmte  Seelen  sind  oft  in  der  That  in  bewegten  Zeiten 
in  einer  gewissen  Unbeholfenheit  in  den  Vorkommnissen 
des  täglichen  politischen  Parteilebens,  oder  in  einer  stolzen 
Verachtung  aller  kleinen  Dinge  und  Alenschen  befangen, 
während  ein  enger  Geist  geeigneter  ist.  Seinesgleichen 
zu  beurtheilen  und  von  allen  Gegenmitteln  und  Hand¬ 
haben,  die  einer  Partei  zu  Gebote  stehen,  am  richtigen 
Orte  Gebrauch  zu  machen. 
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Dieser  Parteigeist  und  diese  blossen  Parteinienschen, 
die  ihn  sorgfältig  unterhalten  und  immer  wieder  anschüren, 
wo  er  auszugehen  droht,  weil  sie  in  ihm  allein  ihr  Lebens¬ 
element  und  ihre  Bedeutung  im  Staate  finden,  sind  es, 
die  in  älteren  Zeiten  (so  in  Athen  und  Florenz)  die 
herrschende  Demokratie  der  Städte  und  die  heute  die 
repräsentativen  Versammlungen  ganzer  Länder  verderben. 
Namentlich  wo,  wie  nunmehr  überall,  diese  Versamm- 
hingen  aus  allgemeiner  Volkswahl  hervorgehen  und  ander¬ 
seits,  was  noch  viel  wichtiger  ist,  eine  solche  Stelle 
ziemlich  regelmässig  die  Erste,  kaum  auszuweichende 
Sprosse  auf  der  Leiter  bildet,  die  zur  politischen  Bedeu¬ 
tung  führt.  Der  römische  Senat  noch,  diejenige  politi¬ 
sche  Versammlung  des  Alterthums,  die  man  etwa  ihrer 
Funktion  nach  einem  modernen  Parlamente  vergleichen 
könnte,  beruhte  nicht  auf  Volkswahlen  und  enthielt  in 
seiner  Mitte  in  der  republikanischen  Zeit  niemals  Männer, 
für  die  diese  Stellung  die  Erste  Stufe  im  politischen 
Leben,  die  Erste  Sprosse  auf  der  gesellschaftlichen  Leiter 
war.  Im  Gegentheil,  der  weitaus  grösste  Theil  seiner  MiA 
glieder  bestand  aus  Personen  von  gereifter  staatsmänni- 
scher  Erfahrung,  die  die  höchsten  Staatsämter  bereits 
hinter  sich  hatten.  Das  englische  Parlament,  die  einzige 
Körperschaft  dieser  Art  aus  der  modernen  Zeit,  die  eine 
lange  und  im  Ganzen  löbliche  Vergangenheit  hinter  sich 
hat,  hat  ebenfalls,  selbst  heute  noch,  nach  mehrfachen  Re¬ 
formen,  nur  eine  beschränkte  Aehnlichkeit  mit  den  poli¬ 
tischen  Versammlungen  des  Kontinents,  in  die  von  heute 
auf  morgen  irgend  ein  ganz  unbekanntes,  vielleicht  völlig 
werthloses  Individuum,  von  der  augenblicklichen  Gunst 
oder  Gedankenlosigkeit  des  Volkes  gehoben  werden  kann. 

Die  einzige  Zeit  in  der  Geschichte  der  englischen 
Parlamente,  die  mit  einem  solchen  Zustande  verglichen 


244 


werden  kann,  ist  die  der  revolutionären  Parlamente  vor 
und  unter  Cromwell  1640  —  1656.  Und  obwohl  dieselben 
ungewöhnlich  mehr  von  dem  wahren  Kern  der  Nation 
enthielten  als  alle  heutigen,  so  mussten  sie  doch  wieder¬ 
holt  sogar  von  Cromwell  selber  gewaltsam  geschlossen 
werden,  wegen  der  baren  Unmöglichkeit,  mit  ihnen,  die 
die  Grundlagen  der  Staatsverfassung  beständig  in  Frage 

stellten,  fortzuregieren.  Es  ist  die  grösste  Tragik  im 

« 

Leben  dieses  merkwürdigen  Mannes,  dass  er  mit  den 
durch  zwanzigjährigen  Parteigeist  verdorbenen  Parlamen¬ 
tariern,  die  gar  keine  Regierung  und  keine  Interessen 
ausser  ihren  eigenen  Parteistandpunkten  mehr  anerkennen 
wollten,  trotz  aller  wiederholten  Versuche  nicht  regieren 
konnte  und  schliesslich  genöthigt  war,  beinahe  ebenso 
inkonstitutionell  zu  verfahren,  wie  sein  Vorgänger  Karl  I. 
selber.*) 

Ja  seine  Zeit,  sowie  später  die  Erste  französische 
Nationalversammlung  von  1789  gaben  sogar  das  seltsame 
Beispiel  der  Selbsterkenn tniss,  dass  sie  (durch  die  be¬ 
rühmte  seif  denying  ordinance  vom  19.  Dezember  1644 
und  die  Endbeschlüsse  der  konstituirenden  National¬ 
versammlung  von  1791)  es  den  sämmtlichen  Mitgliedern 
der  bisherigen  repräsentativen  Versammlung  unmög¬ 
lich  machten,  in  die  nämlichen  Funktionen  wieder  ge¬ 
wählt  zu  werden. 

Die  neuere  Zeit  hat  an  die  Stelle  dieser  wohlgemein¬ 
ten,  aber  beide  Male  nicht  ganz  gelungenen  Vorsichts- 
massregel  andere  zu  setzen  versucht,  meist  Beschränkungen 
der  Wahlfähigkeit  in  Bezug  auf  Alter  oder  Vermögen, 

„0  Sir  Harry  Vaue,  tkou  with  thy  subtle  casuisticals  aud 
abstruse  hairsplittings  thou  art  other  than  a  good  one.  The  Lord 
deliver  me  from  thee.“  (Cromwell  letters  and  speeches  by  Carlyle 
II,  181.) 
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neuerdings  noch  in  Deutschland  auch  eine  indirekte  der¬ 
artige  ökonomische  Beschränkung  durch  die  Verweige¬ 
rung  von  Taggeldern.  Es  werden  sich  aber  keine  solchen 
Schranken  auf  die  Dauer  haltbar  erweisen  und  schon 
jetzt  werden  in  Deutschland  unvermögende  Vertreter 
durch  Steuern  der  Partei  erhalten,  wodurch  sie  nur  noch 
um  so  mehr  von  derselben  abhängig  sind. 

Eine  Reform  des  Parlamentarismus  ist  eines  der 
dringendsten  Bedürfnisse  der  Neuzeit  und  bereits  ziem¬ 
lich  allgemein  als  solches  anerkannt,  ohne  dass  bisher 
das  Mittel  dafür  gefunden  ist.  Die  rechte  «  konservative 
Republik  »  herzustellen,  ist  das  unerreichte  Ideal  schon 
vieler  Staatsmänner,  von  Lykurg  und  Cicero  bis  auf 
Castelar  und  Thiers  gewesen. 

Sie  wird  aber  kaum  erscheinen,  so  lange  nicht  vorher 
das  Geheimniss  entdeckt  wird,  eine  repräsentative,  auf 
freier  Volkswahl  beruhende  Versammlung  zu  schaffen,  die 
nicht  eine  grosse  Anzahl  ehrgeiziger,  ohne  hinreichende 
Qualification  gewählter  Personen  in  ihrer  Alitte  birgt, 
welche  den  Preis  ihrer  Wahl  abtragen,  oder  wenigstens  sich 
um  jeden  Preis  in  der  Versammlung  geltend  machen  müssen. 
Und  so  lange  vollends  ein  grosser  Theil  der  persönlichen 
Bedeutung  des  Einzelnen,  in  solchen  Versammlungen  auf 
etwelcher  Kameraderie  und  gegenseitiger  Hülfeleistung 
beruht, ‘ist  an  eine  Besserung  gar  nicht  zu  denken.  Die 
Hülfe  liegt  vielmehr  vorläufig  wohl  nur  in  einer  rich¬ 
tigeren  Beurtheilung  der  Sache  selber.  Ueberall  wo 
der  Despotismus  abgewirthschaftet  hat,  soll  in  unserer 
modernen  Zeit,  namentlich  seit  Mitte  dieses  Jahrhunderts, 
der  Parlamentarismus  Wunder  verrichten,  d.  h.  neue 
Zustände  mit  den  alten  Menschen  herbeiführen.  Sogar 
die  Orientalen  haben  jetzt  dieses  wohlfeile  Reformrezept 
erfasst  und  stehen  im  Begriff,  das  Zeitalter  des  allein- 
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seligmach  enden  Parlamentarismus  in  Europa  durch  eine 
völlige  Parodirung  desselben  abzuschliessen. 

Denn  während  noch  vor  wenigen  Jahrzehnten  eine 
blinde  Verehrung  und  Nachahmung  der  englischen  Ver¬ 
fassung  und  der  sogenannten  konstitutionellen  Monarchie 
als  ein  Axiom  der  Staatsweisheit  galt,  das  von  keinem 
Gebildeten  bezweifelt  werden  durfte,  hat  schon  jetzt  diese 
Nachahmung  überall,  in  Frankreich,  in  Deutschland,  in 
Belgien,  in  Italien  derart  dürftige  Resultate  gezeigt,  dass 
eine  bessere  Anschauung  über  die  ganze  Sache  allmälig 
aufzudäinmern  beginnt.  Nirgends  sind  solche  Reprä¬ 
sentationen  fähig  gewesen,  auf  die  Dauer  die  Besten  an 
die  Spitze  der  Regierung  zu  stellen  und  darin  zu  er¬ 
halten,  worin  doch  eigentlich  das  A  und  0  ihrer  Wirk¬ 
samkeit  und  jeder  politischen  Organisation  überhaupt 
bestehen  sollte.  Eher  haben  sie,  je  mächtiger  sie  waren, 
das  Gegentheil  davon  bewirkt.  Das  ist  heute  gerade  in 
England,  Frankreich,  Belgien,  Italien  sehr  sichtbar.  Und 
wenn  dagegen  vielleicht  von  Manchem  die  deutsche  Re¬ 
gierung  als  eine  gute  betrachtet  wird,  so  ist  jedenfalls 
so  viel  sicher,  dass  dieselbe  ihre  Existenz  dem  Sieg  über 
den  Parlamentarismus  verdankt,  den  sie  mit  Glück 
auf  das  Aeusserste  bekämpft  haL.  Die  parlamentarische 
Allgewalt  hat  wohl  zuweilen  Tyrannei  und  Eigenmacht 
eines  Einzelnen  gebrochen  und  verhindert,  aber  nirgends 
sich  als  sehr  selbstschaffend  erwiesen.  Gerade  unter  der 
besten  dieser  Art  von  Regierungen,  der  englischen,  ist  die 
Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  grösstentheils  in  einem 
traurigen  mittelalterlichen  Zustande  zurückgeblieben,  der 
allen  Anforderungen  eines  modernen  Staates  Hohn  spricht, 
die  nationale  Wehrkraft  einseitig  und  mangelhaft  entwickelt 
worden,  die  öffentliche  Erziehung  null,  die  sozialen  I\[iss- 
stände  schreiend,  und  es  würden  überhaupt  die  positiven 
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Leistungen  dieser bochberühmten  Yersammlimg,  in  das 
Kontinentale  übersetzt,  keineswegs  lange  dem  allgemeinen 
Beifall  begegnen.  Die  Parlamente  sind  überhaupt,  wenn 
sie  nicht  gänzlich  revolutionär  sind,  nicht  sehr  schaffend, 
es  besteht  vielmehr  zwischen  ihnen  und  eigentlich  pro¬ 
duktiven  Geistern  ein  beständiger  tiefer  Gegensatz,  der 
sich  stets  Seitens  der  letzteren  als  Beherrschung  oder 
dann  entschiedene  Feindschaft  äussert.  In  den  Parla¬ 
menten  selber  aber,  innerhalb  ihres  geistigen  Kähmens, 
kommen  weit  mehr  die  negativen,  kritisirenden  Talente 
zur  Geltung  und  in  sehr  hohem  Grade  alle  Mediocri- 
täten,  die  in  einer  solchen  grossen  Körperschaft  mit 
sehr  vertheilter  und  unbestimmter  Yerantwortlichkeit  am 
leichtesten  ihren  Platz  und  irgend  einen  günstigen  Mo¬ 
ment  ephemerer  Bedeutung  finden.  Das  sind  Alles  Dinge, 
die  viel  leichter  auszusprechen  als  zu  ändern  sind,  und 
die,  wenn  sie  durch  irgend  eine  äussere  Einrichtung,  ein 
politisches  Rezept  irgend  einer  Art,  wie  sie  selbst  eines 
waren,  geändert  werden  könnten,  schon  längst  allgemeiner 
anerkannt  sein  würden. 

An  der  Wahlart  der  Parlamente  allein,  der  man  mit¬ 
unter  jetzt  ihre  mangelhafte  Wirksamkeit  zuschreiben 
will,  liegt  es  nicht.  Denn  auch  die  vielfach  ausgesonnenen 
künstlichen  Methoden  einer  komplizirteren  Wahl,  denen 
auch  gegenwärtig  wieder  eine  gewisse  Aufmerksamkeit 
zugewendet  wird,  würden,  wie  gerade  die  Geschichte  der 
Helvetik  beweisen  könnte,  den  Keim  des  Uebels  kaum 
treffen  und  beseitigen.  Derselbe  liegt  vielmehr  darin  und 
das  muss  nothwendig  allmälig  überall  zur  Anschauung 
kommen,  dass  solche  grössere  Abgeordnetenversamm¬ 
lungen  überhaupt  keine  taugliche  Inhaber  und  Yerwalter 
der  Souveränität  sind.  Sondern  lediglich  das,  was  sie 
auch  in  England  ursprünglich  und  bis  zur  ersten  und 
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zweiten  Revolution  thatsächlicli  waren,  Käthe,  d.  h. 
Rathgeber,  nicht  aber  Repräsentanten,  oder  gar  Be¬ 
herrscher  und  Vormünder  des  eigentlichen  Souveräns. 
Wo  immer  sie  diese  in  ihrer  Natur  und  Geschichte 
begründete  Gränze  überschreiten,  namentlich  wenn  dabei 
etwa  Jahre  lang  die  nämlichen  Personen  solche  Stellungen 
beibehalten  und  sie  allmälig  fast  als  ihr  Recht  betrachten, 
ist  das  Verderbniss  dieser  Versammlungen  fast  unver¬ 
meidlich. 

Nicht  allein  täuschen  sie  sich  dann  selber  durch 
eine  gewisse  Selbstgenügsamkeit,  in  die  der  Mensch  sehr 
leicht  hineingeräth,  wenn  er  nur  Seinesgleichen  neben 
sich  und  keine  wirksame  Kontrole  über  sich  erblickt. 
Sondern  auch  die  Regierungen,  die  mit  einer  solchen 
Versammlung  allein  zu  rechnen  haben  und  meist  ge¬ 
radezu  ausschliesslich  aus  ihr  hervorgehen,  sehen  dadurch 
falsch,  verlieren  die  nöthige  Selbstständigkeit  und  den 
noch  nöthigeren  beständigen  Kontakt  mit  dem  Volke 
selber,  das  sie  nur  durch  das  Medium  dieser  Repräsen¬ 
tanten  betrachten  und  sind  schliesslich  statt  selbstständi¬ 
ger  Organismen  nur  noch  Delegirte  einer  solchen  Ver¬ 
sammlung  und  von  ihrem  Geist  und  ihren  Interessen 
unbedingt  geleitet. 

Das  grösste  politische  Problem  der  Zukunft,  wenig¬ 
stens  unter  den  gebildeten  Völkern  Europa’s,  besteht  nach 
Beseitigung  des  Glaubens  an  jede  andere  Art  legitimer 
Gewalt,  ausser  dem  Volke  (der  Aufgabe  der  Gegenwart)* 
darin,  dem  Souverän  direkt -das  Gesetzgebungsrecht  und 
eine  bedeutende  Kontrole  der  Regierung  zuzuwenden. 

Die  Exekutivgewalt  aber  innerlich  wieder  zu  kräftigen 
und  nicht  zu  einem  blossen  x4usschuss  aus  den  herrschen¬ 
den  parlamentarischen  Elementen  zu  machen,  was  sie 
jetzt  in  der  Regel  ist. 
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Und  die  Parlamente  im  Wesentlichen  wieder  auf 
dasjenige  zu  beschränken,  was  sie  eigentlich  ursprüng¬ 
lich  waren  und  wirklich  sein  können,  auf  die  Stellung 
lediglich  berathender  Volksausschüsse  für  die  wichtigeren 
gesetzgeberischen  Akte,  über  die  ihnen  selbst  weder  ein 
eigentlicher  Beschluss,  noch  eine  selbstständige  Initiative 
zusteht. 

Von  allen  solchen  nothwendigen  Uebelständen  des 
Parlamentarismus  hatten  nun  diese  repräsentativen  Ver¬ 
sammlungen,  welche  zu  Anfang  des  Jahrhunderts  in 
Frankreich  und  bei  uns  plötzlich  aus  ganz  andern 
Zuständen  hervorgingen,  eine  sehr  mangelhafte  Vorstel¬ 
lung  und  gar  keine  Erfahrung,  wie  wir  sie  seit, dieser 
Zeit  zur  Unterstützung  unseres  Urtheils  besitzen.  Man 
glaubte  damals  noch  ziemlich  unbefangen,  was  jetzt  eine 
sehr  erschütterte  Meinung  ist,  dass  aus  einer  freien  Volks¬ 
wahl  von  Repräsentanten  nothwendig  die  tauglichsten 
Personen  hervorgehen  und  dass  dieselben  dann  ihre  hohe 
Stellung  ganz  unbeirrt  vom  Parteigeist  und  persönlichen 
Leidenschaften  auszufüllen  im  Stande  sein  würden.  Es 
ist  möglich,  dass  bei  einer  ganz  ruhigen  Zeit  und 
friedlichen  Entwicklung  das  helvetische  Parlament  mit 
seinem  anfänglichen  sehr  guten  Willen  seiner  über¬ 
grossen  Aufgabe,  Alles  in  Allem  für  den  neuen  Staat  zu 
sein  einigermassen  hätte  entsprechen  können,  wie  dies 
damals  ganz  besonders  die  gemässigt  liberale  Partei 
darin  glaubte,  die  überhaupt  stets  einen  grossen  Glauben 
an  repräsentative  Versammlungen  besitzt.  Der  Verlauf 
der  Helvetik  war  aber  weit  entfernt,  diese  reine  leiden- 
scdiaftslose  Atmosphäre  zu  erzeugen,  wie  sie  sich  bei¬ 
spielsweise  der  «Republikaner  »  in  einem  seiner  Ersten 
Leitartikel  (pag.  7)  vorstellt.  Eine  solche  Atmosphäre 
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herrschte  in  Helvetien  nie;  die  meisten  der  Volksver¬ 
treter  waren  von  vornherein  schon  leidenschaftlich  von 
gewissen  Vorurth eilen  und  Parteimeinimgen  der  Zeit 
erfüllt.  Und  die  Ereignisse  in  der  Schweiz  und  in 
Europa  in  den  nächsten  Zeiten  waren  nur  geeignet, 
diese  Leidenschaftlichkeit  nie  erkalten  zu  lassen.  Wo 
nun  vollends  gar  eine  solche  Versammlung  in  so  un¬ 
regelmässiger  Weise,  unter  dem  Druck  fremder  Bajonette, 
mit  Ausschluss  ganzer  grosser  Klassen  der  Bevölkerung, 
bestellt  werden  musste,  und  dann  eine  permanente,  un¬ 
bestimmte  und  daher  völlig  schrankenlose  Gewalt  in  die 
Hände  bekam,  deren  Verantwortlichkeit  durch  die  Ver-’ 
theilung  auf  viele  Köpfe  gemindert  wird,  da  galt  wohl 
auch  von  unserer  Helvetik  (wie  etwa  von  der  französi¬ 
schen  Versammlung  mit  solcher  unbestimmter  Legiti¬ 
mation,  die  wir  noch  vor  nicht  sehr  langer  Zeit  haben 
auseinander  gehen  sehen)  das  Wort  des  braven  «Vater 
Gerard»  von  den  Etats  generaux  von  1789,  welcher,  zu 
Hause  um  seine  Ansicht  über  diese  doch  im  Ganzen  sehr 
ehrenwerthe  Versammlung  befragt,  kopfschüttelnd  nur 
die  Eine  klassische  Aeusserung  von  sich  gab: 

« Je  crois,  qu’il  y  a  des  fripons  entre  nous. » 

Um  so  heller  strahlen  die  Redlichen.  — 

Und  wenn  ich  mich  so  lange  bei  dieser  allgemeinen 
Betrachtung  aufgehalten  habe,  so  geschieht  es  nicht  allein 
zur  Erklärung  sehr  vieler  Vorgänge,  besonders  in  der 
späteren  Zeit  der  Helvetik,  sondern  auch  desshalb,  weil 
alle  diese  Ursachen  und  Wirkungen  noch  immer  fortbe- 
stehen,  vielleicht  in  nächster  Zukunft  sogar  noch  stärker 
hervortreten  werden  und  weil  Jeder  von  Ihnen  ohne 
allen  Zweifel  öfter  an  dem  Scheidewege  sich  finden  wird. 
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wo  blinder  Anschluss  an  eine  Partei  und  damit  vielleicht 
augenblicklicher  Erfolg  und  öffentliches  Ansehen  auf  der 
Einen,  —  saure  redliche  Arbeit  auf  der  andern  Seite 
steht.  Schauen  Sie  dann  auf  die  Helvetik  zurück,  auf  Ochs 
und  Dolder,  ja  auf  die  Mehrzahl  der  Direktoren  und 
Regenten  jener  Zeit  überhaupt,  die  damals  in  aller  Munde 
waren,  und  wieder  auf  die  ihnen  untergeordneten  Minister, 
auf  Rengger,  Stapfer,  Finsler,  Aleyer,  von  denen  wohl  weit 
weniger  gesprochen  wurde,  die  aber  heute  beinahe  allein 
noch  in  hohen  Ehren  genannt  werden,  während  jene  ver¬ 
gessen  sind,  wofern  sie  nicht  Schlimmeres  noch,  als  Yer- 
gessenheit,  ernteten. 

Die  Wahrheit  macht  sich  auf  die  Dauer  immer  gel¬ 
tend,  das  liegt  in  ihrer  Yatur ;  ein  sicheres  Mittel  um  etwas 
lange  Zeit  zu  scheinen,  ist  nur  es  zu  sein.  Aber  eben 
so  sehr  liegt  es  in  der  Natur  der  Sache,  dass  jede  Wahr¬ 
heit  nur  langsam  bekannt  wird.  Alles  was  rasch  und 
meteorgieich,  früh  glänzend  aus  den  Reihen  der  Gewöhn¬ 
lichkeit  aufsteigt,  ist,  selbst  wenn  es  ächt  ist,  meist  einer 
raschen  Verzehrung  preisgegeben.  Dauernd  ist  das  lang¬ 
same  Wachsthum ,  aus  kleinen  Anfängen  und  .  hartem 
Boden. 

„Zwiefach  ist  des  Euhmes  Art.  Der  Eine  wächst  heran,  fast  vor 

der  Zeit 

Und  welkt  auch  bald  hinweg,  ein  hoffnungsvoller  Jüngling. 

Doch  der  andre,  der  nachgeborne,  ist  unscheinbar  erst 

Und  langsam  wird  er  reif, 

Bis  ihn  die  Götter  mit  dem  Lorbeer  selbst  bekränzen.“ 

Wenn  irgend  eine  Zeit  unserer  politischen  Geschichte 
geeignet  ist,  diess  Dichterwort  an  ihren  leitenden  Per¬ 
sonen  und  Parteien  zu  illustriren,  so  ist  es  die  Helvetik 
gewesen.  In  der  ursprünglichen  Versammlung  der  gesetz¬ 
gebenden  Räthe  gab  es,  bevor  die  der  Verfassung  feind- 
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liehen  Kantone  dazu  traten,  zwei  Parteien,  die  wir  un¬ 
gefähr,  soweit  solche  Vergleiche  überhaupt  zutreffend 
sind,  mit  den  heutigen  sogenannten  Radikalen  und  Libe¬ 
ralen  vergleichen  könnten.  Die  weitaus  grössere,  aber 
weniger  gebildete  und  einflussreiche  Partei  bestand  aus 
den  «Demokraten»  oder  «Patrioten»,  aufrichtigen, 
zum  Theil  phantastischen  Anhängern  der  neuen  Frei¬ 
heitsideen  ,  untermischt  mit  viel  Unbildung  und  einiger 
Unredlichkeit.  Der  grösste  und  unheilbare  Fehler  dieser 
Partei  war  ihre  unbedingte  Anhänglichkeit  an  die  Fran¬ 
zosen  im  Lande,  theils  aus  Schwärmerei  für  die  Theorien 
der  französischen  Revolution,  theils  aus  Furcht  vor  der 
Wiederkehr  der  alten  Zustände ,  sobald  diese  Unter¬ 
stützung  aufhören  würde.  Sie  haben  dadurch  den  schlech¬ 
ten  Erfolg  der  Helvetik  wesentlich  mitverschuldet.  Denn 
so  wenig  wir  an  sich  das  Parteinehmen  im  Staate  tadeln 
wollen  und  so  sehr  wir  im  Gegentheil  das  öffentliche 
politische  Leben  trotz  alles  Trüben,  das  damit  verbunden 
zu  sein  pflegt,  lieben  müssen:  Drei  Dinge  darf  eine 
Partei,  die  nicht  verwerflich  werden  will,  nie  vergessen: 

Sie  muss  national,  innerstaatlich,  bleiben.  Niemals 
darf  es  in  einem  gesunden  Staate  ausländische  Parteien 
geben,  die  sich  auf  fremde  Hülfe  stützen  und  fremde 
Interessen  verfechten. 

Sie  muss  sich  stets  ihres  Ursprungs  und  ihrer  poli¬ 
tischen  Raison  voll  bewusst  bleiben  und  nicht  Partei 
um  des  Parteilebens  oder  um  persönlicher  Zwecke  willen 
bilden. 

Die  obersten  Staatslenker  müssen  unparteiisch 
sein,  das  Ganze  des  Staats  fest  im  Auge  behalten  und 
auch  nicht  wie  in  Amerika  die  Staatsämter  zu  Sieges¬ 
preisen  für  politische  Gesinnung  werden  lassen. 
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x411es  das  hat  mitunter  die  patriotische  Partei  jener 
Jahre  vergessen,  oder,  da  sie  eben  keine  Erfahrung  irn 
Staatsleben  besass,  nicht,  oder  zu  spät  gelernt. 

Die  andere  Partei  war  diejenige,  die  man  damals 
« principiers »  nannte,  heute  würde  man  vielleicht  den 
Ausdruck  «  Doktrinäre  »  gebrauchen.  Diese  Männer  wollten 
eine  Art  von  massvoller  Aristokratie  der  Bildung  inner¬ 
halb  der  Versammlung  aufrecht  halten,  und  trotz  ihrer 
Minderzahl  und  der  begreiflichen  Abneigung  der  franzö¬ 
sischen  Gewalthaber  gegen  sie,  hatten  sie  ursprünglich 
sowohl  in  den  Käthen  selbst,  als  im  Direktorium  das 
Uebergewicht,  das  Bildung  stets  behaupten  wird,  bevor 
die  natürlichen  Begriffe  und  der  natürliche  Trieb  des 
Menschen,  Achtungswerthes  zu  achten,  durch  den  Partei¬ 
geist  korrumpirt  werden.  Ein  eclatanter  Sieg  dieser 
Partei  waren  die  Ersten  Wahlen  des  Direktoriums  ge¬ 
wesen.  Alle  Gewählten  gehörten  ihr  an.  Einer  derselben, 
Pfyffer,  war  sogar  Mitglied  einer  bekannten  Patrizier¬ 
familie  von  Luzern.  Der  einzige  französische  Schweizer, 
der  in  der  Behörde  sass,  Maurice  Glayre,  langjähriger  Ge¬ 
heimsekretär  und  Gesandter  des  letzten  Polenkönigs  Stanis¬ 
laus  Lescynski,  einer  der  besten  romanischen  Eidge¬ 
nossen,  die  es  jemals  gab,  war  vermöge  dieses  seines 
massvolleren  Wesens  selbst  Laharpe  vorgezogen  worden, 
dem  er,  wenn  auch  nicht  an  Geist  und  guter  Absicht,  so 
doch  in  der  That  an  praktischem  Geschäftsverstand  vor¬ 
anstand.  Neben  den  Mitgliedern  des  ursprünglichen  Direk¬ 
toriums  waren  die  hervorragendsten  Männer  dieser  Partei 
besonders  noch:  Bernhard  Friedrich  Kuhn  von  Bern, 
Erster  Präsident  des  gesetzgebenden  Käthes,  und  zwei 
intime  Freunde,  Paul  Usteri  und  Job.  Konrad  Escher 
(später  von  der  Linth  genannt)  von  Zürich. 
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Die  Patrioten  ihrerseits  sahen  als  Führer  an  ihrer 
Spitze  frühzeitig:  Peter  Ochs  von  Basel  und  Joh.  Pviul. 
Dolder  von  Mörikon  im  Aargau,  ursprünglich  gebürtig 
von  Meilen  am  Zürichsee,  zwei  talentreiche  Männer,  die 
aber  durch  Ehrgeiz  und  Anhänglichkeit  an  die  Franzosen 
zu  den  verderblichsten  Staatsmännern  aller  Zeiten  in  der 
Eidgenossenschaft  gehört  haben.  Laharpe,  der  nachmals 
im  Direktorium  zu  der  gleichen  Partei  zählte,  immerhin 
aber  an  Geistesgrösse  und  vergleichungsweiser  Keinheit 
der  Absicht  weit  über  Ochs  und  Dolder  stand,  war  damals 
noch  in  Paris  und  überhaupt  gar  nicht  ein  Mitglied  der 
ursprünglichen  Käthe. 


Die  nächste  Sorge  dieser  Regierung  war  naturgemäss 
die  innere  Pazifikation  und  die  allgemeine  Einführung 
der  neuen  Verfassung.  Denn  in  der  Versammlung  vom 
12.  April  fehlten  noch  volle  13  von  den  23  Kantonen  der 
Republik;  zehn  bios  waren  vertreten:  Aargau,  Basel, 
Bern,  Freiburg,  Leman,  Luzern,  Oberland,  Schaffhausen, 
Solothurn  und  Zürich.  Die  Proklamation  vom  19.  April 
hatte  keine  hinreichende  Wirkung  auf  die  Fehlenden, 
erbitterte  im  Gegentheil,  verbunden  mit  der  Getreide¬ 
sperre,  die  gegen  sie  angeordnet  wurde,  namentlich  die 
inuern  Kantone.  Schon  am  13.  April  ernannte  Nidwalden 
einen  Kriegsrath,  ebenso  Glarus  am  15.,  Schwyz  am  16. 
Selbst  Obwalden,  das  die  Verfassung  bereits  angenommen 
hatte,  wurde  wieder  wankend  und  schloss  sich  neuerdings 
am  23.  April  der  Bewegung  dagegen  an.  Uri  hingegen, 
obwohl  der  Helvetik  ebenso  abgeneigt,  betheiligte  sich 
bei  den  Rüstungen  dieser  Orte  nicht,  sondern  sandte 
blos  2  Offiziere  in  den  Kriegsrath  von  Schwyz.  Die  übrigen 
brachten  ungefähr  10,000  Mann,  zum  Theil  mit  deiiMorgen- 


Sternen  der  Väter  bewaffnet,  zusammen.  Die  Führung 
hatten  Alois  Reding  von.  Schwyz,  ein  erfahrener  Offizier 
aus  spanischen  Diensten,  und  zwei  Glarner,  Paravicini 
und  Hauser. 

Ein  unregelmässiges  und  auch  sehr  nachtheiliges 
Kommando  führten  daneben  noch,  ungefähr  in  der  Weise 
des  alten  Kardinals  Schinner,  zwei  Geistliche,  der  Kapu¬ 
ziner  Paul  Styger  von  Rothenthurm,  zu  Pferd  mit  Säbel 
und  Kruzifix  in  der  Hand,  und  Marianus  Herzog,  Pfarrer 
von  Einsiedeln,  die  beide  sehr  zur  Fanatisirung  des 
Schwyzervolkes  beigetragen  hatten. 

Die  Streitkräfte  dieser  Kantone  standen  vom  Zürich¬ 
see  bis  zum  Vierwaldstättersee  und  Zugersee.  Selbst 
Luzern  wmrde  einen  Tag  lang  (29.  April)  von  Schwyzern 
und  Unter waldhern  besetzt  und  zum  Theil  sogar,  trotz 
der  Kapitulation  mit  dem  helvetischen  Regierungsstatt¬ 
halter  Rüttimann,  geplündert.  Der  Kapuziner  Styger  führte 
seine  Schaaren  nach  damaligen  Berichten  zuerst  in  die 
Messe  und  nachher  sagte  er  ihnen  « Nehmet  Kinder, 
nehmet,  es  ist  alles  Euer.»  —  Am  folgenden  Tage,  den 
30.  April,  griff  der  französische  General  Freyssinet  bei 
Wollerau  am  Zürichsee  an.  Beide  Anführer,  Paravicini 
und  Hauser,  fielen  schwer  verwundet,  und  die  Glarner 
und  sonstigen  Zuzüger  aus  den  ehemaligen  Unterthanen- 
ländern  von  Glarus  und  Schwyz  lösten  sich  noch  am  näm¬ 
lichen  Tage  auf.  Schwyz  stand  fortan  ganz  allein,  wie 
einst  Bern  bei  Neuenegg,  und  sein  letzter  Freiheitskampf 
vom  2.  und  3.  Mai  reiht  sich  auch  ebenbürtig  an  die 
Seite  des  5.  März. 

Am  Ersten  dieser  Tage  wurden  die  französischen 
Truppen  an  drei  Punkten,  Schindellegi,  Rothen thurm  und 
-am  altehrwürdigen  Morgarten  blutig  zurückgeworfen.  Der 
rechte  Zusammenhang  und  die  Nachhaltigkeit  der  Ver- 
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theidigimg  fehlte  aber,  und  der  fanatische  Pfarrer  von 
Einsiedeln,  der  den  Pass  über  den  Etzel  halten  sollte, 
verliess  sogar  seinen  Posten  im  Rücken  seiner  Lands¬ 
leute,  als  die  Gefahr  nahte  und  die  himmlische  Hülfe 
ausblieb,  von  der  er  sehr  zuversichtlich  gepredigt  hatte. 
Am  4.  Mai  Vormittags  11  Uhr  kapitulirte  die  versam¬ 
melte  Landsgemeinde  von  Schwyz  mit  grosser  Mehrheit. 
Ihrem  Beispiele  folgten  ohne  weiteren  Kampf  Glarus,  Uri, 
Zug,  Appenzell  Innerrhoden,  das  Rheinthal,  Obwalden 
uni  zuletzt,  am  13.  Mai,  Nidwalden. 

Die  kleinen  vier  Kantone  wurden,  um  ihren  Wider¬ 
stand  zu  strafen  und  für  die  Zukunft  zu  brechen,  in 
Einen  Kanton  «Waldstätten»  vereinigt,  wodurch  sie  von 
48  auf  12  Stimmen  in  der  gesetzgebenden  Versammlung 
herunterkamen,  was  nicht  zu  ihrer  Zufriedenheit  beitrug. 

In  welcher  Weise  und  mit  welchem  Verständniss  im 
Uebrigen  diese  armen  Leute  besonders  von  den  tonan¬ 
gebenden  Franzosen  behandelt  wurden,  zeigt  am  aller¬ 
besten  ein  Schreiben  aus  dieser  Zeit  von  Mengaud  an 
die  Engelberger  Conventualen,  die  seit  den  Anfängen  der 
Eidgenossenschaft  eine  Art  von  geistlichem  Fürstenthum 
innerhalb  damals  noch  Nidwalden  gebildet  hatten  und  sich 
unter  einem  klugen  Abt,  Leodegar  Salzmann,  jederzeit 
gegen  die  neue  Verfassung  sehr  verträglich  gezeigt  hatten. 
Dieses  klassische  Schreiben  lautete: 

«Bürger  Mönche! 

«  Mit  Vergnügen  habe  ich  Euer  Schreiben  vom  1.  April 
alten  Styls  gelesen,  worin  Ihr  mir  meldet,  dass  Ihr  dem 
Volke  des  Engelbergerthaies  sein  Souveränitätsrecht  zu¬ 
rückgegeben  habet.  Ich  lobe  diese  sehr  natürliche  Gut- 
machung  uralten  Unrechts,  welches  mit  den  unverjähr- 
baren  Rechten  der  Natur,  zu  deren  Genuss  die  Menschen 
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aller  Stände  gleiclimässig  berufen  sind,  in  ewigem  Wider¬ 
spruche  steht. 

«  Diese  Anerkennung  eines  heiligen  und  unveräusser¬ 
lichen  Grundsatzes  von  Eurer  Seite  ist  ohne  Zweifel  von 
grossem  Werth,  und  in  dieser  Hinsicht,  Bürger  Mönche, 
seid  Ihr  lobenswerth,  aber  werdet  es  noch  in  höherem 
Grade  dadurch,  dass  Ihr  ein  zweites  Beispiel  gebt:  wartet 
nicht,  bis  Euch  die  Philosophie  aus  dem  Asyl  der  Faul¬ 
heit  und  Unbrauchbarkeit  heraustreibt. 

« Leget  das  Kleid  des  Aberglaubens  ab,  kehret  in 
die  menschliche  Gesellschaft  zurück  und  lasst  darin  so 
viele  Tugenden  leuchten,  als  nöthig  sind,  um  die  Jahre 
Eures  Lebens  vergessen  zu  machen,  die  Ihr  in  mönchi¬ 
schem  Nichtsthun  zugebracht  habt. 

Gruss  und  Brüderschaft! 

J.  Mengaud. » 

Weit  mehr  noch  empörte  das  gleichzeitige  Verhalten 
von  zwei  Bataillonen  Waadtländer  unter  einem  französi¬ 
schen  General  (Borges)  gegen  die  Walliser.  Dieselben  waren 
nach  einer  scheinbaren  Unterwerfung  neuerdings  auf- 
gestanden  und  hatten  am  6.  Mai  nebst  der  ganzen  neuen 
Ordnung  der  Dinge  auch  den  prahlerischen  französischen 
Besidenten  Margourit  aus  Sitten  vertrieben. 

Nun  wurde  Sitten  wieder  erstürmt,  sechs  Stunden 
lang  durch  Miteidgenossen  geplündert,  ja  nach  Angabe 
ihrer  eigenen  Geschichtschreiber  (Monnard,  helv.  Revo¬ 
lution,  I,  127)  auf  offener  Strasse  die  Frauen  schmählich 
misshandelt  und  vielen  Einwohnern  Kleider  und  Schuhe 
vom  Leibe  gerissen.  Bei  allen  ehrenwerthen  Leuten,  im 
Waadtlande  selbst,  wie  überall  sonst  in  der  Schweiz,  blieb 
eine  tiefe  Entrüstung  über  diesen  Raubzug  zurück,  mit 
dem  auch  hier  fremde  Macht  und  eigener  Fanatismus  die 
neue  Freiheit  und  Gleichheit  inaugurirte.  — 

17 
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Mitte  Mai  1798  schien  nun  die  Verfassung  einen 
Augenblick  lang  allgemein,  freiwillig  oder  gewaltsam, 
durchgeführt.  Im  Innern  der  Eidgenossenschaft  aber 
liessen  drei  grosse  Uebel  die  Nation  nicht  zur  Ruhe 
und  Einigung  gelangen,  die  mit  drei  Worten  bezeichnet 
werden  können:  Schlechte  Finanzen,  Fremd¬ 
herrschaft  und  kirchliche  x4ufregung. 

Jeder  dieser  Uebelstände  wird,  wenn  immer  er  ein- 
tritt,  noch  heute  wie  damals,  eine  gewichtige  Störung 
in  dem  Wohlbefinden  unseres  Landes  hervorrufen  und 
bisher  hat  es  das  Unglück,  oder  ein  gewisser  innerer 
Zusammenhang  gewollt,  dass  sie  in  der  Regel  verbunden 
auftreten. 

Das  Nationalvermögen  der  bisherigen  Stände  der 
Eidgenossenschaft  war  durch  ein  Gesetz  vom  23.  April 
auf  die  Gesammtrepublik  übergegangen  (Bull.  I,  pag.  18), 
wurde  aber  durch  verschiedene  Umstände  sehr  herab¬ 
gemindert.  Die  öffentlichen  Kassen  und  langgesparten 
Schätze  waren  überall,  ausgenommen  in  Basel,  das  recht¬ 
zeitig  mit  dem  neuen  Geiste  kapitulirt  hatte,  der  Raub¬ 
sucht  der  Befreier  zum  Opfer  gefallen.  Die  ordentlichen 
Einnahmen  waren  ferner  bisher  grösstentheils  aus  Herr¬ 
schaftsrechten  und  Gefällen  aller  Art  geflossen,  welche  die 
eigenen  und  unterthänigen  Landschaften  an  die  regieren¬ 
den  Städte,  oder  Orte,  nach  altem  Herkommen  und  den 
Bestimmungen  ihrer  Erwerbstitel  entrichteten.  Diese 
Gefälle  wurden  nun  auch  durch  die  Gesetze  vom  4.  Mai, 
2.  und  8.  Juni  und  22.  August,  (I,  43,  125,  138,  302) 
zu  Gunsten  der  Belasteten,  ganz  oder  theilweise  aufge¬ 
hoben  erklärt  und  ihr  Betrag  war  nicht  gering,  indem 
er  nach  einer  damals  angestellten  Berechnung  ein  Ka¬ 
pital  von  wenigstens  118  Millionen  Schweizerfranken  aus¬ 
gemacht  haben  soll.  Vernünftige  Mitglieder  der  Räthe, 
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wie  Kuhn  von  Bern,  waren  von  vornherein  gegen  eine 
solche  absolute  Entlastung,  vielmehr  für  allmälige  billige 
Ablösungsmassregeln,  die  denn  auch  schliesslich  zum 
Theil  noch  die  Oberhand  gewannen.  Die  Mehrheit  aber, 
theils  aus  Schwärmerei,  theils  ans  Wohldienerei  gegen 
ihre  Committenten,  sah  in  der  sofortigen  und  unent¬ 
geltlichen  Abschaifnng  aller  solcher  Feudallasten  einen 
Triumph  der  Freiheit  und  meinten,  damit  erst  «  der 
Oligarchie  den  Schwanz  abgehauen  »  zu  haben.  (Repu- 
blicaner  I,  141  n.  foL).  Nicht  genug  daran,  eine  Petition 
von  neunzehn  Waadtländern  verlangte  sogar  noch  Ent¬ 
schädigungen  in  Geld  für  die  Patrioten,  die  unter  der 
alten  Herrschaft  gelitten  hatten,  und  in  der  That  wurde 
ein  solches  Gesetz  später  erlassen  (18.  Oktober,  Bull. 
II,  29),  das  aber  aus  guten  Gründen,  die  in  den  Ab¬ 
gründen  der  Kassen  ihren  Sitz  hatten,  nie  zu  thatsäch- 
licher  Ausführung  kam.  Noch  schlimmer  war  der  ganze, 
etwas  sorglose  Haushalt  der  neuen  Aera.  Schon  die  Re¬ 
gierung  selbst  mit  fünf  Direktoren,  sechs  Ministern  und 
einem  zahlreichen  Stab  von  aller  möglichen,  nur  für  einen 
Grossstaat  passenden  Büreaukratie ,  in  der  sogar  den 
französischen  Schweizern  zu  Liebe  auch  das  geringste 
Protokoll  und  Dekret  in  zwei  Sprachen  verschrieben 
werden  musste*)  (Gesetz  vom  28.  April,  I,  26),  erheischte 
einen  überflüssigen,  bisher  ganz  unbekannten  Aufwand, 
der  durch  die  guten  Minister  (Meyer  von  Schauensee,  von 
Luzern,  Justiz  und  Polizei,  Finsler  von  Zürich,  Finanzen, 
Rengger  von  Brugg,  Inneres,  Stapfer,  Professor  der 
Berner  Akademie,  Künste  und  Wissenschaften,  Begoz 
von  W^aadt,  Aeusseres,  Repond,  Krieg)  nicht  verhindert 
werden  konnte.  Eine  grosse  Masse  ganz  neuer  Ausgaben 

Die  Direktorialprotokolle  sind  grösstentheils  nur  französisch, 
nach  einigen  schwachen  deutschen  Yersuchen  im  Anfang. 
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entstand  dadurch,  dass  die  Besoldungen  der  gesainmten 
Geistlichkeit,  die  zum  Theil  bisher  von  den  aufgehobenen 
Zehnten  gelebt  hatte,  nun  auf  die  Staatskasse  übernommen 
werden  mussten  (Gesetz  vom  22.  August,  I,  302). 

Die  helvetischen  Oberbehörden  trugen  aber  noch  zu 
allem  Ueberfluss  auch  sogar  Sorge,  sich  selbst  in  einer 
ifür  die  Verhältnisse  und  die  Finanzlage  des  Staats  ganz 
vernunftwidrigen  Weise  zu  entschädigen,  mit  Summen, 
von  denen  selbst  unser  jetziger,  doch  nicht  übermässig 
sparsamer  Eidgenössischer  Haushalt,  bei  unvergleichlich 
grösserer  Prosperität,  keinen  Begriff  hat.  Jedes  Mitglied 
der  beiden  Räthe  bezog  jährlich  eine  feste  Besoldung  von 
275  Louisdor,  fünf  Minister  je  400,  der  des  Auswärtigen 
600,  jeder  Direktor  800  und  freie  Wohnung,  der  General¬ 
sekretär  250  und  freie  Wohnung,  der  Regierungsstatt¬ 
halter  eines  Kantons  250  und  freie  Wohnung,  sein  Stell¬ 
vertreter  100,  der  Büreauchef  des  Grossen  Raths  180, 
der  Uebersetzer  150  u.  s.  w.  (vide  betreffende  Gesetze 
vom  17.  August  und  12.  September,  I,  377 — 381).  Die 
Gesammtbesoldungen  hätten  nach  einem  Berichte  des 
Finanzministers  Vom  14.  Juli  1798  drei  Millionen  Gulden 
jährlich  überstiegen,  in  einer  Zeit  der  grössten  öffentlichen 
und  privaten  Finanznoth,  in  einem  unkonsolidirten  Staat 
mit  inneren  und  äusseren  Kriegsaussichten  und  bei  einem 
effektiven  Kassabestand,  zu  Folge  dessen  z.  B.  die  Schule 
für  die  ganze  Schweiz,  wie  Stapfer  bitterlich  klagt,  in 
vierzehn  Monaten  blos  43,000  Franken  erhalten  konnte. 
Es  erscheint  unter  solchen  Umständen  nicht  ganz  un¬ 
glaublich,  wenn  Parteiberichte  versichern,  dass  viele  Ge¬ 
setzgeber  ihre  Stellen  nur  um  dieses,  für  damalige  Zeiten 
und  Gewohnheiten  sehr  grossen  Gehaltes  willen  gesucht 
und  sich  um  jeden  Preis  darin  zu  erhalten  gestrebt 
hätten. 
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Welchen  Eindruck  mochte  aber  das  Volk  von  solchen 
Gehalten  empfangen,  das  sich  gleichzeitig  mit  allen  mög¬ 
lichen  Requisitionen,  Armeelasten  etc.  bedrückt  und  dazu 
von  einem  Steuergesetz  bedroht  sah,  das  ihm  ebenfalls 
eine  neue  und  wie  Alles  Neue  ganz  besonders  schwere 
Bürde  war  (Ges.  vom  17.  und  22.  Oktober,  II,  17,  35). 
Ein  ungefähres  Bild  hievon  gibt  die  Verhandlung  über 
diese  Gehalte  im  Grossen  Rath,  (Repuhlicaner  I,  230 
und  273),  welche  im  Wesentlichen  folgende  Meinungen 
zu  Tage  förderte,  Einiges  davon  auch  noch  für  unsere 
heutigen  ökonomischen  Verhältnisse  wohlanwendbar: 

Sitzung  vom  23.  Juni  1798.  Man  verlangt  Behand¬ 
lung  des  Gutachtens  über  die  Feudalrechte.  Kuhn  sagt, 
die  Abschliessung  über  die  Besoldungen  sei  noch  wich¬ 
tiger,  um  'jedem  Beamten  das  Bedürfniss  zu  nehmen, 
sich  auf  andere  Art  bezahlt  zu  machen.  Der  Antrag 
wird  angenommen. 

«  Der  erste  Paragraph  des  Besoldungsgiitachtens  ent¬ 
hält  die  Bestimmung,  dass  die  Mitglieder  der  beiden 
gesetzgebenden  Räthe  jedes  jährlich  300  Dublonen  Be¬ 
soldung  haben  sollen.  Michel  sagt,  wenn  wir  uns  selbst 
so  starke  Besoldungen  bestimmen,  so  geben  wir  den 
Aristokraten  Waffen  in  die  Hand,  um  das  Volk  glauben 
zu  machen,  wdr  handeln  nur  aus  Privatinteresse,  und  unser 
Staat  ist  zu  arm,  um  so  starke  Besoldungen  zahlen  zu 
können,  daher  trage  ich  auf  2  Neuthaler  täglich  an. 
Herzog  will  bei  dem  Gutachten  bleiben,  um  des  be¬ 
dürftigen  Zustandes  des  Staates  willen  wünscht  er  aber, 
dass  jeder  Repräsentant  das  erste  Jahr  50  Dublonen  in 
die  Staatskasse  abtrete.  L  ü  s  c  h  e  r  kann  nicht  begreifen, 
woraus  eine  so  starke  Summe  für  die  Bezahlung  aller 
Gewalten  herkommen  sollte,  er  fordert  daher,  dass  wir 
uns  mit  200  Dublonen  begnügen.  E scher  folgt  Lüscher 
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und  zeigt,  dass  durch  solche  Besoldungen,  welche  jährlich 
circa  4  Millionen  betragen,  der  Staat  ganz  ohnmächtig 
würde,  etwas  Zweckmässiges  für  Kultur  der  Nation  und 
für  Erziehung  zu  leisten,  und  dass  also  dadurch  die 
Nation  noch  |lange  in  ihrer  Ausbildung  zurückgehalten 
würde.  Spengler  sieht  freilich  auch  ein,  dass  durch 
niedere  Besoldungen  der  Reichthumsaristokratismus  be¬ 
fördert  würde,  aber  der  angeführten  Gründe  wegen  und 
weil  wir  einfach  und  republikanisch  leben  sollen,  stimmt 
er  ebenfalls  für  200  Dublonen.  Re  11  stab  zeigt,  dass 
dieser  letzte  Vorschlag  nicht  genüge,  um  bequem  mit 
einer  Haushaltung  in  Aarau  leben  zu  können,  er  begehrt 
daher  250  Dublonen.  Häm  me  1er  von  Aarau  glaubt, 
selbst  dieser  Vorschlag  genüge  nicht  für  die  Dienste,  die 
man  dem  Vaterland  leiste,  er  unterstützt  daher  das  Gut¬ 
achten.  Billeter  ist  gleicher  Meinung  und  sagt,  da  er 
eine  starke  Haushaltung  habe  und  von  den  Oligarchen 
von  Allem  entblöst  worden  sei,  so  müsse  er  das  Gut¬ 
achten  unterstützen.  Haas  fühlt  die  Wichtigkeit  der 
beiderseitigen  Gründe,  giebt  aber  zu  bedenken,  da  selbst 
die  fränkischen  Repräsentanten  wenig  über  300  Dublonen 
erhalten  haben,  ob  wir  unsre  Forderung  beinahe  eben 
so  hoch  spannen  können,  da  wir  doch  nur  in  Aarau,  nicht 
in  Paris  leben  müssen,  er  stimmt  also  auf  Verminderung. 
Lacoste  trägt  auf  250  Dublonen  an,  Hube-r  stimmt  für 
den  Antrag  des  Gutachtens.  Lebon  stimmt  für  250 
Dublonen  und  will  50  davon  in  eine  Cassa  thun,  aus  der 
die  arbeitsamsten  Mitglieder  belohnt  werden  sollen. 
Cu  stör  glaubt,  es  sei  nothwendig,  dass  die  Beamten 
gut  bezahlt  seien,  weil  sie  bei  schlechter  Bezahlung- 
schlecht  arbeiten.» 

Pag.  273.  «  Den  Weiblen  sind  im  Besoldungsgutachten 
75  Dublonen  bestimmt.  Escher  sagt,  man  hat  die  Besol- 
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düngen  der  Volksstellvertreter  ans  politischen  Gründen 
stark  undvielleicht  zu  stark  gemacht,  welche  bei  Besol¬ 
dungen  von  geringen  Aemtern  nicht  statt  haben,  nemlichum 
keine  fähigen  Subjekte,  die  sich  ausschliessend  von  ihrer 
Arbeit  nähren  müssen  von  diesen  Stellen  zu  entfernen.  Bei 
Aemtern  aber,  wo  nicht  besondere  Fähigkeiten  erfordert 
werden,  sollen  wir  billig  eine  Oekonomie  beobachten,  die 
der  Armuth  unseres  Staates  angemessen  ist,  und  über¬ 
haupt  lasst  uns  doch  bedenken,  dass  nun  alle  unsere 
Ausgaben  von  dem  Schweisse  und  der  Arbeit  des  Staats¬ 
bürgers  enthoben  werden  muss,  ich  fordere  daher,  dass 
diese  Besoldung  auf  50  Dublonen  herabgesetzt  werde. 
Billeter  sagt,  der  Weibel  hat  mehr  Mühe  als  der  Staats- 
both,  doch  um  einige  Verschiedenheit  zu  machen,  will  er 
60  Dublonen  bestimmen.  Haas  sagt,  er  hoffe  man  wolle  die 
Weibel  nicht  den  Offizieren  gleich  setzen  wollen,  sondern 
sie  allenfalls  in  die  Klasse  der  Feldweibel  rechnen,  aufs 
allerhöchste  will  er  48,  oder  um  mit  Eschern  gleich  zu 
sein  50  Dublonen  setzen.  Herzog  glaubt,  man  hätte  die 
ökonomischen  Grundsätze  lieber  früher  und  besonders  bei 
unser n  Besoldungen  festsetzen  sollen;  jetzt  sollen  wir 
nicht  bei  einzelnen  Stellen  ersparen  wollen;  er  stimmt  für 
60  Dublonen.  Nuzet  glaubt  sehr  grossmüthig  zu  seyn, 
wenn  er  50  Dublonen  akkordirt,  er  versichert,  das  Volk 
sei  äusserst  verwundert  und  unruhig  über  unsere  starken 
Besoldungen  und  bedauert,  dass  wir  mit  uns  selbst 
darüber  den  Anfang  gemacht  haben;  er  sagt,  wir  han¬ 
deln  als  ob  wir  die  Minen  von  Peru  besässen  und  ver¬ 
gessen  immer,  dass  wir  so  arm  sind  »  etc. 

Ein  Trost  für  den  Menschenfreund  beinahe  liegt 
darin,  dass  auch  die  Bürger  Gesetzgeber  und  Direktoren, 
die  sich  so  reichlich  dotirten,  aus  leeren  Kassen  nicht 
schöpfen  konnten  und  darauf  angewiesen  blieben,  hie  und 
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da  ein  kleines  ä  conto  anzimehmen,  wie  zahlreiche  ihrer 
Dekrete  bezeugen  (z.  B.  8.,  13.  August,  15.  September). 
1799  wurden  daun  überhaupt  die  Gehalte  herab¬ 
gesetzt.  — 

Das  zweite  grosse  Uebel  neben  einer  kostspieligen 
Büreaukratie,  um  dessen  Beseitigung  ein  guter  Eidgenosse 
damals  täglich  bat,  waren  die  Franzosen.  Eine  Armee 
von  über  30,000  Mann  unter  den  Befehlen  Schauenburgs 
und  der  Verwaltung  Rapinats  war,  zum  Schutze  der  Frei¬ 
heit  in  der  Schweiz^  zurückgeblieben.  Welche  Art  von 
Schutz  diess  war,  darüber  wollen  wir  wieder  am  liebsten 
ihre  Freunde,  die  gesetzgebenden  Käthe ,  selbst  sich 
äiissern  lassen  (Verhandlung  vom  2.  Juni,  Rep.  I,  153). 

Grosser  Rath,  2.  Juny  1798. 

«Panchaud  macht  eine  lebhafte  Schilderung  von 
den  häufigen  gewaltthätigen  Handlungen  und  selbst  Mord- 
thaten,  welche  im  Kanton  Leman  von  fränkischen  Sol¬ 
daten  verübt  werden  und  fordert  Hilfe  gegen  dieses  Un¬ 
glück.  Billeter  bestätigt  diese  Angaben  und  sagt,  im 
Kanton  Zürich  seyen  noch  häufiger  ähnliche  Misshand¬ 
lungen  verübt  und  sogar  in  einem  Dorf  7  Personen  er¬ 
mordet  worden;  zudem  hat  er  wenig  Hoffnung  für  Er¬ 
leichterung,  indem  die  französischen  Soldaten  sich  laut 
erklären,  sie  fragen  den  Proklamationen  ihrer  Generale 
und  Commissäre  nichts  nach.  Suter  sagt,  es  sei  traurig, 
solche  Greuelthaten  von  Gliedern  jener  Nation  vernehmen 
zu  müssen,  die  uns  befreit  habe;  der  Gegenstand  sey 
von  der  grössten  Wichtigkeit,  weil  das  Leben  unsrer 
Mitbürger  über  Alles  gehe,  daher  fordert  er  eine  Com¬ 
mission  zu  schleunigster  Berathung.  Herzog:  es  werden 
so  häufige  und  so  schäussliche  Gewaltthätigkeiten  be¬ 
gangen,  dass  es  bald  besser  wäre  unter  der  Tyranney 
zu  seufzen,  als  auf  diese  Art  frei  zu  sein. 
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Huber  sagt,  das  Direktorium  wendet  Alles  an,  um 
die  Lage  uns’res  armen  Vaterlandes  zu  erleichtern:  auf 
die  heutige  Einladung  hin,  ist  es  nun  wichtig,  Thatsachen 
zu  sammeln  und  wir  an  unserer  Stelle,  sollen  das  Direk¬ 
torium  einladen,  in  seinem  warmen  Eifer  für  das  Vater¬ 
land  zu  sorgen,  fortzufahren :  auch  fordere  ich  eine  Com¬ 
mission,  um  eine  solche  Einladung  an  das  Direktorium  zu 
entwerfen.  Deloes  sagt,  da  alle  bisherigen  Maasregeln 
fruchtlos  waren  und  die  Umstände  sich  täglich  ver¬ 
schlimmern,  so  fordere  ich  eine  ausserordentliche  Ge¬ 
sandtschaft  nach  Paris,  die  dem  fränkischen  Direktorium 
die  dringendsten  Vorstellungen  hierüber  mache.  Näf 
macht  eine  lebhafte  und  rührende  Darstellung  von  dem 
Druck,  den  Beraubungen,  Schändungen  und  Mordthaten 
aller  Art,  die  durch  die  französischen  Soldaten  verübt 
werden  und  sagt,  selbst  die  Vorstellung,  dass  die  Gegen¬ 
den,  die  sie  auf  diese  Art  behandeln,  ächt  republikanisch 
gesinnt  sind,  sey  ohne  Wirkung,  indem  die  Soldaten  zur 
Antwort  geben,  die  Demokraten  müssen  mit  den  Aristo¬ 
kraten  zahlen.  Bill  et  er  sagt,  es  sei  merkwürdig,  dass 
die  patriotisch  gesinnten  Gegenden  und  Personen  am 
stärksten  mitgenommen  werden,  und  dass  die  Franken 
den  neuen  obrigkeitlichen  Gewalten  keine  Art  von  Ach¬ 
tung  bezeugen :  er  fordert,  dass  das  Direktorium  hierauf 
aufmerksam  gemacht  werde,  um  Massregeln  dagegen  zu 
ergreifen.  Augsburger  behauptet,  dieses  in  Verbindung 
mit  einigen  andern  Umständen  beweise,  dass  die  Aristo¬ 
kraten  die  Hand  mit  im  Spiel  haben.  Schoch  fordert, 
dass  man  sogleich  20,000  Mann  anwerbe,  sich  also  auf 
seine  eigenen  Füsse  stelle,  dieses  dann  dem  fränkischen 
Direktorium  anzeige  und  dasselbe  bitte,  seine  Truppen 
wegzuziehen.  Trösch  sagt,  ehe  die  Franzosen  Weggehen 
können,  müssen  wir  erst  uns  das  Zutrauen  des  Volkes 
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verschaffen,  welches  ganz  leicht  ist.  Endlich  wird  zur 
Berathiing  der  zu  ergreifenden  Maassregeln  eine  Com¬ 
mission  niedergesetzt  und  in  dieselbe  geordnet:  Huber, 
Carrard,  Suter,  Billeter  und  Kilchmann. » 

Diese  «Befreier»  mussten  natürlich  von  vornab  auf 
unsre  Kosten  verpflegt  werden  (Gesetz  vom  26.  April, 
I,  21)  und  waren  in  grossen  Massen,  nachmals  oft  zu 
Dreissigen  und  Fünfzigen  auf  eine  Familie,  an  den  ver¬ 
schiedenen  bedrohten  Punkten  einquartiert. 

Die  regelmässige  Requisition  und  der  gelegentliche 
Raub  dieser  Armee  übersteigen  jede  Vorstellung. 

Um  Ein  Beispiel  davon  aus  einem  einzigen  Kantone 
zu  geben,  so  requirirten  die  Franzosen  im  folgenden  Jahre 
in  einem  einzigen  Monat  im  neuen  Kanton  Säntis  u.  A. 
154,235  Rationen  Brod  ä  2^/2  176,113  Rationen  Fleisch, 

6644  Maass  Wein,  1518  Maass  Branntwein,  über  68,000 
Rationen  Heu,  über  30,000  Rationen  Hafer,  1868  Zentner 
Kartoffeln,  dazu  207,610  Gulden  baares  Geld,  6451  Wagen 
und  15,705  Pferde.  Kantonsbürger  hatten  an  ihnen  ohne 
grosse  Aussicht  gut  Fr.  107,000  und  die  Stadt  St.  Gallen 
musste  ein  Anlehen  von  200,000,  Rorschach  eine  Kon¬ 
tribution  von  Fr.  75,000  hergeben.  —  Das  unbedeutende 
Städtchen  Steckborn  hatte  von  1798  bis  1801  eine  Quartier¬ 
last  von  4950  Offizieren  und  175,397  Gemeinen  und  be¬ 
rechnet  seine  Lasten  hiefür  gewiss  noch  mässig  auf 
138,710  Gulden.  Die  Behörden  von  Säntis  berichteten 
damals  an  das  Direktorium,  alle  Geistlichen  und  alle 
Beamten  seien  seit  Monaten  unbezahlt,  die  Oesterreicher 
in  Bregenz  sperrten  alle  Getreidezufuhr  und  das  kroatische 
Gesindel  unter  denselben  raube  die  Kornschiffe  auf  dem 
Bodensee  und  Rhein;  im  Rheinthal  seien  ganze  Gemeinden, 
die  rein  vom  Bettel  leben  und  deren  Einwohner  sich 
ohne  Stroh  und  in  dürftiger  Kleiduug  auf  dem  blossen 
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Boden  betten  müssen.  Die  neue  Staatsform  sei  daher 
nun  in  den  Gegenden  selbst,  die  sie  anfänglich  als  eine 
Erlösung  von  hartem  Druck  begrüssten,  allgemein  ver¬ 
höhnt  und  gehasst. 

Statt  nun  diesen  ungeheuren  Druck,  der  von  1798 
bis  1801  auf  der  Schweiz  lastete,  durch  möglichste  Yer- 
minderiing  der  Armee  und  durch  ein  bescheidenes  Auf¬ 
treten  derselben  wenigstens  einigermassen  zu  sänftigen, 
geschah  gerade  das  Entgegengesetzte.  —  In  den  nächsten 
Monatenfnach  der  blutigen  Pazifikation  der  innern  Schweiz 
stieg  die  Anmassung  der  französischen  Gewalthaber,  be¬ 
sonders  Kapinats,  geradezu  ins  Ungeheuerliche.  Anfangs 
Juni  schon  erliess  er  eine  Proklamation  ohne  alles  Zuthun 
der  helvetischen  Behörden,  worüber  Ihnen  wieder  folgende 
Verhandlung  des  Grossen  Käthes  vom  3.  Juni  den  besten 
unmittelbaren  Eindruck  gibt  (Rep.  I,  157): 

«Nuzet  theilt  eine  Proklamation  des  französischen 
Kommissärs  Rapinat  mit,  der  zufolge  kein  helvetischer 
Bürger  ohne  Pass  ausser  seinem  Kanton  und  nicht  ohne 
Erlaubniss  des  französischen  Komissärs  ausser  Landes 
reisen  kann,  mit  Androhung  von  Gefangennehmung,  Kriegs¬ 
gericht  und  Busse  im  Falle  der  Nichtbeobachtung  des 
Beschlusses.  Secretan:  Das  französische  Direktorium 
hat  uns  frei  erklärt,  diese  Proklamation  scheint  unserer 
Freiheit  zuwider  zu  sein,  daher  fordere  ich  Untersuchung 
der  Sache  durch  eine  Kommission.  E  scher  sagt,  durch 
diese  Proklamation  sind  alle  Helvetier  in  Kantonsarrest 
gesetzt,  also  ist  wohl  einleuchtend,  dass  sie  unserer  Frei¬ 
heit  entgegen  ist:  aber  mehr  noch,  sie  ist  ebenso  bestimmt 
unserer  Konstitution,  derjenigen,  die  wir  von  den  Franken 
empfangen  haben,  zuwider,  denn  dieser  zufolge  sollen 
keine  Grenzen  mehr  in  Helvetien  statt  haben;  darum 
fordere  ich  Kassirung  der  Proklamation,  mit  Ueber- 
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Weisung  dieses  neuen  Eingriffes  in  unsere  Freiheit  an 
diejenige  Kommission,  die  wir  gestern  wegen  andern  Ge- 
waltthätigkeiten  der  Franzosen  niedergesetzt  haben;  denn 
wenn  die  Sachen  so  fortgehen,  so  wird  es  bald  Zeit  sein, 
die  Frage  in  Umfrage  zu  setzen,  von  der  jüngsthin  unser 
Präsident  sprach:  «Frei  leben,  oder  sterben!» 
(Geklatsch).  Suter:  Diese  Proklamation  ist  in  vielen 
Rücksichten  unserer  Freiheit  und  Unabhängigkeit  zuwider, 
daher  rufe  auch  ich  mit  Escher:  «Frei  leben  oder  Tod! 
(Geklatsch).  Huber  fühlt  auch  die  Verletzung  unserer 
Freiheit,  aber  da  Kassirung  eines  solchen  Arretes  eine 
zu  ungewohnte  Massregel  wäre,  so  wünsche  er,  dass 
das  Direktorium  eingeladen  werde,  die  nöthigen  Mass- 
regeln  zu  ergreifen  und  erst  wenn  diese  fruchtlos  sind, 
können  wir  Verfügungen  treffen.  Trösch  entschuldigt 
die  Proklamation  und  sagt,  sie  diene  nur  zu  unserer 
Sicherheit.  Carrard  fühlt  den  Eingriff,  den  unsere  Frei¬ 
heit  leidet ;  allein  da  die  Proklamation  auch  zugleich  auf 
Fremde  und  Franken  ausgedehnt  ist,  so  fordert  er  zuerst 
eine  Kommission.  Huber  beharrt  auf  der  Weisung  ans 
Direktorium,  weil  dies  der  zweckmässigste  Weg  zur  Hülfe 
sei.  Escher:  Freilich  haben  wir  schon  solche  Prokla¬ 
mationen  kassirt,  nämlich  die  des  Kommissärs  Pommier 
über  die  Werth bestimmung  der  Freiburger  Thaler,  die 
gegenwärtige  aber  greift  nun  unsere  Unabhängigkeit  be¬ 
stimmter  und  weit  allgemeiner  an,  als  jene,  und  fordert 
also  auch  wenigstens  die  gleiche  Energie.  Zudem  sind 
wir  die  Gesetzgeber  Helvetiens,  nicht  Rapinat  ist  es, 
wenn  also  Er  Gesetze  gibt,  so  greift  er  in  unsern  Beruf 
und  wir  haben  aus  Auftrag  des  Volks  allein  die  Pflicht 
auf  uns,  Gesetze  zu  machen,  also  sollen  auch  wir  uns 
solchen  Eingriffen  zuerst  widersetzen,  ich  beharre  dem¬ 
nach  auf  der  geforderten  Kassation.  Nuzet  sagt,  ja 
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freilich  ist  Mässigung  und  Gelassenheit  gut,  aber  doch 
nur  bis  auf  einen  gewissen  Grad.  Escher  hat  völlig  recht, 
wenn  er  sagt,  es  gebe  uns  hier  eine  fremde  Macht  Ge¬ 
setze  und  dies  laufe  der  Souveränität  unseres  Volkes 
entgegen:  nun  solle  also  jeder  Gesetzgeber,  der  in  Ge¬ 
schäften  vielleicht  in  einen  andern  Kanton  sich  zu  ver¬ 
fügen  hat,  erst  bei  der  Munizipalität,  dann  beim  Statt¬ 
halter  und  endlich  bei  der  Yerwaltungskammer  mit  zwei 
Batzen  in  der  Hand  unterthänigst  sich  anmelden  und  um 
Pass  bitten,  und  wenn  er  ausser  Helvetien  gehen  müsste, 
sich  noch  gar  beim  fränkischen  Kommissar  melden,  um 
Erlaubniss  zu  erhalten,  für  das  Vaterland  arbeiten  zu 
dürfen.  Ich  fordere  daher  auch  sogleich  eine  Adresse 
an  das  Direktorium,  indem  auch  ich  lieber  sterben,  als 
das  Vaterland  unterdrückt  wissen  will.  Cartier  ent¬ 
schuldigt  die  Proklamation  und  findet  sie  darin  vortheil- 
haft,  weil  durch  dieselbe  die  Oligarchen  verhindert 
werden,  im  Lande  herum  zu  ziehen  und  Unruhe  zu 
stiften.  Keil  st  ab  sieht  mit  Abscheu  auf  diesen  Eingriff 
in  unsere  Freiheit  und  würde  Eschern  beistimmen,  wenn 
er  nicht  auf  die  Energie  des  Direktoriums  hoffen  dürfte. 
Suter  will  nun  eine  Kommission,  um  zu  untersuchen, 
welche  Artikel  dieser  Proklamation  konstitutionswidrig 
sind.  Herzog:  unsere  Freiheit  und  unsere  Konstitution 
sind  durch  diese  Proklamation  mit  Füssen  getreten,  wir 
sind  unnütz  hier,  wenn  wir  uns  Gesetze  geben  lassen! 
nichts  bliebe  übrig  als  auseinander  und  nach  Hause  zu 
gehen,  um  über  unsere  verlorne  Freiheit  zu  weinen,  also 
fordere  ich  Kassation  und  Niedersetzung  einer  Kommis¬ 
sion  über  Pässe.  Huber  sagt,  wir  sollen  ja  nicht  ausser 
die  Formen  treten,  sonst  stürzen  wir  uns  in  noch  grössere 
Gefahr:  das  Direktorium  hat  Pflicht  auf  sich,  uns  vor 
äussern  Eingriffen  zu  sichern.  Secretan  beharrt  auf 
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einer  Kommission,  um  dann  erklären  zu  können,  dass 
diese  Proklamation  die  Schweizer  nichts  angehe.  Hüssi 
fordert  Theilung  des  Gegenstandes  und  in  dieser  Ptück- 
sicht  Untersuchung,  was  davon  uns  allein  angehe,  um 
dann  auch  dieses  allein  ausheben  zu  können:  übrigens 
hat  er  Ahnung,  als  ob  uns  hiedurch  alle  unmittelbare 
Kommunikation  mit  dem  fränkischen  Direktorium  abge¬ 
schnitten  werden  sollte.  Hüssi's  Antrag  wird  angenommen 
und  zu  der  hierzu  erforderlichen  Kommission  ernannt: 
Kuhn,  Nuzet,  Secretan.» 

Kommissionen  sollten  auch  hier  wieder  helfen, 
schon  damals  das  beliebte  Mittel,  Dinge,  die  man  nicht 
ändern  kann,  auf  anständige  Weise  zu  begraben. 

Und  in  der  That  war  wenig  Erfolg  von  allen  weiteren 
Schritten  zu  erwarten.  Denn  mit  dem  Direktorium  selber 
verkehrte  Rapinat  u.  A.  in  folgendem  Style: 

«Direktoren!  Sie  werden  in  Zukunft  keine  Ver¬ 
fügungen  mehr  treffen,  die  den  Absichten  der  französischen 
Republik  zuwider  sind,  sondern  sich  allenfalls  auf  Vor¬ 
stellungen  beschränken,  die  auch  allein  können  angenom¬ 
men  werden.  Ihre  Amtspflicht  erstreckt  sich  einzig  auf 
die  innere  Verwaltung  der  helvetischen  Republik;  ich 
aber  bin  entschlossen,  den  Befehlen  Frankreichs,  vor 
dessen  Gerechtigkeit  Sie  hinlänglich  überzeugt  sein  können, 
Gehorsam  zu  verschaffen.» 

Am  23.  Prairial  (11.  Juni)  verlangte  er  sogar  kurzweg 
den  Austritt  der  Direktoren  Bay,  Pfyffer,  des  Ministers 
Begos  und  des  Generalsekretärs  Stek,  und  die  Einsetzung 
von  ihm  bevorzugter  Bürger  in  die  Verwaltungskajiimer 
von  Luzern.  Das  Schreiben  schloss  mit  den  bezeichnenden 
Worten  (Rep.  I,  228):  «  Diesen  Gebrauch,  Bürger  Direk¬ 
toren,  habe  ich  von  dem  Ansehen,  mit  welchem  mich  die 
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fränkische  Eegierung  zu  bekleiden  gewürdigt,  machen  zu 
müssen  geglaubt.  Ich  spreche  und  handle  also  nur  ihrem 
deutlich  erklärten  Willen  gemäss,  der  es  mir  aufgelegt, 
über  ihren  und  Helvetiens  Vortheil  zu  wachen.  Keine 
andre  Leidenschaft  als  die  für  die  Wohlfahrt  Ihres  Vater¬ 
landes  treibt  mich  an;  es  ist  dringend,  es  ist  unumgäng¬ 
lich,  dass  die  Bürger  Direktoren  Pfyffer  und  Bay  unver¬ 
züglich  ihren  Abschied  nehmen.  Eben  so  nothwendig  ist 
es,  dass  der  General-Sekretär  Stek  und  der  Minister  der 
Auswärtigen  Angelegenheiten,  Begos,  sogleich  von  ihren 
Posten  abgehen.  Ich  werde  die  beiden  abgehenden  Di¬ 
rektoren  durch  die  Ernennung  von  andern  Bürgern,  deren 
Ergebenheit  an  die  Franken  und  Anhänglichkeit  an  ihr 
Vaterland  bekannt  ist,  ersetzen,  und  das  Direktorium  wird 
zu  einer  neuen  Wahl  eines  andern  Generalsekretärs  und 
Ministers  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  schreiten. 
Sie  werden  endlich  nicht  anstehen,  den  Statthalter 
und  die  Mitglieder  der  Luzerner  Verwaltungskammer  ab¬ 
zurufen;  die  Bürger,  welche  sie  zu  ersetzen  berufen 
scheinen,  sind  die,  welche  ich  die  Ehre  gehabt.  Ihnen 
anzuzeigen.  Der  Stabsoffizier,  der  Ihnen  diesen  Brief 
überreichen  wird,  soll  Ihre  Antwort  abwarten  und  sein 
Bericht  wird  die  Massregeln  bestimmen,  die  mir  meine 
entschiedene  Festigkeit  und  bestimmter  Entschluss,  Hel- 
vetien  zu  retten,  eingibt.» 

Am  18.  Juni  erliess  er  gar  direkt  an  das  helvetische 
Volk,  ohne  Vermittlung  seiner  Behörden,  eine  Prokla¬ 
mation  gegen  die  Presse  und  die  gesetzgebende  Ver¬ 
sammlung  selber,  wesentlich  folgenden  Inhalts: 

«In  Betracht,  dass  wenn  es  einerseits  wahr  ist,  dass 
die  Schweiz  bis  jetzt  eine  Eroberung  der  fränkischen 
Armee  war,  es  von  der  andern  Seite  nicht  weniger  wahr 
ist,  dass  es  den  Agenten  der  fränkischen  Regierung  nicht 
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weniger  zukommt,  alle  Civil-,  politische  und  Finanz-Opera¬ 
tionen,  die  in  Helvetien  statt  haben  sollen,  anzuordnen: 

In  Betracht  ferner,  dass  die  Motionen  und  Dekrete, 
welche  täglich  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  Helvetiens 
gemacht  werden,  ebenso  wie  die  Beschlüsse  des  Voll¬ 
ziehungs-Direktoriums  das  Dasein  einer  gefährlichen  und 
dem  Wohl  Helvetiens  nachtheiligen  Faction  an  den  Tag 
legen;  einer  Faction,  deren  Theilhaber,  in  der  Absicht, 
ihr  mehr  Ausbreitung  zu  verschaffen,  die  Zeitungsschreiber 
und  Drucker  in  Sold  haben,  oder  sich  selbst  damit  ab¬ 
geben,  das  Gift,  das  in  den  öffentlichen  Blättern  circulirt, 
zu  destilliren, 

« wird  der  Obergeneral  aufgefordert,  folgenden  Be¬ 
fehl  ergehen  zu  lassen : 

«Art.  1.  Alle  in  dem  gesetzgebenden  Körper  gemachten 
Motionen  und  Dekrete,  alle  von  dem  helvetischen  Direk¬ 
torium  und  den  Verwaltungskammern  genommenen  Be¬ 
schlüsse,  welche  den  entweder  von  dem  Regierungs¬ 
kommissär  bei  der  fränkischen  Armee  in  Helvetien,  oder 
von  dem  Obergeneral,  oder  ihren  Befehlen  zufolge  getrof¬ 
fenen  Massregeln  zuwider  sind,  werden  für  nichtig  und 
ohne  alle  Wirkung  erklärt.  Es  ergeht  daher  an  alle  Obrig¬ 
keiten  und  an  alle  Einwohner  Helvetiens  das  gemessenste 
Verbott,  diese  Dekrete  und  Beschlüsse  zu  vollziehen.  Im 
Gegentheil  befiehlt  man  ihnen  ausdrücklich,  die  von  dem 
Kommissär,  der  Regierung  und  dem  Obergeneral  genom¬ 
menen  Beschlüsse  zu  vollziehen  und  vollziehen  zu  machen. 

«Art.  II.  Alle,  welche  durch  Reden  oder  Handlungen, 
alle  Beamten,  welche  durch  ihre  Urtheile  den  Operatio¬ 
nen  der  fränkischen  Regierung  oder  den  von  ihren  Kom¬ 
missärs  und  dem  Obergeneral  genommenen  Massregeln 
hinderlich  zu  sein  suchten,  endlich  alle  Zeitungsschreiber, 
Journalisten,  Verfasser  und  Redakteure  öffentlicher  Blätter, 
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welche  sich  erlauben  würden,  auf  eine  Weise  zu  schreiben, 
um  die  Einwohner  Helvetiens  gegen  die  Franken  und 
umgekehrt  zu  erbittern,  die  Armee,  ihre  Obern  und  die 
Kommissärs  der  Regierung  zu  verläumden,  arglistige 
Klagen,  Beschwerden  und  andere  der  Ordnung  und  Manns¬ 
zucht  nachtheilige  Reklamationen  zu  verbreiten,  durch 
Erzählung  von  Thatsachen  (die,  wenn  sie  von  der  Art 
sind,  dass  ihnen  gesteuert  werden  kann,  vor  die  Kom¬ 
missärs  der  Regierung  oder  den  Obergeneral,  damit  er 
das  Nöthige  darüber  verfüge,  gebracht  werden  müssen) 
das  Volk  gegen  die  Franken  zu  empören  —  alle  die  so 
bezeichneten  Personen  sollen  ergriffen,  sogleich  festge¬ 
setzt,  als  Störer  der  öffentlichen  Ruhe  militärisch  gerichtet 
und  ihre  Pressen  und  Buchdrucker-Werkzeuge  zerbrochen 
werden. 

«Art.  III.  Jeden  Tag,  an  dem  irgend  ein  öffentliches 
Blatt  in  der  Schweiz  ausgegehen  wird  und  von  allen  Buch¬ 
druckern,  Zeitungsschreibern  und  Redakteurs  dieser 
Blätter,  soll  dem  Kommissär  der  Regierung  und  dem 
Obergeneral  der  fränkischen  Armee  in  der  Schweiz  ein 
Exemplar  davon  zugeschickt  werden,  damit  die  besagten 
Zeitungen  von  ihnen  verifizirt  und  untersucht  werden, 
ob  nichts  dem  vorhergehenden  Artikel  zuwiderlaufendes 
darin  aufgestellt  und  erzählt  wird.  Der  Preis  des  Abon¬ 
nements  wird  von  denselben,  so  wie  von  allen  andern 
Bürgern  vierteljährlich  entrichtet  werden.  Die  Buch¬ 
drucker,  Zeitungsschreiber  und  Redakteurs  sind  dieser 
Verfügung  streng  nachzukommen  gehalten.»  (Republicaner 
vom  4.  Juli  1798,  I,  232.) 

Schauenburg  ratifizirte  diesen  Befehl  mit  folgenden  , 
Worten:  «Der  Obergeneral  befiehlt,  dass  von  der  gegen¬ 
wärtigen  Fertigung  2000  Exemplare  gedruckt,  solche  in 
allen  Hauptorten  der  helvetischen  Kantone  bekannt  ge- 
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macht  und  angeschlagen  und  ihrer  Form  und  Inhalt  nach 
vollzogen  werden  soll.  Zürich,  30.  Prairial  VI.» 

Ja  endlich  ernannte  ^Rapinat  selber,  um  das  Direk¬ 
torium  noch  gefügiger  zu  machen,  als  es  schon  war,  seine 
Hauptanhänger  Ochs  und  Dolder  an  die  Stelle  von  Bay  und 
Pfyffer,  und  beauftragte  ohne  Weiteres  den  Brigadechef 
Meunier,  sie  am  3.  Juli  zu  installiren.  Die  Verhandlungen 
des  helvetischen  Senates  hierüber  sind  ebenso  lehrreich  als 
traurig,  und  müssen  Sie  dieselben  auch  im  Original  hören, 
um  sich  einen  richtigen  BegTiff  davon  zu  machen,  wie  tief 
gesunken  bereits  der  Geist  des  helvetischen  Parlaments 
war,  durch  die  Nothwendigkeit,  beständig  solche  demüthi- 
genden  Befehle  zu  ertragen  und  vor  sich  und  Andern  zu 
entschuldigen  (Rep.  I,  222): 

Senat  21.  Juny. 

Der  Grosse  Rath  übersendet  nachfolgenden  Beschluss. 

«  In  Erwägung,  dass  sich  aus  dem  beiliegenden  ar- 
rete  des  fränkischen  Generalkommissairs  B.  Rapinat  vom 
30.  Prairial  ergiebt,  wie  sehr  derselbe  über  die  Absichten 
und  Gesinnungen  der  helvetischen  constituirten  Auto¬ 
ritäten  irrig  berichtet  worden. 

« Dass  diesen  letzteren  Alles  daran  gelegen  seyn 
muss,  alle  Mittel  anzuwenden,  die  zwischen  ihnen  und 
den  fränkischen  Behörden  obwaltenden  Missverständnisse 
zu  heben  und  das  gute  Vernehmen  wieder  herzustellen, 
erklärt,  dass  die  Sache  dringend  sey,  darauf  hat  der 
grosse  Rath  beschlossen: 

«  Das  Direktorium  einzuladen,  eine  Deputation  von 
zwei  Gliedern  aus  jedem  der  beiden  Räthe,  welche  diese 
letzten  selbst  wählen  -werden,  in  das  fränkische  Haupt¬ 
quartier  abzusenden,  um  sich  mit  dem  Generalkommissar 
der  französischen  Republik  Rapinat  und  mit  dem  Ober¬ 
general  Schauenburg  wegen  der  obwaltenden  Missver- 
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ständnisse  zu  besprechen,  dieselben  ausziigdeichen  und 
das  gegenseitige  gute  Vernehmen  wieder  herzustellen.  » 

Die  Urgenz  wird  erklärt. 

Augustini  freut  sich,  dass  man  den  Weg  der  Vor¬ 
stellungen  einschlagen  wolle,  um  die  Harmonie  zwischen 
beiden  Republiken  wieder  herzustellen;  dieser  Weg  der 
Vorstellungen  sey  unstreitig  der  einzig  mögliche  der  zu 
diesem  gewünschten  Ziele  führen  kann.  Rapinat  hat  be¬ 
stimmt  erklärt,  dass  wir  ein  erobertes  Land  sind  und  wer 
es  ihm  nicht  glauben  wollte,  der  darf  nur  auf  die  allent¬ 
halben  siegreichen  fränkischen  Waffen  sehen.  Man  muss 
von  denen,  die  uns  die  Freiheit  gebracht  haben,  auch 
etwas  ertragen  können.  Fornerod  ist  völlig  gleicher 
Meinung.  Zäslin  unterstützt  dieselbe  ebenfalls;  man 
müsste,  sagte  er,  blind  gewesen  seyn,  wenn  man  nicht 
seit  einigen  Wochen  gesehen  hätte,  wie  sich  in  der  Cor- 
respondenz  mit  den  fränkischen  Autoritäten  die  traurig¬ 
sten  Missverständnisse  erzeugt  und  immer  vermehrt 
hätten;  er  will  den  Beschluss  annehmen  und  die  Depu- 
tirten  des  Senats  sogleich  wählen  lassen;  ob  und  wann 
sie  dann  abreisen  sollen,  werde  von  der  Bestimmung  des 
Direktoriums  abhangen;  er  hofft,  es  werde  auf  diesem 
Wege  durch  Aeusserung  offener,  freymüthiger ,  aber  so 
wie  wir  sie  der  grossen  Nation  schuldig  sind,  bescheidener 
Gesinnungen,  das  gestörte  Einverständniss  wieder  herge¬ 
stellt  werden.  Niemand  kann  mehr  wie  er,  von  Dankbar¬ 
keitsgesinnungen  gegen  die  grosse  Nation  durchdrungen 
seyn,  er  ist  überzeugt,  dass  nur  Missverständnisse  obwalten 
und  dass,  wenn  die  Deputirten  sich  freymüthig  und  offen 
gegen  Rapinat  werden  erklärt  und  ihm  gesagt  haben, 
dass  alle  geführten  Klagen  nur  darum  geführt  wurden, 
weil  wir  wissen,  dass  der  General  genaue  Dissiplin  bei 
seyner  Armee  gehandhabt  wissen  will,  dass  er  sowohl 
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als  der  Kommissär  die  Ruhe  und  das  Wohl  von  Hel- 
vetien  wollen,  und  dass  alle  Excesse  ohne  ihr  Wissen 
und  gegen  ihren  Willen  geschehen  —  so  wird  Rapinat 
sich  von  der  Reinheit  unserer  Gesinnungen  überzeugen. 
Laflechere  glaubt  zuverlässig,  dass  niemand,  am  wenig¬ 
sten  im  Senat,  dessen  Mitglieder  er  näher  kennt,  seine 
Stimme  jemals  in  der  Absicht,  die  Franken  zu  beleidigen, 
erhoben  habe.  —  Der  Beschluss  wird  angenommen  und 
auf  Schwallers  Antrag  sogleich  zur  Wahl  der  Deputirten 
geschritten;  durch  Scrutinium  und  relative  Stimmenmehr 
wird  Fornerod  mit  elf  und  Berthollet  mit  zehn  Stimmen 
ernannt.  Eine  Botschaft  des  Direktoriums  theilt  ein 
Schreiben  des  Commissar  Rapinat  mit,  in  welchem  er  den 
Direktoren  Bay  und  Pfyffer  anräth  ihre  Demission  un¬ 
gesäumt  zu  geben  und  ferner  die  Entlassung  des  Mi¬ 
nisters  Begoz,  des  Generalsecretärs  Steck,  der  Regierungs¬ 
statthalter  Tillier  in  Bern  und  Rütimann  in  Luzern,  auch 
der  Verwaltungskammern  dieser  beiden  Kantone:  endlich 
die  Desavouirung  der  Berner  Gesandten  Stapfer,  Jenner 
und  Lüthard  zu  Paris,  von  Seite  des  Direktoriums  ver¬ 
langt.  Diesem  Schreiben  sind  die  Entlassungsbegehren 
der  Direktoren  Pfyffer  und  Bay  beigefügt.  Ein  Schluss 
des  Grossen  Rathes  bewilligt  die  begehrten  Entlassungen 
der  beiden  Direktoren  unter  Dankerstattung  für  ihre 
geleisteten  Dienste. 

Münger:  Er  müsse  wegen  der  Berner  Gesandtschaft, 
gegen  die  sich  Rapinat  in  seinem  Schreiben  erhebt, 
sagen,  dass  dieselben  nie  im  Namen  des  Volks  gesandt 
worden;  vermuthlich  sey  es  eine  Sache  der  Stadt  Bern. 
Fornerod  will  wissen,  ob  man  den  Beschluss  für  urgent 
ansehe?  Vau  eher  verlangt  einfache  Tagesordnung. 
Frossard  bemerkt,  dass  der  Senat  über  einen  Be¬ 
schluss  des  Grossen  Rathes  nicht  zur  Tagesordnung  über- 
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gehen  könne;  er  müsse  denselben  annehinen,  oder  ver¬ 
werfen.  —  Die  Urgenz  wird  erklärt.  Fornerod  sagt 
nun,  es  thue  ihm  sehr  leid,  dass  man  die  Urgenz  erklärt 
habe,  da  die  Anklagen  in  dem  Schreiben  von  Rapinat 
sehr  wichtig,  der  Anschein  also  gegen  die  Angeklagten 
ist,  der  Senat  aber  dennoch  nicht  hinlängliche  Gewiss¬ 
heit  hat,  so  glaubt  er  in  diesem  Zustand  des  Zweifels 
würden  Dankbezeugungen  sehr  unschicklich  seyn; 
die  Würde  der  Versammlung  erfordere  Verschiebung  auf 
Morgen;  (man  ruft  dies  wäre  gegen  die  schon  erklärte 
Urgenz);  oder  wenn  das  nicht  angeht,  so  will  er  zur 
Tagesordnung  schreiten  und  diese  ^dadurch  motiviren, 
dass  der  Beschluss  ganz  unnütz  ist,  indem  noch  keine 
organischen  Gesetze  bestimmen,  wie  solche  Entlassungen 
zu  geben  oder  anzunehmen  sind.  Zäslin:  Die  Urgenz 
kann  nicht  zweifelhaft  seyn;  das  Schreiben  des  Com- 
missar  Rapinat  zeigt,  dass  zwei  Glieder  des  Direktoriums 
das  Zutrauen  der  fränkischen  Nation  verloren  haben; 
der  Commissar  wünscht,  dass  sie  ihre  Entlassung  geben; 
sie  thun  es;  es  ist  sehr  dringend  diese  Entlassung  und 
den  Beschluss  anzunehmen,  weil  Aufschub  oder  Stillstand 
der  ersten  Stellen  der  Republik  mit  der  äussersten  Ge¬ 
fahr  verbunden  wäre,  auch  noch  besonders  darum,  weil 
Rapinat  erklärt  hat,  selbst  die  neuen  Direktoren  nennen 
zu  wollen  und  dieselben  vielleicht  wirklich  schon  ernannt 
sind.  Traurig  ists,  dass  die  Folgen  von  Rapinat  die  sind, 
welche  wir  jetzt  vor  uns  sehen,  er  enthält  sich  aber  aller 
Bemerkungen,  indem  wohl  kein  Mitglied  nicht  überzeugt 
ist,  dass  die  Arbeiten  seit  zwei  Monaten  auf  eine  Weise 
hätten  geführt  werden  können  und  sollen,  wodurch  jene 
Missverständnisse  wären  vermieden  worden.  Er  will  keine 
VorAvürfe  machen  und  zweifelt  an  der  Reinheit  der  Ab¬ 
sichten  keineswegs ;  aber  bei  den  besten  Absichten,  kann 
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man  sich  in  den  Mitteln,  die  man  anwendet,  täuschen. 
Noch  müsse  er  bemerken,  dass  was  Rapinat  von  dem 
englischen  Cabinette  sage,  wirklich  seinen  guten  Grund 
hat;  man  soll  nur  an  die  Berichte  von  Bern  und  an  die 
Beschlüsse,  welche  auf  die  englischen  Wechselgeschäfte 
Bezug  hatten,  denken.  Lüthi  v.  Sol.  als  Präsident  be¬ 
merkt:  es  sey  eigentlich  nicht  darum  zu  thun,  ob  man 
die  Demission  bewilligen  wolle,  oder  nicht;  sie  sei  schon 
und  zwar  an  Bapinat  gegeben,  es  frage  sich  jetzt  nur, 
ob  man  für  die  geleisteten  Dienste  danken  wolle?  Gen- 
hard  findet  die  Resolution  sey  mit  sich  selbst  im  Wider¬ 
spruch;  auf  der  einen  Seite  nehme  man  die  Anklagen 
von  Rapinat  gegen  die  beiden  Direktoren  an,  und  auf 
der  andern  danke  man  ihnen  für  die  geleisteten  Dienste 
—  dennoch  könne  man  sie  allenfalls  annehnien  und  ihnen 
dafür  danken,  dass  sie  auf  der  Stelle  und  ohne  Wider¬ 
stand  zu  leisten  ihre  Entlassung  genommen  haben. 
Grauer  sagt,  nach  dem  angehörten  Schreiben  des 
Commissärs  Rapinat  sey  es  unmöglich,  dass  wir  den 
beiden  Direktoren,  ihre  Gesinnungen  mögen  gewesen 
seyn,  welche  sie  wollen.  Dank  erstatten  können.  Es 
würde  das  soviel  heissen  als:  Wir  nehmen  ihre  Ent¬ 
lassung  an,  weil  wir  müssen.  Sollten  ihre  Gesinnungen 
rein  gewesen  seyn,  wms  er  nicht  untersuchen  will,  so 
wird  ihr  Bewusstsein  sie  belohnen!  —  Der  Beschluss 
könne  nicht  angenommen  werden.  —  Kubli:  der  Ge¬ 
danke,  dass  wir  laut  der  Resolution  des  Grossen  Rathes, 
denen  Bürger  direkteren  Bay  und  Pfyffer  vor  ihre  ge¬ 
leisteten  Dienste  danken  sollen,  will  mir  nicht  richtig 
durch  meinen  Kopf  gehen,  wir  müssen  doch  auch  vor 
unsre  eigne  Reputation  sorgen,  so  könnten  wir  uns  leicht 
lieh  compromittiren,  denn  auf  der  einen  Seite  klagende 
Anzeigen  von  B.  Rapinat  gegen  diese  Direktoren  anhören, 
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derentwegen  er  ihre  Demission  wünscht,  und  wir  auf  der 
andern  Seite  derselben  Dienste  noch  verdanken,  vereint 
sich  nicht  wohl  zusammen.  Uebrigens  wenn,  wie  ich  hoffen 
will,  lauter  edle  patriotische  Absichten  diese  Purgaz  noth- 
wendig  machten,  o,  so  verdient  unser  Doktor  vor  diese 
seine  sorgfältige  Arbeit  Lob  und  Dank.  Wenn  aber  der 
Doktor  seihst  von  andern  Patienten  hintergangen  worden 
wäre,  0,  das  wäre  dann  eine  äusserst  bittere  Anzeige! 
Ich  will  aber  glauben,  der  Doktor  seye  scharfsichtig  ge¬ 
nug,  dass  er  nicht  so  leicht  zu  hintergehen  sey,  folgbar 
muss  ich  annehmen,  was  Rapinat  uns  eröffnet,  obschon 
ich  für  meine  Person  nichts  Unrechtes  von  diesen  Direk¬ 
toren  weiss,  sondern  während  meinem  kurzen  Hierseyn 
lauter  Gutes  von  ihnen  gehört  habe,  ich  trage  darauf 
an,  dass  man  lediglich  die  von  den  beiden  Bürger  Direk¬ 
toren  begehrte  Demission  bewillige  und  den  vom  Grossen 
Rath  bewirkten  Zusaz  von  Danksagungen  weglasse. 

Ochs.  Ich  muss  damit  anfangen  zu  bemerken,  dass 
ich  den  Beschluss  für  ziemlich  verfänglich  ansehe;  offen¬ 
bar  wollten  die,  die  ihn  vorschlugen,  damit  dem  Senate 
eine  Falle  legen.  Ich  glaube  List  soll  mit  List  erwiedert 
werden.  Der  Senat  kann  nach  Fornerods  Antrag  den  Be¬ 
schluss  für  ganz  überflüssig  erklären  und  dessnahen  zur 
Tagesordnung  schreiten.  Es  ist  unnöthig  aus  den  schon 
ausgegebenen  Gründen,  die  Demissionen  bedürfen  der 
Sanctionen  der  gesetzgebenden  Räthe  keineswegs ;  die 
Konstitution  verlangt  diese  Sanction  nirgends  —  wir 
können  also  diese  Entlassungsbegehren  als  blosse  An¬ 
zeigen  der  genommenen  Entlassungen  ansehen.  Was  die 
zweite  Hälfte  des  Beschlusses  betrifft,  so  bitte  ich  zu 
bemerken,  dass  das  Direktorium  ein  collectives  Ganzes 
ausmacht;  wann  es  Lobes-  oder  Tadelswerthes  thut,  so 
ist  es  das  ganze  Direktorium,  nicht  einzelne  Glieder  des- 
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selben,  die  das  Lob  oder  den  Tadel  verdienen,  es  wäre 
denn,  dass  unter  ausserordentlichen  Umständen  einzelne 
Mitglieder  Verdienste  oder  Schuld  des  Geschehenen  allein 
trügen.  Ueberdem  muss  man  in  dem  gegenwärtigen  Fall 
annehmen,  dass  die  Entlassungen  entweder  auf  fremde 
Einladung  hin,  oder  freiwillig  sind  gegeben  worden;  im 
ersten  Falle  müssen  wir  die  Motive  der  Einladung  re- 
spectiren,  im  zweiten  Fall  aber,  würde  die  freiwillige 
Verlassung  des  Amtes,  statt  Lob,  eher  Tadel  verdienen. 
Er  verlangt,  dass  man  zur  Tagesordnung  schreite. 

Diess  geschieht  und  dieselbe  wird  motivirt,  weil  die 
Direktoren  nach  der  Konstitution,  um  ihre  Entlassung  zu 
nehmen  die  Bewilligung  der  Käthe  nicht  bedürfen. 

Ein  Brief  des  Bürger  Kapinat,  Commissar,  zeigt  an, 
dass  er  die  Bürger  Ochs  und  Dolder,  Mitglieder  des 
Senats  zu  Direktoren  ernannt  hat  und  dass  der  Brigade¬ 
chef  Meunier  dieselben  diesen  Morgen  um  eilf  Uhr  in 
seinem  Namen  installiren  werde.  Man  klatscht  und 
bezeugt  den  neuen  Direktoren  grosse  Freude.  »  —  — 

Einen  Augenblick  schien  es  zwar,  als  ob  diese  äusserste 
Anmassung  die  Abberufung  Rapinats  zur  Folge  haben 
sollte.  Sehr  bald  aber  befestigt  er  sich  wieder  durch  den 
Einfluss  seines  Schwagers  Reubel  und  der  helvetische 
Senat  beglückwünschte  ihn  dann  sogar  noch  zu  diesem 
freudigen  Ereigniss  seiner  Erhaltung  für  Helvetien.  Die 
Wahlen  Rapinats  wurden  zwar  schliesslich  nicht  einfach 
bestätigt,  sondern  der  Grosse  Rath  wählte  am  28.  Juni 
auf  direkten  Vorschlag  Frankreichs  an  die  Stelle  der  zwei 
perhorreszirten  Direktoren,  Ochs,  der  damit  nun  doch 
durch  fremden  Einfluss,  den  er  mit  schrankenloser  Er¬ 
gebenheit  vergalt,  an  das  Ziel  seiner  Wünsche  gelangte, 
und  sich  dessen  offen  zu  rühmen  sogar  den  Muth  hatte 
(Bull.  I,  186).  Neben  ihm  dagegen  statt  Dolder,  dessen 
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Zeit  noch  nicht  gekommen  war,  Laharpe,  welcher  sich 
damals  noch  in  Paris  befand  und  ebenfalls  glaubte,  das 
französische  Direktorium  um  Erlaubniss  zur  Annahme 
der  Wahl  anfragen  zu  sollen.  Sein  Schreiben  vom  9.  Mes- 
sidor  YI  an  den  Grossen  Rath  (im  Republicaner,  Beil, 
zum  ersten  Band,)  lautete  wie  folgt: 

«  Bürger  Präsident ,  die  Repräsentanten  der  helve¬ 
tischen  Nation  legen  mir  die  Verbindlichkeit  auf,  ihr  als 
Direktor  zu  dienen.  Lieber  wäre  ich  viele  Jahre  in  die 
Dunkelheit  zurückgetreten  und  blosser  Bürger  geblieben ; 
allein  die  Umstände  fordern,  dass  ich  für  jetzt  allen 
persönlichen  Rücksichten  entsage.  Ich  werde  meine 
Pflicht  erfüllen.  Ich  nehme  also  und  dankbar  den  ehren¬ 
vollen  Auftrag,  den  mir  der  gesetzgebende  Körper  geben 
will,  an.  Da  ich  aber  überzeugt  bin,  dass,  um  ferneren 
Missverständnissen  mit  der  Regierung  der  grossen  Na¬ 
tion  vorzubauen,  nur  solche  Bürger  angestellt  werden 
müssen,  auf  deren  Grundsätze  sie  Vertrauen  setzen  könne, 
so  habe  ich  Sie  vorher  befragen  zu  müssen  geglaubt  und 
ich  erwarte  nur  Ihre  Antwort,  um  die  meinige  auf  eine 
offlcielle  Weise  dem  gesetzgebenden  Körper  zukommen 
zu  lassen.  Das  Vaterland  darf  kein  zweites  Mal  in  der 
Person  eines  seiner  Oberhäupter  verwundet  werden.  Eine 
Absetzung  kann  denjenigen,  den  sie  trifft,  ehren,  kann 
sogar  seinem  Stolze  schmeicheln,  aber  sie  würde  unser 
politisches  Daseyn  vernichten  und  uns  unwiderbringlich 
herabwürdigen.  Wenn  also,  Bürger  Präsident,  die  fränki¬ 
sche  Regierung  bezeugt,  dass  ihr  meine  Person  nicht  ansteht 
(was  ich  indessen  nicht  vermuthe),  so  bin  ich  entschlossen 
die  Ehre,  die  man  mir  erweist,  auszuschlagen:  nicht  aus 
irgend  einer  Furcht,  nicht  aus  Kleinmuth,  sondern  weil 
zwei  Nationen,  die  berufen  sind  ewig  vereint  zu  seyn, 
alles  vermeiden  müssen,  waß  von  diesem  grossen  Ziele 


282 


entfernen  kann.  Hat  die  fränkische  Regierung  nichts  ein- 
ziiwenden,  so  bin  ich  entschlossen  und  reise  unverzüg¬ 
lich  ab,  um  mich  an  meinen  Posten  zu  begeben  »  etc. 

Das  waren  die  neuen  Regenten.  Ihre  Installation 
wurde  von  den  Franzosen  allenthalben  mit  Jubel  gefeiert 
und  Schauenburg  Hess  in  Bern  auf  der  Münsterterrasse 
während  des  Gottesdienstes  dafür  mit  Kanonen  schiessen.*) 

Von  da  ah  herrschten  die  leidenschaftlichen  und 
franzosenfreundlichen  Elemente  im  Direktorium  vor  und 
dasselbe  begann,  gestützt  auf  diese  fremde  Anlehnung,  auch 
eine  beinahe  unbeschränkte  Gewalt  über  Verfassung  und 
gesetzgebende  Räthe  auszuüben. 

Umgekehrt  war  die  französische  Regierung  gar  nicht 
geneigt,  diese  schrankenlose  Hingebung  Helvetiens  durch 
reelle  Freundschaftsdienste  ihrerseits  zu  erwiedern.  Der 
damalige  helvetische  Geschäftsträger  Zeltner  von  Solo¬ 
thurn  und  der  ihm  beigegebene  Kommissär  Abraham 
Jenner  von  Bern  unterhandelten  ein  halbes  Jahr  lang  ver¬ 
geblich  mit  Talleyrand  über  einen  Handelsvertrag  und  die 
Anerkennung  der  schweizerischen  Neutralität.  Der  fran¬ 
zösische  Minister  wollte  von  keinem  von  beiden  etwas 
wissen,  erklärte  namentlich  offen,  die  Schweiz  müsse 
nicht  neutral,  sondern  entweder  französisch  oder  öster¬ 
reichisch  sein. 

Als  Pressionsmittel  verbot  Frankreich  sogar  die  Aus¬ 
fuhr  des  für  die  schweizerische  Industrie  benöthigten 
Hanfs,  der  Leinwand  und  des  Getreides.  Unterstützt  von 

Bay  trat  dann  nachmals  im  Januar  1799  wieder  in  das  Di¬ 
rektorium  an  die  Stelle  des  freiwillig  ausscheidenden  Legrand.  Sein 
Gegner  Rapinat  verliess  um  dieselbe  Zeit,  Anfangs  Februar,  die 
Schweiz,  angeblich  um  seine  Frau  —  nebst  andern  Schätzen  —  nach 
Frankreich  zurückzuführen  und  kehrte  zum  Glück  nicht  wieder. 
Auch  Mengaud  war  schon  im  Dezember  1798  vom  Schauplatze  seiner 
Thätigkeit  abgetreten  und  durch  Perrochet  ersetzt  worden. 
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Ochs  und  Laliarpe,  erzwang  es  auf  diese  Weise  endlich 
am  19.  August  statt  der  allgemein  ersehnten  Neutralität 
umgekehrt  einen  unbedingten  Allianzvertrag,  der  den 
Franzosen  eine  schweizerische  Hülfsarmee  in  allen  ihren 
Kriegen,  zwei  Handels-  und  Heerstrassen,  sowie  die  Frei¬ 
heit  der  Schifffahrt  auf  den  westlichen  Gewässern  zu¬ 
sicherte  und  damit  die  direkteste  Ursache  des  schreck¬ 
lichen  Kriegsjahres  1799  wurde  (Bull.  I,  403).  Art.  2 
dieses  Vertrages  lautete  wörtlich:  «Chacune  des  deux 
republiques  peiit  en  cas  de  guerre  requerir  la  Coopera¬ 
tion  de  son  alliee. »  Die  Schweiz  anerkannte  darin 
ferner  in  Art.  4  den  Raub  ihrer  ehemaligen  westlichen 
Gränzgebiete  von  Basel  bis  Genf  und  erhielt  dafür  — 
die  Versicherung  steter  Hülfe  gegen  ihre  alten  Oligarchen 
und  das  Gnadengeschenk  einiger  der  aus  ihren  eigenen 
Zeughäusern  geraubter  Kanonen  (Art.  3  und  4).  Noch 
mehr,  der  anfänglich  an  diese  Allianz  geknüpfte  Handels¬ 
vertrag,  der  allein  dieselbe  etwas  versüssen  mochte,  wurde 
in  letzter  Stunde  noch  einseitig  von  der  französischen 
Legislative  abgelehnt,  und  der  Direktor  Treilhard  über¬ 
schickte  die  Allianzurkunde  allein,  die  blos  eine  vage 
Zusicherung  eines  künftigen  Handelsvertrages  in  Art.  15 
enthält,  zur  Bestätigung,  mit  dem  laconischen  Befehl 
am  Schlüsse  seiner  Missive  (11.  August  1798):  «  Signez 
ou  prejoarez  vous  ä  la  rmnion.  »  Das  waren  «  nos  amis 
et  liberateurs,  »  —  die  Franzosen.  — 


Die  dritte  stets  offene  Wunde  im  Innern  der 
Schweiz  war  der  unversöhnte  Hass  der  Geistlich¬ 
keit,  vorzüglich  der  katholischen,  gegen  Alles  was  Hel- 
vetik  und  Einheit  Mess  und  die  Erwiederung  dieses  Hasses 
durch  die  leitenden  Personen  unseres  Staates.  Genährt 
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wurde  diese  Abneigung  besonders  durch  die  helvetischen 
Gesetze  über  die  Klöster,  die  gemischten  Ehen  und  über 
den  Bürgereid.  Die  Klöster  der  Schweiz  waren  schon 
am  8.  Mai  der  Theorie  nach  aufgehoben  worden  und  ihr 
Vermögen  als  Nationalvermögen  erklärt  (Bull.  I,  48). 
Ihre  Werthsachen  sollten  nach  einem  Gesetze  vom  16.  Mai 
(I,  83)  zu  Händen  genommen  und  inventarisirt  werden, 
eine  Verfügung,  der  glücklicherweise  namentlich  die  lite¬ 
rarischen  Schätze  der  Abtei  St.  Gallen  durch  schleunige 
Flucht  nach  Deutschland  entgingen,  ansonst  sie  wohl  jetzt 
in  Paris,  oder  in  Folge  der  beständigen  Geldnoth  in 
anderweitigen  Händen  sich  befänden.  Am  20.  Juli  wurden 
diese  Gesetze  erneuert  und  die  Aufnahme  von  Novizen 
verboten  (I,  232  und  233).  Am  2.  August  wurden  alle 
Gesetze  gegen  die  gemischten  Ehen  als  aufgehoben  er¬ 
klärt  (I,  261  und  342,  30.  August)  und  endlich  am  11.  und 
12.  Juli  das  Gesetz  über  den  allgemeinen  Bürgereid 
gegeben  (I,  213).  Darnach  sollten  nun  am  14.  Juli  alle 
Bürger  den  in  Art.  24  der  Verfassung  vorgesehenen  feier¬ 
lichen  Eid  auf  dieselbe  leisten.  Verweigerung  wurde  mit 
Verlust  des  Bürgerrechtes,  eventuell  Landesverweisung 
(Art.  6)  bedroht.  Dieses  Gesetz  wurde  dann  nachmals 
sogar  noch  speziell  für  die  Geistlichen  und  Ordensleute 
verschärft  in  einer  besondern  Verordnung  vom  19.  Sep¬ 
tember  (1,  407). 

lieber  alle  diese  Massregeln  begannen  die  katholische 
Geistlichkeit  und  ganz  besonders  die  schweizerischen 
Klöster  unruhig  zu  werden,  welche  letzteren  namentlich 
noch  in  Verbindung  mit  denen  im  Tyrol  und  dem  nach 
seinen  süddeutschen  grossen  Besitzungen  geflüchteten  Abt 
von  St.  Gallen  standen  und  von  dort  her  beständige 
Zusicherungen  baldiger  österreichischer  Hülfe  empfingen. 
Nidwalden  wurde  abermals  der  besondere  Heerd  der 
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Bewegung  und  wieder  waren  es  drei  Fanatiker  aus  den 
Reihen  seiner  Geistlichkeit,  Käslin  von  Beggenried,  Kaiser 
und  Lussi  von  Stanz,  welche  das  Volk  zum  Aufstande 
trieben,  dann  aber,  als  es  dazu  kam  (wie  s.  Z.  Herzog 
am  Etzel)  die  Ersten  waren,  die  es  verliessen.  Auf  der 
Landsgemeinde  vom  29.  August  wurde  allen  Abmahnungen 
des  wackern  Regierungsstatthalters  von  Waldstätten,  Von¬ 
matt,  und  des  Unterstatthalters  Kaiser  von  Nidwalden 
zum  Trotz,  von  diesen  Geistlichen  von  Christenverfolgung 
und  Märtyrerthum  gesprochen;  wie  zur  Zeit  des  Sonder¬ 
bunds  unserer  Tage  schussfeste  Amulete  vertheilt  und 
sichtbarer  Beistand  des  Himmels  zugesagt.  Schliesslich 
erschien  auch  noch  der  Kapuziner  Styger  aus  dem  Tyrol 
her  wieder,  zu  Pferd,  mit  einem  Federhut  über  der  Kutte 
und  einem  Schleppsäbel  an  der  Seite  und  versprach  positiv 
einen  greifbareren  ungesäumten  Beistand  von  Seite  des 
österreichischen  Generals  Auffenberg,  der  in  Bregenz 
Stand.  Ja  er  ging  so  weit,  dem  arglosen  Volke  zu  pro- 
phezeihen,  noch  vor  Herbst  würden  sie  nicht  allein  in 
Helvetien  Kirche  und  Staat  wieder  auf  die  richtige  Basis 
stellen,  sondern  sogar  nach  Paris  marschiren  und  «  dort 
miteinander  ihre  Kartoffeln  schälen». 

Die  Regierung  der  Schweiz  suchte  abermals  Hülfe 
gegen  diesen  inneren  Aufruhr  bei  den  französischen 
Truppen.  Am  30.  August  ersuchte  das  helvetische  Direc- 
torium  den  General  Schauenburg  förmlich  um  Exekution 
gegen  die  Miteidgenossen,  am  4.  September  erhielt  er 
Vollmacht,  die  mit  Waffen  in  der  Hand  gefangenen 
«Aufrührer»  standrechtlich  zu  behandeln.  Das  arme 
Volk  von  Nidwalden,  gänzlich  geleitet  namentlich  von 
dem  Priester  Lussi,  der  stets,  mit  einer  geladenen 
Pistole  neben  sich,  im  Kriegsrathe  sass,  ging  blindlings 
seinem  Verderben  entgegen.  Vergeblich  wurden  Schwyz 
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und  Uri  zum  Beistand  aufgefordert.  Dieselben  sogar 
mahnten  ab.  Auf  eigene  Faust  blos  erschienen  zu¬ 
letzt  noch  von  Schwyz  200  und  von  Uri  30  Zuzüger. 
An  Auffenberg  wurde  ebenso  ganz  vergeblich  appellirt. 

—  Am  7.,  8.  und  9.  September  rückten  die  Franzosen 
von  drei  Seiten  gegen  das  kleine  Bändchen  heran.  Am 
9.  wurde  Stans  mit  Sturm  genommen,  unter  Gräueln,  die 
noch  heute  das  Gemüth  des  Lesers  tief  verwunden.  Alle 
Dörfer  Nidwaldens  brannten  zwei  Tage  lang,  über  700 
Gebäude  wurden  zerstört,  130  Frauen  und  Kinder,  neben 
den  Männern,  zum  Theil  auf  grausame  Weise,  umgebracht. 
Das  Herz  aller  Menschen  in  der  Schweiz  erstarrte  über 
diesen  Berichten.  Selbst  Schauenburg  schien  gerührt, 
er  überwies  wenigstens  eine  Kontributionssumme  von  > 
Fr.  60,000,  die  das  Direktorium  ihm  zuwenden  wollte, 
zur  Linderung  des  Elendes. 

Das  helvetische  Direktorium  allein,  von  leidenschaft¬ 
lichem  Parteihasse  erfüllt,  hatte  den  Muth,  am  10.  Sep¬ 
tember  an  Schauenburg  zu  schreiben,  er  möchte  auf  den 
rauchenden  und  blutigen  Trümmern  neue  Freiheitsbäume 
errichten  lassen,  als  ob  damit  etwas  geholfen  wäre. 
Und  die  gesetzgebenden  Räthe  erliessen  am  20.  Sep¬ 
tember  ein  Dekret,  wonach  die  ihr  Schicksal  überleben¬ 
den  Rebellen  noch  als  Hochverräther  kriminell  verfolgt 
und  die  Reste  ihres  Vermögens  eingezogen  werden  sollten. 

—  Die  Verhandlungen  darüber  sind  im  Republikaner 
vom  9.  Oktober  (I,  665)  uns  aufbewmhrt.  Sie  suchen 
darin  aber  vergeblich  den  allgemeinen  Schrei  patrio¬ 
tischer  Entrüstung  gegen  diese  grauenhafte  Ermordung 
von  Weibern  und  Kindern,  im  Namen  der  Eidgenossen¬ 
schaft  durch  die  Bajonette  fremder  Soldaten.  Escher 
ganz  allein  hatte  den  Muth,  wenigstens  gegen  ein  Dankes¬ 
votum  für  eine  solche  That  zu  protestiren,  —  ohne  Erfolg. 
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Auf  der  Seite  411  des  1.  Bandes  der  offiziellen  Gesetzes- 
sammlLing  der  Helvetik  stehen  noch  heute  einige  Worte, 
die  von  ihrem  Andenken  niemals  mehr  getrennt  werden 
und  womit  sie  das  Blut  vom  9.  September  auf  sich  ge¬ 
nommen  hat: 

« Le  corps  legislatif  declare  solennellement ,  que 
Tarinee  frangaise  et  le  citoyen  general  Schauenbourg  ont 
bien  rnerite  de  la  Republique  Helvetique». 

Am  7.  Oktober  leistete  was  noch  übrig  war  in  Nid¬ 
walden  den  Eid  auf  die  Verfassung. 

Die  Franzosen  machten  von  dort  aus  noch  am  16.  Ok¬ 
tober  einen  kleinen  Abstecher  nach  Arth,  am  19.  nach 
Glarus  und  nahmen  an  beiden  Orten  viele  alte  und  neue 
Waffen,  in  Glarus  auch  Kornhaus  und  Kassen  ohne  jeden 
Rechtsgrund  in  Beschlag.  Daher  stammen  vielleicht  die 
«  Armbrust  Tell’s  »  u.  dgi.  Reliquien,  die  später  dann  der 
Eidgenossenschaft  von  Franzosen  zum  Kauf  angetragen 
worden  sind.  W'as  sie  in  Arth  an  solchen  Dingen  nicht 
direkt  brauchen  konnten,  verbrannten  sie  in  grossen 
Haufen,  oder  warfen  es  in  den  See. 

Mit  dem  Brande  von  Stans  und  der  «  eloge  »  der 
französischen  Armee  hiefür  in  der  letzten  Sitzung  des 
Grossen  Raths,  20.  September,  schliesst  der  Erste  Akt 
des  Dramas,  das  wir  helvetische  Republik  nennen,  die 
Zeit  von  Aarau.  Und  wohl  mit  Recht  sagte  schon  da¬ 
mals  ein  Redner,  es  sei  sehr  traurig,  mit  diesem  Ge¬ 
schäfte  gerade  die  Erste  Periode  beenden  zu  müssen. 
Am  28.  September  siedelten  die  Räthe  nach  Luzern  über, 
das  (ebenfalls  nach  französischem  Befehl*),  die  dauernde 

Bezeichnend  ist  hiefür  folgendes  Protokoll  des  Direktoriums- 
„Seance  du  Directoire  Executif,  21.  Mai  1798  (H.  A.  Band  281).  Le 
citoyen  Eapinat,  commissaire  du  Gouvernement  frangais  se  rend  au 
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Hauptstadt  der  neuen  Schweiz  werden  sollte.  Am  4.  Ok¬ 
tober  hielt  der  gesetzgebende  Rath  daselbst  im  ehe¬ 
maligen  Ursulinerinnenkloster  seine  Erste  Sitzung.  Die 
feierlichen  Reden  der  Präsidenten  beider  Räthe,  Escher 
und  Usteri,  bei  diesem  Anlasse  finden  Sie  im  Republikaner 
von  1798,  8.  und  9.  Oktober,  auf  bewahrt.  (I,  pag.  681, 
685.)  Uns,  die  wir  die  folgenden  Schicksale  der  Helvetik 
kennen,  erfreuen  sie  heute  das  Herz  nicht  mehr.  Viel¬ 
leicht  flössen  sie  auch  schon  damals  nicht  aus  zuver¬ 
sichtlichen  Herzen.  —  Die  Schweiz  erschien  nun  zwar 
als  definitiv  pazifizirt,  die  Verfassung  überall  durchgeführt. 
Doch  blieb  Hintergrund  wie  Vordergrund  des  Gesammt- 
bildes  düster.  Hinter  sich  ein  ziemlich  verlornes  halbes 
Jahr,  vor  sich  noch  unendliche  Arbeit,  zahlreiche  unver¬ 
söhnte  Feinde  im  Innern,  drückende  Finanznoth,  faktische 
Unmöglichkeit,  die  fremde  Occupation  zu  entbehren  und 
damit  den  schweren  Druck,  der  auf  dem  Volke  lastete,  zu 
erleichtern.  Selbst  den  Muthigsten  mochte  für  die  Zu¬ 
kunft  bangen,  die  ganzen  Schrecken  derselben,  wie  sie 
die  nächsten  Monate  bereits  heraufführten,  ermass  aber 
auch  die  Phantasie  der  Zaghaftesten  nicht.  — 

Wie  ein  einsamer  Sonnenblick  zwischen  schweren 
Wolkenmassen  stand  noch  lange  später  in  der  Erinnerung 
der  Mitlebenden  der  14.  Oktober  1798.  —  An  diesem 
Tage  machten  die  gesetzgebenden  Räthe  von  Luzern  aus 
zu  Schiff  eine  patriotische  Lustfahrt  nach  der  geheiligten 

Directoire,  accompagne  du  commissaire  ordonuateiir  RouhiHe.  Apres 
les  Premiers  complimens  etc.  questionne  sur  la  volonte  du  Grouverne- 
ment  frangais  relativement  au  chef-lieu  de  l’Helvetie,  je  sais,  dit  il, 
que  le  Directoire  voulait  imperturbablement  que  ce  fut  Lucerne, 
j’avais  le  pouvoir  de  l’ordonner  ou  de  le  faire  ordonner;  on  m’a  pre- 
veuu  et  ce  que  j’ai  pu  faire  a  la  nouvelle  du  decret  qui  determinait 
Aarau,  a  ete  d’ecrire  ä  Paris  pour  sonder  de  rechef  la  volonte  du 
Directoire  et  l’engager  a  la  prononcer  de  nouveau“  etc. 
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Stätte  des  Grütli,  die  seither  Vieles  Aehnliche,  schwer¬ 
lich  aber  wieder  eine  solche  Scene  gesehen  hat.  (Re¬ 
publikaner  vom  29.  Oktober  1798,  I,  816.)  Noch  einmal 
Rammte  die  Begeisterung  und  Freude  an  dem  neuen 
Werke  hoch  auf  —  von  da  ab  aber  liegt  über  der  Hel- 
vetik  Etwas  wie  ein  schwarzer  Schleier ,  gewoben  aus 
materiellem  Elend,  Parteihass  und  Krieg,  der  nie  mehr 
gelüftet  worden  ist. 


19 


1799.  Krieg’. 


Innere  Zustände  halb  verzweifelter  Art  tragen  stets 
den  Keim  zu  Krieg  in  sich.  Es  wird  darin  oft  eine  Ab¬ 
leitung  des  öffentlichen  Geistes  von  der  innern  Politik 
gesucht  und  gleichzeitig  eine  Rechtfertigung  für  Maass¬ 
nahmen,  die  im  Frieden  das  Freiheitsgefühl  des  Einzelnen 
verletzen.  In  diesem  Sinne,  mehr  noch  als  in  dem  ge¬ 
wöhnlichen,  ist  das  Wort  Robespierre’s  «  der  Krieg  ist 
der  grösste  Feind  der  Freiheit  »  stets  eine  Wahrheit  ge¬ 
worden. 

Ueberdiess  war  die  äussere  Politik  der  helvetischen 
Republik  durch  den  Allianzvertrag  vom  19.  August  und 
die  demselben  entsprechende  politische  Gesinnung  des 
Direktoriums  gänzlich  an  diejenige  Frankreichs  geknüpft 
und  Frankreich  rüstete  sich  neuerdings  zu  einem  grossen 
Angriff  auf  das  ganze  alte  Europa,  in  welchem  unser 
Land  seine  Citadelle  und  Ausfallspforte  bilden  sollte. 

Schon  im  November  1798  verlangten  die  Franzosen 
von  der  helvetischen  Regierung  kraft  des  Allianzvertrags 
18,000  Mann  eingeübte  Truppen.  Dieselben  mussten,  da 
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freiwillige  Werbung  nicht  zum  Ziele  führte,  schliesslich 
ausgehoben  und  Widerstand  dagegen  als  Hochverrath 
erklärt  werden  (30.  November,  II,  127  und  193;  20.  De¬ 
zember  136,  und  140,  Desertionsgesetze). 

Zu  Ende  des  Ersten  Jahres  der  Freiheit  wurde  zu¬ 
folge  dieser  Gesetze  Helvetien  ein  Kriegs  lag  er  und 
seine  Kegierung  eine  Militärdiktatur.  Am  13.  Sep¬ 
tember  bereits  wurde  die  gesammte  Miliz,  die,  wie  in  un¬ 
serer  neuesten  Zeit,  alle  Bürger  vom  20.  bis  45.  Alters¬ 
jahr  umfasste,  organisirt  (II,  153,  170),  und  fortan  nimmt 
die  helvetische  Gesetzgebung  das  Gepräge  des  Krieges 
und  der  Ausnahmsmassregeln  an.  Den  Höhepunkt  er¬ 
reichte  diese  eiserne  Zeit  im  März  und  April  des  folgen¬ 
den  Jahres. 

Eine  Reihe  wahrhaft  draconischer  Gesetze  verhängten 
z.  B.  zehnjährige  Kettenstrafe  gegen  Milizflüchtige  und 
gegen  solche,  die  einen  österreichischen  Gefangenen  be¬ 
freien,  Tod  gegen  Werber  in  andere  Dienste  und  Ver- 
leiter  zur  Emigration,  Tod  gegen  die  Weigerung,  in  die 
helvetische  Elite  einzutreten,  Tod  gegen  die  Verführer 
zu  solchem  Ungehorsam,  Tod  gegen  jede  revolutionäre 
Bewegung,  Einziehung  des  Vermögens  der  früheren  Re¬ 
gierungen  und  aller  Güter  der  reformirten  Kirche,  welche 
zur  Zeit  der  Reformation  säcularisirt  worden  waren  (II, 
459).  Tod  schliesslich  gegen  Jeden,  welcher  die  Anord¬ 
nungen  der  das  Vaterland  vertheidigenden  Bürger  oder 
Fremden  rügen  sollte.  (Vide  besonders  II,  136,  452  455.) 

Selbst  die  gewöhnliche  Gesetzgebung  aus  dieser  Zeit  athmet 
diesen  terroristischen  Geist.  Als  eine  Verkörperung  des¬ 
selben  ist  noch  heute  besonders  bekannt  der  helvetische 
Code  penal  vom  1.  April  1799  (II,  542),  ein  Strafgesetz, 
von  dessen  Härte  sich  unsere  Zeit  kaum  mehr  eine 
genügende  Vorstellung  macht.  Dieser  Kriegszustand  lag 
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während  ungefähr  eines  halben  Jahres  permanent  über 
der  Schweiz.  Die  Presse  war  in  dieser  Zeit  gänzlich 
unterdrückt,  oder  wurde  gezwungen,  für  die  Regie- 
rungsmassregeln  zu  schreiben.  Selbst  das  Postgeheiin- 
niss  wurde  als  für  die  Regierung  nicht  geltend  betrachtet. 
An  Einem  Morgen  (den  13.  Sept.  1799)  er  öffnete  das 
Direktorium  113  aufgefangene  Briefe.  Politische  Spionage 
wurde  systematisch  betrieben  und  den  Regierungsstatt¬ 
haltern  von  oben  herab  beständig  eingeschärft.  Die  Ge¬ 
fängnisse  allenthalben  in  der  Schweiz  waren  vollgepfropft 
von  Verdächtigen,  die  ohne  Untersuchung  und  Urtheil 
dort  Monate  lang  lagen. 

Viele  hochangesehene  Männer,  Reding  z.  B.  und 
Lavater,  wurden  bloss  wegen  Verdächtigkeit  ihrer  patrio¬ 
tischen  Gesinnungen  ihren  Familien  entrissen  und  einige 
davon  selbst  nach  französischen  Festungen  (besonders  nach 
Strassburg)  geschleppt.  Andere  liess  z.  B.  ein  zeitweiliger 
helvetischer  Regierungskommissär  in  Glarus,  Clavel, 
Zwangsarbeit  wie  gewöhnliche  Sträflinge  verrichten.  In 
dem  inländischen  Hauptgefängnisse  Aarburg  wurden  im 
Juni  des  Jahres  1799  in  unterirdischen  Gewölben  ohne 
Lüftung,  ohne  Stroh,  mit  halbverfaulter  Kleidung,  dem 
Hunger,  der  Kälte  und  jeder  Unreinlichkeit  preisgegeben, 
186  solche  politische  Gefangene  gefunden,  denen  der 
Kerkermeister  der  Republik  das  Wasser  und  das  Stroh 
zu  exorbitanten  Preisen  verkaufte!  — .(Billeter,  Be¬ 
richte  an  das  Direktorium.)  So  weit  mussten  die  Apostel 
der  Freiheit  im  Direktorium  heruntersteigen.  —  Blut 
allein  floss  nicht.  Keine  Guillotine  und  kein  politisches 
Todesurtheil  überhaupt  hat  auch  in  dieser  Schreckens¬ 
zeit  den  Boden  der  Schweiz  befleckt.  Diess  blieb  der 
Restauration  und  ihren  Helden  Vorbehalten.  Sonst 
aber  vernichtete  die  Erste  Hälfte  des  Jahres  1799  den 
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Glauben  an  die  Helvetik  und  ihre  Zukunft,  den  1798  noch 
übrig  gelassen  hatte  und  fortan  gingen,  wie  es  im  Evan¬ 
gelium  heisst.  Viele  hinter  sich  und  wandelten  nicht  mehr 
mit  ihr.  Ja  selbst  dem  Munde  ihrer  feurigsten  Anhänger, 
wie  Paul  Usteri  einer  war,  entfliesst  im  Senat  in  dieser 
Zeit  das  bittere  Wort:  «  Mag  der  Mann,  dessen  Willkür 
über  die  Freiheit  herrscht,  Paul,  oder  Peter,  oder  Fried¬ 
rich  Cäsar  heissen,  mag  er  im  Namen  der  Freiheit  oder 
in  dem  der  Tyrannei  handeln,  mag  er  zur  Fahne  der 
Freiheit  oder  des  Despotismus  geschworen  haben  —  ohne 
die  persönliche  Freiheit  ist  die  politische  nur  ein 
täuschendes  Wort.  » 

Und  das  war  nicht  die  Stimme  eines  einzelnen 
Mannes,  sondern  die  des  grössten  Theils  der  Eidge¬ 
nossenschaft. 

Der  Krieg  selber,  der  dieses  politische  Elend  und 
den  Sturz  der  Helvetik  in  den  Herzen  der  Eidgenossen 
herbeiführte,  ist  in  seinen  Einzelnheiten  betrachtet,  ein 
kaum  entwirrbares  Chaos  von  Hin-  und  Herzügen  und 
Kämpfen  aller  Nationen  auf  unserm  heimischen  Boden. 
Nie,  seit  ältesten  Zeiten  bis  auf  den  heutigen  Tag,  hat 
unser  Land  und  Volk  ein  Jahr  erlebt,  wie  17  99  eines 
war.  Der  Krieg  begann  in  Graubünden.  Dieser  seit  langer 
Zeit  von  innerer  Parteiung  zerrissene  Freistaat  war  durch 
die  helvetische  Verfassung  (Art.  18)  zu  dem  Beitritt  zur 
helvetischen  Republik  eingeladen  und  über  diese  Frage 
entspannen  sich  nun  die  heftigsten  Kämpfe  in  den  26 
rhätischen  Hochgerichten  und  Gemeinden,  die  eben  so 
viele,  vom  Parteigeist  und  einzelnen  Magnaten  geleitete 
kleine  Souveränitäten  waren.  Die  graubündnerischen 
«Patrioten»,  die  den  Anschluss  wollten,  wurden  wesent¬ 
lich  geleitet  von  Heinrich  Zschokke,  ursprünglich  aus 
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Magdeburg,  naturalisirtem  Graubündner,  und  zählten  in 
ihren  Reihen  die  gebildetsten  Männer  des  Landes,  wie  na¬ 
mentlich  Gaudenz  Planta,  den  späteren  Regierungsstatt¬ 
halter,  den  Dichter  Joh.  Gaudenz  Salis,  Bavier,  Tscharner 
u.  A.  Ihr  Hauptsitz  war  in  den  der  Gränze  zunächst  ge¬ 
legenen  Gemeinden  Malans  und  Maienfeld.  Die  Mehrheit, 
in  allerlei  separatistischen  Bedenken  befangen,  von  denen 
noch  heute  ein  schwaches  Abbild  sich  ziemlich  regel¬ 
mässig  in  grossen  eidgenössischen  Fragen  geltend  macht, 
verwarf  aber  am  29.  Juli  den  Anschluss,  vertrieb  die 
Patrioten,  besetzte  Malans  und  Maienfeld,  hob  sogar 
Geissein  daselbst  aus  und  hing  in  Chur  die  helvetische 
Cocarde  den  Hunden  an  die  Schwänze.  Die  verbannten 
Patrioten  wandten  sich  ihrerseits  an  die  gesetzgebenden 
Räthe  in  Luzern.  Ihre  freundliche  Aufnahme  in  dort  fand 
am  24.  und  25.  Oktober,  kurz  nach  der  Grütli- Wallfahrt 
statt.  Zschokke  hielt  eine  pathetische  Anrede,  worin  er 
u.  A.  das  damalige  Graubünden  folgendermassen,  drastisch 
genug  schildert: 

«Eine  schwarze  Rotte  von  herrschsüchtigen  Edel¬ 
leuten,  denen  ein  goldner  Stern  und  ein  gewässertes  Band 
mehr  gilt  als  die  Glückseligkeit  des  menschlichen  Ge¬ 
schlechts,  verschwor  sich  gegen  unser  Glück.  Mit  ihr  traten 
in  den  Bund  die  Pfaffen,  Menschen,  welche  nur  darum 
Gott  mit  den  Lippen  so  eifrig  zu  predigen  scheinen,  um 
ihn  desto  mehr  und  desto  unbemerkter  in  ihren  Handlungen 
zu  verläugnen ».  (Rep.  I,  820.) 

Als  sich  am  12.  September  der  Bundestag  in  Ilanz 
entschieden  in  separatistischem  Sinne  befestigt  und 
einen  Kriegsrath  ernannt  hatte,  verliess  der  französische 
Resident  Guyot  Chur  und  die  graubündnerischen  Parti- 
cularisten,  unfähig,  wie  immer,  sich  selbst  zu  erhalten, 
mussten  sich  Oesterreich  in  die  Arme  werfen  und  schlossen 
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einen  Vertrag,  der  österreichische  Besatzung  in  das 
Land  aiifnahm  (17.  Oktober).  Am  19.  und  20.  Oktober 
bereits  rückten  zehn  Bataillone  ein  und  von  nun  an 
entstand  hier  und  in  Folge  dessen  in  der  Eidgenossen¬ 
schaft  überhaupt  eine  kriegerische  Partei  im  Anschluss 
an  die  0  e  s  t  e  r  r  e  i  c  h  e  r  ,  gegen  die  Helvetik  und 
die  mit  ihr  verbündeten  Franzosen.  An  die  Spitze 
dieser  Verbündung  von  österreichischen  Schweizern  stell¬ 
ten  sich  der  nach  Süddeutschland  geflohene  Abt  von 
St.  Gallen,  Pancraz  Förster,  ein  Herr  von  Salis-Marschlins 
aus  Graubünden,  ein  Graf  Eugen  von  Courten  aus  Wallis 
und  endlich  Hess  sich  leider  selbst  der  Schultheiss  Steiger 
von  Bern  dazu  verleiten,  dieser  wenig  patriotischen  Coa- 
lition  sein  Ansehen  zu  leihen  und  für  sie  am  Berliner 
Hofe  zu  intriguiren. 

Ueberall,  in  allen  Kantonen  organisirten  sich  ge¬ 
heime  Comites  und  Korrespondenten  dieser  reaktionären 
Partei,  die  durch  einen  bestochenen  Kanzlisten  des  hel¬ 
vetischen  Direktoriums  von  allen  wichtigen  Beschlüssen 
desselben  in  Kenntniss  erhalten  wurden  und  eine  all¬ 
gemeine  bewaffnete  Erhebung  vorbereiteten. 

Anführer  eines  Freischaarenregiments  von  schliess¬ 
lich  etwa  800  Mann,  das  diese  Leute  vorläufig  zusammen¬ 
brachten,  wurde  der  waadtländische  Parteigänger  Bo  verea, 
unter  österreichischem  Oberkommando,  das  theilweise 
damals  auch  in  Händen  eines  gebornen  Schweizers,  des 
Generals  Hotze  von  Richterswyl  war.*) 

Diese  Freischaar  wurde  auf  der  schwäbischen  Herr¬ 
schaft  Neuravensburg,  welche  dem  Abte  von  St.  Gallen 

*)  Derselbe  wurde  durch  Dekret  vom  12.  März  1799  (II,  405) 
seines  Schweizerbürgerrecbts  verlustig  erklärt.  lieber  Roverea’s  an- 
fäuglichen  Anschluss  au  die  Helvetik  vide  Beilagen. 
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gehörte,  einexercirt  und  dort  fand  auch  am  7.  April 
1799  eine  feierliche  Beeidigungsscene  durch  Steiger  statt, 
von  der  sich  das  Auge  des  Vaterlandsfreundes  mit 
Unwillen  abwenden  muss.  Soweit  waren  wir  bereits 
Ende  1798  und  Anfang  1799  gekommen.  Die  ganze  Schweiz: 
nunmehr  getheilt  in  zwei  feindliche  Lager,  die  unter 
fremden  Fahnen  fremde  Interessen  auf  dem  eigenen  Boden 
verfochten  —  das  Schlimmste,  was  einem  Staate  überhaupt 
begegnen  kann. 

Der  grosse  Krieg  zwischen  Frankreich  und  Oester¬ 
reich  brach  am  1.  März  1799  aus  und  wandte  sich  in 
Folge  der  Besetzung  GraubünJens  und  damit  der  italieni¬ 
schen  Zugänge  durch  die  Oesterreicher,  zuerst  nach 
diesem  Lande. 

Der  französische  General  Massena  forcirte  glücklich 
den  Pass  an  der  Luziensteig,  nahm  den  österreichischen 
Befehlshaber  Auffenberg  in  Chur  gefangen,  setzte  daselbst 
eine  provisorische,  helvetisch  gesinnte  Begierung  ein 
(Rep.  III,  266)  und  zog  hierauf  vereint  mit  Lecourbe,  der 
ihm  von  Bellenz  her  über  den  Bernhardin  entgegen  ge¬ 
kommen  war,  über  den  Septimer  und  Julier,  um  Oester¬ 
reich  im  eigensten  Herzen  anzugreifen.  Ganz  Graubünden, 
namentlich  auch  das  Innthal,  das  direkt  nach  dem  Tyrol 
führt,  wurde  in  Einem  Siegeszug  von  den  Franzosen 
besetzt.  In  Deutschland  aber  siegte  umgekehrt  der  Erz¬ 
herzog  Karl  in  der  grossen  Schlacht  von  Stockach  über 
Jourdan  und  rückte  nun  ebenfalls  von  Norden  her  über 
Schaffhausen  mit  seiner  Armee  in-die  Schweiz  ein,  in 
welcher  dadurch  ein  vollständiger  Kriegszustand  ein  trat. 

Laharpe  beantragte  nun  im  Direktorium,  Oester¬ 
reich  den  Krieg  zu  erklären,  ein  Vorschlag,  der  ihm 
oft  zum  Vorwurf  gemacht  worden  ist,  der  indess  in 
der  That  von  nicht  viel  schlimmeren  Folgen  gewesen 
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wäre,  als  was  die  Schweiz  ohnehin  zu  erfahren  hatte. 
Er  wurde  nicht  angenommen,  dagegen  in  der  That  alle 
Oesterreicher,  Engländer,  Russen,  Sardinier,  Neapolitaner 
aus  der  Schweiz  gewiesen,  in  jedem  Kanton  ein  Kriegs¬ 
rath  eingesetzt  und  die  Verfassung  durch  eine  Reihe 
von  Ausnahmsmassregeln  und  eine  allgemeine  Vollmacht 
an  das  Direktorium,  nach  Umständen  zu  handeln  (5.  No¬ 
vember  1798,  18.  Februar  und  12.  Mai  1799)  förmlich 
suspendirt. 

An  ihre  Stelle  trat  vorläufig  nach  ungefähr  einem 
Jahre  des  Bestandes,  eine  Art  undefinirter  Militärdiktatur 
des  Direktoriums. 

Die  Direktoren  hatten  abwechselnd  auch  Nachts  die 
Wache  und  jeder,  der  sie  hatte,  war  bevollmächtigt, 
nöthigenfalls  ohne  Verzug  zu  handeln.  Laharpe  erzählt, 
dass  er  oft  mit  der  Laterne  in  der  Hand  den  Minister 
des  Innern  und  den  Kriegsminister  weckte,  um  ihnen  Be¬ 
fehle  zu  ertheilen,  die  sofort  ohne  weitere  Berathung, 
weder  des  Direktoriums,  noch  der  gesetzgebenden  Ver¬ 
sammlung,  exequirt  wurden.  Aus  dieser  Zeit  stammt  dann 
auch  der  Beitritt  Graubündens  zu  der  Helvetik.  Die 
dortige  provisorische  Regierung  verlangte  die  Einver¬ 
leibung,  die  am  10.  April  1799  einstimmig  bewilligt 
wurde  (II,  477 ;  Republikaner  III,  433).  («  Les  Conseils 
legislatifs  ont  resolu  unanimenient  et  par  acclamation  de 
sanctionner  la  declaration  des  Grisons  sur  la  reunion  des 
ligues  grises  ä  la  Republique  Helvetique».)  Der  eigent¬ 
liche  Staats  vertrag  darüber,  abgeschlossen  in  Chur  von 
zwei  Kommissären  des  helvetischen  Direktoriums  und  der 
provisorischen  Regierung  von  Rhätien  im  Namen  des 
rhätischen  Volkes  (unterzeichnet  von  Sprecher)  ist  vom 
20.  April  1799  (II,  521).  Diese  «  Befreiung  der  Grau¬ 
bündner  »  wurde  vielerorts  in  der  Schweiz,  namentlich 
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auch  im  Kanton  Bern  in  Summiswald,  durch  ein  grosses 
Fest  der  patriotischen  Gesellschaft  gefeiert,  an  dem  über 
2000  Personen  Theil  nahmen.  (Rep.  III,  351,  3.  April 
1799.) 

Im  Uebrigen  fand  der  Jahrestag  der  helvetischen 
Republik,  der  12.  April  1799,  bereits  sein  Werk  beinahe 
verstört,  die  Verfassung  suspendirt,  Militärdiktatur  an 
ihre  Stelle  getreten,  auf  dem  Boden  der  Schweiz  fremde 
Heere,  ihre  eigenen  Söhne  getheilt  in  deren  Lagern  und 
unter  französischen  und  österreichischen  Fahnen  gegen 
einander  kämpfend.  Es  sollte  nach  früheren  Beschlüssen 
an  diesem  Tage  durch  ein  allgemeiftes  Nationalfest  das 
«neue  Glück  der  helvetischen  Republik»  gefeiert  werden. 
(Beschluss  des  Direktoriums  vom  14.  März  1799,  Bull. 
II,  463,  Rep.  II,  793).  Das  Fest  wurde  aber  bis  auf  eine 
ruhigere  Zeit  verschoben  «  considerant  que  dans  les  cir- 
constances  ou  se  trouve  la  Republique,  le  plus  beau  spec- 
tacle  que  ses  enfants  puissent  donner,  la  plus  grande  so- 
lennite  qu’ils  puissent  celebrer,  c’est  de  se  montrer  sur 
la  frontiere  dignes  de  leurs  ayeux  »*)  und  ist  in  Folge 
dessen  verschoben  geblieben,  auf  immer,  —  wenigstens 
bis  zum  heutigen  Tag. 


Ende  April  erhoben  sich  in  Graubünden  in  Folge 
der  österreichischen  Siege  in  Deutschland  die  katholi¬ 
schen  Bauern  des  Vorderrheinthaies,  ermordeten  die  fran¬ 
zösischen  Posten  in  Dis sentis ""■'*)  und  rückten  lawinenartig 
bis  vor  Chur,  von  wo  die  neuen  helvetischen  Behörden 

*)  Auch  die  Theater  in  der  ganzen  Schweiz  wurden  in  dieser 
Zeit  durch  ein  Gesetz  vom  15.  Mai  1799  geschlossen.  Bull.  III,  35. 

Noch  heute  trägt  ein  Tohel  zwischen  Dissentis  und  Tawetsch, 
in  welches  Gefangene  hinahgestürtzt  wurden,  den  Namen  „Val  Fran- 
zosa.“ 
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entflohen.  Sie  wurden  aber  nach  einer  schwelgerischen 
Nacht  bei  Reichenau  von  den  sich  sammelnden  Franzosen 
geschlagen  und  bis  in  ihre  Berge  hinauf  verfolgt,  wo 
dann  das  uralte  Kloster  Dissentis  mit  seinen  unersetz¬ 
lichen  Schätzen  an  Manuscripten,  besonders  einer  bis  in 
das  siebente  Jahrhundert  hinaufreichenden  Chronik  nebst 
dem  ganzen  Dorfe  in  Flammen  aufging.  (5.  Mai  1799.) 
In  dem  heutigen  Kanton  St.  Gallen,  an  den  Gränzen  des 
österreichischen  Vorarlbergs,  wogte  ein  kleiner  Krieg 
zwischen  Oesterreichern  und  Franzosen  lange  so  zu  sagen 
tagtäglich  hin  und  her.  Rückte  die  Eine  Partei  siegreich 
in  eine  Ortschaft  vor,  so  wurden  alle  Anhänger  der  andern 
geächtet,  misshandelt  und  von  Flaus  und  Hof  vertrieben. 
Am  folgenden  Tage  aber  schon  kehrten  oft  die  Vertrie¬ 
benen  mit  der  andern  Armee  vergeltungslustig  zurück.*) 
Die  Erinnerung  an  diese  furchtbare  Zeit  und  selbst  eine 
gewisse  Parteinahme  für  Franzosen  und  Deutsche  hat 
sich  noch  bis  in  unsere  Tage  hinein  erhalten  und  noch 
1870  z.  B.  deutlich  gezeigt.  —  In  jenen  Gegenden  focht 
auch  eine  Zeit  lang  das  Regiment  Roverea,  mit  dem  un¬ 
vermeidlichen,  beständig  betrunkenen,  Kapuziner  Styger 
an  der  Spitze,  unter  den  Oesterreichern;  später  be¬ 
setzte  es  Glarus  und  führte  dort  am  24.  Mai  wieder  die 
alte  Verfassung  und  die  alten  Behörden  ein. 

Die  Truppen  der  Helvetik,  die  sog.  helvetische 
Legion  besonders,  etwa  1500  Mann,  dienten,  ursprünglich 
unter  einem  General  Keller  von  Solothurn,  später  aber 
unter  dem  Generaladjutanten  Weber  von  Bern,  dem 
Dichter  Salis  von  Graubünden  und  unter  v.  d.  Waid  von 


Eine  Anzahl  von  Spuren  dieser  Zeit,  französische  Kanonen- 
kuo-eln  und  Todtenschädel  französischer  Soldaten  werden  noch  heute 
auf  dem  Schlosse  zu  Werdenher^,  das  damals  beständig  Spital  und 
Magazin  der  kriegführenden  Armeen  war,  aufhewahrt. 
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Freiburg  bei  den  Franzosen  und  hielten  sich  trotz  elender 
Verpflegung  überall  gut.  Nach  der  Einnahme  von  Zürich 
aber  gingen  fast  alle  heim.  Wenige  sog.  auxiliaires  und 
Waadtländer  Elite  blieben. 

Die  Kriegserfolge  in  diesem  kleinen  Krieg  vom  Früh¬ 
jahr  und  Vorsommer  1799  waren  im  Ganzen  schliesslich 
überall  für  die  Oesterreicher  und  ihre  Verbündeten. 

Seit  dem  Mai  1799  trat  in  Folge  dessen  ein  Mo¬ 
ment  ein ,  in  welchem  das  Schicksal  der  helvetischen 
Republik  vier  Jahre  früher,  als  es  dann  in  Wirklichkeit 
der  Fall  war,  besiegelt  erschien. 

Man  glaubt  diesen  Schrecken  noch  heute  aus  den 
etwas  hochtrabenden  Versen  herauszuspüreu,  mit  welchen 
Suter  von  Zoflngen ,  der  Poet  der  Helvetik ,  die  in  die 
Schweiz  einziehende  österreichische  Armee  besingt.  So 
zum  Beispiel: 

„Da  rollt  sie  her  auf  ihrem  hlutbespritzten  Wagen, 

Mit  Furien,  Schlangen  und  Hyänen  angespannt, 

Ein  Drache,  den,  an  goldner  Freiheitsfrucht  zu  nagen, 

Der  Erste  Teufel  aus  der  Hölle  hat  gesandt!“ 

(N.  Helv.  Tagbl.  I,  p.  12.^) 

Ein  anderes  Bedicht  „An  die  Freiheit“  von  dem  gleichen 
Poeten  findet  sich  im  N.  Helv.  Tagbl.  II,  pag.  1 ,  ein  drittes ,  „Der 
9.  Thermidor“,  im  N.  H.  Tagbl.  1,  p.  35.  Diese  Oden  leisteten  nebst 
der  citirten  so  ziemlich  das  Aeusserste ,  was  an  schauerlicher  Ten¬ 
denzpoesie  in  unserem  Lande  erzeugt  worden  ist,  und  geben  beiläufig 
auch  einen  Begriff  von  den  Kräften  der  damaligen  Berner  Akademie, 
welcher  ihr  Yerfasser  als  hervorragendes  Mitglied  angehörte. 

Der  nämlichen  pathetischen  Ausdrucksweise  Suter’s  verdanken 
wir  noch  einen,  soweit  bekannt  letzten,  Bruss  unseres  alten  Freundes 
Rapinat,  aus  Paris  vom  10.  September  1799.  Suter  hatte  ihn  in  einer 
Rede  vom  27.  August  mit  dem  antiken  Verres  in  Vergleichung  ge¬ 
setzt  ,  worüber  ihn  nun  Rapinat  in  einem  offenen  Briefe  als  einge- 
fieischten  Feind  der  fränkischen  Nation  taxirt.  Suter  antwortet 
darauf  ebenfalls  öffentlich,  für  einen  Professor  der  griechischen  Lite¬ 
ratur  ziemlich  grob,  und  verlangt  u.  a.  auch  von  seinem  Beguer  Aus- 
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In  der  That  entstanden  provisorische  Verhältnisse, 
die  einer  förmlichen  Aufhebung  der  Verfassung  und  der 
ganzen  Wirksamkeit  der  helvetischen  Behörden  gleich¬ 
kamen. 

Zuerst  hörte  der  Sitz  und  die  regelmässige  Funktion 
dieser  sämmtlichen  Behörden  in  Luzern  auf.  Massena 
erklärte ,  sie  daselbst  nicht  länger  schützen  zu  können, 
und  am  31.  Mai  1799  zog  die  ganze  Helvetik  zu  Wagen, 
zu  Pferd,  überhaupt  in  allen  möglichen  Gestaltungen  des 
Fortkommens,  in  ihre  provisorische  Residenz  Bern  ein, 
wo  sie  fortan  bis  an  ihr  Ende,  mit  Ausnahme  des  kurzen  ^ 
Zeitraums  eines  zweiten  Exodus  nach  Lausanne,  verblieb. 
Der  Senat  sass  im  äussern  Standesrathhaus,  der  gesetz¬ 
gebende  Rath  im  alten  Saal  der  Zweihundert,  das  Direk¬ 
torium  im  Stiftsgebäude. 

Ueberall  in  der  Eidgenossenschaft  und  selbst  unter 
den  Augen  dieser  Regierung  erhoben  sich  nun  massenhaft 
die  bereits  vorbereiteten  reaktionären  Comites.  Die  An¬ 
hänger  des  alten  Berns  namentlich,  unterstützt  von  ihren 
Freunden  in  Freiburg  und  Solothurn,  bildeten  ein  solches 
unter  der  Leitung  eines  gewissen  Berseth  und  zweier 
V.  Steiger,  das  seinen  Sitz  in  Neuenhurg  aufschlug  (welches 
damals  nicht  zur  Schweiz  gehörte)  und  eine  Art  von 
centraler  Bedeutung  gewann.  Von  diesen  Vereinen  wurden 
allenthalben  österreichische  Kriegsgefangene  losgekauft 
oder  den  Franzosen  entführt,  Waffen  gesammelt  und  ver¬ 
borgen,  eigenes  und  englisches  Geld  vertheilt. 

Dem  Schultheissen  Steiger ,  der  im  Gefolge  der 
Oesterreicher  nach  Zürich  gekommen  war,  wurde  damals 

kunft  über  die  schweizerischen  Gielder,  von  denen,  wie  bekannt,  blos 
4  Millionen  in  die  französische  Staatskasse  geflossen  seien,  wogegen 
er  das  üebrige  „vielleicht  nur  an  einem  sichern  Orte  verwahrt  habe“. 
(K.  H.  Tagblatt  I,  p.  540.) 
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von  diesen  Comites  der  Vorschlag  gemacht,  die  Restau¬ 
ration  in  aller  Form  zu  organisiren  ,  und  Ende  Juli  er¬ 
schien  in  der  That  ein  Aufruf  hiezu  aus  der  Feder  des 
Staatsschreibers  Karl  Ludwig  v.  Haller,  der  inzwischen 
seine  neue  Berner  Verfassung  gänzlich  vergessen  hatte, 
unter  dem  Titel:  «Erklärung  der  zur  Wiederherstellung 
ihres  Vaterlandes  vereinigten  Schweizer  bei  ihrem  Wieder¬ 
eintritt  in  die  Schweiz.» 

In  Zürich  und  Schaffhausen  nahmen  am  18.  Juni 
bereits  Interimsregierungen  die  Geschäfte ,  mit  völliger 
Beseitigung  der  helvetischen  Beamten,  an  die  Hand;  am 
letztem  Orte  trat  sogar  die  ungeschminkte  alte  Obrig¬ 
keit  von  1798  wieder  in’s  Leben.  Ebenso  wurde  in  * 
Appenzell  am  23.  Juni  die  alte  Verfassung  hergestellt 
und  im  Juli  von  dort  eine  Hülfstruppe  an  die  Oester¬ 
reicher  abgesendet. 

In  St.  Gallen  und  überall  im  Kanton  Säntis  fielen 
die  Freiheitsbäume  unter  der  Axt  und  wurden  die  hel¬ 
vetischen  Beamten  abgesetzt.  Selbst  der  Abt  erschien 
zuletzt  wieder  mit  grossem  Gepränge  in  seinem  ehe¬ 
maligen  Lande,  liess  sich  feierlich  neu  huldigen  (31.  Juli) 
und  vertrieb,  als  eine  seiner  ersten  Regierungshandlungen 
in  Gossau  die  Frau  eines  angesehenen  Patrioten,  des 
Landammanns  Künzle ,  aus  ihrem  Hause  und  entführte 
ihr  ihren  eigenen  Wein  in  seinen  hochfürstlichen  Keller. 

Die  Sarganser  stellten  das  alte  Landgericht  wieder 
her  und  erhielten  dafür  tief  gerührte  eidgenössische  Be¬ 
glückwünschungsschreiben  von  Glarus  und  Schaffhauseu. 

Selbst  im  Bernerlande ,  in  nächster  Nähe  der  Re¬ 
gierung  ,  fanden  sehr  bedenkliche  Verschwörungen  und 
Aufstände  statt ,  die  anfänglich  sogar  nicht  einmal  von 
den  patrizischen  Comites,  sondern  vom  Volke  selbst  aus¬ 
gingen.  Im  April  schon  versammelten  sich  im  Seelande 
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an  verschiedenen  Orten  ,  besonders  im  Walde  zwischen 
Nidau  und  Gottstadt ,  nächtlicher  Weile  Verschworne, 
die  sich  feierlich  und  eidlich  zum  Sturze  der  französi¬ 
schen  und  helvetischen  Herrschaft  vereinigten.  Im  Kan¬ 
ton  Oberland,  besonders  im  Simmenthal,  brach  der  Auf¬ 
stand  in  helle  Flammen  aus  und  musste  durch  die 
französischen  Truppen  und  die  helvetische  Legion  am 
altbekannten  Laubeggstalden  blutig  unterdrückt  und  mit 
strengen  Strafen  niedergehalten  werden.  Seihst  Weiber 
wurden  vor  die  Kriegsgerichte  gestellt  und  in  die  Zucht¬ 
häuser  verurtheilt. 

Aehnliche  Aufstände  und  zum  Theil  Gefechte  fanden 
in  Freiburg  bei  Heitenried ,  in  Luzern  hei  Russwyl ,  in 
Solothurn  bei  Olten  ,  in  Uri  bei  Erstfelden ,  in  Schwyz, 
in  Arth,  in  Nidwalden  an  verschiedenen  Orten  statt.  Die 
Regierung  von  Waldstätten  war  in  vollständiger  Auflösung 
begriffen,  der  Regierungsstatthalter  Vonmatt  selbst  nach 
Luzern  entflohen. 

Ueberall  in  der  deutschen  Eidgenossenschaft  war 
das  Ansehen  der  helvetischen  Regierung  gänzlich  unter¬ 
graben,  und  es  hätte  damals  nur  eines  sehr  geringen 
Anstosses  bedurft,  den  man  von  den  Oesterreichern  er¬ 
wartete  ,  um  sie  zu  beseitigen  und  die  vollen  alten  Zu¬ 
stände  herbeizuführen.  Ja  selbst  im  Waadtland,  der 
sichersten  Burg  der  Helvetik,  hörte  man  schliesslich  im 
Mai  und  Juni  1799  wieder  da  und  dort  von  dem  alten 
braven  Mutzen  sprechen,  unter  dessen  Tatze  man  doch 
glücklichere  Tage  verlebt  habe. 

Jenseits  des  Gotthard  vollends  gehorchte  gar  Nie¬ 
mand  mehr  der  helvetischen  Regierung.  In  Lugano  be¬ 
sonders  bestand  ein  förmliches  provisorisches  Regiment, 
daneben  aber  im  heutigen  Tessin  noch  acht  andere  irre- 
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guläre  Gewalten,  jede  mit  eigener  Verfassung,  Gesetzen 
und  Gerichtsordnung. 

Die  Macht  der  helvetischen  Regierung  dagegen  reichte 
in  dieser  Zeit  thatsächlich  genau  so  weit  als  die  fran¬ 
zösischen  Bajonette.  Ohne  Geld  und  Kredit,  musste  sie 
nun  alle  Gehalte  der  Beamten  herabsetzen,  nachdem 
diese  selber  schon  stark  reduzirt  worden  waren  (II,  462, 
3.  April;  III,  102.  124.  137.  160.  175.  187.  291),  ja  zu¬ 
letzt  die  Beamten  sogar  zur  Beibehaltung  und  die  Bürger 
zur  Uebernahme  von  Aemtern  zwingen,  (Ges.  v.  5.  Juli), 
die  Steuern  in  Naturalien,  z.  B.  in  Heu,  annehmen,  um 
nicht  zu  sprechen  von  zahlreichen  Projekten  betreffend 
Zwangsanleihen ,  Konfiskationen  und  dergleichen  ver¬ 
zweifelten  Anstrengungen  mehr,  die,  ohne  reelle  Erfolge, 
nur  ihre  Schwäche  beurkundeten. 

Laharpe  selbst,  der  noch  am  meisten  Muth  behielt, 
äusserte  sich  später :  Wenn  in  diesem  Momente  die  Oester¬ 
reicher  mit  mehr  Energie  über  die  helvetischen  Behör¬ 
den  hergefallen  wären ,  die  ganze  Helvetik  hätte  sich 
bereits  in  diesen  Tagen  aufgelöst. 

Statt  dessen  trat  nun  aber  seltsamer  Weise  ein  fast 
dreimonatlicher,  gänzlich  faktischer  Waffenstillstand  der 
Ermüdung  vom  Juni  bis  zum  September  1799  ein,  wäh¬ 
rend  dessen  die  Schweiz  in  zwei  förmliche  feindliche 
Kriegslager  getheilt  war. 

Die  Franzosen  und  mit  ihnen  die  Helvetik  hielten 
den  Westen  bis  zum  Albis,  die  Linie  der  Limmat,  Sihl, 
Aare,  einen  Theil  des  Vierwaldstättersees  und  das 
Wallis  bis  nach  Leuk  hinauf  besetzt.  Das  Hauptquartier 
Massena’s  war  Basel,  das  er  stark  befestigte  und  wo  er 
mit  der  französischen  Rheinarmee  Fühlung  behielt.  Der 
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ganze  Osten  dagegen  gehörte  den  Oesterreichern,  den 
«Schutzengeln  im  weissen  Kleide  » ,  wie  sich  die  reaktio¬ 
näre  Poesie  der  damaligen  Zeit  ausdrückte,  die  über¬ 
haupt  die  entschiedene  Uebei  macht  hatten  und  nur  auf 
den  versprochenen  Zuzug  der  Küssen  harrten,  um  den 
Franzosen  und  Helvetikern  ein  gänzliches  Ende  zu  be¬ 
reiten. 

Einstweilen  aber  hausten  diese  Schutzengel  in  den 
von  ihnen  okkupirten  Gegenden  ebenso  schlimm  als  die 
Franzosen  und  sind  meistentheils  womöglich  in  noch 
unwertherem  Andenken  gehlieben. 


Innerhalb  dieses  Zeitraumes,  zum  Theil  noch  voran¬ 
gehend,  fanden  wesentliche  Veränderungen  in  der  Direk¬ 
torialregierung  der  Schweiz  statt. 

Schon  am  29.  Januar  war  Legrand  ausgetreten  und 
durch  Bay  ersetzt  worden,  der  somit  neuerdings  auf 
kurze  Zeit  der  helvetischen  Exekutive  angehörte.  Im 
Mai  nahm  der  biedere  Glayre,  ermüdet  von  dem  natio¬ 
nalen  Unglück  und  den  unaufhörlichen  Gewaltmassregeln, 
deren  Gegner  er  immer  gewesen  war,  seinen  Abschied 
(III,  555)  *)  und  an  seine  Stelle  trat  Dolder,  der  damit 
nun  auch  an  das  Ziel  seines  ehrgeizigen  Strebens,  nicht 
zu  seinem  dauernden  Vortheil,  gelangte.  Bald  darauf  er¬ 
reichte  die  in  solchen  stürmischen  Perioden  rasch  schrei- 


Er  wurde  dann  bald  von  der  belvetisclien  Regierung  nach 
Paris  geschickt,  um  die  Aufhebung  des  Allianzvertrags,  der  all  das 
Unglück  über  die  Schweiz  herbeigeführt  hatte,  zu  betreiben.  Als 
einige  Zeitungen  die  Vermuthung  aussprachen,  dass  er  nebenbei  auch 
noch  über  eine  föderalistische  Yerfassung  für  die  Eidgenossenschaft 
unterhandle,  geriethen  seine  damaligen  Landsleute  über  eine  solche 
Yerläumdung  eines  braven  Waadtländers  in  grosse  Entrüstung.  A^ide 
z.  B,  N.  Helv.  Tagblatt  I,  124. 
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tende  Vergeltung  einen  andern  Direktor,  auf  dessen  Haupt 
sich  damals  viele  gerechte  und  ungerechte  Verwünschungen 
häuften,  Peter  Ochs,  den  Vater  der  helvetischen  Ver¬ 
fassung.  —  In  Frankreich  selbst  hatte  eine  Art  von 
Revolution  im  Schosse  des  dortigen  Direktoriums  statt¬ 
gefunden  (30  Prairial),  welche  die  heftigsten  Mitglieder 
und  zugleich  besten  Freunde  von  Ochs,  Reubel,  Merlin 
und  Lareveillere-Lepaux  beseitigte.  Zum  höchsten  Ein- 
liuss  gelangte  Sieyes  und  sofort  machte  sich  dieser  Ein¬ 
fluss  in  der  Schweiz  gegen  Ochs  geltend.  Es  wurde 
dessen  Briefwechsel  mit  den  gestürzten  Direktoren  be¬ 
kannt,  aus  dem  sich  klar  ergab,  was  übrigens  schon 
früher  vermuthet  worden  war,  *)  dass  er  alle  Verhand¬ 
lungen  der  helvetischen  Regierung,  selbst  die  geheimsten 
und  am  meisten  zur  Geheimhaltung  bestimmten,  wie  z.  B. 
diplomatische  Aktenstücke  der  helvetischen  Agenten  in 
Paris,  dem  französischen  Gesandten  (damals  Perrochel, 
dem  Nachfolger  Mengauds)  mittheilte.  Es  wurde  nun 
auf  Grund  solcher  wiederholter  höchst  bedenklicher  In- 
discretionen  eine  Anklage  wegen  Hochverraths  gegen  ihn 
verfasst;  Laharpe,  Oberlin  und  Dolder  gaben  ihm  die¬ 
selbe  zur  Einsicht  und  die  Wahl,  innert  einer  halben 
Stunde  entweder  seine  Demission  in  ihre  Hände  nieder¬ 
zulegen,  oder  das  Weitere  zu  gewärtigen.  Am  26.  Juni 
1  Uhr  Nachts  Unterzeichnete  Ochs  sein  Abschiedsgesuch 
«  aus  Gesundheitsrücksichten  » ,  die  allerdings  bei  einer 
Anklage,  die  auf  Tod  lautete,  unzweifelhaft  in  hohem 
Grade  Vorlagen,  und  um  fünf  Uhr  Morgens  führte  ihn 
bereits  ein  Wagen  aus  der  Hauptstadt  und  aus  dem 
ganzen  politischen  Dasein  auf  immer  hinweg.  Vorläufig 

*)  Schon  vom  20.  November  1798  existirte  ein  geheimes  Proto¬ 
koll  des  Direktoriums,  worin  er  bereits  damals  solcher  Mittheilungen 
überwiesen  und  geständig  war. 


an  den  Genfersee  nach  Rolle  und  Ouchy,  von  wo  er 
jedoch  bald  ausgewiesen  wurde.  —  Gestorben  ist  er  in 
Basel  erst  1821,  ohne  jemals  wieder  eine  politische  Be¬ 
deutung  erlangt  zu  haben.  Die  Aktenstücke  über  diese 
seine  unehrenvolle  Entfernung  aus  dem  politischen  Leben 
befinden  sich  sämmtlich  noch  heute  in  einem  besondern 
«  Geheimen  Protokoll »  des  Direktoriums  (Band  330  des 
Helv.  Archivs),  das  noch  mit  den  vielen  Siegeln  bedeckt 
ist,  die  es  damals  der  allgemeinen  Kenntniss  entzogen.  *) 
Die  nämlichen  Räthe,  die  ihn  noch  vor  kaum  mehr  als 
vierzehn  Monaten  einstimmig  zum  Ersten  Präsidenten 
ihrer  Ersten  Versammlung  in  Aarau  ernannt  hatten, 
empfingen  nun  sein  Abschiedsgesuch  mit  lautem  Hände¬ 
klatschen.  —  Ernstere  Gemüther  mochten  dagegen 

Dieses  geheime  Protokoll  des  Direktoriums,  ein  Folio¬ 
band  von  massiger  Dicke,  nicht  vollgeschrieben,  beginnt  den  20.  No¬ 
vember  1798  mit  der  Ersten  Verhandlung  über  Ochs,  wurde  also 
ursprünglich  hiefür  eingerichtet.  Es  liegt  dort  heute  noch  bei  das 
Original  des  geheimen  Briefes,  welchen  Haller  aus  Paris  an  den 
helvetischen  Minister  Begos  schrieb  und  den  Ochs  der  französischen 
Gesandtschaft  in  der  Schweiz  mittheilte,  was  er  selbst  zugehen 
muss.  Sodann  folgt  die  Yerhandlung  vom  25.  Juni  1799. 

Ausser  dieser  Ochs’schen  Angelegenheit  enthält  es  noch  Instruk¬ 
tionen  und  Korrespondenzen  über  mehrere  geheime  Missionen;  von 
Graf  und  Von  der  Eine  nach  Sardinien,  von  Glayre  nach  Paris,  von 
Schmid  (Regierungsstatthalter  von  Basel)  nach  Mailand  an  Napoleon 
1800.  Ebenso  Korrespondenzen  von  Jenner  in  Paris  und  Berichte 
desselben  über  die  geflüchteten  Bernischen  Gelder,  worüber  noch  in 
unserer  Zeit  vielfache  Zweifel  sich  erhoben  haben.  Es  findet  sich 
dort  beispielsweise  die  Notiz,  ein  gewisser  Aerscher  in  Thun  könne 
darüber  die  beste  Auskunft  geben.  lieber  den  Aufenthalt  Glayre’s 
in  Paris  (August  1799)  behufs  Herstellung  der  schweizerischen  Neu¬ 
tralität  sind  diess  sogar  die  einzigen  direkten  Aktenstücke,  indem 
sonst  seltsamer  Weise  alle  Depeschen  Glayre’s  im  Helvetischen 
Archiv  fehlen. 

Yide  die  Yerhandlungen  darüber  im  Senat:  Rep.  III,  795. 
Die  wirklichen  Motive  der  Entlassung  wurden  den  Räthen  verborgen 
gehalten.  Dieselben  witterten  aber  etwas  Unrichtiges  in  dieser  plötz- 
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wohl  im  Stillen  der  Worte  des  37.  Psalms  gedenken : 
«Erzürne  dich  nicht  über  die  Bösen,  beneide  nicht  die 
Unrecht  üben.  Denn  wie  das  Gras  welken  sie  schnell 
dahin,  wie  grünes  Kraut  dorren  sie  ab.  Ich  sah  einen 
Gottlosen,  der  war  sehr  hoch  im  Geist  und  breitete  sich 
aus  wie  ein  Lorbeerbaum.  Aber  als  man  wieder  vorüber¬ 
ging,  siehe,  da  war  er  verschwunden.  Ich  fragte  nach 
ihm,  aber  er  war  nirgends  mehr  zu  finden. »  —  Das  war 
das  Glück  und  Ende  des  «Vaters  der  Helvetik».  Die 
Aktenstücke  und  Zugeständnisse  in  dem  Geheimen  Proto¬ 
kolle  vernichten  für  ihn  jede  Hoffnung  auf  eine  Rehabili- 


lichen  „Zerrüttung  der  Gesundheit“  des  sonst  sehr  wohl  aussehenden 
Bürgers  Ochs  und  bemerkten  u.  A. :  „doch  sahen  wir  ihn  noch 
gestern  Abend  im  Saale  des  Senats  lachend  und  geziert  umher 
spazieren ;  den  Repräsentanten,  die  ihm  gewohnt  waren,  den  Hof 
zu  machen,  hat  er  noch  später  Lieder  gesungen  und  Klavier  ge¬ 
spielt.“  Der  Schlag  traf  ihn  demnach  gänzlich  unvorbereitet.  ■ — 
Den  ausserordentlichen  Umschwung  in  seiner  Beurtheiluiig  charakteri- 
siren  sehr  gut  und  für  alle  Zeiten  lehrreich  zwei  neben  einander  im 
N.  Helv.  Tagblatt  (I,  pag.  112)  abgedruckte  Gedichte  des  nämlichen 
Basler  Mitbürgers  über  ihn  : 


I. 

23.  Mai  1796,  bei  seiner  Erhebung 
zum  Standeshaupt. 

„Durch  trübe,  sorgenvolle  Zeiten 
Mög’  biedrer  Schweizer-Freiheits¬ 
sinn 

Zum  Heil  der  Wohlfahrt  stets 

ihn  leiten  ; 

Glück,  Heil  und  Segen  kröne  ihn ! 
Der  Bürger  Freud’,  des  Staates 

Zierde 

Bleib’  er  in  seinem  neuen  Stand; 
Geweiht  sey’n  Eifer  und  Begierde 
Gott,  dem  Gesetz  und  Vaterland.“ 


II. 

25.  Juni  1799,  bei  seinem  Austritt 
aus  dem  Direktorium. 

„Von  Gott  getrennt  wie  Uebel- 

thäter 

Und  dem  Gesetze  reif  zur  Klag’, 
Dem  Vaterland  als  ein  Verräther 
Erscheinet  Ochs  mit  diesem  Tag. 
Es  traurt  der  biedre  Schweizer- 

Bürger, 

Der  durch  Betrug  das  Elend  fand ; 
Er  ruft  auf  seiner  Freiheit  Würger 
Verachtung,  Strafe,  Fluch  und 

Schand’.“ 


Sic  transit  gloria  mundi. 
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tation,  die  sonst  mitunter  nach  Verlauf  von  einigen 
Menschenaltern  auch  zweifelhaften  Charakteren,  wenn  sie 
Geist  und  Energie  besassen,  zu  Theil  zu  werden  pflegt. 
Unzweifelhaft  aber  büsst  er  neben  seinen  wirklichen  Ver¬ 
gehungen  auch  noch  wesentlich  mit  für  die  allgemeine 
Schuld  der  Zeit,  die  Hinneigung  zu  den  Fremden,  die 
mit  ihm  noch  Mancher  hatte,  der  damals  einen  Stein 
auf  ihn  warf.  An  seine  Stelle  und  an  die  des  nach  regel¬ 
rechten  Anordnungen  der  Verfassung  durch  das  Loos 
neuerdings  austretenden  Bay  (23.  Mai)  kamen  Philipp 
Secretan,  *)  Präsident  des  Kantonsgerichts  von  Leman, 
und  Franz  Peter  Savary,  Arzt  aus  Freiburg. 

Diese  Veränderungen  im  Direktorium  hatten  einen 
ganz  unverkennbaren  Einfluss  auf  dessen  Geist  und  bilden 
die  Erste  Ursache  zu  den  späteren  weitgreifenden  Ereig¬ 
nissen. 

Nach  langer  Zeit  zum  Ersten  Male  wieder  wurde 
jetzt  bei  Frankreich  am  25.  Juli  gegen  die  ungeheuren 
Erpressungen  der  französischen  Truppen,  die  von  ihrer 
Regierung  ohne  alle  regelmässige  Verpflegung  gelassen 
und  daher  gänzlich  auf  Requisitionen  angewiesen  waren, 
mit  bestimmten  Worten  reklamirt.  «Man  werde  sich 
zum  Alleräussersten  entschliessen  lieber,  als  länger  das 
Werkzeug  der  Misshandlung  der  eigenen  Bürger  zu  sein. » 
(Prot,  des  Direktoriums  25.  Juli  1799.)  —  Ebenso  wurde, 
wie  schon  berichtet,  Glayre  nach  Paris  geschickt,  um 
das  Schutz-  und  Trutzbündniss  selbst  aufzuheben  und 
Neutralität  zu  erlangen  (11.  Juli),  beides  ohne  Erfolg 
übrigens.  Viele  politische  Gefangene  wurden  damals 
losgegeben,  die  Kriegsgesetze  vom  30.  und  31.  März 
aufgehoben,  später  am  4.  und  17.  September  die  hel- 

Es  gibt  noch  einen  andern  berühmten  Helvetiker  Secretan, 

Ludwig. 
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vetische  Legion  selbst  aufgelöst.  —  Auch  auf  diese  Weise 
wieder  schien  —  diessmal  sogar  aus  dem  Schoosse  der 
obersten  helvetischen  Behörden  selber  —  der  Gedanke 
an  eine  Veränderung  der  Verfassung  zu  reifen,  die  unter 
der  herben  Anklage  stand,  alle  diese  Früchte  getragen 
zu  haben,  und  die  von  ihren  eigenen  Freunden  bereits 
so  verlassen  war,  dass  sie  ein  helvetischer  Direktor 
(Bay)  bereits  «eine  Bastille  in  einem  freien* Lande »  ge¬ 
nannt  hatte.  *) 


Noch  einmal  aber  erhob  sich ,  allen  Mitlebenden 
unerwartet,  das  französische  und  helvetische  Glück  über 
alle  Innern  und  äussern  Feinde.  Das  französische  Direk¬ 
torium  ,  allenthalben  bedroht ,  von  Suwarow  in  Italien, 
der  eben  die  blutige  Schlacht  von  Novi  gewann,  von  den 
Oesterreichern  in  Deutschland  und  der  Schweiz,  beschloss 
durch  eine  kräftige  Offensive  der  beabsichtigten  Verbin¬ 
dung  beider  Gegner  zuvorzukommen  ,  und  Massena  be¬ 
fahl  zufolge  dessen  am  14.  August  einen  allgemeinen  An- 

Am  25.  Juli  hatte  im  Kanton  Bern  selber  unmittelbar  neben 
der  helvetischen  Kegierung  die  gesammte  Bürgergarde  von  Aarberg 
die  alte  Bernerfahne  wieder  aufgepflanzt.  Die  Käthe  geriethen  über 
diese  Nachricht  in  sehr  grossen  Schrecken.  Cartier  verlangt  sogar 
die  Einsetzung  einer  besondern  Kommission,  „die  untersuche,  ob  die 
AVappentrager,  die  im  Versammlungssaal  angemalt  sind,  nicht  auch 
sorgfältigst  ausgestrichen  werden  sollten“.  (N.  H.  Tagbl.  1,  40.) 

Ein  gewisser  Jauch  von  xlltorf  hatte  (im  März)  „verschiedene 
Lästerungen  und  Drohungen  gegen  die  Verfassung  und  Kegierung“ 
in  betrunkenem  Zustande  ausgestossen.  Das  Kantonsgericht  Wald¬ 
stätten  vernrtheilte  ihn  :  zu  einer  „gelehrten  Abbitte,  vierzehn  Tagen 
Arrest  bei  Wasser  und  Brod,  zehnjährigem  Verlust  des  Aktivbürger¬ 
rechts,  sechsjährigem  Verbot  aller  berauschenden  Getränke  und  soll 
er  „an  einem  Markttag  mit  einem  Bengel  im  Maul  eine  halbe  Stund 
lang  öffentlich  ausgestellt  werden“  “.  (Akten  des  Obersten  Gerichts¬ 
hofs,  abgedr.  im  N.  H.  Tgbl.  I,  154.) 
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griff  auf  der  ganzen  Linie  von  Wallis  bis  nach  Zürich. 
Lecourbe,  ein  eben  so  ausgezeichneter  General  im  Felde, 
wie  er  ein  brutaler  Räuber  im  Quartier  war,  stellte  durch 
ein  Muster  von  Gebirgsfeldzug  innerhalb  drei  Tagen,  auf 
zum  Theil  unwegsamen  Strassen  und  mitten  durch  von 
Feinden  besetzte  Alpenthäler,  von  Luzern  ausgehend  die 
Verbindung  mit  den  französischen  Truppen  im  Wallis 
her  und  besetzte  in  Einem  Siegesmarsche  Gotthard,  Sim- 
plon,  Grimsel,  das  ganze  Reussthal,  Schwyz,  den  Etzel 
und  endlich  auch  noch  die  Oberalp. 

Noch  entscheidender  aber  erhob  sich  das  französische 
Kriegsglück  durch  die  zweitägige  Schlacht  von  Zürich, 
den  25.  und  26.  September  1799.  Dort  war  von  Deutsch¬ 
land  her  ein  russisches  Korps  von  26,000  Mann  unter 
Korsakow  eingetroffen ,  die  ersten  Russen ,  die  die 
Schweiz  sah. 

Eine  Art  glänzenden  Hofes  bildete  sich  sofort  um 
diesen  General  in  Zürich*).  Alle  Reaktionäre  der  Schweiz, 
an  ihrer  Spitze  der  Schultheiss  von  Steiger  selbst,  sam¬ 
melten  sich  eifrig  in  seinen  Vorzimmern  und  derselbe 
kündigte  ihnen  das  baldige  Eintreffen  Suwarows  und  dann 
eine  entscheidende  Schlacht  auf  den  26.  September  zum 
Voraus  an. 

Er  behielt  damit  Recht,  nur  wurde  er,  bevor  Su- 
warow  eintraf,  am  25.  und  26.  September  von  Massena 
angegriffen,  Zürich  am  zweiten  Tage  mit  Sturm  genom¬ 
men  und  Russen  und  Oesterreicher  sammt  Steiger  und 
ihren  schweizerischen  Freunden  zu  einem  eiligen  Rück- 


Cart  beschreibt  diess  gut  in  einer  Broschüre  von  1802  und 
sagt  von  dem  nachmaligen  unerwarteten  Umschwung  durch  den  Sieg 
der  Franzosen  u.  A. :  „Kos  dames  oligarques ,  qui  depuis  plusieurs 
mois  prenaient  des  legons  de  langue  russe,  alors  desesperees,  jetereut 
au  feu  la  grammaire  russe  en  poussant  les  plus  piteux  sauglots.“ 
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ziig  über  Schaffhausen  nach  Deutschland  gezwungen,  auf 
dem  sie  statt  der  gehofften  Befreiung  nur  Elend  und 
Jammer,  allenthalben  wo  sie  durchzogen ,  zurückliessen. 

Unterdessen,  und  ohne  Kenntniss  hievon,  marschirte 
Suwarow  von  Beilenz  nach  dem  Gotthard ,  trieb  den 
Brigadegeneral  Gudin  von  der  Division  Lccourbe  unter 
beständigen  Gefechten  das  Livinenthal  hinauf,  bis  dieser 
ihm  bei  Hospenthal  seitwärts  nach  der  Grimsel  und  Furka 
zu  auswich,  und  sodann  Lecourbe  selber  ebenso  Schritt 
für  Schritt  das  Reussthal  hinunter,  das  nun  zum  dritten  Male 
in  Einem  Jahre  mit  allen  Schrecken  eines  hartnäckigen 
und  blutigen  Gebirgskrieges  erfüllt  wurde. 

In  Flüelen  angelangt,  fand  der  russische  Sieger,  den 
die  schweizerische  Geographie  bisher  wenig  kümmerte, 
zu  seinem  Erstaunen  die  Welt  zu  Ende,  weder  Strasse 
noch  Schiffe  zur  Fortsetzung  des  Marsches  auf  Zürich 
vorhanden;  Lecourbe  hatte  dieselben  sämmtlich  fortge¬ 
nommen  und  seine  Truppen  damit  nach  Luzern  geführt. 
Er  wandte  sich  daher  seitwärts  über  das  Schächenthal 
und  den  Kinzigpass  nach  dem  Muottathal ,  wo  ihn  am 
30.  September  wie  ein  Donnerschlag  die  Nachricht  von 
der  Niederlage  und  dem  Rückzug  Korsakow’s  traf. 

Ueber  den  Pragei  und  das  Klönthal,  in  dessen  tiefem 
See  noch  jetzt  russische  Kassen  ruhen  sollen,  gelangte 
er  nach  Glarus ,  fand  aber  dort  bei  Näfels  ebenfalls 
bereits  die  Franzosen  unter  Molitor  und  trat  nun  nach 
vergeblichen  Versuchen,  hier  durchzubrechen,  mit  seinem 
erschöpften  Heere  am  6.  Oktober  noch  einmal  einen  für 
damalige  Verhältnisse  fabelhaften  Zug  über  unwegsames 
Gebirg,  den  Panixerpass,  nach  Graubünden  an. 

Am  10.  Oktober  erreichte  er  nach  furchtbaren  An¬ 
strengungen  und  Verlusten  an  Mannschaft  und  Kriegs¬ 
material  das  Vorderrheinthal  und  schon  am  12.  war  er 


313 


ausserhalb  der  Schweiz  in  Lindau  angelangt.  Von  dort 
rief  ihn  Kaiser  Paul  mit  dem  Reste  seiner  dezimirten 
Armee  nach  Russland  zurück.  Noch  heute  haben  sich  in 
jenen  Gegenden  am  Panixerpass,  und  wo  immer  nachher 
dieses  bis  auf  das  Aeusserste  ausgehungerte  Heer  durch¬ 
zog  ,  schreckliche  Erinnerungen  an  die  Russen  und  an 
diese  für  Soldat  und  Bürger  gleich  furchtbaren  Tage 
erhalten. 


Die  Waffen  ruhten  nach  dieser  That.  Alle  krieg- 
führenden  Armeen  befanden  sich  in  einem  Zustande  tiefer 
Erschöpfung.  Die  Schweiz  aber  war ,  wie  ein  franzö¬ 
sischer  Kriegsschriftsteller  sagt,  nur  noch  ein  grosses 
Feuermeer.  Zwar  die  Helvetik  selbst  wurde  durch  diese 
französischen  Siege  und  den  Abzug  der  Russen  und  Oester¬ 
reicher  wieder  hergestellt  und  für  den  Augenblick  er- 
loschen  alle  Restaurationshoffnungen  ihrer  Gegner.  Der 
reaktionäre  Anschuss  in  Neuenburg  ging  auseinander, 
alle  provisorischen,  oder  restaurirten  Regierungen  dank¬ 
ten  ab.  Das  helvetische  Direktorium  beherrschte  aber 
nur  noch  ein  ganz  unglückliches  Volk.  Was  noch  an 
öffentlichen  und  privaten  Mitteln  vorhanden  war,  nahm 
Massena,  wo  imnier  er  es  fand,  in  Beschlag.  In  Zürich 
800,000  Fr. ,  in  Basel  eben  so  viel  und  später  sogar 
1  Million  und  600,000,  in  St.  Gallen  400,000;  ja  er  stellte 
nicht  einmal  die  helvetische  Artillerie ,  die  er  in  Zürich 
fand,  zurück,  sondern  erklärte  sie  als  Kriegsbeute,  weil 
sie  vorübergehend  in  der  Gewalt  der  Russen  gewesen 
war.  Alle  Vorrathskammern  waren  leer  geworden,  das 
Volk,  in  den  Bergkantonen  zumal,  gänzlich  ausgeplündert 
und  verhungert ;  was  übrig  war,  lebte  schaarenweise  vom 
Bettel  in  den  ebenem  Gegenden.  Die  Regierung  stockte 
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förmlicli  aus  Mangel  am  Nöthigsten;  seit  11  Monaten 
waren  die  Gehalte  nicht  bezahlt,  die  Steuern  Ende  1799 
noch  nicht  einmal  pro  1798  eingegangen. 

Die  fruchtbarsten  Gegenden ,  wie  jene  um  Zürich, 
waren  nur  noch  verwüstete  Einöden ,  und  es  fehlte  an 
Allem,  um  sie  wieder  neu  anzubauen,  Saat,  Vieh,  selbst 
Hände.  Baar  Geld  war  nirgends  mehr  zu  sehen ,  weil 
die  Franzosen  Alles  in  Anspruch  nahmen.  Kleine  Orte, 

i 

wie  Arhon ,  hatten  75,000  Fr.  Brandschatzung  zu  be¬ 
zahlen  gehabt ,  der  Bezirk  Lichtensteig  im  Toggenburg 
87,000  Gulden. 

Die  unaufhörliche  Einquartirung  ruinirte  selbst  hab- 
liche  Bürger;  reiche  Leute  assen  mit  ihren  Familien 
damals  monatelang  kein  Fleisch  mehr ,  die  Franzosen 
gaben  es  dafür  ihren  Hunden.  (Aus  mündlichen  Nach¬ 
richten.)  Die  Geistlichen  waren  seit  1798  schon  ganz 
ohne  Gehalt  geblieben ;  ihre  Kinder  gingen  vielerorts  zur 
Essenszeit  in  die  Bauernhäuser  und  erbettelten  sich  dort 
den  täglichen  Unterhalt. 

Alles  was  Kriegsmaterial  war,  voraus  Magazine,  Pferde, 
Fuhrwerk  jeder  Art,  hatten  die  Franzosen  natürlich  voll¬ 
ständig  in  Beschlag  genommen,  ja  sie  waren  dahin  ge¬ 
kommen  ,  offen  zu  erklären ,  dergleichen  gehöre  ihnen 
sogar  von  Rechtswegen,  die  helvetischen  Behörden  selbst 
seien  nur  ihre  Verwalter.  Gart  aus  Leman,  den  wir 
von  früher  her  als  eifrigen  Franzosenfreund  kennen, 
wollte  damals  diese  Bundesgenossen  mit  Gewalt  ver¬ 
treiben  ,  und  Laharpe ,  dessen  leidenschaftlicher  Patrio¬ 
tismus  am  allerschwersten  unter  diesem  allgemeinen 
Elend  litt ,  dessen  indirekter  Veranlasser  er  mehr  als 
jeder  andere  Schweizer  war ,  bewog  selber  das  Direk¬ 
torium  schliesslich  sogar  zu  dem  Beschluss ,  Jeden  als 
Verräther  zu  erklären  ,  der  die  von  den  französischen 
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Generalen  auferlegten  Steuern  bezahle,  womit  freilich  wenig 
mehr  geholfen  war. 

Weitaus  am  traurigsten  sah  es  in  den  Bergkantonen 
aus.  Alles  Vieh  war  dort  geschlachtet,  alles  Futter  weg¬ 
genommen.  Der  Kanton  Waldstätten  war  durch  die 
wiederholten  Hin-  und  Herzüge  der  Kriegsvölker  eine 
wahre  Wüste  geworden;  im  Oberwallis  existirten  nicht 
einmal  die  Dörfer  mehr ,  Alles  war  ausgeplündert,  zer¬ 
schlagen  und  verbrannt.  Das  kleine  Urserenthal  z.  B. 
hatte  im  Jahr  1799,  Alles  zusammengerechnet,  700,000 
Mann  Einquartirung  gehabt ,  ein  Dorf  im  Kanton  Frei¬ 
burg  seit  sechs  Monaten  25,000  Mann.  Daneben  herrschte 
Getreidesperre  in  Schwaben;  im  Thurgau  galt  Ende  1799 
ein  Pfund  Brod  14  Kreuzer ,  ein  Zentner  Kartoffeln 
fünf  Gulden.  Und  im  Lande ,  vorzugsweise  im  Osten, 
lagen  dabei  95,000  Mann  fremde  Truppen,  die  nebst  der 
Bevölkerung  ernährt  sein  wollten. 

Das  Alles  lastete  wie  Ein  ungeheurer  Vorwurf  aus 
vielen  tausend  Herzen  auf  dem  Direktorium  und  auf  der 
Einheit  selbst. 

Am  Gemeindehause  zu  Baar ,  im  heutigen  Kanton 
Zug  (damals  Waldstätten),  stand  zu  Ende  dieses  Jahres 
ein  Papier  von  unbekannter  Hand  angeheftet : 

«  An  das  helvetische  Direktorium.  Die  Worte  ,  die 
eine  unbekannte  Hand  auf  die  Wand  des  Königs  Belsazar 
schrieb,  sind  von  einer  unbekannten  Feder  auf  diess  un¬ 
gestempelte  Papier  geschrieben:  Mene,  tekel ,  Peres.'» 
(Bericht  des  Statthalters  Vonmatt  vom  4.  Dezember.) 

Gewogen ,  gewogen  und  zu  leicht  befunden !  —  Es 
war  so  buchstäblich.  —  1799  Dezember  ist  der  Markstein 
der  eigentlichen  Helvetik,  der  Verfassung  von  1798.  Mit 
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1800  beginnt  eine  neue  Aera ,  die  der  Versnobe,  zu 
andern  Zuständen  zu  gelangen,  welche  denen  der  alten 
Eidgenossenschaft  wieder  ähnlicher  sein  sollten. 

Die  Lehren  und  Erfahrungen  des  wirklichen  und 
vollständigen  Einheitsstaats,  der  damit  bis  auf  den  heu¬ 
tigen  Tag  von  der  Bühne  abtritt,  standen  damals  in  Einer 
grossen,  sehr  leserlichen  Flammenschrift  von  Wallis  bis 
Schaffhausen  ausgebreitet : 

Hütet  Euch  vor  jeder  fremden  Einmischung  in  Euere 
eigenen  Angelegenheiten  !  — 

Wagt  und  opfert  vorher  das  Letzte ,  bevor  Ihr 
fremde  Armeen  auf  Euern  Boden  treten  lasset  I  — 

Wenn  Ihr  jemals  wieder  die  Einheit  wollt,  so 
müsst  Ihr  damit  ein  hohes  Mass  von  Kraft  und  Ehre 
der  Kation  nach  Aussen  und  von  Prosperität  im  Innern 
verbinden  können,  sonst  wird  Euer  Volk  alle  Leiden,  die 
auch  blos  äusserlich,  der  Zeit  nach,  im  Gefolge  dieser 
neuen  Staatsform  auftreten,  sicherlich  in  einen  bestimm¬ 
ten  inneren  Zusammenhang  mit  derselben  bringen.  - 

Die  völlige  Staatseinheit  wird  bei  uns,  nach  den  Er¬ 
fahrungen  von  1798  und  1799,  jederzeit  ein  sehr  gewagter 
Versuch  sein  und  vieler  zusammenstimmender  günstiger 
Faktoren  bedürfen.  Was  sie  am  allermeisten  bedarf,  ist 
das  Glück,  zur  richtigen  Zeit  zu  kommen,  und 
eine  Anzahl  von  Jahren  ruhiger  und  ungestörter  Ent¬ 
wicklung,  welche  der  Helvetik  nie  zu  Theil  geworden  sind. 


VIII. 


1800 — 1802.  Formeln. 


Der  alte  Marquis  de  Mirabeau,  Vater  des  berühmten 
Staatsmannes  der  französischen  Kevolution,  pflegte  von 
diesem  seinem  Sohne,  der  ihm  zeitweise  viel  zu  schaffen 
machte,  halb  in  väterlicher  Bewunderung,  halb  unwillig, 
zu  sagen:  «II  a  hiiine  toutes  les  formales».  Er  hat 
alle  Formeln  verschluckt.  Das  heisst  zugleich :  er  kennt 
sie  alle  und  er  macht  sich  nicht  mehr  viel  aus  ihnen. 

Von  Ende  1799  ab  kam  in  der  Eidgenossenschaft 
eine  Zeit  bis  zum  Jahre  1802,  in  welcher  man  um¬ 
gekehrt  von  Seite  aller  Parteien  glaubte,  mit  allerlei 
neuenVerfassungen  — ^Formeln  staatlichen  Lebens 
—  die  vorhandenen  Schäden  heilen  und  bessere  Zustände 
herbeiführen  zu  können. 

Nie  vielleicht  ist  eine  unerquicklichere  Periode 
unseres  Staatslebens  nach  dieser  Richtung  hin  da  ge¬ 
wesen,  in  welcher  Eine  bloss  äusserliche  Staatsverände¬ 
rung  die  andere  jagte  und  neben  jeder  doch  immer  die 
gleiche  ungeschriebene  Konstitution  der  thatsächlichen 
Verhältnisse  fortbestand,  die  materielle  Noth  des  Volkes, 
die  sich  nicht  blos  mit  Verfassungsartikeln  stillen  Hess 


und  der  decisive  Einfluss  der  einzigen  wirklichen 
Macht  und  Regierung  im  Lande,  derjenigen  Frankreichs, 
der  nun  klar  hervortrat.  Bis  endlich  auch  in  Worten  am 
19.  Februar  1803  anerkannt  wurde,  was  faktisch  längst 
vorher  schon  feststand:  Einerseits,  dass  Frankreich  der 
eigentlich  bestimmende  Autor  jeder  schweizerischen  Ver¬ 
fassung  sei,  und  anderntheils,  dass  die  bestehende  Ein¬ 
heitsform,  sobald  sie  sich  dieser  Autorität  nicht  mehr 
zu  erfreuen  habe,  im  Geiste  des  schweizerischen  Volkes 
selbst  noch  keine  Wurzel  habe  schlagen  können. 

Es  wird  überhaupt,  noch  heute  zum  Theil,  auf  Kon¬ 
stitutionen  und  Staatsformen  zu  viel  Gewicht  gelegt. 

Die  wahre  Konstitution  eines  Volkes  besteht  aus 
seiner  Natur,  seiner  Bildungsstufe,  seinen  Gewohnheiten, 
selbst  seiner  Phantasie  und  nicht  zum  geringsten  Theil 
aus  seinen  geschichtlichen  Erinnerungen. 

Die  geschriebene  Konstitution  muss  diesen  gegebenen 
Elementen  entsprechen.  Sie  darf  ihnen  vielleicht  um 
einen  kleinen  Entwicklungsschritt  vorangehen,  aber 
immer  auf  der  Bahn,  die  diese  Entwicklung  verfolgt. 

Die  Versuche,  mit  papierenen  Verfassungen  wirkliche 
Bedürfnisse  zu  befriedigen^  oder  zu  beseitigen,  oder  einem 
Volke  gar  ohne  Weiteres  die  Konstitution  eines  anderen 
aufzunöthigen.  Versuche,  die  zu  Anfang  unseres  Jahr¬ 
hunderts  überhaupt  sehr  in  der  Zeit  lagen,  sind  nirgends 
geglückt  und  haben  nur  eine  Reaktion  hervorgerufen, 
die  bis  zur  Anbetung  Alles  Hergebrachten  und  einem 
förmlichen  Verzicht  ganzer  Generationen  auf  alle  Selbst- 
thätigkeit  gedieh. 

Verzicht  sogar  auf  die  Möglichkeit  einer  Kon¬ 
stitutionsänderung,  Etwas  was  wir  uns  heute  glück¬ 
licherweise  gar  nicht  mehr  denken  können,  war  der 
Kern  der  zunächst  folgenden  Mediationsverfassung,  unter 
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der  wir  elf  Jahre  lang  lebten;  blinde  Verehrung  und 
möglichste  Galvanisirung  alter  Eidgenössischer  Zustände 
der  Geist  des  Vertrags,  der  dann  noch  33  Jahre  lang 
die  Stelle  einer  Verfassung  in  der  Eidgenossenschaft  ver¬ 
trat.  Ja  das  ganze  Staatsrecht  einer  gewissen,  glücklicher¬ 
weise  nun  vorübergangenen,  Periode  beruhte  auf  dem 
Gedanken,  dass  ein  Staat  ein  gewissermassen  von  dem 
Willen  seiner  jeweiligen  Bürger  unabhängiges  Natur¬ 
wesen  sei,  das  sein  eigenes  selbstständiges  Leben  und 
Wachsthum  habe,  dem  sich  jede  Generation  menschlicher 
Wesen,  die  in  ihm  leben,  einfach  unterwerfen  müsse. 

Gab  es  ja  sogar  im  ersten  Drittel  unseres  Jahr¬ 
hunderts  eine  ganze  Schule  berühmter  Rechtsgelehrter, 
die  besonders  im  Civilrecht  als  höchste  Autoritäten  galten, 
welche  eifrig  und  mit  einer  beinahe  fanatischen  Ueber- 
zeugung  unserer  Zeit  jeden  Beruf  für  Gesetzgebung  ab- 
sprachen  und  ernstlich  meinten,  die  heutige  deutsche 
Welt  sei  genöthigt,  geduldig  an  Alles  zu  kommen,  was 
einem  byzantinischen  Kaiser  vor  1300  Jahren  als  Recht 
erschienen  und  von  einem  deutschen  Reichstag  des 
15.  Jahrhunderts  als  solches  gewissermassen  anerkannt 
worden  war. 

Ich  selbst  noch  habe  einen  der  berühmtesten  deut¬ 
schen  Rechtslehrer  es  öffentlich  behaupten  hören,  dass 
ein  bekanntes  Gesetz  Justinians,  wodurch  er  auch  sogar 
die  unschuldigen  Nachkommen  von  Hochverräthern  von 
allen  Menschenrechten  ausschliesst,  mit  der  christlichen 
Motivirung,  «damit  ihnen  das  Leben  als  eine  Qual  und 
der  Tod  als  Trost  erscheine»,  —  geltendes  gemeines 
Recht  in  Deutschland  sei. 

Diese  blinde  Verehrung  vor  Allem  Historischen 
in  Staat  und  Recht  war  der  Rückschlag  gegen  den  Ver¬ 
such,  der  zu  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  gemacht 
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wurde,  Staat  und  Recht  mit  ebenso  blinder  Negation 
alles  Gewordenen  philosophisch  gänzlich  neu  zu  be¬ 
gründen. 

Beides,  «das  historische  Staatsrecht»  und  das 
«philosophische  Naturrecht»  sind  Formeln,  die  Sie  nach 
dem  Beispiel  des  grossen  Mirabeau  verschlucken  lernen 
müssen.  So  dass  Sie  sie  gänzlich  inne  haben,  ohne  von 
ihnen  künftig  eingeschüchtert  zu  werden.  Der  Staat 
muss  Binen  ganz  natürlich  als  eine  Vereinigung  von 
Menschen  erscheinen,  die  einerseits  in  diese  Verhältnisse 
hinein  geboren  sind  und  durch  tausend  Fäden  der  Ge¬ 
wohnheit,  der  Anlage,  auch  der  Nothwendigkeit,  die 
durch  die  Existenz  anderer  Staaten  begründet  ist,  mit 
ihnen. unwillkürlich  Zusammenhängen.  Die  anderer¬ 
seits  aber  auch  diese  gegebenen  Verhältnisse  geistig  be¬ 
herrschen,  durch  ihren  Willen  und  ihre  freie  Thätigkeit 
weiter  entwickeln  sollen  und  keineswegs  dazu  berufen 
sind,  blinde  Nachbeter,  oder  Sklaven  vergangener  Zeiten 
und  ihrer  Anschauungen  zu  sein. 

Ganz  wie  der  einzelne  Mensch  zwar  ein  Kind  der 
Gewohnheit  und  Natur  ist,  aber  ein  Mann  der  Freiheit 
und  Selbstbestimmung  werden  soll.  Wir  treten  nicht 
geistig  frei  in  die  Welt,  aber  zur  Freiheit  sollen  wir  uns 
darin  emporheben.  Dazu  gehört  dann  eben,  die  landes¬ 
üblichen  Formeln  seiner  Zeit  zu  verschlucken,  ihnen  nicht 
rathlos  und  abhängig  gegenüber  zu  stehen.  Das  müssen 
Sie  namentlich  in  den  Blättern  der  Geschichte  Bires 
Landes  sowohl,  wie  gegenüber  den  Problemen  und  Partei¬ 
redensarten  der  Gegenwart  lernen,  wenn  Sie  Staatsmänner 
werden  wollen :  zu  merken ,  wo  nichts  dahinter  ist ,  als 
Formel  und  Redensart,  trotz  allem  grossen  Anschein  und 
trotz  einer  augenblicklichen  Popularität,  die  heute  noch 
mehr  als  damals  im  Jahr  1800  alle  Welt  momentan 
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erfüllen  kann,  nichts  desto  weniger  aber  bald  in  ihr  ur¬ 
sprüngliches  Nichts  zerfällt.  Und  wieder ,  worin ,  in 
Dingen,  Ideen  und  Menschen,  Kraft  und  Stoff  steckt,  bei 
aller  Einfachheit  und  selbst  vielleicht  Eohheit  und  Man¬ 
gelhaftigkeit  der  Anfänge  und  der  äussern  Erscheinung. 

Dieser  Sinn  für  das  Reelle  in  der  Welt  ist  zwar 
dem  Menschen  natürlich,  kann  aber  auch,  durch  falsche 
Erziehung  namentlich,  in  ganzen  Generationen  verdorben 
werden  und  sogar  sehr  gelehrten  und  wissenschaftlich 
ausgebildeten  Menschen  gänzlich  fehlen.  Jede  Zeit  und 
jedes  Land  liefert  hiezu  zahlreiche  Beispiele. 

Der  Hauptgrund  zu  einem  solchen  Fehlen,  das  vieler, 
sonst  geistreicher,  Menschen  Leben  und  Wirken  ganz  un¬ 
fruchtbar  für  sie  selbst  und  Andere  gestalten  kann,  ist 
zwar  meist  ein  Charakterfehler.  Wer  selbst  gerne  im  Scheine 
lebt  und  seine  Existenz  auf  Scheinwesen  baut,  der  glaubt 
auch  immer  an  Schein  und  an  Formeln.  — 

Die  Geschichte  liicht  gänzlich  verkommener  und 
bereits  verlorener  Völker  (wie  das  war,  welchem  Justinian 
jenes  Gesetz  bieten  konnte)  lässt  sich  aber  nicht  leicht  auf 
lange  Zeit  mit  solchen  Formeln  regieren,  die  einzelne  Men¬ 
schen  bethören  mögen,  und  es  war  immerhin  ein  Zeichen 
für  die  innere  Gesundheit  uns  er  es  Volkes,  dass  es  alle 
die  bunten  Regierungsversuche  seiner  sogenannten  Re¬ 
präsentanten  von  1800  bis  1802  von  sich  stiess  and  sie 
selbst  in  seinem  Gedächtnisse  nicht  aufbewahrte. 

Schon  heute  wissen  wenige  Schweizer  mehr  mit 
irgendwelcher  Genauigkeit  anzugeben,  welche  Regierungs- 
fornien  und  Verfassungen  in  jenen  Jahren  bei  uns  be¬ 
standen  haben.  Auch  die  1815er  Verfassung  und  die  Me¬ 
diation  sind  in  ihren  Einzelheiten  dem  Gedächtnisse  der 
jetzigen  Generation  bereits  sehr  entschwunden.  Den 
alten  Bund  der  Eidgenossen  von  1315  und  die  Vereini- 
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gimgsurkunde  seines  eigenen  Kantons  mit  der  Eidge- 
nossensckaft  kennt  aber  mehr  oder  weniger  Jeder,  und 
diese  Aktenstücke,  nebst  der  Verfassung  von  1848,  werden 
alle  andern,  auch  die  heutige  Constitution,  in  der  Er¬ 
innerung  lange  überleben,  eben  Aveil  sie  wesentlich  Reali¬ 
täten  und  Wahr  h  eiten  Avaren  und  ausdrückten. 

Eine  solche  blosse  Formel,  ein  Scheinwesen,  das 
keinen  rechten  Inhalt  hatte  ,  Avar  dem  schweizerischen 
Volke  durch  all’  die  traurigen  Verhältnisse,  die  wir  ge¬ 
schildert  haben,  die  Verfassung  von  1798  zu  Ende  des 
schrecklichen  Jahres  1799  geworden. 

Es  hatte  den  Glauben  an  diese  Konstitution,  ihre 
Ausführbarkeit  und  ihre  Behörden  verloj*en. 

Und  dieser  gläubige  Instinkt,  ein  an  sich  sehr 
undetinirbares  Gefühl  selbst  der  einfachsten  Menschen 
für  das,  Avas  Realität  und  Dauer  hat ,  ist  es  ,  der  alle 
menschlichen  Vereinigungen ,  religiöse  und  politische, 
eigentlich  erhält.  Sie  können  heute  in  unserer  Nähe  eine 
Republik  sehen,  deren  Dauer  rein  davon  abhängt,  ob  es 
den  Bemühungen  ihrer  besten  Männer  gelingt,  den  Glau¬ 
ben  an  sie  in  weiteren  Kreisen  zu  erwecken.  Sie  sehen 
im  Osten  ein  ganz  zerrüttetes  ,  lebensunfähiges  Staats¬ 
wesen  ,  das  einen  Augenblick  lang  durch  den  starken 
Glauben  eines  hervorragenden  Mannes  an  seinen  Fort¬ 
bestand  sich  in  den  Augen  von  ganz  Europa  beinahe 
rehabilitirt  hat.  Zahlreiche  Staaten  und  Kirchen  in  der 
Geschichte  sind  einzig  durch  die  feste  Zuversicht  Aveniger 
Menschen  auf  ihren  Bestand,  die  eben  so  ansteckend  ist, 
wie  die  Muthlosigkeit ,  über  die  grössten  Krisen  ihres 
Daseins  hinweggegangen. 

Aber  kein  einziger  Staat  und  so  auch  keine  Staats¬ 
verfassung  hat  je  lange  gedauert,  die  entAveder  von  vorne- 


herein  blos  als  ein  Kompromiss  aiiftrat,  dem  Niemand 
sein  ganzes  Herz  entgegenbringt,  oder  die  zuletzt  so  voll¬ 
ständig  auf  blossen  unausführbaren  «  guten  Vorsätzen  » 
beruht,  wie  die  helvetische  von  1798, 

Der  provisorische  Charakter  dieser  Verfassung  war 
schon  ausserordentlich  früh  selbst  ihren  besten  Freunden 
klar  geworden,  und  wir  finden  sogar  bereits  am  18.  April 
1798,  sechs  Tage  nach  ihrer  Annahme,  in  dem  Pro¬ 
tokolle  des  Grossen  Käthes  einen  Vorschlag  unseres 
Poeten  Suter,  mit  Lecarlier  über  Abänderung  des  XL  Titels 
(bezüglich  Verfassungsrevision)  in  Verhandlung  zu  treten. 
Carrard  schlägt  bereits  eine  Kevisionskommission  zu 
diesem  Zweck  vor,  die  aber  noch  keinen  Anklang  findet. 
(Rep.  I,  30.)  Am  21.  April  aber  proponirt  der  Senat  dem 
Grossen  Käthe  die  Abänderung  des  Artikels  39  und  es 
wird  nun  in  der  That  eine  Kommission  (Escher,  Carrard, 
Suter,  Secretan,  Koch,  Hecht,  Carrnintran)  ernannt.  (Kep.  I, 
38.)  Am  gleichen  Tage  Nachmittags  aber  findet  der  Senat 
wieder ,  es  sei  nicht  konstitutionsgemäss  verfahren  wor¬ 
den  ,  die  Beschlüsse  müssten  zurückgenommen  werden. 
(Kep.  I,  42.)  Am  15.  Mai  wird  faktisch  der  Artikel  84' 
der  Konstitution,  wonach  vier  Minister  die  Arbeiten  der 
Republik  besorgen  sollen,  geändert  und  dem  Direktorium 
erlaubt ,  für  die  ersten  zwei  Jahre  deren  sechs  zu  be¬ 
stellen.  (Kep.  I,  94.)  *) 

*)  Man  kann  eigentlich  überhaupt  sagen ,  die  Natur  der  hel¬ 
vetischen  Konstitution  von  1798,  die  ja,  so  wie  sie  war,  selbst  von  Peter 
Ochs  niemals  hatte  eingeführt  werden  wollen,  sondern  eigentlich  nur 
die  Basis  für  Berathungen  einer  schweizerischen  gesetzgebenden  Ver¬ 
sammlung  bilden  sollte,  sei,  nachdem  die  Verhältnisse  zu  einer  raschen 
Annahme,  zuerst  in  Lausanne,  dann  in  Aarau,  genöthigt  hatten,  so¬ 
fort  wüeder  hervorgetreten.  Es  hat  im  Grunde  nie  einen  Zeitpunkt 
gegeben,  in  dem  sie  als  ein  völlig  abgeschlossenes,  dauerndes  Werk 
und  nicht,  wenigstens  theilweise,  als  eine  blos  provisorische 
Verfassung  betrachtet  wurde. 
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Nach  und  nach  entwickelt  sich  aus  solchen  einzelnen 
Abänderungen  und  Uebergriffen,  wie  diess  noch  heutzu¬ 
tage  geschieht ,  der  G-edanke  einer  totalen  Revision. 
(^Rep.  I,  241.  461.  651.  777.) 

Die  ursprünglichen  und  ziemlich  wenig  bekannten 
Resultate  desselben  finden  sich  in  einem  vollständigen 
Entwürfe  einer  neuen  Verfassung,  welcher  am  8.  Januar 
und  2.  März  1799  dem  Senat  vorgelegt  wurde  (Rep.  II, 
404.  713).  Derselbe  sollte  dann  nach  Annahme  durch  die 
Räthe  zur  Abstimmung  an  das  Volk  ausgeschrieben  wer¬ 
den,  was  bekanntlich  mit  der  einstweilen  bestehenden 
Verfassung  nie  geschehen  war. 

Der  Bürger  Usteri  berichtet  über  diesen  Entwurf 
im  Senat  am  5.  März  (Rep.  II,  721)  und  will  noch  einen 
seltsamen  «  erhaltenden  Wächter  der  Konstitution  »,  näm¬ 
lich  ein  über  die  Verfassung  wachendes  Geschwornen- 
gericht  von  24  durch  das  Volk  alljährlich  gewählten  Per¬ 
sonen  aus  dem  Kreise  der  in  den  Privatstand  zurück¬ 
getretenen  gesetzgebenden  Räthe,  Direktoren  und  Ober¬ 
richter  einführen.  Hundert  Bürger  können  mit  ihrer 
Unterschrift  jede  Handlung  der  drei  obersten  Gewalten 
als  verfassungswidrig  anklagen ,  und  wenn  nicht  sofort 
deren  Rücknahme  erfolgt,  so  entscheidet  das  Obergericht, 
oder ,  wenn  es  selbst  betroffen  ist ,  die  gesetzgebenden 
Räthe  über  Statthaftigkeit  einer  Untersuchung ;  worauf 
dann ,  wenn  auch  nun  noch  die  Massregel  nicht  kassirt 
wird,  das  Geschwornengericht  in  öffentlicher  Abstimmung 
(nicht  öffentlicher  Berathung)  an  einem  wenigstens  acht 
Stunden  vom  Sitze  der  Regierung  entfernten  Orte  da¬ 
rüber  erkennt. 

Als  interessant  ist  aus  weiteren  Vorschlägen  zur 
Abänderung  der  bestehenden  Konstitution,  wie  sie  in  den 
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Bänden  75  und  205  des  helvetischen  Archivs  wesentlich 
enthalten  sind,  besonders  noch  hervorzuheben  ein  Bericht 
und  Vorschlag  des  Bürgers  Haas  von  Basel,  seines  Zei¬ 
chens  eigentlich  Buchdrucker,  daneben  aber  auch  Gross¬ 
rath,  Artillerieinspektor,  Kartograph  und  überhaupt  eine 
Art  von  Universalgenie.  (5.  Juli  1799.  H.  A.  Band  205.) 
Dieser  Vorschlag  enthält  eine  vollkommen  neue  Gebiets- 
eintheilung  Helvetiens  in  10  gleichartige  Kantone  mit 
gänzlich  veränderten  Gränzen  und  Namen:  Hauenstein^ 
Rheinfall,  Oberaar,  Leman,  Rhonequellen,  Tessin, 
Reussquellen  oder  Vierwaldstättersee,  Linth, 
Hohensentis  und  Thur,  Rhätien  oder  Rhein¬ 
quellen  (bis  Wallenstadt  und  Schloss  Blatten  reichend). 
Diese^  neue  Eintheilung  ist  übrigens  schon  in  dem  obigen 
Konstitutionsentwurf,  Abschnitt  II,  Art.  29,  vorgesehen. 
Als  Vorth  eil  der  Veränderung  wird  besonders  ange¬ 
geben:  grosse  Ersparniss  in  der  Verwaltung,  grössere 
Rechtsgleichheit  und  demgemäss  auch  grösseres  Zutrauen 
des  Volkes  zu  der  Regierung.  Haas  verfertigte  auch  selbst 
über  diese  Eintheilung,  die  stark  an  unsere  heutigen 
Militärbezirke  erinnert,  eine  Karte,  die  noch  jetzt  im 
helvetischen  Archive  vorfindlich  ist. 

Die  Verhandlungen  über  diese  verschiedenen,  weniger 
bekannten,  Revisionsprojekte  und  Vorschläge  ziehen  sich 
bis  in  den  Oktober  1799  hinaus.  Auch  das  Direktorium 
iiess  sich  Berichte  und  Ideen  über  Konstitutionsände¬ 
rung  von  den  drei  Ministern  der  Finanzen,  des  In¬ 
nern  und  der  Justiz  einreichen,  die  alle  noch  vorhanden 
sind.  (H.  A.  Band  494.)  Es  hatten  aber  alle  diese  Ar¬ 
beiten,  die  gewissermassen  schon  die  nächste  Periode  der 
beständigen  Verfassungs versuche  einleiten,  vorläufig  keine 
,  andere  Wirkung,  als  das  Vertrauen  des  Volkes  auf  den 
Bestand  der  gesammten  helvetischen  Zustände  noch  mehr 
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zu  erschüttern  und  selbst  die  Freunde  derselben  noch 
auseinander  zu  bringen.  Dieselben  können  sieb  scbliess- 
licb  bei  Anlass  derartiger  Debatten  beispielsweise  sogar 
nicht  einmal  mehr  darüber  verständigen ,  was  auf  eine 
leere  schwarze  Tafel  im  Senatssaale  geschrieben  werden 
solle,  deren  frühere,  wahrscheinlich  altbernische,  Inschrift 
dem  Zeitgeist  zum  Opfer  gefallen  war.  Grauer  schlägt 
vor:  «Salus  publica  suprema  lex  esto  »  ,  wogegen  sich 
Usteri  sehr  heftig  erhebt  und  statt  dessen  «Gerechtig¬ 
keit»  als  unsern  Wahlspruch  angenommen  wissen  will. 
Was  Salus  publica  sei,  wisse  man  gar  nicht,  und  diesen 
Spruch  hätten  alle  Despoten  bis  auf  Robespierre  herab 
beständig  im  Munde  geführt.  Mur  et  glaubt,  keinem  Miss¬ 
brauch  würden  die  Worte:  «Freiheit  und  Gleichheit» 
begegnen,  Laflechere  aber,  so  sehr  er  diese  Worte  ver¬ 
ehrt,  findet  doch,  sie  enthalten  keinen  rechten  Wahl¬ 
spruch  und  schlägt  lieber  vor :  «  Frei  leben  oder  sterben  ». 
Endlich,  nach  mehreren  Repliken  zu  Gunsten  dieses  oder 
jenes  schönen  Spruches,  verlangt  Mittelholzer,  Grauer 
solle  seine  Motion  schriftlich  auf  den  Kanzleitisch  legen, 
was  dann  auch  beschlossen  wird  und  womit,  soweit  man 
bemerken  kann,  die  schwarze  Tafel  Ruhe  gefunden  hat. 
Auf  die  gleiche  Weise  wird,  wie  der  Republikaner  (II, 
667)  berichtet,  am  gleichen  Tage  ein  Antrag  von  V  au  ch  er 
beseitigt,  der  eine  Kommission  untersuchen  lassen  will, 
was  ein  Faktum  sei  und  wie  die  aus  der  Misskennung 
dieses  Begriffs  öfters  entstehenden  Unordnungen  in  der 
Debatte  beseitigt  werden  können. 

Die  Welt  würde  der  Helvetik  noch  heute  unendlich 
zu  Danke  verpflichtet  sein,  wenn  es  ihr  gelungen  wäre, 
diesen  Begriff  wirklich  festzustellen,  der  noch  immer  in 
allen  Ländern  und  Wissenschaften  einer  nähern  Begrän- 
zung  entbehrt  und  dessen  Unbestimmtheit  allerdings  noch 


327 


fortwährend  die  parlamentarischen  Debatten  mehr  als 
alles  Andere  beeinträchtigt. 

Viel  ernster  als  alle  diese  kleineren  Zeichen  der 
Zeit  und  eine  Staatsschrift  Erster  Bedeutung  ist  ein  Be¬ 
richt  und  Vorschlag  von  Laharpe  selbst,  den  er  am 
4.  November  1799,  zu  Ende  dieser  ganzen  Periode,  in 
dem  Direktorium  vortrug  und  der  sein  politischer 
Schwanengesang  zu  werden  bestimmt  war.  (H.  A.  Bd.  293.) 
Wäre  es  auch  nur,  um  ein  solches  letztes  Wort  eines  so 
merkwürdigen  Menschen  auf  dem  Höhepunkte  seines  Le¬ 
bens  und  über  einen  so  grossartigen  Staatsversuch,  wie 
die  Helvetik ,  zu  vernehmen ,  wir  müssten  dieses  heute 
ziemlich  vergessene  Blatt  in  den  helvetischen  Archiven 
aufschlagen  und  uns  ein  Bild  jener  Zeit  von  ihm  auf- 
rollen  lassen.  Mit  noch  weit  grösserem  Rechte  aber  ge¬ 
schieht  diess,  wenn  diese  längst  verhallten  Worte  eines 
geistvollen  Staatsmannes,  wie  wir  wenige  ähnliche  seither ^ 
gesehen  haben,  uns  Enkeln  zugleich  mitunter  Mängel  in 
unserem  politischen  Leben  kennzeichnen,  die  auch  heute 
noch  fortbestehen  und,  wenn  ihre  Verbesserung  nicht 
eintritt,  unser  Staatswesen  mit  den  nämlichen  Uebeln 
der  Jahre  1800  bis  1848  bedrohen.  Dieser  Bericht  lautet 
wörtlich,  wie  folgt: 

«  Citoyens  Directeurs, 

Le  sejour  de  deux  armees  sur  notre  territoire  a 
reduit  notre  Republique  ä  la  derniere  extremite. 

Notre  existence ,  nos  vies  et  nos  fortunes  ont  de- 
pendu  de  l’issue  des  combats  livres  sur  notre  territoire 
et  les  descendans  des  braves  Helvetiens  en  sont  reduits 
ä  attendre  humblement  ce  qu’il  plairä  au  vainqueur  de 
prononcer  sur  nos  destinees.  C’est  ä  ce  point  qü’est  ra- 
vale  un  peuple  renomme  nagueres  par  son  amour  pour 
la  liberte  et  pour  ses  dispositions  belliqueuses.  Dispensez- 
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moi  Citoyens  Collegues  de  la  täche  penible  crenumerer 
la  longue  Serie  de  nos  fautes  et  de  nos  faiblesses.  Des- 
ormais  il  ne  doit  plus  en  etre  qiiestion,  que  pour  nous 
tenir  en  garde  contre  les  recidives  et  tous  nos  soins 
doivent  etre  employes  ä  les  prevenir. 

Directoire.  La  dispersion  des  membres  du  Directoire 
Executif  a  entraine,  surtout  depuis  notre  arrivee  ä  Berne, 
de  grands  inconveniens  quant  h  l’expedition  des  affaires. 
Notre  eloigneinent  nous  empeche  de  nous  voir  familiere- 
inent,  de  consulter  enseoible,  d’adopter  une  raarche  uni¬ 
forme  et  concordante,  teile  que  devrait  etre  celle  du  pou- 
voir  Executif,  en  meine  tems  qu’il  nous  expose  ä  etre 
influences  par  ceux ,  qui  nous  frequentent  et  qiii  vou- 
draient  gouverner  par  notre  entremise.  Tantot  energiques 
par  boutade  et  tantot  indulgens  jusques  ä  la  faiblesse, 
suivant  les  impulsions  que  nous  recevons,  nous  ne  tenons 
ä  aucun  Systeme.  Notre  marche  incertaine  et  mal  assu- 
ree,  decourage  les  amis  sinceres  de  la  Republique,  ins- 
pire  une  nouvelle  audace  aiix  contrerevolutionnaires  et 
fait  tomber  dans  le  discredit  le  pouvoir  Charge  de  gou- 
vorner  et  de  faire  executer  les  Loix.  Charge  par  la  Cons¬ 
titution  de  surveiller  et  d’activer  Tobservation  de  celles-ci 
le  Directoire  devrait  inspirer  un  salutaire  effroy  ä  qui- 
conque  tenterait  de  s’en  ecarter  et  cependant  il  craint 
de  Commander  et  il  n’ose  punir  !  Je  dois  enfin  le  dire 
avec  franchise,  Citoyens,  Collegues,  le  Pouvoir  constitu- 
tionnel,  appele  Directoire  n’a  parmi  nous  ni  le  caractere 
prononce  ni  la  tenue  ni  la  dignite  qui  lui  conviennent 
et  si  nous  ne  nous  hätons  pas  de  lui  imprimer  ces  ca- 
racteres,  si  nous  perdons  le  nioment  favorable,  si  nous 
laissons  flotter  les  renes  du  Gouvernement,  nous  perdons 
la  Republique. 
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C’est  dans  Pexpedition  des  affaires,  que  ces  vices  se 
font  surtout  remarqiier  d’une  maniere  bien  fäcbeuse. 
Un  silence  religieux  devrait  etre  observe  sur  toutes  nos 
mesures  et  cependant  il  est  bien  peu,  qui  ne  soient  di- 
viilgees  peu  d’heures  apres  la  levee  de  nos  seances, 
quelle  confiance  prendrait  on  apres  celä  en  un  gouverne- 
ment  qui  ne  sait  ni  garder  son  secret,  ni  conimander  le 
silence  ä  ses  subordonnes. 

Quant  ä  Pexpedition  meine  des  affaires,  soit  que  le 
nombre  de  nos  einployes  soit  beaucoup  trop  restreint, 
soit  que  d’autres  obstacles  viennent  ä  la  traverse  ,  eile 
est  beaucoup  trop  lente  et  tous  les  jours  nous  avons 
Poccasion  de  reconnaitre  qu’elle  devrait  etre  plus  prompte, 
nul  ne  rend  plus  que  moi  un  juste  tribut  d’eloges  au 
Citoyen  Secretaire  Greneral  pour  ses  talens,  son  activite 
et  son  patriotisme,  mais  il  ne  depend  pas  de  lui  de  faire 
cesser  ces  lenteurs  desastreuses,  auxquelles  il  faut  mettre 
tres  procbainement  un  terme. 

Sur  toutes  ces  choses,  Citoyens  Collegues ,  je  vous 
propose  ce  qui  suit : 

1.  Un  message  pour  inviter  le  Corps  Legislatif  h  fixer 
le  Cheflieu  de  PHelvetie ,  soit  definitivement ,  soit 
jusqu’ä  Pannee  prochaine. 

2.  Un  second  message  pour  demander  que  les  cinq 
Directeurs,  le  Secretaire  General,  les  Bureaux  du 
Directoire  et  si  possible  ceux  des  Ministres  soient 
places  dans  un  meine  edifice  au  cboix  du  Direc¬ 
toire. 

3.  Invitation  au  Secretaire  General  de  presenter  au 
Directoire  Executif  un  travail  complet  sur  une  reor- 
ganisation  de  ses  Bureaux,  teile,  que  les  affaires 
s’y  expedient  tout  de  suite  et  qu’un  Bureau  de 
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renseignemens  soit  Charge  de  repondre  chaque  joiir 
aux  citoyens  ä  des  heiires  determinees. 

4.  Relute  chaque  jour  avant  le  commencement  de  la 
seance  du  proces  -  verbal  de  la  veille  ou  de  celui 
de  l’avant-veille. 

Ministeres.  Les  niemes  vices ,  qui  derangent  la 
marche  du  Directoire  Executif  affectent  plus  ou  moins 
les  Bureaux  de  plusieurs  ministeres. 

On  les  accuse  tout  ä  la  fois  de  lenteur,  d’insou- 
ciance,  quelques-uns  meme  de  ne  point  marcher  aussi 
franchement,  qu’il  le  faudrait,  dans  le  sens  de  la  Revo¬ 
lution. 

C’est  en  vain  que  nous  voudrions  nous  faire  illusion 
sur  ces  reproches,  exageres  peut  -  toe ,  mais  tres-cer- 
tainenient  fondees  en  partie,  puisqu’ils  sont  sans  cesse 
reproduits  par  des  hommes  irreprochahles,  inconnus  les 
uns  aux  autres  et  observant  les  mtoes  objets  de  points 
tres  eloignes. 

II  ne  depend  plus  de  nous  de  renouveler  Pexamen 
serieux  et  approfondi  des  causes,  qui  donnent  lieu  ä  ces 
reproches. 

L’expedition  des  affaires  doit  etre  prompte ,  les 
ordres  du  Directoire  doivent  etre  ponctuellement  obeis, 
les  amis  de  la  liberte  et  de  la  Republique  doivent  seuls 
toe  appeles  ä  les  consolider ;  il  est  impossible  de  to- 
lerer  plus  longtemps  ceux  qui  nous  entravent  par  negli- 
gence,  par  ignorance,  ou  par  Systeme.  Soyons  affables, 
faciles,  indulgens  comme  simples  citoyens,  en  qualite  de 
depositaires  du  pouvoir  Executif  nous  devons  etre  se- 
veres  et  inflexibles. 

Finances^).  Ce  que  cbacun  sait  ne  peut  etre  ignore  de 
nous,  Citoyens  Collegues,  h  moins  que  nous  ne  consentions 
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ä  etre  engages,  comme  ces  Rois  francs,  que  les  inaires  du 
palais  faisaient  mouvoir  ä  leur  guise.  Les  impositions  ne 
se  pergoivent  point  du  tont,  ou  se  pergoivent  mal.  Pres- 
que  partout  les  travaux  preparatoires  h  leur  perceptiou 
sont ,  ou  negliges  ,  ou  mal  faits.  Ce  n’est  point  assure- 
ment  faute  d’arretes  de  notre  part.  En  les  proposant  au 
Directoire  Executif,  on  lui  fait  esperer,  qu’ils  reniedie- 
raient  ä  tout;  nous  avons  cru  devoir  ajouter  une  foi 
implicite  ä  ces  promesses,  nous  nous  sommes  aveugle- 
ment  remis  ä  ceux  qui  devraient  en  surveiller  Fexecu- 
tion,  quelles  ont  ete  les  suites  d’une  confiance  aussi  illi- 
mitee?  Nous  sommes  restes  dans  une  securite  parfaite, 
sur  tout  ce  qui  tenait  ä  nos  finances,  et  maintenant  que 
la  faniine  et  la  desolation  nous  rnenacent,  nous  appre- 
nons  que  nulles  mesures ,  dignes  de  ce  nom ,  n’ont  ete 
preparees  pour  pourvoir  ä  ces  besoins. 

Queis  plans  acceptables  nous  ont  en  effet  ete  pre¬ 
sentes  depuis  quelques  mois,  pour  mettre  le  Gouverne¬ 
ment  en  etat  d’utiliser  les  ressources,  que  FHelvetie  ren- 
fermait  alors  et  celles  qui  lui  restent  encore,  ressources 
tellement  reelles,  qu’elles  ont  servi  aux  Frangais  et  aux 
coalises ,  qui  n’ont  pas  eu  de  peine  ä  en  faire  la  de- 
couverte. 

Des  propositions  isolees,  decousues,  ne  faisant  parti 
d’aucun  Systeme ;  des  mesures  faibles,  insuffisantes,  nulle- 
ment  appropriees  ä  nos  besoins ,  des  esperances  qui  ne 
se  realiseront  jamais ,  voilä  de  quoi  Fon  nous  a  occupe 
depuis  plusieurs  mois  et  nous  demeurerions  tranquilles 
spectateurs  d’un  pareil  scandale? 

Je  sais,  Citoyens  Collegues,  qu’il  existe  dans  la  Re- 
publique  un  parti  ayant  pour  Systeme,  que  nous  devons 
demeurer  inactifs ,  ne  prendre  aucune  part  ä  la  guerre 
presente.  —  Je  sais  qu’une  idee  favorite  des  partisans 
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de  ce  Systeme  est,  qu’il  ne  nous  convient  pas  de  ras- 
sembler  trop  de  moyens  pecuniaires,  afin  de  ne  pas  les 
exposer  ä  etre  saisis  par  les  Frangais;  je  sais  qu’il  entre 
dans  le  plan  de  ces  pretendus  Hommes  d’Etat  de  nous 
tenir  dans  la  faiblesse ,  de  profiter  de  cbaque  plainte 
elevee  contre  les  chefs  civils  et  militaires  de  l’armee 
frangaise,  pour  exhaler  leur  baine  contre  les  Frangais, 
auteurs  de  notre  revolution ,  et  d’eviter  soigneusement 
de  heurter  la  maison  d’Autriche  ,  protectrice  de  leurs 
ainis,  en  qui  ils  mettent  toutes  leurs  esperances  et  avec 
laquelle  il  s’agissait  de  capituler  durant  les  inois  de  May 
et  de  Juin  de  cette  annee,  ainsi  que  je  le  denongai  au 
Directoire  Executif  dans  une  motion  du  7  Juin,  qui  ne 
fut  pas  recueillie,  mais  qui  existe  dans  notre  protocole. 
Apres  avoir  suivi  attentivement  la  marche  tortueuse  et 
lente  de  nos  affaires  financieres  et  observe  la  coin eklen  ce 
avec  les  maximes  d’inertie  prechees  par  les  politiques 
ci-dessus,  coinme  la  seule  doctrine  recevable,  il  ne  m’est 
plus  possible  de  douter  que  nos  finances  n’ayent  ete 
souinises  ä  leur  influence  bien  plus  qu’ä  la  notre.  Pour 
preciser,  Citoyens  Collegues,  je  reproche  au  Ministre  des 
finances: 

1.  de  n’avoir  rien  propose  ou  fait,  qui  repondit  a 
l’etendue  de  nos  besoins  et  d’etre  constamment  demeure 
au  dessous  de  ce  qu’il  fallait  faire  en  finances,  pour 
inettre  le  Gouvernement  en  etat  de  defendre  notre  ter- 
ritoire  et  l’independance  de  la  Kepublique. 

2.  Je  lui  reproche  de  nous  avoir  berce  de  belles 
esperances  sur  nos  ressources  et  sur  les  moyens  de  faire 
face  ä  nos  besoins,  d’etre  venu  ensuite  nous  plonger  tout- 
ä-coup  dans  le  decouragement ,  en  nous  annongant  trop 
tard  qu’elles  allaient  m anquer,  sans  nous  indiquer  dans 
le  meine  tems  les  moyens  d’y  suppleer  et  de  venir  au 
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secours  de  la  Republique,  conduite  tellement  inexplicable 
ä  mes  yeux,  qiie  je  ne  puls  la  concilier  avec  les  devoirs 
imposes  ä  un  Ministre  Repiiblicain  devoue  de  coeur  et 
d’änie  au  nouvel  ordre  de  choses  et  tendant  au  meine 
but  que  le  Directoire  Executif. 

3.  Je  reproche  au  Ministre  les  choix  detestables 
qu’il  nous  a  fait  faire  plus  d’une  fois,  la  composition 
Zuricobernoise  de  ses  Bureaux,  sa  predilection  pour  les 
aristocrates  les  plus  fougueux  de  sa  ville  natale,  qui  a 
fourni  ä  ces  hommes  incorrigibles  des  facilites  saus 
nombre  pour  tromper  le  Gouvernement,  en  eloignant  de 
lai  les  patriotes,  qu’irritaient  ä  juste  titre  les  preferences 
accordees  aussi  impolitiquement  aux  enneniis  de  la  chose 
publique, 

4.  Je  reproche  au  Ministre  de  s’etre  rendu  le 
conseiller,  pour  ne  pas  dire  le  regulateur,  du  parti  qui 
depuis  buit  mois  s’oppose  aux  mesures  energiques,  com- 
mandees  par  les  dangers  de  la  patrie  et  qui  depuis  le 
mois  de  May  en  particulier  nous  a  reduit  ä  jouer  le 
role  honteux,  auquel  nous  sommes  comdamnes,  en  com- 
promettant  les  destinees  de  la  Republique  et  nous  ex- 
posant  ä  des  avanies  insupportables  et  qu’on  ne  nous 
eut  pas  fäites,  si  nous  avions  adopte  une  conduite  plus 
digne  d’hommes  libres. 

5.  Je  reproche  au  Ministre  les  correspondances  ä 
Paris  sur  des  objets  politiques,  qui  ne  sont  point  de  son 
ressort,  correspondance,  qui  ne  devrait  pas  nous  etre 

*)  J’en  appelle  ici  aux  recommandations  en  faveur  de  Conrad 
Escher,  Felix  Escher,  Wyss,  membre  du  Gouvernement  provisoire, 
de  meme  qu’en  faveur  du  caissier  du  Gouvernement  provisoire  Usteri, 
du  Major  Meyer,  Chef  du  bataillon  qui  a  servi  avec  les  Busses,  de 
ringenieur  Fries,  emigre  apres  avoir  retarde  la  confection  des  ouvrages, 
qui  lui  avaient  6te  confies  autour  de  Zürich  et  de  l’emigre  Holzalb, 
Inspecteur  de  Tourgovie. 
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etrangere  et  qii’il  ne  clevrait  se  permettre  qii’apres  avoir 
pris  les  ordres  du  Directoire. 

6.  Je  lui  reproclie  d’avoir  par  diverses  mesiires 
privees  ä  l’inscu  du  Directoire  Executif  agi,  comme's’il 
eut  voulu  s’eu  separer,  pour  se  faire  des  partisans  et 
des  amis  ä  ses  depeuses.  J’eu  appelle  ici  aux  avances 
faites  saus  l’ordre  du  Directoire  Executif  ä  divers  Re- 
presentaus,  au  uioment  meme  oii  la  penurie  du  Tresor 
nous  etait  declaree  et  oü  les  credits  ouverts  au  Miuistre 
de  ITnterieur  pour  secourir  le  Valais,  ne  pouvaient  etre 
acquittes.  J’en  appelle  eucore  ä  la  correspondauce  du 
Miuistre  et  ä  ses  rapports  relativemeut  aux  citoyeus 
Metral  et  Mayor. 

7.  Je  reproche  eufin  au  Miuistre  sou  aversion  iu- 
surmontable  et  impolitique  pour  tout  ce  qui  porte  Tat- 
tache  de  la  Republique  fraugaise,  notre  alliee.  Eu  qualite 
de  ci-devaut  niembre  de  Taristocratie  Zuricoise  il  ue 
peut  aimer  saus  doute  ceux,  qui  out  renverse  sou  troue. 
En  qualite  d’Helvetieu  il  doit  maudire  les  hommes,  qui 
out  pille  et  insulte  sou  pays  et  qui  le  desolent  eucore 
aujourd’hui  eu  deslionoraut  la  plus  belle  des  causes, 
mais  'uu  aini  de  la  liberte  ue  peut  abhorrer  la  Nation 
qui  proclame  les  droits  de  rhomme  et  qui  seule  eu 
Europe  arbore  les  banuieres  de  la  liberte,  et  Thomine 
d’Etat  sinceremeut  attacli^  ä  Tiudependance  de  la  Re¬ 
publique  Helvetique  ue  peut  besiter  sur  le  choix  de  ses 
alliauces  entre  la  Republique  fraugaise  et  les  barbares 
de  TOrient  et  du  Nord,  protecteurs  de  nos  aucieus  Ty- 
rans  qu’autaut  qu’il  abhorrerait  la  doctrine  de  l’Egalite, 
de  Pabolitiou  des  Privileges  preches  par  la  premiere. 

Citoyens,  Collegues  !  Apres  avoir  geuii  longtemps  eu 
voyant  notre  Republique  ameuee  sur  les  bords  de  Tabyme 
et  les  patriotes  reduits  au  silence,  gräce  aux  menage- 


ments  dont  on  a  use  sans  mesures  depuis  un  an,  en 
faveur  de  leurs  adversaires,  qui  sont  ceux  de  notre  revo- 
lution,  j’ai  cm  devoir  m’expliquer  avec  franchise,  reiterer 
ce  que  j’ai  eu  l’honneur  de  dire  en  plusieurs  occasions 
et  provoquer  une  discussion,  qui  profite  une  fois  ä  la 
marche  des  affaires. 

Interieur'^).  L’organisation  de  ce  Ministere,  Tun  des 
plus  importans  de  la  Republique  n’est  point  non  plus  ä 
couvert  des  reproches  faits  ä  celui  des  finances,  on  se 
plaint  aussi  que  l’expedition  des  affaires  ne  seit  point  aussi 
prompte  qu’elle  devrait  l’etre.  Assurement  le  Ministre 
est  laborieux  et  je  rends  de  bien  bon  coeur  une  justice 
entiere  ä  ses  talents  et  surtout  ä  son  excellente  logique. 
Pourquoi  faut-il  cependant,  que  le  Ministere  de  l’interieur 
ne  jouisse  pas  de  la  confiance  pleniere  des  patriotes? 
Je  le  dirai  avec  la  meme  francbise.  La  composition  un 
peu  aristo cratique  de  ses  Bureaux  effraye  ceux,  qui  voyent 
des  places  importantes  occupees  par  certains  hommes, 
qui  ne  se  donnent  pas  meine  la  peine  de  dissimuler  leur 
aversion  pour  l’ordre  de  choses  actuel.  Plusieurs  em- 
ployes  dans  les  Bureaux  de  l’Interieur  affichent  depuis 
la  reprise  des  hostilites  et  surtout  depuis  notre  sejour 
ä  Berne,  l’incivisme  le  plus  choquant  et  le  plus  profond 
mepris  pour  la  Republique. 

Le  Secretaire  General  de  ce  ministere  s’est  meine 
oublie  au  point  de  se'mettre  publiquement  ä  la  tete  de 
ceux,  qui  dans  l’une  des  assemblees  primaires  de  Berne 
ont  insulte  aux  mesures  du  Gouvernement  et  au  Prefet, 
et  il  est  encore  en  place;  le  ton,  les  manieres,  les  propos 
de  ces  hommes  rappellent  aux  bons  citoyens  la  morgue 
de  Pancien  regime  et  font  hair  le  nouvel  ordre  de  choses. 


*)  Albert  Rängger  von  Brugg. 
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Certes  il  faudrait  exiger  des  patriotes  une  forte  dose 
de  crediilite  pour  esperer  qu’ils  auront  confiance  dans 
ceux,  qui  conspirent  contre  le  Gouvernement  actuel  et 
favorisent  ouvertement  l’aristocratie. 

Le  Ministre  est  trop  eclaire  sans  doute,  pour  croire 
au  triomphe  de  celle-ci ;  il  est  trop  patriote  et  trop  probe 
pour  desirer  le  retour  d’un  regiine  absurde,  dont  lui- 
meine  serä  la  preiniere  victime ;  inais  celä  ne  suffit  pas, 
il  faut  ä  la  Republique,  il  faut  au  Directoire,  il  faut  aux 
patriotes  quelque  sürete  de  plus. 

Ce  n’est  pas  assez  pour  eux  de  savoir  que  le  Mi¬ 
nistre  est  probe  et  eclaire,  ils  ont  le  droit  d’exiger,  qu’il 
se  prononce  fortement  par  des  faits  et  lorsqu’ils  con- 
tinuent  ä  voir  ä  la  tete  de  ses  Bureaux  ceux  qui 
narguent  publiquement  le  Gouvernement,  il  leur  est 
permis  de  croire  ä  la  maligne  influence  de  l’aristocratie. 
Quelle  opinion  amis  et  ennemis  auraient-ils  d’un  Gou¬ 
vernement  encore  mal  assure,  qui  employe  de  preference 
ceux  qui  le  contrecarrent,  et  qui  se  montrent  insensibles 
aux  Insultes  et  aux  avanies  meme  de  la  part  de  ses 
employes  ? 

L’impunite  autorise  les  recidives  et  je  predis  au 
Directoire,  que  s’il  continue  ä  endurer  patiemment  les 
Insultes  faites  ä  son  autorite,  il  tomberä  dans  le  mepris 
public. 

Citoyens,  Collegues,  que  le  passe  vous  serve  de 
leqon;  avant  que  la  revolution  fut  terminee  nous  avons 
accorde  une  confiance  sans  bornes  aux  aristocrates 
moderes  et  ä  tous  ceux,  qui  se  disaient  convertis  et  ces 
cameleons  ont  si  bien  reussi  ä  prendre  les  couleurs  du 
patriotisme,  qu’ils  ont  eclipse  les  veritables  patriotes, 
dont  les  formes  acerbes  etaient  moins  seduisantes.  Qu’est- 
il  arrive?  Regardons  autour  de  nous,  les  cameleons  ont 
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repris  leurs  couleurs  primitives  lorsqu’ils  ont  vu  le  poii- 
Yoir  avec  impunite.  Ils  noiis  ont  tourne  le  dos,  insulte, 
honni,  menace  lorsqiie  nous  etions  clans  le  malheur,  les 
patriotes  seuls,  oubliant  les  preferences  donnees  a  leurs 
rivaux,  se  sont  rallies  autour  de  nous,  et  nous  hesitons 
tencore  ä  nous  prononcer  en  leur  faveur. 

Soyons  justes  aujourd’hui  et  surtout  consequens. 
Lorsque  la  Republique  serä  consolidee,  nous  pourrons 
»etre  genereux  sans  etre  accuses  de  la  faiblesse. 

Justice  et  police'^).  Citoyens,  Collegues !  C’est  une  ve- 
Tite  demontree  pour  nous  depuis  longteinps,  que  ces  deux 
grandes  parties  de  Tadministration  publique  sont  tres  mal 
.soignees.  La  surveillance  judiciaire  on  ne  l’exerce  pas  du 
tout,  on  Fexerce  avec  tant  de  mollesse  et  tellement  sans 
plan  et  sans  Systeme  qu’il  n’est  pas  possible  de  supporter 
un  tel  etat  de  choses  sans  encourir  une  serieuse  respon- 
.sabilite.  Nul  d’entre  nous  n’a  aucune  idee  des  Codes  des 
loix  et  des  recueils  de  coutumes  usites  dans  les  divers 
<!antons.  Nous  ignorons  jusques  aux  institutions  que  la 
■Constitution  maintient  provisoirement ,  ce  qui  nous  met 
dans  l’impossibilite  de  connaitre  ce  qu’elles  renferment  de 
.salutaire  ou  de  nuisible  et  nous  empecbe  de  presenter  au 
Corps  Legislatif  les  besoins  urgens  du  peuple  ä  cet  egard. 
C’est  encore  pis  relativement  ä  la  Police.  Cette  brauche 
d’administration  est  absolument  negiigee.  Nulle  Organi¬ 
sation  digne  de  ce  nom,  nulle  activite,  nulles  mesures. 
On  dirait  que  nous  sommes  en  pleine  paix  et  nous  sommes 
places  sur  le  cratere  d’un  volcan  tres  actif  et  nous  vivons 
au  milieu  de  conspirateurs  de  toute  espece,  qui  n’at- 
■tendent  qu’un  moment  pour  eclater. 

II  a  fallu  que  le  Directoire  Executif  dejä  Charge  de 
laut  de  travaux  se  nielat  lui-meme  de  faire  la  poIice  ce 
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qui  n’a  (pas)  pii  s’execiiter  que  tres  incomplettement, 
Sans  ordre,  sans  Systeme  et  d’nue  maniere  peii  conveuable 
ä  la  gravite  de  ses  fonctions. 

L’im  des  motifs  qiü  a  decide  le  Directoire  a  se 
charger  de  cette  partie,  est  le  peu  de  confiance  accordee 
aiix  Bureaux  de  la  police  oü  Taristocratie  avait  su  se 
faufiler  avec  ime  adresse  tonte  particiiliere  et  de  maniere 
ä  inspirer  la  plus  grande  defiance  anx  amis  de  la  cbose 
publique. 

Giierre.  La  fatalite  a  voulu,  que  ce  niinistere  le  plus 
important  de  tous  apres  celui  des  finances,  ait  ete  organise 
le  dernier  et  le  plus  imparfaitement !  C’est  ici  surtout 
que  s’applique  l’adage:  La  critique  est  aisee,  mais  Vart 
est  clifficile.  L’Helvetie,  peuplee  de  militaires  plus  qu’au- 
cun  autre  pays,  est  prive  de  sujets  propres  ä  servir  leur 
patrie  en  qualite  de  generaux,  de  cbefs  d’etat  major, 
du  genie  et  d’artillerie  et  en  qualite  d’administrateurs 
militaires  et  la  vanite  nationale  ne  suppoide  pas  l’idee 
d’empr unter  les  lumieres  de  l’etranger,  ce  qui  est  le 
vrai  caractere  de  Tignorance. 

Le  citoyen  Ministre  de  la  Guerre  merite  certaine- 
ment  la  reconnaissance  du  Directoire  Executif,  par  les 
so  ins  qu’il  a  donnes  ä  son  departement,  dont  l’organisa- 
tion  presqu’entiere  est  son  ouvrage,  mais  cette  Organisa¬ 
tion  est  incomplette  et  doit  etre  refondue  de  maniere  ä 
produire  une  division  plus  parfaite  des  travaux,  un  con- 
trole  qui  previenne  les  dilapidations  et  les  friponneries, 
et  une  expedition  des  affaires  aussi  prompte  que  nos 
besoins  l’exigent.  II  faut  surtout  que  le  Ministre,  cessant 
desormais  les  fonctions  de  clief  de  Bureau,  se  borne  ä 
donuer  les  ordres  et  ä  suivre  leur  execution,  afin  que 
son  attention  puisse  se  porter  sur  tous  les  points  de  la 
Kepublique  et  n’en  laisser  echapper  aucun  ä  sa  surveil- 
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lance  et  ä  son  action.  Le  Ministre  devrait  donc  etre 
invite  a  noiis  presenter  iine  noiivelle  Organisation  de  ses 
Bureaiix  et  des  etablisseinents  qiü  en  dependent  dans 
tonte  la  Repiibliqne.  Nous  devons  enfin  exiger  qu’une 
Subordination  non  pas  servile,  mais  exacte  et  severe, 
s’introdiiise  parmi  les  employes  et  que  prompte  justice 
seit  faite  des  refractaires. 

M  aintenant,  Citoyens  Collegues,  j’ai  Fhonneur  de  voiis 
souniettre  mes  idees  sur  les  mesiires  ä  prendre : 

L  Changement  du  personnel  du  Ministere  des  Finances 
et  prompte  epuration  des  Biireaux  de  la  Justice  et  de 
rinterieur. 

Quant  au  Ministre  des  Finances,  dont  les  talents  sont 
incontestables,  je  le  dis  ä  regret,  depuis  plusieurs  mois 
sa  conduite  politique  lui  a  enleve  ma  confiance  et  je 
desire  qu’on  lui  substitue  tont  de  suite  un  comite  des 
finances  Charge  de  rechercher  le  passe  ,  de  debrouiller 
le  cahos  de  nos  finances,  de  noiis  presenter  des  faits  et 
des  bases,  sur  lesquels  nous  puissions  etablir  un  bon 
Systeme  d’impositions  et  un  mode  de  perception  raison- 
nable. 

II.  Epuration  des  autorites  constituees  soumises  ä  la 
censure  du  Directoire  Executif,  canton  par  canton,  ahn 
de  ne  laisser  en  place  que  des  patriotes  dignes  de  la 
confiance  du  Gouvernement  et  de  les  substituer  aux  ari¬ 
sto  crates  de  toutes  couleurs  ,  qui  le  decreditent  et  lui 
enlevent  ses  veritables  defenseurs. 

J’invite  donc  le  Directoire  Exec.  ä  demander  pour 
la  15“®  un  tableaii  des  fonctionnaires  ä  la  nomination 
des  Prefets ,  Sous-Prefets  et  Chambres  administratives, 
renfermant  les  details  propres  ä  faire  connaitre  chaciin 
d’eux.  Cette  epuration  terminee,  les  fonctionnaires  seront 
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invites  tres-serieusement  ä  exercer  dans  leur  spliere  la 
surveillance  la  plus  active. 

III.  Reorganisation  des  postes  conforinement  ä  la  Loi 
et  epuration  coinplette  des  Bureaux,  principalement  de 
ceux  dependant  de  la  Familie  Fischer  (Pächter  der  ehe¬ 
mals  bernischen  Posten). 

L’administration  actiielle  sera  invitee  ä  prendre  avec 
urgence  des  mesures  ä  ce  sujet  et  presenterä  au  Direc- 
toire  Executif,  dans  le  plus  bref  delai,  les  propositions 
des  fermiers  actuels ,  pour  les  effets  qu’ils  veulent  re- 
mettre  ä  la  Nation. 

IV.  Moyens  extraordinaires  ä  proposer  au  Corps 
Legislatif  pour  avoir  des  fonds  necessaires  dans  le  but  de 
completter  tres  vite  la  levee  des  6  bataillons  decretes, 
de  payer  les  arrerages  dus  aux  soldats  d’Elite ,  aux  fonc- 
tionnaires  publics  et  aux  creanciers  de  l’Etat ,  de  sou¬ 
lager  les  communes  malheureuses,  de  former  des  maga- 
sins  de  toute  espece  et  de  mettre  la  Republique  en  etat 
de  defendre  sa  liberte  et  son  independance. 

Teiles  sont  les  mesures  qui  me  paraissent  conduire 
ä  ce  but: 

a.  Ernprunt  de  trois  millions  aupres  des  communes 
commergantes,  moyennant  la  cession  qui  leur  serä  faite 
des  creances  de  PEtat  ou  de  Domaines  Nationaux. 

Ces  trois  millions  devront  etre  avances  ä  des  ternies 
aussi  rapproches  que  possible,  partie  en  nunieraire, 
partie  en  marchandises  propres  ä  vetir,  equiper  ou 
armer  les  bataillons  de  nouvelle  levee  et  partie  en 
rescriptions.*) 

*)  Jene  prevoyais  pas  alors  la  coutribution  imposee  par  Massena, 
mais  les  communes,  qui  ont  paye  au  mepris  de  l’arrete  Directorial 
ne  peuvent  refuser  de  preter  aussi  ä  la  Nation. 
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h.  Emprunt  de  deux  millions  aupres  du  comite  des 
contribuables  Bernois,  seit  ä  titre  de  pret,  seit  ä  titre 
de  restitutions ,  les  deux  millions  ci-dessus  ayant  ete 
payes  ä  la  France  pour  le  compte  de  ce  comite  en  vertu 
du  traite  du  8  floreal.  Si  c’est  ä  titre  de  pret,  on  leur 
donnerä  des  creances  ou  autres  valeurs  en  echange. 

G.  Emprunt  du  Stubengut  des  Abbayes  ou  Tribus 
des  villes,  ainsi  que  des  capitaux  des  bourses  de  famille 
excedant  L.  50,000,  bypotheque  sur  des  Domaines  Na- 
tionaux. 

d,  Emprunt  des  sommes  deposees  dans  les  caisses 
appelees  Handlungs-Directorial-Fondet  quisont  contestees 
par  les  communes  de  Bäle,  Zürich,  S*-Gall  et  autres. 
En  attendant  la  decision  du  Corps  Legislatif  sur  la  pro- 
priete  de  ces  caisses^  on  en  sequestrerä  le  prodüit  et 
donnerä  au  communes  ci-dessus  des  Domaines  Nationaux 
en  bypotheque,  jusqu’ä  la  delinition  de  cause. 

e.  Coupes  dans  les  Forets  Nationales  jusqu’ä  la  con- 
currence  de  L.  500,000. 

/.  Ventes  de  vins  qui  se  trouvent  encore  dans  les 
diverses  caves  de  la  Kepublique,  partout,  oü  ils  ne  sont 
pas  indispensables  pour  acquitter  les  dettes  de  l’Etat. 

g.  Emprunt  de  la  portion  de  l’argenterie  des  eglises, 
qui  n’est  pas  indispensable  pour  le  culte,  moyennant  düe 
bypotheque. 

h.  Vente  de  biens  Nationaux  pour  4  millions,  dans 
les  cantons  de  Berne,  Baden,  Zürich,  Thurgovie,  Sentis, 
Linth,  Lucerne  et  Fryhourg. 

i.  Vente  des  biens  des  princes  et  seigneurs  alle- 
mands,  qui  ont  pris  une  part  active  ä  la  contrerevolution 
qui  s’est  manifestee  dans  les  cantons  conquis  par  les 
coalises. 
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k.  Suppression  des  monast^es,  dont  les  moines  se 
sont  remis  en  possession  et  ont  joui  en  Opposition  ä  la 
loi  de  septembre  1798,  et  vente  de  leurs  Domaines. 

V.  Arrestation  et  mise  en  jugement  des  citoyens,  qiii, 
diirant  roccupation  de  quelques  cantons  par  rennemi  se 
sont  distingues  comme  cliefs  contrerevoliitionnciires,  en 
cooperant  ä  la  persecution  des  patriotes,  en  levant  des 
troupes  pour  combat tre  contre  leur  patrie  et  bouleversant 
la  Constitution  juree  par  eux. 

VI.  Mesures  miUtaires.  a.  Cboisir  un  Genbral  en 
clief  et  formation  de  son  Etat-Major. 

h.  Activer  par  toiis  les  moyens  la  levee  des  6  ba- 
taillons  decretes.  Le  Ministre  rendrä  compte  cbaque 
dimancbe  de  ses  progres  par  aperQU. 

II  presenterä  de  plus  un  rapport  sur  les  moyens  de 
porter  cette  levee  ä  10  ou  12  bataillons  et  de  rendre 
cette  troupe  mobile  dans  le  moindre  tenips  possible. 

Enfin  l’apper^u  de  la  depense  par  an  devra  ac- 
compagner  ce  rapport.  En  1798  il  ne  fallut  que  quinze 
jours  a  la-chambre  administrative  du  Leman  pour  lever 
et  organiser  5000  hommes,  la  Republique  Helvetique  ne 
pourrait-elle  avoir  10  ou  12  bataillons  sur  pied  en  quel¬ 
ques  mois?  Je  connais  les  difficultes  et  j’entend  dejä  les 
si  et  les  mais^  qu’on  opposerä,  mais  je  conseille  au  Di- 
rectoire  Executif  de  n’en  tenir  aucun  compte.  Qu’il  dise 
fortement:  Je  veux!  La  necessite  de  sauver  la  liberte 
lui  donne  le  droit  de  prononcer  ces  mots  et  lui  fait  un 
devoir  d’en  poursuivre  l’execution. 

c.  Rapport  critique  sur  le  Systeme  entier  de  notre 
Organisation  militaire,  afin  d’avoir  sous  les  yeux  ses 
avantages  et  ses  vices  et  de  pouvoir  proposer  avec  con- 
naissance  de  cause  des  corrections  utiles. 
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Le  Ministre  devrait  etre  invite  ä  mediter  siir  ces 
questions:  ' 

P  Ne  poiirrait-ou  pas  creer  de  20  ä  25  bataillons 
reguliers,  organises  de  manik’e,  qiie  les  cadres  demeiirant 
permanens,  le  quart  seulement  des  soldats  restät  au  corps 
par  voye  de  rolation? 

2®  Comment  coinporter  et  organiser  ces  bataillons 
de  inaniere  ä  operer  iin  sage  inelange  des  citoyens  et  a 
ne  point  epuiser  un  canton  aux  depenses  d’un  autre. 

3°  La  formation  se  ferä-t-elle  par  conscription,  ou 
explication  de  l’article  ...  de  Constitution,  ou  par  en- 
rblement  volontaire  ? 

4®  Comment  s’elfectuera  la  rolation  ci-dessus  pour 
que  ia  Republique  n’aye  jamais  en  temps  de  paix  que 
le  quart  des  soldats  sur  pieds  ä  la  fois  et  que  tous 
snyent  egalement  exerces  et  prets  ä  marcher  au  premier 


Signal? 

5®  Que  deviendrait  PElite  et  la  Reserve  en  admettant 
la  formation  ci-dessus?  Ne  faudrait-il  pas  les  conserver 
pour  servir  de  pepiniere? 

6^^  Par  quels  moyens  procurer  ä  la  Republique  une 
cavalerie,  qui  sans  lui  coüter  beaucoup,  remplace  l’an- 
cienne  cavalerie-milice  et  soit  mieux  exercee  et  mieux 
tenue  ? 


7°  Ne  pourrait-on  pas  adopter  tout  de  suite  pour 
l’exercice  des  artilleurs  la  meine  methode,  qu’on  suit  ä 
Pegard  des  commis  d’exercice? 

Ne  serait-il  pas  possible  surtout  de  former  ä  Berne 
quelques  escuades  d’artillerie  legere?  Cette  arme  serait 
d’une  grande  utilite  pour  nous. 

d.  Enfin  le  Ministre  devrait  presenter  au  Directoire 
Executif  dans  le  plus’  bref  delai  un  rapport  sur  les  ate- 
liers  d’armes  et  de  munitions,  sur  Petat  des  armes  de 
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Service,  qui  sont  dans  les  arsenaux,  sur  le  personnel  du. 
corps  d’artillerie  et  du  genie  et  sur  celui  de  leurs  ad- 
ministrations. 

VII.  Des  que  les  bataillons  reguliers  seront  organises,. 
des  que  V Elite  actiielle  aurä  ete  mise  sur  uu  meilleur 
pied  et  des  que  les  mesures  financieres  auront  produit 
des  ressources  süffisantes,  renouveller  pour  la  troisieme  fois- 
le  message  tendant  ä  faire  declarer  la  guerre  ä  la  maison 
d’Autricbe.  La  proposition  en  a  ete  faite  au  Corps  legis-' 
latif  par  deux  fois,  mais  sans  succes.  Les  motifs  allegues 
dans  le  second  message  et  ceux,  que  la  ferocite  de 
rennemi  nous  a  fourni  des  lors,  suffisent  pour  justifier  cette 
inesure  et  je  ne  crains  pas  de  dire,  que  d’ulterieurs  ine- 
nagemens  pour  nos  plus  cruels  ennemis  acheveraient  de 
nous  honorer,  s’ils  etaient  proposes  pour  la  troisieme  fois^ 

VIII.  Message  au  Corps  legislatif  pour  lui  faire  con- 
naitre  une  troisieme  fois  Timpossibilite  de  reorganiser  le 
Haut  Valais  par  les  moyens  constitutionnels  et  la  necessite 
de  gouverner  militairement  ses  districts  superieurs. 

IX.  Revision  tres  prompte  de  l’Acte  constitutionneL 
Cette  revision  doit  tendre  h  simplifier  les  rouages  de  l’ad-' 
ministration  de  maniere  ä  rendre  leur  Jeu  plus  facile  et 
moins  coüteux.  Elle  doit  tendre  ä  detruire  le  federalisme, 
en  fondant  irrevocablement  les  diverses  peuplades  de 
l’Helvetie  et  assurer  tellement  la  liberte  des  citoyens, 
qu’elle  seit  desormais  ä  l’abri  des  atteintes  du  pouvoir 
abitraire  et  qu’il  en  resulte  un  Esprit  National,  sans  le- 
qael  nous  ne  serons  jamais  uJi  meme  peuple.  Le  mode 
de  revision  dont  le  Senat  s’occupe  dans  ce  moment,  est 
incompatible  avec  les  circonstances,  dans  lesquelles  nous 
nous  trouvons.  Un  tel  ouvrage  ne  serait  pas  termine 
dans  un  an  et  nous  ne  pouvons  pas  aller  6  mois,  comme 
nous  allons  aujourd’liui.  Le  Directoire  Executif  devrait 
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donc  inviter  le  Corps  Legislatif  ä  confier  ä  im  petit 
nombre  de  citoyens,  soit  cette  revision,  soit  la  redaction 
d’un  Code  civil  et  d’un  Code  penal,  autoriser  la  publi- 
cation  des  travaux  de  ces  citoyens,  comme  des  projets 
soumis  pendant  quelques  mois  ä  la  critique  et  les  discuter 
ensuite,  ainsi  que  leurs  amendements,  pour  les  rejetter, 
ou  accepter  in  globo. 

X.  Circulaire  adresse  aux  fonctionnaires  publics  pour 
les  iüviter  ä  redoubler  d’activite  et  leur  promettre  appui, 
protection  et  procbain  payement  de  leurs  appointeinens. 
On  les  exhorterä  ä  ne  mettre  en  place,  que  des  patriotes 
eprouves,  et  a  en  eloigner  les  aristocrates  prononces 
et  les  citoyens  douteux. 

XI.  Proclamation  destinee  ä  annoncer  au  peuple  que 
le  moment  de  faire  de  grands  sacrifices  est  arrive,  qu’il  faut 
en  faire  de  tels  que  le  Gouvernement  puisse  proteger  le 
territoire  Helvetique,  repousser  de  nouvelles  invasions  et 
maintenir  Pindependance.  Cette  proclamation  doit  con- 
tenir  la  Serie  des  maux,  provenus  de  regoisme  des  uns, 
de  la  malveillance  des  autres  et  de  l’avarice  mal  placee 
de  tous. 

Elle  doit  montrer  combien  il  serait  honteux  de  corn- 
mettre  les  niemes  fautes  et  annoncer  en  meme  tems,  que 
les  tems  d’indulgence  n’etant  plus,  quiconque  n’irä  pas 
sincerement  avec  la  Republique  serä  traite  par  eile  en 
ennemi. 

Citoyens  Collegues!  Je  suis  loin  de  croire  ces  me- 
sures  complettes.  Elles  ont  besoin  d’etre  muries,  mais 
il  en  faut  de  tres  promptes  et  quoiqu’on  puisse  opposer, 
il  en  faut  surtout  de  tres  grandes,  si  nous  voulons  sauver 
la  Republique. 

Quand  ä  moi,  je  declare,  qu’ä  moins  de  telles  mesures, 
qui  nous  mettent  en  etat  d’entretenir  une  force  armee 
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considerable  et  de  payer  au  complet  nos  employes,  nous 
courons  de  nouveau  le  risque  d’etre  envaliis,  ou  celui 
peut-etre  d’etre  sacrifies  ä  la  paix. 

J’en  conclus,  qüe  nous  devons  tout  faire  et  tont 
tenter  pour  deineurer  mattres  des  evenemens.  Malheur 
ä  qui  voudrait  entraver  notre  marche,  ou  arreter  le  char 
de  notre  revolution.  Je  depose  ma  inotion  sur  le  bu- 
reau  et  je  demande  son  Insertion  au  proces-verbal  comine 
mon  vote  particulier. » 

Er  hätte  sagen  können:  «mon  vote  dernier»,  wenn 
er  den  Schleier  der  nächsten  Wochen  hätte  zu  lüften 
vermocht. 

Es  ist  der  G-eist  der  helvetischen  Republik  selber, 
in  seiner  ganzen  grossartigen  Einseitigkeit,  mit  seinem 
richtigen  Vers tändniss  für  die  Bedürfnisse  eines  modernen 
Staats  und  mit  seiner  vielfachen  Misskennung  der  prak¬ 
tischen  Mittel,  um  bei  uns,  in  unserem  historischen 
Gemeinwesen,  hiezu  zu  gelangen,  der  sich  in  diesem 
letzten  Berichte  Laharpe’s  ausspricht.  Einige  dieser  Dar¬ 
stellungen  und  Reformgedanken  erscheinen  uns  heute  un¬ 
verständlich,  oder  von  Parteihass  gefärbt.  Andern  stan¬ 
den  nach  unserer  jetzigen,  unbefangenen,  M'ürdigung  die 
Zeitverhältnisse  entgegen.  Der  Geist  glühender,  weit¬ 
herziger  A^ateiiandsliebe  aber,  der  diesen  grössten  Sohn 
der  französischen  Schweiz  in  diesem  letzten  Momente 
seiner  politischen  Laufbahn  die  Herstellung  eines  «  esinnt 
national »  als  das  Ein  und  Alles ,  was  uns  am  meisten 
Noth  thut,  und  die  rasche  Einführung  einer  gemeinsamen 
Civil-  und  Strafgesetzgebung  als  das  'geeignetste  Mittel 
hiezu  erkennen  liess ,  dieser  Geist  ist  uns  heute  noch  in 
hohem  Grade  sympathisch  und  verständlich.  Und  wenn 
wir  damit  die  grosse  Zahl  der  Menschen  vergleichen,  die 
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damals  und  sogar  zwei  Meuschenalter  später,  hiefür  noch 
gar  keinen  Glauben  in  sich  finden,  oder  denen  jedes  ma¬ 
terielle  Ungemach  sofort  den  Geist  enge  macht  und  zu 
Boden  drückt,  so  verstehen  wir  auch  den  tiefen  Schmerz, 
der  durch  dieses  Aktenstück  geht  und  der  darin  beruht, 
für  grosse  staatliche  Aufgaben  ein  zu  kleines  Geschlecht 
um  sich  herum  zu  finden,  das  einstweilen  nur  für  weit 
engere  Verhältnisse  Sinn  und  Verständniss  hat.  — 


Sowohl  in  Frankreich  wie  in  Helvetien  herrschte  zu 
Ende  des  Jahres  1799  Anarchie.  In  unserem  Lande 
namentlich  hatten  die  lange  Kriegszeit ,  wie  sie  der 
Schweiz  seit  Jahrhunderten  fremd  geworden  war,  und 
die  ausserordentlichen  diktatorischen  Vollmachten,  zufolge 
deren  das  Direktorium  die  Verfassung  selbst  zeitweise 
beinahe  gänzlich  suspendirt  hatte,  zwei  Dinge  wach¬ 
gerufen  ,  die  in  solchen  Zeiten  gewissermassen  in  der 
menschlichen  Natur  zu  liegen  scheinen.  Die  wenigstens 
in  ähnlicher  Art  bei  ähnlichen  Zuständen  überall  auf- 
treten:  Eine  gewisse  Abneigung  gegen  Alles  Bestehende, 
Dinge  und  Personen,  und  Neigung  zur  Veränderung,  als 
solcher,  möge  dieselbe  führen  wohin  sie  wolle.  —  Ein  Ge¬ 
fühl  ohne  nähere  Motivirung ,  am  meisten  ähnlich  dem 
eines  Kranken,  der  in  der  blossen  Veränderung  der  Lage 
glaubt  eine  Erleichterung  zu  empfinden.  Und  damit  ver¬ 
bunden  überhaupt  eine  gewisse  unwiderstehliche  Ermü¬ 
dung  des  Geistes ,  ja  man  möchte  vielmehr  sagen  des 
Charakters,  von  der  jeder  einzelne  Mensch,  der  sich  be¬ 
obachtet,  aus  einzelnen  Stunden  und  Perioden  seines 
Lebens  Beispiele  kennt  und  der  auch  Völker  in  schreck¬ 
hafter  Weise  unterworfen  sind. 

Auf  diese  Ermüdung,  die  grosser  Aktion,  selbst 
glücklicher,  fast  immer  folgt,  hat  zu  jeder  Zeit  jede 
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Reaktionspartei  ihre  zuverlässigsten  Hoffnungen  bauen 
können.  Ihr  sind  die  grössten  Ideen  der  Weltgeschichte 
schon  zum  Opfer  gefallen,  oft  mit  einem  ganz  auffallend 
plötzlichen  Nachlassen  der  lange  angespannten  Kräfte. 
So  erlahmte ,  um  von  der  alten  Geschichte  nicht  zu 
sprechen,  die  auch  zahlreiche  Beispiele  kennt,  die  wun¬ 
derbare  Begeisterung  der  Kreuzzüge  und  war,  einmal  in 
Stillstand  gerathen ,  nicht  mehr  zu  beleben.  So  Hessen 
die  republikanischen  Florentiner,  nachdem  sie  sich  auf 
das  heldenmüthigste  für  ihre  Freiheit  gewehrt,  an  dem 
Unglückstage  des  8.  August  1530,  wie  vom  Verhängniss 
selber  besiegt,  plötzlich  die  Mediceer  ohne  Widerstand 
durch  offene  Thore  in  die  Stadt  einrücken.  So  begrüsste 
das  englische  Volk  im  Jahr  1660,  nach  20  Jahren  einer 
so  grossartigen  politischen  Geschichte ,  wie  es  sie  nie 
mehr  gehabt  hat,  noch  haben  wird,  gewissermassen  seiner 
eigenen  Tugend  und  Sittenstrenge  müde ,  mit  knech¬ 
tischem  Jubel  einen  ganz  unwürdigen  Fürsten,  unter 
dessen  nicht  besserem  Nachfolger  bereits  es  seine  Revo¬ 
lution  von  Neuem  beginnen  musste.  —  So  sahen  wir  ja 
selber  den  Geist  der  Freiheitsepoche  von  1848  allenthalben 
in  Europa  mit  unwiderstehlicher  Gewalt  sich  erheben  und 
schon  nach  Jahresfrist  ermüdet  in  sich  selbst  zusammen¬ 
sinken.  Und  in  kleinerem  Maassstabe  ist  namentlich  auch 
unser  Volk  von  je  ab  höchst  geneigt  gewesen,  einem  ge¬ 
wissen  gewaltsamen  Aufraffen  und  Zusammenfassen  der  ge- 
sammten  Nationalkraft  je  weilen  wieder  ein  solches  müdes 
Zurücksinken  in  die  gewohnten  Geleise  eines  gleichgül¬ 
tigen  und  passiven  Partikularismus  folgen  zu  lassen.  Auf 
diese  Ermüdung  und  sicher  eintretende  Gleichgültigkeit  in 
den  grossen  Massen  rechnen  heute  die  Vertreter  der  dyna¬ 
stischen  ^  aristokratischen  und  klerikalen  Interessen  in 
Spanien,  Italien,  Deutschland,  Frankreich,  wie  bei  uns; 
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ihr  suchen  umgekehrt  immer  alle  wahrhaften  Männer  des 
Geistes  durch  beständige  Aufrüttelung  des  öffentlichen 
Gewissens  entgegenzuarbeiten.  — 

Die  schlimmste  Eigenschaft  des  Menschen,  überhaupt 
der  Punkt ,  an  dem  ihn  das  Böse  am  sichersten  fasst, 
ist,  dass  er  auch  der  Tugend  müde  werden  kann  und 
momentan  fähig  ist,  jeden  Widerstand  gegen  das  Ge¬ 
meine  sinken  zu  lassen.  Trägheit  zum  Guten  ist 
vielleicht,  praktisch  genommen,  das  einzige  Laster  über¬ 
haupt. 

Für  die  nach  demokratischer  Freiheit  und  wahrer 
Sittlichkeit  strebenden  Völker  ist  jedenfalls  Ausdauer 
in  der  Anstrengung  die  allerhöchste  und  nothwendigste 
Eigenschaft.  Für  die  gestürzten  Autoritäten  jeder  Art 
umgekehrt  Geduld,  Warten  können,  bis  ihre  Gegner 
müde  sind,  und  diesen  Moment  dann  geschickt  erfassen. 
Dahin  ging  auch  in  unserem  Lande  in  jenen  Tagen 
der  Sinn  der  letzten  Worte  des  klugen  Schultheissen 
Steiger,  der  um  diese  Zeit  (3.  Dezember  1799)  in  Augs¬ 
burg  mit  der  für  ihn  tröstlichen  Ahnung  einer  baldigen 
Restauration  starb.  — 

Ein  äusserer  Umstand  trat  hinzu ,  um  dieses  all- 
mälige  dumpfe  Zurücksinken  des  helvetischen  Volkes  zu 
vergangenen  Zuständen  noch  zu  fördern  und  ihm  namentlich 
einen  praktischen  Anhaltspunkt  zu  zeigen. 

Der  General  Bonaparte  kehrte  gegen  Ende  1799 
aus  Egypten  zurück,  wo  er  dieses  ganze  Jahr,  zum 
Vortheil  seines  Rufes,  unter  grossartigeren  Verhältnissen, 
als  sie  in  Frankreich  möglich  waren ,  zugebracht  hatte, 
und  machte  nun  in  Frankreich  von  der  dortigen  Revo¬ 
lutionsmüdigkeit  sofort  Gebrauch ,  indem  er  am  9.  No¬ 
vember  (18.  Brumaire)  eine  soldatische  Regierung  an  die 
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Stelle  des  zerfahrenen  und  gänzlich  diskreditirten  Direk¬ 
toriums  setzte. 

Instinktiv  erkannten  auf  der  Stelle  allenthalben  in 
Europa,  ganz  wie  es  in  unsern  Tagen,  1851  nach  dem 
2.  Dezember,  auch  wieder  der  Fall  war,  alle  reaktionären 
Parteien ,  dass  ein  zur  Alleinherrschaft  gelangter  Radi¬ 
kaler  nothwendig  konservativ  werden  muss. 

Vom  18.  Brumaire  an  vollzog  sich  in  Frankreich  die 
Wendung  zur  Monarchie  zurück  und  der  werdende  Mo¬ 
narch,  der  einst  als  aufstrebender  General  und  Politiker 
die  Einheit  der  Schweiz  gepredigt  und  mitentschieden 
hatte  ,  wurde  nun  umgekehrt  auch  hier  der  natürliche 
Anhalt  für  alle  Dezentralisationstendenzen.  Ein  Wunder 
bleibt  nur ,  dass  diess  bei  uns  im  Ganzen  erst  so  spät 
erkannt  wurde.  — 

In  den  helvetischen  Käthen  trennten  sich  nun  ent¬ 
schieden  die  «Gemässigten»  von  den  «Patrioten».  Im 
Direktorium  standen  an  der  Spitze  der  letzteren  die 
Waadtländer  Laharpe  und  Secretan.  In  der  Mitte,  aber 
mehr  nach  ihnen  zu,  hielt  sich  Oberlin.  Savary  dagegen 
und  besonders  Dolder ,  der  für  den  kommenden  Wind 
ein  sehr  feines  Gefühl  hatte  und  im  Kleinen  auch ,  wie 
Bonaparte  ,  «solid  zu  werden»  strebte,  hielten  zur  ge¬ 
mässigten  Partei  und  es  wurde  bald  so  viel  klar ,  dass 
ein  Staatsstreich  in  der  Mitte  des  Direktoriums  die  eine 
oder  andere  Hälfte  desselben  beseitigen  müsse.  Laharpe 
war  es ,  der  nach  seiner  energischen  Naturanlage  die 
Initiative  hiezu  ergriff.  Schon  zuvor  hatte,  wie  wir  zum 
Theil  gesehen  haben ,  sein  rastloser  Geist  über  allerlei 
Plänen  gebrütet ,  um  durch  neue  Gewaltmassregeln  die 
sinkende  Autorität  des  Direktoriums  zu  stützen  und  na¬ 
mentlich  auch  die  helvetische  Bureaukratie  zu  « purifi- 
ziren  So  wollte  er  besonders  nun  die  Klöster  definitiv 


aiifheben,  zalilreiclie  neue  Verliaftimgen  vornelimen,  die 
Kriegsgesetze  noch  verschärfen  ,  und  wirklich  setzte  er 
es  am  4.  November  bei  seinen  Kollegen  wenigstens  durch, 
dass  der  thätige  Finanzminister  Finsler,  der  ihm  dabei 
im  Wege  stand,  entlassen  werden  musste. 

Hierauf  machte  er  am  8.  Dezember  zuerst  Secretan 
und  Oberlin  ,  dann  dem  Generalsekretär  Mousson  und 
am  folgenden  Tage  dem  ganzen  Direktorium  den  Vor¬ 
schlag  zu  einem  Staatsstreich.  Die  gesetzgebenden  Räthe 
sollten  vertagt  und  auf  Grund  des  bekannten  Artikels  III 
der  Allianz,  Frankreichs  Hülfe  gegen  die  Oligarchie  neuer¬ 
dings  angerufen  werden.  Das  Direktorium  kam  aber  an 
diesem  Tage  zu  keinem  Beschluss,  womit  eigentlich  die 
Sache  schon  gescheitert  war.  Denn  der  Plan  wurde 
nun  trotz  aller  Vorsicht  bekannt ;  die  Ohren  der  da¬ 
maligen  Wände  in  den  schweizerischen  Regierungssäälen 
waren  bereits  eben  so  fein,  wie  sie  es  heute  sind. 
Beide  Parteien  in  den  Räthen  suchten  sich  jetzt  eifrig  des 
Beistandes  von  Pichon ,  des  neuen  französischen  Ge¬ 
schäftsträgers,  zu  versichern,  der  selbst  anfänglich  nicht 
recht  wusste  ,  welche  Stellung  er  dazu  nehmen  sollte, 
bald  aber  offenbar  bestimmte  Ordre  erhielt. 

Am  27.  Dezember ,  bei  Anlass ,  als  die  vom  Direk¬ 
torium  suspendirte  Verwaltungskammer  von  Säntis  ihre 
Entlassung  begehrte ,  brach,  im  gesetzgebenden  Rathe 
zuerst ,  durch  eine  heftige  Rede  von  Gmür ,  das  Siegel 
von  diesem,  übrigens  Allen  bekannten,  Geheimniss.  Die 
Räthe  ergingen  sich  (an  diesem  Tag  der  gesetzgebende 
Rath,  der  Senat  am  30.  und  31.  Dezember)  in  heftigen 
Expektorationen  und  es  kam  als  Resultat  derselben  vor¬ 
erst  eine  Art  von  Wohlfahrtsausschuss  von  10  Mitgliedern 
(Anderwerth,  Koch,  Zimmermann,  Kuhn,  Gmür,  Bay,  Gen- 
hard,  Alittelholzer ,  Reding  und  Badoux)  zu  Stande,  der 
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nun  seinerseits  eifrig  die  Schritte  des  Direktoriums  über¬ 
wachte.  Die  ersten  Tage  des  Januar  1800  gingen  in  gegen¬ 
seitigen  verschwörungsähnlichen  Coniitesitzungen  hin. 
Die  Gemässigten  vertrat  dieser  Ausschuss,  in  Verbindung 
mit  Dolder  und  Savary ;  die  Patrioten ,  besonders  die 
Waadtländer,  konspirirten  bei  Laharpe  oder  Carrard 
einem  ihrer  Hauptvertreter. 

Am  7.  Januar  endlich  ging  die  auf  diese  Weise  vor¬ 
bereitete  Revolution  in  Scene.  Zuerst  suchte  Dolder, 
damals  Präsident,  sie  im  Direktorium  selber  herbeizu¬ 
führen,  indem  er  beantragte,  dass  dasselbe  sich  frei¬ 
willig  auflöse  und,  wie  er  sich  ausdrückte,  «einer  fähi¬ 
geren  und  ruhigeren  Behörde  Platz  mache  ». 

Auch  diese  entgegengesetzte  Aktion  blieb  ohne  Er¬ 
folg  wie  diejenige  vom  9.  Dezember,  und  aus  den 
gleichen  Gründen.  Savary  stimmte  zu  Dolder;  Laharpe 
und  Secretan,  der  Erstere  äusserst  hitzig,  dagegen; 
Oberlin  beantragte  —  Verschub.  Im  Grossen  Rath  und 
Senat  legten  nun  aber  gleichzeitig  Kuhn  und  Bay  einen 
von  dem  Ersteren  verfassten  Bericht  vor,  der  das  Direk¬ 
torium  direkt  des  Hochverraths  anklagte  und  verlangte, 
dass  Laharpe,  Secretan  und  Oberlin  desshalb  in  Anklage¬ 
stand  versetzt  und  die  Gewalt  interimistisch  an  Dolder  und 
Savary  allein  übertragen  werden  sollte.  (N.  Rep.  Blatt 
pag.  1  u.  folg.)  Zur  Unterstützung  wurde  besonders  eine 
Anzeige  des  Generalsekretärs  Mousson,  der  Antrag  La- 
harpe’s  vom  9.  Dezember,  dessen  vorbereitete  Auflösungs¬ 
ordre  an  die  Räthe  und  die  Interventionsgesuche  ver¬ 
lesen,  die  er  an  die  französischen  Konsuln,  Gesandten 
und  Generale  bereits  verfasst  hatte  und  die  auf  die 
Versammlung  natürlich  den  ganzen  peinlichen  Eindruck 
machten,  den  sie  allerdings  auch  noch  heute  auf  uns  Un¬ 
parteiische  machen. 


—  353  — 

*  Das  Schreiben  von  Mousson  lautete; 

«Bern,  10.  Dezember  1799. 

Der  Generalsekretär  des  Vollziehimgsdirektoriums 
an  den  B.  D older,  Präsident  des  Vollziehungs- 
direktoriiiins. 

Bürger  Präsident ! 

Sobald  es  um  mein  Vaterland  zu  thun  ist,  erlaube 
ich  mir  nie,  weder  die  Menschen,  so  mächtig  sie  auch 
seyn  mögen,  noch  mich  Selbsten,  welche  Gefahr  auch 
aus  meinem  Verfahren  folgen  würde,  in  Betracht  zu 
ziehn.  —  Sie  fordern  von  mir  über  den  Gegenstand  der 
gestrigen  mündlichen  Mittheilung  eine  schriftliche  Aus¬ 
sage  :  ich  schreite  ohne  Anstand  dazu. 

Sonntags  den  8.  Dezember,  als  ich  um  zehn  Uhr 
Abends  mit  zweien  Freunden  nach  Hause  kam,  über¬ 
reichte  mir  der  Haushüter  Bachler  ein  Billet  von  B. 
Direktor  Laharpe,  durch  welches  mich  dieser  einlud, 
mich  noch  diesen  Abend  bei  ihm  einzufinden.  Dieses 
Billet  war  zwei  Stunden  zuvor  durch  den  Bedienten  des 
B.  Laharpe  gebracht  worden,  welcher  selbes,  als  er  mich 
nicht  fand,  Bachler’n  einhändigte.  Ich  folgte  der  Ein¬ 
ladung.  Sowie  ich  hineingetreten  war,  schliesst  B.  La¬ 
harpe  die  Thüre  von  innen  zu  und  empfängt  mich  freund¬ 
schaftlich.  Ich  fragte  um  seine  Befehle.  Es  ist,  sagte 
er,  eine  Sache  der  grössten  Wichtigkeit :  wir  wollen  uns 
endlich  derjenigen  entledigen,  die  uns  unaufhörlich  Hinder¬ 
nisse  in  den  Weg  legen,  von  jener  Faktion,  die  die  Be- 
publik  zu  Grunde  richten  und  uns  mit  Abscheulichkeiten 
bedecken  will.  Morgen  senden  wir  an  das  gesetzgebende 
Corps  eine  Botschaft  und  fordern  nach  dem  Inhalte  der 
Konstitution  seine  Vertagung.  Wir  schicken  einen  Courier 
nach  Paris,  um  von  daher  Vermittlung Aind  Stütze,  ver- 
mög  dem  dritten  Artikel  des  Allianztraktats,^  gegen  den 
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Widerstand,  den  wir  hier  finden  könnten,  zu  erhalten. 
Eine  Note  an  den  Geschäftsträger,  B.  Pichon,  wird  diesen 
von  imsern  Ivlaassnahmen  unterrichten.  Der  B.  Laharpe 
sprach  noch  von  einem  Brief  in  das  Hauptquartier  der 
Donauarmee :  von  einer  Proklamation  an  das  helvetische 
Volk:  von  Befehlen  an  den  Kriegs-  und  die  andern  Mi¬ 
nister.  Ohne  Zweifel,  sagte  ich,  ist  der  Präsident  des 
Direktoriums  von  diesem  Projekt  unterrichtet  und  giebt 
seine  Beistimmung  dazu?  Er  antwortete,  dass  der  Prä¬ 
sident  keineswegs  davon  wisse :  dass  es  sogar  wesentlich 
sey,  ihn  nichts  davon  wissen  zu  lassen,  denn  durch  ihn 
würde  die  Sache  bald  jenen  mitgetheilt  seyn,  denen  sie 
doch  hauptsächlich  unbekannt  bleiben  sollte.  — 

Er  fügte  bei,  dass  seine  Beistimmung  übrigens  nicht 
noth wendig  wäre,  da  sich  die  Majorität  des  Direktoriums 
(drei  Direktoren)  darüber  verstanden  haben.  Er  schloss, 
indem  er  sagte,  dass  er  einen  Augenblick  vor  der  Sitzung 
zu  dem  Präsidenten  gehen  und  ihn  vorbereiten  wolle  und 
bei  Eröffnung  derselben  sogleich  die  Botschaften  und 
Schreiben  unterzeichnet  und  ausgefertigt  werden  sollten. 

Hierauf  fragte  ich  den  B.  Laharpe,  ob  er  zu  diesen 
Maassregeln  meiner  oder  des  Büreau’s  nöthig  habe.  Er 
antwortete,  dass  es  schicklicher  sey,  wenn  ich  in  diesem 
Geschäfte  gar  nicht  erscheine,  damit  ich  nicht  einer  Ver- 
driesslichkeit  ausgesetzt  werde;  dass  überdiess  die  Ab¬ 
fassungen  und  Uebersetzungen  schon  fertig  seyen:  dass 
die  Ausfertigungen  in’s  Beine  noch  diese  Nacht  gemacht 
würden  und  dass  er  nur  unser  gewöhnliches  Expeditions¬ 
papier  mit  der  gedruckten  Aufschrift  benöthige.  Ich  ant¬ 
wortete  ihm  hierauf,  dass  ich  gewisslich  in  keinem  Fall 
dazu  gestimmt  haben  würde,  mich  zu  Maassregeln  ge¬ 
brauchen  zu  lassen,  die  so  entgegengesetzt  meinen  Grund¬ 
sätzen  sind,  dass  ich  ihn  aber  berechtigt  glaube  Papier 
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zu  verlangen  und  dass  ich  ihm  dasselbe  schicken  werde. 
Auf  dieses  gab  er  mir  die  Einladung  hierzu  schriftlich. 
Ich  fügte  noch  hinzu,  dass  ich  glauben  könnte,  das  Di¬ 
rektorium  würde  bei  diesem  Zustand  der  Dinge  mir  die 
schon  ehemals  verlangte  Entlassung  nicht  versagen,  wor¬ 
auf  er  mir  erwiderte,  dass  ich  über  diesen  Punkt  nach 
Belieben  verfahren  könne. 

Als  ich  mich  entfernte,  forderte  er  über  alles  das, 
so  ich  eben  gehört  hätte,  Stillschweigen.  Meine  Absicht 
war,  sagte  ich  ihm,  so  wie  ich  von  hier  gehen  würde, 
dem  Präsidenten  des  Direktoriums  das  Ganze  mitzu- 
theilen.  Er  forderte  noch  dringender,  nur  bis  zur  Sitzung 
des  andern  Tages  zu  schweigen  und  drang  auf  mein 
Ehrenwort.  Ich  musste  es  ihm  geben.  Als  ich  zurück 
bei  Hause  war,  sah  ich  nach  etwas  Nachdenken,  wie  sehr 
.  diese  Anheischigmach ung,  die  ich  soeben  bei  B.  Laharpe 
eingegangen  war,  den  Grundsätzen  zuwider  sey,  die  ich 
in  seiner  Gegenwart  geäussert  hatte.  Ich  beschloss,  seine 
Forderung  zu  versagen,  und  statt  dem  Papier,  so  er  ver¬ 
langte,  durch  meinen  Bedienten  heigefügtes  Schreiben 
Nr.  I  zu  übersenden.  Eine  halbe  Stunde  nachher  um 
11  Uhr  Abends,  erhielt  ich  den  ebenfalls  abschriftlich 
beigelegten  Brief  Nr.  2.  Dieser  Brief  war  in  einem  zu 
sonderbaren  Styl  ahgefasst  und  stellt  die  Dinge  unter 
einem  von  dem,  was  ich  gehöret  hatte,  so  verschiedenen 
Gesichtspunkte  vor,  als  dass  er  ohne  Antwort  bleiben 
sollte. 

Ich  verfasste  sogleich  das  Schreiben  Nr.  3,  welches 
nur  erst  am  andern  Morgen  (Montag  zwischen  6  und 
7  Uhr)  getragen  werden  konnte.  Das  weitere  ist  Ihnen 
bekannt. 

Auf  diese  Art,  Bürger  Präsident,  glaube  ich  ihrer 
Einladung  Genüge  zu  leisten.  Wenn  Ihnen  diese  Schrift 
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zu  einigem  Gebraiicli  für  die  allgemeine  Sache  tüchtig 
zu  seyn  scheint,  so  bitte  ich  Sie,  durch  keine  mich  ein¬ 
zeln  betreffende  Betrachtung  sich  aufhalten  zu  lassen; 
es  ist  um  Wahrheit  und  um  mein  Vaterland  zu  thun, 
dieses  ist  genug,  mir  alle  Besorgniss  zu  benehmen  und 
Sie  wissen,  dass  meine  Stelle  mich  nicht  festhält.  Ich 
bitte  Sie  vielmehr,  die  Unannehmlichkeit  in  Erwägung 
zu  ziehen,  die  in  meinem  Verhältniss  gegen  Bürger  La- 
harpe  walten  müsste ,  und  derselben  auszuweichen,  in¬ 
dem  Sie  mir  meine  Austrettung  gestatten. 

Gruss  und  Ehrfurcht 

Der  General-Sekretär 
des  Vollz.  Direkt.:  Mousson.  » 

Abends  spät  nahm  demzufolge  der  Grosse  Rath 
mit  65  gegen  38  Stimmen  den  Beschlussentwurf  an,  der 
die  drei  Direktoren  wegen  Hochverrath  in  Anklagezu¬ 
stand  versetzte  und  interimistisch  die  zwei  andern  allein 
bis  zu  neuen  Wahlen  mit  der  Gewalt  betraute.  Der 
Senat  bestätigte  mit  43  gegen  8.  Der  Beschluss  lautete 
(N.  Helv.  Blatt,  pag.  8): 

«  Nachstehender  Beschluss  ist  vom  Senat  angenommen 
worden.  In  Erwägung,  dass  das  bisherige  Vollziehungs¬ 
direktorium  eine  Menge  unzweideutige  und  bestimmte  Be¬ 
weise  seiner  Unfähigkeit  gegeben  hat,  die  öffentlichen 
Angelegenheiten  zu  führen  ; 

In  Erwägung ,  dass  insbesonders  die  B  B  Laharpe, 
Secretan  und  Oberlin  sich  einer  Verschwörung  gegen  die 
Nationalrepräsentation  schuldig  gemacht  haben,  deren 
inconstitutioneller  und  gefährlicher  Zweck  aus  den  dem 
grossen  Rath  vorgelegten  Beweisschriften  deutlich  er- 
hellet ; 

In  Erwägung,  dass  die  Wohlfahrt  des  Vaterlands  und 
die  Erhaltung  der  constitutionellen  Nationalrepräsentation 
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schlechterdings  nicht  zulassen ,  dass  die  Zügel  der  Ke- 
gierung  länger  in  den  Händen  dieser  Männer  bleiben; 

In  Erwägung,  dass  die  B  B  Direktoren  Dolder  und 
Savary  und  der  Generalsekretär  Mousson  durch  ihre 
Standhaftigkeit  allein  die  Ausführung  jener  gefährlichen 
Rathschläge  verhinderten; 

In  Erwägung ,  dass  der  traurige  Zustand  der  Re¬ 
publik  und  die  beinahe  durchgängige  Desorganisation  der 
öffentlichen  Gewalten  die  Niederlegung  der  Regierung  in 
fähigere  Hände  nothwendig  machen ,  hat  der  grosse  Rath, 
nach  erklärter  Dringlichkeit 

beschlossen: 

I.  Das  Vollziehungsdirektorium  ist  von  diesem  Augen- 
blik  an  aufgelöst. 

II.  Die  Mitglieder  desselben  bleiben  für  ihre  Verhand¬ 
lungen  verantwortlich. 

IH.  Denen  B  B  Dolder  und  Savary  ist  einzig  die  voll¬ 
ziehende  Gewalt  übertragen,  bis  die  gesetzgeben¬ 
den  Räthe  die  neuen  Wahlen  gemacht  haben. 

IV.  Die  B  B  Dolder  und  Savary  sind  bei  ihrer  Ver¬ 
antwortlichkeit  beauftragt,  die  zur  Sicherheit  der 
Nationalrepräsentation  und  zu  Erhaltung  der  öf¬ 
fentlichen  Ordnung  nöthigen  Maassregeln  vorzu¬ 
kehren. 

V.  Denen  B  B  Dolder  und  Savary  wird  die  pünktliche 
und  schnelle  Vollziehung  dieses  Dekrets  aufge¬ 
tragen.  » 

Eine  Zeit  lang  schien  es  aber  noch  zum  thatsäch- 
lichen  Kampf  kommen  zu  wollen. 

Die  drei  geächteten  Direktoren  Laharpe ,  Secretan 
und  Oberlin  hatten  sich  ohne  den  Präsidenten  und  Sa- 
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Vary,  in  voller  Amtstracht,  Laharpe  mit  Säbel  und  Pistolen 
bewaffnet,  im  Stiftsgebäude  konstituirt  und  die  Minister 
vor  sieb  berufen,  die  jedoch  nicht  erschienen,  sondern 
sich  im  Gegentbeil  zu  Dolder  begaben.  Die  untergeord¬ 
neten  Beamten  liefen  an  diesem  merkwürdigen  Tage 
längere  Zeit  ziemlich  ratblos  zwischen  beiden  Direktorien 
bin  und  her ,  ungewiss,  welches  davon  das  der  Zukunft 
sein  werde.  Labarpe  wollte  noch  die  1500  Mann  fran¬ 
zösischer  Truppen  öffentlich  anreden,  die  in  Bern  ein- 
quartirt  lagen  und  mit  ihrer  Hülfe  Dolder  und  Savary 
gefangen  setzen,  fand  aber  seine  Kollegen  dazu  nicht 
mehr  entschlossen  genug ;  dagegen  gingen  sie  alle  in  der 
Tbat  den  französischen  Divisionsgeneral  Müller  um  Bei¬ 
stand  an. 

Die  Entscheidung  lag  wieder  rein  in  der  Hand  der 
Franzosen.  Pichon,  der  Geschäftsträger,  entschloss  sich, 
ohne  Zweifel  nach  Ordre,  für  Passivität  und  damit  gegen 
die  alten  Freunde,  Laharpe  an  der  Spitze,  dem  nun  der 
nämliche  französische  Wille,  der  ihn  vor  VI2  Jahren  in 
das  Direktorium  gehoben  hatte ,  wieder  den  Sturz  be¬ 
reitete.  — 

Die  drei  Direktoren  im  Stift  mussten  dem  Geschicke 
weichen.  Sie  gaben  am  8.  Januar  ein  Schreiben  folgen¬ 
den  Inhalts  ein  (N.  Rep.  Blatt,  pag.  40): 

«  Bürger,  Gesetzgeber  ! 

Die  drei  Unterzeichneten  Bürger  ,  die  Euer  Dekret 
vom  7.  dieses  aus  dem  Vollziehungsdirektorium  aus- 
schliesst  und  deren  Ehre  durch  seine  Erwägungsgründe 
gefährdet  wird,  kommen,  in  Kraft  der  Konstitution,  von 
Eurer  Gerechtigkeit  die  Mittheilung  der  gegen  sie  ge¬ 
richteten  Anklage,  der  Thatsachen  und  der  Belegschriften 
zu  begehren,  welche  Eurem  Dekret  zum  Grunde  dienten, 
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und  die  Freiheit,  Euch  ihre  Rechtfertigung  vorlegen  zu 
dürfen. 

Die  Unterzeichneten  bringen  dem  Vaterlande  gerne 
das  Opfer  von  Stellen ,  wo  das  Unglück  der  Zeiten  sie 
verhinderte,  alles  das  Gute  zu  stiften,  das  sie  gewünscht 
hätten. 

Bern,  den  8.  Jan.  1800. 

Gruss  und  Ehrfurcht 
Laharpe.  Secretan.  Oberlin. » 

Diese  Vertheidigungsschriften  reichten  sie  in  der  That 
später  ein  und  ist  besonders  die  von  Laharpe  ein  na¬ 
türlich  sehr  interessantes  Aktenstück.  Es  findet  sich 
ebenfalls  abgedruckt  im  N.  Rep.  Blatt ,  pag.  129.  Sie 
erhielten  einen  rückständigen  Vierteljahrsgehalt,  um  ihre 
Schulden  bezahlen  zu  können ,  und  wurden  dann  vor¬ 
läufig  unter  polizeilicher  Aufsicht  in  ihre  Heimathorte 
eingegränzt.  (K  Rep.  Blatt,  pag.  133). 

Bald  indess  vollzog  sich  bei  ihnen ,  besonders  La¬ 
harpe  gegenüber,  eine  Art  von  Restauration  der  öffent¬ 
lichen  Meinung,  welche  Ochs  und  später  Dolder,  der 
damalige  Sieger ,  nie  erfahren  haben.  Zufolge  der  Be¬ 
mühungen  namentlich  von  Moritz  Glayre  in  der  neuen 
Regierung,  wurde  der  Beschluss  der  polizeilichen  Ein- 
gränzimg  und  Ueberwachung  anfänglich  suspendirt  und 
am  15.  Februar  schon  gänzlich  zurückgenommen.  Auch 
der  Antrag,  die  Exdirektoren  nach  dem  früheren  Be¬ 
schlüsse  wirklich  vor  Gericht  zu  stellen  (angebracht  von 
Herzog  von  Effingen)  wurde  am  13.  Januar  schon  mit 
Tagesordnung  beantwortet.  (N.  Rep.  Blatt,  pag.  73.) 

Die  öffentliche  Meinung  seither  hat  diese  Mässigung 
gerechtfertigt.  Laharpe  war  trotz  seiner  Leidenschaft  und 
Gewaltthätigkeit,  die  ihn  namentlich  den  deutschen  An- 
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schaiiungen  von  Freiheit  niemals  ganz  verständlich  werden 
lässt,  ein  Mann,  der  nichts  für  sich,  sondern  Alles  für  sein 
Vaterland  wollte.  Und  unter  seinen  Gegnern  von  damals 
und  später  befanden  sich  sehr  viele  von  den  gewöhnlicheren 
Naturen,  die  sich,  in  der  Republik  namentlich,  zu  allen 
Zeiten  gleich  bleiben  und  die  daher  schon  Perikies  treffend 
mit  den  Worten  schildert:  «  denn  soweit  lässt  man  sich 
das  Lob  Anderer  etwa  gefallen,  als  man  selber  meint 
im  Stande  zu  sein,  auch  Aehnliches  zu  leisten.  Was 
aber  über  diese  Schranken  geht,  das  wird  stets  beneidet 
und  angezweifelt.  »  (Thuc.  II,  35.)  Der  Dilettantismus 
des  gemeinen  Parlamentariers,  der,  selbst  zu  klein, 
gegen  alles  Hervorragende  Neid  in  seiner  Seele  fühlt, 
und  wenn  er  sich  auch  einer  Ueberlegenheit  zeitweise 
beugt,  nie  treu,  sondern  stets  bereit  ist,  abzufallen, 
muss  bei  diesem  Ereignisse  des  7.  uud  8.  Januars  1800 
auch  mit  in  Rechnung  gezogen  werden.  Ihnen  ist  eine 
jele  Art  von  Originalität  ein  Gräuel,  sie  .fühlen  sich 
nur  wohl  in  einem  Elemente  von  allgemeiner  Mediocri- 
tät,  in  dem  kleine  äusserliche  A^orzüge  zur  Geltung  kom¬ 
men,  und  das  einzige  wahre  Talent,  das  sie  besitzen,  ist 
das  der  Kritik,  das  stets,  wie  der  Dichter  sagt,  von  denen 
am  allerschärfsten  geübt  wird,  die  auf  eigene  produktive 
Leistungen  verzichtet  haben.  Ihnen  gegenüber  hat  die 
Geschichte  Laharpe  glänzend  gerechtfertigt.  Schon  seine 
älteren  Lebenstage  verflossen  in  ruhigen  Ehren  in  seinem 
nugeren  A^aterlande,  das  zwar  jetzt  (1800)  auch  einzelne 
Begiückwünschungsadressen  über  seinen  Sturz  einschickte, 
(so  z.  B.  Vevey  uud  Latour  N.  R.  BL,  p.  75),  ihm  aber 
14  Jahre  später  zum  zweiten  Male  seine  Selbständigkeit 
verdanken  musste. 

Es  lag  stets  in  dem  Wesen  Friedrich  Cäsar  Laharpe’s 
eine  gewisse  gebietende  Grösse,  die  selbst  den  Ver- 
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dacht  einer  Möglichkeit  niedriger  und  eigensüchtiger  Ab¬ 
sichten  .abzuwehren  schien  und  die  in  gleicher  Weise 
kein  anderer  Mann  der  damaligen  Zeit  besass  ,  selbst 
GJayre,  oder  Rengger  z.  B.  nicht,  die  uns  sonst  im  Ganzen 
sympathischer  sind.  Für  diese  Grossartigkeit  haben  nicht 
immer  die  Mitlebenden,  wohl  aber  die  Nachwelt ;  nur  aus¬ 
nahmsweise  die  Mitstrebenden  und  Kollegen  eines  bedeu¬ 
tenden  Staatsmannes,  stets  aber  das  ganze  Volk  Sinn  und 
Gefühl.  Und  ein  solcher  entgeht  daher  zwar  selten  einer 
vorübergehenden,  aber  immer  der  dauernden  Verkennung 
und  der  Vergessenheit,  die  das  Schicksal  seiner  momentanen 
Gegner  und  Verfolger  ist.  Daher  hat  auch,  während  Ochs 
und  Dolder  völlig  vergessen  sind ,  heute  Laharpe  sein 
ehrenvolles  und  wohlbekanntes  Denkmal  in  Rolle,  auf 
der  kleinen  Insel  im  See,  und  Sie  dürfen  trotz  Allem, 
was  wir  über  ihn  zu  urtheilen  genöthigt  waren,  immer¬ 
hin,  wenn  Sie  dahin  kommen,  auch  einen  Kranz  an  dieser 
Denkstätte  niederlegen.  Die  Grösse  einer  solchen  Er¬ 
scheinung,  der  heroische  Zug  des  menschlichen  Wesens, 
der  in  ihr  ausgeprägt  hervortritt,  ist  unter  einem  kleinen 
und  friedlichen  Volke,  wie  wir  es  jetzt  sind,  von  Zeit  zu 
Zeit  gar  nicht  zu  entbehren.  Es  ist  diess  die  nämliche 
Empfindung,  die  unsere  Nationalfeste,  den  Cultus  un¬ 
serer  Schweizergeschichte  und  Vergangenheit  hervor¬ 
gerufen  hat  und  die  uns  oft  unsere  kriegerische  Vorzeit 
in  schönerem  Lichte  erscheinen  lässt,  als  sie  es  eigent¬ 
lich  nach  strenger  Abwägung  aller  thatsächlichen  Ver¬ 
hältnisse  verdienen  würde.  Denn  das  Heroische  ist 
es  doch  einzig ,  was  die  menschliche  Seele  dauernd 
ausfüllt  und  befriedigt.  Das  Leben  in  dem  Grossen, 
Wahren,  Inhaltlichen,  was  unter  dem  Vorübergehenden 
und  Trivialen  so  vielen  Menschen  gänzlich  verborgen 
bleibt  und  doch  allein  die  wahre  Geschichte  der  Mensch- 
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heit  ausmacht.  Zu  diesem  Heldenthiim  zu  gelangen 
—  dessen  seien  Sie  sich  nur  immer  bewusst  —  ist  die 
eigentliche  Aufgabe  eines  jeden  Menschen,  in  jeder 
Stellung  und  Berufsart.  Ein  Jeder  von  uns  ist  in  eine  Welt 
von  Schwierigkeiten  und  Kämpfen  hineingehoren ,  die 
ihm  keinerlei  Lebensstellung  ersparen  kann,  und  soll  am 
Schlüsse  seines  Lebens,  selbst  des  im  engsten  Kreise  sich 
bewegenden,  als  ein  Held  und  Sieger  daraus  hervorgehen. 
Sonst  hat  sein  Leben  keinen  Werth  gehabt.  Der  Erste 
Schritt  aber,  um  ein  Held  zu  werden,  ist,  wie  schon  oft 
gesagt  wurde,  Heldenthum  bei  Andern,  wo  immer  es  sich 
zeigt,  aufrichtig  schätzen  zu  können.  — 

Damit  nehmen  wir  Abschied  von  Friedrich  Cäsar 
Laharpe.  Exit  —  unsere  Geschichte  nennt  ihn  nicht 
wieder.  —  Er  wurde  zwar  im  Jahre  1800  noch  als 
Verfasser  politischer  Broschüren  («  Julius  Alpinus  »)  viel 
genannt  und  schliesslich  in  Folge  einer  eigenthümlichen 
Fälschung  von  Papieren  seitens  eines  helvetischen  Be¬ 
amten  sogar  gefangen  gesetzt  und  nach  Bern  geführt.  In 
Payerne  konnte  er  aber  entfliehen  und  begab  sich  zuerst 
nach  Paris  und  im  folgenden  Jahre  auf  kurze  Zeit  wieder 
nach  Russland.  Im  Jahre  1832  gab  er  dann  noch  eine 
sehr  interessante  Vertheidigungsschrift  gegen  vielfache 
Beschuldigungen  in  einem  unbedeutenden  Buche  « de 
Seigneux,  precis  de  la  revolution  du  canton  de  Vaud» 
heraus.  Er  starb  in  Lausanne  erst  am  30.  März  1838, 
an  den  Pforten  einer  besseren  Zeit. 

Sein  Testament  vom  25.  und  26.  Juli  1837 
gedenkt  in  würdigen  Worten  einer  Anzahl  von  Freun¬ 
den  der  helvetischen  Periode  aus  sehr  verschiedenen 
Ständen,  die  damals  noch  lebten,  und  deutet  auch  darauf 
hin  ,  dass  sich  im  Besitze  seiner  Familie  noch  eine  An- 
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zahl  vielleicht  wichtiger  Papiere  über  die  Helvetik  be¬ 
finden  müssen,  deren  Licht  uns  zur  Stunde  noch  abgeht. 

Wir  können  uns  zum  Schlüsse  nicht  versagen,  die 
Stellen  von  allgemeinem  Interesse ,  welche  das  unge¬ 
schwächte  leidenschaftliche  Feuer  des  SSjährigen  Greises 
vollständig  charakterisiren ,  hier  zu  veröffentlichen,  um 
so  mehr,  als  sie  unseres  Wissens  bisher  niemals  in  wei¬ 
teren  Kreisen  bekannt  geworden  sind.  Sie  sind  sein 
bestes  Denkmal,*)  — 

«  Je,  soussigne,  Frederic  Cesar  de  la  Harpe,  citoyen 
des  Cantons  de  Vaud  et  du  Tessin,  ex-President  du  ci- 
devant  Directoire  Executif  de  la  Repuhlique  Helvetique 
une  et  indivisible ,  Ancien  instituteur  de  S.  M.  l’Em- 
pereur  de  Russie  Alexandre  de  glorieuse  memoire, 
ai  dispose  conime  il  suit  de  mes  biens : . 

Je  legue  au  Canton  de  Vaud: 

P  Ma  Bibliotheque,  ä  Texception  des  ouvrages  qui 
devront  en  etre  distraits,  conformement  ä  mes  legs  et  de 
mes  manuscrits  dont  ma  femme  et  mes  Executeurs 
testamentaires  disposeront. 

2®  Ce  qui  se  trouvera  chez  moi,  en  instruments,  mi- 
neraux,  herbiers,  et  autres  objets  appartenant  aux  Sciences 
physiques  et  naturelles. 

3®  Le  portrait  de  S.  M.  I.  Alexandre  peint  par 
le  celebre  Gerard,  don  de  ce  monarque.  Les  traits  du 
puissant  ami  du  peuple  Suisse,  dont  la  protection  s’e- 
tendit  sur  les  nouveaux  Cantons,  et  en  particulier  sur  les 
cantons  d’Argovie  et  de  Vaud,  au  jour  de  leur  detresse. 


Das  Testament  enthält  ausserdem  eine  grosse  Anzahl  von 
Privatverfügungen,  namentlich  zu  Gunsten  seiner  ihn  überlebenden 
Gattin  Dorothee  Catherine  geh.  Böthlingk  und  anderer  Verwandter, 
die  nicht  der  Geschichte  angehören. 
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doivent  etre  conserves  parrai  nous.  Ce  portrait  devrait 
decorer  la  Salle  du  G-rand-Conseil. 

4*^  10  louis  pour  etre  employes  ä  rerection,  dans  le 
choeur  de  la  Cathedrale  de  Lausanne,  d’un  marbre  tout 
simple,  destine  ä  rappeier  la  memoire  du  major  Davel, 
mort  en  1723  sur  rechafaud  pour  avoir  tente  sans  succes 
—  ce  qui  nous  a  reussi. 

UAssemllee  provisoire  avait  manifeste  la  volonte 
d’honorer  ce  Martyr.  Elle  avait  compris,  que  l’esprit 
public  doit  etre  soutenu  par  de  grands  exemples,  et 
qu’il  serait  honteux  de  ranger  Fingratitude  parnii  les 
vertus  republicaines . 

Je  legue  au  h.  Cant on  d’Argovie  la  medaille  en  or 
frappee  pour  le  couronnement  d’Alexandre  Sur  Fune 
des  faces  est  Feffigie  de  ce  monarque  philantbrope.  Sur 
Fautre  est  place  sur  un  autel,  le  livre  des  loix,  avec 
Finscription  Za  Kou  (la  Loy),  Symbole  des  principes 
professes  par  ce  monarque,  au  moment  oü  il  etait  in- 
vesti  du  pouvoir  absolu.  J’espere  que  ce  louable  Canton 
accueillira  cet  hommage  d’un  concitoyen,  qui  ne  cessa 
de  faire  des  voeux  pour  sa  prosperite. 

Je  legue  au  louable  Cantoji  du  Tessin,  dont  j’avais 
Fhonneur  d’etre  citoyen,  20  louis^  que  je  desirerais  etre 
employes,  ou  ä  recompenser  des  maitres  d’ecole,  ou  a 
subvenir  ä  la  depense  qu’entrainerait  un  essai  de  la 
methode  d’enseignement  mutuel,  applicable  aux  cam- 
pagnes . . . 

Je  legue  ä  M.  Stapfen  ci-devant  Ministre  de  Flns- 
struction  publique  de  la  Kepublique  Helvetique,  mon 
Ovide  d’Elzevir,  cornme  Souvenir  des  travaux  qu’il  entre- 
prit,  dans  le  but  de  reformer  l’education  publique,  et  de 
rendre  les  Suisses  dignes  de  la  liberte  qu’ils  recouvrerent 
en  1798. 
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C’est  ä  lui  qu’appartient  Porganisation  des  Conseils 
tV education,  qui  obtint  dans  le  teinps  Papprobation  de 
toiis  ceux,  qui  desirent  voir  la  liberte  reposer  siir  les 
lumieres. 

Je  lögue  k  la  venerable  congregation  de  S^-Urhain, 
de  POrdre  de  S*-Benott,  Aegidii  Tschudi  Chronicon  Hel- 
veticum.  2  vol.  in  foL,  en  memoire  de  sa  sagesse  dans 
les  moments  difficiles,  et  de  la  Cooperation  vraiment 
apostolique  du  P.  Krauer,  Pun  de  ses  membres,  aux 
mesures  prises  par  le  Directoire  helvetique  et  par  son 
ministre,  pour  fonder  dans  les  eampagnes,  des  ecoles 
propres  ä  repandre  Pinstruction  qui  manquait. 

Je  legue  au  Reverend  Pere  Girard  de  Fribourg, 
appartenant  au  venerable  ordre  des  Franciscains,  T.  Li- 
vius  Editio  vciriorum,  comme  temoignage  de  la  baute 
estime,  que  je  partage  avec  tous  les  gens  de  bien,  pour 
son  beau  caractere,  et  les  immenses  Services  rendus  par 
lui  ä  la  patrie,  en  propageant  les  bonnes  methodes  de 
Pinstruction  populaire. 

Je  legue  10  louis  ä  Vauteur  du  meilleur  livre  eie¬ 
rn  entaire,  dans  lequel  les  ecoliers  pourront  acquerir  des 
idees  justes  des  devoirs  d’un  citoyen  vaudois,  sous  le 
nouvel  ordre  de  choses.  La  Societe  d’ütilite  publique 
sera  priee  de  prononcer.  .  . . .  .  .  . 

Je  nOmme  pour  mes  executeurs  testamentaires,  Mes¬ 
sieurs  Perdonnet,  pere,  Daniel  Alexandre  Chavannes,  pro- 
fesseur  et  Monnard,  professeur,  espörant  qiPils  voudront 
bien  me  rendre  ce  dernier  Service  et  se  concerter  avec 
ma  cbere  femme. 

J’autorise  mes  executeurs  testamentaires  ä  faire  un 
triage  de  mes  rnanuscrits. 

Ils  reserveront  pour  Pepoque  indiquee  en  ces  mots, 
par  Tacite:  Ubi  sentire  quae  velis  et  qiiae  sentias,  dicere 
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licet,  ceux  qui  traitent  de  notre  revolution,  et  de  l’ad- 
ministration  du  Directoire  Helvetique,  ceux  qui  ne  con- 
cerneraieut  que  mon  individu,  et  ceux  qui  fourniraient 
de  donnees  sur  la  periode  memorable  que  nous  avons 

traversee . 

Si  les  premieres  annees  du  XIX®  siede,  sans  excepter 
les  annees  1815  et  suivantes,  nous  rappellent  les  siecles 
V®,  VP  et  VII®,  et  nous  inontrent  les  luinieres  et  la 
liberte  einigrant  de  l’Europe,  corame  elles  avaient  jadis 
emigre  de  TAsie,  consolons  nous,  en  voyant  au  delä  des 
iners,  se  former  des  azyles  nouveaux,  oü  seront  accueillis 
desormais,  les  principes  et  les  sentimens  qui  firent  long- 
teinps  la  gioire  et  les  delices  de  l’Europe  civilisee.  Sur 
la  cime  des  Andes,  lä,  d’oü  les  regards  plongent,  ä  la 
fois,  sur  rOcean  Atlantique  et  sur  la  Mer  pacifique, 
s’elevera  le  trone  resplendissant  de  la  Liberte.  C’est  de  lä 
que  partiront  les  eclairs  qui,  traversant  la  vaste  etendue 
des  mers,  iront  reveiller  les  peuples,  sur  leurs  rives  les 
plus  eloignees.  L’Angleterre,  qui  se  montra  plus  d’une 
fois,  leur  adversaire  en  Europe,  aurä,  ä  son  insgu  peut- 
etre,  contribue  plus  que  d’autres  ä  ce  grand  resultat,  en 
faisant  connaitre  ses  institutions  liberales  partout  oü  ses 
navires  auront  aborde.  Que  cette  perspection  nous  rende 

le  Courage.  . . ^  • 

Adieu,  mes  amis:  conservez  ina  memoire.  —  Sans 
doute  ce  qui  n’etait  pas  mortel  en  moi  aurä  rejoint  la 
source,  d’oü  il  etait  parti,  et  s’il  est  de  reminiscences 
par  delä  le  tombeau,  vous  vivez  dans  le  Souvenir  de 
votre  ami.  II  aima  beaucoup  son  pays,  et  s’occupa  sans 
cesse  des  moyens  d’assurer  son  independance  et  de  lui 
procurer  les  institutions  sans  lesquelles  il  ne  peut  exister, 
ni  liberte  veritable,  ni  esprit  public.  Ses  eiforts  ne  furent 
pas  toujours  secondes;  ils  lui  valurent  meine  des  avanies 
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qui  lui  firent  coraprendre  la  necessite  de  renoncer  aux 
affaires  publiqiies.  Si  la  conscience  des  ennemis  de  la 
veritable  liberte,  leur  pardonne  ce  qu’ils  ont  teilte 
contr’elle,  je  leur  pardonne  egalernent. 

Puissent  les  vrayes  lumieres  penetrer  doucement 
dans  les  lieux  les  plus,  ecartes,  eclairer  les  hoinines  de 
toutes  les  classes,  qui  tous,  ont  un  droit  egal  ä  l’ins- 
truction,  faire  avancer  leur  civilisation,  les  rendre  plus 
sages,  plus  justes,  plus  huinains;  et  puisse  la  grande 
cause  de  la  liberte  que  nous  avons  vu  trahie,  bafouee, 
insultee  par  tant  de  charlatans,  de  fourbes  et  d’hypo- 
crites,  toujours  devancee  par  les  lumieres,  dont  eile  doit 
etre  inseparable,  triompber  enfin  pour  le  bonheur  de  la 
pauvre  humanite!  C'est  en  croyant  ä  cet  Ävenir  qui  me 
cousole  du  present,  que  je  clos  mon  testament. »  — 


Er  ging  stolz  ab  von  der  Bühne,  auf  der  er  lange 
die  Erste  Rolle  gespielt  hatte  und  ganz  dieser  Rolle 
gemäss  stürzte  mit  ihm  die  helvetische  Verfassung  vom 
12.  April  1798  selber  zusammen. 

Schon  am  8.  Januar  beschloss  die  siegreiche  Mehr¬ 
heit  der  gesetzgebenden  Räthe,  nicht  mehr  andere  Di¬ 
rektoren  an  die  Stelle  der  abgetretenen  zu  wählen,  wie 
es  in  der  Natur  der  Sache  und  in  den  Vorschriften  der 
bestehenden  Verfassung  gelegen  hätte.  Sondern  sie  er¬ 
nannte  vielmehr  eine  ganz  revolutionäre  Behörde  von 
sieben  Mitgliedern,  die  man  auch  «Vollziehungs¬ 
ausschuss»,*)  nicht  mehr  Direktorium,  zu  nennen 
beschloss,  und  die  einstweilen  die  Regierung  des  Staats, 

Erst  vom  8.  August  1800  ab  wird  für  diese  Behörde  dann 
der  Titel  „Yollziehungsrath  “  (Conseil  executif)  gebraucht. 
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bis  zur  Erstellung  einer  neuen  Verfassung,  an  die  Hand 
n3hmen  sollte. 

% 

Dieser  Beschluss,  der  die  Verfassung  eigentlich  auf¬ 
hob,  lautete:  (N.  H.  T.  pag.  16.) 

«Bern,  8.  Januar. 

Nachfolgende  Beschlüsse  sind  vom  Senat  angenom¬ 
men  worden: 

In  Erwägung  der  Republik  und  der  Erwartung  des 
Volks,  bald  eine  neue  Constution  zu  erhalten; 

In  Erwägung  der  Nothwendigkeit,  diesem  Volk  eine 
sichre  Gewährleistung  zu  geben,  dass  an  dieser  neuen 
Constitution  mit  grösster  Thätigkeit  gearbeitet  werde; 
hat  der  grosse  Rath  nach  erklärter  Dringlichkeit  be¬ 
schlossen: 

1.  An  die  Stelle  des  aufgelösten  Direktoriums  soll 
ein  Vollziehungsausschuss  von  sieben  Mitgliedern  bis  zur 
Einführung  einer  neuen  Constitution  gesetzt  werden. 

2.  Die  Mitglieder  dieses  Vollziehungsausschusses 
sollen  eines  nach  dem  andern  durch  geheimes  und  abso¬ 
lutes  Stimmenmehr  gewählt  werden. 

3.  Die  Präsidenten  der  beiden  Räthe  werden,  wie 
bei  den  ehemaligen  Wahlen  der  Mitglieder  des  Direk¬ 
toriums,  das  erstemal  das  Loos  ziehen,  welcher  von 
beiden  Rathen  den  Vorschlag  oder  die  Wahl  habe,  und 
dann  werden  sie  immer  um  den  Vorschlag  abwechseln. 

4.  Derjenige  Rath,  welcher  den  Vorschlag  hat,  wird 

dem  andern  Rath,  welcher  wählt,  immer  eine  Liste  von 
drei  Kandidaten  zusenden,  die  sämrntlich  durch  geheimes 
und  absolutes  Stininienmehr  gewählt  werden  müssen  und 
aus  welchen  dieser  letztere  das  Mitglied  in  den  Voll¬ 
ziehungsausschuss  erwählen  soll. »  ‘  -  - 
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«In  Erwägung,  dass  es  wichtig  ist,  das  helvetische 
Volk  von  den  Gründen  zu  überzeugen,  welche  seine 
Stellvertreter  bewogen  haben,  das  Vollziehungsdirektorium 
aufzulösen ; 

hat  der  Grosse  Rath  nach  erklärter  Dringlichkeit 
beschlossen: 

Der  von  der  vereinigten  Commission  der  beiden 
Käthe  denselben  vorgelegte  Bericht  über  den  Zustand 
vier  Republik  und  den  bisherigen  Gang  der  öffentlichen 
Angelegenheiten,  die  Anzeige  einer  von  drei  Mitgliedern 
des  Vollziehungsdirektoriums  ausgesponnenen  Verschwö¬ 
rung  und  die  betreffenden  Belege,  sollen  mit  dem  darauf 
-erfolgten  Dekret  in  den  drei  Sprachen  gedrukt  und  in 
nllen  Gemeinden  Helvetiens  ausgetheilt  werden.  » 


Die  Opposition,  die  sich  im  Schoosse  der  Versamm¬ 
lung  selbst  gegen  eine  solche  Beseitigung  wesentlicher 
Theile  der  helvetischen  Verfassung  und  gegen  diese  will¬ 
kürlich  eingesetze  provisorische  Regierung  überhaupt  er¬ 
hob,  war  in  diesem  Momente  ganz  ohne  Wirkung  auf 
die  leidenschaftlich  erregte  Stimmung  der  Mehrheit. 

Der  zuweilen  in  grossen  Krisen  richtige,  öfter  aber 
■gefährliche  Satz :  «  Salus  reipublicse  suprema  lex  esto  » 
wurde  auch  hier  angeführt,  um  damit  die  warnenden 
-Stimmen  zu  übertäuben,  die  in  einer  solchen  Aenderung 
nicht  allein  der  Personen,  sondern  der  Regierungsweise 
.selbst,  den  Anfang  des  Endes  der  Helvetik  überhaupt 
.erkannten.  (Vide  Verhandlungen  vom  13.  Januar  1800). 

Die  ganze  Staats  Veränderung  wurde  durch  eine 
Proklamation  des  Vollziehungsausschusses  vom  10.  Ja¬ 
nuar  dem  helvetischen  Volke  zur  Kenntniss  gebracht 
nnd  gleichzeitig  dem  Bürger  Mousson  ein  besonderer 

24 
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Dank  des  Vaterlandes  für  seine  Anzeige  votirt.  (12.  Jan., 
N.  H.  B.  pag.  36  u.  51). 

Am  20.  Januar  folgte  dann  noch  eine  zweite 
Proklamation  der  Räthe  selber  an  das  nämliche  Volk 
(N.  H.  B.  83,  bull.  III,  493),  die  nicht  ärmer  an  Beschöni¬ 
gung  des  Geschehenen  und  an  den  besten  Versprechun¬ 
gen  für  die  Zukunft  war.  Von  mehreren  Regierungs¬ 
statthaltern  der  Kantone  liefen  sofortige  Zustimmungs¬ 
adressen  ein,  lebhafte  von  Luzern,  von  Solothurn,  von 
Zschokke,  damals  Regierungskommissär  in  Schwyz,  und 
sogar  von  Aarau,  der  Wiege  der  Helvetik;  eine  sehr 
praktisch  nüchterne,  die  hauptsächlich  vom  Sparen  spricht, 
von  Thun,  und  eine  merkbar  kühle  von  Gaudenz  Planta, 
Regierungsstatthalter  von  Bern.  (N.  H.  B.  52.)  Ebenso 
Hess  Talleyrand  durch  den  helvetischen  Gesandten  Jenner 
in  Paris  Glück  und  Segen  wünschen. 

Am  meisten  Unzufriedenheit  über  den  Staatsstreich 
scheint  im  Ganzen  in  Leman  geherrscht  zu  haben.  Wenig¬ 
stens  sagt  Usteri  im  Neuen  helv.  Blatt  (pag.  68),  dass 
ihm  von  dort  eine  beträchtliche  Anzahl  von  Schreiben 
zugekommen  sei,  wie  er  Ein  solches,  als  Muster  für  eine 
« künftige  Ausgabe  eines  allgemeinen  Eidgenössischen 
Briefstellers  »  veröffentlicht,  das  allerdings  drastisch  genug 
lautet  und  blos  als  Spezinien  der  Stimmung  im  grossen 
Patriotenlager  hier  noch  seinen  Platz  finden  mag. 

«Lausanne,  1800. 


Herr  Usteri! 

Mit  nicht  wenig  Freuden  sehen  wir  das  je  länger 
je  besser  Ihr  an  Eurem  Ende  arbeitet,  gleich  wie  ein 
Kaufmann  der  Banquerotieren  will.  Er  schmeisst  auch 
Alles  unter  einander,  euere  letzte  Motion  von  wegen  dem 
Nouvelliste  Vaudois  verdient  20  Jahre  an  einen  Wagen 
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geschmiedet  zu  seyn  und  100  prügel  täglich.  Ihr  werdet 
euch  eben  bald  verwundern,  wan  in  Kurzer  zeit  ich  euch 
selbst  für  lebenslänglich  in’s  Schellenhauss  verdamme, 
allein  müsset  Ihr  nicht  seyn ,  der  feine  Escher  ,  Kuhn, 
Koch,  Perrigue,  Markattchy,  Graffenried,  Zimmermann, 
Huber,  weil  er  sich  wie  eine  Fahne  gezeiget,  Gmur 
wegen  seinen  Spöttischen  und  arristokratischen  Reden: 
und  wie  ein  Commediant  herplauderte,  und  noch  etliche 
aus  dem  Senat :  alle  diese  feine  Herren  sind  bekand. 

Bedenket  nur . ,  das  Ihr  bald  Euch 

nicht  mehr  Senatoren  u.  Rathsherren  nennen  werdet, 
wir  Erwarten  einen  Zeitpunkt  und  alsdann  werden  über 
10  mahl  Tausend  und  abermal  Tausend  aufstehen  und 
ströhmen  von  eurem  besudelten  Blud  muss  die  Freyheit 
Rächen ,  die  Ihr  so  abscheulich  gewürget  habet ,  alle 
Wurzeln  der  Freyheitbäume  müssen  davon  befeuchtet 
werden,  damit  sie  auf  die  zertrümmerten  Despoten  Kör¬ 
per  blühen  können,  Ihr  wollet  geistreiche  Leute  seyn, 
aber  entweder  müsset  Ihr  gewaltige  Ochsen,  oder  ganz 
Helvetien  für  dieselben  halten,  unsere  Thaten  sollen  und 
müssen  euch  aber  das  Gegentheil  bezeugen,  im  Züricher 
Bassler  und  Leman  Canton  werden  auch  Tellen  aufer¬ 
stehen  und  Euch  Spitzbuben  wie  der  alte  Gessler  hin¬ 
richten ,  damit  Ihr  ein  Raub  der  Vögel  werden,  in  hie¬ 
sigem  ländly  sind  wir  völlig  für  das  Direktorium  gesinnet, 
besonders  für  unsern  lieben  Laharpe,  ich  sage  euch  wir 
sind  entschlossen  lieber  hundertfältigen  Tod  so  marteret 
er  auch  seyn  mag  auszustehen,  als  länger  mit  solchen 
Teuflischen  höllen  Representanten  zu  leben  —  mit  euch 
muss  es  bald  ein  Ende  nehmen.  — 

Dieses  alles  schreibt  euch  ein  guter  Patriot 

B  e  c  h  t  e  1. » 
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Im  Ganzen  aber  scheint  trotz  den  Versicherungen 
dieses  Patrioten ,  dem  seine  ganz  ungefärbte  lautere 
Grobheit  nun  noch  immer  eine  gewisse  Unsterblichkeit 
vor  manchen  damaligen  Gesinnungsgenossen  einträgt,  das 
helvetische  Volk  die  höchst  auffallende  Veränderung 
seiner  Verfassung  und  die  Uebertragung  der  Executiv- 
gewalt  an  eine  ganz  willkürlich  geschaffene  provisorische 
Behörde  mit  einer  Gleichgültigkeit  aufgenommen  zu  haben, 
die  ein  sprechendes  und  zugleich  sehr  trauriges  Zeichen 
der  Zeit  und  seines  Zustandes  ist. 


Diess  war  das  Ende  der  Helvetik  im  engeren  und 
eigentlichen  Sinne. 

Vom  8.  Januar  1800  ab  bis  zum  19.  Februar,  resp. 
10.  März  1803  ,  dem  Inkrafttreten  der  Mediationsakte, 
regierten  fortan  lauter  provisorische  Regierungen  ohne 
gehörige  verfassungsmässige  Grundlage  die  Eidgenossen¬ 
schaft  und  suchten,  wie  wir  zu  Anfang  sagten,  mit 
allerlei  fortwährend  wechselnden  «  Formeln  »  den  öffent¬ 
lichen  Bedürfnissen  gerecht  zu  werden.  Umsonst!  —  Es 
ist  der  Fluch  aller  derjenigen,  welche  eine  legitime  Regie¬ 
rung  stürzen ,  dass  sie  selber  nachher  einer  festgewur¬ 
zelten  Autorität  schmerzlich  entbehren  müssen.  Keine 
der  Konstitutionen  oder  vielmehr  Konstitutionsversuche 
und  keine  der  Regierungen ,  welche  die  Schweiz  seit 
jenem  7.  Januar  1800  bis  zum  Ende  der  gesammten  hel¬ 
vetischen  Zeit  noch  besass,  hat  die  Achtung  und  das  all¬ 
gemeine  Vertrauen,  die  zum  Regieren  nöthig  sind,  wieder 
finden  können.  Und  jede  ist  auf  der  beständigen  ängst¬ 
lichen  Jagd  nach  dieser  Achtung  um  einen  Schritt  weiter 
von  den  bedeutenden  nationalen  Zielen  der  Ersten  hel¬ 
vetischen  Konstitution  zurückgewichen.  Bis  am  Ende  unser 
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Staat  neuerdings  durch  einen  fremden  Gesetzgeber  und 
auf  ganz  andern,  der  Helvetik  unähnlichen,  Grundlagen 
aufgebaut  wurde,  deren  nachtheilige  Wirkungen  wir  noch 
heute  in  dem  Gesammtlehen  der  Eidgenossenschaft  ver¬ 
spüren.  — 

Die  neue  provisorische  Regierung  der  Schweiz,  der 
Vollziehungsausschuss,  bestand  aus  den  ehemaligen  Direk¬ 
toren  Glayre,  Dolder,  Savary,  dem  ehemaligen 
Finanzminister  Finsler,  der  auf  diese  Weise  wieder  in 
Funktion  trat,  dem  Seckeimeister  Frisching  von  Bern 
(ehemals  Präsidenten  der  provisorischen  Regierung  vom 
4.  März  1798),  Gschwend  von  Altstätten  im  Kanton 
Sentis ,  Präsident  des  dortigen  Kantonsgerichts ,  und 
Niklaus  Dürler,  früherem  Schultheiss  von  Luzern. 

Unter  ihnen  wurde  nun  die  Regierung  nach  Departe- 
menten  folgendermassen  abgetheilt: 

Glayre:  Aeusseres; 

Dolder:  Inneres; 

Frisching:  Erziehung,  Kultus,  Kunst; 

Gschwend:  Justiz  und  Polizei; 

Finsler:  Krieg  und  Finanzen; 

Savary:  Steuern; 

Dürler:  Brücken  und  Strassen. 

In  ihrer  inneren  Verwaltung  versuchte  diese 
provisorische  Regierung  in  ganz  richtiger  Erkenntniss  der 
Uebel,  welche  den  Sturz  der  früheren  herbeigeführt  hatten, 
grössere  Freiheit  herzustellen  ,  den  Wohlstand  des  Vol¬ 
kes  wieder  etwas  zu  heben ,  sich  mit  der  Geistlichkeit 
auf  einen  erträglicheren  Fuss  zu  setzen  und  endlich 
auch  die  Verhältnisse  zu  Frankreich  im  Sinne  einer 
grösseren  Selbstständigkeit  der  Schweiz  zu  ordnen. 
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Es  folgten  sich  in  allen  diesen  Richtungen  anfangs 
entschiedene  und  wohlmeinende  Massnahmen. 

So  besonders  am  28.  Februar  ein  Amnestiegesetz, 
das  am  22.  März  auch  auf  die  Deserteure  ausgedehnt 
wurde.  Jedermann  wurde  zur  straffreien  Rückkehr  nach 
Helvetien  eingeladen. 

Am  27.  Januar  und  6.  Mai  wurden  die  wesentlichsten 
Härten  des  Code  penal,  besonders  die  häufigen  Todes¬ 
strafen  und  die  Prangerausstellung  zum  Theile  beseitigt, 
am  20.  Februar  die  Kassationen  der  Kriminalprozesse 
beschränkt,  am  3.  April  für  die  Gefängnisse  bessere  Ein¬ 
richtungen  beschlossen. 

Am  5.  Februar  wurden  Ersparnisskassen  für  Dienst¬ 
boten  gegründet,  die  zum  Theil  die  helvetische  Periode 
überlebten  ,  am  4.  April  die  Loskäufiichkeit  der  Weide¬ 
rechte  im  Interesse  des  Landbaues  beschlossen. 

Dem  Erzieher  Pestalozzi  wurde  das  Schloss  Burg¬ 
dorf  nebst  Land  und  freiem  Holz  für  seine  wohlthätigen 
Zwecke  eingeräumt  und  ein  Druckprivilegium  für  seine 
Werke  gegeben  (23.  Juli,  5.  März).  Daneben  wurden  die 
Wirthshäuser  im  ganzen  Lande  unter  viel  strengere  Con- 
trole  gestellt  (19.  März,  14.  und  18.  April),  in  Bern 
speziell  auch  namentlich  das  Tanzen  an  Sonntagen  ver¬ 
boten  und  die  Herstellung  der  consistorialen  Sittengerichte 
in’s  Auge  gefasst  (19.  Februar).  Der  Regierungsstatt¬ 
halter  von  Bern,  Gaudenz  Planta,  der  die  Tanzfreiheit 
in  Schutz  nahm,  fiel  sogar  seinen  diessfälligen  Anschau¬ 
ungen  zum  Opfer  und  wurde  seiner  Stelle  enthoben. 
Schon  diess  war  der  Absicht  nach  wesentlich  eine  Kon¬ 
zession  an  die  Kirche.  Es  wurde  nun  aber  überhaupt 
plötzlich  wieder  sehr  viel  von  dem  Verhältnis s  der  Kirche 
zum  Staat  geredet  —  was  bei  völlig  gesunden  Zuständen 
beider  selten  der  Fall  ist  —  und  besonders  in  Bern  mit 
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dein  Kirchenrathe,  der  den  7.  Januar  als  einen  Tag  des 
Heils  mit  übermässiger  Freude  begrüsst  hatte,  eine  eifrige 
Korrespondenz  begonnen.  Ja  der  Vollziehungsausschuss 
ging  so  weit,  nicht  allein  in  Worten  die  Unterstützung 
der  Religion  und  ihrer  Diener  als  Erste  Pflicht  einer 
Staatsregierung  zu  erklären  (21.  Januar) ,  sondern 
stellte  vielfach  auch  die  alte  geistliche  Verwaltung  der 
Kirchengüter  wieder  her  (19.  April,  12.  März). 

Von  Stapfer  existiren  aus  dieser  Zeit  zwei  nicht 
uninteressante  Abhandlungen :  «  Einige  Bemerkungen  über 
den  Zustand  der  Religion  und  ihrer  Diener  »  und  «  Ueber 
die  Besoldungen  der  Kircheudiener »  ,  die  diesen  Geist 
einer  gewissen  «  Umkehr  »  auf  diesem  Gebiete  gut  charak- 
terisiren. 

Rückkehr  von  einer  blossen  Philosophie,  die  be¬ 
sonders  für  den  gemeinen  Mann  wenig  wirksame  Trost¬ 
grunde  im  Elend  enthält,  zu  positiver  Religion,  ist  eine 
sich  stets  gleich  bleibende  Wirkung  aller  grossen  Um¬ 
wälzungen  im  Leben  der  Völker  und  der  einzelnen  Men¬ 
schen,  die  mit  Unglück  enden.  Unheilbare  Leiden  suchen 
und  finden  in  der  That  allein  darin  Ausgleichung. 

Aber  eben  so  oft  versuchen  es  —  auch  heute  noch  — 
die  Menschen  und  Staaten,  an  die  Stelle  einer  echten 
inneren  Selbsterneuerung  ein  blosses  Bekenntniss  zu 
äusseren  Formen  zu  setzen,  das  viel  weniger  kostet,  und 
glauben  Gott  selber  zu  versöhnen,  wenn  sie  sich  nur 
mit  der  Geistlichkeit  auf  einen  convenablen  Fuss  stellen. 
Darin  täuschen  sie  sich  sehr.  — 

Das  Verhältniss  zu  Frankreich  suchte  der  Voll¬ 
ziehungsausschuss  im  Sinne  einer  schweizerischen  Neu¬ 
tralität  zu  ändern.  Es  lagen  damals  72,000  Mann  Fran¬ 
zosen  in  9  Divisionen  in  der  Schweiz,  für  ''die  oft  die 
nothwendigsten  Lebensmittel  fehlten.  Und  die  französische 
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Regierung  hatte  sogar  den  Antrag  ihres  eigenen  Gene¬ 
rals,  Moreau,  verworfen,  Korn  aus  Frankreich  für  den 
Unterhalt  ihrer  Soldaten  zu  schicken.  Der  Kommissär 
Jenner  in  Paris,  der  nun  direkt  an  die  Stelle  des  Mini¬ 
sters  Zeltner  trat,  erhielt  die  Mission,  Talleyrand  neuer¬ 
dings  zu  einer  Aufhebung  des  Allianz  Vertrages  zu  be¬ 
reden*),  der  jedoch  in  einem  merkwürdigen  Memoire 
dem  Ersten  Konsul  abrieth,  darauf  einzugehen. 

In  einer  Note  vom  13.  März  an  den  neuen  franzö¬ 
sischen  Gesandten  Reinhard  stellt  der  Vollziehungsaus¬ 
schuss  dar ,  man  habe  im  Ganzen  bereits  23  Millionen 

Die  diessfälligeii  Depeschen  an  Jenner  and  Verhandlungen 
des  Vollziehungsausschusses  finden  sich  im  Geheimen  Proto¬ 
koll  (H.  A.  Band  330,  p.  54,  56,  63)  und  bilden  nicht  gerade  einen 
Beweis  für  die  vollendete  politische  Loyalität  unserer  damaligen  Ke- 
gierung.  Denn  während  Jenner  in  Paris  über  Aufhebung  des  Allianz¬ 
vertrages  auf  das  Freundschaftlichste  verhandelt  und  der  Ausschuss¬ 
selbst  an  Bonaparte  in  Italien  einen  ausserordentlichen  Gesandten 
mit  den  schönsten  Worten  schickt,  erhält  Jenner  am  nämlichen 
Tage  den  Auftrag,  sich  auch  an  den  dortigen  Vertreter  des  Hofes 
von  Berlin  zu  wenden,  und  schlägt  Glayre  im  Vollziehungsausschuss 
am  1.  Februar  1800  vor,  die  Vermittlung  des  Erzherzogs  Karl 
bei  dem  Wiener  Hof  behufs  Erlangung  der  Neutralität  anzurufen. 
Ebenso  scheinen  allerdings  auch  die  Franzosen  zwei  Sprachen  ge¬ 
sprochen  zu  haben.  Denn  am  6.  Februar  erhält  Jenner  den  po¬ 
sitiven  Auttrag,  sich  darüber  in’s  Klare  zu  setzen :  „  le  gouvernement 
frangais  veut-il  reellement  nötre  neutralite,  ou  ses  manifestations  ä 
cet  egard  n’ont-elles  pour  principe  qu’une  tMorie  suho^'donnee  aux 
eveneniens,^^  ein  in  der  Tbat  vorzüglicher  Euphemismus,  den  sich  die 
diplomatische  Sprache  nicht  entgehen  lassen  sollte,  da  er  noch  immer 
sehr  oft  zur  Verwendung  kommen  kann. 

Dieser  Jenner  war  übrigens  eine  für  eine  solche  etwas  difficile 
Mission  äusserst  qualifizirte  Persönlichkeit,  die  namentlich  auch  mit 
sehr  grosser  Schlauheit  ein  höchst  unscheinbares  Aeussere  zu  ver¬ 
binden  verstand.  Dergestalt ,  dass  ihm  Talleyrand  selbst ,  welchem 
die  Natur  diese  unter  Umständen  köstliche  Gabe  nicht  verliehen  hatte, 
einmal  gesagt  haben  soll:  Er  würde  viel  darum  geben,  wenn  er  auch 
so  einfältig  aussehen  könnte. 
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Franken  an  die  Armee  geliefert,  ohne  die  direkten  Lei¬ 
stungen  der  Gemeinden.  Die  helvetischen  Beamten  seien 
seit  18  Monaten  unbezahlt,  die  gesetzgebenden  Käthe  und 
die  Vollziehungsbehörden  selber  seit  11,  die  Rückstände 
betragen  6,750,000  Franken.  Von  den  19  Kantonen  seien 
4  in  feindlichen  Händen  ,  7  ganz  verwüstet ,  die  andern 
erschöpft.  Alle  Einkünfte  des  Staats  vom  Januar  würden 
beispielsweise  für  die  40  französischen  Spitäler  verwendet, 
die  der  General  Moreau  der  Schweiz  aufgedrungen  habe. 

Diese  Note  hatte  aber  ebensowenig  Erfolg  als  die 
Bemühungen  Jenner’s  und  die  frühem  Verhandlungen 
Glayre’s  selbst  mit  Pichon  und  schon  am  14.  März  ge¬ 
steht  der  Ausschuss  in  einer  geheimen  Botschaft  den 
Käthen  ein,  er  habe  die  Intervention  des  Königs  von 
Preussen  angerufen.  Die  französische  Besetzung  wurde 
erst  im  folgenden  Jahre  1801  durch  eine  Bestimmung 
des  Luneviller  Friedens  theoretisch  beseitigt,  practisch 
dauerte  sie,  wie  wir  noch  sehen  werden,  mit  einer  ganz 
kurzen  Unterbrechung  im  Sommer  1802  während  der 
ganzen  Periode  der  Helvetik  fort. 

In  der  That  scheinen  die  obigen  Schilderungen  nicht 
übertrieben  gewesen  zu  sein.  Hunderte  von  Kindern 
aus  den  Bergkantonen,  aus  Glarus  allein  über  1100, 
zogen  im  Winter  1800  westwärts  nach  den  grossen 
Städten,  bis  in’s  Waadtland  hinein,  und  standen  überall 
auf  den  Strassen  herum,  bis  sich  irgendwelche  mitleidi¬ 
gen  Leute  ihrer  annahmen.  — ■  üeberall  im  Osten,  selbst 
in  dem  fruchtreichen  Thurgau,  herrschte  Hungersnoth. 
—  Der  helvetische  Vollziehungsausschuss  erhielt  aus 
diesen  gänzlich  verarmten  Bezirken  so  wenig  Geld  als 
seinerzeit  das  Direktorium;  am  19.  März  wurden  dem 
Finanzminister  sogar  die  Truppen  zum  Einzuge  der 
Steuern  zur  Verfügung  gestellt.  Die  ganze  helvetische 
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Steuereinnahme  betrug  7^  der  Ausgaben  im  allerhöchsten 
Fall.  Der  Verkauf  eines  bernischen  Schuldtitels  für 
100,000  Franken  baar  durch  Jenner  in  Paris  wurde  in 
diesen  Tagen  als  ein  grosser  Glücksfall  und  ein  beson¬ 
deres  Verdienst  dieses  Gesandten  angesehen.  (Siehe  De¬ 
peschen  desselben  im  Geh.  Protokoll,  5.,  24.  Mai  1800). 


Unter  derartigen  Umständen  war  die  neue  Regie¬ 
rung  natürlich  keineswegs  auf  Rosen  gebettet.  Um  so 
weniger,  als  sich  in  Bälde  eine  bedeutende  « tiefere 
Differenz»,  wie  wir  heute  sagen  würden,  zwischen  der¬ 
selben  und  dem  Geiste  der  gesetzgebenden  Räthe,  die 
noch  viele  Anhänger  der  früheren  Zustände  enthielten, 
geltend  machte,  überhaupt  die  Autorität,  die  einmal  er¬ 
schüttert  war,  sich  dieser  willkürlich  eingesetzten  Re¬ 
gierung  nicht  recht  zur  Verfügung  stellen  wollte.  Vom 
März  1800  ab  liegt  eine  grosse  Minderheit  der  Räthe, 
besonders  aus  lemanischen  Patrioten  bestehend,  fast  be¬ 
ständig  in  offenem  Krieg  mit  dem  Vollziehungsausschuss. 
Schreiben  desselben  an  Jenner,  worin  er  diese  Minorität 
als  Jakobiner  verklagte,  wurden  durch  waadtländische 
Kauzleibeamte  verrathen  und  veranlassten  stürmische 
Auftritte;  andere  Schreiben  der  Exekutive  an  den  Grossen 
Rath  selbst  wurden  dagegen  nicht  beachtet,  noch  weniger 
beantwortet.  Mitte  März  schon  lagen  80  solche  auf  den 
Kanzleitischen  der  Räthe  vor.  In  der  Presse,  nament¬ 
lich  in  Zürich  und  Leman,  herrschte  eine  starke  Opposi¬ 
tion  gegen  die  provisorische  Regierung,  und  die  Zustände 
waren  so  elend  geworden,  —  es  ist  diess  stets  ein  un¬ 
trügliches  Anzeichen  davon,  —  dass  schliesslich  jede 
Oppositionsschrift  von  dem  unzufriedenen  Volke  mit  Be¬ 
gierde  gelesen  wurde. 
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Unter  solchen  Verhältnissen  konnte  auch  das  eigent¬ 
liche  und  wichtigste  Werk,  das  sich  die  Revolution  vom 
7.  Januar  vorgesetzt  hatte,  die  Erstellung  einer  ver¬ 
besserten  oder  ganz  neuen  Verfassung,  nicht  leicht  zu 
Stande  kommen. 

Die  Arbeiten  wurden  zwar  sofort  an  Hand  genom¬ 
men  und  schon  am  15.  Januar  wird  dem  Senat  ein 
solcher  Entwurf  von  Usteri,  als  Präsidenten  der  dazu 
ernannten  Kommission,  Namens  der  Mehrheit  derselben 
vorgelegt.  (N.  H.  Tagblatt  pag.  59.) 

,  Der  Eingang  enthielt  ^eine  Art  Erklärung  der 
Menschenrechte;  als  Grundlage  derselben  diente  auch 
hier,  nach  dem  Beispiel  der  französischen  Konstitution 
vom  22.  August  1795,  der  biblische  Satz,  Niemand  solle 
dem  Andern  thun,  was  er  nicht  sich  selber  wünscht,  in 
einer  eigenthümlich  negativen  Fassung.  *)  Dann  folgt 
gleich  als  erster  Artikel  eine  äusserst  förmliche  An¬ 
erkennung  des  christlichen  Glaubens,  welcher  die  poli¬ 
tische  «Absicht»,  die  verstimmend  wirkt,  eben  nur  zu 
sehr  auf  der  Stirne  steht,  und  weiter  bis  Art.  12  einige 
Grundrechte  über  Erziehung,  Pressfreiheit,  Armenunter¬ 
stützung,  Hausrecht,  eine  Art  habeas  corpus-Akte  gegen 
willkürliche  Verhaftungen,  Ablöslichkeit  der  Grundlasten, 
Expropriation,  rückwirkende  Kraft  der  Gesetze,  Theilung 
der  Gewalten,  Steuergewalt,  Unvereinbarkeit  von  Aemtern. 

Helvetiern  wird  sodann  mit  ganz  unnöthigem  Ver¬ 
lassen  der  bisherigen,  mehr  historischen  Grundlagen  in 
zehn  « Landschaften »  ganz  neu  eingetheilt,  von  denen 


„Jeder  Mensch  hat  die  heilige  Pflicht,  keinen  seiner  Mit¬ 
menschen  in  irgend  einer  Handlung  zu  stören,  die  er  selbst  nach 
einem  allgemeinen  Yernunftgesetz  begehen  darf.  Diese  Freiheit  ist 
das  Urrecht  des  Menschen  und  ohne  Gileichheit  nicht  gedenkhar.  “ 
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jede  neun  Bezirke  und  jeder  Bezirk  vier  Viertel  von 
ungefähr  tausend  Aktivbürgern  hat. 

An  der  Spitze  stehen  ein  Staatsrath  von  neun,  ein 
Landrath  von  vierundzwanzig,  ein  Volksausschuss  von 
neunzig  und  ein  Landgeschwornengericht  von  fünfund¬ 
vierzig  Gliedern  als  vollziehende,  richterliche  und  gesetz¬ 
gebende  Gewalten.  Eine  besondere  Centralverwaltung 
von  zwölf  Mitgliedern  verwaltet  die  Nationalgüter.  Unter 
dem  Staatsrath  bestehen  vier  Minister. 

Abgesehen  von  der  neuen  Eintheilung  enthält  dieser 
Erste  Entwurf  wenig  Originelles  und  Besseres  als  die 
bisherige  Helvetische  Verfassung  und  keineswegs  mehr 
den  Schwung  und  die  äussere  Würde  derselben.  «Von 
des  Gedankens  Blässe  angekränkelt»  mochte  er  wohl 
Niemand  gross  erbauen,  weder  die  «  Gemässigten  »  in  der 
Versammlung,  die  nun  am  Buder  sassen,  noch  die  alten 
Patrioten ,  die  eine  mit  innerem  Grimm  und  Hoffnung 
auf  Restauration  erfüllte  starke  und  sehr  gewandte  Mino¬ 
rität  derselben  bildeten,  (üeber  seine  schliessliche  Modi¬ 
fikation  und  Redaktion  vide  später.) 

Neben  diesem  Streit  der  Girondisten  und  Jakobiner 
unter  den  Helvetikern  machten  sich  aber  auch  bereits 
ganz  andere  Strömungen  geltend. 

Die  Frage,  ob  überhaupt  Einheit  oder  Föderalismus 
die  Grundlage  der  schweizerischen  Verhältnisse  sein  solle, 
wurde  nun  wieder  zum  Gegenstand  vielfacher  Bespre¬ 
chung  in  Broschüren  und  Denkschriften,  unter  denen 
sich  eine  von  Bernhard  Friedrich  Kuhn  herausgegebene 
besonders  auszeichnet ,  die  noch  heute  lesenswerth  ist. 
Auch  die  Berner  Aristokratie,  die  seit  dem  September 
1799  sich  stille  gehalten  hatte,  erhob  in  diesem  begin¬ 
nenden  Federkrieg  wieder  offen  ihr  Haupt.  Ein  Herr 
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V.  Erlach  von  Spiez  namentlich  wandte  sich  damals  auf 
eigene  Faust,  ohne  andere  Legitimation  dazu  als  seinen 
Namen,  direkt  an  Talleyrand  und  schlug  vor  (30.  Juni 
1800):  13  Kantone  herzustellen,  wobei  dann  Bern  allein 
so  ziemlich  die  ganze  westliche  und  südöstliche  Hälfte 
der  Eidgenossenschaft  vorwegnehmen,  Grauhünden  aber 
überhaupt  beseitigt  werden  sollte,  weil  es  doch  nur  ein 
ewiger  Unruhestifter  sei.  Die  Regierungen  der  Kantone 
häRen  eine  aristokratische  Färbung  bekommen ,  doch 
noch  mit  einer  permanenten,  in  Bern  residirenden,  Ab¬ 
geordnetentagsatzung  von  25  Mitgliedern,  die  die  Kantone 
nach  Yolkszahlverhältnissen  wählen  würden. 

Solche  Vorschläge  aus  allen  Ständen  und  politischen 
Färbungen  unseres  Landes  gebar  damals,  seit  dem  Um¬ 
sturz  der  legitimen  Gewalten  vom  7.  Januar  1800,  sozu¬ 
sagen  jeder  Tag  und  es  ist  durchwegs  wenig  Geist  in 
ihnen  zu  finden.  Es  wurde  vielmehr  daraus  schon  da¬ 
mals  so  viel  klar  und  einige  Politiker,  wie  Kuhn  z.  B., 
sprachen  es  auch  offen  aus  (17.  März) ,  dass  bei  einer 
derartigen  Projektemacherei  von  Jedermann  am  Ende 
gar  nichts  zu  Stande  kommen  würde,  bis  sich  eine  fremde 
Autorität  nochmals  der  Entscheidung  bemächtige  und  dem 
Lande  die  künftige  Verfassung  diktire.  — 

Im  ganzen  Jahre  1800  und  sogar  noch  bis  in  den 
Mai  des  folgenden  Jahres  hinein,  fast  17  Monate  lang, 
kam  auch  in  der  That  keine  Verfassung  zu  Stande  und 
herrschte  eigentlich  in  Helvetien  allgemeine  Anarchie. 
Provisorium  in  allem  und  Jedem,  unaufhörlicher  pein¬ 
licher  Streit  über  die  Ersten  Grundlagen  des  staatlichen 
Daseins  und  Autorität  nur  an  Einem  Punkte,  aber 
ausserhalb  des  eigenen  Landes,  nämlich  bei  dem  Manne, 
der  in  diesem  Jahre  1800  ‘durch  die  Schlacht  von  Ma- 
rengo  zur  Alleinherrschaft  in  dem  grossen  Nachbarlande 


382 


sich  emporschwang  und  iortan  unser  Geschick  in  seinen 
Händen  hielt. 

Das  erste  Jahr  des  Jahrhunderts,  in  dem  wir  leben, 
enthält  daher  eigentlich  fast  nur  auswärtige,  ziemlich 
unfruchtbare  Verhandlungen  und  widerwärtigen  inneren 
Krieg  Aller  gegen  Alle,  um  Prinzipien  sowohl  als  Per¬ 
sönlichkeiten.  Einen  Krieg,  der  in  diesem  Jahre  zuerst 
noch  einmal  in  einer  neuen  Umwälzung  des  faktischen 
provisorischen  Regierungssystems  Gestalt  gewann,  um 
sich  dann  im  nächsten  vollends  zu  einer  ausgesprochenen 
Partei trennung  zwischen  den  zwei  grossen  politischen 
Gruppen  zu  verdichten ,  die  seither,  bis  in  unsere  Tage 
hinein,  öfter  die  Geschicke  der  Schweiz  abwechselnd  be¬ 
herrscht  haben  —  Unitarier  und  Föderalisten. — 

Ein  trauriger  Streit ,  sobald  immer  er  theoretisch 
und  permanent  wird ,  der  nichts  produzirt  und  selten 
ohne  eine  grosse  gegenseitige  Entfremdung  geendet  hat; 
der  mitunter  sogar  nicht  einmal  die  wirklichen  Fragen, 
um  die  es  sich  eigentlich  handelt,  trifft  und  mit  dem  sich 
wohl  zu  allen  Zeiten  sehr  viele  «gemischte»,  nicht  gänz¬ 
lich  der  offenen  Deklaration  fähige,  Motive  verbunden 
haben.  Für  jene  Zeit  wenigstens  lag  vollständige  Wahr¬ 
heit  in  den  Worten  Kuhn’s,  die  die  Gesinnung  der  besten 
damaligen  Patrioten  ausdrücken  (in  der  obcitirten  Bro- 
chüre  pag.  43): 

«Niemand  kann  zwar  die  mannigfaltigen  Schwierig¬ 
keiten  verkennen ,  welche  der  Ausführung  des  Einheits¬ 
systems  bey  uns  im  Wege  stehen.  Aber  eben  so  wenig 
wird  man  läugnen  dürfen,  dass  das  grösste  Hinderniss 
in  der  Treulosigkeit  liegt,  mit  der  ihm  entgegengearbeitet 
wird.  Statt  kleine  Anstösse  zu  heben ,  setzt  man  alle 
erdenklichen  Triebfedern  der  Leidenschaft  und  des  Vor- 
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urtheils  in  Bewegung ,  um  sie  noch  grösser  zu  machen. 
Statt  das  Volk  auf  den  Weg  der  Vereinigung  zu  fuhren, 
bläst  man  überall  das  Signal  seiner  Trennung.  Statt 
uupartheilich  zu  prüfen,  häuft  man  ohne  Auswahl  Gründe 
auf  Gründe ,  wirft  diese  auf  allen  möglichen  Wegen  in 
das  Publikum  und  sucht  die  öffentliche  Me3mung  durch 
eine  schiefe,  einseitige  und  zuweilen  offenbar  unredliche 
Ansicht  derselben  irre  zu  leiten.  Meinem  Bedünken 
nach  ist  das  grösste  Hinderniss  der  Realisirung  des 
Einheitssystems  bereits  überstiegen.  Der  entscheidende 
Schritt  seiner  Einführung  steht  nicht  erst  bevor,  er  ist 
bereits  gethan.  Können,  dürfen  wir  diesen  einzigen 
wirklichen  Gewinn ,  der  uns  aus  einem  zweyjährigen 
Unglück  übrig  bleibt,  den  wir  durch  tausend  Aufopfe¬ 
rungen  aller  Art,  durch  den  Ruin  unseres  öffentlichen 
und  zum  Theil  auch  unseres  Privatvermögens  erkauft 
haben,  uns  entwinden  lassen,  ohne  ihn  vorher  nicht 
bloss  mit  den  Schwierigkeiten,  die  mit  seiner  Beybehal- 
tung  verknüpft  sind,  sondern  auch  mit  den  Nachtheilen, 
die  seine  Dahingebung  nach  sich  ziehen  müsste,  auf  die 
Wagschaale  einer  unbefangenen  Untersuchung  gelegt  zu 
haben?  Der  jetzige  Zeitmoment  ist  einzig  in  seiner  Art. 
Ein  Augenblick  von  Leidenschaft,  oder  Schwäche  kann 
uns’re  Nachkommen  eines  Vorth eils  berauben  ,  dessen 
Verlust  eine  späte  Nachreue  nie  wieder  einbringt  und 
zu  dessen  Genüsse  die  künftigen  Geschlechter  nur  auf 
dem  Wege  neuer  Revolutionen,  über  die  rauchenden 
Trümmer  ihrer  Hütten  und  über  Ströme  vergossenen 
Bürgerbluts  gelangen  werden.  » 

Wir  wissen  jetzt  Alle,  dass  diese  Prophezeiung  sich 
erfüllt  hat ,  dass  die  Rückkehr  zu  dem  absoluten  Föde¬ 
ralismus  vom  Jahre  1803  und  besonders  1815  bis  1848 
unserem  Staatswesen  wirklich  keinen  Frieden  brachte, 
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sondern  schliesslich  mit  einem  neuen  Bürgerkrieg  ge¬ 
endet  hat. 

Aber  selbst  nach  zwei  Menschenaltern  sind  wir  den¬ 
noch  hie  und  da  versucht,  die  Fragen  wieder  zu  erneuern, 
mit  welchen,  wenig  später  als  Kuhn,  ein  Einheitsfreund 
des  französischen  Landestheils,  der  Waadtländer  J.  J.  Gart, 
seinerseits  eine  andere  Broschüre  über  die  G-rundlagen 
der  künftigen  Regierung  einleitete : 

«Un  Allemand  peut  il  avoir  de  l’esprit?  — 

Un  Frangais  peut  il  avoir  du  bon  sens?  — 

Un  Suisse  loeut  il  se  faire  iine  juste  idee  de  la  liherte 
et  de  la  patrie,  des  droits  et  des  devoirs,  qui  y  sont  at- 
taches f »  — 

Darauf  kommt  Alles  in  der  That  noch  heute  an.  — 


Wir  werden  über  diese  frucht-  und  trostlose  Periode 
nicht  so  viel  sagen,  als  der  materielle  Zeitraum,  den  sie 
einnimmt,  zu  erheischen  scheint. 

Es  ist  nicht  Alles  Geschichte,  was  thatsächlich  be¬ 
standen  hat.  Jahrhunderte  von  asiatischem  Leben  wiegen 
zuweilen  an  innerer  Bedeutung  für  die  Menschheit  ein 
Jahrzehnt  europäischen  Daseins  nicht  auf,  und  für  unser 
politisches  Denken  und  Betrachten  hat  ein  Alonat  von 
1797  und  1798  mehr  Inhalt  als  ein  Jahr  wie  1800  und 
1801. — 

Das  Erste  halbe  Jahr  von  1800  war  für  die  da¬ 
malige  helvetische  Regierung,  den  Vollziehungsausschuss, 
eine  reiche  Quelle  nicht  bloss  von  Verfassungssorgen. 
Andere  Dinge  noch ,  Durchzüge  fremder  Heere  durch 
unser  Land,  nahmen  neuerdings  alle  Aufmerksamkeit  in 
Anspruch  und  vereitelten  jede  Anstrengung,  dem  schwei¬ 
zerischen  Volke  seine  schweren  Lasten  zu  erleichtern. 
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Im  Mai  1800  zog  eine  französische  Armee,  unter 
Bonaparte  selbst,  über  den  Grossen  St.  Bernhard  und 
gleichzeitig  andere  Heeressäulen  über  den  Gotthard  und 
Simplon  nach  Italien.  Die  ausgeplünderten  Dörfer  der 
Gotthardstrasse  wurden  nochmals  nach  allem  Brauch¬ 
baren  durchsucht  und  die  «Enkel  TelPs»,  selbst  Weiber 
und  Kinder,  mussten  wochenlang  in  langen  Reihen,  wie 
Lastthiere,  unbarmherzig  angetrieben  von  dem  Stocke  fran- 
jzösischer  Unteroffiziere ,  der  Armee  Pulver ,  Blei  und 
Brod  über  den  Berg  tragen.  Zschokke  begleitete  diese 
Truppen  als  helvetischer  Kommissär  und  hat  u.  A.  in  seinen 
Denkwürdigkeiten  auch  diese  Scene  beschrieben,  die  nie 
der  Erinnerung  entschwinden  sollte.  (III.  279 — 286.)  Auf 
der  jenseitigen  Seite  des  Gotthard ,  im  Tessin ,  fand  er 
eine  vollständige  Anarchie  vor,  8  oder  9  gesonderte  kleine 
Staaten ,  die  sogar  Zölle  gegen  einander  einführten  und 
lächerliche  Proklamationen  auf  eigene  Faust  erliessen. 
Die  Gemeinde  Ascona  allein  bildete  z.  B.  einen  solchen 
Staat.  In  Locarno,  einer  Stadt  von  1200  Seelen,  gab  es 
,  neuerdings  unter  denselben  sieben  verschieden  berech¬ 
tigte  Klassen,  vom  Vollbürger  bis  zum  mindestberech- 
tigten  Einwohner.  — 

Die  grosse  Schlacht  von  Marengo  am  14.  Juni  1800 
entschied  bald  nach  diesen  Ereignissen  neuerdings  das 
Uebergewicht  Frankreichs  in  Italien  und  der  Schweiz  ; 
Oesterreich  behielt  von  der  heutigen  Eidgenossenschaft 
blos  noch  das  Engadin  und  das  Val  Maggia  besetzt.  Von 
Balzers  in  Lichtenstein  über  den  Splügen  hinüber  bis 
Chiavenna  standen  die  Franzosen;  ein  Theil  Graubün- 
dens  wurde  zufolge  eines  Vertrages  vom  5.  Juli  1800 
(zu  Parsdorf)  neutralisirt.  Im  Uebrigen  hatten  dort 
speziell  die  inneren  Verhältnisse  seit  dem  vorigen  Jahre 
vielfachen  Wechsel  erfahren.  Die  Regierung  Massena’s  vom 


25 


386 


Frühling  1799  hatte  bald  einer  österreichischgesinnten 
Platz  gemacht,  die  nach  der  Schlacht  von  Zürich  und 
dem  Rückzug  Suwarow’s  wieder  fliehen  musste.  Eine 
Zeitlang  bestand  gar  keine  Regierung,  was  indessen  da¬ 
selbst  weniger  auffällt  und  beunruhigt  als  etwa  in  Bern.  Im 
Juli  1800  ernannte  der  General  Molitor  Gaudenz  Planta, 
den,  abgesetzten  Regierungsstatthalter  von  Bern  ,  zum 
Statthalter  von  Rhätien.  Neben  ihm  administrirte  ein 
ganz  souveräner  «Präfekturrath»  von  6  Mitgliedern,  der 
die  alte  Verfassung  aufhob  und  das  Land  in  9  ,  später 
11  Distrikte  und  in  Munizipalitätsgemeinden  eintheilte. 
Graubünden  war  damals  überhaupt  eine  geraume  Zeit 
hindurch,  ähnlich  wie  die  ehemaligen  italienischen  Land- 
vogteien,  ein  eigener  Staat  für  sich,  ohne  rechte  Ver¬ 
bindung  mit  der  Schweiz  und  von  sehr  unsicherer  Zu¬ 
kunft. 

In  Helvetien  selber  war  schliesslich  durch  eine  Note 
Reinhard’s  vom  26.  Mai,  worin  der  Erste  Konsul  bereits 
andeuten  liess,  er  würde  die  Räthe  vertagen,  wenn  nicht 
Ruhe  hergestellt  werden  könne ,  eine  «  Stille  ohne  Ein¬ 
tracht»  eingetreten  (Geh.  Sitzung  des  Grossen  Rathes 
vom  18.  und  23.  Mai),  die  Stille  der  Furcht  vor 
einem  Meister.  An  denselben  gingen  fortan  Gesandte 
und  Denkschriften  von  allen  Parteien  und  wieder  befand 
sich  auch,  wie  1797,  ein  Klub  flüchtiger  Schweizer  aus 
Leman  in  Paris,  die  dort  gegen  die  thatsächliche  Regie¬ 
rung  arbeiteten. 

Ende  Juli  1800  standen  die  inneren  Angelegenheiten 
der  helvetischen  Republik  genau  so,  wie  im  Dezember 
des  vorigen  Jahres.  Ein  Staatsstreich  von  einer  oder 
der  andern  Seite  lag  seit  Langem  in  der  Luft;  entweder 
der  Vollziehungsausschuss  oder  die  Räthe  mussten  weichen. 
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Am  7.  August  1800  ging  im  Einverständniss  mit 
dem  französischen  Gesandten  Reinhard  die  Sprengung  der 
Räthe,  des  letzten  Theiles  der  alten  legitimen  helvetischen 
Regierung,  vor  sich. 

Der  Vollziehungsausschuss  erklärte  sich  permanent, 
löste  dieselben  auf  und  ernannte  an  ihre  Stelle  Einen 
« Gesetzgebenden  Rath  »,  von  43  Mitgliedern  mit  Ein¬ 
schluss  des  Vollziehungsausschusses  selber.  Dieser  gesetz¬ 
gebende  Rath  sollte  dann  aus  seiner  Mitte  einen  neuen 
Vollziehungsrath  von  7  wählen  und  beide  Behörden  so 
lange  in  Thätigkeit  bleiben ,  bis  eine  neue  Verfassung 
eingeführt  sei.  Der  betreffende  Gesetzesvorschlag ,  der 
dem  Grossen  Rathe  mittels  einer  sehr  drohenden  Bot¬ 
schaft  aufgenöthigt  wurde,  lautete  (Neuer  Republikaner, 
pag.  363); 

«Auf  die  Botschaft  des  Vollz.-Ausschusses, 

In  Betrachtung,  dass  sowohl  der  gegenwärtige  Zu¬ 
stand  der  öffentlichen  Hülfsquellen,  als  der  vorzuberei¬ 
tende  Uebergang  zu  einer  neuen  Landesverfassung  die 
Verminderung  der  gesetzgebenden  Räthe  durchaus  noth- 
wendig  macht  — 

Hat  der  grosse  Rath  nach  erklärter  Dringlichkeit 

beschlossen: 

1.  Die  gesetzgebenden  Räthe  sind  von  nun  an 
vertaget. 

2.  An  ihre  Stelle  wird  ein  gesetzgebender  Rath 
treten,  der  aus  43  Mitgliedern  bestehen  soll. 

3.  Zu  dem  Ende  wird  der  Vollziehungsausschuss 
sogleich  nach  dem  Empfange  dieses  Dekrets  35  Mitglieder 
aus  der  bisherigen  Gesetzgebung  wählen. 

4.  Unmittelbar  nach  ihrer  Zusammenberufung  wird 
er  seine  Gewalt  niederlegen  und  die  bisherigen  Mit- 
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glieder  desselben  werden  in  den  gesetzgebenden  Rath 
eintreten. 

5.  Der  auf  diese  Weise  constituirte  gesetzgebende 
Rath  wird  noch  acht  Mitglieder ,  die  aus  der  ganzen 
Nation  genommen  werden  sollen,  zu  sich  ernennen  und 
die  allfällig  durch  Demission  ledig  werdenden  Stellen 
wieder  besetzen. 

6.  Hierauf  wird  er  die  Erwählung  eines  neuen  Voll¬ 
ziehungsraths ,  der  aus  sieben  Mitgliedern  bestehen  und 
aus  seiner  eigenen  Mitte  gewählt  werden  soll,  vornehmen. 

7.  Der  gesetzgebende  Rath  wird  die  Gewalt,  welche 
der  5.  Titel  der  Constitution  zweyen  Abtheilungen  der 
Gesetzgebung  gemeinschaftlich  übertragen  hat,  ungetheilt, 
jedoch  übrigens  mit  den  nemlichen  Rechten  und  Pflichten 
ausüben. 

8.  Der  Vollziehungsrath  wird  diejenige  Gewalt, 
welche  der  6.  Titel  der  Constitution  dem  Vollziehungs¬ 
direktorium  übertragen  hat  und  zwar  mit  den  nemlichen 
Rechten  und  Pflichten  ausüben. 

9.  Der  gesetzgebende  Rath  wird  jeden  durch  die 
Stimmenmehrheit  von  ihm  angenommenen  Gesetzesvor- 
schlag  sogleich  dem  Vollziehungsrath  mittheilen,  um  dessen 
Befinden  darüber  zu  vernehmen. 

10.  Der  Vollziehungsrath  ist  gehalten,  dieses  Be¬ 
finden  bei  vorhandenen  Dringlichkeitserklärungen  inner 
2  mal  24  Stunden,  sonst  aber  inner  10  Tagen  der  Ge¬ 
setzgebung  zukommen  zu  lassen. 

11.  Nach  geschehener  Anhörung  desselben  wird  der 
gesetzgebende  Rath  je  nach  den  Umständen  eine  neue 
Berathschlagung ,  auf  jeden  Fall  aber  eine  zweyte  Ab¬ 
stimmung  über  den  Gesetzesvorschlag  vornehmen ,  wo¬ 
durch  allein  dieser  zum  wirklichen  Gesetz  erwachsen 
kann. 
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.  12.  Beyde  Behörden  werden  so  lange  in  Verrich¬ 
tung  bleiben,  bis  eine  neue  Landesverfassung  entworfen, 
von  der  helvetischen  Nation  angenommen  und  in  Aus¬ 
übung  gebracht  seyn  wird. » 

Der  Grosse  Rath  nahm  diesen  Bescblussentwurf 
am  folgenden  Tage  gefügig  mit  Mehrheit  an.  Bloss 
Ein  Mitglied ,  Reilstab ,  redete  davon ,  sich  auf  seinem 
Sessel  tödten  zu  lassen ,  blieb  jedoch  dessenungeachtet, 
soviel  bekannt,  am  Leben.  Dagegen  sträubte  sich  heftig 
in  seiner  Majorität  der  Senat.  Der  Vollziehungsausschuss 
beschloss  aber  einfach  am  folgenden  Tage,  nachdem  eine 
Anzahl  von  Senatoren  ihren  Beitritt  erklärt  hatten,  das 
Gesetz  sei  bereits  angenommen,  und  wählte  ohne  Wei¬ 
teres  den  neuen  Gesetzgebenden  Rath.  Und  dieser  hin¬ 
wieder  dann  den  neuen  Vollziehungsrath,  der  sofort  die 
Gewalt  und  Siegel  übernahm  und  am  9.  August  die  De¬ 
partements  vertheilte*). 

Diese  an  sich  gänzlich  revolutionären  Beschlüsse, 
wovon  einer  den  andern  vergeblich  zu  stützen  versuchte 
lauteten:  (N.  Rep.  370,  373,  374.) 

«  Der  Vollziehungsausschuss,  in  Folge  des  3.  Artikels 
des  Gesetzes  vom  8.  August  1800,  der  ihm  die  Er¬ 
nennung  von  fünfunddreissig  Mitgliedern  des  gesetzgeben¬ 
den  Rathes  überträgt  und  dieselben  aus  der  bisherigen 
Gesetzgebung  zu  wählen  verordnet, 

beschliesst: 

1.  Die  Bürger  Ander werth  von  Münster lingen,  Atten- 
hofer  von  Zurzach,  Bay  von  Bern,  Badoux  von  Romont, 
Blattmann  von  Zug,  Carrard  von  Fey,  Cartier  von  Olten, 

Der  neue  gesetzgebende  Eath  gab  sieb  am  13.  August  1800 
ein  Gescbäftsreglement ,  das  bie  und  da  noch  in  einem  gedruckten 
Flugblatte  zu  finden  ist ,  dagegen  in  der  Gesetzessammlung  nicht 
comparirt. 
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Carmintran  von  Freyburg,  Deloes  von  Aelen,  Escher  von 
Zürich,  Egg  von  Rykon,  Fischer  von  Brienz,  Genhard 
von  Sempach,  Gmür  von  Schännis,  Graf  von  Appenzell, 
•  Huber  von  Basel,  Indermatten  von  Saas,  Kesselring  von 
Bolzhausen,  Koch  von  Thun,  Kuhn  von  Bern,  Legier  von 
Glarus,  Lüscher  von  Entfelden,  Lüthard  von  Bern,  Lüthy 
von  Solothurn,  Marcacci  von  Locarno,  Mittelholzer  von 
Appenzell,  Oesch  von  Amsoldingen,  Muret  von  Morsee, 
Pfyffer  von  Luzern,  Schlumpf  von  Gossau,  Stockar  von 
Schafhausen,  Yonderflüe  von  Sarnen,  Usteri  von  Zürich, 
Wuhrmann  von  Wiesendangen,  Zimmermann  von  Brugg 
sind  zu  Mitgliedern  des  gesetzgebenden  Rathes  ernannt. 

2.  Diese  Ernennung  wird  ihnen  sogleich  kund  ge- 
than  und  dieselben  eingeladen  werden,  sich  noch  an  dem 
heutigen  Tage  zu  vereinigen. 

3.  Der  gegenwärtige  Beschluss  soll  durch  den  Druck 
bekannt  gemacht  werden. 

Bern,  den  8.  August  1800. » 

«Der  Vollziehungsausschuss  hat  zufolg’  des  3.  Artikels 
des  Gesetzes  vom  8.  August  1800  die  Erwählung  eines 
neuen  gesetzgebenden  Rathes  vorgenommen  und  Euch 
so  eben  zu  einem  Mitgliede  desselben  ernannt.  Keine 
andern  Rücksichten  als  die  der  öffentlichen  Wohlfahrt 
haben  seine  Wahl  geleitet.  Er  hoft  daher,  dass  Ihr  nicht 
anstehen  werdet,  die  Stelle  einzunehmen,  zu  der  Euere 
Einsichten  und  Euere  Vaterlandsliebe  Euch  berufen  haben 
und  ladet  Euch  ein,  heut  Mittags  11  Uhr  in  dem  Ver¬ 
sammlungshause  des  Vollziehungsausschusses  Euch  mit 
Euern  Collegen  zu  vereinigen. 

Bern,  den  8.  August  1800.  > 
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«Der  Vollziehungsausscliuss,  unterrichtet,  dass  der 
gesetzgebende  Eath  sich  in  der  Mehrheit  seiner  Glieder 
bereits  constituirt  hat,  nach  Ansicht  des  Gesetzes  vom 
8.  August  1800, 

heschliesst: 

1.  Die  Sitzungen  des  Vollziehungsausschusses  sind 
von  nun  an  eingestellt. 

2.  Der  Präsident  desselben  wird  das  Siegel  der 
Eepublik  so  lange  in  Verwahrung  behalten,  bis  er  solches 
dem  neu  zu  ernennenden  Vollziehungsrathe  übergeben 
kann. 

3.  Er  wird  bis  dahin  die  an  den  Vollziehungsaus¬ 
schuss  gerichteten  Schreiben  eröffnen  und  sie  jedesmal 
demjenigen  Minister,  dessen  Departement  sie  angehen, 
zur  gehörigen  Verfügung  übermachen. 

4.  Dieser  Beschluss  wird  dem  gesetzgebenden  Eathe 
und  den  6  Ministern  mitgetheilt  werden. 

Bern,  den  8.  August  1800. 

Der  Präsident  des  Vollziehungsausschusses, 

Finsler. 

Im  Namen  des  Vollziehungsauschusses 
der  Gen.-Secr.  Mousson. » 

«  Der  gesetzgebende  Eath,  nachdem  der  Vollziehungs¬ 
ausschuss  seine  Sitzungen  eingestellt  hat  und  dessen  Mit¬ 
glieder  sich  mit  ihm  vereinigt  haben  —  nach  Ansicht 
des  Art.  5  des  Gesetzes  vom  8.  August  1800, 

heschliesst: 

1.  Die  Bürger  Füssli,  alt  Obmann  von  Zürich, 
Schmid,  Eegierungsstatthalter  von  Basel,  Herrenschwand, 
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Präsident  der  Verwaltungskainmer  von  Freyburg,  Wytten- 
bach,  gewesener  Sekretär  der  Verwaltungskammer  von 
Bern,  Schüller,  gewesener  Landammann  von  Schwyz, 
Rütttimann,  Begierungsstatthalter  von  Luzern,  Lang, 
Administrator  von  Wallis,  Sacchi,  von  Bellinzona,  sind 
zu  Mitgliedern  des  gesetzgebenden  Baths  ernennt. 

2.  Diese  Ernennung  soll  ihnen  sogleich  bekannt  ge¬ 
macht  und  dieselben  eingeladen  werden,  ihre  Stellung 
ohne  Verzögerung  einzunehmen. 

3.  Das  gegenwärtige  Dekret  wird  dem  Druck  über¬ 
geben  werden. 

Bern,  den  8.  August  1800. 

Der  Präsident  des  gesetzgebenden  Raths, 

Finsler. 

Im  Namen  des  gesetzgebenden  Raths, 
sein  Sekretär,  Briatte.  » 

<!^  Der  gesetzgebende  Rath,  nach  Vorschrift  des  Ar¬ 
tikels  6  des  Gesetzes  vom  8.  August  1800, 

beschliesst: 

1.  Die  Bürger  Frisching,  gewesenes  Mitglied  des 
Vollziehungsausschusses,  Dolder,  gewesenes  Mitglied  des 
Vollziehungsausschusses,  Glaire,  gewesenes  Mitglied  des 
Vollziehungsausschusses,  Zimmermann,  gewesenes  Mit¬ 
glied  des  grossen  Raths,  Savary,  gewesenes  Mitglied  des 
Vollziehungsausschusses,  Schmid,  Regierungsstatthalter 
des  Cantons  Basel,  Rüttimann,  Regierungsstatthalter  des 
Cantons  Luzern,  sind  zu  Mitgliedern  des  Vollziehungs¬ 
raths  ernennt. 

2.  Der  Vollziehungsrath  wird  sogleich  in  die  ihm 
durch  das  Gesetz  angewiesenen  Verrichtungen  treten. 
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3.  Das  gegenwärtige  Dekret  soll  durch  den  Druck 
bekannt  gemacht  werden. 

Bern,  den  9.  August  1800. 

Der  Präsident  des  gesetzgebenden  Raths, 

'  Pinsler. 

Im  Namen  des  gesetzgebenden  Raths, 
sein  Sekretär,  Briatte.» 

Der  Rumpf  des  alten  Senats  versammelte  sich  aber 
auch  noch,  zuerst  im  Sitzungssaale  am  8.  August  und 
nachher,  als  derselbe  ihm  verschlossen  wurde,  noch  an 
zwei  Tagen  in  einem  Gasthause.  Ebenso  setzten  40  Mit¬ 
glieder  des  Grossen  Rathes  in  einem  Cafe  eine  Art  von 
Sitzung  ein  paar  Tage  lang  fort,  hielten  endlich  noch 
ein  Abschiedsmahl,  bei  dem  sie  sich  ewige  Freundschaft 
schwuren  und  schieden  dann  aus  der  Stadt  Bern  in  alle 
vier  Winde,  die  meisten  zugleich  gänzlich  aus  dem  poli¬ 
tischen  Leben.  — 

Im  neuen  Republicaner  der  damaligen  Zeit  laufen 
einige  Tage  die  Berichte  über  diesen  « gesetzlosen 
Senat  »,  wie  er  ihn  nennt,  neben  den  Sitzungsprotokollen 
der  neuen  Behörden  her,  dann  verschwinden  sie  aus  der 
Tagesgeschichte. 

Die  letzte  Zusammenkunft  des  helvetischen  Senats, 
des  letzten  Restes  der  legitimen  Helvetik,  vom  8.  August, 
findet  sich  dortfolgendermassen  beschrieben:  (N.Rep,  385). 

«Gesetzloser  Zusammentritt  im  Saale  des 
Senats  am  8.  August. 

Der  Präsident  (Attenhofer  von  Zurzach,  ein  Anhänger 
des  Staatsstreichs)  tritt  in  die  Versammlung.  Bürger 
Rothli  übergiebt  ihm  die  dreyfarbige  Scherpe,  die  der 
Präsident  annimmt  und  sich  damit  umgürtet.  Ein  Schreiben 
des  Vollziehungsausschusses  an  den  Präsident  des  Senats 
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wird  verlesen,  worin  angezeigt  wird,  dass  15  Mitglieder 
des  Senates  die  Resolution  des  grossen  Raths  ange¬ 
nommen  haben. 

Ebenso  wird  folgender  Beschluss  verlesen: 

In  Erwägung,  dass  der  grosse  Rath  durch  seinen 
Beschluss  vom  7.  August  die  Nothwendigkeit  der  Ver¬ 
tagung  der  gesetzgebenden  Räthe'und  die  Aufhebung 
seiner  Sitzungen  anerkannt  hat; 

In  Erwägung,  dass  eine  starke  Anzahl  Glieder  des 
Senats  bereits  ihre  Annahme  dieses  Beschlusses  erklärt 
und  zugleich  ihre  Entlassung  als  Mitglieder  der  gesetz¬ 
gebenden  Räthe  eingegehen  haben; 

In  Erwägung,  dass  der  Senat  nach  dieser  Erklärung 
einer  beträchtlichen  Zahl  seiner  Mitglieder,  sich  nicht 
mehr  in  hinreichender  Anzahl  befindet,  um  gesetzmässig 
herathschlagen  zu  können,  und  dass  dessnahem  diese 
Stelle  von  selbst  aufgelöst  ist. 

Beschliesst  der  Vollziehungsausschuss,  der  Beschluss, 
den  die  entscheidende  Mehrheit  des  grossen  Raths  am 
7.  August  genommen  und  den  eine  Vereinigung  von 
21  Mitgliedern  des  Senats  angenommen  hat,  wird  Gesetz 
der  Mehrheit  der  gesammten  Volksrepräsentation  und 
soll  sogleich  vollzogen  werden. 

Dieser  Beschluss  soll  überall  bekannt  gemacht,  ge¬ 
druckt  und  wo  es  nöthig,  angeschlagen  werden. 

Der  Präsident  des  Vollziehungsausschusses, 

(sig.)  Pinsler. 

Darauf  erklärt  der  Präsident,  dass,  weil  die  Mit¬ 
glieder  des  Senats  nicht  in  gehöriger  Anzahl  beysammen 
seyen,  er  laut  dem  Reglement  die  Sitzung  aufhebe  .  .  . 
(Nein!  nein!  wird  von  allen  Seiten  mit  Ungestüm  ge¬ 
raffen),  der  Präsident  setzt  sich. 
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Kiibli.  Nun  könne  man  sehen,  wie  der  Vollzie¬ 
hungsausschuss  Niederträchtigkeiten  auf  Niederträchtig¬ 
keiten  häufe;  er  begehre,  dass  der  Namensaufruf  vorge¬ 
nommen  und  abwesende  Mitglieder  durch  den  Staatsboten 
eingeladen  werden  bey  Pflicht  und  Ehre  in  der  Sitzung 
zu  erscheinen. 

Der  Präsident  erklärt  die  Sitzung  als  aufgehoben 
und  entfernt  sich  von  seinem  Sitz.  Von  allen  Seiten 
springen  Mitglieder  auf  den  Präsidenten  zu.  (Ungestümer 
Lerm  im  Saal:  man  lacht  auf  den  G-alerien.) 

Einige  Mitglieder  begehren  mit  Geschrey  das  Wort. 
(Der  Präsident  besteigt  wieder  seinen  Sitz:  der  Lerm 
wird  gestillt.) 

Grauer  begehrt,  dass  wenn  der  Präsident  die 
Sitzung  aufheben  wolle,  der  vorhergehende  Präsident 
seine  Stelle  einnehme:  Die  Versammlung  werde  alsdann 
fortfahren  können,  sich  über  einen  so  wichtigen  Gegen¬ 
stand  zu  berathen.  Er  wünscht  permanente  Sitzung. 

Laflechere  begehrt  wie  Kubli  den  Namensaufruf 
und  Einladung  an  die  abwesenden  Mitglieder,  in  der 
Sitzung  zu  erscheinen.  Er  erklärt,  dass  die  Hoffnung  der 
Aristokraten  vereitelt  werde,  wenn  sie  nun  glauben,  dass 
sie  wieder  an  die  Spitze  gesetzt  werden.  Nie  werden 
diese  wieder  emporkommen. 

Wegmann.  Ausserordentliche  Fälle  erheischen 
ausserordentliche  Massnahmen.  Das  Reglement  müsse 
und  könne  nun  nicht  beobachtet  werden.  Er  begehrt, 
dass  der  Präsident  die  Sitzung  förmlich  eröffne  und  die 
abwesenden  Mitglieder  zusammen  beruffen  lasse.  Der 
Präsident  erklärt  die  Sitzung  als  aufgehoben  und  will 
seine  Scherpe  ablegen.  (Neuer  Lerm.) 

Muret  wünscht,  dass  dieser  wichtige  Tag  nicht  mit 
leeren  Diskussionen  verloren  gehe;  erbegehrt,  dass  man 
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das  Protokoll  verlese,  den  Namensaufruf  vornehme  und 
die  Commission  den  ihr  gestern  aufgetragenen  Bericht 
abstatte. 

Der  Präsident  weigert  sich  auf  Murets  Motion  die 
Sitzung  anzuheben;  er  beruft  sich  auf  seine  vorigen  Er¬ 
klärungen  und  tritt  wieder  von  seinem  Sitz  ah.  (Heftiger 
Lerm.) 

Lüthi  V.  Langnau.  Wenn  der  Präsident  den  Sitzungs¬ 
saal  verlässt,  so  handelt  er  gegen  seine  Pflicht  und  seinen 
Eid,  und  muss  als  ein  Landesverräther  angesehen  werden. 
Er  wünscht,  dass  die  Saalinspektoren  eingeiaden  werden, 
den  Präsidenten  im  Versammlungsort  zu  verwahren. 

(Der  Lerm  nimmt  zu ;  man  lacht  auf  den  Gallerten.) 

Die  Mitglieder  rufen  von  allen  Seiten  für  den  Namens¬ 
aufruf;  der  Präsident  lässt  selben  vornehmen.  Gegen¬ 
wärtig  beflnden  sich:  Meyer  von  Aarau,  Lauper,  Vanina, 
Münger,  Lüthi  v.  Langnau,  Pettolaz,  Laflechere,  Muret, 
Gart,  Diethelm,  Kubli,  Grauer,  Moser,  Stammen,  Brunner, 
Duc,  Augustini,  Stapfer,  Bodmer,  Wegmann,  Tobler, 
Kothli,  Kuenz. 

Die  Sitzung  soll  sich  nun  eröffnen;  der  Präsident 
aber  wiederholt  seine  vorigen  Erklärungen  noch  einmal 
und  verlässt  seinen  Sitz.  Verschiedene  Mitglieder  sprechen 
wieder  laut  mit  ihm.  Die  Versammlung  geräth  in  Un¬ 
ordnung.  Allgemeiner  Lerm  im  Sitzungsaal.  Man  ruft : 
der  Präsident  soll  abgesetzt  werden;  er  soll  die  Siegel 
ahgeben. 

Der  Präsident  erklärt:  er  sey  durch  den  legalen 
Senat  ernannt  und  könne  von  keiner  illegalen  Versamm¬ 
lung  entsetzt  werden;  er  werde  einer  solchen  auch  nie 
die  Sigille  abgeben:  er  erklärt  zum  letzten  male,  dass  er 
die  Sitzung  nicht  eröffne.  Man  spricht  heftig  gegen  ihn. 
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(Der  Lerm  und  das  Geschrey  durcheinander  war  so  heftig, 
dass  nichts  konnte  verstanden  werden.) 

Gart  ruft  hoch  auf:  unser  Präsident  hat  den  Kopf 
veriohren ! 

Der  Präsident  will  sich  entfernen  und  sucht  seinen 
Hut.  Rothli  «der  Präsident  sucht  seinen  Kopf!»  (Ge¬ 
lächter  auf  den  Galerien).  Der  Präsident  verlässt,  ohne 
seinen  Hut  gefunden  zu  haben,  den  Versammlungssaal. 
Die  anwesenden  Mitglieder  erheben  ein  lautes  Geklatsch. 

Die  Sitzung  wird  ruhiger!  man  dringt  auf  Duc,  dass 
er  des  Präsidenten  Sitz  besteige,  indem  er  diesem  An¬ 
trag  durch  Umwege  auszuweichen  sucht,  sitzt  Meyer  von 
Aarau  im  Präsidentenstuhl,  worauf  er  unter  einem  all¬ 
gemeinen  Bravorufen,  durch  eine  stürmische  Handauf¬ 
hebung  zum  Präsidenten  der  Sitzung  ernannt  wurde. 

Muret  berichtet  im  Namen  der  Majorität  der  Com¬ 
mission  über  die  Botschaft  des  Vollziehungsausschusses. 
Ueber  eine  Veränderung  der  obersten  Gewalten,  sagt  er, 
sey  die  Commission  einstimmig;  nur  weiche  sie  in  der 
Form  ab,  durch  die  die  künftigen  Regierungsglieder  sollten 
erneuert  werden.  Er  räth  zur  Verwerfung. 

Kubli.  Ehe  man  in  die  Diskussion  dieses  Rapports 
eintreten  könne,  müssen  die  abwesenden  Mitglieder  in 
die  Sitzung  beruffen  werden. 

Der  Staatsbot  erhält  den  Auftrag,  die  abwesenden 
Mitglieder  in  die  Sitzung  zu  beruffen. 

Laflechere.  Er  habe  einen  Bericht  über  die  Kriegs¬ 
gerüchte  abzustatten;  er  wünscht,  dass  die  Versammlung 
selben  vorzutragen  gestatte. 

Cart  glaubt,  dass  der  heutige  Tag  zu  wichtigeren 
Gegenständen  bestimmt  sey;  er  räth  selben  zu  ver¬ 
tagen  an. 
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Der  Präsident  Meyer  von  Aarau  zeigt  der  Versamm¬ 
lung  an,  dass  B.  Bertholet,  der  soeben  in  die  Versamm¬ 
lung  trat,  eine  geheime  Sitzung  begehre. 

Geheime  Sitzung. 

Nach  Wiedereröffnung  der  Sitzung  ward  zum  Namens¬ 
aufruf  über  Annahme  oder  Verwerfung  des  Beschlusses 
des  grossen  Raths  geschritten:  nur  Stammen  und  Ber¬ 
tholet  nehmen  den  Beschluss  au;  die  übrigen  verwerfen 
ihn.  Die  Verwerffungsacte,  die  an  den  Präsident  des 
grossen  Raths  gesandt  ward,  ist  folgende: 

Der  Senat  an  den  grossen  Rath. 

Bern,  8.  August  1800. 

Der  Senat  kann  den  Beschluss  des  grossen  Raths 
vom  7.  dieses  Monats,  welcher  verordnet:  dass  die  gesetz¬ 
gebenden  Räthe  vertagt  sein  sollen,  nicht  annehmen. 

Der  Präsident  des  Senats: 

(sig.)  Meyer  v.  Aarau, 

Jean  Jacques  Gart,  Kuhli,  Pettolaz,  Stapfer,  Tohler,  Secr., 
Diethelm,  Kunz,  Bodmer  und  Wegmann. 

An  Stelle  des  Siegels,  welches  von.  dem  Präsidenten 
des  Senats  weggenommen  worden,  haben  sich  in  dem 
Original  die  verwerfenden  Mitglieder,  22  an  der  Zahl, 
unterschrieben.  »  — 

Diess  ist  der  letzte  offizielle  Akt  einer  Behörde,  die 
ein  Recht  zum  Bestehen  noch  aus  der  Helvetischen  Ver¬ 
fassung  vom  12.  April  1798  herleiten  kann.  Die  seltsame 
Scene  illustrirt  auch  zugleich  recht  gut  die  Ungeschick¬ 
lichkeit  und  den  Mangel  an  parlamentarischer  Erfahrung 
und  Lebensgewandtheit,  der  überhaupt  Vieles  an  der 
Heivetik  erklären  helfen  muss.  Von  nun  an  kommen 
wir  gänzlich  in  den  Bereich  der  ^anonymen,  ausserhalb 
der  Verfassung  stehenden  Gewalten  »,  die  schon  damals 
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wie  heute,  unberechenbar  und  meist  von  keinen  wohl- 
thätigen  Folgen  sind. 

Dem  helvetischen  Volke  und  den  Regierungsstatt¬ 
haltern  der  Kantone  wurde  dieser  neue  Staatsstreich, 
der  zweite  innerhalb  acht  Monaten,  durch  die  gewohnten 
Proklamationen  des  neuen  Vollziehungsraths  (vom  9.  Aug., 
N.  Rep.  379,  380)  und  des  neuen  gesetzgebenden  Raths 
(vom  16.  Aug.,  N.  Rep.  407)  angezeigt,  die  nicht  der 
Mühe  des  Lesens  werth  sind.  Und  so  stumpf  und  revo¬ 
lutionsmüde  war  das  Volk,  dass  es  auch  diese  vollständig 
gesetzlosen  Veränderungen  mit  der  nämlichen  Passivität 
hinnahm,  wie  die  vom  7.  Januar  1800.  - 

Von  hier  ab  beginnt  nun  die  Reaktionsperiode 
der  helvetischen  Zeit  und  überhaupt  unserer  modernen 
Schweizergeschichte,  die  bis  1830  andauert.  Die  Oeffent- 
lichkeit  der  Sitzungen  der  Räthe  wurde  sofort  vom 
9.  August  1800  ab  aufgehoben  und  ein  Kreisschreiben 
am  29.  August  an  die  Statthalter  erlassen,  das  unter 
vielen  schönen  Worten  schon  gänzlich  den  Geist  dieser 
Umkehr  verbirgt.  (N.  Rep.  p.  455.) 

Ganz  so ,  wie  man  heute  nach  einem  Staatsstreich 
zuerst  die  Präfekten  instruirt  und  auf  ihre  Gefügigkeit 
prüft.  — 

Zu  diesem  beginnenden  Geiste  der  Zeit  gibt  vielleicht 
nichts  einen  sprechenderen  Beleg,  als  ein  im  Neuen  Re¬ 
publikaner  in  diesen  Tagen  (28.  August)  besprochenes 
literarisches  Ereigniss,  das  Buch  eines  Geistlichen  in 
Zürich ,  das  demnach  eine  gewisse  Bedeutung  gehabt 
haben  muss.  Worin  unter  der  Maske  eines  biedern 
Landmannes  die  Behauptung  allen  Ernstes  verfochten 
wird ,  die  Zehnten  dürften  niemals  abgeschafft  werden, 
weil  sie  von  Gott  selber  eingesetzt  seien.  (N.  R.  441.) 
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An  die  alte ,  formell  noch  immer  bestehende,  Hel¬ 
vetische  Verfassung  glaubte  seit  diesem  zweiten  Staats¬ 
streiche  Niemand  mehr.  Aber  auch  die  stets  verheissene 
neue  wollte  sich  nicht  gestalten. 

Es  gibt  noch  einen  Entwurf  einer  solchen  vom 
6.  Juli  1800,  den  damals'  der  Senat  beschlossen  und  dem 
GrossenRathe  zur  Annahme,  oder  Verwerfung  eingesendet 
hatte,  also  ganz  kurz  vor  der  Auflösung  dieser  beiden  Be¬ 
hörden.  Derselbe  scheint  gar  keinen  Boden  gefunden 
zu  haben,  vielmehr  gänzlich  todter  Buchstabe  geblieben 
zu  sein.  Er  ist  auch  nirgends  in  den  Gesetzessammlungen 
zu  Anden,  wohl  aber  in  einzelnen  gedruckten  Flugblät¬ 
tern,  von  denen  z.  B.  das  Helv.  Archiv  einzelne  besitzt. 
Auf  dem  ersten  Blatte  steht  schon  eine  für  das  ganze 
Werk  bezeichnende  Anmerkung  der  Nationaldruckerei: 

«  Die  häuflgen  Schreibfehler,  welche  sich  in  der  Ori¬ 
ginalacte  beflnden,  sowie  die  Auslassung  einzelner  Wörter, 
deren  nothwendiges  Daseyn  in  die  Augen  fällt,  und  die 
mangelhafte  Interpunction  sind  hier  verbessert». 

Nichtsdestoweniger  bezieht  sich  der  Eingang,  dreist 
genug,  auf  den  «Beystand  Gottes»,  unter  dem  das  hel¬ 
vetische  Volk  hiemit  seine  Staatsverfassung  auf  «Einheit 
und  Unabhängigkeit »  gründe.  Auch  im  ersten  Artikel 
wird  wiederholt  versichert,  die  Helvetische  Republik  sei 
ein  und  untheilbar,  frei  und  unabhängig,  was  leider  fak¬ 
tisch  nicht  der  Fall  war ,  und  im  zweiten  wird  die  Re¬ 
gierungsform  als  eine  demokratische  bezeichnet ,  «  doch 
so,  dass  das  Volk  nicht  selbst  regiert»,  sondern  durch 
Stellvertreter.  Die  Religion ,  die  nie  schlimmer  daran 
ist,  als  wenn  man  in  Verfassungen  und  Gesetzen  viel 
von  ihr  spricht,  kommt  wieder  hoch  zu  Ehren  und  em¬ 
pfängt,  jedoch  blos  in  den  zwei  alten  anerkannten  Glau¬ 
bensbekenntnissen  ,  « den  besondern  Schutz  der  Regie- 
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rimg»  (Art.  11).  Die  Eintheilung  Helvetiens  soll  in  «Be¬ 
zirke»  von  4000  und  Viertheile  von  1000  Aktivbürgern 
stattfinden  (Art.  20,  21).  Die  «Cantone»  verschwinden 
ganz.  Die  gesetzgebende  Gewalt  ist  ein  Grosser  und 
ein  Kleiner  Bath,  von  denen  der  letztere  die  Gesetze  und 
Beschlüsse  vorschlägt,  der  Erstere  sie  annimmt  oder  ver¬ 
wirft.  (Art.  40  und  41.)  Die  vollziehende  ein  Staatsrath 
von  9  Mitgliedern,  der  auf  Vorschlag  der  Wahlversamm¬ 
lungen  von  den  gesetzgebenden  Käthen  ernannt  wird. 
(Art.  60  u.  folg.)  Kein  Mitglied  dieses  Staatsraths  darf 
sich  während  seiner  Amtszeit  und  noch  ein  Jahr  nach¬ 
her  ohne  Erlaubniss  der  gesetzgebenden  Käthe  ausser 
die  Gränzen  der  Kepublik  begeben.  So  gross  ist  das 
Vertrauen  in  ihre  politische,  oder  sonstige  Kedlichkeit. 
(Art.  80.)  Neben  diesen  Behörden  besteht  noch  eine 
«Centralverwaltung»  für  die  Staatsgüter  und  Finanz¬ 
sachen  überhaupt,  wozu  jede  Wahlversammlung  Ein  Mit¬ 
glied  ernennt.  (Art.  82  u.  folg.) 

Jeder  Bezirk  hat  einen  Statthalter,  den  der  Staats¬ 
rath  ernennt,  jeder  Wahlversammlungskreis  einen  Ersten 
Statthalter ,  der  die  übrigen  beaufsichtigt.  (Art.  104 
u.  folg.) 

Sodann  sind  noch  über  die  Verfassung  wachende 
Geschworne  vorhanden,  die  verfassungswidrige  Acte  auf 
Klage  eines  bestimmten  Theils  der  gesetzgebenden  Käthe 
selbst,  oder  des  Staatsraths,  oder  der  Wahlversammlungen 
zu  vernichten  befugt  sind.  (Art.  114  u.  folg.)  «Arbeit 
soll  dem  Dürftigen,  Unterstützung  dem  Unvermögenden, 
Belohnung  dem  für’s  Vaterland  Verwundeten,  Versorgung 
den  Hinterlassenen  eines  für  das  Vaterland  verstorbenen 
Kriegers  gegeben  und  kein  Bettel  mehr  geduldet  werden,  » 
versichert  endlich-  in  diesem  Entwürfe  Art.  14,  wäh¬ 
rend  damals  thatsächlich  ,  wie  Jedermann  wusste,  der 
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helvetische  Staat  und  die  meisten  Kantone  durchaus 
ausser  Stand  waren ,  die  allerdringendsten  Bedürfnisse 
der  laufenden  Verwaltung  aufzubringen  und  die  gewöhn¬ 
lichen  Steuern  überall  mit  Exekutionstruppen  eingezogen 
w'erden  mussten. 

Es  ist  keine  Spur  vorhanden ,  dass  dieser  Ver¬ 
fassungsentwurf  auch  nur  den  allermindesten  Ton  des 
Wiederhalls  im  Volke  gefunden  habe. 

Die  autoritätslosen  Behörden  der  Schweiz  verloren 
vielmehr  selber  offenbar  nach  und  nach  den  Muth  zu 
einer  Neukonstituirung  und  fühlten  sich  gänzlich  auf  die 
Hülfe  der  auswärtigen  Mächte  hiezu,  in  Erster  Linie  auf 
diejenige  Frankreichs,  angewiesen. 

Einen  sehr  sprechenden  Beleg  zu  diesem  Zustande 
öder  Verzweiflung  an  der  eigenen  Kraft  und  Zukunft  gibt 
eine  geheime  Instruktion,  welche  der  (alte)  Vollziehungs¬ 
ausschuss  am  23.  Juni  dem  Regierungsstatthalter  Schmid 
von  Basel  ertheilt,  den  er  mit  einer  Mission  an  Bona¬ 
parte  nach  Mailand  betraute'^').  Der  ostensible  Vorwand 
dieser  Reise  war  die  Beglückwünschung  des  Siegers  von 
Marengo.  (Das  überschwengliche  Schreiben  an  denselben 
ist  auch  noch  vorhanden,  Helv.  Arch.  Band  330,  pag.  61.) 
Daneben  sollte  Schmid  sich  der  Tutel  Frankreichs  bei 
den  nächsten  Europäischen  Friedensverhandlungen  em¬ 
pfehlen,  auch  etwelche  Vergrösserungen  (Frickthal  und 
Constanz)  und  einige  alte  Kanonen  aus  der  Zeit  der  Mai- 

Ihm  wurde  als  Reisebegleiter  der  Secretaire  redacteur  des 
Vollz.-Ausschusses,  Briatte,  beigegehen,  dessen  Namen  wir  dann  unter 
den  Staatsstreichheschiüssen  vom  nächsten  Monat  finden.  Auch  be¬ 
zeichnenderweise  für  den  Geist  des  Vollz.-Ausschusses  mit  folgender 
Motivirung  für  diese  Begleitschaft:  „En  vous  fournissant  cette  occa- 
sion  de  voir  l’Italie  ä  l’Aurore  de  la  paix,  l’armee  Erangaise  et  Bona¬ 
parte,  la  Commission  Executive  pense  vous  donner  une  preuve  de  sa 
hienveillance.“ 
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länderkriege,  die  in  Anghera  lagen,  zu  erhalten  suchen. 
Weitaus  das  Hauptgewicht  liegt  aber  in  dem  nachfolgen¬ 
den  Passus  der  Depesche,  worin  zum  Ersten  Male  in  un¬ 
serer  modernen  Geschichte  jene  kleine  und  hässliche 
Idee  auftritt,  als  ob  die  Eidgenossenschaft  ein  obscures 
Winkelgemeinwesen  sei,  das  seine  an  sich  unbedeutende, 
demüthige  Existenz  nur  der  wechselseitig  eifersüchtigen 
Garantie  der  Europäischen  Mächte  verdanke  und  daher 
auch  seine  inneren  Einrichtungen  dem  Wunsche  derselben, 
oder  des  unter  ihnen  jeweilen  Mächtigsten  anzupassen 
habe.  Eine  konstante  Idee  übrigens  der  reaktionären 
Parteien  der  Eidgenossenschaft,  die  genau  so  alt  ist,  wie 
diese  selbst  und  deren  grösseres  oder  geringeres  Her¬ 
vortreten  jederzeit  ein  charakteristisches  Merkmal  für 
die  jeweilige  Kraft  und  Bedeutung  unseres  Staatswesens 
bildet. 

«Le  Citoyen  Schmid  rappellera  au  Premier  Consul, 
que  dans  l’entretien,  qu’ä  son  passage  ä  Lausanne  il  ac- 
corda  au  Citoyen  Glayre ,  Mernbre  de  la  Commission 
Executive,  la  promesse  fut  donnee  ä  l’Helvetie  qu’elle  au- 
rait  une  voix  et  un  voeu  ä  emettre  au  congres  de  la  Paix. 

Le  Citoyen  Schmid  presentera  cette  esperance  comme 
etant  aux  yeux  de  tous  les  Helvetiens  le  gage  de  la  fu- 
ture  independance  de  l’Helvetie.  II  priera  le  Premier 
Consul  de  s’occuper  avec  interet  et  de  bonne  heure  des 
moyens  de  faciliter  ä  un  Peuple  qu’il  ainie  cette  decla- 
ration  de  son  existence  politique,  si  necessaire  pour  con- 
sacrer  le  repos  ohscur  qui^  apres  avoir  fait  son  bofiheur 
-  pendant  plusieurs  siecles,  est  aussi  le  dernier  asyle  dans 
lequel  sa  politique  naturelle  et  la  circonscription  de  ses 
moyens  lui  prescrivent  de  se  retirer  ä  Vavenir. 

Mais  pour  obtenir  ce  repos,  en  faire  reconnaitre  les 
droits  et  en  rendre  le  maintien  respectable ,  l’Helvetie 
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doit  presenter  aux  puissances,  qui  concourront  ä  la  paix 
certaines  formes  politiques,  qu’il  Importe  ä  la  Commission 
Executive  de  connaltre.  Le  Citoyen  Schmid  demandera 
au  Premier  Consul  ses  directions  quand  au  regime  sous 
lequel  PHelvetie  pourrait  paraitre  h  cette  epoque,  et  si 
le  Premier  Consul  prevoyait  que  Pordre  actuel  dut  trou- 
ver  plus  de  difficultes  qu’un  ordre  provisoire,  le  Citoyen 
Schmid  reclamera  son  intervention  puissante  pour  faci- 
liter  les  mouvements  politiques  qui  tendraient  ä  placer 
PHelvetie  sous  cet  ordre.  La  Republique  Helvetique  etant 
SOUS  les  formes  que  Bonaparte  veut  et  pense  pouvoir 
faire  reconnattre  aux  puissances  de  PEurope,  sans  doute 
il  pesera  les  considerations  qui  sollicitent  Pacceleration 
de  cet  acte.  Le  Citoyen  Schmid  est  Charge  de  demander 
qu’il  soit  consigne  dans  les  premiers  traites  preliminaires 
pour  la  paix.  La  Cour  de  Vienne  et  celle  de  Berlin  sont 
celles  que  PHelvetie  doit  surtout  desirer  de  rendre  at- 
tentives  ä  son  existence  comme  Republique  et  aupres 
desquelles  eile  reclamera  en  premier  lieu  les  bons  offices 
du  Premier  Consul. 

Si  ensuite  la  Commission  Executive  provisoire  se 
permet  d’etendre  sa  sollicitude  au  delä  des  bornes  pro¬ 
bables  de  son  existence  comme  Section  de  PAutorite  su- 
preme  en  Helvetie ,  eile  ne  peut  se  dispenser  de  voir 
qu’ä  cette  meme  epoque  des  negociations  pour  la  paix 
et  Sans  doute  sous  leur  influence  ,  il  s’agira  d’assurer 
Porganisation  Interieure  de  PHelvetie,  sur  des  bases  du- 
rables. 

Le  voeu  immuable  de  la  Commission  Executive  est, 
que  ces  bases  soyent  celles  d’un  ordre  republicain,  qui 
proscrive  les  distinctions  hereditaires  et  substitue  au 
lien  faible  de  Pancienne  confederation  helvetique  et  ä  celui 
plus  faible  et  aussi  odieux  de  la  Constitution  actuelle, 
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ces  noeuds  durables,  que  forment  les  convenances  et  les 
hesoins  des  Etats  qui  V  entourent. 

La  Commission  Executive  provisoire,  sentant  que  le 
principe  de  la  Constitution  ä  donner  h  l’Helvetie  devra 
etre  consenti  par  les  puissances  pacificatrices ,  desire 
encore  qu’elles  ne  lui  refusent  pas  leur  garantie.  > 

Es  darf  unter  solchen  Umständen  kaum  mehr  be¬ 
fremden,  wenn  sich  Frankreich  von  da  ab  als  den  alleinigen 
wirklichen  Motor  für  eine  Neugestaltung  der  helvetischen 
Verhältnisse  ansah  und  wenn  schon  im  Jahre  1800  da¬ 
selbst  die  Protektoratsideen  (und  vielleicht  selbst  noch 
weitergehende)  zu  knospen  begannen,  die  dann  drei  Jahre 
später  zu  thatsächlicher  Reife  gelangt  sind. 

Der  Gesandte  dieser  Macht,  Reinhard,  spricht  denn 
diess  auch  ganz  unumwunden  einmal  in  folgenden  Wor¬ 
ten  aus  (Note  vom  12.  Januar  1801): 

«Wer  hat  die  Revolution  in  der  Schweiz  gemacht? 
Frankreich.  Wer  kann  sie  beendigen?  Entweder  20  Jahre 
der  Anarchie,  des  Unglücks,  des  Blutvergiessens,  oder 
Frankreich.  Einst  dachte  ich  selber,  die  beiden  an  die 
Schweiz  gränzenden  Mächte  würden  einverständlich  die 
Grundlagen  der  künftigen  Verfassung  für  dieses  Land  be¬ 
stimmen,  jetzt  aber,  meine  ich,  geschieht  es  durch  Frank¬ 
reich  allein.  Alle  Vereinigungsversuche  sind  erfolglos, 
bevor  Frankreich  entschieden  hat.  Der  Streit  schwebt 
vor  dem  Richter.  Sobald  dieser  das  Urtheil  gefällt 
hat,  wird  Alles  leicht  sein,  was  jetzt  unmöglich  scheint. » 

Schmerzlich  ist  es  für  uns,  sagen  zu  müssen,  dass 
diese  schnöden  Worte  eines  fremden  Diplomaten  Wahr¬ 
heit  waren.  Keine  der  Verfassungen,  welche  sich  Hel- 
vetien  in  den  Jahren  1800  bis  1802  zu  geben  versuchte, 
gelang,  weil  sie  noch  mehr  oder  weniger  von  uns  selbst 
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ausgingen,  daher  von  vorneherein  der  Autorität  über  die 
Parteien  entbehrten. 

Eine  haltbare  Verfassung  der  Schweiz  wurde  erst 
im  Jahre  1803  in  Paris  diktirt. 

Es  ist  eigentlich  keine  erfreuliche  Aufgabe,  bis  da¬ 
hin  noch  dem  geschichtlichen  Faden  dieser  vorhergehen¬ 
den  Versuche  in  allen  seinen  Windungen  zu  folgen  und 
wenn  diese  traurigen  Verhältnisse  nicht  so  sehr  lehr¬ 
reich  wären,  so  würde  man  sich  versucht  fühlen,  manche 
Seiten  dieser  Geschichte  einfach  zu  überschlagen.  Könnte 
man  sie  nur  dadurch  auch  ungeschehen  machen  und  jede 
auch  blos  entfernte  Wiederholung  solcher  Zustände  ver¬ 
hüten.  — 

Im  Innern  verursachten  in  der  zweiten  Hälfte  des 
Jahres  1800  grosse  Unruhe  Gesetze  über  Suspension, 
eigentlich  gesagt  Kücknahme  der  Aufhebung  der  Feudal¬ 
rechte  (vom  10.  Nov.  1798)  und  Wiedereinführung  der 
abgeschafften  Zehnten,  Gesetze,  die  einfach  aus  dringend¬ 
ster  Finanznoth  erlassen  wurden.  (15.  Sept.  und  6.  Okt. 
1800,  Bull.  V,  46,  56.)  Im  Aargau,  Basel  und  Leman 
brach  offener  Aufruhr  dagegen  aus,  und  so  gleichgültig 
war  das  Volk,  in  Folge  des  Beispiels  von  Oben,  gegen 
alles  Gesetz  und  Recht,  dass  (nach  Monnard)  eine  waadt¬ 
ländische  Gemeinde  sogar  gewürfelt  haben  soll,  ob  sie 
für  den  Aufruhr  oder  für  die  helvetische  Regierung  sein 
wolle. 

Die  berathenden  politischen  Vereine  wurden,  ent¬ 
gegen  der  Verfassung,  von  den  Rettern  der  Gesellschaft 
in  dieser  Zeit  durch  Gesetze  vom  12.  Sept.  und  18.  Okt. 
bei  Gefängnissstrafen  verboten,  gleicherweise  später  auch 
alle  Kollektivpetitionen  und  Sammlung  von  Unterschriften. 
(15.  Jan.  1801.).  Ebenso  werden  eine  ganze  Masse  von 
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helvetisclien  Gesetzen  von  dieser  provisorischen  Legis¬ 
lative  aufgehoben.  (Bull.  V.,  überall,  auf  jedem  zweiten 
Blatte.)  Kein  Mensch  wusste  zuletzt  mehr,  was  eigentlich 
Recht  war.  Auch  die  Censur  wurde  wieder  schärfer  ge- 
handhabt  und  es  ist  wohl  der  Erinnerung  werth,  dass 
es  in  unserer  Eidgenossenschaft  in  diesem  Jahrhundert, 
Winter  1801/02,  eine  Zeit  gab,  wo  von  einem  helveti¬ 
schen  Regierungsstatthalter  (in  Luzern)  eine  Stelle  aus 
dem  Phädon  gestrichen  wurde,  mit  der  klassischen  Be¬ 
merkung  «  darf  nicht  gedruckt  werden,  denn  wenn  man 
aus  solchen  alten  Büchern  Auszüge  machen  dürfte,  so 
könnten  dadurch  alle  Zwecke  der  Bosheit  erfüllt  werden.  » 

Sogar  die  allerdings  längst  kahl  gewordenen  und  un¬ 
nützen  Freiheitsbäume  mussten  nun  als  unzeitgemäss 
weichen.  Die  Regierungsstatthalter  erhielten  den  förm¬ 
lichen  Befehl,  «  alle,  bis  auf  Einen  in  jeder  Gemeinde, 
in  möglichster  Stille  zu  beseitigen  »  (Beschluss  10.  Jan. 
1801),  welches  letztere  jedoch  natürlich  nicht  überall  ge¬ 
lang.  In  der  Stadt  Bern  z.  B.,  am  Sitz  der  helvetischen 
Behörden  selbst,  wurden  sie  statt  dessen  mit  scanda- 
lösem  Jubel  umgehauen  und  es  blieb  nur  ein  ganz  win¬ 
ziger,  geradezu  zum  Spotte  stehen. 


Am  9.  Febr.  1801,  nachdem  die  Franzosen  inzwischen 
noch  einmal  unter  Macdonald  im  Dezember  1800  über 
den  Splügen  gezogen  waren ,  wurde  der  Friede  von 
Lüneville  geschlossen,  dessen  Art.  11  die  Unabhängigkeit 
der  Schweiz  und  ihr  Recht,  sich  eine  Verfassung  selbst 
zu  geben,  anerkannte.  Die  Schweiz  war  aber  so  her¬ 
untergekommen,  dass  sie  dieses  Geschenk  der  Mächte 
Europa’s  nicht  einmal  faktisch  annehmen  konnte,  son¬ 
dern  vielmehr  nun  im  nämlichen  Monate  noch  Rengger 
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und  Glayre  mit  einem  Yerfassungsentwurf  nach  Paris 
schickte,  um,  wie  der  letztere  selbst  sagte,  «  auf  diesem 
Berge  Sinai  die  neuen  Gesetzestafeln  zu  empfangen  ». 

Der  französische  Gesandte  Reinhard  dagegen  theilte 
gleichzeitig  nach  Paris  anderweitige  Entwürfe  mit,  die 
von  der  Föderalistenpartei  herstammten,  und  wollte  so¬ 
gar  in  einem  äusserst  hochfahrenden  Briefwechsel  von 
dem  gesetzgebenden  Rath  eine  förmliche  Erklärung  dar¬ 
über  erzwingen,  ob  er  das  Einheitssystem  aufrecht  zu 
halten  gedenke,  oder  nicht.  Ausserdem  schickten  noch 
eine  Reihe  anderer  Schriftsteller,  darunter  auch  der  alte, 
halbvergessene  Oberst  Weiss ,  wieder  ihre  Ideen  nach 
dem  Sinai  von  Paris.  Der  Brief  des  letzteren  an  Bona¬ 
parte  ist  in  der  Broschüre  von  Cart  abgedruckt  und 
ebenso  erzählt  derselbe,  Talleyrand  habe  damals  einem 
Schweizer,  der  ihm  eine  solche  neue  Konstitution  eigener 
Erfindung  überreichte,  gesagt,  dieses  sei  bereits  die  fünf¬ 
undachtzigste.  — 

Am  30.  April  1801,  nach  langer  Erwartung,  liess  sich 
der  dort  Gewaltige  herab,  endlich  den  Mund  zu  öffnen. 

In  einer  Audienz,  die  auf  dem  Lustschlosse  Malmaison 
stattfand,  äusserte  er  sich,  nach  der  klassischen  Vor¬ 
bemerkung,  dass  er  eigentlich  überhaupt  von  Verfas¬ 
sungen  nicht  viel  halte,  für  Einen  unter  den  vielen  ihm 
von  allen  Seiten  zugekommenen  Entwürfen  (dessen  wirk¬ 
licher  oder  angeblicher  Autor  unbekannt  ist) ,  welchen  . 
er  sodann  den  eingetroffenen  helvetischen  Deputirten  zu¬ 
stellte  und  der  daher  in  unserer  Verfassungsgeschichte 
den  Namen  Entwurf  von  Malmaison  und  mitunter 
auch  das  Datum  des  30.  April  1801  beibehalten  hat. 

Nach  diesem  Entwürfe  behielt  die  Schweiz  einschliess¬ 
lich  Graubündens  nur  noch  17  Kantone.  Bern,  Zürich, 
Luzern,  Uri,  Schwyz,  Unterwalden,  Zug,  Glarus, 


409 


Appenzell,  Solothurn,  Freiburg,  Basel,  Schaff¬ 
hausen,  Aargau,  Waadt,  G-raubünden  und  die 
«italienischen  Landvogteien  »,  die  einstweilen  noch 
keinen  andern  Namen  bekamen.  Das  Wallis  war  der 
Preis,  den  wir  für  die  neuen  Freundschaftsdienste  Frank¬ 
reichs  zu  zahlen  haben  sollten.  Dagegen  erwarb  die 
Schweiz  das  Frikthal,  das  bis  dahin  österreichisch  ge¬ 
wesen  war  und  durch  den  Frieden  von  Lüneville  abge¬ 
treten  wurde.  Bern  erhielt  das  Oberland  wieder  und  die 
Hauptstadt  von  Rechtswegen,  die  bisher  nur  provisorisch 
dort  gewesen  war.  Baden  wurde  mit  Aargau  vereinigt, 
Thurgau  mit  Schaffhausen.  Aus  dem  heutigen  Tessin 
wurde  zum  Ersten  Male  nur  Ein  Kanton  gebildet.  Uri 
Schwyz,  Unterwalden  und  Zug  wurden  dagegen  als  eigene 
Kantone  hergestellt  und  der  Kanton  Waldstätten  be¬ 
seitigt.  Ebenso  verschwand  Säntis.  Der  Kanton  Appen¬ 
zell  erhielt  einen  Theil  des  heutigen  Kantons  St.  Gallen, 
Toggenburg,  St.  Gallen  und  Rheinthal;  ein  anderer,  näm¬ 
lich  Sargans,  Werdenberg,  Utznach,  Gaster  und  Rappers- 
wyl,  kam  an  Glarus,  das  damit  an  die  Stelle  von  Linth 
trat,  Freiburg  erhielt  Murten  und  Schwarzenburg,  Basel 
und  Aargau  theilten  das  neuerworbene  Frikthal. 

Nach  der  inneren  Konstruktion  wurde  die  Schweiz 
nun  ein  Bundesstaat.  Es  ist  diess  das  Erste  positive 
Auftreten  dieser  seither  beliebten  Staatsform  in  unserer 
Geschichte,  und  es  ist  die  Verfassung  von  Malmaison  über¬ 
haupt,  was  die  Ausscheidung  der  kantonalen  und  Bundes¬ 
kompetenzen  betrifft,  unseren  dermaligen  Zuständen  ähn¬ 
lich,  am  ähnlichsten  derjenigen  Verfassung,  die  wir 
71  Jahre  später,  am  12.  Mai  1872,  verworfen  haben, 
weil  sie  es  uns  noch  «zu  centralistisch »  war.  Damals  er¬ 
schien  sie  den  besten  Eidgenossen  zu  locker.  Die  da¬ 
malige  allgemeine  Annahme  eines  solchen  Bundesstaates, 
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der  immer  noch  bei  weitem  einheitlicher  und  fortschritt¬ 
licher  gestaltet  war,  als  die  spätere  Mediationsacte,  würde 
uns  vielleicht  —  wenn  man  in  der  Geschichte  überhaupt 
so  sprechen  darf,  einen  Umweg  von  100  Jahren  erspart 
haben,  an  dessen  Endpunkte,  wo  er  wieder  auf  die  Ver¬ 
fassung  von  Malmaison  trifft,  wir  noch  heute  nicht 
wiederangekommen  sind.  — 

Die  Kantone  erhielten  eigene  innere  Verwaltung, 
eigene  Nationalgüter  und  Domänen,  das  Besteurungsrecht 
allein,  die  Strafpolizei  und  im  Allgemeinen  die  Verfügung 
über  die  Kultus-  und  Erziehungsangelegenheiten.  Die 
höhere  Polizei,  das  Militärwesen,  die  politische  Vertretung 
nach  Aussen,  das  Civil-  und  Strafrecht,  die  Regalien, 
das  Münz  wesen,  höhere  Erziehungsanstalten,  Handels¬ 
polizei  und  eine  allgemeine  Aufsicht  über  den  nationalen 
Unterricht  standen  dagegen  der  Centralgewalt  zu. 
Ihre  finanziellen  Bedürfnisse  wurden  durch  Regalien  des 
Bundes  (Salz,  Post,  Bergwerke,  Zölle)  und  Geldkontin¬ 
gente  der  Kantone  gedeckt. 

Die  Regierung  bestand  aus:  Erstens  einer  «helveti¬ 
schen  Tagsatzung  »  von  77  Mitgliedern,  nach  bestimmten 
Verhältnisszahlen,  je  nach  der  Grösse  der  Kantone,  ge¬ 
wählt.  Bern  hatte  z.  B.  neun,  Zürich  und  Solothurn 
acht,  Waadt  sieben,  Luzern  fünf,  Graubünden  sogar  sechs, 
Uri,  Schwyz,  Unterwalden  und  Zug  je  einen  Vertreter 
darin.*)  Diese  Tagsatzung  hatte  aber  lediglich  die  Stellen 
des  Senats  zu  besetzen  und  zu  entscheiden,  wenn  dessen 
Gesetze  die  Billigung  von  12  Kantonen  nicht  erhielten. 
Eigenes  Gesetzgebungsrecht  hatte  sie  nicht.  Dieses  hatte 

Es  müssen  damals  offenbar  zum  Theil  sehr  unrichtige  An¬ 
schauungen  über  die  Yolkszahl  einzelner  Kantone  bestanden  haben. 
Graubünden  wird  beispielsweise  auch  in  seiner  Eintheilung  unter  dem 
Präfekturrath  mit  mehr  Einwohnern  angegeben,  als  es  noch  heute 
besitzt.  (98,800.) 
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vielmehr  ein  «  Senat »  von  23  Käthen  und  zwei  Land¬ 
ammännern,  der  die  Gesetze  berieth  und  sie  sodann 
direkt  den  Kantonen  vorlegte,  und  der  ebenso  die  all¬ 
gemeine  Centralverwaltung  allein  besorgte.  Die  eigent¬ 
liche  Executive  war  ein  Ausschuss  dieses  Senats  «  Kleiner 
Eath  »  genannt,  vier  Mitglieder,  die  zugleich  die  Minister 
in  der  Weise,  wie  wir  es  heute  kennen,  ersetzten,  mit 
der  Departementaleintheilung  Inneres,  Justiz,  Finanzen, 
Krieg,  Den  Vorsitz  führte  der  Erste  Landammann,  der 
mit  einem  Staatssekretär  die  auswärtigen  Geschäfte  ver¬ 
sah  ,  die  Präfekten  der  Kantone  und  diplomatischen 
Vertreter  ernannte  und  einen  bedeutenden  Gehalt,  von 
30,000  Schweizerfranken  (ursprünglich  sogar  50,000  franz. 
Franken)  beziehen  sollte. 

Die  passive  Wahlfähigkeit  war  in  der  Kegel  be¬ 
schränkt  auf  solche  Personen,  die  seit  fünf  Jahren  in  der 
Schweiz  wohnen,  Eigenthum  da  besitzen,  oder  ein  unab¬ 
hängiges  Gewerbe  treiben  und  Steuern  bezahlen. 

Ins  Einzelne  war  dieser  Entv/urf  übrigens  nicht  aus¬ 
gearbeitet,  es  waren  eigentlich  mehr  «Grundzüge»  als 
eine  vollendete  Verfassung.  Am  22.  September  sollte  die 
Erste  hienach  gewählte  Tagsatzung  sie  annehmen. 

Jedermann  in  dem  damaligen  gesetzgebenden  Käthe 
(dem  ihn  Kengger  am  11.  Mai  überhrachte),  so  sagt  ein 
Schriftsteller  treffend,  fand  den  Entwurf  ausgezeichnet, 
mit  Ausnahme  einiger  Artikel  blos ,  die-  gerade  seine 
Interessen  berührten  und  über  die  dann  eine  Vereinigung 
nicht  zu  erzielen  war.  In  einzelnen  Kantonen  gingen  that- 
sächlich  die  Ansichten  über  die  künftige  Gestaltung  so 
weit  auseinander ,  dass  z.  B.  im  Aargau  eine  Bewegung 
für  Wiedervereinigung  mit  Bern  stattfand  und  sogar  in 
Waadt  für  das  gleiche  Ziel  sich  10,650  Unterschriften 
fanden.  Trotzdem  wurde  schliesslich,  auf  ziemlich  be- 
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stimmte  Drohung  der  französischen  Regierung  hin,  dass 
sie  keinen  andern  Entwurf  genehmigen  werde,  das  Pro¬ 
jekt  am  29.  Mai  1801  von  dem  damaligen  gesetzgebenden 
Rathe  provisorisch  adoptirt  und  mittelst  einer  Prokla¬ 
mation  des  Vollz. -Raths  dem  Volke  mitgetheilt.  (Bull.  Y, 
396.)  Im  September  sollte  es  dann ,  wie  gesagt ,  von 
einer  bereits  darnach  neu  gewählten  «helvetischen  Tag¬ 
satzung»  förmlich  angenommen  werden. 

Der  Sommer  1801  Verging  in  Vorbereitungen  aller 
Parteien  auf  diese  wichtige  Wahl.  Am  15.  Juni  wurden 
die  Wahlgesetze  für  die  einzelnen  Kantonaltagsatzungen, 
welche  sodann  ihrerseits  die  helvetischen  Tagsatzungs¬ 
mitglieder  zu  ernennen  hatten,  angenommen.  Diese  kan¬ 
tonalen  Wahlen  geschahen  mittelst  einer  indirekten  Wahl¬ 
methode  durch  Wahlmänner.  (Vide  Bull,  des  loix  V, 
412 — 441).  Ebenso  wurden  bereits  in  einer  Reihe  von 
Kantonen  die  neuen  Kantonalverfassungen  nach  dem 
Projekt  von  Malmaison  ausgearbeitet,  wobei  im  Kanton 
Bern  z.  B.  die  alte  aristokratische  Partei  wieder  in  sehr 
entschiedener  Weise  ihr  Haupt  erhob*). 

Die  Kantonaltagsatzungen  traten  dann  im  Laufe  des 
Sommers,  vom  1.  August  ab,  verschiedentlich  zusammen, 
mancherorts  in  so  stürmischer  Weise ,  dass  der  Voll¬ 
ziehungsrath  z.  B.  Unterwalden  abermals  mit  französi- 

Es  waren  46  Abgeordnete,  worunter  8  Stadtberner,  an  dieser 
Berniscben  Kantonaltagsatzung.  Sieben  der  letzteren  (der  achte,  Eri- 
sching,  war  krank),  Erlach,  Diessbach,  Mülinen,  Wattenwyl,  Haller, 
Gruber,  May  und  ein  Karlen  von  Erlenbach,  der  zu  ihnen  hielt,  ver¬ 
weigerten  sofort  deu  Eid  und  verliessen  die  Versammlung,  als  man 
sie  dazu  anhielt.  Der  damalige  Verfassungsentwurf  für  den  Kanton, 
ein  natürlich  sehr  ephemeres  Werk,  sah  20  Bezirke,  einen  „Kantons¬ 
rath“  von  25  Mitgliedern  und  einen  „Yerwaltungsrath“  von  7  vor, 
in  den  Gemeinden  eine  „Gemeindeverwaltung“  und  einen  „Gemeinde¬ 
rath.“ 
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sehen  Truppen  besetzen  lassen  wollte.  Der  komman- 
dirende  General  Montchoisy  weigerte  sich  aber  diessmal, 
sie  herzuleihen.  (Prot.  7.  Sept.) 


Am  7.  September  1801  trat  im  Rathhause  zu  Bern 
diejenige  Versammlung  zusammen,  die  man  die  hel¬ 
vetische  Tagsatzung,  zum  Unterschiede  von  andern 
Tagsatzungen,  nennt.  Sie  wurde  durch  Rüttimann  von  Lu¬ 
zern  eröffnet  und  wählte  sodann  Kuhn  von  Bern  zu  ihrem  ' 
Präsidenten.  Es  zeigte  sich  sofort,  dass  ihre  Mehrheit 
unitarisch  war  und  namentlich  waren  es  die  ausgezeich¬ 
netsten  Mitglieder  beinahe  alle.  Auf  einen  Vortrag  Reng- 
gers  hin  wurden,  statt  Annahme  der  Verfassung,  vorerst 
allgemeine  Grundsätze  in  18  Artikeln  beschlossen ,  die 
die  politische  Einheit,  helvetisches  Staatsbürgerrecht  mit 
Ausschluss  von  kantonalen  Bürgerrechten  und  besonders 
auch  die  Garantie  der  Integrität  der  Schweiz  (also  Ab¬ 
lehnung  der  Absichten  Frankreichs  auf  Wallis)  enthielten. 

Dreizehn  Abgeordnete,  darunter  die  der  Urkantone, 
Aloys  Reding  an  der  Spitze ,  verliessen  hierauf  bereits 
die  Versammlung.  In  einer  Erklärung  vom  9.  Oktober, 
die  sie  hinterliessen ,  schliessen  sie  dahin ,  «  sie  hoffen, 
dass  man  aufhören  werde,  Gesetze,  Beschlüsse  und  Mass- 
regeln  irgend  einer  Art  eintreten  zu  lassen,  die  auf  ihre 
Kantone  irgendwelchen  Bezug  haben ,  bis  und  so  lange 
ihre  Kommittenten  nicht  ihre  weiteren  Willensmeinungen 
eingesendet  haben  werden».  Die  Waadtländer  wieder 
erklärten  ihrerseits,  auch  austreten  zu  wollen,  als  die 
Tagsatzung  gleichmässigen  Loskauf  der  Zehnten  beschloss, 
ohne  diess  den  Kantonen  zu  überlassen.  In  diesem  Punkte 
der  Interessen  waren  sie  schon  damals  etwas  kantonal. 
Secretan  z.  B.  kam  von  da  ab  in  keine  Sitzungen  mehr. 
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Unter  solchen  schlimmen  Auspizien  wurde  der  Rest 
der  Verfassungsberathung  vollendet  und  das  Werk  am 
24.  Oktober,  mit  allen  gegen  13  Stimmen,  von  den  noch 
anwesenden  Mitgliedern  angenommen. 

Diese  neue  Verfassung  vom  24.  Oktober  1801 
glich  nun  aber  dem  Entwurf  von  Malmaison  ,  den  sie 
eigentlich  ausführen  sollte,  durchaus  nicht  mehr.  Nament¬ 
lich  war  sie  dem  Geiste  nach  eine  ganz  unitarische, 
während  jener  eine  bundesstaatliche  Basis  hatte. 

An  der  Spitze  gleich  stand  die  Bestimmung ,  dass 
die  Helvetische  Republik  nur  Einen  Staat  bilden  und 
dass  nur  Ein  allgemeines  helvetisches  Staatsbürgerrecht 
bestehen  solle,  sowie  die  Erklärung  der  Integritätsgarantie 
für  alle  bestehenden  Kantone. 

«Art.  1.  Die  helvetische  Republik  bildet  nur  Einen 
Staat,  dessen  Integrität  durch  die  Verfassung  gesichert 
wird.  Es  gibt  nur  Ein  helvetisches  Staatsbürgerrecht 
und  keine  politischen  Kantonsbürgerrechte.» 

Die  Gebietseintheilung  umfasste  19  Kantone,  inclu¬ 
sive  Wallis. 

Einen  sehr  umfangreichen  Theil  dieser  Verfassung 
bildeten  die  Bestimmungen  betreffend  den  Zehntloskauf  um 
den  13-  resp.  20fachen  mittleren  Jahresertrag  der  Jahre 
von  1776 — 1790  (Art.  24),  über  den  ausführliche  Grund¬ 
sätze  aufgestellt  wurden*). 

Die  helvetischen  Behörden  bestanden  aus  einer  Tag¬ 
satzung  von  81  Mitgliedern,  mit  etwas  vermehrten  Befug¬ 
nissen  gegenüber  der  Verfassung  von  Malmaison  und 
einem  Senat  von  30,  inclusive  der  zwei  Landammänner. 
Die  Gesetze  wurden  jetzt  vom  Senate  gemacht,  die  Be¬ 
merkungen  der  Kantone  darüber  eingeholt  und  sodann 

*)  Ganz  ähnlich  wie  sie  dann  45  Jahre  später  einen  wesentlichen 
Theil  der  noch  jetzt  bestehenden  Berner  Verfassung  (Art.  85)  bildeten. 


415 


definitiv  von  der  Tagsatzimg  beschlossen.  (Art.  39,  44.) 
Die  Exekutive  war  ein  Kleiner  Rath  von  vier  aus  der  Mitte 
des  Senats  gewählten  Mitgliedern,  mit  6000  Franken  Ge¬ 
halt,  mit  einem  Landammann  an  der  Spitze,  der  16,000 
Franken  Besoldung  beziehen  sollte.  Jedes  Mitglied  des 
Kleinen  Raths  war  zugleich  Vorsteher  eines  der  vier 
Departemente,  Inneres,  Justiz,  Finanzen,  Krieg. 

In  den  Kantonen  stand  ein  von  dem  helvetischen 
Kleinen  Rath  gewählter  « Rathsherr  »  als  helvetische  Be¬ 
hörde  neben  und  über  der  kantonalen  Verwaltungsbehörde. 
Die  allgemeine  Vollziehung  und  Polizei  stand  ihm  nament¬ 
lich  za.  (Art.  59,  66.) 

In  Bezug  auf  die  Justiz  urtheilten  die  kantonalen 
Appellationsgerichtshöfe  bis  auf  3000  Franken  unweiter- 
züglich.  Für  die  höheren  Summen  ging  die  Appellation 
an  einen  helvetischen  Gerichtshof,  der  zugleich  Kassa¬ 
tionsgericht  für  geringere  Kriminalfälle,  Staatsgerichtshof 
und  eigentliches  Kriminalgericht  für  schwerere  Fälle  war, 
letzteres  so  lange  als  nicht  Geschwo  menge  richte 
an  seine  Stelle  treten,  die  in  diesem  Entwurf  (Art.  78 
und  85)  zum  Ersten  Maie  in  einer  schweizerischen  Ver¬ 
fassung  Erwähnung  finden,  —  das  einzige  Merkwürdige 
vielleicht,  was  überhaupt  an  ihr  ist.  *) 

Diese  Verfassung  vom  24.  Oktober  1801  blieb  jedoch 
blos  vier  Tage  in  Wirksamkeit.  Der  französische  Ge¬ 
sandte  Verninac,  der  General  Montchoisy,  die  Mitglieder 
des  Vollziehungsraths  Dolder  und  Savary,  der  Kriegs¬ 
minister  Lanther  und  endlich  die  bernische  Aristokratie 
unternahmen  dagegen  vereint  wieder  einen  Staatsstreich, 
der  sich  von  den  früheren  vom  7.  Januar  und  vom  7.  August 

Die  allererste  Erwähnung  des  Geschworneninstituts  überhaupt 
findet  sich  in  dem  Brune’schen  Projekt  der  ßhodanischen  Republik 
vom  März  1798. 
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1800  blos  durch  eine  noch  weit  grössere  Form-  und 
Würdelosigkeit  unterscheidet.  Dreizehn  Mitglieder  des 
gesetzgebenden  Käthes  kamen  am  27.  Oktober  gegen 
Mitternacht  in  der  Wohnung  Eines  von  ihnen  (Wytten- 
bach  von  Bern)  zusammen  ,  hoben  die  Helvetische  Tag¬ 
satzung  und  den  Vollziehungsrath  auf  und  übertrugen 
die  Gewalt  des  letzteren  vorläufig  an  Dolder,  Savary  und 
Rüttimann,  zu  denen  später  dann  nochBay  und  de  Saussure 
hinzutraten.  Dem  helvetischen  Volke  zeigten  sie  diese  ihre 
Verfügung  mit  einer  «Declaration»  an,  an  den  gesetz¬ 
gebenden  Rath  richteten  sie  eine  Botschaft  (Bull,  des 
arretes  II,  203.  208) ,  beide  für  uns  von  geringem  Inte¬ 
resse,  enthaltend  lediglich  die  schon  übliche  Zusicherung 
einer  neuen  Aera  des  Friedens  und  der  Unterstützung 
des  hochherzigen  Allirten,  dem  Europa  den  Frieden  ver¬ 
danke. 

Am  folgenden  Tage  kamen  dann  diese  Dreizehn 
nebst  eilf  Andern ,  denen  man  allein  Sicherheitskarten, 
mit  dem  Wappen  der  Familie  Steiger  gesiegelt ,  zuge¬ 
stellt  hatte,  —  während  alle  Andern  von  Soldaten  fernge¬ 
halten  wurden,  die  der  General  Montchoisy  herbeigezogen 
hatte,  —  im  Rathhause  zusammen,  bestätigten  das  in  der 
vorigen  Nacht  Geschehene  und  nahmen  mit  einfachem 
Handaufheben  eine  Wahlliste  von  Senatoren  an ,  die 
bereits  fertig  vorlag.  Diese  Beschlüsse  lauten : 

Dekret  vom  27.  Weinmonat  1801. 

«Der  gesetzgebende  Rath,  ausserordentlich  versam¬ 
melt  ,  auf  die  Anzeige  eines  Mitgliedes,  dass  die  helve¬ 
tische  Tagsatzung  nicht  blos  entgegen  dem  Gesetz  ihrer 
Zusammenberuffung,  sich  in  Abweichung  von  dem  ihr  zur 
Berathung  vorgetragenen  Verfassungsentwurf,  zu  einer 
constituirenden  Versammlung  erhoben,  sondern  sogar  zu 


417 


den  Wahlen  eines  Senates  geschritten  sey,  und  dieselben 
auf  den  heutigen  Tag  beendigt  habe; 

In  Erwägung  der  dringenden  Gefahr,  in  welche  das 
Vaterland  durch  diese  Verhandlungen  gesetzt  worden ; 

In  Erwägung,  dass  drey  Mitglieder  des  Vollziehungs- 
Rathes,  als  Mitglieder  der  Tagsatzung,  an  solchen  Antheil 
geQommen, 

verordnet: 

1.  Denjenigen  drey  Mitgliedern  des  Vollziehungs- 
Raths,  die  nicht  Mitglieder  der  helvetischen  Tagsatzung 
sind ,  oder  der  Mehrheit  derselben ,  als  da  sind :  Die 
Bürger  D older,  Savary  und  Rüttimann,  ist  provi¬ 
sorisch  die  Ausübung  der  dem  Vollziehungs-Rath  zuge¬ 
standenen  Gewalt  übertragen. 

2.  Dieselben  sind  beauftragt,  für  die  Beibehaltung 
der  öffentlichen  Ruhe  und  Sicherheit  zu  sorgen. 

Bern,  den  27.  Weinmonat  1801. 

Der  Präsident  des  gesetzgebenden  Raths: 

Marcacci. 

Lüthardt,  vice-Sekr. 

Stokar,  vice-Sekr. 

Der  Sekretär  der  vollziehenden  Gewalt: 

Mousson. » 


Gesetz  vom  28.  Weinmonat  1801. 

«  Der  gesetzgebende  Rath,  in  Erwägung  der  drohen¬ 
den  Gefahr,  welcher  das  Vaterland  durch  die  unzusam¬ 
menhängenden,  zweckwidrigen,  durch  einen  verderblichen 
Partheigeist  geleiteten  Verhandlungen  der  helvetischen 
Tagsatzung  ausgesetzt  ist; 

In  Erwägung,  dass  diese  Tagsatzung  ihre  Pflichten 
misskennt,  und  die  Grenzen  ihrer  Befugnisse  überschritten 

27 
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hat ,  indem  sie  sich  mit  einem  neuen  Verfassungs-Ent¬ 
wurf  beschäftiget  und  sich  dadurch  das  Hecht  einer  con- 
stituirenden  Versammlung  angemasset  hat; 

In  Erwägung,  dass  dieses  Verfahren  nicht  nur  durch 
keine  gesetzliche  Vollmacht  gerechtfertigt  werden  kann, 
sondern  im  Gegentheil  den  organischen  Gesetzen  und 
sogar  dem  Wunsch  des  helvetischen  Volks  zuwider  läuft, 
der  sich  stillschweigend  durch  die  unwidersprochene 
Zusammenberufung  der  Kantons  -  Tagsatzung  geoffen- 
baret  hat ; 

In  Erwägung,  dass  durch  den  Austritt  von  sechs¬ 
zehn  Gliedern,  vermög  dessen  einige  Cantone  gar  nicht 
mehr,  mehrere  nur  zum  Theil  repräsentirt  sind,  —  die 
Versammlung  aufgehört  hat,  eine  allgemeine  hel¬ 
vetische  Tagsatzung  zu  seyn ,  und  also  von  da  an 
keine  Befugniss  mehr  haben  konnte,  als  solche  ihre  Ver¬ 
handlungen  fortzusetzen ; 

In  Erwägung  endlich,  dass  es  die  erste  und  heiligste 
Pflicht  der  Regierung  ist,  innern  Zerrüttungen  und  allen 
Greueln  der  Anarchie  zuvorzukommen  — 

beschliesst: 

I.  Die  unter  der  Benennung:  allgemeine  helve¬ 
tische  Tagsatzung  zu  Bern  sitzende  Versammlung  ist 
aufgelöst  und  ihre  Arbeiten  als  nichtig  erklärt. 

II.  Die  unterm  29.  May  1801  bekannt  gemachte 
Verfassung,  wird  in  Betreff  der  Organisation  der  Central- 
Gewalt  von  nun  an  in  A^ollziehung  gesetzt. 

III.  Ein  Ausschuss  von  fünf  Gliedern  aus  der  Mitte 
des  gesetzgebenden  Rathes  wird  demselben  während  der 
Sitzung  ein  Verzeichniss  von  fünfundzwanzig  Männern, 
die  den  Senat  bilden  sollen,  vorschlagen.  —  Der  gesetz¬ 
gebende  Rath  selbst  wird  unverzüglich  zur  Ernennung 
schreiten. 
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IV.  Der  Senat  beginnt  seine  Verrichtungen  sobald 
als  die  •  Mehrheit  seiner  Mitglieder  zusammengetreten 
seyn  wird.  Von  dem  Augenblick  an  hört  die  Gewalt  der 
diessmaligen  provisorischen  Eegierung  auf. 

V.  Der  Senat  wird  alle  ihm  durch  die  Verfassung 
übertragenen  Rechte  und  Gewalt  auszuüben  haben. 

VI.  Er  ist  insbesondere  beauftragt,  alle  Anstalten 
zur  Zusammenberuffung  der  verfassungsmässigen  Tag¬ 
satzung  zu  treffen,  die  sich  längstens  in  drey  Monaten 
versammeln  soll. 

VII.  Der  Senat  ist  ferners  beauftragt,  für  diese  Tag¬ 
satzung  ein  Gutachten  über  die  Verbesserungen,  derer 
die  Verfassung  bedürfen  mag,  zu  bearbeiten,  und  solch em- 
nach  die  organischen  Gesetze  zu  Einführung  derselben, 
vorzuschlagen. 

VIII.  Der  Senat  wird  durch  zweckmässige  Mittel  die 
von  dem  Volke  geäusserten  Wünsche  über  diese  oder 
jene  Abänderung  in  der  Eintheilung  des  Gebiets  prüfen 
und  darüber  der  Tagsatzung  seinen  Bericht  erstatten. 

IX.  Endlich  ist  er  beauftragt,  alle  die  Cantonal- 
Organisations-Entwürfe  zu  untersuchen  und  der  Tag¬ 
satzung  sein  diessörtiges  Gutachten  vorzulegen.  Bis  die 
Tagsatzung  darüber  entschieden  haben  wird,  sind  die 
bestehenden  Cantons-Behörden  gehalten,  in  ihren  Ver¬ 
richtungen  fortzufahren. 

X.  Der  Senat  soll  der  Tagsatzung  von  dem  Zustand 
der  Republik,  so  wie  von  allen  seinen  Verrichtungen 
Rechenschaft  geben. 

XI.  Die  Tagsatzung  hat  das  Recht,  den  Senat  zu 
bestätigen,  oder  zu  einer  andern  Wahl  zu  schreiten. » 
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Dekret  vom  28.  Weinmonat  1801. 

<  Der  gesetzgebende  Kath  in  Folge  des  3.  Artikels 
des  Gesetzes  vom  heutigen  Tage,  welches  nach  Auflösung 
der  unvollständigen  helvetischen  Tagsatzung  dem  gesetz¬ 
gebenden  Rath  die  unverzügliche  Ernennung  von  fünf¬ 
undzwanzig  Männern,  zu  Mitgliedern  des  zu  Folge  des 
Verfassungsentwurfes  vom  29.  Mai  1801  zu  bildenden 
Senats  aufträgt; 

vero  rdnet: 

1.  Die  nachgenannten  helvetischen  Bürger  sind  zu 
Mitgliedern  des  helvetischen  Senates  ernannt,  als:  vom 
Canton  Bern:  Bürger  Frisching,  von  Rümlingen. 

B.  Bay,  Mitglied  des  gesetzgebenden  Raths. 

«  Zürich:  B.  Füssli,  Mitglied  des  gesetzgeben¬ 
den  Raths. 

B.  David  Wyss,  gewesener  Unterschreiber. 

«  Schaffhausen:  B.  Stokar,  Präsident  der  Ver¬ 
waltungskamm  er  .• 

B.  Anderwerth,  Mitglied  des  gesetzgeben¬ 
den  Raths. 

«  Basel:  B.  Wieland,  Präsident  der  Verwal¬ 
tungskammer. 

«  Solothurn:  B.  Glutz,  Mitglied  der  Verwal¬ 
tungskammer. 

«  Luzern:  B.  Kruss,  Mitglied  des  gesetzgeben¬ 
den  Raths. 

<2:  Tessin:  B.  Marcacci,  Mitglied  des  gesetz¬ 

gebenden  Raths. 

«  Uri:  B.  Müller,  gewesener  Landammann. 

«  Schwyz:  B.  Aloys  Beding. 

«  Unterwalden:  B.  von  der  Flühe,  gewe¬ 
sener  Senator. 

«  Zug:  B.  Andermatt,  Oberst. 
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Canton  Wallis:  B.  Derivaz,  Cantons-Statthalter. 

«  Glarus:  B.  Zweifel,  alt-Landammann. 

«  Leman:  B.  Desaussure,  Mitglied  des  gesetz¬ 
gebenden  Raths. 

B.  P  e  1  lis ,  Mitglied  des  gesetzgebenden  Raths. 

«  Bündten:  B.  Salis-Sils,  Mitglied  der  ge¬ 
wesenen  Tagsatzung. 

«  Freyburg:  B.  Savary,  Mitglied  des  Voll¬ 
ziehungsrath  es. 

B.  Lanther,  Kriegsininister. 

«  Sentis:  B.  Mittelholzer ,  Mitglied  des  gesetz¬ 
gebenden  Raths. 

B.  Zellweg  er,  gewesenes  Mitglied  der  hel¬ 
vetischen  Tagsatzung. 

«  Baden  u.  Argäu:  B.  D older,  Mitglied  des 
V  ollziehungsraths . 

B.  Baidinger,  gewesener  Untervogt. 

2.  Der  provisorische  Vollziehungsrath  ist  eingeladen, 
diese  Mitglieder  unverzüglich  zusammenzuberuffen,  und 
in  ihrer  Mehrheit  nach  Vorschrift  des  4.  Art.  des  Ein¬ 
ganges  gemeldten  Gesetzes  sich  constituiren  zu  lassen.» 

Bern  war  zwei  Tage  lang  in  einer  Art  von  Belage¬ 
rungszustand ,  die  Thore  geschlossen.  Montchoisy,  der 
französische  Befehlshaber,  und  der  neue  helvetische  Ge¬ 
neral  Andermatt  von  Zug  patrouillirten  beständig  mit 
ihren  Truppen  in  den  Strassen;  jede  Zusammenkunft  von 
mehr  als  fünf  Personen  in  oder  ausser  dem  Hause  war 
untersagt. 

Die  besten  Minister,  die  damals  dem  Staate  dienten, 
Rengger,  Meyer,  Mohr  und  Rothpletz,  legten  ihre  Stellen 
nieder.  Einige  der  ernannten  Senatoren,  Anderwerth'^), 


Anderwerth  trat  später  bei. 
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Füssli,  Wieland,  Stokar,  Derivaz  verweigerten  ebenfalls 
die  Annahme  und  damit  die  Betheiligimg  an  diesem 
«  Theaterstreich  »,  wie  ihn  Stapfer  in  einem  Briefe  vom 
6,  Dezember  an  Rengger  nicht  unrichtig  bezeichnet. 

Das  Volk  blieb  theilnahmslos.  Eine  illegitime  Be- 

4 

hörde  vertrieb  die  andere  von  den  Sesseln.  Die  Zeit 
war  herangekommen,  wo  sich  kaum  mehr  Grundsätze, 
sondern  fast  nur  noch  Personen  gegenüberstanden  und 
Intriguanten  Revolutionen  machten,  um  sich  in  die 
Höhe  zu  bringen,  oder  darin  zu  erhalten.  Der  «  kleine 
Rath  »  wurde  besetzt  aus  Aloys  Reding  und  Frisching*) 
als  Landammänner  (worüber  Dolder  sehr  erbost  war), 
sodann  Hirzel,  Glutz  und  Lanther. 

Eine  Verfassung  bestand  nun  eigentlich  gar  nicht 
mehr.  In  Bezug  auf  die  Behörden  und  ihre  Wahl  wurde 
faktisch  mit  Rücksicht  auf  den  Entwurf  vom  29.  Mai  1801 
verfahren**)  und  dem  Volke  ihre  Firnennung  mit  einer 
neuen  Proklamation  vom  9.  November  mitgetheilt,  mit 
der  besonderen  Aufforderung,  sich  «durch  gesetztes  und 
pllichtmässiges  Betragen  die  Achtung  der  auswärtigen 
Mächte  zu  erwerben  und  besonders  das  freundschaftliche 
Wohlwollen  des  siegreichen  Helden  beizubehalten,  der 
dem  bedrängten  Europa  nach  so  vielen  blutigen  Kriegs¬ 
jahren  den  sehnlich  erflehten  Frieden  gab. »  (Bull.  VI,  10.) 
Der  Geist  der  neuen  «Behörden»,  die  kaum  noch  diesen 
Namen  verdienen,  zeigte  sich  in  ihren  Ersten  Massregeln. 
Am  12.  November  schon  wurde  eine  strenge  Censur 
gegenüber  den  Zeitungen  beschlossen.  Der  neue  schwei- 

Von  Rümligen.  Der  bekanntere  Frisching  vom  4.  März 
1798  (sein  Onkel)  war  gerade  am  Tage  des  Staatsstreichs,  27.  Okt., 
begraben  worden. 

Daher  trägt  auch  die  Executive  von  nun  an  den  neuen 
Namen  „Kleiner  Kath.“  Anfänglich  sind  es  fünf  Mitglieder,  später 
elf,  (vide  pag.  430). 
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zerische  Kepublikaner ,  eine  bis  dabi^  sehr  gute  Quelle 
für  alle  Vorgänge  der  Helvetik,  bört  in  Folge  derselben 
mit  dieser  Zeit  gänzlich  auf.*)  Von  dem  Nouvelliste  Vau- 
dois  liess  der  dortige  Präfekt  Polier  in  der  Kegel  bloss 
die  Hälfte  übrig.  Die  politischen  Vereine  wurden  in 
strenge  Ueberwacbung  genommen  und  die  Büreaux  von 
allzu  republikanischen  Angestellten  gesäubert.  An  die 
Stelle  des  bisherigen  Ministers  des  Auswärtigen  kam  ein 
ganz  reaktionärer  Berner,  Gottlieb  Thormann,  unter  dem 
Titel  Staatssekretär.  Umgekehrt  liess  die  Regierung  durch 
ein  allgemeines  Amnestiedekret  vom  18.  November  1801 
alle  der  helvetischen  Staatsordnung  feindlichen  Ver¬ 
bannten  ungehindert  zurückkehren.  In  dieser  Zeit  er¬ 
schienen  wieder  auf  schweizerischem  Boden  der  Partei¬ 
gänger  Roverea,  der  1799  gegen  die  Helvetik  gelochten, 
der  gellüchtete  Abt  und  Convent  von  Einsiedeln,  die 
Pfarrer  Käslin  und  Lussi,  die  den  Aufruhr  von  Stans 
auf  dem  Gewissen  hatten,  und  auch  ein  Bruder  des  Abtes 
von  St.  Gallen  fand  sich  schon  in  Bern  ein,  um  über 
dessen  Restitution  Verhandlungen  zu  pflegen.  Selbst  in 
Moudon,  Morges,  Vevey  und  Lausanne  wurden  damals 
Freiheitsbäume  umgehauen  und  circulirten  neuerdings 
Listen  zur  Unterzeichnung  für  Wiederanschluss  an  Bern, 
ja  sogar  solche  für  Anschluss  an  Frankreich.  — 

Wer  am  meisten  durch  diese  deutlichen  Anzeichen 
beginnender  Reaktion  gewann  und  in  ihren  geheimen 
Hoffnungen  bestärkt  wurde,  war  begreiflich  die  alte 
Aristokratie  von  Bern.  —  Wie  weit  diese  Hoffnungen 
bereits  vor  dem  Zusammentritt  der  helvetischen  Tag- 


Es  folgen  ihm  noch  auf  kurze  Zeit  „der  Republikaner  nach 
liberalen  Grrundsätzen“  und  die  „Blätter  für  Vaterland  und  Gemein¬ 
wohl“,  mit  dem  nämlichen  Schicksal. 
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Satzung  gediehen  *  waren,  zeigt  am  besten  ein  kleines 
Aktenstück,  welches  wenig  bekannt  ist. 

Es  ist  das  Erste  offizielle  Aktenstück  nach  1798, 
in  dem  unumwunden  wieder  von  einer  völligen  Restau¬ 
ration  der  alten  « Stadt  und  Republik  Bern »  und  der 
Revindikation  ihrer  ehemaligen  Gebiete  die  Rede  ist. 

« Les  Administrateurs  des  biens  et  Commissaires 
representant  actuellement  la  Bourgeoisie  de  Berne,  au 
Conseil  Legislatif  provisoire  de  la  Republique  Helvetique 
et  au  Conseil  Executif. 

Protestation. 

Le  nouveau  projet  de  Constitution,  publie  sous  la 
date  du  29  mai  1801,  retablit  en  partie  le  regime  can- 
tonal  en  Suisse;  mais  le  Canton  de  Berne ^  notre  veri- 
table  patrie^,  est  menace  d’etre  en  grande  partie  de- 
membre  definitivement,  quoique  ce  territoire  qu’on  veut 
lui  oter  lui  ait  ete  acquis  par  nos  ancetres  et  assure 
par  les  traites  les  plus  solennels.  Les  soussignes,  guides 
par  leurs  devoirs  et  par  les  memes  principes,  qui  les 
avaient  determines,  en  son  tems,  ä  s’opposer  a  la  vente 
des  biens  et  proprietes  appartenant  ä  la  yille  de  Berne, 
protestent  par  la  presente  devant  Dieu  et  devant  les 
hommes,  et  au  nom  de  la  bourgeoisie  de  Berne,  qu’ils 
ont  rhonneur  de  representer  maintenant,  contre  le  mor- 
cellement  du  territoire,  des  droits  et  des  possessions  legi¬ 
times  de  la  ville  de  Berne,  tels  qu’elle  les  a  possedes, 
Sans  conteste,  pendant  plusieurs  siecles,  et  tels  qu’ils 
ont  ete  reconnus  pour  sa  propriete,  tant  par  la  confede- 
ration  Helvetique,  que  par  toutes  les  puissances  de  l’Eu- 
rope.  Hs  laissent  k  Dieu  et  au  tems  de  faire  droit  ä 
cette  protestation,  convaincus  que  la  nation  Frangaise, 
revenue  des  erreurs  de  son  gouvernement  precedent, 
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reconnaitra  elle-ineine  un  jour  les  torts,  qui  ont  ete 
faits  ä  toute  la  Suisse  et  au  canton  de  Berne  en  parti- 
culier. 

Donne  ä  Berne  le  15  juin  1801. 

Les  administrateurs  et  commissaires  representans 
provisoirement  la  bourgeoisie  de  Berne, 
Hermann,  vice-president. 

F.  Gerber,  secretaire.  » 

Nicht  ganz  mit  Unrecht  fügt  Gart,  dem  wir  dieses 
Dokument  entnehmen,  etwas  spöttisch  hinzu:  «  Ce  monu- 
ment  depasse  de  Cent  degres  les  idees  que  Ton  a  pu  se 
faire  de  l’extravagance  de  nos  bourgeoisies  oligarchiques. 
Getto  bourgeoisie  ose  prendre  encore  le  style  des  sou- 
verains,  eile  represente  l’Argovie  et  le  Pays  de  Vaud 
comme  lui  ayant  ete  acquis  par  ses  ancetres,  comme  sa 
propriete  .  .  .  J’invite  les  savans  des  differentes  parties 
du  monde  de  vouloir  me  faire  parvenir,  ou  seulement 
de  m’indiquer  tous  les  actes,  chartes,  documens,  bulles 
d’or  ou  non  d’or,  attestant  les  droits  de  souverainete  des 
magnifiques  et  puissans  Seigneurs  Hermann  et  Gerber, 
si  tant  est,  qu’ils  ayent  jamais  oui  parier  de  ces  noms  lä.» 

In  der  That  aber  besass  diese  alte  Bürgerschaft  von 
Bern,  nachdem  sie  einmal  aus  dem  Misslingen  der  Ersten 
helvetischen  Verfassung  neuen  Muth  und  Hoffnung  auf 
eine  künftige  Restauration  geschöpft  hatte,  mehrere  grosse 
Bedingungen  eines  schliesslichen  Erfolges,  deren  sich  die 
helvetische  Regierung  nicht  rühmen  konnte,  und  die  ihren 
Sieg  nachmals  auch  vollständig  entschieden  haben:  die 
positive  Bestimmtheit  eines  praktischen  Ziels,  die  Unter¬ 
ordnung  unter  bestimmte  Führer  von  hergebrachtem  An¬ 
sehen,  die  Unterstützung  der  Geistlichkeit,  sowie  bis  auf 
einen  gewissen  Punkt  sogar  ihrer  ehemaligen  bitteren 
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Feinde,  der  Franzosen.  Und  was  die  Haiiptsache  von 
Allem  vielleicht  war,  eine  gefüllte  Kasse  für  alle  ihre 
Zwecke.  —  Denn  sie  hatte  die  ehemaligen  Bernischen 
Staatsgelder,  soweit  sie  den  Händen  Rapinats  entzogen 
wmrden  waren,  niemals  vollständig  der  helvetischen  Re¬ 
publik  abgeliefert,  gegentheils  die  Missionen  Jenner’s  in 
Paris  geschickt  benutzt,  um  durch  Rückerwerbung  ein¬ 
zelner,  dahin  gelangter  Schuldtitel  diese,  vorläufig  ge¬ 
heimen,  Fonds  noch  zu  verstärken,  auf  denen  sich  nach¬ 
mals  und  bis  in  unsere  Tage  hinein  die  Säulen  ihres 
städtischen  Gemeinwesens  von  Neuem  erhoben  haben. 

Als  nun  vollends  vom  28.  Oktober  ab  allen  solchen 
Bestrebungen  bloss  noch  eine  helvetische  Regierung  gegen¬ 
über  stand,  in  welcher  einzelne  Mitglieder,  wie  der  jüngere 
Frisching,  selbst  dieser  Bürgerschaft  angehörten,  andere 
dagegen  «  hommes  sages  »  waren ,  wie  sie  sich  damals 
nannten  und  mit  Vorliebe  zu  allen  Zeiten  nennen,  wenn 
es  einen  Schritt  rückwärts  gehen  soll-,  da  konnte  sich 
eine  Restaurationspartei  mit  Recht  derselben  gewachsen 
fühlen  und  selbst  im  Volke  das  Gefühl  erwachen,  dass 
deren  Sieg  bloss  noch  eine  Frage  der  Zeit  sei.  In  einem 
solchen  Falle  verlassen  dann  manche  kluge  Ratten  das* 
sinkende  Schiff  und  nach  und  nach  wendet  sich  die  ganze 
grosse,  stets  den  Eindrücken  des  Augenblicks  ergebene 
Masse  der  aufgehenden  Sonne  zu.  — 

Die  aus  dem  Staatsstreicti  vom  28.  Oktober  hervorgegaugeue 
helvetische  Regierung  verfehlte  daun  nicht,  wie  wir  noch  sehen 
werden,  die  Munizipalität  von  Bern,  welche  bald  nur  ein  anderer 
vorläufiger  Name  bis  zur  gänzlichen  Restauration  der  „Bürgerschaft“ 
war,  in  Bezug  auf  ihre  ökonomischen  Verhältnisse  sehr  zu  begün¬ 
stigen  und  dieselbe  war  überhaupt  im  Jahre  1801  bereits  so  zuver¬ 
sichtlich  geworden,  dass  sie  schon  im  März  verlangte,  die  helveti¬ 
schen  Behörden  „für  Illumination  und  für  die  Unterhaltung  des  Stadt¬ 
bachs“  besteuern  zu  dürfen. 
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Von  einigen  dieser  «liomines  sages  »  jener  Zeit,  die 
die  politische  Wetterfahne  vorantrugen,  entwirft  Stapfer 
beiläufig  in  einem  Briefe  ein  bezeichnendes  Bild,  das  noch 
einigermassen  zur  Charakterisirung  des  Staatsstreiches 
vom  28.  Oktober  beitragen  mag: 

« D older ,  homme  doux,  conciliant,  delie,  adroit, 
mais  faible,  sans  education,  sans  tenue,  sans  considera- 
tion  et  pret  ä  capituler  avec  tous  ceux,  qu’il  croit  dans 
chaque  conjoncture  les  plus  propres  ä  le  maintenir  en 
place.  II  est  le  seul  des  gouvernans,  que  les  Bernois 
voient  de  bon  oeil,  parce  qu’ils  sont  sürs  de  le  plier  au 
gre  de  leur  volonte,  des  qu’ils  auraient  acquis  une  supe- 
riorite  decidee.  Lanther,  patricien  fribourgeois,  ex-offi- 
cier  aux  gardes  frangaises,  qualites  estimables  et  de  l’in- 
telligence,  mais  mediocre  et  cherchant  principalement 
les  moyens  de  subsister,  etant  sans  fortune.  » 

Beding  vollends,  der  regierende  Landammann  vom 
28.  Oktober,  war  den  Intriguen  einer  Restaurationspartei 
weder  gewachsen,  noch  auch  nur  ernstlich  zu  widerstehen 
gewillt.  Hatte  er  es  ja  doch  in  seiner  Ersten  Rede,  die 
er  in  der  Tagsatzung  am  8.  September  hielt,  bereits 
deutlich  genug  ausgesprochen,  dass  «  sein  und  seiner 
speziellen  Mitbürger  Erster  politischer  Gedanke  ebenfalls 
eine  Herstellung  ihrer  alten  Unabhängigkeit  und  Sou- 
veränetät  sei.  » 

Unter  solchen  Umständen  klingt  selbst  der  E  i  d, 
den  sich  die  neuen  Senatoren  am  9.  Nov.  auferlegten, 
(Bull.  VI,  11),  worin  sie  bei  Gott  (und  allen  Heiligen) 
schwören,  « sowohl  bei  der  Verbesserung  der  Haupt¬ 
verfassung  als  der  Kantonalverfassungen  ihr  Aug  auf  das 
Wohl  des  gesammten  Volkes  zu  richten  und  daher 
weder  öffentlich,  noch  heimlich  die  Hand  zur 
Wiederherstellung  politisch  persönlicher  Vor- 
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rechte  und  Privilegien  zu  bieten»,  ferner  bei  allen 
Wahlen  ihre  Stimme  nur  dem  Würdigsten  zu  geben,  bei¬ 
nahe  etwas  ironisch  und  nicht  in  ‘vollem  Ernste  seines 
Wortlautes  gemeint. 

Im  Gegentheil,  unter  den  Augen  dieser  Schwörenden 
konstituirte  sich  schon  damals  am  17.  November  zu  Thun 
ein  förmliches  Wiederherstellungscomite,  das  seine  Ver¬ 
bindungen  ungehindert  über  die  ganze  Schweiz  ausdehnte, 
eine  Aufforderung  zum  Beitritt  sogar  in  der  Bürkli’schen 
Zeitung  in  Zürich  drucken  Hess  und  nach  dem  eigenen 
Geständniss  eines  Betheiligten  (^Helvetia  I,  4,  5)  wenig¬ 
stens  den  beiden  helvetischen  Landammännern  Frisching 
und  Beding  wohlbekannt  war.  — 

Es  fehlte  nun  einzig  noch  daran,  Frankreich  für  eine 
weitere  «Verbesserung  Her  Verfassung»  zu  gewinnen  und 
zu  diesem  Zwecke  begab  sich  der  «  Sieger  von  Bothen- 
thurm  >>,  wie  er  sich  gerne  nennen  Hess,  der  uns  in 
seiner  ganzen  damaligen  Stellung  und  wegen  seines  ge- 
sammten  staatsmännischen  Wirkens  sehr  an  eine  heu¬ 
tige  Persönlichkeit,  den  « glorreichen  Besiegten »  er¬ 
innern  mag,  persönlich  nach  Paris,  zu  dem  Sieger  von 
Marengo.  Nachdem  er  bezeichnender  Weise  einen  Adlatus 
in  der  Person  eines  Berner  Patriziers,  Herrn  v.  Diess- 
bach  von  Carouge,  vorangeschickt  hatte,  der  schon  seiner 
Zeit  neben  Schultheiss  Steiger  Mitglied  des  Augsburger 
Beaktionscomites  gewesen  war. 

Der  Erste  Konsul  war  jedoch  keineswegs  der  Mann, 
um  sich  von  dem  äusseren  Scheine  täuschen  zu  lassen, 
der  einen  Augenblick  lang  Beding  mit  der  besonderen 
Würde  einer  über  allen  Parteien  stehenden,  ausser¬ 
ordentlichen,  Persönlicheit  umgab.  Er  sah  im  Gegentheil, 
wie  fast  immer,  den  Menschen  und  Dingen  auf  den  Grund 
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und  sprach  sich  nachmals  sogar  mitunter  ziemlich  hoch- 
fahrend  und  fast  verächtlich  gegen  und  über  ihn  aus. 

Es  ist  nicht  ganz  unwahrscheinlich,  dass  Bonaparte 
zeitweise  überhaupt  den  Gedanken  hegte,  mit  der  er¬ 
schöpften  und  völlig  hülflosen  helvetischen  Republik  das 
nämliche  Spiel  zu  versuchen,  welches  er  damals  (im  De¬ 
zember  1801)  mit  der  cisalpinischen  vornahm,  die  ihn 
auf  der  Consulta  zu  Lyon  zuletzt  selber  zu  ihrem  Ober¬ 
haupte  erwählen  musste. 

Selbst  aus  späterer  Zeit  bestehen  noch  solche  An¬ 
deutungen  und  man  schreibt  es  vielfach  einer  sehr  be¬ 
stimmten  patriotischen  Aeusserung  eines  Bernischen  Pa¬ 
triziers,  des  nachmaligen  Schultheissen  v.  Mülinen,  gegen 
Talleyrand  zu,  dass  davon  schliesslich  abgesehen  und  blos 
eine  mildere  Form  der  Abhängigkeit  gewählt  wurde.  — 

Es  tragen  daher  diese  Verhandlungen  Reding’s  auch 
etwas  sehr  Unbestimmtes  und  Unfertiges  an  sich,  das 
auf  beidseitige  Hintergedanken  schliessen  lässt  und  führten 
zu  keinerlei  positivem  Einverständnisse.  Unumwunden 
lehnte  der  Erste  Konsul  bloss  die  Andeutungen  ab, 
welche  der  Erste  Magistrat  unseres  Landes  in  recht  un¬ 
geeigneter  Weise  zu  Gunsten  des  Projektes  einer  Wieder¬ 
vereinigung  von  Waadt  mit  Bern  sich  gestattete.  Eher, .  so 
sprach  sich  Bonaparte  aus,  werde  die  Sonne  von  Westen 
nach  Osten  gehen,  als  Waadt  wieder  an  Bern  kommen. 
Und  ebenso  bestimmt  wurde  die  Trennung  des  Wallis 
von  Helvetien,  sehr  gegen  den  Wunsch  der  Walliser  selbst, 
verlangt.  — 

Am  17.  Januar  1802  langte  Beding  von  dieser  ver¬ 
fehlten  Mission  unter  dem  Geläute  aller  Glocken  des 
Münsters  wieder  in  Bern  an,  und  es  wurde  nun  sofort,  am 
23.  Januar  und  6.  Februar,  von  den  einstweiligen  Macht¬ 
habern,  man  nahm  an  auf  den  Rath  Bonaparte’s,  der 
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Senat  ergänzt  und  ein  neuer  auf  elf  Mitglieder  erweiterter 
Kleiner  Rath  ernannt,  in  dem  einige  liberalere  Elemente 
wenigstens  wieder  vertreten  waren  und  worin  fortan  neben 
Reding  Rengger  als  zweiter  Landammann  und  präsumtiver 
Nachfolger  in  der  Ersten  Stelle  pro  1803,  figurirte.  Die 
übrigen  Mitglieder  waren  Rüttimann,  Hirzel,  Kuhn,  Schmidt, 
Escher,  Frisching,  Dolder,  Füssli,  Glutz.  (Bull.  YI,  47,  49, 
54.)  Dagegen  wurde  gleichzeitig  Thormann  förmlich  als 
Staatssekretär  bestätigt  und  ging  eine  Gesandtschaft  von 
zwei  Bernischen  Patriziern  (Diessbach  und  Lentulus)  am 

26.  Januar  nach  Wien*)  ab,  um  auch  dort  neue  Ver¬ 
bindungen,  und  zwar  nicht  allein  mit  Oesterreich,  son¬ 
dern  auch  mit  Russland  und  sogar  mit  dem  päpstlichen 
Stuhle  anzuknüpfen,  ein  Abweichen  von  den  Pariser  Ver¬ 
abredungen,  das  jedenfalls  dort  übel  gefiel. 

Unter  diesen  äusseren  Verhältnissen  entstand  am 

27.  Februar  1802  der  neue  Verfassungsentwurf,  (Bull. 
VI.  69),  der  am  wenigsten  gelungene  vielleicht  von  allen 
helvetischen  Verfassungsversuchen.  Die  Einheit  des  Staates 
ist  auch  hier  noch  als  Grundsatz,  der  Theorie  nach,  con- 
servirt  und  vorangestellt.  Kantone  gibt  es  21,  St.  Gallen, 
Thurgau  und  Baden  treten  wieder  auf,  Tessin  erscheint 
unter  diesem  Namen.**)  Wallis  ist  beibehalten. 

Eine  Tagsatzung  von  52,  ein  Senat  von  30  und  ein 
Kleiner  Rath  von  7  Mitgliedern  bilden  die  Centralbehör¬ 
den.  In  den  Kantonen  vertritt  eine  von  der  Central- 

Diessbach  führte  von  Wien  aus  eine  geheime  Korrespondenz 
mit  Reding,  und  als  er  nach  dem  17.  April  abberufen  wurde,  wei¬ 
gerte  er  sich  geradezu  die  neue  Regierung  und  den  neuen  Staats¬ 
sekretär  Müller-Friedberg  auzuerkennen,  so  dass  dieselbe  sich  schliess¬ 
lich  genöthigt  sah,  vom  Wienerhof  seine  Ausweisung  zu  verlangen. 
Journ.  Helv.  1802,  p.  401. 

Bezüglich  Thurgau  und  Tessin  war  das  Nämliche  schon  in 
der  vorigen  Verfassung  vom  24.  Okt.  1801  der  Fall. 
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regierung  aus  den  Behörden  der  Kantone  selbst  und  auf 
deren  Vorschlag  gewählte  Magistratsperson  das  centrale 
Interesse.  (Art.  45.)  Im  Uebrigen  verwalten  sie  sich 
selbst  und  sind  ihre  Kompetenzen  von  den  helvetischen 
überhaupt  nicht  genügend  ausgeschieden.  Man  mochte 
dabei  wohl  auf  eine  Praxis  zu  Gunsten  der  Kantone 
rechnen.  —  Es  war  ein  von  vornherein  wenig  ansprechen¬ 
des  Werk  und  was  noch  mehr  auffiel ,  ob  der  allzeit 
massgebende  Faktor  bei  den  helvetischen  Verfassungen, 
Frankreich,  mit  dieser  Arbeit  einverstanden  sei,  blieb 
seltsamer  Weise  gänzlich  in  Dunkel  gehüllt.  Einerseits 
sollte,  so  wurde  versichert.  Beding  diese  Verfassung  in 
ihren  Grundzügen  von  Paris  mitgebracht  haben,  anderer¬ 
seits  erklärte  der  französische  Gesandte  Verninac  in 
Bern  öffentlich,  sogar  in  Zeitungsblättern,  eine  solche 
Behauptung  für  eine  Unwahrheit  und  fehlte  es  der  hel¬ 
vetischen  Kegierung  damit  thatsächlich  an  jeder  Kraft, 
sie  irgendwie  in’s  Werk  zu  setzen. 

Diese  letzten  Verfassungsentwürfe  der  Helvetik  blie¬ 
ben  überhaupt  alle  leere  Buchstaben.  Hinter  ihnen 
wuchsen  bereits  lustig  die  Gegensätze  und  Prinzipien¬ 
fragen  heran,  die  über  das  Jahr  1798  überhaupt  zurück¬ 
reichten.  — 

So  verstrichen  sechs  Wochen  mit  einer  Konstitution, 
an  die  Niemand  'glaubte,  zuletzt  nicht  einmal  mehr  ihre 
Verfasser.  Man  wagte  auch  nicht,  sie  dem  Volk,  oder 
einer  allgemeinen  helvetischen  Tagsatzung  zur  Annahme 
vorzulegen,  sondern  Kantonaltagsatzungen  sollten  sie  au- 
nehmen ,  die  mittelst  einer  sehr  künstlichen,  beschränk¬ 
ten  Wahlart  ernannt  werden  sollten.  (Dekrete  des  Se¬ 
nats  vom  26.  Februar  und  4.  März  1802;  Büll.  VI,  61. 
86.)  In  Bern  z.  B.  bestand  diese  Kantonaltagsatzung  aus 
blos  30  Mitgliedern.  Dieselben  wurden  durch  einen 
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Wahlausschuss  von  12  Mitgliedern  ernannt,  welcher 
wieder  seinerseits  in  folgender  Weise  zusammenkam. 
Fünf  Mitglieder  davon  ernannte  der  helvetische  Senat, 
ein  weiteres  war  ex  officio  der  Regierungsstatthalter. 
Von  den  übrigen  sechs  ernannte  die  Verwaltungskammer 
und  das  Kantonsgericht  von  Bern  und  von  Oberland 
(Oberland  wurde  noch  hiefür  gewissermassen  als  selbst¬ 
ständig  betrachtet)  je  ein  Mitglied  und  diese  vier  wieder 
die  übrigen  zwei.  Um  Wahlmann  zu  werden ,  musste 
man  25  Jahre  alt  sein  und  2000  Franken  Vermögen  be¬ 
sitzen.  Die  Gemeinden  ihrerseits  hatten  aus  je  100  Aktiv¬ 
bürgern  einen  « Wählbaren  »  (eligible)  zu  bezeichnen,  auf 
welche  dann  wieder  die  Wahl  seitens  der  Wahlmänner 
beschränkt  war. 

Die  durch  diese  komplizirte  Methode  ernannten  Kan¬ 
tonaltagsatzungen  sollten  dann  die  Verfassung  vom 
27.  Februar  annehmen  und  zugleich  fünf  Mitglieder  einer 
Kommission  wählen,  die  mit  fünf  andern,  vom  Senat  er¬ 
nannten,  die  Kantonsverfassung  zu  erstellen  hatten.  Erst 
nach  Inkrafttreten  aller  21  Kantonsverfassungen  sollte 
dann  endlich  eine  allgemeine  helvetische  Tagsatzung  zu¬ 
sammentreten  und  den  helvetischen  Senat  und  das  Oberste 
Gericht  ernennen. 

Man  kann  sich  kaum  eine  unglücklichere  Mischung 
von  Subtilität  und  Misstrauen  denken,  als  dieses  künst¬ 
lich  ausgesonnene  Senatsdekret  vom  26.  Februar,  und 
dasselbe  stiess  auch  in  der  That  bei  dem  Volke  überall 
,  auf  Widerwillen  oder  Gleichgültigkeit.  Einzelne  Kantone, 
wie  Luzern,  Zug,  Thurgau,  Appenzell,  verwarfen  die  Ver¬ 
fassung  ohne  Weiteres  direkt,  in  Zürich  und  Bern  luden 
die  Mehrheiten  der  alten  Kantonaltagsatzungen  vom  vori¬ 
gen  Jahre  (die  die  helvetische  Tagsatzung  von  1801  ge- 
w^ählt  hatten)  den  helvetischen  Senat  ein ,  dieselbe  zu- 
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rückzuziehen  und  den  Entwurf  von  Malmaison  mit  freien 
Wahlen  in  Ausführung  zu  bringen.  Anderswo  noch  hlieh 
jede  Wirkung  aus,  indem  die  Wahlversammlungen  sehr 
schwach,  oder  gar  nicht  besucht  wurden.  Einzig  in  den 
Urkantonen,  in  der  S  t  a  d  t  Zürich  und  der  Stadt  Bern 
wurde  lebhaft  für  diese  Verfassung  agitirt ,  was  denn 
auch  seitens  der  damaligen  helvetischem  Behörden  nicht 
unbemerkt  blieb,  wenn  wir  uns  milde  ausdrücken  wollen. 
Denn  am  2.  März  beschloss  der  provisorische  Senat,  die 
Steuern  der  Urkantone  «in  Berücksichtigung,  dass  ihre 
Vorfahren  die  schweizerische  Freiheit  gegründet»,  einst¬ 
weilen  nur  für  deren  eigene  Bedürfnisse  zu  verwenden, 
bis  der  Betrag  hievon  720,000  Schweizerfranken  erreiche. 
Und  der  Gemeindekammer  von  Bern  wurde  vom  Kleinen 
Rathe  in  diesem  passenden  Augenblick ,  wo  die  helve-  ' 
tische  Regierung  für  Pestalozzi’s  Erziehungsbestrebungen 
blos  500  Fr.  Unterstützung  aufwenden  konnte  und  die 
öffentliche  Verwaltung  in  allen  ihren  Zweigen  den  drin¬ 
gendsten  Mangel  litt,  eine  sehr  grosse  Summe  ehemals 
bernischer  Schiildtitel,  soweit  sie  noch  vorhanden  waren, 
überliefert*). 

Unter  diesen  Stimmungen,  die  noch  durch  ländliche 
Unruhen  im  Waadtlande  (von  denen  wir  später  sprechen) 
verschlimmert  wurden,  begaben  sich  am  16.  April  1802 
die  katholischen  und  zugleich  föderalistisch  gesinnten 
Mitglieder  des  Kleinen  Raths,  Reding  an  der  Spitze,  zur 
Feier  des  Osterfestes  nach  Hause. 

Am  gleichen  Abend  noch  versammelten  sich  beide 
Parteien,  die  Unitarier  und  Föderalisten,  in  gesonderten 

*)  Näheres  darüber  u.  A.  bei  Tillier  II,  438,  und  in  einer  Bro¬ 
schüre  über  das  Bürgergat  von  Bern,  p.  31.  35.  —  Am  8.  Februar 
1802  wurden  für  8,533,885  Schw.  Fr.  Schuldtitel  ausgeliefert.  Schon 
am  18.  Dezember  1801  waren  die  Rebgüter  am  Bielersee  zurück¬ 
gestellt  worden. 
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yerschwörungsähnlichen  Comites.  Den  Föderalisten  schlug 
(nach  den  Aussagen  Eoverea’s)  Bay  vor,  Kuhn,  Füssli, 
Rengger ,  Schmid  und  Rüttimann  zu  verhaften  und  den 
helvetischen  General  Andermatt  erschlossen  zu  lassen, 
wozu  der  Platzkommandant  von  Bern,  Wyttenbach,  bereit 
war.  Die  Unitarier  dagegen  konferirten  in  tiefer  Nacht 
noch  unter  dem  Vorsitze  Kuhn’s  hei  dem  französischen 
Gesandten,  dessen[  Unterstützung  sie  momentan  wieder 
genossen,  und  am  folgenden  Tage,  den  17.  April  1802, 
hielt  Kuhn  im  Kleinen  Rathe  folgende  Rede : 

«  Tief  und  innig  gerührt  von  dem  traurigen  Zustande 
meines  Vaterlandes,  spreche  ich  heute  zu  Ihnen.  In  dem 
Augenblicke,  wo  ganz  Europa  die  Segnungen  des  wieder¬ 
kehrenden  Friedens  geniesst,  trauert  hier  der  Freund 
der  gesetzlichen  Ordnung  und  des  Rechts  und  blickt  mit 
Wehmuth  und  banger  Sorge  in  eine  düstere  Zukunft 
hinaus.  Ein  unseliger  Partheigeist  zerreisst  uns ,  die 
Bande  des  gesellschaftlichen  Zustandes  sind  aufgelöst, 
die  allgemeine  Ruhe  und  Sicherheit  vernichtet;  die  Symp¬ 
tome  der  schrecklichsten  Anarchie  kündigen  dem  tief  ge¬ 
beugten  Vaterlande  neue  und  zahllose  Leiden  an.  "Ich 
will  Niemanden  anklagen.  Der  Tag,  an  dem  ich  wünsche, 
dass  Ihr  noch  das  letzte  Mittel  zur  Rettung  dessen  er¬ 
greifen  möchtet,  was  uns  allen  theuer  und  heilig  sein 
soll,  dieser  Tag  soll  keine  Wunde  wieder  aufreissen. 

Er  müsse  selbst  denen,  welchen  die  öffentliche  Mei¬ 
nung  unsere  bedauernswürdige  Lage  zuschreibt,  die  Ver¬ 
sicherung  der  treugemeintesten  Versöhnung  geben.  Ganz 
Helvetien  erkennt  in  der  Einführung  einer  definitiven 
Verfassung,  in  der  Begründung  eines  festen  politischen 
Zustandes,  das  Ziel  seines  erlittenen  Ungemaches. 

Aber  alle  Versuche,  jene  zu  erhalten  und  diesen 
herbeizuführen,  liefen  bis  dahin  fruchtlos  ab.  Die  Ver- 
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fassung  vom  29.  Mai  1801  schien  einen  beträchtlichen 
Theil  des  Volkes  für  sich  zu  haben.  Sie  ward  von  der 
helvetischen  Tagsatzung  beiseits  gesetzt.  Ihr  eigenes  Werk 
fiel  unter  dem  Schlage  des  28.  Oktobers.  Die  Verfassung 
vom  27.  Februar  1802  endlich  ist  von  den  Tagsatzungen 
mehrerer  Kantone  verworfen  worden.  Die  Annehmungs- 
akten  anderer  tragen  den  Beweis  auf  der  Stirne  ge¬ 
schrieben,  dass  sie  nicht  das  Ergebniss  einer  auf  Ueber- 
zeugung  gegründeten  Zustimmung  enthalten.  Zudem  ver¬ 
wirft  in  mehreren  Kantonen  das  Volk  diesen,  von  ihren 
Tagsatzungen  gebilligten  Orundvertrag,  weil  es  in  diesem 
letztem  nicht  das  Organ  seines  Willens ,  sondern  bloss 
dasjenige  der  Gesinnungen  der  Mehrheit  des  Senats  er¬ 
blickt. 

Die  Regierung  kann  diese  Verfassungen  nicht  in 
Ausübung  setzen.  Sie  hat  die  Gewalt  und  die  Kraft  nicht, 
den  durch  ganz  entgegenwirkende  Ursachen  gespannten 
Geist  des  Volkes  zu  bezwingen.  Sie  besitzt  die  Mittel 
nicht,  den  Wiederspruch  zu  bekämpfen,  der  sich  dagegen 
erhebt.  Indessen  darf  der  revolutionäre  Zustand  nicht 
länger  fortdauern,  in  den  wir  versunken  sind.  Die  losen 
Bande  unseres  gesellschaftlichen  Vereins  müssen  noth- 
wendig  wieder  angezogen,  der  Sturm  der  Meinungen  und 
Leidenschaften  muss  besänftigt  und  der  über  uns  herein¬ 
brechenden  Gesetzlosigkeit  ein  Damm  entgegen  gesetzt 
werden.  Dieses  Ziel  wird  aber  nicht  erreicht  werden, 
so  lange  nur  Partheien  ihrem  Vaterlande  Verfassungen 
geben  wollen.  Es  wird  nicht  erreicht  werden  ,  so  lange 
Diejenigen,  die  diese  Verfassung  entworfen,  sich  zugleich 
der  durch  dieselben  geschaffenen  Stellen  bemächtigen. 
Es  wird  nicht  erreicht  werden,  so  lange  diese  Menschen 
nur  in  dem  ausschliesslichen  Geiste  ihrer  Parthei  jene 
Verfassung  abfassen  und  zu  diesen  Stellen  ernennen.  Es 
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gibt  nur  ein  Mittel,  diese  Klippe  zu  vermeiden.  Es  heisst 
Ausgleichung  aller  abweichenden  Meinungen  und  aller 
entgegengesetzten  Ansprüche.  Und  zu  diesem  Mittel 
führt,  meiner  Ueberzeugung  nach,  nur  ein  Weg,  den  ich 
Ihnen  verschlage.  Beruft  Männer  zu  Euch  von  bewährter 
Erfahrung,  von  anerkannter  Vaterlandsliebe ,  von  unbe- 
zweifelter  Rechtlichkeit.  Ruft  sie  zu  Euch  aus  allen 
Kantonen  und  aus  allen  Ständen.  Berathet  Euch  mit 
ihnen  über  die  Mittel,  dem  Vaterlande  durch  eine  Ver¬ 
fassung  seinen  innern  Frieden  wiederzugeben ,  benutzt 
ihre  Einsichten ,  befragt  ihre  Erfahrungen.  Verschafft 
Euch  durch  ihre  Beihülfe  die  nöthigen  Kenntnisse  dessen, 
was  für  alle  Kantone  gleich  nothwendig  und  gleich  an¬ 
wendbar  ist  und  was  dagegen  das  iodividuelle  Bedürfniss 
eines  jeden  für  sich  erheischt.  Lasst  sie  ohne  öffent¬ 
lichen  Character  die  Vermittler  der  entgegengesetzten 
Meinungen  und  Interessen  sein,  die  uns  entzweien.  Auf 
diese  Idee  gründet  sich  der  Vorschlag,  den  ich  Ihnen 
heute  zu  machen  gedenke.  Weiset  ihn  nicht  zurück; 
stosset  die  Hand  nicht  von  Euch,  die  Euch  dieses  Ret¬ 
tungsmittel  darhietet.  Sie  ist  kein  Werkzeug  selbst¬ 
süchtiger  Absichten.  Wenn  ich  Euch  dabei  auf  die  Ver¬ 
tagung  des  Senats  antrage ,  so  geschieht  es  desswegen, 
weil  derselbe  durch  die  Unbeugsamkeit,  mit  der  er  auf 
allen  Punkten  seines ,  ohne  Mitwirkung  der  neu  einge¬ 
tretenen  Mitglieder  gemachten  Verfassungsentwurfs  be¬ 
stand,  durch  die  Einseitigkeit  seiner  Wahlen  und^  durch 
viele  andere  Handlungen  gleicher  Art  bewiesen  hat,  dass 
er  jedes  Mittel  der  Ausgleichung  wegwirft  und  also  auch 
nur  dazu  dienen  würde,  den  glücklichen  Erfolg  der  Mass- 
regel  zu  lähmen,  die  ich  Euch  vorschlage.» 

Nach  zweistündiger  Berathung  wurde  der  Vorschlag 
einer  Auflösung  oder  wie  man  es  nannte  «Vertagung» 
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des  Senats  —  zwar  nicht  einstimmig  —  angenommen 
und  auf  den  28.  April  1802  eine  Versammlung  von  27 
Notabein  zur  abermaligen  Begründung  einer  Verfassung 
einberufen.  —  Der  Kleine  Bath  erlitt  nun  durch  Austritt 
einiger  protestirenden  Mitglieder  wieder  eine  faktische 
Reduktion.  Der  Staatsschreiber  Mousson,  der  bereits  so 
viele  Staatsstreiche  erlebt,  hatte  anfänglich  auch  seine 
Stelle  aufgegeben,  liess  sich  dann  aber  bald  eines  Andern 
belehren,  dem  Staatssekretär  Thormann  dagegen,  einem 
besondern  Vertrauten  Reding’s,  durch  den  er  mit  der 
bernischen  Reaktion  zusammenhing,  und  den  man  be¬ 
seitigen  wollte,  mussten  seine  Schriften  mit  Gewalt  weg- 
genonimen  werden.  — 

Beding  selbst  kehrte  am  19.  April  schon  eiligst  von 
seiner  arg  gestörten  Osterreise  zurück,  versprach  zuerst, 
als  er  sah,  wie  die  Sache  stand,  seine  Demission  von 
einer  Stellung  einzugeben,  deren  er  ohnehin  müde  sei, 
versuchte  dann  wieder  einen  Augenblick,  im  vollen  Gegen¬ 
sätze  hiezu,  sich  an  seinem  Posten  zu  halten  und  sogar 
den  französischen  Gesandten  mittelst  einer  noch  vor¬ 
handenen  Zuschrift  bei  Bonaparte  zu  verklagen,  die  jedoch 
ohne  Antwort  blieb.*) 

Der  Kleine  Rath  nahm  mit  Beschluss  vom  20.  x4pril 
an,  er  habe  seine  Entlassung  gegeben  (Bull.  VI.,  121),**) 
ging  am  22.  über  eine  Protestation  hiegegen  zur  Tagesord- 


*)  Die  ziemlich,  wenig  würdige  Scene,  welche  unmittelbar  am 
Abend  nach  seiner  Ankunft  in  Bern  zwischen  ihm  und  Rüttimann 
stattfand,  ist  u.  A.  in  der  Helvetia  I,  pag.  621  beschrieben. 

„Le  petit  conseil  sur  la  declaration  faite  par  le  citoyen 
Beding  .  .  d’oü  il  resulte  que  le  C.  B.  ne  peut  desormais  prendre 
part  aux  deliberations  du  petit  conseil  arrete:  la  declaration  du  citoyen 
Meding  est  regue  comme  une  demission  etc.“ 
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nung  über  und  nach  einer  nochmaligen  Verwahrung'^') 
reiste  der  gewesene  «Erste  Landammann  der  Schweiz  » 
am  25.  April,  mit  vielen  Senatoren  zugleich,  in  das 
Privatleben  zurück,  das  er  für  seinen  Ruf  besser  nie 
verlassen  hätte,  da  ihm  zu  einem  Staatsmanne  leitender 
Art  durchaus  Anlage  und  nöthige  Selbstständigkeit 
mangelten.  —  Er  war  ein  im  Privatleben  rechtschaffener, 
aber  durchaus  mittelmässiger  Mann,  von  bescheidenen 
geistigen  Gaben  und  geringer  staatsmännischer  Bildung, 
so  wie  sie  oft  in  einem  kleineren  Rahmen  und  unter  be¬ 
sonders  günstigen  Verhältnissen  zeitweise  überschätzt 
werden  und  dann  in  einem  grossem  Gesichtskreise  sich 
nicht  bewähren.  —  Diesen  Eindruck  hinterlässt  dem  Be¬ 
schauer  auch  heute  noch  sein  vortreffliches  Bild,  das 
;sich  in  der  Gallerie  der  schwyzerischen  Landammänner 
m  Rathshause  daselbst  befindet.  — 


Die  Schweiz  hatte  nun  am  17.  April  1802,  zum  vierten 
Male  seit  dem  7.  Januar  1800,  eine  «Revolution  von 
Oben»  erlitten.  Neue  Personen,  oder  die  alten  in  neuen 
Kombinationen,  nahmen  einander  die  Geschäfte  nachgerade 
mit  einer  gewissen  Regelmässigkeit  in  der  Zeitfolge  solcher 
Staatsstreiche,  über  dem  Kopfe  des  souveränen  Volkes 
Aveg  und  dasselbe  sah  diesem  Staatsstreich-  und  Ver¬ 
fassungsredaktionsspiel  mit  der  Gelassenheit  eines  Zu¬ 
schauers  zu,  der  dabei  nichts  zu  verlieren  hat.  — 

Nach  kaum  mehr  als  2  Jahren,  voll  von  Versuchen 
aller  möglichen  republikanischen  Staatsformeln,  war  man 
zuletzt  dahin  gelangt,  dass  auch  die  repräsentativen  Ver- 

*)  Dieselben  Unterzeichneten  nebst  Reding  noch  Hirzel,  Wyss, 
Baldiuger,  Müller  (Uri),  Zellweger,  Salis-Sils,  Anderwerth,  Pfister, 
Kruss,  Zweifel,  Vonflue. 
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Sammlungen  nicht  einmal  mehr  vom  Volke  gewählt 
wurden ,  sondern  dass  die  den  Staatsstreich  herbei¬ 
führende  momentane  parlamentarische  Machtgruppe  sie 
einfach  je  weilen  selbst  und  nach  ihrem  Belieben  be¬ 
stellte.  —  Auf  Notabelnversammlungen ,  die  Ersten  und 
unvollkommensten  Anfänge  eines  verfassungsmässigen 
Staatslebens,  sah  sich  zuletzt  das  helvetische  Volk  reduzirt, 
das  vor  4  Jahren  geglaubt  und  geträumt  hatte  zu  den 
höchsten  politischen  Daseinsformen  reif  und  berufen 
zu  sein. 

Es  hatte  in  diesen  vier  Jahren  alle  möglichen  «Formeln 
verschlucken»  müssen  und  besass  zu  keiner  mehr  ein  Ver¬ 
trauen. 

Der  Erste  Versuch,  aus  der  Schweiz  eine  einheit¬ 
liche,  moderne  und  freie  Nation  zu  machen,  war  be¬ 
reits  im  April  1802  als  missglückt  anzusehen.  —  An  der 
Schwelle,  wo  dieser  Versuch,  nach  einer  letzten  gewalt¬ 
samen  Anstrengung  noch,  in  die  volle  Reaktion  übergeht, 
steht  mit  Bezug  auf  unsere  damaligen  Zustände  ein 
hartes,  aber  wahres  Wort  Bonaparte’s  an  Beding  (Brief, 
6.  Jan.  1802):  ^Yous  etes  sans  Organisation,  sans  gou- 
vernement,  sans  volonte  nationale. y)  —  Ein  Wort,  das 
uns  heute  noch  zuweilen  Stoff  zum  Nachdenken  bietet.  — 
Bessere  Zeiten  haben  von  diesen  drei  Erforder¬ 
nissen  unseres  Bundesstaatslebens,  die  der 
scharfe  Verstand  des  werdenden  Imperators  richtig  her¬ 
ausfand,  zuerst,  unter  seiner  eigenen  Mitwirkung,  das 
Erste ,  die  Organisation ,  sodann  im  Jahre  1848  das 
Zweite,  die  Centralregierung,  geschaffen.  Das  Dritte,  der 
einheitliche  nationale  Wille,  der  Wille  überhaupt,  Eine 
Nation  zu  sein,  ist  Etwas,  woran  wir  noch  heute 
unter  Schwierigkeiten  arbeiten.  — 
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Vorläufig  trat,  an  der  Stelle  der  Formeln,  von  nun 
ab  bald  die  Natur  und  Gewohnheit  wieder  mit  Macht 
in  ihre  historischen  Rechte.  — 

Nach  all’  den  verunglückten  Konstitutionen  von  1800 
bis  1802  folgte  mit  voller  Unvermeidlichkeit  bei  dem 
grössten  Theile  des  schweizerischen  Volkes  der  Rück¬ 
blick  nach  der  alten  Eidgenossenschaft,  die  500  Jahre 
ohne  jede  gemeinsame  Verfassung  und  lange  Zeit  hin¬ 
durch  glücklich  bestanden  hatte.  —  In  weniger  als  Einem 
Jahr,  von  dieser  Zeit  ab,  von  der  wir  sprechen,  sind  die 
Geschicke  der  Helvetik  vollendet.  —  Ohne  fremde  Ein¬ 
mischung  und  Entscheidung  wäre  die  Restauration  eine 
vollständige  geworden.  — 


IX. 


1802.  Lausanne. 


Mit  Notabein  hatte  die  französische  Revolution, 
das  Vorbild  unserer  helvetischen,  angefangen.  Mit  ihnen 
fängt  jede  Konstituirung  eines  neuen  Staatswesens  an.  — 
Männer,  die  in  eigener  Brust  Beruf  und  Kraft  fühlen, 
lebendigen  Staatsgedanken  eines  zu  selbstständigem  Da¬ 
sein  erwachenden  Volkes  einen  positiven  Ausdruck  zu 
verschaffen,  treten  zusammen  —  im  Ballhause  zu  Ver¬ 
sailles,  im  Grütli  am  Vierwaldstättersee,  oder  im  Theater 
zu  Bordeaux  noch  in  unsern  Tagen,  —  um  die  Ersten 
Grundsteine  eines  Gemeinwesens  zu  legen,  die  immer 
factis  ch  er  Natur  und  nicht  weiter  legitimirbar  sind.  Ihre 
Legitimation  ist  nur  das  Volk,  das  zu  ihnen  steht  und  in 
diesem  Thun  sein  eigenes  anerkennt.  Der  Ursprung  jeder 
Staatsgewalt  ist,  wie  ein  berühmter  Philosoph  mit  einem 
paradoxen  Ausdrucke  sagt,  irgend  Einmal  eine  «legi¬ 
time  Usurpation  »  gewesen.  — 

Sobald  solche  Versammlungen  aber  die  Ersten  Grund¬ 
steine  gelegt  haben,  suchen  sie,  wenn  sie  klug  sind,  den 
Ausdruck  des  Volkswillens  selber  auf  eine  legale  Weise 
zu  organisiren,  das  Mandat,  das  sie  sich  genommen 
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haben,  zuriickzustellen,  oder  wieder  von  Neuem  in  for¬ 
mellerer  Weise  zurückzuempfangen.  Notabein  sind,  wie 
die  Revolution  selbst,  aus  der  sie  bervorgeben,  legitimirt, 
solange  das  ganze  Volk  sie  als  ächte  Vertreter  seines 
Geistes  anerkennt.  Wenn  sie  aber,  wie  die  vor  kurzer 
Zeit  vom  Schauplätze  .abgetretene  französische  National¬ 
versammlung  von  Bordeaux,  die  neueste  Erscheinung 
dieser  Art,  oder  wie  unsere  Notabein  von  1802,  ohne 
rechte  eigene  Kraft  zum  Handeln  und  ohne  rechte 
Wurzel  im  Volke,  blos  der  Ausdruck  der  V erlegenbeit 
und  des  augenblicklichen  Zwiespaltes  aller  Meinungen 
sind,  so  ist  diess  die  bedenklichste  Volksvertretung,  die 
es  geben  kann  und  meist  nur  der  Uebergang  zu  einem 
Rückschritt  der  Nationen  unter  ein  Joch  der  Vormund¬ 
schaft,  das  sie  noch  zu  früh  verlassen  haben. 

Ihre  offizielle  Einberufung  lautete  wie  folgt  (Bull, 
des  loix  VI,  111): 

Beschluss  vom  17.  April  1802. 

«Der  Kleine  Rath, 

in  Betrachtung,  dass  der  unterm  26.  Hornung  de- 
kretirte  Verfassungsentwurf,  weit  entfernt  den  Beifall 
der  Nation  zu  erhalten,  vielmehr  häufige  und  dringende 
Reklamationen  verursacht  hat ; 

in  Betrachtung,  dass  dieser  Entwurf  nur  von  einigen 
Cantonstagsatzungen  unbedingt  und  aus  Ueberzeugung 
von  seinem  innern  Werthe  genehmigt,  von  mehrern  hin¬ 
gegen  nur  unter  mannigfaltigen  und  zum  Theil  solchen 
Vorbehalten,  welche  einer  Verwerfung  gleich  galten, 
angenommen,  von  einigen  aber  ganz  verworfen  und  über- 
diess  sogar  die  Rechtmässigkeit  der  von  diesen  Tag¬ 
satzungen  ergangenen  Aeusserung  des  Volks  willens  be¬ 
stritten  worden  ist; 
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in  Betrachtung  ferner,  dass  unter  solchen  Umständen 
die  Entscheidung  über  einen  für  das  Schicksal  der  Re¬ 
publik  so  wichtigen  und  mit  seiner  (ihrer)  innern  Ruhe 
und  äussern  Unabhängigkeit  in  der  genauesten  Verbin¬ 
dung  stehenden  Gegenstand,  täglich  schwieriger  wird ; 

hat  es  für  seine  Pflicht  gehalten:  vor  allem  aus  die 
Rathschläge  erfahr’ner,  einsichtsvoller  und  vaterlands¬ 
liebender  Männer,  ausser  der  Mitte  der  gegenwärtigen 
Regierung,  aus  allen  Kantonen,  zu  vernehmen  und  daher 

beschlossen: 

1.  Die  zu  Einführung  einer  neuen  allgemeinen  hel¬ 
vetischen  Verfassung  sowohl,  als  zu  Ent\yerfung  der  be- 
sondern  Cantonalorganisationen ,  angeordneten  Maass¬ 
regeln  sind  hiemit  eingestellt. 

2.  Es  soll  eine  Versammlung  von  Bürgern  aus  allen 
Cantonen,  welche  die  Achtung  und  das  Zutrauen  der 
Nation  verdienen,  zusammenberufen  werden,  um  über 
den  Verfassungsentwurf  vom  29.  May  1801  und  die  allen¬ 
falls  in  demselben  vorzunehmenden  Abänderungen  sich 
zu  berathen,  und  dem  Kleinen  Rath  ihr  gutächtliches 
Befinden  darüber  in  der  kürzest  möglichen  Frist  zu  er- 
theilen. 

3.  Zu  diesem  Ende  sollen  folgende  Bürger  einge¬ 
laden  werden,  sich  auf  den  28.  April  nächstkünftig  nach 
Bern  zu  begeben: 

Nämlich  von  dem  Canton: 

Argau. 

Die  Bürger:  Herzog  von  Effingen,  gewesener  Re¬ 
gierungsstatthalter;  Suter  von  Zofingen,  Präsident  der 
Verwaltungskammer  von  Argau. 

B  ern. 

Die  Bürger:  Jenner  von  Brunnadern,  gewesener 
Minister  zu  Paris;  Effinger,  Mitglied  der  Verwaltungs- 
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kammer;  Pfänder  von  Belp,  gewesenes  Mitglied  der 
Y  erwaltimgskammer. 

Baden. 

Die  Bürger:  Friess,  Offizier  in  fränkischen  Diensten; 
Welti,  Unterstatthalter  von  Zurzach. 

Basel. 

Die  Bürger:  Wieland,  Regierungsstatthalter;  Dienast 
von  Basel,  Schaffner  des  Stifts  St.  Peter;  Stehlin,  Mit¬ 
glied  der  Verwaltungskammer. 

B  ü  n  d  t  e  n. 

Die  Bürger:  Sprecher,  Präsident  der  Verwaltungs¬ 
kammer;  Conrado  von  Baldenstein,  gewesener  Unter¬ 
statthalter;  Salis-Seevis,  Vater. 

Bel  lenz. 

Der  Bürger:  Rusconi,  gewesener  Regierungsstatt¬ 
halter. 

Frey  bürg. 

Die  Bürger;  Fegeli,  Alt-Rathsherr;  Deglise,  Re¬ 
gierungsstatthalter, 

Lern  an. 

Die  Bürger:  Neker  von  Coppet;*)  PMoux  von  Lau¬ 
sanne,  gewesener  öffentlicher  Ankläger;  Reverdil,  gewe¬ 
senes  Mitglied  der  helvetischen  Tagsatzung. 

Luzern. 

Die  Bürger:  Balthasar,  Alt-Seckelmeister ;  Hecht 
von  Willisau,  gewesenes  Mitglied  der  Verwaltungskammer; 
Mohr,  gewesener  Minister  der  Künste  und  Wissenschaften. 

Linth. 

Die  Bürger:  Müller-Friedberg,  Finanzrath ;  Schindler, 
gewesener  Präsident  der  Verwaltungskammer;  Bernold, 
gewesener  Unter  Statthalter  von  Wallenstadt, 

^')  Necker  schlug  die  Wahl  aus  „wegen  Mangel  an  Kenntniss 
der  deutschen  Sprache.“ 
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Lugano. 

Die  Bürger:  Maghetti,  Präsident  der  Verwaltungs- 
kammer ;  Franzoni,  Regierimgsstatthalter. 

Scliaffhaus  en. 

Die  Bürger:  Stokar,  Präsident  der  Yerwaltungs- 
hainmer;  Pfister,  zum  Goldstein. 

Säntis. 

Die  Bürger:  Rüti,  von  Wyl,  Präsident  des  Cantons- 
gerichts;  Messmer,  Quartier-Commandant  von  Rheineck ; 
Manser,  Alt-Bauherr  von  Appenzell. 

Schwyz. 

Die  Bürger :  Schüler,  Alt-Landammann ;  Truttmann, 
gewesener  Regierungsstatthalter. 

Solothurn. 

Die  Bürger:  Roll,  Mitglied  der  Verwaltungskammer ; 
Schmid,  Abbe. 

Thurg  au. 

Die  Bürger:  Sauter,  Regierungsstatthalter;  Locher, 
Mitglied  der  Verwaltungskammer. 

Ury. 

Die  Bürger:  Schmid,  gewesener  Senator;  Meyer 
von  Ursern,  Unter  Statthalter. 

Unterwalden. 

Die  Bürger:  Vonderflue,  gewesener  Repräsentant; 
Zeiger  von  Stans,  Oberrichter. 

Zürich. 

Die  Bürger:  Escher,  Präsident  der  Verwaltungs¬ 
kammer;  Rebmann,  Unterstatth alter  des  Distrikts  Meilen ; 
Meyer,  Mitglied  des  Cantonsgerichts. 

Zug. 

Die  Bürger:  Andermatt,  von  Baar,  Mitglied  des 
Cantonsgerichts;  Müller,  Alt-Landammann. 
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4.  Dieselben  werden  auf  Kechnimg  des  Staats  eine 
angemessene  Entschädigung  erhalten. 

5.  Der  Senat  bleibt  so  lange  vertagt,  bis  er  von 
dem  Kleinen  Rath  wieder  wird  zusammenberufen  werden. 

6.  Dieser  Beschluss  soll  gedruckt,  publizirt  und  an 
den  gewohnten  Orten  angeschlagen  werden. 

Bern  den  17.  April  1802. 

Für  den  Landammann,  Präsident  des  Kleinen  Raths, 
Rüttimann,  Statthalter. 

Der  einstweilige  Sekretär, 

Gerber.  » 

Schon  bevor  diese  Versammlung  ihre  Arbeit,  die  Er¬ 
stellung  einer  abermaligen  neuen  Verfassung,  der  letzten, 
von  der  wir  zu  sprechen  haben  werden,  begann,  war 
das  Schicksal  derselben  in  mehreren  Vorgängen  im  Innern 
der  Eidgenossenschaft  ziemlich  deutlich  vorauszusehen. 

Einerseits  regte  sich  die  geheime  aristokratische 
Verbindung  in  Bern,  die  in  Thun  ihren  Sitz  schon  seit 
dem  Umsturz  vom  28.  Oktober  hatte,  bereits  zum  Voraus 
gegen  eine  Erneuerung  des  Werkes  vom  24.  Oktober, 
die  voraussichtlich  war,  und  fand  nun  an  den  seit  dem 
17.  April  gestürzten  Häuptern  der  demokratischen  Kantone, 
Beding  und  Konsorten,  bereitwillige  Bundesgenossen. 

Andererseits  hatte  eine  wilde  und  höchst  seltsame 
Bewegung  den  Kanton  Leman,  den  eifrigsten  Anhänger 
der  Helvetik ,  ergriffen.  Dort  nahm  die  Unruhe  des 
Volkes  ihren  Ausgang  von  persönlichen  Interessen,  die 
aber,  wie  ein  waadtländischer  Schriftsteller  sagt,  es  alle¬ 
zeit  sehr  lieben ,  in  einem  politischen  Gewände  aufzu¬ 
treten.  Aus  der  Besorgniss,  dass  die  theoretisch  beseitigten 
Feudallasten  auf  Umwegen  wieder  eingeführt  werden 
möchten,  entstand  im  Frühling  und  Vorsommer  1802 
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der  seltsame  Aufstand  der  sogenannten  «  Boiirla-papei »  — 
(brüle-papiers,  Papierverbrenner),  —  grosser  Banden 
von  Bauern  unter  Anführung  eines  gewissen  Ludwig 
Reymond,  —  ehemals  Buchdruckergesell,  dann  Redaktor 
der  exaltirten  Zeitung  Regenerateur  und  endlich  Haupt¬ 
mann  in  französischen  Diensten,  als  Obergeneral.  —  Diese 
Bänden  zogen  im  ganzen  Lande  herum,  erbrachen  die 
Archive  der  Schlösser  und  Städte  und  verbrannten  unter 
wildem  Jubel  die  alten  Urkunden,  welche  die  Erinnerung 
an  diese  Feudallasten,  oder  auch  beliebiges  Andere  ent¬ 
hielten,  wenn  es  eben  nur  Pergament  mit  grossen  Siegeln 
daran  war.  In  La  Sarraz,  in  Nyon,  in  Yverdon  und 
Coppet  wurden  auf  diese  Weise  grosse  Massen  alter  und 
werthvoller  Manuskripte  zerstört.  In  Morges  lieferte  die 
Stadtbehörde  am  5.  Mai  sechs  Wagenladungen  Dokumente 
an  diese  seltsamen  Urkundenstürmer  aus,  die  dieselben 
unter  fanatischem  Jubel  in  ihrem  Lager  verbrannten,  — 
die  sonderbarste  Scene,  die  wohl  in  unserem  Jahrhundert 
unter  einem  gebildeten  Volke  Europa’s  gespielt  hat. 
Zuletzt  nahm  dieser  anfänglich ,  abgesehen  von  dem 
historischen  Werth  der  verbrannten  Papiere,  fast  lächer¬ 
liche  Aufruhr  sogar  einen  ziemlich  gefährlichen  Charakter 
an,  indem  Reymond  sich  durch  fremden  Schutz  zu  decken 
versuchte  und  offen  die  Annexion  des  Waadtlandes  an 
Frankreich  auf  seine  Fahne  schrieb.  Mitten  in  Lausanne 
auf  dem  Montbenon,  Angesichts  der  französischen  und 
helvetischen  Truppen  und  des  helvetischen  Regierungs¬ 
kommissärs  Kuhn,  lag  sein  Aufruf  zur  Vereinigung  mit 
Frankreich  vom  8. — 10.  Mai  1802  auf  einer  Trommel  und 
wurde  von  Jedem,  der  kommen  wollte,  unterzeichnet. 
Die  französische  Macht  im  Lande  selbst  war  zweideutig 
in  dieser  Sache.  Wenigstens  standen  diese  Aufrührer  in 
offener  Verbindung  mit  dem  General  Turreau,  der  gleich- 
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zeitig  mit  allen  Mitteln  das  Wallis  zur  Annexion  vor¬ 
bereitete.  — 

Bis  in  die  Mitte  Juni  hinein  dauerte  die  vollständige 
Unterwühlung  aller  gesetzlichen  Gewalten  im  Waadt¬ 
land  durch  diesen  neuen  Bauernkrieg,  der  mittelst  förm¬ 
licher  Raubzüge  das  ganze  Land  in  fortwährender  Un¬ 
ruhe  erhielt.  Zuletzt  wurde  er  indessen  doch  durch 
französische  Truppen  allmälig  unterdrückt  und  am  21.  Juni 
ein  Spezialgericht  in  Lausanne  darüber  eingesetzt,  dessen 
Sprüche  jedoch  unausgeführt  blieben.  —  Reymond  und 
sein  Adjutant  Marcel  entflohen  nach  Thonon  und  wurden 
schliesslich,  in  Folge  einer  Amnestie  vom  17.  August,  bloss 
lebenslänglich  aus  der  Eidgenossenschaft  verbannt.  Später 
taucht  er  in  den  Unruhen  dieses  Jahres  noch  einmal 
vorübergehend  im  Lande  auf,  weiter  aber  habe  ich  dann 
die  Spuren  dieses  modernen  Leuenberger  nicht  verfolgen 
können.  In  Lausanne  übernahm  ein  neuer  Präfekt, 
Heinrich  Monod,  die  Regierung  an  der  Stelle  Poliers. 
(Journal  helvetique  1802,  p.  301 — 312.*)  Die  Schweiz 

Eine  Zeitlang  hatte  man  an  eine  förmliche  Schlacht  inner¬ 
halb  der  Mauern  von  Lausanne  geglaubt.  Als  diese  Gefahr  beseitigt 
war,  widmeten  die  Einwohner  der  lemanischen  Hauptstadt  dem  hel¬ 
vetischen  Kommissär  Kuhn  von  Bern  eine  begeisterte  Adresse  und 
eine  Serenade,  aus  der  uns  das  Journal  helvetique  einige  für  die 
Gefühle  jener  Zeit  bezeichnende  Strophen  aufbewahrt  hat: 

Sur  Vair: 

Enfans  de  Teil,  oh  braves  Suisses ! 

„Entends-tu  ces  cris  d’alegresse 
Succeder  aux  cris  de  douleur; 

Vois  tout  le  Leman  dans  Pivresse, 

Benir  le  pacificateur. 

Ha!  si  le  crayon  de  l’histoire, 

Oubliait  ce  jour  de  bonheur, 

II  n’est  pas  perdu  pour  la  gloire, 

Ton  nom  et  grave  dans  uos  coeurs, 
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litt  durch  diesen  halb  lächerlichen,  halb  gefährlichen 
Aufstand  sehr  an  Ansehen  in  ganz  Europa  und  die  Ge¬ 
rüchte  über  ihre  völlige  Theilung  und  Auflösung  waren 
damals  allgemein  verbreitet. 

t 

Am  30.  April  traten  unterdessen  die  Notahein  in 
Bern  zusammen.  Mohr,  früherer  Minister  der  Künste 
und  Wissenschaften,  wurde  zum  Präsidenten  gewählt.  Die 
Berathung  geschah  aber,  mehr  als  in  der  Versammlung, 
direkt  mit  dem  französischen  Gesandten  Verninac,  und 
es  war  die  Verfassung  schliesslich  eigentlich  einfach  ein 
Werk  der  Vereinbarung  zwischen  diesem  und  Rengger, 
der  die  Notabein  dann  ihre  formelle  Sanktion  ertheilten. 
—  Insofern  bereits  völlig  ein  Vorbild  der  Mediation 
von  1803.  — 

Am  20.  Mai  adoptirten  die  Notabein  auf  diese  Weise 
die  definitive  Redaktion,  zu  welcher  der  Kleine  Rath  so¬ 
dann  folgendes  Dekret  erliess: 

«Beschluss  vom  25.  May  1802. 

Der  Sanktion  des  Volkes  vorzulegender  Verfassungs¬ 
entwurf. 

Der  Kleine  Rath , 

Nach  Ansicht  des  von  der  Versammlung  der  No'a- 
heln  unterm  20.  May  folgendermassen  ausgestellten  Be¬ 
findens  : 


Les  enfans  te  doivent  leurs  peres, 
Les  epouses  lears  tendres  epoux, 
Aux  Vaudois  ramenant  des  freres, 
Tu  nous  reud  des  amis  ä  tous. 

Ta  douceur  et  ton  energie 
A  fixe  le  sort  des  Lemans; 

Ils  jurent  d’aimer  la  Patrie, 
Veuilles  en  recevoir  le  serment.“ 
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Die  y  er  Sammlung  der  Notabein,  welche  durch  den 
Beschluss  des  Kleinen  Raths  vom  17.  April  1802  nach 
Bern  berufen  worden,  um  über  den  Verfassungsentwurf 
vom  29.  May  1801  und  die  alleofalls  in  demselben  vor¬ 
zunehmenden  Abänderungen  sich  zu  berathen,  und  dem 
Kleinen  Rath  ihr  gutachtliches  Befinden  darüber  zu  er- 
theilen. 

Nachdem  sie  den  Bericht  ihrer  Commission  ange¬ 
hört  ,  und  auch  die  dermalige  innere  und  äussere  Lage 
der  Republik  in  reife  Berathung  gezogen  hat,  findet  ein- 
müthig,  dass  der  nachfolgende  Verfassungsentwurf,  wel¬ 
cher  der  Sanktion  des  Volkes  vorzulegen  wäre,  diejenigen 
Verfügungen  in  sich  fasse ,  welche  am  besten  geeignet 
sind,  die  allgemeine  Beystimmung  der  helvetischen  Nation 
in  sich  zu  vereinigen  und  ihr  einen  bleibenden  Zustand 
zuzusichern ; 

beschliesst: 

1.  Die  nachfolgende  von  der  Versammlung  der  No¬ 
tabein  einmüthig  angerathene  Verfassung  soll  dem  hel¬ 
vetischen  Volke  zur  Sanktion  vorgelegt  werden. 

2.  Zu  dem  Ende  werden  in  jeder  Gemeinde ,  so¬ 
gleich  nach  Ankunft  des  Verfassungsentwurfs ,  Register 
zur  Einschreibung  der  Annahme  oder  Verwerfung  des¬ 
selben  eröfnet  werden. 

3.  An  den  Hauptorten  der  Cantone  und  Distrikte 
soll  die  Einschreibung  in  den  Canzleyen  der  Regierungs¬ 
und  Unterstatthalter ,  in  den  übrigen  Gemeinden  aber 
bey  den  Munizipalitäten  geschehen. 

4.  Jeder  helvetische  Bürger,  der  das  zwanzigste 
Jahr  zurückgelegt  hat,  und  sich  durch  keine  gesetzliche 
Ursachen  in  der  Ausübung  seines  Bürgerrechts  einge¬ 
stellt  befindet,  ist  befugt  an  seinem  Wohnort  sich  einzu- 
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schreiben,  oder  durch  den  dazu  bestellten  Beamten  ein- 
schreiben  zu  lassen. 

5.  Die  Einschreibung  soll  in  der  blossen  Anzeige 
der  Annahme,  oder  Verwerfung  bestehen,  ohne  dass  die 
Beweggründe  der  einen  oder  andern  dabei  können  an¬ 
geführt,  noch  etwanige  Bedinge  hinzugesetzt  werden. 

6.  Alle  Diejenigen,  welche  versäumen  würden,  sich 
einschr eiben  zu  lassen,  werden  dafür  angesehen,  die  Ver¬ 
fassung  stillschweigend  angenommen  zu  haben. 

7.  Vier  Tage  nach  der  Eröfnung  sollen  die  Register 
geschlossen  und  unverzüglich  dem  Regierungsstatthalter 
des  Kantons  zugesandt  werden. 

8.  Zu  gleicher  Zeit  wird  demselben  von  jeder  Ge¬ 
meinde  die  Anzahl  der  stimmfähigen  Bürger ,  die  sich 
gegenwärtig  in  derselben  befinden ,  bekannt  gemacht 
werden. 

9.  Die  Regierungsstatthalter  werden  nach  den  ein¬ 
gekommenen  Registern  die  Stimmenzählung  vornehmen, 
und  hierauf  das  Anzahlverzeichniss  der  Annehmenden, 
sowohl  als  Verwerfenden,  distriktsweise  geordnet,  ohne 
Aufschub  an  den  Kleinen  Rath  gelangen  lassen. 

10.  Alle  öffentlichen  Beamten ,  welche  diese  Ein¬ 
schreibung  und  Stimmzählung  zu  besorgen  haben ,  sind 
bey  Eyd  und  Pflicht  aufgefordert ,  darüber  zu  wachen, 
dass  dieselbe  mit  gewissenhafter  Treue  und  Sorgfalt  vor 
sich  gehe. 

11.  Der  gegenwärtige  Beschluss  soll  dem  Druck 
übergeben  und  öffentlich  bekannt  gemacht  werden. 

Bern,  den  25.  May  1802. 

Der  Statthalter,  Präsident  des  Kl.  Raths: 

Rüttimann. 

Für  den  Kleinen  Rath  der  Oberschreiber: 

Mousson. » 
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Diese  sogenannte  «Zweite  Helvetische  Verfas¬ 
sung»,  in  der  Gesetzsammlung  vom  25.  Mai  1802  datirt 
(bull.  VI,  133*),  die  einzige  von  allen  unseren  Verfas¬ 
sungen  bis  zum  Jahre  1848  ,  die  dem  schweizerischen 
Volke  direkt  zur  Abstimmung  vorgelegt  wurde,  die  daher 
schon  desshalb  eine  etwas  grössere  formelle  Bedeutung 
beanspruchen  darf,  als  die  Entwürfe  vom  29.  Mai, 
24.  Oktober  1801  und  27.  Februar  1802,  welche  der 
Ersten  helvetischen  Verfassung  vom  12.  April  1798  gefolgt 
waren,  mag  uns  auch  desshalb  besonders  interessiren, 
weil  sie  der  bisher  letzte  Versuch  einer  gemässigten 
Einheit  auf  unserem  Boden  ist  und,  abgesehen  von 
der  äusserlichen  Einheitsform ,  unserer  heutigen  Ver¬ 
fassung  von  1874  am  allernächsten  steht. 

Die  Kantonseintheilung  wurde  wieder  erheblich  modi- 
fizirt.  Die  Eidgenossenschaft  behielt  bloss  noch  18  Kan¬ 
tone.  Wallis  war,  um  Frankreichs  Stimme  zu  gewinnen, 
weggelassen  worden  und  musste  sich  fortan  als  eine  be¬ 
sondere  «  rhodanische  Kepublik  » ,  unter  dem  Schutze 
Frankreichs,  Italiens  und  der  Schweiz  konstituiren.  Ver¬ 
geblich  hatten  93  wallisische  Gemeinden  in  einer  noch 
vielfach  in  besonderen  Abdrücken  zu  findenden  rühren¬ 
den  Ansprache  gegen  diese  Trennung  protestirt ,  deren 
eigentlichen  Zweck  sie  leicht  einsahen. 

Der  Territorialbestand  von  Appenzell,  Luzern,  Zug, 
Bern,  Glarus,  Schwyz,  Aargau  und  Freiburg  wurde  ge¬ 
ändert.  St.  Gallen  besteht  nicht  mehr,  der  Kanton  Leman 
erhält  seinen  heutigen  Namen  Waadt. 

An  der  Spitze  der  Verfassung  stand  als  erster  Ar¬ 
tikel  die  Anerkennung  des  katholischen  und  des  refor- 
mirten  Glaubensbekenntnisses,  als  von  der  Republik  zu 

*)  Grewölmlicli  legt  man  ihr  bisher  das  Datum  vom  20.  Mai  hei, 
unter  welchem  der  Beschluss  der  Notabein  erfolgte. 
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dotirender  Staatsreligionen,  doch  war  in  einem  spätem 
Artikel  (60)  jeder  andere  Gottesdienst  innert  den  Schran¬ 
ken  der  öffentlichen  Ordnung  ebenfalls  gestattet. 

Auch  die  Kechtseinheit  wurde,  wie  die  Kultus¬ 
freiheit,  etwas  eingeschränkt.  Es  blieben  central  blos 
das  ganze  Strafrecht ,  die  Forst-  und  Handelsgesetz¬ 
gebung.  Dagegen  sollte  ein  bürgerliches  Gesetzbuch  und 
ein  Civilprozess  zwar  entworfen  werden,  aber  freiwilliger 
Annahme  durch  die  Kantone  anheimgestellt  bleiben.  Etwas, 
was  wir  leider  1874  nachzuahmen  vergessen  haben. 
(Art.  68—71.)  Richterliche  und  administrative  Gewalt 
war  in  allen  Instanzen  ausgeschieden  (Art.  72). 

Ein  oberster  helvetischer  Gerichtshof  behandelte 
appellatorisch  Civilprozesse  von  über  3000  Fr.  Streit¬ 
betrag,  wofern  die  helvetische  Regierung  oder  ein  Kan¬ 
ton  ,  oder  ein  Fremder  ,  oder  Einwohner  verschiedener 
Kantone  im  Recht  standen. 

Eine  Eidg.  Universität  und  allgemeine  Seminarien  für 
Geistliche,  beide  mit  zahlreichen  Freiplätzen,  zeigen  deut¬ 
lich  die  Anschauung  Renggers,  der  wohl  wusste,  was  das 
Eine  Kothwendige  war,  und  die  Differenz  des  helvetischen 
Geistes,  noch  in  seiner  letzten  Manifestation,  gegenüber 
den  vorzugsweise  materiellen  Bestrebungen  unserer  Zeit, 
die  nun  bald  die  Früchte  hievon  reifen  sieht.*)  (64 — 67.) 

Der  äusseren  Form  nach  erschien  die  Verfassung  als 
eine  unitarische  (Art.  2).  Doch  enthielt  sie  thatsächlich 

Wenn  wir  noch  1848  zuerst  statt  eines  Polytechnikums,  eine 
Universität  gegründet  hätten,  sofern  hlos  Eines  von  beiden  stattfinden 
konnte,  was  übrigens  keineswegs  der  Fall  war,  so  würden  wir  jetzt 
andere  Früchte  ernten ,  als  bankerotte  Eisenbahnen,  verschuldete 
Kantone  und  einen  allgemein  gesunkenen  Standpunkt  des  öffentlichen 
Geistes ,  der  ohne  rechten  Eifer  und  gemeinsame  grosse  Gedanken 
und  Interessen  ,  durch  sozialistische  Bestrebungen  künstlich  belebt 
werden  muss. 
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die  sehr  deutliche  Ausscheidung  einer  dem  Wesen  nach 
doch  gemischten  Souveränität.  Einzig  war  dabei  nicht, 
wie  heute ,  die  kantonale  Souveränität  formelle  Regel, 
sondern  die  des  Gesammtstaats.  Der  Art.  13  sagte  sehr 
praktisch  hlos :  «  Die  allgemeine  Staatsverwaltung  umfasst 
alle  Gegenstände  des  gemeinsamen  Wohls  und  die  der 
Souveränitätsausühung  wesentlich  angehören  >  ,  als : 
alle  äusseren  Verhältnisse,  die  «allgemeinen»  Verfügungen 
über  das  Kirchen  wesen,  «soweit  es  von  der  weltlichen 
Gewalt  abhängt,  und  über  den  öffentlichen  Unterricht», 
die  «Aufsicht»  über  die  Rechtspflege,  die  Leitung  des 
Strassen-,  Wasser-  und  Brückenbaues,  «soweit  er  von 
allgemeinem  Nutzen  ist»,  Bergbau-,  Pulver-,  Münz-  und 
Salzregal,  die  direkte  Verwaltung  eines  Theils  der  Wal¬ 
dungen  und  die  Aufsicht  über  das  gesammte  Forstwesen, 
endlich  die  Aufsicht  über  Handel,  Industrie  und  Gesund¬ 
heitspolizei.  Die  Kantone  behielten  dagegen  in  Art.  14 
das  Besteuerungsrecht,  die  Justiz  im  Allgemeinen,  die 
niedere  Polizei,  die  innere  Verwaltung^  das  Armen-  und 
Unterrichtswesen  und  ihre  eigene  selbstständige  Organi¬ 
sation  überhaupt. 

Der  praktische  Unterschied  in  den  allgemeinen 
Grundsätzen  gegenüber  unserer  neuesten  Entwicklung 
ist  sehr  unbedeutend  und  wo  er  vorhanden  ist,  fällt  die 
Vergleichung  sehr  zu  Gunsten  der  Artikel  von  1802  aus. 
Die  spezielle  Form  der  Regierung  hingegen  lässt  sich 
mit  der  heutigen  allerdings  nicht  in  Vergleichung  stellen. 

Die  Regierung  des  Landes  bestand  aus  einer  Tag¬ 
satzung  von  je  einem  Mitglied  auf  25,000  Seelen,  durch 
eine  künstliche  indirekte  Wahlart  in  den  Kantonen  gewählt 
(Art.  16 — 28),  und  aus  einem  Senat  von  27  Mitgliedern 
mit  Fr.  4000  Gehalt  (die  Tagsatzimg  bezahlten  die  Kan¬ 
tone),  die  von  dieser  Tagsatzung  ernannt  wurden.  Die 
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Gesetze  wurden  durch  den  Senat  vorbereitet  und  von 
der  Tagsatzung  darauf  hin  beschlossen.  lieber  neue 
Steuern  sollten  die  Meinungen  der  Kantone  eingeholt 
werden.  (Art.  15.)  An  der  Spitze  stand  als  Executiv- 
behörde  ein  Vollziehungsrath  (Conseil  d’execution)*),  be¬ 
stehend  aus  einem  Landaminann  (.mit  Fr.  15,000  Gehalt) 
und  zwei  Landesstatthaltern  für  neun  Jahre  ernannt, 
nebst  fünf  Staatssekretären^  die  die  Departemente  unter 
sich  vertheilten.  Inneres,  Justiz  und  Polizei,  Krieg,  Fi¬ 
nanzen,  Auswärtiges.  (Art.  47  und  folg.).  Das  aktive  Wahl¬ 
recht  war  an  einen  starken  Census  geknüpft.  Um  Mit¬ 
glied  des  Wahlcorps  zu  werden,  musste  man  nämlich  in 
den  grossem  Kantonen  für  10,000  und  in  den  kleineren 
für  Fr.  2000  Grundeigenthum  besitzen,  war  aber  dann 
selber  nicht  wählbar.  Die  Stelle  war  lebenslänglich.  Der 
künftige  Sitz  der  helvetischen  Regierung  war  nicht  ge¬ 
nannt. 

Abgesehen  von  diesem  Census  und  der  indirekten 
Wahlart  überhaupt  und  von  der  stillschweigenden  Auf¬ 
gabe  des  Wallis,  hätte  diese  Verfassung  im  Ganzen  eine 
gute  genannt  werden  können  und  in  der  That  hat  sich 
nach  70  Jahren  und  mancher  bitteren  Erfahrung  das 
schweizerische  Volk  derselben  endlich  wieder  in  auffallen¬ 
der  Weise  genähert.  Ja  es  darf  vielleicht  gesagt  werden, 
dass  diese  letzte  helvetische  Verfassung  von  1802  und 
diejenige,  welche  am  12.  Mai  1872  ihr  Schicksal  theilte. 

Es  wurde  nun  wieder  diese  mehr  moderne  Bezeichnung  für 
die  oberste  Exekutivbehörde  gewählt.  Während  der  Reding’schen 
Periode  dagegen  —  man  ist  versucht,  zu  sagen,  dem  Reding’schen 
„Septennat“,  so  sehr  gleicht  es  abgesehen  von  seiner  kurzen  Dauer 
einer  heutigen  Erscheinung  —  führt  die  oberste  Behörde  den  kon¬ 
servativen  Titel  „Kleiner  Rath“,  welcher  sowohl  durch  den  Entwurf 
von  Malmaison,  wie  durch  die  nachfolgenden  Entwürfe  vom  24.  Oktober 
1801  und  27.  Februar  1802,  adoptirt  worden  war. 
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im  Ganzen  und  Grossen  die  richtigsten  Grundlagen  sind, 
auf  welchen  sich  das  historische  Gebäude  der  Eidge¬ 
nossenschaft  in  moderner  Weise  wird  auf  die  Dauer 
restauriren  lassen.*) 

Und  dass  es  Ihnen  vielleicht  Vorbehalten  sein  mag, 
auf  diese  Grundlagen  einer  kräftigen  und  nationalen 
Bundeseinrichtung  in  einiger  Zeit  zum  dritten  Male 
zurückzukommen.  — 

Diese  merkwürdige  Verfassung  wurde  nun  dem 
schweizerischen  Volke  zur  Abstimmung  vorgelegt.  Einzig 
dieses  Mal,  am  Ende  der  ganzen  Helvetik,  übte  das 
Volk  direkt  ein  Recht  aus,  das  wir  jetzt  als  selbst¬ 
verständlich  betrachten.  Vielleicht  hätte  in  einer  frü¬ 
hem  Periode,  ohne  den  bereits  eingerissenen  Verfall 
des  öffentlichen  Geistes,  ein  solcher  grosser  Akt  der 
Selbstbestimmung  die  zu  einer  nationalen  Gestaltung 
stets  nöthige  Energie  des  Volkswillens  wieder  aufgerichtet. 
Jetzt  war  es  zu  spät  geworden.  —  Die  Abstimmung  ge¬ 
schah  durch  Auflage  von  Stimmregistern,  die  in  allen 
Gemeinden  des  Landes  vier  Tage  lang  offen  blieben.  In 
einigen  faktisch  auch  länger.  Wer  20  Jahre  alt  und  auch 
übrigens  im  Besitz  des  Aktivbürgerrechts  war,  konnte 
sich  als  annehmend  oder  verwerfend  einschreiben  lassen. 
Die  Stimmgehung  war  also  eine  offene.  — 

Diese  Abstimmung,  der  grösste  politische  Akt  unserer 
Nation  seit  Jahrhunderten  und  bis  zum  Jahre  1848,  wurde 
durch  eine  im  ganzen  würdige  Proklamation  des  Kleinen 
Raths  eröffnet;  sie  lautete  (bull,  des  loix  VI,  149): 

Die  Verfassung  wurde  behufs  Verbreitung  in  dem  Volke  in 
den  drei  Landessprachen  in  der  Nationaldruckerei  gedruckt  und 
hndet  sich  so  noch  ziemlich  häufig.  Es  ist  der  einzige  helvetische 
Verfassungsentwurf,  neben  der  Ersten  Pariser  Konstitution  vom  Ja¬ 
nuar  1798,  der  auch  in  italienischer  Sprache  existirt. 
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« Proklamation  vom  26.  May  1802. 

In  Rücksicht  des  dem  helvetischen  Volke  zur  Sanktion 
vorziilegenden  Verfassimgsentwiirfes  vom  25.  May  1802. 

Der  Kleine  Rath  an  das  helvetische  Volk. 

Bürger  Helvetiens ! 

Vergebens  haben  wir  seit  zwey  Jahren  der  Ein¬ 
führung  einer  endlichen  Ordnung  der  Dinge  entgegen¬ 
gesehen.  Die  wichtigste  Angelegenheit  unseres  Vater¬ 
landes,  die  Bestimmung  seines  künftigen  Schicksals,  die 
nur  das  Werk  der  Eintracht  und  des  gegenseitigen  Zu¬ 
trauens  seyn  sollte,  ist  ein  Gegenstand  der  Entzweyung, 
der  Kampfplatz  der  Leidenschaften  und  des  Parthey¬ 
geistes  geworden.  Unter  beständigen  Erschütterungen 
haben  wir  uns  immer  weiter  vom  Ziele  entfernt,  je 
grösser  das  Bedürfniss  war,  dasselbe  zu  erreichen,  und 
schon  fiengen  die  Freunde  der  öffentlichen  Wohlfahrt 
an  unserer  Rettung  zu  verzweifeln  an. 

Die  Regierung  hat  das  einzige  Mittel  ergriffen,  das 
ihr  noch  übrig  blieb.  Sie  hat  eine  Versammlung  einsichts¬ 
voller  und  erfahrner  Männer,  die  sich  durch  den  Geist 
der  Mässigung  in  ihrem  öffentlichen  Leben  ausgezeichnet 
hatten,  zu  Rathgebern  berufen  und  legt  nun  die  Frucht 
ihrer  Arbeiten  der  Nation  selbst,  um  ihren  Willen  dar¬ 
über  zu  vernehmen,  vor  Augen.  Aber  dieser  Wille  soll 
auf  eine  regelmässige  Art  ausgedrückt  werden.  Wer  die 
Aufforderung  dazu  missbrauchen  wollte,  um  seine  Mit¬ 
bürger  auf  neue  Abwege  zu  führen,  würde  am  Ende  nur 
die  Verachtung  derselben  und  unausbleiblich  die  Strafe 
des  Gesetzes  auf  sich  ziehen. 

Die  von  der  Versammlung  der  Notabein  einmüthig 
angerathene  Verfassung,  zu  deren  Sanktion  in  jeder  Ge¬ 
meinde  Register  eröffnet  werden,  ist  auf  die  Grundlagen 
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des  Entwurfes  vom  29.  May  1801  gebaut,  und  diese 
Grundlagen  haben  schon  mittelbar  die  Zustimmung  des 
Volkes  erhalten.  Sie  knüpft  die  Bande  zwischen  den 
verschiedenen  Theilen  der  Republik  fest  genug,  um  uns 
einen  Staat  bleiben  und  ein  Volk  werden  zu  lassen, 
ohne  dass  jeder  einzelne  Theil  in  der  Bestellung  seiner 
besondern  Angelegenheiten  gehindert  würde.  Alle  grossen 
und  gemeinnützigen  Zwecke  können  durch  sie  erreicht 
werden,  ohne  den  Zwang  einer  durchgängigen  Gleich¬ 
förmigkeit  in  den  Mitteln.  Kein  Theil  ist  dem  ganzen  auf¬ 
geopfert,  keiner  vor  dem  andern  begünstigt.  Sie  eröfnet 
dem  Verdienste,  wo  es  auch  zu  finden  seyn  mag,  den 
Zutritt  zu  allen  öffentlichen  Stellen,  ohne  die  Besetzung 
derselben  der  Ränkesucht  und  dem  Partheygeiste  Preis 
zu  geben.  Es  ist  ein  Friedensvertrag  zwischen  den  ver¬ 
schiedenen  politischen  Meynungen,  Interessen  und  Lokal¬ 
verhältnissen,  welche  die  Ursachen  unsrer  Spaltungen 
geworden  sind.  Wer  nicht  alle  seine  Wünsche  darin  be¬ 
friedigt  findet,  wird  doch  immer  dasjenige,  was  jetzt  der 
angelegentlichste  Wunsch  jedes  guten  Bürgers  seyn  soll, 
die  Erhaltung  eines  gemeinsamen  Vaterlandes  und  das 
Ende  seines  schwankenden  Zustandes  dadurch  erzielt 
sehen. 

Sobald  wie  die  allgemeine  Verfassung  angenommen 
und  in  Ausübung  gesetzt  sein  wird,  soll  unverzüglich  zur 
endlichen  Bestimmung  und  Einführung  der  Kantonal- 
Organisationen  geschritten  und  hiemit  die  letzte  Hand 
an  die  Einrichtung  unsers  gemeinen  Wesens  gelegt 
werden. 

Bürger  Helvetiens,  schon  zu  lange  haben  wir  dem 
übrigen  Europa  das  Schauspiel  eines  entzweyten  Volkes 
gegeben ;  es  ist  Zeit,  dass  wir  seine  Achtung,  die  wir  zu 
verlieren  im  Begriffe  standen,  wieder  erlangen.  Und  das 
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werden  wir  nur  in  so  fern,  als  sich  ein  fester  und  unab¬ 
änderlicher  Wille  der  Nation  für  eine  dauerhafte  Ordnung 
der  Dinge  erklärt.  Der  allgemeine  Beyfall,  den  die  zu 
ihrer  Herbeyführung  genommenen  Maassregeln  der  Regie¬ 
rung  erhalten  haben,  lässt  hoffen,  dass  dieser  Zeitpunkt 
nicht  mehr  entfernt  sey. 

B®"n,  den  26.  May  1802. 

Der  Statthalter,  Präsident  des  Kleinen  Raths, 

Rüttiman  n. 

Der  Ober-Schreiber, 

Mousson.  > 

Der  französische  Minister  Verninac  versicherte  dem 
Kleinen  Rathe  in  einem  offiziellen  Schreiben,  er  werde 
sie  ebenfalls  bei  dem  Ersten  Konsul  empfehlen.  —  (Bull. 
VI,  153.)  Die  grosse  Abstimmung  in  den  Ersten  Juni¬ 
tagen  1802  zeigte  ein  leider  nur  zu  deutliches  Bild  des 
allgemeinen  Indifferentismus.  In  Bern  verwarfen  7530, 
6340  nahmen  an,  25,449  fanden  sich  nicht  ein.  Im  ganzen 
Distrikte  Burgdorf  nahmen  175  an.  In  Leman  verwarfen 
trotz  der  Hoffnungen  der  dortigen  Patrioten  auf  allge¬ 
meine  Annahme,  nicht  weniger  als  14,288*),  in  Altorf 
nahm  nicht  ein  Einziger  an,  im  ganzen  Kanton  Uri  bloss 
162,  im  Kanton  Schwyz  150,  in  Unterwalden  122,  in 
Zug  92. 

In  der  Stadt  Bern  wurde  fast  einstimmig  verworfen. 
Dagegen  sollen  in  der  Stadt  Luzern  bloss  vier  Ver¬ 
werfende  gewesen  sein.  (Journal  helvetique  1802,  p.  370.) 

Die  dortigen  Patrioten  hatten  auf  allgemeine  Annahme  ge¬ 
rechnet  und  die  lemanischen  Notahein  Pidou,  Chavannes  und  Carrard 
noch  eine  besondere  Ansprache  an  das  Yolk  zur  Beruhigung  über 
die  Zehntenfrage,  die  damals  allmächtig  war,  gerichtet.  Journal 
helv.  367,  383. 
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Der  Pater  Guardian  der  Capuziner  von  Werthenstein^ 
ein  über  TOjäbriger  Greis  und  krank,  schickte  einen 
Bruder,  um  für  ihn  mit  Ja  zu  stimmen.  Auch  an  andern 
Orten  zeigte  sich  die  katholische  Geistlichkeit,  an  welche' 
der  Fürstbischof  von  Konstanz  einen  sehr  würdigen  Hirten¬ 
brief  hatte  richten  lassen,  mitunter  auf  der  Höhe  ihres 
erhabenen  Berufes,  Friedensstifter  zu  sein.  Das  sehr 
schöne  Schreiben  des  bischöflichen  Kommissars  Thaddäus 
Müller  an  die  Geistlichkeit  von  Unterwalden  findet  sich 
ebenfalls  im  Journal  Helvetique  1802,  pag.  414,  und  ist 
wohl  werth,  der  heutigen  Zeit  in  Erinnerung  gebracht 
zu  werden.  Es  lautet  in  der  französischen  Uebersetzung, 
in  der  es  nichts  verliert: 

«  Circulaire  du  commissaire  episcopal  aux  ecclesias- 
tiques  de  son  diocese,  particulierement  ä  ceux  du  canton 
d’ünterwalden : 

Venerable  monsieur, 

Je  vous  annonce,  au  nom  de  notre  reverendissime 
eveque  et  ensuite  d’une  autorisation  speciale,  qu’il  n’est 
nullement  dans  les  attributions  du  clerge  d’entraver, 
soit  secretement,  soit  publiquement,  l’opinion  du  peuple 
sur  la  Constitution  qui  est  soumise  ä  sa  sanction.  Le 
clerge  n’a  aucune  responsabilite  pour  une  Constitution 
politique  et  Texercice  et  le  maintien  de  la  religion  ca- 
tholique  ne  sont  point  compromis,  mais  au  contraire 
assures  par  le  projet.  II  y  est  aussi  pourvu  au  paiement 
des  ecclesiastiques,  de  meine  qu’ä  leur  Instruction.  Le 
reverendissime  eveque  se  fera  au  plutot  un  devoir  d’em- 
ployer  ses  soins  efficaces  aupres  du  gouvernemeDt,  ä 
Teffet  d’obtenir  une  protection  speciale  en  faveur  de  la 
religion  catholique.  Si  malgre  celä  quelques  ecclesias¬ 
tiques,  qui  ne  seraient  pas  encore  instruits  par  la  triste 
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experience  des  dernieres  annees,  employaient,  ou  auraient 
dejä  employe  leur  influence  sur  le  peuple  pour  exciter 
cliez  lui  des  sollicitudes  mal  fondees,  pour  semer  de 
nouvelles  haines,  entretenir  la  division  dans  la  patrie  et 
einpecher  qu’elle  n’atteigne  cet  etat  definitif  de  repos, 
dans  lequel  seid  la  religion  et  la  liberte  peuvent  fleurir 
et  s’affermir,  ils  seront  pris  sans  delai  et  sans  acception 
de  personne  ä  responsabilite,  punis  suivant  leur  merite 
et  limites  dans  Fexercice  de  leurs  fonctions,  dont  ils  ont 
fait  un  usage  oppose  ä  la  destination  de  leur  sainte  vo- 
cation. 

Thadeus  Müller,  coininissaire  episcopal.  » 

Viele  Geistliche  (auch  Protestanten  übrigens  gleicher¬ 
weise)  nahmen  jedoch  trotz  dieser  würdigen  oberhirt- 
lichen  Ermahnung  Anstoss  an  der  blossen  Erlaubniss 
anderer  Kulte,  ausser  den  zwei  förmlich  anerkannten, 
(Art.  60  der  Verfassung)  und  schlossen  daraus  auf  einen 
«unchristlichen»  Charakter  der  Konstitution.  Am  schlimm¬ 
sten  stand  es  damit  natürlich,  wie  schon  angeführt, 
wieder  in  den  Urkantonen.  Einzig  die  Gemeinde  Ober- 
ägeri  in  Zug  zeichnete  sich  dadurch  aus,  dass  sie  «  ein¬ 
stimmig»  annahm,  indem  nämlich  blos  zwei  Bürger  über¬ 
haupt  ihre  Stimme  abgaben  und  diese  für  Ja.  — 

Die  ungefähre  Erste  Zusammenstellung  der  Voten, 
die  in  Bern  am  20.  Juni  unter  den  gespanntesten  Er¬ 
wartungen  aller  Vaterlandsfreunde  gemacht  wurde,  zeigte 
bereits  mit  vollster  Gewissheit  folgendes  überraschende 
Verwerfungsesultat  aus  18  Kantonen.  Rhätien  allein  stand 
noch  dabei  ganz  aus,  von  dem  auch  nicht  viel  Gutes  zu  . 
gewärtigen  war. 
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Nein. 

Kanton  Sentis  .  .  .  12,500 

»  Aargau  .  .  .  1,700 

>  Baden  .  .  .  1,400 

»  Basel  ....  1,700 

»  Zürich  .  .  .  2,700 

»  Oberland  .  .  .  12 

»  Bern  ....  7,500 

»  Solothurn  .  .  .  3,800 

»  Freiburg  .  .  .  5,500 

»  Leman  .  .  .  14,000 

Luzern  .  .  .  3,500 

»  Schaffhausen  .  .  100 

»  Linth  ....  7,500 

»  Thurgau  .  .  .  1,500 

»  Zug  ....  1,400 

»  Schwyz  .  .  .  5,000 

2>  Unterwalden  .  .  5,000 

»  Uri  ....  2,500 


Die  spätere  offizielle  Zählung  findet  sich  in  Bull.  VI, 
196,  der  Bericht  des  Departements  des  Innern  darüber 
in  Bull.  VI,  187. 

Das  Gesammtresultat  war  hienach  schliesslich:  72^453 
Bürger ,  die  mit  Ja,  92,423,  die  mit  Nein,  167,172 ,  die 
absolute  Mehrheit  aller  helvetischen  Stimmfähigen,  die 
gar  nicht  gestimmt  hatten*).  In  einer  Sache,  die  ihr 

*)  Die  abschliessliche  Zusammenstellnng  nach  Kantonen,  welche 
zugleich  interessant  für  die  damalige  ßevöikerungsaufnahme  ist,  war 
folgende: 


Ja. 

Nein. 

Stimmfähige 
Schweigende.  Bürger. 

Aargau 

6,356 

1,793 

6,412 

14,561 

Baden 

6,474 

1,422 

3,562 

11,458 

Uehertrag 

12,830 

3,215 

9,974 

26,019 
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und  ihrer  Kinder  und  Enkel  Schicksal  auf  lange  Zeit 
hinaus  entschied.  Denn  mit  einer  wirklichen  erheblichen 
Majorität  für  die  zweite  helvetische  Verfassung  wären  uns 
nach  menschlicher  Muthmassung  nicht  allein  die  Rück¬ 
schritte  von  1803  und  1815  erspart  geblieben,  sondern 
das  schweizerische  Volk  würde  sich  auch  heute  im  längst 
eingewöhnten  Besitze  mancher  politischen  Wahrheiten 
und  nationalen  Institutionen  befinden ,  die  es  sich  nun 
auf  viel  langsamerem  Wege  —  Eine  nach  der  andern  — 
erringen  muss.  — 

Nicht  ganz  mit  Unrecht  wohl  sagt  das  waadtländische 
Journal  helvetique  jener  Tage  Etwas,  was  auch  nach  70 
Jahren,  am  12.  Mai  1872  noch  da  und  dort  wahr  geblieben 
ist.  Ein  «  plaisant  »  habe  gerathen,  an  die  Spitze  der 


Ja. 

Nein. 

Schweigende. 

Stimmfähige 

Bürger. 

Uebertrag 

12,830 

3,215 

9,974 

26,019 

Basel 

2,389 

1,726 

5,877 

9,992 

Bellinzona 

904 

2,301 

2,742 

5,948 

Bern  • 

6,340 

7,530 

25,449 

39,319 

Freiburg 

3,300 

5,224 

9,398 

17,922 

Leman 

5,711 

14,288 

15,308 

35,307 

Linth 

2,484 

4,894 

9,485 

16,863 

Lugano 

500 

5,958 

2,379 

8,831 

Luzern 

3,739 

3,522 

13,313 

20,574 

Oberland 

1,021 

12 

10,005 

11,098 

Rbätien 

1,799 

8,825 

3,271 

13,895 

Säntis 

3,318 

12,607 

15,702 

31,672 

Scbaffhausen 

2,930 

114 

2,474 

5,518 

Schwyz 

150 

5,317 

28 

5,495 

Solothurn 

1,058 

3,799 

2,805 

8,722 

Thurgau 

12,608 

1,542 

4,321 

18,471 

Unterwalden 

122 

5,414 

110 

5,646 

Uri 

162 

2,423 

386 

2,971 

Zürich 

10,996 

2,784 

31,097 

44,877 

Zug 

92 

928 

1,927 

2,947 

72,453 

92,423 

167,172 

332,048 
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Stimm  re  gister  eines  mit  grosser  Mehrheit  verwerfenden 
Kantons  und  zur  Erklärung  dieser  Stirn mgebung  folgende 
Worte  zu  setzen:  «Si  le  projet  d’une  Constitution  souffre 
des  contradictions,  il  faut  voir  d’oü  eiles  viennent.  Les 
araignees,  les  rats  et  les  souris  se  plaisent  dans  les  an- 
ciens  bätimens  gothiques  ;  s’ils  ont  la  presidence  dans 
la  deliberation  et  le  recueillement  des  suffrages,  jamais 
on  n’aura  de  bätiment  neuf. »  — 

Den  Kantonen  nach  gerechnet ,  waren  mehr  An¬ 
nehmende  als  Verwerfende  ’blos  in  8  von  21  gewesen, 
nämlich  in:  Aargau,  Baden,  Basel,  Luzern,  Oberland, 
Schaffhausen,  Thurgau,  Zürich. 

In  fünf  Kantonen:  Lugano,  Rhätien ,  Uri,  Schwyz 
und  Unterwalden,  überstieg  die  Zahl  der  Verwerfenden 
selbst  das  absolute  Mehr  aller  Stimmfähigen,  nicht 
blos  das  der  Stimmenden  allein. 


Dessenungeachtet  erklärte  am  2.  Juli  1802  dpr  Kleine 
Rath  auf  Antrag  des  Departements  des  Innern  die  Ver¬ 
fassung  als  «  durch  die  grosse  Mehrheit  der  stimmfähigen 
Bürger  angenommenes  Grundgesetz^  des  Staates »  und 
befahl  ihre  demgemässe  Publikation  in  allen  Kantonen  mit 
folgendem  Beschlüsse  (Bull.  VI,  168): 

«Beschluss  vom  2.  Heumonat  1802. 

Oeffentliche  Bekanntmachung  des  von  der  Mehrheit 
der  stimmfähigen  Bürger  in  Helvetien  angenommenen 
Verfassungsentwurfes  vom  25.  May  1802. 

D er  Kleine  Rath  , 

Nach  angehörtem  Berichte  des  Departements  der 
innern  Angelegenheiten  über  das  Resultat  der  einge¬ 
langten  Stimmenverzeichnisse  für  die  Annahme  oder  Ver- 
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werfimg  des  neuen  Verfassimgsentwurfs  und  genauer 
Untersuchung  derselben, 

erklärt : 

Der  Verfassungsentwurf,  welcher  dem  Gutachten  der 
Notabelnversammlung  vom  20.  May  1802  zufolge  und 
nach  der  Vorschrift  des  Vollziehungsbeschlusses  vom  25. 
des  gleichen  Monats  der  Sanktion  des  helvetischen  Volkes 
unterworfen  worden,  ist  von  der  grossen  Mehrheit  aller 
stimmfähigen  Bürger  in  Helvetien  angeuommen  und  hier¬ 
durch  zum  Staatsgrundgesetze  der  helvetischen  Republik 
erhoben  worden. 

Zufolge  dieser  feyerlichen ,  im  Namen  der  Nation 
gegebenen  Erklärung  ihres  souveränen  Willens  (!)  be- 
schliesst  er: 

I.  Die  Annahme  der  helvetischen  Verfassung  soll, 
in  dem  Regierungssitze  der  Republik ,  Samstags ,  den 
3.  Heumonat,  und  in  allen  Cantonen  unverzüglich  öffent¬ 
lich  bekannt  gemacht ,  auch  dass  solches  geschehen  sey 
von  den  B.  B.  Regierungsstatthaltern  dem  Departement 
der  Justiz  und  Polizey  sofort  einberichtet  werden. 

II.  Der  gegenwärtige  Beschluss  soll  der  Hauptur¬ 
kunde  der  Verfassung  angehängt,  von  allen  Mitgliedern 
und  dem  Oberschreiber  des  Kleinen  Rathes  eigenhändig 
unterschrieben  ,  und  mit  dem  bisherigen  grossen  Siegel 
der  Republik  verwahrt  werden.*) 

III.  Die  solcher  Gestalt  beglaubigte  Urkunde  der 
neuen  Verfassung  soll  dem  Senat  in  seiner  ersten  Sitzung 
übergeben  und  in  den  Archiven  desselben  aufbewahrt 
werden. 

Dieser  Beschluss  soll,  so  wie  die  Verfassung  selbst, 
nebst  dem  Rapport  des  Departements  der  Innern  Ange- 

Diess  wurde  nie  ausgefiihrt.  Keine  der  helvetischen  Ver¬ 
fassungen  ist  jemals  urkundenmässig  ausgefertigt  worden. 

A  . 
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legenheiten ,  mit  beygefügtem  Resultat  der  eingelangten 
Stimmenverzeichnisse  jeden  Cantons  in  den  drey  Sprachen 
gedruckt  und  öffentlich  bekannt  gemacht  werden. 

Geschehen  in  Bern  an  dem  gewöhnlichen  Sitzungs¬ 
orte  des  Kleinen  Raths ,  den  zweyten  Heumonat  ein  . 
tausend  achthundert  und  zwey. 

Der  Präsident  und  die  Mitglieder  des  Kl.  Rathes, 
Rüttimann,  Füssli,  Kuhn,  Dolder, 
Rengger,  Schmid,  U.  Glutz. 

Der  Oberschreiber  des  Kleinen  Rathes, 

Mousson. » 

Am  3.  Juli  trat  der  neue  Senat  zusammen,  eröffnet 
durch  den  bisherigen  Landammann  Rengger.  Zum  neuen 
Landammann  wurde  Dolder  gewählt,  durch  den  man  sich 
der  Unterstützung  Frankreichs  zu  versichern  glaubte, 
dem  er  —  ein  zweiter  Ochs  —  unbedingt  ergeben  war. 

Am  7.  Juli  kündigte  derselbe  Namens  des  neuen 
Senats  in  seiner  bekannten,  allzu  pomphaften  Redeweise 
dem  Volke  an,  die  provisorischen  Zustände  Helvetiens 
hätten  nunmehr  aufgehört.  Nicht  die  Hoffnung  auf  end¬ 
liche  Ordnung  blos ,  sondern  das  Bestehen  dieser 
Ordnung  selber  werde  jetzt  verkündet!  (Bull.  VI,  174.) 

Die  Staatssekretärstellen  erhielten: 

Rengger  für  Inneres, 

Kuhn  für  Justiz, 

Gottlieb  Jenner  für  Aeusseres, 

Küster  für  Finanzen, 

Schmid  für  Krieg. 

Stapler  wurde  Gesandter  in  Paris ,  Taglioretti  in 
Mailand  *). 


*)  Der  ausserordentliche  Gesandte  Keding’s  bei  dem  Wiener 
Hofe,  Diessbach,  hatte  dagegen,  wie  bereits  erwähnt,  in  einem  in  hohem 
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Nun  aber  kam,  nachdem  die  Verfassung  formell,  ob¬ 
wohl  auf  Grund  einer  Fiktion,  in  Kraft  getreten,  die  grau¬ 
same  Ironie  des  Geschickes  zu  Tage,  mit  dem  es  jede, 
vorzüglich  die  politische  Heuchelei  aufzudecken  pflegt. 

Die  Grundsünde  der  gesamrnten  Helvetik  war  es 
gewesen,  dass  sie  1798  mittelst  fremder  Truppen  dem 
schweizerischen  Volke  aufgenöthigt  worden  war.  Jetzt 
fiel  sie  durch  den  Abzug  dieser  Truppen,  sozusagen  an 
dem  nämlichen  Tage,  an  dem  das  Volk  zum  Ersten  Male 
über  seine  Konstitution  wirklich  angefragt  worden  war. 
Am  12.  Juli  bereits  traf  der  Befehl  ein  und  vom  20.  Juli 
bis  8.  August  räumten  die  Franzosen  vollständig  die 
Schweiz,  selbst  das  Frickthal,  das  ihr  zur  Disposition 
gestellt  wurde  (7.  August),  einzig  Wallis  nicht. 

So  plötzlich  und  auffallend  rasch  vollzog  der  fran¬ 
zösische  General  Montrichard  diesen  Abmarsch,  dass  an 
einigen  Orten  sogar  Posten  abzulösen  vergessen  wurden*). 


Grade  undiplomatischen  Schreiben  versucht,  seine  Mission  auch  gegen 
den  Willen  der  helvetischen  Eegierung  aufrecht  zu  halten,  uud 
musste  schon  vor  dieser  Zeit  mit  einer  ebenfalls  ziemlich  massiven 
Antwort  des  citoyen  Müller-Fiiedberg,  secretaire  d’Etat,  nebst  seinem 
Legationsrathe  Lentulus  ahberufen  werden. 

Der  Eine  dieser  Diplomaten,  Diessbach,  schliesst  seine  Depesche 
mit  der  sehr  dürren  Redewendung:  „Je  suis  avec  la  consideration 
due  a  votre  emploi  et  a  vos  qualites  personnelles,  le  ministre  helve- 
tique  et  envoye  extraordinaire  pres  la  cour  imperiale  a  Vienne,  Diess- 
hach  de  Carrouge.“ 

Der  Andere  sagt  gar  nur  zum  Schluss:  „J’aurais  desire  une  oc- 
casion  plus  agreahle  pour  vous  assurer  de  ma  consideration  person- 
nelle.  Müller-Friedberg.“ 

Diese  beiden  Musterschreiben  für  diplomatische  Unhöflichkeit 
sind  abgedruckt  im  Journal  helvetique  von  1802,  pag.  403 — 405. 

*)  Dabei  fand  er  übrigens  doch  die  nöthige  Zeit ,  um  ein  Ab¬ 
schiedsgeschenk  von  16,000  Franken  von  der  helvetischen  Regierung 
mitzunehmen,  das  erst  unter  der  Mediation,  am  1.  März  1803,  in  das 
Protokoll  Eingang  gefunden  hat. 
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Zur  grossen  Freude  des  Volks,  zum  eben  so  grossen, 
aber  geheimen  Schreck  der  helvetischen  Regierung,  die 
sich  schmerzlich  bewusst  war,  wie  wenig  sie  nach  all’ 
den  inneren  Umwälzungen  ohne  diese  Hülfe  bedeute,  und 
doch  offen  nicht  die  ^Fortsetzung  der  drückenden  Last 
begehren  durfte.  Es  musste  im  Gegentheil  dem  Volke 
dieser  Abzug  der  Franzosen  am  20.  Juli  offiziell  als  ein 
«  freudiges  Ereigniss  »  angekündigt  werden  (bull.  VI,  183). 

«Nous  avons  dü  promettre’  au  Gouvernement  fran- 
Qais  —  sagt  der  unglückliche  Präsident  des  Vollz.-Raths 
am  Schlüsse  dieser  seiner  neuen  Apostrophe  —  que  la 
paix  ne  serait  pas  troublee  en  Suisse.  Prudence  dans  le 
conseil,  celerite  dans  l’execution,  fermete  qu’aucun  peril 
n’ebranle,  justice  envers  tous,  severite  prompte  contre 
les  fächeux  et  les  perturbateurs  du  repos  public,  telles 
sont,  telles  seront  toujours  les  regles  de  notre  conduite.» 

Er  versuchte  daneben  zwar,  trotz  dieser  scheinbaren 
Zuversicht,  indirektzu  erbitten,  dass  wenigstens  die  in  fran¬ 
zösischen  Diensten  stehenden  helvetischen  Halbbrigaden 
zur  Verfügung  der  helvetischen  Regierung  gestellt  blieben, 
aber  Bonaparte  war  rücksichtslos  genug,  die  Schwäche 
dieser  Regierung ,  die  sich  nicht  vollständig  an  seine 
Weisungen  vom  29.  Mai  1801  gehalten  hatte,  in  vollem 
Maasse  an  das  offene  Tageslicht  zu  bringen. 

Am  24.  Juli  bereits  traten  Aloys  Reding  von  Schwyz, 
Jost  Müller  von  Uri  und  der  helvetische  Regierungs¬ 
statthalter  Xaver  Würsch  von  Unterwalden  in  Gersau 
bei  Landammann  Camenzind  zusammen.  Am  gleichen 
See  und  fast  Angesichts  des  ehrwürdigen  Platzes,  an  den 
sich  die  Erinnerung  an  ebenfalls  drei  Männer  dieser 
Kantone  knüpft,  — aber  um  das  Gegentheil  von  dem 
•  zu  thun,  was  jene  thaten.  — 
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Sie  beschlossen  zu  zerstören,  was  schweizerische 
Eidgenossenschaft  im  Lauf  der  Zeiten  geworden  war, 
durch  Aufstand  und  nöthigenfalls  selbst  durch  Lostrennung 
der  drei  Urkantone. 

Vergeblich  warnte  ein  helvetischer  Kommissär,  Xaver 
Keller  von  Luzern  (der  nachmalige  Schultheiss),  dagegen. 
Als  er  es  unternahm,  die  Munizipalität  von  Schwyz  an 
ihre  Pflicht  zu  ermahnen  und  die  Redlichen  schwankten, 
drangen  eine  Anzahl  bereitgehaltener  Landleute  in  Hirten¬ 
hemden,  mit  Stöcken  bewaffnet,  unter  lautem  Geschrei 
durch  Thüren  und  Fenster  des  Sitzungssaales  und 
vereitelten  jede  Möglichkeit  einer  ruhigen  Berathung.*) 
(30.  Juli.)  Am  1.  August  bereits  konstituirten  sich  Lands¬ 
gemeinden  unter  den  alten  Gesetzen  und  Behörden  in 
Schwyz  und  Unterwalden.  Am  6.  August  vereinigten 
sich  alle  3  Urkantone  zu  Schwyz,  ernannten  einen  ge¬ 
meinsamen  Kriegsrath  und  bewaffneten  den  Landsturm.  — 
Am  13.  erliessen  sie  einen  Aufruf  an  das  Schweizervolk, 
wonach  sie  erklären,  ihre  Bevölkerung  wolle  die  alten 
Freiheiten  und  Institutionen  wieder  erobern  und  hoffe 
dabei  auf  die  Unterstützung  aller  biedern  Eidgenossen.  — 

Glarus  trat  sofort  am  20.  bei.  In  Appenzell-Inner¬ 
rhoden  fand  die  Erste  alte  Landsgemeinde  wieder  am 
30.  statt.  In  Ausserrhoden  und  in  Graubünden  regte 
sich  der  nämliche  Geist  der  Restauration. 

In  Unterwalden  mussten  über  800  Personen  sarnmt 
den  helvetischen  Behörden  entfliehen,  um  ihr  Leben  zu 

Reding  ermangelte  dabei  nach  Rengger’s  Berichte  nicht,  dem 
Volke  den  Glauben  beizubringen,  dass  Bonaparte  auf  ihrer  Seite 
sei  und  den  Abzug  der  Franzosen  als  das  Werk  seiner  eigenen 
Bemühungen  vom  vergangenen  Januar  darzusteJlen.  Dieser  tumul- 
tuarische  Auftritt  heisst  in  der  Geschichte  der  zahlreichen  schwei¬ 
zerischen  Aufstände,  die  oft  volksthümliche  oder  komische  Namen 
tragen,  der  „Hirtenhemdlikrieg.“  — 
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retten,  und  von  allen  Kanzeln  wurde  ein  Befehl  ver¬ 
lesen,  wonach  den  Franzosen,  wenn  sie  etwa  wieder 
kämen,  die  Waffen  abzunehmen  und  sie  zurückzuschicken 
seien,  einrückende  Schweizer  aber  sollen  alle  erwürgt 
werden.  -  So  war  die  Gesinnung  der  damaligen  Zeit. 

Mit  diesen  demokratisch-katholischen  Elementen  der 
Urkantone  verbanden  sich,  wie  es  jederzeit  in  bewegteren 
Perioden  die  politische  Konfiguration  der  Schweiz  mit 
sich  bringen  wird,  die  alten  Aristokraten  der  ehemals 
regierenden  Städte.  Keine  dieser  Parteien,  die  heute 
noch  in  einer  gewissen,  modifizirten  Form  fortbestehen, 
ist  entfernt  stark  genug ,  um  einem  unzersplitterten 
liberalen  Bürgerthum  der  gebildeteren  Kantone  ernstlich 
entgegenzutreten.  —  Selbst  vereinigt  sind  sie  es  nicht, 
so  lange  dieses  Bürgerthum  ruhig,  gemässigt  und  unter 
sich  einig ,  mit  verständigem  Sinne  alles  Tolerirbare 
schonend,  dem  schaffenden  Geiste  nach  aber  stets  ent¬ 
schieden  reformatorisch  zu  Werke  geht.  Wenn  sich  jedoch 
diese  grosse  liberale  Partei  der  Eidgenossenschaft  durch 
Uebertreibungen  seitens  der  vorgeschrittensten  Spitzen 
zersplittert,  oder  wenn  Ungerechtigkeit  gegen  einzelne 
Landestheile ,  verfehlte  Unternehmungen,  oder  sorg¬ 
lose  Finanzverwaltung  das  Vertrauen  in  die  zeitweiligen 
Führer  erschüttern  und  grosse  Bruch theile  in  Missmuth 
von  der  aktiven  Theilnahme  an  der  Politik  entfernt 
halten  —  dann  kommen  jedes  Mal  die  Zeiten,  in  denen 
die  reaktionären  Elemente  der  Schweiz  einen  zeitweiligen 
Sieg  erringen.  — 

Dauernd  und  in  Frieden  kann  die  Eidgenossenschaft 
nur  durch  den  liberalen,  gebildeten,  mässigen,  auf  guten 
Haushalt  und  Anerkennung  jedes  Talentes  bedachten 
grossen  Kern  der  Bevölkerung  regiert  werden,  welcher 
den  agitatorischen  Ausläufern  der  Demokratie,  der  Geist- 
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lichkeit  und  der  etwa  noch  vorhandenen  Aristokratie 
gleichmässig  verhasst  ist,  weil  er  alle  ihre  Prinzipien 
läugnet.  —  Von  dieser  grossen  Partei  lösen  sich  aber 
beständig,  weil  eine  straffe  Disziplin  schon  nicht  in 
ihrem  -Prinzip  liegt  und  weil  sie  die  meisten  geistig 
selbstständigen  und  auf  ihre  Unabhängigkeit  etwas  halten¬ 
den  Menschen  in  ihren  Reihen  zählt,  grosse  Partikeln  ab, 
welche  die  Reihen  der  Gegner  verstärken,  und  zeitweise 
scheint  es,  als  ob  ein  Verhängniss  das  Ohr  des  Volkes 
für  gesunde  Politik  überhaupt  verschliesse.  —  Dann  ist 
es  Zeit  für  die  Koalition  der  sämmtlichen  Gegner,  zur 
momentanen  Herrschaft  zu  gelangen.  —  Sie  werden  das 
Alles  auch  künftig  in  ihrem  politischen  Leben,  wahr¬ 
scheinlich  sogar  in  Kurzem,  zu  beobachten  Anlass  haben. 
Die  Anzeichen  dafür  sind  bereits  vorhanden.  Und  wo 
Etwas  im  Staate  faul  zu  sein  beginnt,  da  sammeln  sich 
von  selbst  die  Raben.  — 

In  der  helvetischen  Zeit  schon  gehörten  dieser  ge¬ 
bildeten  «nationalliberalen»  Partei  alle  besten  Männer, 
wie  Rengger,  Kuhn,  Escher,  Usteri,  Stapler,  Sprecher 
von  Graubünden,  sowie  namentlich  auch  die  hervorragend¬ 
sten  Waadtländer  an,  und  die  Verfassung  vom  25.  Mai 
1802  war  der  letzte  Versuch,  ihr  zur  dauernden  Herr¬ 
schaft  zu  verhelfen.  —  Ihnen  fehlte  aber  damals  wesent¬ 
lich  die  breite  Basis  eines  politisch  etwas  geschulten 
und  erfahrenen  Volkes,  ohne  welche  die  höhere  Bildung 
Einzelner  nur  in  der  Opposition  und  Erziehung 
Etwas  zu  leisten  vermag.  — 

Gegen  sie  erhob  sich  daher  nun  mit  besserem  Er¬ 
folge  als  1799,  die  in  der  schweizerischen  Geschichte 
sehr  wohlbekannte  Koalition  der  alten  Aristokratie  und 
ihrer  Bundesgenossen  in  den  Hirtenhemden.  —  Der 
sogenannte  « englische  Verein  »  organisirte  sich  schon 
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im  Juli  1802  in  Bern.  Mittelst  des  Geldes,  welches  diese 
Partei  theils  selbst  besass  *),  theils  wohl  auch  vom  Aus¬ 
lande  erhielt,  war  es  damals  sehr  leicht,  eine  Anzahl  von 
unzufriedenen  und  brodlosen  Leuten  zu  werben,  welche 
nachmals  unter  den  Oberbefehl  dreier  bernischer  Offiziere, 
Emanuel  von  Wattenwyl,  Albrecht’ Rudolf  v.  Steiger  von 
Bipp  und  Rudolf  Wurstemberger ,  die  sich  als  den  Aus¬ 
schuss  einer  sogenannten  «schweizerischen  Verbrüderung» 
konstituirten ,  gestellt  wurden.  —  Vorläufig  begann  der 
Krieg  durch  die  Vorkehrungen  der  helvetischen  Regie¬ 
rung  gegen  die  aufständischen  Urkantone.  Auf  einen 
beunruhigenden  Bericht  Keller’s  hin  schickte  sie  am 
13.  und  14.  August  das  Meiste,  was  sie  an  Truppen  be¬ 
sass,  das  Bataillon  Vonderweid,  etwelche  reitende  Jäger, 
6  kleine  Feldstücke  und  etliche  Waadtländer  Scharf¬ 
schützen  nach  Luzern.  2  Berner  und  4  Waadtländer 
Kompagnien  blieben  in  Bern  zurück.  Eine  Art  von 
helvetischem  Kanonenboot,  ein  ünicurn  in  unserer  Kriegs¬ 
geschichte,  kreuzte  auf  dem  Vierwaldstättersee,  beschoss 
später  ohne  erhebliche  Wirkung  Stansstaad  und  wurde 
zuletzt  vom  Aufstande  weggenommen  und  mit  grossem 
Jubel  im  Hafen  von  Luzern  verbrannt.  Ein  an  sich  un¬ 
bedeutendes  Gefecht  an  der  Rengg,  (am  Pilatus,)  in  der 
Nacht  vom  27.  auf  den  28.  August,  in  welchem  450  Unter- 
waldner  2  helvetische  Kompagnien  unter  Hauptmann 
Morier  plötzlich  überfielen  und  zersprengten,  eröfinete 
den  Feldzug  und  erhöhte  sofort  den  Muth  der  Auf¬ 
ständischen  und  ihrer  Freunde  allenthalben.  Die  helvetische 

Bei  der  im  folgenden  Jahre  vorgenommenen  Liquidation 
der  Heivetik  erklärt  die  Gemeindekammer  von  Bern  selber,  900,000 
Franken  öffentliche  Gelder  für  den  Aufstand  verwendet  zu  haben, 
welche  nebst  Mehrerem  aus  den  ehemaligen  bernischen  Schätzen  und 
Obligationen  gerettet  worden  waren  und  eigentlich  der  Heivetik 
gehört  hätten,  die  jetzt  damit  gestürzt  wurde. 
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Regierung  war  in  allen  ihren  Vornahmen  uneinig  und 
kläglich.  Bei  ihrem  zeitweiligen  Haupte,  Dolder,  waltete 
bedeutender  Verdacht  oh,  dass  er,  seinem  System  ge¬ 
treu,  unter  dem  Vorwände  der  Vermittlung  und  Mässigung 
mit  Allem  Fühlung  zu  behalten  strebe,  was  möglicher¬ 
weise  den  Erfolg  auf  seiner  Seite  haben  könnte  und  den 
Leitern  der  reaktionären  Comite’s  in  Bern  persönlich 
nahe  stehe.  Der  helvetische  General  Andermatt  von  Zug 
vollends  schloss  am  7.  September  mit  den  3  Urkantonen, 
wie  mit  einer  förmlichen  kriegführenden  Macht,  einen 
Waffenstillstand  und  beschoss  statt  dessen  die  Stadt 
Zürich,  die  sich  seltsamer  Weise  ohne  rechten  Grund 
auch  der  helvetischen  Autorität  entzog,  zwei  Tage  lang, 
am  10.  und  11,  September,  mit  (glühenden  Kugeln.  Er 
konnte  aber  damit  weder  Oeffnung  der  Thore  er¬ 
zwingen  ,  noch  tödteten  seine  vielen  Schüsse  mehr  als 
einen  einzigen  Einwohner  und  zwar  nicht  einmal  einen 
Soldaten,  sondern  einen  Pfarrer,  Diakon  Schulthess.  Am 
16.  musste  er  ohne  weiteren  Erfolg  seiner  Kriegführung 
nach  Baden  abziehen.  —  Der  ganze  damit  beginnende 
Bürgerkrieg  von  1802  würde  überhaupt,  wenn  er  nicht 
so  unendlich  traurig  wäre,  fast  lächerlich  erscheinen, 
namentlich  nach  der  Seite  der  helvetischen  Regierung 
betrachtet,  die  weder  Energie,  noch  taugliche  Offiziere, 
und  am  allerwenigsten  Geld  besass,  alles  Dinge,  die  bei 
einer  Anwendung  von  Waffengewalt  schwer  entbehrlich 
sind.  Ein  Schwyzer,  Dr.  Zay,  sagte  darüber  nachmals 
in  der  Zeit  der  Pariser  Konsulte,  als  die  Feinde*  von 
1802  sich  wieder  friedlich  zusammenfanden,  sehr  plastisch: 
«Nie  ist  ein  bettelhafterer  Krieg  geführt  worden.  Wir 
Länder  hatten  niemals  mehr  als  4  Louis  d’or  baar  in 
unserer  Kriegskasse,  die  helvetische  Regierung  aber  hatte 
nicht  einmal  für  so  viel  Kredit.»  — 
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Die  eigentliche  Entscheidung  kam  aus  dem  deutschen 
Stammlande  der  Helvetik,  dem  Aargau  selber.  — 

Ein  Herr  Rudolf  Ludwig  v.  Erlach,  « ein  Mann  ohne 
Kredit  und  Ansehen  in  Bern»,  wie  ihn  Dolder  bezeichnet, 
damals  allgemein  bekannt  unter  dem  Scherznamen  Hudi- 
bras  *),  welchen  der  Berner  Ausschuss  dorthin  abgesandt 
hatte ,  und  ein  Herr  Ludwig  v.  May  von  Schöftland 
brachten  einen  regellosen  Haufen  Landvolk  unter  den 
Augen  des  helvetischen  Generals  zusammen  und  eroberten 
ohne  Anstrengung,  noch  Blutvergiessen  nach  einander 
die  dortigen  Städte  Baden,  Brugg,  Lenzburg  und  end¬ 
lich  sogar  Aarau.  In  Aarau,  da  wo  am  12.  April  1798 
die  helvetische  Republik  erstanden  war,  erliess  dieser 
Hudibras  in  seiner  Eigenschaft  als  «General  der  bernischen 
Truppen»  am  15.  September  1802  eine  förmliche  Pro¬ 
klamation  an  das  helvetische  Volk  (Helvetia  I,  37),  worin 
er  in  einem  ebenso  abenteuerlichen  Style,  wie  sein  ganzes 
Unternehmen  es  war,  im  "Wesentlichen  sagt,  «der  Zeiten 
dicker  Vorhang  sei  jetzt  zerrissen»  und  der  Tag  ge¬ 
kommen,  an  dem  eine  alte  väterliche  Obrigkeit  auch  im 
Aargau  wieder  die  ehemalige  Ordnung  der  Dinge  ein¬ 
führen  werde,  welche  «wir  so  oft,  so  innigst  beweinten 
und  uns  nach  selbiger  zurücksehnten.»  Wie  dieser  General 
seinerseits  mit  seiner  zweifelhaften  Armee  eher  an  ein 
Melodrama,  als  an  etwas  Ernsteres  erinnert,  so  sind  die 
Zustände  in  der  Hauptstadt  der  Helvetik  und  in  der 
Mitte  der  Regierung  selber  fast  noch  unverständlicher,  — 
eine  wahre  Komödie. 

Am  12.  September  schlug  der  Minister  des  Aus¬ 
wärtigen,  der  Berner  Jenner,  im  Vollziehungsrath  vor. 

Er  war  auch  ebensowohl  bei  esprit,  als  General,  wie  s.  Z. 
Weiss,  und  hatte  u.  A.  früher  in  einem  „code  de  bonheur“  seine  philoso¬ 
phischen  Ansichten  zum  Nutzen  der  Menschheit  entwickelt. 
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einen  Diktator  zu  ernennen,  wozu  offenbar  Dolder  aus¬ 
ersehen  war.  Bevor  derselbe  aber  Zeit  hatte ,  von 
dieser  Würde  wirklich  Besitz  zu  ergreifen,  begeben  sich 
am  14.  September  Morgens  5  Uhr  einige  beliebige  Berner 
Aristokraten,  auf  Anstiften  eines  gewissen  Tribolet ,  der 
damals  eine  Rolle  in  diesen  letzten  Verschwörungen 
spielte,  in  seine  Wohnung,  lassen  ihn  eine  Entsagungs¬ 
akte  im  Namen  des  Vollziehungsraths  unterschreiben  und 
entführen  ihn  ganz  ruhig  aus  der  Hauptstadt  nach  dem 
Schlosse  Jegistorf,  wo  er  eine  höchst  angenehme  G-e- 
fangenschaft  von  zwei  Tagen  verlebte.  Bis  zuletzt  Ver- 
ninac  befahl,  ihn  wieder  zurückzubefördern  und  er  am 
16.  —  wie  es  heisst,  weinend  —  wieder  im  Vollziehungs- 
rathe  erschien.  —  Die  helvetischen  Behörden  hatten 
inzwischen  an  seine  Stelle  sogar  den  offenen  Leiter 
des  Aufstandes  selbst,  Emanuel  v.  Wattenwyl,  zum  Land¬ 
ammann  ernannt,  der  diese  Ernennung  jedoch  nicht  ein¬ 
mal  annahm ,  worauf  die  alten  Behörden  wieder  ruhig 
fortregierten. 

Nie  hat  eine  Regierung  kläglicher  geendet,  als  diese 
letzte  helvetische  in  dem  regellosen  Aufstand  vom  Sep¬ 
tember  1802.  Der  Erste  Konsul  in  Frankreich ,  an  den 
sie  sich  am  20-.  September  flehentlich  um  Hülfe  wandte,  fand 
seine  rechte  Zeit  noch  nicht  gekommen  und  liess  sie 
vergeblich  bitten.  Der  «  General »  Andermatt  wurde  allent¬ 
halben,  wo  er  sich  zeigte,  selbst  von  Weibern  und  Kin¬ 
dern,  mit  Spottliedern  über  sein  sonderbares  Bombarde¬ 
ment  von  Zürich  verfolgt  und  hatte ,  da  wo  er  Energie 
hätte  zeigen  können,  keinen  Muth,  den  aargauischen  Auf¬ 
stand  anzufassen.  Erlach  rückte  vielmehr  ganz  unge¬ 
hindert  weiter  nach  Solothurn  und  schickte  von  dort 
einen  Herrn  Rudolf  von  Effinger  mit  blos  250  Mann, 
meistens  Bauern,  —  die  mit  Stöcken,  oder  auch  gar  nicht 
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bewaffnet  waren,  —  gegen  Bern  vor,  dem  er  dann  mit 
seiner  ganz  gleichartigen  Hauptmacht  folgte,  wovon  dieser 
ganze  Feldzug  in  der  Geschichte  den  ruhmvollen  Namen 
« Stecklikrieg »  trägt.  Aus  vier  Mann  und  zwei  Drei- 
pfündern  bestand  die  Artillerie ,  die  mit  der  Ersten 
Kolonne  zur  Belagerung  der  festesten  Stadt  der  Schweiz 
ausrückte.  Dieselbe  genügte  aber  für  diesen  Zweck.  Als 
Effinger  auf  dem  Breitfelde  vor  Bern  anlangte,  zogen 
sich  die  helvetischen  Truppen  eiligst  vor  ihm  zurück, 
und  ein  «Husarenoberst»,  Dolder  mit  Namen,  ein  Neffe 
des  Prätendenten  auf  die  Diktatur,  kam  ihm  sogar  so¬ 
gleich  entgegen,  mit  dem  Begehren  um  Vorschläge.  Effinger 
ritt  selbst  mit  ihm  in  die  Stadt ,  zum  Theil  sogar  mit 
unverbundenen  Augen,  und  hörte  daselbst  in  einem  Neben¬ 
zimmer  des  Senats  mit  eigenen  Ohren  an ,  wie  bereits 
von  Kapitulation  gesprochen  wurde.  Dennoch  wurde  die¬ 
selbe  am  Ende  noch  abgelehnt  und  eine  kleine  Beschies- 
sung  von  Bern  mit  den  Geschützen,  die  am  Stalden  auf¬ 
gestellt  waren ,  musste  in  Scene  gehen.  Eben  als  den 
Belagerern  die  Munition  ausging,  steckte  die  helvetische 
Regierung  die  weisse  Fahne  am  Münster  auf  und  am 
18.  September  Abends  8  Uhr  ward  das  feste  Bern  dieser 
erbärmlichen  Armee  mittelst  einer  Konvention  zwischen 
S.  Gaudard,  Oberbefehlshaber  der  helvetischen  Truppen, 
und  Emanuel  v.  Wattenwyl  übergeben,  die  man  heute  noch 
nur  mit  Unwillen  lesen  kann.  (Abgedr.  in  Helvetia  I,  54.) 

Sie  lautet: 

«Convention. 

Der  Commandant  der  helvetischen  Kriegsmacht  zu 
Bern ,  um  grösseres  Blutvergiessen  zu  vermeiden  und 
vornehmlich  in  der  Absicht,  der  Bürgerschaft  und  Stadt 
zu  schonen,  einerseits,  und 'Emanuel  von  Wattenwyl  im 
Namen  des  Kriegsraths  derjenigen  Truppen,  welche  Bern 
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belagerten,  anderseits,  sind  über  folgende  Artikel  überein¬ 
gekommen  : 

1.  Es  soll  von  dem  Augenblick  an ,  da  die  gegen¬ 
wärtige  Convention  unterzeichnet  seyn  wird ,  zwischen 
den  helvetischen  Truppen  zu  Bern  und  denen ,  welche 
diese  Stadt  belagert  haben ,  ein  Waffenstillstand  ge¬ 
schlossen  seyn. 

2.  Vierundzwanzig  Stunden  nach  der  Unterzeich¬ 
nung  werden  die  helvetischen  Truppen  den  Platz  räumen. 

3.  Die  Chefs  der  Armee  gegen  Bern  machen  sich 
verbindlich ,  von  den  Munizipalbeamten  die  benöthigten 
Kutschen ,  Wagen  und  Pferde  und  alle  Erleichterungs¬ 
mittel  für  den  Abzug  der  Regierung,  ihrer  Angestellten, 
deren  Familien  und  Eigenthum  aller  Art  zu  erhalten,  so 
wie  für  den  Transport  von  20  Stück  schweren  Geschützes, 
des  Pulvers  und  der  Munition,  welche  dazu  erforderlich 
ist;  endlich  des  Eigenthums  aller  Art,  welches  der  Re¬ 
gierung  gehört.  Die  Archive  ,  das  Gepäcke  und  andere 
Papiere,  welche  nicht  würden  transportirt  werden  können, 
sollen  respektirt  werden  ,  und  unter  der  Garantie  der 
Stipulanten  bleiben.  Die  kranken  und  verwundeten  Sol¬ 
daten  in  den  Spitälern  wird  man  unterhalten,  besorgen 
und  an  ihre  Corps  zurückschicken. 

4.  Die  Chefs  der  Truppen  gegen  Bern  garantiren 
der  Regierung  freien  Abzug  bis  an  die  Grenzen  der  Kan¬ 
tone  Waadt  und  Freyburg. 

5.  Wenn  einige  Mitglieder  der  Regierung ,  oder 
einige  Angestellte  nicht  zugleich  mit  der  Regierung  ab- 
ziehen  könnten ,  so  wird  man  ihnen  Reisepässe  geben, 
um  in  aller  Freiheit  zu  folgen;  wären  sie  im  Fall,  ihre 
Familien  oder  ihr  Eigenthum  zurück  zu  lassen,  so  wird 
man  selbige  respektiren. 
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6.  Die  Minister  der  fremden  Mächte  bei  der  hel¬ 
vetischen  Republik  ,  ihr  Gefolge,  ihr  Eigenthum,  was  es 
nur  sey  ,  bleiben  unter  der  Garantie  des  Völkerrechts, 
die  Chefs  der  Truppen  gegen  Bern  werden  ihren  Cha¬ 
rakter  respektiren  und  versprechen,  ihnen  zu  jeder  Zeit 
die  Erleichterungsrnittel  zu  verschaffen,  sich  hinzuhegeben, 
Vv^o  sie  es  für  zuträglich  finden  werden. 

7.  Der  General  Andermatt  und  die  unter  seinen 
Befehlen  stehenden  Truppen  sind  in  die  gegenwärtige 
Convention  mit  eingeschlossen  und  können  mit  Waffen, 
Bagage  und  Artillerie  der  helvetischen  Regierung,  wenn 
sie  von  Bern  abzieht,  ohne  beunruhigt  zu  werden,  fol¬ 
gen.  Die  benöthigten  Lebensmittel ,  Fourage ,  Pferde 
und  Wagen  wird  man  ihnen  verabfolgen  lassen.  Auch 
sollen  unverweilt  Couriere  an  den  General  und  an  die 
Detaschements  abgeschickt  werden ,  um  ihnen  von  der 
gegenwärtigen  Convention  Kenntniss  zu  geben.  Alle  hel¬ 
vetische  Truppen  werden  die  kürzesten  Wege  brauchen 
und  täglich  wenigstens  fünf  hiesige  Stunden  machen. 

8.  Die  übrigen  Truppen  der  helvetischen  Regierung 
sind  ohne  Ausnahme  in  die  gegenwärtige  Convention  mit 
eingeschlossen. 

9.  Bis  die  besagten  Detaschements  wirklich  zu- 
sammengestossen  sind,  werden  die  gegen  die  helvetische 
Regierung  ausgezogenen  Truppen  das  Gebiet  der  Kan¬ 
tone  Waadt  und  Ereyburg  nicht  betreten,  und  es  dürfen 
weder  von  dem  einen,  noch  von  dem  andern  Theile  Feind¬ 
seligkeiten  begangen  werden. 

10.  Zur  Sicherheit  gegenwärtiger  Convention  wird 
man  gegenseitig  zwei  Offiziere  von  gleichem  Grade  geben, 
welche  über  die  Vollziehung  aller  dieser  Artikel  wachen 
sollen. 
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11.  Die  zweifelhaften  Artikel  sollen  nöthigenfalls 
durch  Commissäre  von  beiden  Theilen  znin  Yortheil  der 
Belagerten  berichtigt  werden. 

So  geschehen  in  Bern  den  18.  Herbstmonat  1802, 
Abends  um  8  Uhr. 

S.  Gaudard, 

Oberbefehlshaber  der  helvetischen  Truppen. 

Emanuel  v.  Wattenwyl.  » 

Vor  der  alten  Nydeckbrücke,  am  Abhange  des  Aar- 
gauerstaldens ,  steht  noch  dermalen  der  verwitternde 
Denkstein  eines  jungen  Herrn  v.  Werdt  von  Toffen,  der 
hier  in  diesem  Kriege  auf  Seite  der  Belagerer,  nebst  vier 
Andern,  —  darunter  einem  Zuschauer,  —  wie  die  Inschrift 
behauptet,  «für  die  Befreiung  der  Stadt  Bern»  gefallen 
war.  Die  belagerte  Begierung  in  der  Stadt  hatte ,  so 
weit  Nachrichten  reichen,  ausser  dem  Muthe,  gar  nichts 
verloren.  — 

Am  18.  bereits,  vor  der  Kapitulation,  hatte  der  Voll¬ 
ziehungsrath  beschlossen,  den  Regierungssitz  nach  Lau¬ 
sanne  zu  verlegen,  und  am  19.  zogen  die  helvetischen 
Behörden,  unter  dem  Schutze  ihrer  Besieger  dahin  ab. 

Die  helvetische  Gesetzessammlung  zeigt  vom  10.  Sep¬ 
tember  bis  zum  22.  eine  vielsagende  Lücke.  — 

Am  22.  folgt  dann  zunächst  das  berühmte  Dekret 
über  Abschaffung  aller  Zehnten  und  Grundlasten  im  Waadt¬ 
land,  womit  der  Regierung  dort  eine  gute  Aufnahme  be¬ 
reitet  werden  sollte  (Bull.  VI,  265),  und  sodann  am  23. 
wieder  eine  Dolder’sche  Proklamation  an  das  helveti¬ 
sche  Volk,  die  wohl  heute  kein  Mensch  mehr  anzuhören 
Lust  hat.  Erst  nachträglich  werden  dann  in  der  Gesetzes¬ 
sammlung  die  zwei  sonderbaren  Dekrete  vom  15.  und 
16.  eingereiht,  —  die  Ernennung  WattenwyPs  zum  Land- 
animann  und  Monod’s  und  d’Eglise’s  zu  Statthaltern  und 
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die  umgekehrte  Wiederinstallation  von  Dolder,  Eüttimann 
und  Füssli  nach  der  Rückkehr  des  entführten  Staats¬ 
hauptes. 

Am  20.  zog  Erlach  selbst  unter  den  Klängen  des 
alten  Bernermarsches  feierlich  in  die  mit  den  alten 
Standesfarben  geschmückte,  verlassene  helvetische  Haupt¬ 
stadt  ein.  Die  helvetische  Regierung  dagegen  erreichte 
am  gleichen  Abende  Lausanne.  Der  dortige  Einzug  glich 
einem  Leichenbegängniss.  Die  Strassen  waren  öde,  finster 
und  ganz  still.  Ein  Privathaus ,  damals  Steiner ,  heute 
der  Cercle  Beausejour,  an  der  Strasse  nach  Ouchy,  nahm 
diese  flüchtige  Regierung  auf,  die  noch  aus  20  Senatoren, 
4  Oberrichtern ,  dem  Vollz.  -  Rath  und  den  Staatssekre¬ 
tären  bestand*).  Einzig  der  Staatssekretär  der  Finanzen 
hatte  seine  Stellung ,  als  eine  fortan  ganz  überflüssige, 
derelinquirt. 

Faktisch  befand  sich  die  Regierung  fortan  in  den 
Händen  des  lemanischen  Präfekten  H.  Monod,  der  auch 
alle  Künste  der  Rede  versuchte,  um  den  Geist  der  Hel- 
vetik  wenigstens  in  diesem  Theile  der  Schweiz  noch  zu 
beleben,  und  dessen  Proklamationen  einen  hervorragen¬ 
den  Theil  der  noch  folgenden  Helvetischen  Gesetzes¬ 
sammlung  ausmachen.  (Bull.  VI,  273  u.  ff.) 


Von  diesen  Septembertagen  1802  an  besitzt  die  Eid¬ 
genossenschaft  nun  eine  Zeit  lang  drei  Regierungen.  Die 

Auf  der  schönen  Terrasse  des  dortigen  Gartens  steht  heute 
noch  eine  gewaltige  einsame  Cypresse,  die  da-mals  als  junges  Bäum¬ 
chen  diese  flüchtige  Regierung  sah.  Denn  sie  soll ,  zur  Erinnerung 
an  Napoleons  Aufenthalt  daselbst ,  im  Jahre  1800  gepflanzt  worden 
sein.  Jetzt  bald  das  einzige  Lebendige  noch  aus  jenen  Tagen  und 
ein  passendes  Symbol  derselben. 
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helvetische  in  Lausanne,  die  sogenannte  «Standes- 
cominission »,  die  sich  am  21.  "'September  in  Bern 
aus  10  Mitgliedern  der  alten  «Räth  und  Burger»  mit 
Zuzug  von  zwei  Stadtbürgern  und  je  eines  Mitgliedes 
aus  Aargau  und  Oberland  bildete,  und  die  Tagsatzung 
in  Schwyz,  bestehend  anfänglich  blos  aus  Abgeordneten 
der  fünf  Kantone  Uri,  Schwyz,  Unterwalden,  Glarus  und 
-Zug,  nachgeh ends  aber  aus  solchen  des  grösseren  Theiles 
der  Schweiz. 

Alle  drei  gerirten  sich  mehr  oder  weniger  als  Ver¬ 
treter  der  ganzen  Eidgenossenschaft,  erliessen  Prokla¬ 
mationen  an  das  Publikum  und  suchten  vornehmlich  mit 
Bonaparte  in  Verbindung  zu  treten  und  seine  Anerkennung 
zu  finden.  Die  Protokolle  von  allen  ruhen  jetzt  höchst 
einträchtig  neben  einander  im  helvetischen  Archive  und 
werden  s.  Z.  auch  gemeinsam  die  Eidgenössische  Akten¬ 
sammlung  aus  dieser  Zeit  darstellen  müssen. 

Den  stärksten  Anspruch  auf  eine  Volksvertretung 
der  Eidgenossenschaft  hatte  die  Tagsatzung  in  Schwyz, 
wo  sich  in  Folge  der  jämmerlichen  Flucht  der  Helvetik 
nach  und  nach  11  Kantone  durch  ihre  Repräsentanten 
zusammenfanden:  Zürich,  Bern,  Uri,  Schwyz,  Unter¬ 
walden,  Glarus,.  Zug,  Solothurn,  Basel,  Schaff¬ 
hausen  und  Appenzell. 

Dazu  kamen  noch  Abgeordnete  von  Graubünden, 
der  Stadt  St.  Gallen,  Landschaft  St.  Gallen,  Lu¬ 
zern,  Baden,  Thurgau  und  Rheinthal. 

Zeitweise  waren  durch  Deputationen  auch  noch  an¬ 
dere  Landestheile,  so  z.  B.  die  ehemaligen  Herrschaften 
Rapperswyl,  Sargans,  Werdenberg,  Sax^  in  Schwyz  ver¬ 
treten  und  nahmen  am  Kriege  gegen  die  Helvetik  Theil. 
Prot.  pag.  25,  30,  90  u.  102. 
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Am  27.  September  wurde  diese  Erste  restaurirte 
Tagsatzuug  der  Eidgenossenschaft  auf  dem  freien  Platz 
vor  dem  Rathhause  in  Schwyz  unter  Kanonendonner^ 
mit  einer  Ansprache  Redings  eröffnet.  — 

Die  Tagsatzung  in  Schwyz  und  die  Standeskommis¬ 
sion  von  Bern  im  Herbst  1802  sind  die  anschaulichsten 
Aeusserungen  der  beiden  Hauptrichtungen  des  konser¬ 
vativen  Geistes  in 'der  Schweiz,  wie  sie,  etwas  modifizirt 
zwar,  aber  doch  auf  den  nämlichen  Fundamenten,  auch 
noch  heute  bestehen  und  sich  noch  immer  von  Zeit  zu  Zeit 
zur  Bekämpfung  der  liberalen  Anschauungen  mit  einander 
verbünden  —  des  patrizischen  und  des  kantonalen, 
oder,  wie  er  sich  jetzt  lieber  nennt,  föderalen.*) 

Politisch  interessanter,  nicht  allein  für  bernische 
Staatsbürger,  wenn  auch  nicht  so  wichtig  als  Aktenstück 
der  allgemeinen  Eidg.  Verfassungsgeschichte ,  ist  das 
Protokoll  der  sogenannten  Berner  Standeskom-^ 
mission  vom  21.  September  bis  4.  Oktober  1802**), 

*)  Diese  letztere  Bezeichnung  ist  nicht  ganz  genau.  Eine  bun¬ 
desstaatliche  (föderale)  Einrichtung,  im  Gegensätze  zum  Einheitsstaat, 
und  eine  sogenannte  gemischte  Souveränität  liegt  noch  in  den  heutigen 
Anschauungen  des  weitaus  grössten  Theils  auch  der  liberalen  Politiker.. 
Es  kommt  mehr  auf  das  Gewicht  an,  das  entweder  auf  die  Souve¬ 
ränität  des  Bundes,  oder  auf  die  der  Kantone  gelegt  wird,  und  die 
richtigere  Parteibezeichnung  wäre  daher  eher  Föderalisten  und  Can- 
tonalisten,  wie  auch  s.  Z.  bei  Erstellung  der  jetzigen  amerikanischen 
Verfassung  die  Freunde  grösserer  Einheit  „Föderalisten“" 
hiessen.  Der  scharfe  Parteigegensatz  entsteht  erst,  wenn  einmal 
wirkliche  Unitarier  als  politische  Partei  wieder  auftreten,  was  noch, 
nicht  der  Fall  ist,  aber  wohl  als  letzte  Frucht  der  gegenwärtig  be¬ 
ginnenden  Reaktion  gegen  die  fortschrittlichen  Versuche  von  1872 
und  1874  von  der  Zukunft  zu  erwarten  steht,  sofern  die  Verständigen 
aller  Parteien  sich  nicht  zuvor  besinnen. 

Das  Protokoll  selbst  geht  bis  zum  22.  Oktober  und  enthält, 
sogar  noch  einen  Nachtrag  vom  Jahre  1808.  Am  5.  Oktober  erschien 
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weil  es  wie  wenige  Dokumente  unserer  schweizerischen 
Geschichte  anschaulich  macht,  wie  leicht  die  Menschen 
geneigt  sind,  wo  es  sich  um  ihren  persönlichen  Vorth  eil 
handelt,  jede  Wendung  der  politischen  Geschicke  als  einen 
Wink  des  Schicksals  zu  betrachten,  dazu  angethan ,  um 
nicht  allein  die  deutlichsten  Lehren  der  Geschichte,  son¬ 
dern  auch  ihre  eigenen  kaum  gefassten  Entschlüsse  zu 
vergessen. 

Es  ist  Ihrer  Erinnerung  nicht  entgangen  und  muss 
hier  nun  noch  speziell  wiederholt  werden,  dass  die  alte 
aristokratische  Regierung  von  Bern  nicht  im  Grauholz 
und  bei  Fraubrunnen ,  noch  weniger  bei  Neuenegg,  im 
Kampfe  gegen  die  Franzosen  gefallen  war,  sondern  sich 
bereits  erheblich  vorher,  gänzlich  ungezwungen  und 
durch  eigene  Entschliessung,  rechtlich  und  faktisch  auf¬ 
gelöst  hatte* *).  Der  Abfall  der  waadtländischen  Unter- 
thanen,  der  sich  am  24.  Januar  1798  unter  dem  Schutze 
Frankreichs  vollzog,  hatte  die  Regierung  mit  Furcht  für 
den  Fortbestand  ihrer  Herrschaft  auch  in  den  deutschen 
Gebieten  erfüllt.  Sie  wagte  es  daher  nicht ,  diese  Re¬ 
bellen  anzugreifen,  oder  auch  nur  weiter  an  ihre  Pflicht 
zu  ermahnen.  Es  wurde  keine  Proklamation  an  die  Waadt¬ 
länder  nach  dem  24.  Januar  mehr  erlassen,  noch  weniger 
etwa  eine  Kriegserklärung  an  Frankreich,  das  diesen 
Theil  seines  Gebiets  widerrechtlich  besetzte.  Gegentheils 
zog  die  Bernische  Regierung  nach  dem  kurzen  und 
beinahe  komischen  Auftreten  des  Obersten  v.  Weiss 

aber  der  General  Kapp  in  Bern  nnd  von  da  ab  verschwindet  mit 
den  hochgehenden  [Hoffnungen  auch  der  eigentliche  interessante 
Charakter  dieses  merkwürdigen  Aktenstückes. 

*)  Die  Quelle  zu  dem  Folgenden  ist  wesentlich  das  letzte  «ge¬ 
heime  Rathsmanual“  der  alten  Regierung  im  Bernischen  Staats¬ 
archiv,  das  am  14.  Dezember  1797  beginnt  und  mit  einer  Notiz  vom 
5.  März  1798  endet.  Vide  bes.  von  pag.  93  ab. 
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Alles,  was  sie  an  Truppen  besass,  aus  dem  waadt- 
ländischen  Gebiete  sorgfältig  zurück*)  und  liess  den 
Dingen  daselbst  ihren  Lauf;  ja  einzelne  dort  begüterte 
Angehörige  der  Bernischen  Aristokratie  gingen  sogar 
förmlich  und  ungestraft  zu  dem  neuen  waadtländischen 
Staatsbürgerrechte  über**).  Es  erscheint  unzweifelhaft 
und  geht  auch,  wie  noch  gezeigt  werden  wird,  aus  dem 
Rathsmanual  vom  3.  Februar  1798  deutlich  hervor,  dass 


Scliultlieiss  V.  Fischer ,  ein  in  solchen  Dingen  sehr  unver¬ 
dächtiger  Zeuge,  sagt  hierüber  Folgendes  (Rückblicke  p.  106): 

„In  den  wenigen  von  Weiss  eingegangenen  Berichten  erwähnt 
er  der  Schwierigkeiten  der  Jahreszeit,  der  Yerproviantirung  (für  von 
ihm  aufgebotene  drei-  bis  vierhundert  Mann!).  Am  16.  Jänner  schreibt 
er  aus  Lausanne:  „Fatigue  jusqu’ä  la  mort,“  „Dem  developpement 
ruhig  Zusehen,  nicht  wollen  brechen,  wo  noch  einige  Biegung  helfen 
kann  —  dieses  Land  selbst  nach  und  nach  zu  bessern  Gresinnungen 
zu  bringen  trachten,  in  Paris  thun  was  möglich  ist,  Zeit  gewinnen 
und  zuletzt  leiden,  was  man  nicht  hindern  kann,  scheinen  mir  leider 
die  einzigen  wahren  Hülfsmittel  zu  sein ,  wozu  noch  der  wahrste 
Trost  sich  beifügen  wird,  nämlich  die  üeberzeugung ,  dass  Euer 
Gnaden  Regierung  ein  besseres  Schicksal  verdient  hätte.“ 

Nach  einer  wegen  versäumter  Besetzung  von  Chillon  und  Coppet 
ihm,  sowie  auch  der  Standeskommission  zugekommenen  Missbilligung 
vom  16.  berichtet  er  unterm  22.  Jänner  über  seinen  Militärplan : 
„Er  gedenke  seine  Hauptmacht  von  Milden  nach  Lausanne  aufzu¬ 
stellen  und  von  dort  aus  drei  Rayons  gegen  Coppet ,  Bex  und  Orbe 
auszusenden;  es  pressire  ja  nicht,  seien  die  Franzosen  im  Land,  so 
könne  man  sie  wieder  hinausjagen;  er  arbeite  an  einer  Proklamation; 
Oberst  L.  von  YTattenwyl  habe  er  zu  seinem  Chef  d’Etat-major  er¬ 
nannt.  Für  zwei  oder  drei  andre  von  ihm  angestellte  Offiziers  for¬ 
dert  er  höhere  Grade.  „Ecrit  sous  dictee“,  „weil  er  unwohl  im  Bette 
sei.“  Zwei  Tage  nachher  war  das  Land  verloren.“  Die  erwähnte 
Proklamation  (vom  23.  Januar),  ein  sehr  seltsames  Werk,  sagt  unter 
Anderem:  „Lasset  uns  in’s  Feld  ziehen,  nicht  um  uns  zu  schlagen, 
sondern  damit  man  sich  nicht  schlage.  Wir  haben  einen  Hausstreit. 
Lasset  uns  das  den  Franken  antworten,  dass  sie  sich  nicht  darein 
zu  mischen  haben,  und  dass  wir  uns  wohl  ohne  sie  mit  einander 
verständigen  werden.“  ■ — 

*^)  Yide  die  Beilagen  zu  dieser  Seite. 
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man  entschlossen  war,  die  Besetzung  des  Waadtlandes 
nicht  als  Kriegsfall  zu  betrachten ,  ja  vielleicht  sich 
gänzlich  dabei  zu  beruhigen,  soferne  nur  der  übrige 
Territorialbesitz  erhalten  blieb.  Hiezu  erschien  es  nun 
nothwendig ,  mit  der  allmälig  auf  gänzlich  faktischem 
Wege  aus  demokratischen  Ursprüngen  herausgebildeten, 
seit  dem  17.  Jahrhundert  aber  namentlich  ganz  starr 
gewordenen  aristokratischen  Verfassung  zu  brechen,  und 
es  war  die  legitime  Regierung  selbst,  welche  lange 
vor  dem  5.  März,  ohne  dass  ein  feindlicher  Soldat 
im  eigentlich  bernischen  Lande  stand  und  ohne  irgend 
eine  sonstige  äussere  direkte  Veranlassung,  ausser  eben 
den  allgemeinen  Zeitverhältnissen ,  dazu  die  Initiative 
ergriff.  Sie  bediente  sich  hiebei  einer  alten ,  aber  seit 
dem  Jahre  1610  gänzlich  vernachlässigten  politischen 
Gewohnheit  aus  besseren  Tagen,  die  erst  in  unserer  Zeit 
(1869)  wieder  bernisches  Staatsrecht  geworden  ist,  wo¬ 
nach  in  wichtigen  Angelegenheiten  die  Meinung  des  Vol¬ 
kes,  ja  sogar  mitunter  der  eigentlichen  Unterthanen  ein¬ 
geholt  wurde*).  Auf  den  1.  Februar  1798  wurden  dem- 

*)  Die  Erste  urkundlich  bekauiite  dieser  Anfragen  datirt  von 
1449,  betreffend  Einführung  einer  Kopfsteuer  zur  Tilgung  von  Kriegs¬ 
schulden.  Die  Burgunderkriege,  die  Reformation,  die  Eroberung, des 
Waadtlandes  sind  beispielsweise  Resultate  dieses  älteren  Bernischen 
Referendums.  Die  Stimmgebung  geschah  zeitweise  in  verschiedener 
Eorm:  mitunter  so,  dass  Abgeordnete  von  Städten  und  Ländern  zur 
Mitberathung  nach  Bern  ein  berufen  wurden,  oder  dass  Rathsboten, 
in  die  Landschaft  gesandt  wurden  und  dort  Volksgemeinden  hielten,, 
oder  auch  indem  die  Städte  und  Landschaften  einfach  zu  Einsendung; 
ihrer  Meinung  über  eine  bestimmte  Vorlage  aufgefordert  wurden. 
Die  Stimm fähigkeit  war  ebenfalls  nicht  immer  gleich  normirt;  meisten- 
theils  stimmten  alle  14jährigen  nach  altem  Berner  Recht,  1503  sogar 
die  12jährigen ,  mitunter  blos  die  18-  und  16jährigen.  Auch  selbst 
die  eigentlichen,  durch  Krieg  eroberten  Unterthanen  wurden,  wie 
gesagt,  zuweilen  über  wichtige,  sie  nahe  berührende  Gegenstände  an¬ 
gefragt ,  so  z.  B.  das  Waadtland  1593,  23.  Februar,  über  die  Auf- 
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gemäss  von  der  Regierung  Landesausschüsse  einberufen 
und  zwar  nicht  bloss  in  der  alten  Form  nach  Städten 
und  Aemtern,  sondern  es  sollten  dieselben  annähernd 
nach  der  Bevölkerungszahl  von  den  10  Städten,  inclu¬ 
sive  Bern*),  und  den  für  die  Militärorganisation  be¬ 
stehenden  Kreisen  (der  einzigen  Eintheilung,  an  die  man 
sich  anlehnen  konnte)  erwählt  werden. 

rechthaltung  des  Friedens  von  Nyon,  resp.  Krieg  gegen  Savoyen  zu 
Unterstützung  von  Genf: 

„L’avoyer  et  conseil  de  Berne,  notre  salutation  premise,  bien- 
aime  bailli,  comme  ainsi  serait  qne  nous  aurions  demande  l’opinion 
de  nos  communiers  de  notre  pays  d’Allemagne ,  concernant  la  paix 
faite  ä  Nyon  avec  l’altesse  du  duc  de  Savoie,  pour  savoir  s’ils  veulent 
tenir  la  dite  paix  ou  s’ils  veulent  ä  leurs  propres  depens  secourir  la 
ville  de  Geneve,  nous  avons  regu  la  resolution  de  la  plupart,  par  la- 
quelle  nous  connaissons ,  que  en  ce  temps  teile  paix  et  alliance  ä  la 
forme  comme  ils  veulent  ne  se  pourroit  ratifier,  par  quoi  ne  faut  rien 
esperer  autre  ehose,  si  non  sur  ce  couge  de  ladite  altesse  du  duc  de 
Savoie,  que  la  guerre  ne  se  dresse  contre  nous;  et  si  cela  adveuait, 
seroit  a  craindre  que  nos  sujets  romands  ne  viennent  en  doute  et 
mauvaise  opinion,  que  sous  le  pretexte  de  dite  paix  nous  ne  les  vou- 
lussions  abandonuer,  ou  que  pour  etre  les  plus  prochains  ils  auroient 
la  guerre  sur  le  dos  a  leur  grande  pei’te,  qu’a  occasionne  les  appeler 
ä  se  trouver  (ici)  pour  en  ordonner,“  etc. 

Eine  bestimmte  konstitutive  Vorschrift  über  diese  Volksbethei¬ 
ligung  an  der  Kegierung  datirt  von  1531.  Damals  (4.  Dezember) 
traten  Abgeordnete  der  Städte  und  Landschaften  ungeladen  in  der 
Zunft  zum  Distelzwang  in  Bern  zusammen  und  zwangen  die  Regie¬ 
rung  zu  einem  schriftlichen  Vergleich  in  16  Artikeln,  wornach  sie 
sich  verpflichtete,  kein  Burg  recht  und  keinen  Krieg  ohne  vor¬ 
herige  Volksanfrage  zu  beschliessen  Von  dem  Briefe  wurden  zwei 
Ausfertigungen  gemacht  und  die  Eine  für  alle  Oberländer  zu  Th  an, 
die  andere  für  alle  Aargauer  zu  Burgdorf  deponirt.  Seit  dem  Jahre 
1610  gerieth  diese  freisinnige  Institution  aber  in  Vergessenheit  und 
erst  in  ihrer  letzten  Noth  Ende  Januar  1798  erinnerte  sich  die  Re¬ 
gierung  nun  wieder  au  sie  —  um  sie  dann  von  1803  ab  auch  wieder 
sorgfältig  zu  vergessen. 

Die  neun  übrigen  Munizipalstädte  waren  Aarau ,  Zofiugen, 
Lenzburg,  Brugg,  Burgdorf,  Thun,  Aarberg,  Mdau,  Erlach.  Jede 
wählte  Einen  Vertreter,  die  Stadt  Bern  fünf. 
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Am  2.  Februar  traten  52  solche  Abgeordnete  mit 
«  Schultbeiss,  Rath  und  Zweihundert  von  Bern  >  zu¬ 
sammen,  um  der  an  sie  ergangenen  Einladung  gemäss 
«gemeinsam  zu  berathen  und  zu  beschliessen ,  was  das 
AVohl  und  Heil  des  Vaterlandes  erheischen  mag».  Diese 
neue  Landesvertretung,  (eigentlich  bereits  faktisch  neue 
Verfassung)  auf  demokratisch  -  repräsentativer  Grund¬ 
lage,  dauerte  in  18  Sitzungen  bis  zum  4.  März  1798  fort 
und  der  Erste  Beschluss,  den  sie  fasste,  war  das  soge¬ 
nannte  «Edikt  vom  3.  Februar  1798  »  auf  förmliche 
Erstellung  einer  neuen  und  demokratischen  Konstitution. 

Dieses  denkwürdige  Edikt  lautete  nämlich*),  (Geh. 
Manual,  pag.  95) : 

« Wir  Schultheiss,  Kleine  und  Grosse  Räthe  und 
Ausgeschossene  der  Städte  und  Landschaften  des  eid¬ 
genössischen  Standes  Bern  thun  kund  hiermit:  dass  Wir, 
nach  feierlicher  Abschwörung  eines  theuern  Eides  zu 


Schultkeiss  v.  Fischer  in  seinen  interessanten  „Rückblicken 
•eines  alten  Berners“  sagt,  dieses  wichtige  Dekret  habe  dann  in  Folge 
■des  feindlichen  Angriffs  nnd  der  Unterjochung  Berns  nicht  ausge¬ 
führt  werden  können,  vergisst  aber  beizufügen,  warum  diess  auch 
später,  1803  und  1814,  nachdem  diese  Schwierigkeit  gehoben  war, 
nicht  geschehen  ist.  Dasselbe  wurde  gegentheils,  trotzdem  es  im  ge¬ 
heimen  Manual  steht,  später  mit  einem  solchen  Stillschweigen  um¬ 
geben,  dass  erst  im  Jahre  1830  die  damalige  Patriotenpartei  in 
Burgdorf  davon  wieder  Kenntniss  erhielt  und  zwar  merkwürdiger 
Weise  dadurch,  dass  ein  aus  einem  regimentsfähigen  Hause  in 
Thun  herkommender  geschenkter  Fisch  in  einen  alten  Abdruck 
dieses  Ediktes  eingewickelt  war.  Derselbe  existirt  noch  heute.  (Nach 
mündlichen  Nachrichten.)  Es  fehlen  uns  übrigens  auch  jetzt  noch 
manche  Aufschlüsse  über  jenes  Bernische  Interregnum  vom  2.  Febr. 
bis  5.  März  1798.  So  befindet  sich  in  einer  kleinen  anonymen  Bro¬ 
schüre  eines  Patrioten  datirt  „Basel  im  ersten  Jahre  der  helvetischen 
Regneration“  Nachricht,  nebst  sogar  wörtlich  angeführten  Stellen, 
von  einer  „Zuschrift  der  Ausschüsse  des  bernischen  Volks  an  ihre 
Mitbürger“  vom  5.  Februar  1798,  die  unbekannt  ist. 
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Gott  dem  Allmächtigen,  Unser  Vaterland  und  seine  Unab« 
hängigkeit  gegen  jeden  äussern  und  innem  Feind  mit  Gut 
und  Blut  zu  vertheidigen,  Uns  frei  und  ungedrungen 
entschlossen  haben,  die  Regierung  mit  dem  ganzen 
Volke  auf  das  innigste  zu  verbinden,  und  zu  diesem  heil¬ 
samen  Endzwecke  in  Unserer  Staatsverfassung  diejenigen 
Veränderungen  vorzunehmen,  die  das  Wohl  des  Vater¬ 
landes  erfordert  und  dem  Geist  der  Zeit  und  den  Um¬ 
ständen  angemessen  sind. 

Zu  diesem  Ende  haben  Wir  nach  reifer  Ueberlegung 
folgende  Beschlüsse  erkennt  und  demnach  festgesetzt  und 
verordnet: 

1.  Dass  wir  längstens  innert  Monatsfrist  einer  aus 
den  einsichtsvollsten  und  rechtschaffensten  Staatsbürgern 
von  Uns  niedergesetzten  Commission  den  Auftrag  er- 
theilen  werden,  den  Plan  zu  einer  verbesserten 
Staatsverfassung  zu  entwerfen. 

2.  Dass  jeder  Staatsbürger  das  Recht  habe,  zu  allen 
Stellen  der  Regierung  und  Verwaltung  des  Staates  zu 
gelangen  und  dass  die  Repräsentation  des  Volks  in 
der  Regierung  durch  selbstgewählte  Repräsentanten  als 
Grundlage  dieser  Verfassung  festgesetzt  sein  solle. 

3.  Dass  in  Aufrechthaltung  der  Religion  und  Be¬ 
hauptung  unserer  Freiheit  und  Unabhängigkeit  und  In¬ 
tegrität,  Wir  fest  entschlossen  seien,  die  erkennte  Ver^ 
besserung  ohne  einige  fremde  Einmischung  vorzunehmeu 
und  zu  vollenden. 

4.  Dass  das  Privateigenthum  gleich  dem  Eigenthum 
des  Staats  und  der  Gemeinheiten  unter  den  Schutz  der 
Gesetze  gelegt,  als  unverletzbar  erklärt  und  so  wie  die 
Sicherheit  der  Personen  heilig  sein  solle. 

5.  Dass  die  Besoldung  aller  Aemter  in  der  Regie¬ 
rung  nach  dem  Verhältnisse  ihrer  Beschwerden  und 
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Arbeit  bestimmt,  alle  übrigen  Staatseinkünfte  aber  zu 
Gunsten  des  Staats  verrechnet  werden  sollen. 

6.  Dass  der  Entwurf  dieser  Verbesserung  der  Staats¬ 
verfassung  innert  Jahresfrist  den  zu  dem  Ende  versam¬ 
melten  Staatsbürgern  zur  Annahme ‘oder  Ver¬ 
werfung  vorgelegt  und  von  dem  Zeitpunkte  an,  da 
er  wird  angenommen  sein,  fördersamst  in  Ausübung  ge¬ 
setzt  werden  solle. 

7.  Dass  zu  Handhabung  der  gesetzlichen  Ordnung 
und  der  innern  Ruhe  eine  Kommission  mit  den  nöthigen 
Vollmachten  niedergesetzt  werde. 

8.  Dass  diese  Beschlüsse  den  Einwohnern  des  gan¬ 
zen  Landes  mitgetheilt,  durch  den  Druck  bekannt 
gemacht,  von  allen  Kanzeln  verlesen  und  an  gewohnten 
Orten  angeschlagen  werden  sollen.  — 

Geben  den  3.  Februar  1798.  » 

Art.  2  dieses  Verfassungsgesetzes  wurde  mit  173 
gegen  7  Stimmen  der  ganzen  Versammlung  genehmigt, 
welche  letztere  sieben  dagegen  das  Bürgerrecht  von  Bern 
freisinnig  öffnen  wollten. 

Bei  Art.  8  wollten  21  Stimmen  mit  ausdrücklichen 
Worten  auch  des  Waadtlandes  gedenken,  es  also  damit- 
noch  als  integrirenden  Theil  von  Bern  öffentlich  dekla- 
riren.  Die  grosse  Mehrheit  aber  stimmte  dagegen  und 
somit  für  stillschweigende  Dereliktion.  *) 

Alle  andern  Artikel  und  somit  das  Gesetz  im  Gan¬ 
zen  und  Grossen,  das  eine  vollständige  Abschaffung  der 

*)  Schon  bei  der  Berathung  über  den  Antrag  des  Major  Mn- 
tach  (der  zwar  nicht  mit  Namen  genannt  ist  —  vergl.  unsere 
Geschichte,  pag.  166.  Geh.  Manual  pag.  68,  69,  161  — )  am  26.  Jan. 
1798,  mit  den  Watfen  das  Gebiet  zu  vertheidigeu,  ist  des  eigent¬ 
lichen  Waadtlandes  nicht  ausdrücklich  erwähnt,  sondern  nur 
der  Landschaft  Aelen,  die  zu  •  den  deutschen  Vogteien  gerechnet 
wurde. 
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alten  aristokratischen  Regierungsform  durch  ihre  eigenen 
bisherigen  Behörden  war,  wurden  an  diesem  3.  Februar 
—  lange  vor  dem  5.  März  —  bei  ruhiger  und  ganz  un¬ 
gezwungener  Berathungv  auf  Vorschlag  der  bisherigen 
Regenten  selber,  einstimmig  angenommen,  und  es  ist 
dieser  3.  Februar,  und  nicht  der  4.  oder  5.  März  1798, 
der  Ausgangspunkt  aller  modernen  bernischen  Staats¬ 
und  Rechtsverhältnisse.  —  Die  neue  Konstitution  wurde 
denn  auch  in  der  That  —  wenn  man  sich  so  ausdrücken 
darf  —  in  Arbeit  gegeben  und  zwar  dem  nachmals  in 
ganz  anderer  Richtung  bekannt  gewordenen  sogenannten 
«  Restaurator  »  Karl  Ludwig  von  Haller,  der  sie  zwar 
erst  im  folgenden  Monate  zu  Stande  brachte,  aber  auch 
dann  noch  als  einen  Ausdruck  der  «  redlichen  und  uneigen¬ 
nützigen  Absicht  »  seiner  selbst  und  seiner  Standesge¬ 
nossen  publizirte,  wonach  diese  Anschauungen,  unter 
Anderem,  folgende  gewesen  sein  müssen: 

«Vorbericht.  Nachstehender  Entwurf  ist  auf  Befehl 
der  provisorischen  Regierung  in  Zeit  von  zehn  Tagen 
abgefasst  und  vollendet  worden,  als  man  noch  glaubte 
eine  besondere  Konstitution  für  hiesigen  Staat  entwerfen 
zu  können  und  das  Aargäu  so  wenig  als  das  Oberland 
noch  nicht  von  demselben  getrennt  war.  Der  Verfasser 
dieser  Arbeit  glaubt,  solche  dem  Publiko  bekannt  machen 
zu  sollen,  wenn  sie  schon  nicht  mehr  zur  Berathschlagimg 
noch  zur  Ausführung  gelangen  kann.  Die  vaterländischen 
Bürger  im  Lande,  die  wahre  Aufklärung  besitzen  und 
eigenen  Nachdenkens  fähig  sind,  werden  wenigstens  da¬ 
raus  den  Umfang  der  Gegenstände  abnehmen  können, 
welche  zu  einer  Konstitution  gehören,  und  die  Verglei¬ 
chung  mit  andern  existirenden  V erfassungen,  anzustellen 
im  Stande  seyn.  Sie  wird  es  auch  vor  den  Augen  der 
Welt  überzeugend  darthun,  wie  redlich  und  uneigen- 
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nützig  man  an  Errichtung  eines  neuen  gemeinen  Wesens 
gearbeitet,  und  was  für  Hoffnungen  uns  aufrichten  wür¬ 
den,  wenn  uns  das  Schicksal  vergönnt  hätte,  unter  dem¬ 
selben  leben  zu  können.  Wäre  es  durch  Zeit  und  Um¬ 
stände  erlaubt  die  Motive  der  wichtigsten  Anordnungen 
zn  entwickeln,  in  welchen  dieses  Projekt  von  den  übri¬ 
gen  bekannten  Konstitutionen  abgeht,  so  ist  man  über¬ 
zeugt,  dass  solche  befriedigend  ausfallen,  und  vielleicht 
einen  nicht  geringen  Beytrag  zur  Vervollkommnung  der 
Wissenschaft  abgeben  würden.  Es  mag  übrigens  aus 
unserem  Vaterlande  werden  was  da  will,  die  vorher  so 
brüderlich  vereinigte  Familie  mag  noch  so  sehr  ver- 
stückelt,  oder  zusammengeschmolzen  werden,  so  bleibt 
uns  doch  der  Trost:  dass  wir  eines  bessern  Schicksals 
würdig  gewesen,  und  eine  Verfassung  würden  gegründet 
haben,  die  unsere  Tugend  erhalten,  uns  Alle  frey  und 
glücklich  gemacht  hätte,  und  einer  beständigen  Vervoll- 
kommung  fähig  gewesen  wäre.  Endlich  beweget  den  Ver¬ 
fasser  noch  die  Hoffnung,  dass  eint  und  andere  der  in 
diesem  Projekt  enthaltenen  Gedanken  selbst  für  die 
Helvetische  Republik  anwendbar  seyn,  und  hie  und  da 
einen  guten  Saamen  ausstreuen  können,  der  etwa  in 
bessern  Zeiten,  oder  in  andern  Gegenden  gedeihen  und 
für  eine  glücklichere  Nachkommenschaft  seine  Früchte 
bringen  kann. 

Bern  den  19.  März  1798. 

Carl  Ludwig  Haller.  » 

«Projekt  einer  Constitution  für  die  Schwei¬ 
zerische  Republik  Bern. 

Die  von  dem  Bernerischen  Volke  aus  Städten  und 
Landschaften  erwählten  Repräsentanten  und  übrigen  von 
ihnen  nach  dem  Dekret  vom  4.  März  1798  ernennten 
Mitglieder  der  provisorischen  Regierung  erkennen  hiemit 
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die  Verpflichtung,  und  erklären  der  Nation,  welcher  sie 
einstweilen  vorzustehen  die  Ehre  haben,  dass  sie  in  eini¬ 
ger  Abweichung  des  zehenten  Artikels  von  ohhemeldetem 
Dekrete,  durch  den  Drang  der  Umstände  in  denen  sich 
das  gesaminte  Vaterland  befindet,  den'  Auftrag  haben 
eine  neue  Constitution  für  die  Republik  Bern  inner 
IVionatsfrist  zu  entwerfen ;  dass  sie  in  Folge  dessen 
durch  einen  aus  ihrem  Vlittel  ernennten  Ausschuss  sich 
unablässig  mit  dieser  wichtigen  Arbeit  beschäftiget  und 
auf  den  ihnen  erstatteten  Rapport  hin,  nachfolgende,  auf 
Abschaffung  aller  bisher  bestandenen  Privilegien  der 
Geburt,  Ungleichheit  der  Rechte,  und  Benennungen, 
welche  dergleichen  anzeigen,  gestüzte  Verfassung  eines  ge¬ 
meinen  Wesens  entworfen  haben,  welche  hiemit  dem  in  den 
Gemeinden  oder  Urversarnmlungen  versammelten  Volke 
zur  beliebigen  Annahme,  oder  Verwerfung  vorgelegt  wird; 
und  von  deren  Annahme  und  getreuer  Befolgung  mit 
Gottes  Hülfe  zu  hoffen  ist,  dass  sie  unser  Vaterland  in 
einer  einzigen  Familie  Zusammenhalten,  die  Freyheit 
eines  jeden  Bürgers  durch  die  vereinte  Mitwirkung  aller 
übrigen  sichern  und  durch  die  beglückenden  Folgen  der 
politischen  und  bürgerlichen  Freyheit,  den  allgemeinen 
Wohlstand  herstellen,  emporhehen  und  auf  alle  Zukunft 
befestigen  werde.  ' 

Erster  Theil.  Art.  1.  Der  Zweck  der  bürgerlichen 
Gesellschaft  und  des  von  ihr  errichteten  gemeinen  Wesens, 
ist  kein  anderer  als  die  einem  jeden  Menschen  angebor- 
nen,  oder  von  ihm  erworbenen  Rechte  durch  Gesetze  zu 
ofienbaren,  zu  erweitern  und  gegen  jeden  Angriff  recht¬ 
kräftig  zu  sichern. 

Art.  2.  Das  angeborene  und  einzige  Recht  eines 
jeden  besteht  in  der  ursprünglichen  Freyheit  nicht  von 
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eines  andern  Willkühr  beeinträchtiget,  das  ist  weder  in 
der  Ausübung  seines  persönlichen,  noch  in  dem  Ge¬ 
brauche  seines  dinglichen  Eigenthums  gehindert  zu  wer¬ 
den;  und  dieses  Recht  kömmt  jedem  Menschen  in  glei¬ 
chem  Grade  zu. 

Art.  5 . . . .  Niemand  ist  für  seine  Gedanken  und  Mey- 
nungen  verantwortlich.  Jedermann  hat  das  Recht  zu 
reden,  zu  schreiben,  durch  den  Druck  bekannt  zu  machen 
was  ihm  beliebt,  insofern  er  dabey  keine  fremden  Rechte 
verletzt. 

Art.  6.  Jeder  Bürger  ist  ebenfalls  frey  seine  Kräfte, 
seinen  Fleiss  und  seine  Kapitalien  anzuwenden  wie  er  es 
für  sich  selbst  am  vortheilhaftesten  findet.  Er  kann  ar¬ 
beiten,  hervorbringen,  zubereiten  was  und  wie  er  will, 
alle  Arten  von  Waaren  behalten,  oder  verführen,  und 
sowohl  im  Grossen,  als  im  Kleinen  verkaufen,  oder  ver¬ 
kaufen  lassen.  Das  für  Alle  gleich  geltende  Gesetz  kann 
allein  die  Schranken  dieser  Freyheit  wie  aller  übrigen 
bestimmen,  und  alles  was  nicht  durch  das  Gesetz  ver¬ 
boten  ist,  ist  erlaubt. 

Art.  9.  Damit  die  Freyheit  und  das  Eigenthum  eines 
jeden  gesichert  und  Gerechtigkeit  im  Staate  gehandhabt 
werde,  so  muss  ein  gemeines  Wesen  errichtet,  d.  i. 
eine  gewisse  Anzahl  Männer  aus  dem  ganzen  Volke  aus¬ 
geschossen  werden,  welche  die  Befugniss  haben  zu  er¬ 
klären,  was  rechtens  sey,  d.  i.  Gesetze  zu  machen,  und 
andere,  die  zur  Gerechtigkeit,  wenn  sie  entweder  be¬ 
stritten,  oder  verletzt  wird,  zwingen,  d.  i.  über  die 
Anwendung  der  Gesetze  entscheiden  und  ihre  Vollziehung 
bewirken  können.  Die  Vollkommenheit,  nach  welcher  die 
Verfassung  eines  jeden  gemeinen  Wesens  zielen  soll,  be¬ 
steht  darin :  die  Mittel  so  einzurichten,  dass  so  viel  mög¬ 
lich  nur  solche  Gesetze  gegeben  werden,  die  der  natür- 
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liehen  Gerechtigkeit  gemäss  sind,  und  dass  das  Gesetz 
weder  von  den  Bürgern  noch  von  den  Beamten  über¬ 
schritten  oder  aus  Acht  gelassen  werden  könne,  mithin 
die  Freyheit  des  Bürgers  als  der  letzte  Zweck  des  Staats, 
auf  alle  Wege  gesichert  sey. 

Zweiter  Theil.  Art.  4.  Jeder  Stadt- oder  Landes¬ 
bürger  wird  des  Landrechts  für  sich  und  alle  seine 
nachher  erzeugten  Kinder  verlustig,  wenn  er 

I.  in  einem  fremden  Lande  naturalisirt  wird,  oder 
alldort  irgend  einige  politische  Rechte  ausübt. 

IL  wenn  er  sich  in  irgend  einen  Ritter-  oder  andern 
Orden  aufnehmen  lässt,  für  welchen  Vorrechte  der 
Geburt  oder  der  natürlichen  Freyheit  zuwider 
gehende  Gelübde  erfordert  werden.  —  III.  wenn  er 
hier  im  Lande  irgend  ein  Amt  oder  eine  Pension  von 
fremden  Fürsten  und  Mächten  annimmt. 

Alle  übrigen  Fälle,  auf  welche  bis  hiehin  der  Verlust 
des  Landrechts  gesetzt  war,  insbesondere  der  auf  die 
Heyrath  mit  römisch-katholischen  Weibspersonen  sind 
hiemit  aufgehoben. 

Art.  6.  Die  gesetzgebende  Gewalt  ist  einem  aus 
allen  Ständen  des  Volks  erwählten  Landrath  übergeben, 
welcher  aus  zweyhundert  und  vierzig  Mitgliedern  bestehen 
und  auf  folgende  Weise  zusammengesetzt,  ernennt  und 
eingerichtet  werden  soll  etc. 

Art.  9.  Das  dermalige  Gebiet  der  Republik  Bern 
ist  in  politischer  Rücksicht  ein  einziges  Ganzes,  seine 
Bürger  und  Einwohner  machen  zusammen  eine  einzige 
Familie  aus,  und  kein  Theil  soll  sich  von  dem  andern 
abreissen  können. 

Schluss.  Die  provisorische  Regierung  erinnert  alle 
ihre  Mitbürger  zu  Stadt  und  Land,  dass  von  der  An- 
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nähme  und  getreuen  Befolgung  der  Constitution  das  Heil 
des  Vaterlandes,  die  Freyheit  eines  jeden  Bürgers,  das 
Glück  ihrer  Kinder  und  Kindeskinder,  der  Ruhm  und 
die  Ehre  unserer  Nation  abhängt;  sie  empfiehlt  denselben, 
sich  mit  dem  Zweck  und  den  Grundsätzen  dieser  Ver¬ 
fassung  bekannt  zu  machen,  und  auf  ihre  Befolgung  selbst 
aufmerksam  zu  seyn,  den  Hausvätern  und  Müttern,  solche 
ihren  Kindern  einzupflanzen,  und  der  aufwachsenden  Ju¬ 
gend,  solche  durch  ihre  Einsicht,  Eifer  und  Vaterlands¬ 
liebe  zu  unterstützen  und  beständig  zu  vervollkommnen. » 

Bevor  diese  Verfassung  formell  zu  Staude  kam,  er¬ 
folgte  das  Vorrücken  der  Franzosen  gegen  Bern  selbst, 
und  ohne  vorher  einen  Schuss  zu  thun,  erklärte  sich 
die  Regierung  auch  im  Sinne  der  Exekutive  als  «  von  nun 
an  provisorisch » ,  bereits  mittelst  des  Dekretes  vom 
1.  März  1798,  das  auf  pag.  169  abgedruckt  ist.  Drei 
Tage  später,  am  4.  März,  an  einem  Sonntag  Vormittags, 
immer  noch  vor  den  entscheidenden  Gefechten  im  Grau¬ 
holz  und  bei  Neuenegg,  wurde  eine  neue  Regierung 
aus  105  Personen  auch  wirklich  und  zwar  in  folgender 
Weise  niedergesetzt:  Die  Grundlage  derselben  bildeten 
die  52  vorhandenen  Ausgeschossenen  des  Landes;  die 
übrigen  53  sollten  von  diesen  vom  Volke  erwählten 
Repräsentanten  aus  ehemaligen  Regierungsmitgliedern 
hinzugewählt  werden  und  wurde  ihnen  zu  diesem  Zwecke 
eine  Liste  derselben  zugestellt ,  auf  der  sie  die  von 
ihnen  Ausgewählten  mit  Kreuzen  bezeichnen  sollten. 
Dieser  provisorischen  Regierung  wurden  alle  Gewalten 
feierlich  übertragen  und  sie  soll  sogar  schwören,  «die 
Regierung  nach  den  Prinzipien  der  Freiheit  und  Gleich¬ 
heit  einzurichten »,  welchen  Eid  sie  auch  leistete.  (Geh. 
Manual,  pag.  195,  Art.  11.)  Die  eigentliche  Abdankungs¬ 
urkunde  lautete  wörtlich: 
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« Wir,  Schultheiss  ,  Kleine  und  Grosse  Käthe  und 
Allsgeschossene  der  Städte  und  Landschaften  des  eid¬ 
genössischen  Standes  Bern,  thun  kund  hiermit:  dass  wir 
in  tiefer  Beherzigung  der  äusserst  dringenden  Umstände, 
in  denen  sich  unser  werthes  Vaterland  dermalen  befindet, 
und  in  der  Absicht ,  grösseres  Unglück  von  demselben 
abzuwenden  ,  unter  heutigem  zu  Ende  gemeldten  Dato 
den  Entschluss  genommen  haben  ,  die  von  Unseren  in 
Gott  ruhenden  Regiments  verfahren  auf  uns  gelangte  Re¬ 
gierung  und  obrigkeitliche  Gewalt  niederzulegen  und  der 
von  sämmtlichen  Ausgeschossenen  von  Stadt  und  Land 
auf  heute  zu  erwählenden  provisorischen  Regierung 
Unsere  bisherige  Gewalt ,  Rechte  ,  obrigkeitliche  Güter 
und  Einkünfte,  wie  auch  alle  ausser  Lands  habende  An¬ 
sprachen  ,  welcher  Art  sie  immer  sein  mögen  und  wo¬ 
runter  auch  die  in  englischen  Fonds  angelegten  Kapi¬ 
talien  begriffen  sein  sollen,  durch  gegenwärtige  Urkunde 
förmlich  zu  übertragen  und  abzutreten^V 

Wir  stehen  in  der  gänzlichen  Ueberzeugung  ,  dass 
diese  neue  Regierung  sich  das  allgemeine  Zutrauen  er¬ 
werben,  solchem  vollkommen  entsprechen  und  alles  das¬ 
jenige  nach  bestem  Vermögen  erstatten  und  leisten  werde, 
was  zum  Heil  und  zum  Wohl  des  Vaterlandes  wird  ge¬ 
reichen  und  dienlich  sein  können. 

Schliesslich  erflehen  Wir  den  Allerhöchsten,  dass  er 
dieses  von  Uns  in  den  besten  Absichten  und  aus  Liebe 

Es  gekt  aus  diesem  Akte  "beiläufig  aucli  hervor,  dass  die  sämmt¬ 
lichen  "Yermögensobjekte  der  „Stadt  und  Republik  Bern“,  auch  alle  aus¬ 
ländischen  Kapitalien ,  an  das  gesammte  Land  abgetreten  wurden. 
Es  wurde  jedoch  nachmals  dennoch  ,  wie  wiederholt  erwähnt ,  der 
grösste  Theil  dieses  Vermögens,  soweit  es  nicht  an  die  Franzosen 
verloren  ging,  zurückgehalten  und  (besonders  durch  Jenner  und 
Wyttenbach)  für  die  Stadthürger  gerettet.  Vgl.  Mehreres  bei  Mon- 
nard  II,  67.  Tillier  II,  321. 
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i  zum  Vaterlande  gethane  Opfer  zum  allgemeinen  Besten 
leiten  und  seinen  allmächtigen  Schutz  noch  ferner  über 
dasselbe  walten  lassen  wolle. 

Geben  den  4.  März  1798.» 

Mit  diesen  drei  Akten  vom  3.  Februar,  1.  und  4.  März 
1798  trat  die  alte  aristokratische  Regierung  ab,  ohne 
hiezu  von  irgend  Jemand  gewaltsam  genöthigt  worden  zu 
sein.  Wenn  überhaupt  Eines  von  Beiden  gesagt  werden 
sollte,  so  hatte  eher  sie  im  Augenblick  der  selbst  herbei¬ 
geführten  Gefahr  ihr  Volk  verlassen  als  umgekehrt  und 
war  jedenfalls  die  lange  vorenthaltene  Souveränität  an 
dasselbe  durch  die  eigene,  allerdings  kleinmüthige,  aber 
doch  nicht  übereilte,  oder  erzwungene  Entschliessung 
der  bisherigen  Regenten  übergegangen. 

Die  neue  Exekutivbehörde  vom  4.  März  dachte  dann 
freilich  in  diesem  äussersten  Momente  ebensowenig 
mehr  an  eine  regelmässige  Vertheidigung,  glaubte  viel¬ 
mehr  gutmüthig  genug  den  drohenden  Angriff  der  Fran¬ 
zosen  nunmehr  beseitigt  und  sandte  durch  ihren  Ersten 
Beschluss  eine  Deputation,  bestehend  aus  Oberstlieute¬ 
nant  Tillier  und  Kastellan  Desculayes,  an  Brune  ab,  um 
mit  ihm  «ein  definitif  Arrangement  »  zu  treffen"').  Weiter 
wird  beschlossen ,  die  üebernahme  der  provisorischen 
Regierung  allen  Eidg.  Ständen  anzuzeigen  und  sie  auch 
in  der  Stadt  Bern  « mit  Trompeten  und  Trommel  zu 
publiziren».  Die  Antwort  Brune’s  war  ausweicheud,  die 
Geschicke  gingen  ihren  Lauf,  nicht  vortheilhaft  für  die 
beiden  letzten  Regierungen  Berns,  am  wenigsten  für  die 
schon  vor  der  wirklichen  Gefahr  abgetretene. — 

Luzern  wird  noch  am  gleichen  Tage  für  die  „Anerbietuug 
thätlicher  Hülfe  höflich  bedankt.“  (Man.  196.  101.)  In  welcher  Weise 
die  Schwyzer  Hülfstruppen  behandelt  wurden,  zeigt  der  Bericht  des 
Hauptmanns  Hediger  in  der  Beilage  zur  Seite  171. 
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Das  geheime  Manual  schliesst  am  folgenden  Tage- 
mit  dieser  lakonischen  Notiz  des  Stadtscheib ers  Carl 
Ein.  Morlot:  «Montags  den  5.  Merz  1798  wurde  die 
Stadt  Bern  der  biss  an  dieselbe  vorgerückten,  unter  dem 
Commando  des  Generalen  Schauenburg  stehenden  fran¬ 
zösischen  Armee  mit  Capitulation  übergeben ,  die  Art. 
dieser  Capitulation  sind  zu  lesen  im  Manual  der  Neuen 
Provisorischen  Regierung. »  — 


Seit  dieser  Zeit  waren  nun  vier  Jahre  vergangen, 
in  welchen  Manches  vergessen  und  Manches  bereits  ver¬ 
loren  gegebene  wieder  restaurirbar  geworden  schien. 

Die  bernische  Aristokratie  behielt  trotz  dieser  ge¬ 
schehenen  Abdankung  ihre  starken  Wurzeln  im  Volke, 
unter  dem  sie  grossentheils  lebte ,  mit  dem  sie  durch 
die  Bande  vieler  persönlichen  Wohlthaten  und  eines 
gegenseitigen  Vertrauens  verbunden  war  und  das  sich 
in  den  schweren  Leidensjahren  von  1799  bis  1802  gerne 
an  die  Stabilität  einer  geordneten  Regierung  und  an 
das  materielle  Wohlbehagen,  das  daraus  entstanden  war, 
erinnerte. 

Es  ist  der  Vortheil  der  aristokratischen  Regierungen 
allezeit  vor  den  demokratiscben  gewesen ,  dass  sie  ge- 
wissermassen  der  staatliche  Ausdruck  eines  tief  in  der 
menschlichen  Natur,  namentlich  in  der  Natur  der  länd¬ 
lichen  Bevölkerung  begründeten  und  unter  ihr  nothwendig 
existirenden  Verhältnisses  patriarchaler  Ueber-  und  Unter¬ 
ordnung  sind.  Diese  menschliche  Anschauung  besteht, 
—  neben  dem  Staate,  wenn  derselbe  sie  nicht  in  seinen 
Institutionen  ausdrückt,  —  und  man  wird  sie  auch  nie  ent¬ 
wurzeln ,  so  lange  sie  in  der  Familie  ihre  beständige 
Quelle  und  ihr  Vorbild  hat.  Die  plötzlich  eintretende 
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völlige  demokratische  Gleichheit  aller  erwachsenen  Staats¬ 
bürger  ist  bei  geringer  Bildung  derselben  immer  ein 
etwas  schroffer  Uebergang  aus  dem  bisherigen  Familien- 
verhältniss  und  die  allerradikalste  Demokratie  hat  daher 
stets  die  instinktive  Tendenz ,  mittelst  möglichst  aus¬ 
schliesslich  staatlicher  Erziehung  diesen  Familiengeist 
von  früh  ah  zu  beschränken. 

Ein  aristokratischer  Geist  lebt  auch  noch  sonst  im 
Volke  und  ist  mit  den  besten,  wie  mit  den  schlechtesten  Sei¬ 
ten  der  menschlichen  Natur  tief  verwachsen.  Jede  wackere 
Dieustmagd  wählt  sich  ihren  Platz  nicht  blos  nach  den 
materiellen  Vortheilen,  die  damit  verbunden  sind,  und 
der  Stolz  und  die  Befriedigung  eines  ganzen  dienen¬ 
den  Lebens  besteht  oft  darin,  niemals  in  die  Abhängig¬ 
keit  von  Seinesgleichen,  resp.  unter  ein  gewissermassen 
anerkanntes  Niveau  von  höherer  gesellschaftlicher  Stellung 
herabgestiegen  zu  sein. 

Und  zu  den  politischen  Steilungen  jeder  Art ,  die 
auf  freier  Wahl  beruhen,  haben  heute  noch  die  Träger 
älterer,  dem  Volke  bekannter  Namen,  wenn  sie  sich  nur 
einigermassen  den  nothwendigsten  zeitgemässen  Anschau¬ 
ungen  anbequemen  können,  einen  unbezweifelbar  leichteren 
Zugang,  als  homines  novi. 

Der  Mensch  sucht  eine  gewisse  Sonderung  aus  der 
allgemeinen,  etwas  flachen  Gleichförmigkeit,  die  nach  und 
nach  durch  die  Haupterrungenschaften  der  modernen 
Demokratie,  das  allgemeine  Stimmrecht  und  die  freie 
Niederlassung ,  eintritt ,  und  diese  Einrichtungen  setzen 
für  ihre  lange  Dauer  ganz  nothwendig  den  Gedanken 
voraus,  dass  damit  allezeit  eine  Begierung  der  Besten,  eine 
neue,  bessere  und  wahrere  Aristokratie,  an  Stelle  der 
ausgelebten  historischen,  begründet  werden  könne. 
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Sogar  dann  noch  bleibt  es  ein  Vorzug  der  altbe¬ 
gründeten  Aristokratie,  dass  darin  wenige  tüchtige  Leute 
stets  die  Möglichkeit  und  nöthige  Autorität  finden,  um 
grosse  Ideen  wirksam  ins  Leben  zu  führen.  Während 
die  kurzlebigeren  demokratischen  Führer  immer  Mühe 
haben  werden,  dieselben  gemeinverständlich  zu  machen, 
und  daher  stets  in  der  Versuchung  stehen,  sie  mit  er¬ 
weichen  weniger  idealen  Lockspeisen  zu  versetzen,  oder 
sich  zu  ihrer  Ausführung  überhaupt  mehr  der  Leiden¬ 
schaften  des  Volkes  zu  bedienen.  Das  ist  die  Korruption 
in  der  Demokratie,  die  wir  oft  schmerzlich  beklagen  und 
die  wesentlich  von  dem  Mangel  einer  dauernden,  fest¬ 
gegründeten  Autorität  der  Einsichtigsten  herrührt. 

Der  grosse  und  ganz  unheilbare  Fehler  der  Aristo¬ 
kratie  ist  dagegen,  dass  sie  sich  niemals  für  sehr  lange 
Zeit  auf  einer  gewissen  Höhe  der  politischen  und  sitt¬ 
lichen  Anschauung  erhalten  kann.  Sondern  immer  all- 
mählig  in  der  Mehrzahl  ihrer  Angehörigen  aus  einer  politi¬ 
schen  Ueberzeugung  eine  persönliche  Sache,  der  Geburt, 
der  Erziehung,  des  materiellen  Vortheils,  überhaupt  eine 
der  mannigfachen  Ausdrucksformen  des  menschlichen 
Egoismus  wird.  Wobei  sich  dann  noth wendig  an  eine 
solche  Partei  noch  alle  egoistischen,  schwachen  und  un¬ 
fähigen  Elemente  der  übrigen  Bevölkerung  dienstfertig 
hängen  und  sie  dadurch  noch  mehr  auf  ihr  Niveau  her¬ 
unterziehen.  — 

Nichts  ist  aber  dem  Geiste  einer  echten  Aristo¬ 
kratie  so  sehr  zuwider,  als  politische  Kleinbürgerlichkeit, 
Ausbeutung  des  Staates  für  persönliche  Zwecke  und  eine 
meistentheils  damit  zusammenhängende  Neigung  zum 
blossen  Lebensgenüsse.  Und  nie  hat  sich  eine  bevorzugte 
Kaste  auf  andere  Weise  lange  in  der  Achtung  des  Volkes, 
die  ihr  Lebenselement  ist,  erhalten,  als  durch  grössere 
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politisclie  Ideen,  grossartige  Hingebung  für  das  Gemein¬ 
wesen,  persönliche  Uneigennützigkeit,  Sittenstrenge  und 
eine  beständige  Vererbung  aller  dieser  wirklich  vor¬ 
nehmen  Eigenschaften  durch  gute  Ehen  und  sorg¬ 
fältigste,  solchen  Grundsätzen  entsprechende  Erziehung 
der  Kinder. 

Wo  hingegen  diese  Eigenschaften  mangeln,  hören 
alle  ihre  wohlthätigen  Seiten  auf;  selbst  in  ihrem 
eigenen  Innern  treten  die  bedeutenden  Geister  gegen¬ 
über  der  Koalition  der  Vertreter  einer  kleinlichen  Inte¬ 
ressenpolitik  zurück  und  dem  Volke  bleibt  dann  oft 
nichts  übrig,  als  Einmal  eine  ganze  Klasse  von  Staats¬ 
bürgern  von  der  aktiven  Theilnahme  an  dem  Staatsleben 
auszuschliessen.  Immer  ein  grosser  Bruch  mit  der  Ver¬ 
gangenheit,  der  für  uns  im  Jahre  1798  eintrat  und 
noch  heute  nicht  vollständig  geheilt  ist.  Die  schweize¬ 
rische  und  ganz  vorzüglich  die  bernische  Aristokratie 
(die  einzige  von  wirklicher  vorbildlicher  Bedeutung)  er¬ 
wies  sich  leider  damals  als  nicht  assimilirbar  zu  einer 
modernen  "Staatsgestaltung.  Sie  that  ihre  Pflicht  nicht  in 
der  rechtzeitigen,  kräftigen  Benovirung  und  Verthei- 
digung  des  alten  Staatswesens,  die  ihr  oblag.  Sie  war 
dem  neuen  untreu  und  suchte  fortwährend  mit  allen 
Mitteln,  die  ihr  zu  Gebote  standen,  fremde  Hilfe  jeder 
Art  nicht  ausgeschlossen,  die  verlorene  Stellung  wieder 
zu  erlangen  und  alle  Unzufriedenheit  im  Volke  künstlich 
zu  erhalten  und  zu  steigern.  Und  sie  vermochte  es 
nicht  über  sich,  nachdem  sie  zwei  Male,  1803  und  1814, 
ihren  Einfluss  wieder  gewann,  auch  nur  die  geringsten 
ihrer  in  der  Zeit  der  Koth  abgegebenen  feierlichen  Ver¬ 
sprechungen  zu  halten.  Nicht  der  Einmalige  Sturz  von 
1798,  selbst  nicht  die  offenbare  Schwäche,  die  sie  damals 
zeigte,  sondern  diese  politische  Unredlichkeit,  der  persön- 
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liehe  Egoismus,  der  in  der  grossen  Mehrzahl  gegenüber 
einigen  Bessergesinnten  vorwog ,  war  ihr  wirklicher 
Untergang,  und  dieses  Verhalten,  das  sich  in  den  Akten 
der  Standeskommissionen  von  1802  und  1813  unauslösch¬ 
lich  gekennzeichnet  findet,  ist  denn  auch  die  endgültige 
Verurtheilung  einer  jeden  solchen  politischen  Partei  ge¬ 
blieben. 

Wir  müssen  ein  solches  Verhalten  noch  heute  be¬ 
dauern.  Denn  einerseits  sollte  in  dem  politischen  Leben 
einer  Nation  selbst  das  Veraltete  niemals  mit  Hass,  son¬ 
dern  mit  verständnissvoller  Freundlichkeit,  Toleranz,  ja 
man  darf  wohl  sagen  mit  Liebe  behandelt  werden  können. 
Denn  es  ist  doch  Alles  Fleisch  von  unserem  Fleische, 
Geschichte,  die  wir  nicht  ignoriren  können,  und  Niemand 
darf  in  einem  gesunden  Staate  dauernd  ausserhalb  die 
lebendige  Volksgenossenschaft  gestellt  werden.  Zumal  bei 
uns  nicht,  wo  nicht  gemeinsame  Rage,  sondern  historische 
Gewohnheit,  Einsicht  und  Liebe  den  Staat  Zusammenhalten. 
Andererseits  ist  eine  gesunde  konservative  Partei  in  der 
Eidgenossenschaft,  wie  sie  durchaus  nur  vom  Guten  wäre, 
beinahe  unmöglich  geworden  und  sind  seither  alle  so- 
benannten,  in  ihren  Zusammensetzungen  beständig  wech¬ 
selnden  Parteigestaltungen  ihrem  Hauptelemente  nach 
selten  etwas  Anderes  gewesen,  als  Gruppirungen  der 
alten  bevorrechteten  Klassen  mit  Missvergnügten  irgend 
einer  zufälligen  Art,  deren  Führern  immer  ein  tiefes,  oft 
nicht  begründetes  Misstrauen  gegen  die  Uneigennützigkeit 
ihrer  Denkart  —  die  Erbschaft  von  1802  und  1814  — 
als  unübersteigliche  Schranke  fruchtbaren  politischen 
Wirkens  entgegen  steht. 

Das  Volk  hat  sich  gewöhnt,  den  Idealismus  politi¬ 
scher  und  persönlicher  Natur  mehr  auf  der  andern 
Seite  zu  suchen  und  neigt  jetzt  jedenfalls  bestimmt  zu  der 
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Ansicht  Macchiavelli’s :  «Um  richtig  zu  urtheilen,  muss 
man  die  achten,  welche  einen  Staat  zu  regieren  verstehen 
würden,  nicht  die",  welche  ihn  wirklich  regieren.  Eben 
so  wie  die,  welche  freigebig  sind,  nicht  blos  die,  welche 
es  wegen  Reichthum  sein  könnten.  »  — 

Die  Berner-Aristokratie  von  1802  war  nun  in  die 
Lage  versetzt,  in  einem  grossen  und  jederzeit  sehr  mass¬ 
gebenden  Th  eile  der  Eidgenossenschaft  mit  richtiger 
Beurtheilung  der  Zeitverhältnisse  und  Benutzung  der  ge¬ 
machten  Erfahrungen  dasjenige  ganz  ungehindert  durch- 
zuführen,  was  sie  vor  1798  versäumt  und  erst  in  aller¬ 
letzter  Stunde  noch  begonnen  hatte.  So  gibt  das  Schicksal 
gewöhnlich  den  Menschen  Gelegenheit,  ihre  Fehler  zu 
verbessern  und  Niemand,  kein  Einzelner  und  kein  Staat, 
geht  so  leicht  unter,  anders  als  durch  eigene  und  wie¬ 
derholte  Schuld. 

Sie  hatte  auch  zu  ihrem  grossen  Vortheil  eine  theil- 
weise  nicht  unrühmliche  Vergangenheit  und  in  mancher 
Beziehung  eine  geringere  Schuldenlast  schlechter  Re¬ 
gierung  als  andere  ihres  Gleichen.  Ihr  Regiment,  noch 
im  letzten  Jahrhundert,  war,  abgesehen  immer  von  poli¬ 
tischen  Fragen*),  doch  ein  im  Ganzen  staatsmännisches, 


Eines  der  merkwürdigsten  Beispiele  hievon,  die  lebensläng¬ 
liche  Einsperrung  des  Genfer  Ingenieurs  Micheli  du  Crest  wegen, 
politischer  Schriftstellerei,  enthält  folgendes  Urtheil : 

Urtheil  über  Japues  Barthelemi  Micheli  du  Crest  von  Gentf. 

„Wir  Schultheiss,  Klein  und  Grosse  Käthe  der  Statt  Bern, 
Erkunden  hiemit;  demenach  Wir  heute  abermahlen  hey  Eyden  ver¬ 
sammlet,  Uns  referieren  lassen,  die  Examina  und  Vergicht  des  im 
Thurn  gefangen  sitzenden  Jaques  Barthelemi  Micheli  du  Crest,  von 
Gentf  gebürtig;  Welcher  schon  vor  etlichen  Jahren  als  ein  Friedens- 
Stöhrer  und  Stiffter  Bürgerlicher  Unruhen  aus  seiner  Yatter-Statt 
verbannet,  nichts  destoweniger  annoch  sinthero  in  anderen  benach¬ 
barten  Orthen,  auch  allhier  selbsten,  durch  Ausstreuung  verführi- 
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ehrliches  und  in  seiner  patriarchalisch-bevormundenden^ 
immerhin  mehr  für  den  Körper  als  den  Geist  sorgenden 
Weise,  nach  Beglückung  des  ihm  anvertrauten  Volkes 
bestrebtes  gewesen.  Noch  heute  legen  hievon  die  präch- 

scher  Schriften,  und  gefährliche  Pratickeii,  sich  so  weit  vergehen 
dörffen,  dass  er  als  ein  schädlich-  und  ansteckendes  Memhrum  Sode- 
tatis,  seiner  Freyheit  beraubet,  und  in  die  engste  Gefangenschafft 
auf  der  Festung  Aarburg  eingesperret  werden  müssen.  — 

Als  nun  hernachwerts  Wir,  nach  angebohrner  Unserer  aus- 
nemmenden  Müdigkeit  und  Gnade,  durch  sein  des  Micheli  demüthi- 
ges  Nachwerhen,  und  th eures,  schrifftliches  Versprechen  künfftiger 
rühiger  Aufführung  und  Aenderung  seines  verkehrten  Siirnes,  Uns- 
bewegen  lassen,  dass  selbiger  von  Aarburg  in  allhiesigen  grossen 
Spitthai  transferiert,  und  allda  mit  anstiindigem  Gehalt  und  in  ziem¬ 
licher  Freyheit  enthalten  werde;  Hat  er  diese  Gnad  mit  dem  schwär¬ 
zesten  Undank  und  Treulosigkeit  zu  missbrauchen  sich  erfrechen 
dörffen;  Indeme  aus  abgelesener  Procedur  erhället,  und  er  bekannt¬ 
lich  werden  müssen:  Dass  er  Micheli  von  der  Conspiration  etwelcher 
treuloser  Unserer  Bürgeren  gute  Wissenschafft  gehabt;  dieselben, 
durch  Beybringung  seiner  gefährlichen  politischen  Lehr-Sätzen,  ange- 
frischet,  und  mit  seinen  Consüiis  unterstützet;  Also  dass  auch  er 
(so  viel  an  ihme)  Unsere  gnädige  Begierung  anzugreiffen  und  abzu¬ 
ändern  sich  unterwunden;  Mithin  alle  traurigen  und  unseeligen 
Folgen,  welche  aus  gewaltthätiger  ihme  bewusster  Ausführung  dieses 
gottlosen  Anschlages  hätten  entstehen  müssen,  befördern  wolleu. 

Wiewohlen  nun  solche  abscheuliche  Laster-That,  und  Beley- 
digung  Obrigkeitlichen- Anseheus  und  höchsten  Gewalts,  die  gerechte 
als  härteste  Todes-Straff  sehr  wohl  verdienet;  Haben  Wir  deunoch 
ihne  Micheli  der  Gnade  und  Gelindigkeit,  mit  welcher  Wir  Unsere 
unglückhafftige  Bürgere,  wegen  dieses  Verbrechens,  zu  hestraffen  Uns 
geneiget;  auch  so  weit  gemessen  lassen,  dass  ihme  das  Leben  ge- 
schenket;  Demioch  er  aus  seiner  hissherigen  Verwahrung  wieder  in 
seine  ehemalige  Halft  auf  der  Vestung  Aarburg  zu  sicheren  Händen 
gelieferet  und  für  alle  übrige  Zeit  seines  Lebens  allda  ein  gesperrt, 
auch  von  allem  Commercio  und  Umgang  der  Menschen  also  seques¬ 
triert  werden  solle,  dass  sowohl  seiner  Evasion,  als  gefährlicher  Pra- 
ticken  halb,  ferners  und  nimmermehr  das  wenigste  zu  besorgen  seyn 
möge.  Da  dann,  falls  er  das  einte  oder  andere  übertretten,  auch  nur 
tentieren  dörffte,  er  ohne  Gnad  mit  dem  irichwert  vom  Leben  zum 
Tod  gebracht  werden  solle.  Geben  in  Unserer  Grossen  Raths-Ver¬ 
sammlung,  den  18.  August  1749.“ 


505 


tigen  breiten  Strassen  des  Landes,  die  von  der  Mitte  des 
letzten  Jahrhunderts  ab  vollendet  und  mit  schönen  Alleen 
bepflanzt  wurden,  stattliche  Gebäude  älteren  Styles, 
biedere,  solide,  alte  Wirthshäuser  mit  ehehaften  Ge¬ 
rechtigkeiten  und  der  ganze  auf  Wirthschaftlichkeit, 
Sauberkeit  und  wohlhabende  Selbstständigkeit  gerichtete 
Sinn  des  besseren  Theiles  der  Berner  Bevölkerung  Zeug- 
niss  ab.  Es  gab  fremde  Schriftsteller  des  vorigen 
Jahrhunderts ,  welche  von  dieser  bestechenden  Aussen- 
seite  ausgehend,  die  Berner-Verfassung  und  Begierung 
neben  der  englischen  als  das  Ideal  einer  auf  Volkswohl 
gerichteten  Staatseinrichtung  priesen  und  der  bernische 
Name  war  dieser  äussern,  wir  möchten  sagen  greifbaren 
Solidität  wegen,  ein  im  Auslande  geachteter,  selbst  ge¬ 
fürchteter  gewesen.  Der  Reichthum  der  Stadt  vollends 
war  gross  und  das  volle  Bürgerrecht,  das  so  viele  ma¬ 
terielle  und  persönliche  Vortheile  (seit  1783  selbst  die 
Adelsbezeichnung,  wenn  man  es  wünschte)  in  sich  schloss, 
ein  höchst  erstrebenswerthes  Gut,  fast  der  ehemaligen 
römischen  Civität  vergleichbar,  mit  der  sich  auch  die  ber¬ 
nische  jederzeit  gerne  verglich.  Die  wenigen  Unterthanen, 
die  es  für  besondere  Dienste  erlangten  (Roverea,  z.  B.), 
wurden  dadurch  zu  einem  unauslöschlichen  Danke  ver¬ 
pflichtet.  Noch  heute  besteht  in  den  ehemals  Bernischen 
Landen  ein  seltsamer  Ausdruck,  ein  Ueberrest  ver¬ 
gangener  Zeit,  der  davon  Zeugniss  gibt:  «Je  suis  de 
Berne!»  ist  der  Ausruf  einer  tiefbefriedigten  Seele  bei 
Erreichung  irgend  eines  lang  gehofften  höchsten  Lebens¬ 
glückes.  — 

Auch  die  persönlichen  Fehler  der  aristokratischen 
Kaste  waren  durch  ihre  beinahe  gänzliche  Entfernung  von 
der  Regierung  während  der  helvetischen  Zeit  in  einen 
wohlthätigen  Schatten  gerückt,  durch  ihren  vorzugsweisen 
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Aufenthalt  auf  dem  Lande,  unter  dem  Volke,  das  ge¬ 
meinsam  getragene  Unglück  und  den  Vergleich  mit  den 
neuen  Regenten  gemildert;  und  auch  das  mochte  im  Ganzen 
zutreffen,  was  Einer  ihrer  besten  Repräsentanten  anführt, 
dass  der  Berner- Aristokrat,  selbst  bei  tadelnswerther 
Jugend,  mit  Aelterwerden  in  der  Regel  ein  würdiger  recht¬ 
schaffener  Mann  werde. 

An  den  Herzen  des  bernischen  Volks,  das  für  ma¬ 
terielle  Güter  sehr  empfänglich  ist,  nagte  neben  der 
schmerzlichen  Erinnerung  an  die  Tage  vom  März  1798 
nnd  an  den  Raub  des  Staatsschatzes,  das  ganze  wirth- 
schaftliche  Elend  der  helvetischen  Zeit,  die  schweren 
Kriegslasten ,  die  Arbeitslosigkeit ,  die  Theurung  aller 
Lebensbedürfnisse  ;  und  selbst  die  unteren  Klassen ,  die 
anfangs  durch  die  Hoffnung  auf  Beseitigung  der  schweren 
Feudallasten  aller  x4rt,  welche  das  Haupteinkommen  der 
alten  Regierung  seit  der  Reformationszeit  ausmachten, 
der  Helvetik  geneigt  gewesen  waren,  hatten  dieser  Hoff¬ 
nung  in  der  letzten  Zeit  mit  Groll  und  Bitterkeit  ent¬ 
sagt.  Plastisch  drückt  ein  Schriftsteller  damaliger  Zeit 
den  Unterschied  zwischen  Einst  und  Jetzt,  wie  er  sich 
im  Gemüthe  des  Volkes  darstellte,  in  dem  rühren¬ 
den  Bilde  eines  Landstürmers  aus,  welcher  sieghaft 
nnter  den  Todten  zu  Neuenegg  lag  und  noch  einen 
mächtigen  Schinken  aus  dem  heimatlichen  Rauchfang  als 
Campagneproviant  auf  dem  Rücken  trug.  Während  jetzt 
die  helvetischen  Milizen  schlecht  genährt  und  gar  nicht 
besoldet,  oft  Tage  lang  nur  von  etwas  gedörrtem  Obste, 
das  sie  mit  sich  trugen,  leben  mussten  und  ihren  kräfti¬ 
geren  Gegnern  aus  den  innern  Kantonen  fast  überall  wichen. 
Sehr  bezeichnend  für  diese  allgemeine  Stimmung  des 
Rückblicks  nach  den  «  Egyptischen  Fleischtöpfen  »  ist  u.  A. 
auch  ein  kleines  Buch  von  1801 ,  eine  Schulreise  eines 
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Bernischen  Schulvorstehers  mit  seinen  Zöglingen  in  die 
seither  so  bekannt  gewordenen,  damals  noch  sehr  stillen 
Thäler  des  Oberlandes ,  wobei  er  nicht  vergisst ,  einer 
ehemaligen  väterlichen  Landesregierung  hei  jeder  Ge¬ 
legenheit  seinen  Zoll  der  Bewunderung  für  viele  —  nun 
leider  vergangene  —  gute  Einrichtungen  darzubringen. 

Ja  die  Restauration  hatte  ein  grosses  und  leichtes 
Feld  vor  sich;  das  Volk  murrte  gegen  diesen  «Moses» 
der  Helvetik  ,  der  es  statt  nach  einem  gelobten  Lande 
in  eine  unwegsame  Wüste  voll  Hunger  und  Elend  ge¬ 
führt  hatte,  und  war  bereit  zur  Rückkehr,  selbst  in  eine 
gemässigte  Unterthänigkeit.  —  Es  ist  diess  das  beständige 
Schicksal  fast  aller  grossen  Revolutionen.  Sie  entstehen 
immer  aus  materiellem  Druck.  Dieser  in  der  Masse  und 
idealere  Gedanken  in  Einzelnen,  die  als  F erment  in  diese 
dumpfe  Masse  Elend  hinein  kommen,  erzeugen  sie.  Es 
ist  dann  das  Unglück  der  liberalen  Ideen,  dass  sie  diese 
Gesellschaft  von  unbefriedigten  und  uncontentirbaren 
Wünschen  mit  sich  schleppen  müssen;  und  die  Stärke 
ihrer  Gegner  hingegen,  dass  sie  in  Bälde  auf  getäuschte 
Hoffnungen  und  mangelhafte  materielle  Erfolge  sich  be¬ 
rufen  können.  Revolutionen  sind  selten  mit  sofortigen 
wirthschaftlichen  Vortheilen  verbunden  und  eben  so 
selten  ist  ein  Volk,  das  sie  überhaupt  macht,  befähigt  und 
geneigt,  diese  Wahrheit  von  vorneherein  zu  erkennen 
und  sich  darauf  genügend  vorzubereiten.  — 

Statt  nun  aber,  mit  einfacher  Ehrlichkeit,  den  Faden 
der  eigenen  Entschliessungen  da  wieder  aufzunehmen, 
wo  er  im  März  1798  abgerissen  worden  war,  zog  es  die 
Berner  Aristokratie,  vor,  diese  Thatsachen  selbst  völlig 
zu  ignoriren,  und  erliess  —  von  dem  augenblicklichen 
Erfolge  berauscht  —  durch  die  Hand  des  nämlichen  Stadt¬ 
schreibers  Vlorlot,  der  jene  letzte  Notiz  vom  5.  März 


508 


1798  in  das  Greh.  Manual,  —  wohl  ohne  Hoffnung,  jemals 
wieder  zu  fungiren,  —  eingeschrieben  hatte,  folgende 
merkwürdige  Erklärung  an  Stelle  einer  Konstitution  *) : 

«Dienstag,  den  2.  Herbstmonat  1802. 

Vorbericht. 

Nachdem  im  Frühjahr  1798  unser  Yatterland  mitten 
im  Frieden  auf  eine  so  ungerechte ,  als  treulose  Weise 
von  einer  französischen  Armee  feindlich  überfallen,  die 
Regierung,  Constitution  und  alle  bisherigen  Einrichtungen 
über  den  Hauffen  geworfen ,  der  Eidgenössische  Bund 
gewaltsam  zernichtet,  und  der  ganzen  Schweiz  eine  ihre 
Wohlfahrt  zerstörende,  ganz  nach  den  französischen  Re¬ 
volutionsgrundsätzen  eingerichtete  Constitution  und  so¬ 
genannte  helvetische  Regierung  mit  G-ewalt  der  Waffen 
aufgedrungen  worden ,  so  ist  endlich  nach  lange  ausge¬ 
standenem  Ungemach  und  nach  vier  unglücksvollen  Jah¬ 
ren  der  glückliche  Zeitpunkt  erschienen,  dass  nach  dem 
gänzlichen  Abzug  der  franz.  Truppen  aus  der  Schweiz, 
unser  Vatterland  durch  die  Tapferkeit  des  wieder  Ge- 
waltthätigkeit  und  Unrecht  aufgestandenen  und  seiner 
alten  Obrigkeit  anhänglich  gebliebenen  ganzen  Volks 
unter  göttlichem  Beistand  und  unter  der  klugen  und 
tapferen  Anführung  mehrerer  wohldenkender,  von  Vatter- 
ländischem  Eifer  beseelter  Herren  Burger  der  Haupt¬ 
stadt,  von  dem  unerträglichen  Joch  einer  usurpatorischen 
Regierung  glücklich  befreit,  und  die  sich  nennende  hel¬ 
vetische  Central-Regierung  vermittelst  der  Samstags  den 

Am  folgenden  Tage  werden  zur  Theilnalime  an  dieser  will¬ 
kürlichen  provisorischen  Regierung  noch  eingeladen  die  Herren ; 
Grub  er,  Präsident  der  Munizipalität  von  Bern,  Ringier-S  eimatter 
in  Zofingen  und  Fischer,  ehemals  Distriktsstatthalter  in  Brienz.  Das 
war  und  blieb  die  ganze  Vertretung  des  Volkes  dabei. 
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18.  dies  Monats  vor  den  Stadtthoren  abgeschlossenen 
Capitulation  zur  Käninung  der  Hauptstadt  Bern  und  des 
ganzen  deutschen  Cantons  mit  bewaffneter  Hand  genöthigt 
worden  ist. 

Nach  diesem  so  glücklichen  Ereigniss  und  da  auch 
einige  Tage  hernach  die  Hülfstruppen  unserer  Eidge¬ 
nössischen  Brüder  der  löblichen  Stände  Uri ,  Schwyz^ 
Unterwalden  und  Glarus ,  sammt  einigen  Truppen  vom 
löbl.  Stand  Zürich  ,  in  Eilmärschen  herbeigeeilt  und  in 
hiesiger  Hauptstadt  unter  der  Anführung  ihres  würdigen 
Oberhaupts  ,  des  General  auf  der  Maur ,  anlangten ,  So 
liess  nun  Ihr  Gnaden  Herr  Schultheiss  von  Mülinen,  von 
verschiedenen  Standsgliedern  dazu  aufgefordert,  M.  Ghh. 
und  Obern  auf  den  heutigen  Tag  durch  das  Bott  der 
Standtsweibel ,  jedoch  ohne  Charakter,  zum  erstenmal 
wieder  versammlen  und  eröfnete  Hochdenselben  in  einer 
kurzen  und  rührenden  Rede  die  nähere  Veranlassung  zu 
der  gegenwärtigen  Zusammenkunft,  so  wie  die  Wünsche 
derjenigen  Herren,  welche  sich  biss  dahin  mit  so  unver¬ 
drossenem  Eifer,  auch  unter  den  ungünstigsten  Umstän¬ 
den,  über  das  Beste  des  Vatterlandes  vorläufig  berathet 
hatten,  und  deren  Vatterlandsliebe  und  Thätigkeit  man 
es  zu  verdanken  habe,  dass  die  Sachen  schon  so* weit 
gediehen  seyen. 

Es  wurde  diesemnach  auch  auf  Hochdesselben  Vor¬ 
trag  hin,  ohne  einige  weitere  Berathschlagung,  einhellig 
angenommen  und  erkennt ,  was  hier  von  einem  zum 
andern  folgt: 

Beeret. 

Da  es  der  allgütigen  Vorsehung  gefallen,  die  Sachen 
in  unserem  Vatterland  so  einzuleiten,  dass  nach  der  un¬ 
glücklichen  Lage,  in  welcher  dasselbe  nun  seit  mehreren 
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Jahren  sich  befunden,  Me.  Ghh.  und  Obere,  Schultheiss, 
Räth  und  Burger  der  Stadt  Bern ,  auf  heute  Dienstags 
den  21.  Herbstmonat  zum  erstenmal  wieder  versammlet 
werden  können,  so  haben  Hochdieselben  in  derjenigen 
schwierigen  Lage,  in  welcher  sich  das  Vatterland  noch 
gegenwärtig  befindet,  mit  einhellem  Stimmenmehr  zu  er¬ 
kennen  und  zu  verordnen  gut  befunden: 

1)  Dass  dem  Herrn  Hauptmann  Emanuel  v.  Watten- 
wyl  von  Landshut  das  Hauptcommando  aller  für  das 
Vatterland  aufgestellten  Mannschaft  übertragen  ,  mithin 
derselbe  zu  einem  Obercommandanten  der  Bernerischen 
Truppen  ernamset  seye,  und  ihm  dazu  die  erforderliche 
Vollmacht  und  Patent  ertheilt  werden  solle. 

2)  Dass  von  nun  an  eine  Stands-Commission  be¬ 
stehend  aus  zehn  Mitgliedern  niedergesetzt  seyn  solle, 
welcher  die  ganze  Leitung  der  Sachen  mit  vollem  Zu¬ 
trauen  überlassen  ,  und  Solche  begwältiget  und  bevoll¬ 
mächtiget  seyn  solle,  im  Nahmen  Mr.  Ghh.  und  Oberen, 
Bäth  und  Burger ,  bey  ihrem  als  Standsgliede  bereits 
aufhabenden  Eid  und  Pflicht  alle  nöthigen  Massreglen, 
die  Sie  zum  Heil  und  zum  Besten  des  Vatterlandes  dien¬ 
lich  und  nöthig  erachten  wird ,  zu  nehmen  und  vorzu- 
kehren. 

3)  Ist  diese  Stands-Commission  noch  dahin  begwäl¬ 
tiget  in  Betreff  der  Finanzen  überhaupt ,  sowie  in  An¬ 
sehung  der  im  Ausland  angelegten  Gelder  insbesonders 
alles  dasjenige  zu  verfügen  und  anzuordnen ,  was  der 
Nutzen  des  Standes  und  das  Beste  der  Sache  nur  immer 
wird  erfordern  können. 

4)  Und  endlich  ist  auch  diese  Stands  -  Commission 
noch  insbesonders  dahin  begwältiget,  nebst  den  hienach 
benamseten  Gliedern  derselben  auch  noch  andere  ihrem 
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Zutrauen  würdig  befindende  Personen  ihren  Berath- 
schlagungen  beyzuziehen. 

Welchemnach  zu  Mitgliedern  dieser  Stands-Commis¬ 
sion  von  Me.  Ghh.  und  Oberen  allsogleich  nach  einem 
von  Ihr  Gnaden  Herr  Schultheiss  von  Mülinen  vorge¬ 
legten  Vorschlag  erwählt  und  ernamset  worden  sind. 
(Hier  folgen  die  Namen,  die  später  wiederholt  werden.) 

Dieser  Stands-Commission  ist  ihre  Vollmacht  in  einem 
förmlich  ausgefertigten  Patent  ertheilt  worden,  die  wört¬ 
lich  also  lautet: 

Wir  Schultheiss  Bäth  und  Burger  der  Stadt  und 
Bepublik  Bern,  thun  kund  hiemit: 

Demnach  es  der  göttlichen  Vorsehung  gefallen  hat,. 
dass  nach  den  unglücklichen  Ereignissen ,  welche  das 
Vatterland  seit  mehreren  Jahren  betroffen  haben.  Wir 
uns  wieder  versammeln  können;  als  haben  Wir  bey  der 
noch  immer  so  schwierigen  Lage,  in  welcher  sich  sowohl 
unser  gesammtes  Sch w^eizerisches  Vatterland ,  als  aber 
unser  Canton  und  unsere  Vatterstadt  insbesondere  sich 
befindet,  für  die  dermalige  Lage  der  Sachen  das  Beste 
und  Gedeihlichste  zu  seyn  erachtet,  eine  eigene  Stands- 
Commission  aus  unserer  Mitte  zu  erwählen,  um  derselben 
die  einstweilige  Führung  der  Geschäfte  in  unserem  Nah¬ 
men  zu  übertragen. 

Wir  haben  demnach  zu  Mitgliedern  dieser  Stands- 
Commission  erwählt  und  verordnet  und  thun  hiemit  er¬ 
wählen  und  verordnen:  Unsere  geliebten  Miträthe  und 
grosse  Rathsverwandte : 

Christoph  Friedrich  Freudenreich,  Landvogt  von  Thor¬ 
berg. 

Johann  Jacob  Haller,  Rathsherr. 

Gabriel  Frisching  von  Wyl. 

Nicolaus  Friedrich  von  Mülinen. 
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Ferdinand  Beat  Ludwig  Jenner,  deutsch  Seckeischreiber. 

Emanuel  von  Graffenried  von  Burgistein. 

Beat  Jacob  Tscharner,  alt-Landvogt  von  St.  Johannsen. 

Carl  Ludwig  Tscharner,  Professor  der  Rechten. 

Ludwig  Philihert  Sinner ,  alt -Gubernator  von  Petter- 
lingen,  und 

Emanuel  Friedrich  Fischer,  Venner. 

Dieser  Stands-Commission  und  ihren  Mitgliedern  nun 
ertheilen  Wir  dem  zufolge  den  Auftrag,  Vollmacht  und 
Gewalt,  einstweilen  und  hiss  auf  weitere  Verfügung  in 
unserem  Nahmen  die  Regierung  zu  führen  und  nach 
bereits  aufhabendem  Eid  und  Pflicht  alles  dasjenige  zu 
thun  und  vorzukehren,  was  Sie  für  das  Beste  und  das 
Heil  von  Stadt  und  Land  gut  und  nützlich  zu  sein  er¬ 
achten  werden;  und  obschon  in  dieser  so  unbedingten 
Vollmacht  die  ausgedehnteste  und  uneingeschränkteste 
Gewalt  enthalten  ist ,  so  wird  doch  diese  Stands-Com¬ 
mission  noch  insbesondere  dahin  begwältiget,  ausser  den 
hier  genannten  Gliedern  sich  auch  noch  andere  Ihres 
Zutrauens  würdige  Männer  beyzuziehen  und  in  Betreff 
der  Finanzen  alles  dasjenige  zu  verfügen,  was  der  Nuzen 
und  das  Beste  des  Stands  immer  erfordern  wird. 

Schliesslich  dann  befehlen  und  verordnen  Wir,  dass 
diese  Stands-Commission  zu  Stadt  und  Land  anerkennt 
und  dass  ihr  somit  auch  von  jedermann  schuldiger  Ge¬ 
horsam  geleistet  werden  soll. 

In  Kraft  dessen  haben  Wir  gegenwärtige  Vollmacht 
mit  unserem  grossen  Staatssigel  verwahren  und  durch 
unseren  geliebten  Staatsschreiber  unterschreiben  lassen. 

So  geschehen  in  Bern  den  21.  Sept.  1802. 

Carl  Emanuel  Morlot,  Stadtschreiber.  » 

(Prot.  pag.  1.) 
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Am  gieichen  Tage  noch  wird  vor  Allem  eine  allgemeine 
Werbung  auf  ein  Jahr,  um  10  Kreuzer  Sold,  Vji  Pfund 
Brod  und  7^  Pfund  Fleisch  per  Tag,  eröffnet,  wofür  dann 
diese  Söldner  schwören  für  ihre  Brotherren  « Leib, 
Out  und  Blut,  im  Feld,  in  Besatzung,  zu  Wasser  oder 
zu  Land,  in  Schlachten,  Scharmüzeln,  Stürmen,  oder 
bei  was  für  Gelegenheit  es  immer  geschehen  möchte, 
tapfer  und  männlich  darzustrecken ».  An  das  Volk 
wird,  nachdem  dieses  Nöthigste  geordnet  ist,  blos 
eine  hochfahrende  Proklamation  erlassen,  worin  «  Schult- 
heiss,  Räth  und  Burger  der  Stadt  und  Republik  Bern^ 
unter  Entbietung  ihres  geneigten  Willens,  «  unsern  ge¬ 
treuen  Angehörigen  zu  Stadt  und  Land»  anzeigen,  dass 
ihre  «  Vätter  »  wieder  bei  ihnen  seien,  entschlossen,  allen 
Denen,  die  sich  in  den  letzten  unseligen  Zeiten  irre 
führen  liessen,  die  Thüre  zur  Reue  und  Besserung  zu 
öffnen,  aber  auch  mit  nachdrücklichem  Ernst  alle  Die¬ 
jenigen  zu  bestrafen,  die  noch  ferners  auf  irgend  eine 
Weise  das  öffentliche  Zutrauen  untergraben  würden.  Im 
nämlichen  Sinne  wird  den  13  alten  Orten,  der  Stadt 
St.  Gallen  und  den  drei  Bünden  das  glückliche  Er¬ 
eigniss  zu  gebührender  Nacheiferung  mitgetheilt,  worauf 
dann  diese  revolutionäre  Versammlung  mit  deni  Ausdruck 
der  vollen  Zuversicht  auseinandergeht,  dass  Gott  ihren 
weisen  Massregeln  seine  Zustimmung  nicht  werde  ver¬ 
sagen  können. 

Wichtiger  war  ihnen  aber  dennoch,  trotz  dieser  from¬ 
men  Worte,  die  Sicherheit  zu  gewinnen,  dass  die  irdi¬ 
schen  Lenker  der  damaligen  Weltgeschicke  sie  ebenfalls 
ertheilen  werden  und  zu  diesem  Zwecke  richten  sie 
in  allererster  Linie  an  ihren  alten  Feind  Bonaparte 
ein  ziemlich  kriechendes  Schreiben,  dessen  Kopie  sie 
nicht  ermangeln  unter  der.  Hand  auch  dem  russischen 
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Gesandten  in  Paris  zukommen  zu  lassen  «  pour  qiie  Sa 
Majeste  Imperiale  daigne  approuver  le  projet,  qii’il  a  plu 
au  Ciel  de  benir*)  et  qu’elle  nous  accorde  la  haute  pro¬ 
tection,  dont  nous  avons  tant  de  besoin  pour  consolider 
un  etat  de  choses,  qui  assurera  la  tranquillite  de  toute 
une  nation,  laquelle  inetträ  au  nombre  de  ses  titres  les 
plus  honorables  celui  d’etre  redevable  de  son  bonheur 
au  glorieux  souverain  de  toutes  les  Riissies.  »  (Prot, 
pag.  33.) 

Der  Brief  an  Bonaparte  lautete  (Prot.  p.  29.) : 

«  A  Bonaparte,  General,  Premier  Consul  de  la  Re- 
publique  frangaise : 

«  C’est  le  plus  ancien  et  le  plus  fidele  allie  de  la 
France,  c’est  le  Canton  de  Berne,  qui  s’adresse  ä  vous 
avec  la  confiance  que  lui  inspirent  et  vos  vertus  emi¬ 
nentes  et  votre  sagesse  consommee.  Le  Heros  que  tout 
frangais  cherit  comme  son  bienfaiteur  personnel  et  que 
toute  PEurope  honore  comme  l’auteur  de  sa  tranquilite, 
n’entendra  pas  saus  interet  le  vceu  d’un  peuple  entier,. 
qui  le  supplie^  de  proteger  la  justice  de  sa  cause  et  qui 
vient  la  soumettre  ä  son  jugement  par  l’organe  de  Mons. 
de  Mulinen.  II  vous  dira,  general  Premier  Consul,  si 
vous  daignez  Pentendre,  que  la  Suisse  soumise  depuis 
plus  de  quatre  aus  ä  un  Gouvernement,  qui  pretendait. 
reunir  ä  un  centre  commun  des  interets  entierement 
opposes,  a  souffert  dans  toutes  ses  parties  des  mauK 
violens,  suite  inevitable  d’un  ordre  de  chose  incompa- 
tible  avec  les  moeurs  et  les  usages  antiques  si  chers  ä 
ses  habitans. 


*)  Ohne  die  Approbation  der  Russischen  Majestät  waren  somit 
sogar  die  Beschlüsse  des  Himmels  noch  nicht  defiuitif  gültig. 
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Le  sejour  des  armees  frangaises  n’avait  point  permis 
aiix  peiiples  de  la  Suisse  d’emettre  librement  leur  voeu 
et  le  Gouvernement  qui  la  regissoit,  etouffoit  nos  voix 
toutes  les  fois,  qu’elles  tentaientde  percer  jusques  ä  vous. 
Mais  ä  peine  vos  armees  se  sont-elles  retirees,  ä  peine 
les  Suisses  ont-ils  appris  par  la  Lettre,  que  votre  Am¬ 
bassadeur  le  Citoyen  Verninac  ecrivoit  au  Gouvernement 
en  date  du  29  Messidor  an  10,  que  votre  confiance  en 
la  sagesse  du  peuple  helvetique  et  votre  repugnance  ä 
vous  immiscer  dans  les  affaires  domestiques  des  autres 
nations ,  vous  decidoient  ä  retirer  vos  bataillons ,  que 
l’esperance  est  venue  ranimer  tous  les  coeurs  et  que  le 
voeu  imanime  des  Suisses  s’est  fait  entendre  de  toutes 
parts. 

Dejä  les  Cantons  d’Ury,  Schwyz  et  Unterwalden,  qui 
avaient  si  souvent  fait  de  vaines  tentatives  pour  recon- 
querir  leur  aucienne  liberte,  etoient  en  pleine  insurrec- 
tion  contre  le  Gouvernement  oppressif,  qui  les  tenoit 
SOUS  le  joug.  Dejä  ceux  de  Schafhouse,  Zoug,  Glaris, 
Appenzell  et  les  Grisons  marchoient  sur  leurs  traces, 
dejä  le  Canton  de  Zürich,  le  premier  en  rang  dans  la 
ci-devant  confederation  Helvetique,  avoit  rejete  les  ordres 
de  ce  meine  Gouvernement  et  s’etoit  oppose  ä  l’entree 
de  ses  troupes,  en  soutenant  un  Siege  dont  sa  metropole 
est  sortie  victorieuse,  quand  les  Paysans  de  nos  mon- 
tagnes  et  ceux  de  l’Argovie,  Canton  demembre  de  Berne, 
se  sont  leves  en  masse  et  par  un  mouvernent  spontane 
se  sont  adresse  ä  nous  comme  ä  leurs  anciens  Gouver- 
nans,  et  nous  donnant  le  titre  de  Peres,  nous  ont  sup- 
plie  de  nous  mettre  ä  leur  tete  et  de  marcher  contre 
Berne  pour  reconquerir  le  libre  exercice  de  ces  antiques 
loix,  gravees  en  traits  de  feu  dans  le  coeur  de  tous  nos 
compatriotes,  et  qui  leur  sont  devenues  mille  fois  plus 


516 


oberes,  depuis  qu’ils  ont  eu  la  funeste  experience  d’une 
revolution  devastatrice  et  de  tous  les  malbeurs  qiii 
marcbent  ä  sa  suite.  Ce  voeu  si  ardent,  que  nous  ont 
exprime  avec  taut  d’energie  nos  simples  et  honnetes 
Montagnards,  ce  voeu,  vous  n’en  doutez  pas  General 
Premier  Consul,  n’avait  jamais  cesse  d’etre  le  notre. 
L’antique  bravoure  Helvetique  avait  bien  pu  se  trouver 
comprimee  par  des  forces  maj eures,  contre  lesquelles 
toute  resistance  est  vaine,  mais  eile  cbercboit  avec  ar- 
deur  l’occasion  de  reparoitre  au  jour;  et  si  notre  valeu- 
reux  Compagnon  de  Werdt  est  le  seul  d’entre  nous  qui 
ait  fait  ä  sa  patrie  le  sacrifice  effectif  de  sa  vie,  croyez- 
nous  Bonaparte,  nous  l’avions  tous  fait  au  fond  de  nos 
Coeurs.  Oui  nous  avions  tous  jures  d’une  commune  voix 
au  Dien  Tout-Puissant,  Protecteur  de  la  Justice  et  ven- 
geur  de  Pinnocence,  de  mourir  aux  portes  de  notre  ville, 
ou  d’en  cbasser  nos  tyrans.  Le  Ciel  a  exauce  nos  voeux 
en  permettant  qu’une  poignee  de  braves  gens  mit  en  fuite 
un  Gouvernement  entoure  d’une  force  beaucoup  plus  con- 
siderable  et  quand  vous  saurez  les  details  de  l’affaire  du 
18  Septembre,  nous  osons  nous  flatter,  que  le  premier 
Heros  du  monde  nous  accordera  quelque  estime.  —  Ce 
que  vous  dit  aujourd’bui  le  Canton  de  Berne,  tous  les 
autres  vous  le  diront  incessamment  ä  mesure,  qu’ils  se 
debarasseront  de  leurs  fers,  et  qu’ils  retabliront  leurs 
anciennes  constitutions,  modifiees,  ainsi  que  la  notre,  seien 
que  les  circonstances  peuvent  l’exiger. 

Monsieur  de  Mulinen  entrera  dans  tous  les  details 
que  vous  pourriez  desirer  sur  les  cbangements  que  nous 
travaillons  sans  reläcbe  a  y  apporter;  ils  tendent  tous 
ä  etablir  une  egalite  de  droit  politique  (!)  qui  contentant 
tous  les  partis,  assurera  la  tranquilite  dans  notre  patrie, 
dont  les  interets  generaux  seront  confies  ä  une  diete 
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permanente,  composee  des  deputes  de  toiis  les  Cantons 
et  forjnant  la  seule  centralile  cornpatible  avec  le  veri- 
table  bonheur  du  peuple  Suisse.  Nous  attendons  du  Chef 
actuel  de  l’Empire  Frangais,  la  meine  protection,  dont  les 
Kois  de  France  ont  toujours  honore  la  confederation  Hel- 
vetique,  et  nous  lui  offrons  de  notre  cote  le  meine  zele, 
le  meine  attachement  et  la  meine  fidelite,  qui  jusques  au 
10  Aoüt  1792  distingue  si  honorablement  les  regimens 
Suisses  au  Service  de  France. 

^^ous  sommes  prets  ä  renouveller  avec  vous  ces 
Alliances  solennelles,  que  nous  jurerons  aujourd’hui  au 
uom  de  tous  les  peuples  de  nos  Cantons,  et  ces  engage- 
ments  pris  avec  un  Gouvernement  paternel  seront  bien 
plus  religieusement  observes  et  bien  mieux  garantis  par 
la  volonte  generale,  qu’il  ne  pouvoient  l’etre  par  un  Gou¬ 
vernement,  qui  n’a  pas  joui  un  seul  instant  de  la  con- 
fiance  publique.  L’Ftat  de  fuite  de  ce  Gouvernement  et 
la  desertion  presque  totale  de  son  armee,  qui  accourt 
SOUS  nos  drapeaux,  est  une  preuve  bien  evidente  du  peu 
d’attachement,  qu’il  inspire  et  du  peu  de  partisans  qu’il 
a  SU  se  faire. 

Le  Gouvernement  que  nous  formons  aujoud’hui  pour 
le  bonheur  de  la  Suisse  ne  pourra  pas  manquer  son  but, 
si  le  Heros  qui  tient  dans  sa  main  les  destinees  de  l’Fu- 
rope,  daigne  dire  un  seul  mot  pour  l’appuyer.  Voilä 
General  Premier  Consul,  oü  tendent  tous  nos  voeux. 
Puissiez-vous  ne  les  pas  rejeter,  puissiez-vous  vous  ac- 
querir  ce  titre  ä  la  reconnaissance  de  tous  les  Suisses, 
et  puisse  votre  nom  etre  mele  bientot  dans  les  cris  de 
joye,  que  notre  peuple  pousse  au  Ciel  depuis  le  moment 
de  notre  succes.  » 

Niedriger  hat  nie  eine  schweizerische  Behörde  einem 
auswärtigen  Machthaber  sich  zu  Füssen  gelegt,  selbst 
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wenn  sein  Lob  ihr  aus  dem  Herzen  kam,  was  hier  auch 
nicht  entfernt  der  Fall  war.  (Vgl.  pag.  523  u.  525  Anm.) 

Die  Ordnung  der  inneren,  bernischen  Angelegen¬ 
heiten,  die  ja  einstweilen  in  guten  Händen  waren,  machte 
der  provisorischen  Regierung  trotz  dieser  Versprechungen 
an  Bonaparte,  Gleichheit  der  politischen  Rechte  herzu¬ 
stellen,  geringere  Sorgen  und  theilt  sie  schon  am  Ersten 
Tage  ihres  Bestehens  dem  Dragonerhauptmann  Fischer 
von  Erlach,  der  ein  Konstitutionsprojekt  abgefasst  hat, 
mit,  dass  seine  wohlgemeinten  Bemühungen  jetzt  nicht 
am  Platze  seien,  womit  bereits  jeder  allfällige  Zweifel 
über  ihre  wahren  Absichten  als  gehoben  erscheint.  (Prot, 
pag.  12.)  Vollends  wird  dann  später  in  einer  Note  vom 
1.  Oktober,  die  ein  höchst  merkwürdiges  Aktenstück  in 
Form  und  Inhalt  ist,  auch  der  Tagsatzung  von  Schwyz, 
die  die  Absendung  eines  zweiten  Gesandten  «vom  Land  » 
begehrt  hatte,  das  Unziemliche  eines  solchen  «in  den 
Annalen  unserer  Geschichte  so  neuen,  von  so  unabseh¬ 
baren  Folgen  begleiteten »  Antrags  « mit  wahrer  Be¬ 
kümmerniss  »  verwiesen  und  erklärt,  dass  überhaupt 
Niemand,  ausser  eben  «  einige  verworfene  Jacobiner  », 
eine  Verfassung  wünsche.  «  Wenn  wir  die  Frage  —  sagt 
die  Standeskommission  —  von  der  Demokratisirung  der 
aristokratischen  Cantons,  worzu  die  allen  unseren  Staats- 
gesäzen  und  der  immerwährenden  Hebung  zuwider  lau¬ 
fende  Erwählung  eines  Mannes  vom  Land  der  allererste 
Schritt  werden  sollte,  als  Staatsmänner  nach  den  eigent¬ 
lichen  wahren  Grundsätzen  des  allgemeinen  Wohls  unpar- 
theyisch  untersuchen,  so  finden  wir  im  eigentlichsten 
Sinn  darin  weder  mehr  noch  weniger,  als  den  Ruin  des 
Ganzen.  Der  Wohlstand  von  Bern  ist  mit  dem  Wohlstand 
des  Landes  unzertrennlich  verknüpft,  von  Bern  als  der 
Pflegemutter  des  ganzen  geht  die  Ersparniss  des  Städters 
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ins  Land,  dort  findet  er*)  Anstalten  für  Armuth  und 
Krankheit,  Hilfe  die  ihm  seine  Gemeinde  nicht  zu  leisten 
vermag,  dort  findet  er  Vorschüsse  zu  wichtigen  Unter¬ 
nehmungen,  dort  und  dort  findet  er  allein  Credit  — 
wäre  unser  Land  nach  jener  Flugschrift**)  democratisirt, 
so  trittet  die  Selbstsucht  an  die  Stelle  des  Gemein¬ 
geists  (!),  der  Städter  macht  ein  Corpus,  der  Landbewohner 
ein  anderes  aus  und  statt  der  von  unsern  Vättern  uns 
zur  Bewahrung  hinterlassenen  wohlthätigen,  auf  das  Heil 
aller  Theilen  berechneten  Constitution,  böte  das  Ganze 
nun  nichts  mehr  denn  als  einen  Widerstreit  von  In¬ 
teresse  dar,  deren  Vereinigungsband  durch  die  Verfas¬ 
sung,  die  es  gründen  sollte,  zerrissen  wäre.»  (Prot, 
pag.  71.) 

Von  einer  Verfassung,  oder  irgend  einer  Betheiligung 
des  Volkes  an  der  Regierung,  ist  also  keine  Rede. 

Dagegen  besetzt  diese  willkürliche  Regierung  alle 
Aemter  zu  Stadt  und  Land  mit  ihren  Vertrauten  und 
führt  auch,  da  einmal  die  Kommissionen  an  der  Tages¬ 
ordnung  sind ,  sogar  eine  «  Kriminalkommission  »  mit 
einem  summarischen  Verfahren  ein,  die  mit  Tod  alle  Auf¬ 
wiegler,  «  alle  diejenigen,  welche  sich  gegen  die  gegen¬ 
wärtig  bestehende  Ordnung  verbünden,  alle  die  in  offenem 
Aufruhr  ergriffen  werden  und  durch  Zusammenrottungen 
oder  einzeln  etwas  gegen  ihre  Vorgesetzte  Behörde  mit 

*)  Unter  „er“  ist  natürlicli  der  Landbewohner  gemeint.  Wir 
geben  eben  den  ganzen  etwas  mangelhaften  deutschen  und  franzö¬ 
sischen  Styl  der  Standeskommission  immer  gerade  so,  wie  er  ist. 

Es  ist  eine  damals  in  Olten  herausgekommene  Flugschrift 
gemeint.  Dort  hatte  eine  der  Standeskommission  sehr  unangenehme 
„inkonstitutionelle“  Volksversammlung  stattgefunden,  die  das  Ee- 
sultat  hatte,  dass  sich  der  Kantou  Solothurn  von  der  Berner  Politik 
trennte  und  einen  zweiten  Abgeordneten,  Conrad  Munzinger  von 
Olten,  nach  Schwyz  schickte  (Vgl.  Prot.  68). 


520 


Gewalt  zu  ertrotzen  versuchen  würden  »  —  d.  h.  also 
so  ziemlich  alle  ihre  Gegner  —  bestrafen  soll.  Körper¬ 
licher,  ganz  willkürlicher  Bestrafung  durch  diese  Kom¬ 
mission  verfällt  vollends  eigentlich  Jeder,  der  nicht  der 
provisorischen  Kegierung  Vorschub  leistet.  (Prot.  p.  65.) 
Zum  Glück  für  Bern  schrieb  gerade  am  nämlichen  Tage^ 
an  dem  diese  «  Sternkammer  »  eingesetzt  wird,  (30.  Sept.),. 
Jemand  in  St.  Cloud  ein  anderes  Dekret,  das  dem  Allem 
ein  Ende  machte. 

Die  schweizerische  Politik  der  Standeskom¬ 
mission  besteht  nach  einem  Schreiben,  das  sie  an  die 
zu  Schwyz  versammelte  Tagsatzung  richtete  und  der  In¬ 
struktion  ihres  Abgesandten,  Job.  Budolf  Sinner  (p.  19 
u.  folg.)  darin:  zu  verlangen,  dass  die  künftige  Central¬ 
regierung  der  Schweiz  ein  Senat  sein  solle,  nach  Mass¬ 
stab  des  Flächeninhaltes  der  Kantone  zusammengesetzt, 
mit  einem  «  billigen  Vorzug  »  überdies s  noch  der  alten 
Kantone  gegenüber  den  neuen,  welche  Centralbehörde 
jedoch  « möglichst  eingeschränkt  und  in  gewöhnlichen 
Zeiten  nicht  bemüssigt  sein  soll,  von  den  Kantonen  Bei¬ 
träge  zu  fordern.  »  Der  «  grösste  Stein  des  Anstosses  » 
ist  der  Standeskommission  die  Frage,  wer  die  helveti¬ 
schen  Schulden  bezahlen  soll  und  hiebei  soll  dann  der 
Gesandte  mit  Vorsicht  und  Klugheit  dafür  sorgen,  dass 
nicht  der  Flächeninhaltsmassstab,  (wie  oben),  sondern  die 
«  billige  Bücksicht  auf  das  Interesse  des  hiesigen  Can- 
tons  »  zur  Geltung  gelange.  Endlich  wird  von  den  de¬ 
mokratischen  Kantonen  bei  der  Tagsatzung  in  Schwyz, 
vermuthet,  sie  möchten  sich  zu  viel  obere  Offiziersstellen 
bei  der  künftigen  Armee,  die  nicht  im  Verhältniss  zu 
ihrer  Bevölkerungszahl  ständen,  sichern,  oder  gar  den 
Kanton  Bern  etwas  demokratisiren  wollen. 
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Da  soll  dann  der  Gesandte  Sinner  eindringlich  vor¬ 
stellen»,  dass  das  Bernische  Volk  nicht  dafür,  sondern 
blos  für  Herstellung  seiner  alten  Regierung  die 
Waffen  ergriffen  habe"'),  und  dass  wenn  man  nicht  von 
dem  durch  die  alte  ,  wie  durch  die  neue  Constitution 
festgesetzten  Grundsatz  ausgehe ,  dass  sich  kein  Canton 
unberuffen  in  die  inneren  Angelegenheiten  des  andern 
mischen  soll ,  dadurch  die  grösste  Unordnung  in  der 
ganzen  Schweiz  und  vielleicht  gar  eine  Regierungsform 
entstehen  könnte,  die  selbst  Frankreich  dermalen  scheue». 
(Prot.  pag.  23.) 

Auf  diese  dürftige  Regierungsweisheit ,  —  stolz  nach 
unten ,  demüthig  nach  oben ,  falsch  gegen  die  eigenen 
Bundesgenossen,  ohne  Sinn  für  die  werdende  Zeit  und 
ohne  Gewissen  für  die  kaum  gemachten  Versprechungen  — 
beschränkt  sich  Alles,  Avas  diese  provisorische  Regie¬ 
rung  der  Schweiz  innert  dem  kurzen  Zeitraum  ihres  Be¬ 
stehens  zu  Tage  fördert.  Von  ihr  war  nichts  Anderes 
zu  erwarten,  als  möglichste  Restauration  der  alten  aus- 

Damit  dasselbe  nicht  etwa  andere  Meinungen  äussere  ,  wird 
„bei  gegenwärtigen  Umständen  eine  strenge  Censur  der  Zeitungen 
nöthig“  befunden  und  Herr  Archivarius  Eis  mit  diesem  „pensum“ 
betraut.  (Prot.  60.)  Und.  ebenso  werden  „zwei  Männer  von  sehr 
schlechten  politischen  Grundsätzen“,  Moser  und  Hofmann  ,  die  sich 
bei  dem  Erziebungsinstitut  in  Aarau  angestellt  befinden,  von  denen 
der  Eine  sogar  ehemals  Schreiber  bei  dem  helv.  Direktorium  gewesen, 
sogleich  fortgewiesen,  „da  M.  G.  H.  nicht  zugeben  können,  dass  die 
Erziehung  der  Jugend  in  Händen  von  solchen  Leuten  verbleibe.“ 
(Prot.  67.)  Es  kommt  also  bezüglich  dieser  angeblichen  Yolksstim- 
mung,  auf  die  sich  die  Kegierung  wiederholt  beruft,  gegenüber 
solchen  Massregeln  und  ihrer  „Criminalcommission“  wohl  wieder  auf 
die  Bemerkung  einer  Broschüre  vom  März  1798  hinaus:  „es  sei  für 
das  Yolk,  das  Leben,  Freiheit,  Yermögen  und  Familie  liebe,  ziem¬ 
lich  schwer,  sich  freimüthig  gegen  eine  Kegierung  zu  erklären, 
welche  aus  Flinten  und  Kanonen  darauf  antworte.“  (Antwort  an 
die  Ausschüsse  des  bernischen  Yolkes,  5.  März  1798.) 
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gelebten  Eidgenossenschaft  vor  1798  mit  einem  etwaigen 
Schattenbild  von  Centralregierung  in  «einseitig  Bernischem 
Interesse.  Niemand  traute  ihr  ganz,  nicht  einmal  die 
Tagsatzung  von  Schwyz,  mit  der  sie  am  25.  September 
einen  förmlichen  Beitrittsvertrag  abschloss.  (Prot.,pag.  38.) 
Am  wenigsten  aber  vollends  Bonaparte,  der  diese  Art  von 
Leuten  schon  von  1797  her  kannte.  (Vergl.  pag.  121.) 

Am  5.  Oktober  bereits  (pag.  93)  fällt  daher  in  diese 
Maienblüthe*)  der  vollen  aristokratischen  Reaktion  die 
höchst  unerwartete  Ankunft  des  Generals  Rapp  (von  der 
wir  noch  sprechen  werden),  und  bald  tritt  «  zu  unserem 
wahren  Herzeleid  »  noch  einmal  die  «  ausgejagte  »  hel¬ 
vetische  Regierung  in  « unserer  Stadt  Bern  »  auf  die  po¬ 
litische  Bühne  und  die  Standeskommission  selbst  muss 
dieselbe  vor  dem  unwiderstehlichen  Willen  des  nämlichen 
Heros,  dem  sie  vor  Kurzem  ihre  so  aufrichtigen  Hul¬ 
digungen  darbrachte,  verlassen. 

Von  Muth  oder  Entschluss,  sich  gegen  diesen  neuen 
Angritf  Frankreichs  zur  Wehre  zu  setzen ,  zeigte  die 
Standeskommission  keine  Spur.  Im  Gegentheil  hat  sie 
noch  ihre  letzten  Tage  mit  politischer  Heuchelei  gegen¬ 
über  ihrem  eigenen  Volke,  dem  sie  wenigstens  Wahrheit 
schuldig  war,  befleckt. 

Am  5.  Oktober  wird  noch  eine  Proklamation  an  die 
Bewohner  des  Kantons  Bern  beschlossen,  worin  es  wört¬ 
lich  heisst: 

«Wenn  daher  einstweilen  der  Fortgang  der  Waffen 
in  der  Waadt  in  etwas  unterbrochen  wird,  so  sehe  man 
darin  blos  eine  dem  Abgesandten  von  Frankreichs  grossem 
Consul  schuldige  Achtung ,  und  keineswegs  den  Inhalt 
seiner  Aufträge ;(!)  man  sehe  darin  jene  Mässigung,  jene 


Der  Zeit  nach  mehr  den  Altweibersommer. 
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Ordnungsliebe,  die  die  siegreichen  Truppen  auszeichnet, 
und  keineswegs  eine  Lähmung  ihrer  Kräfte  oder  ihres 
Willens.  Jedermann  beruhige  sich  also  über  diese  Ereig¬ 
nisse  ,  die  in  wenig  Tagen  vorübergehn  und  hoffentlich 
zum  Heil  der  Schweiz  ausfallen  werden,  wenn  Bonaparte, 
ihr  mächtiger  Verbündete,  über  die  Lage  der  Dinge  genau 
berichtet,  und  den  ungezwungenen  Wunsch  des  Schwei¬ 
zervolks  vernommen  haben  wird. 

Wir  ermahnen  daher  Jedermann  ernstlich  zur  Ruhe 
und  Ordnung,  indem  die  öffentliche  Sicherheit  gegen  jeden 
Ruhestörer  und  Aufwiegler  mit  Nachdruck  gehandhabet 
werden  wird.»  (Prot.  pag.  95.) 

An  den  Rathsherrn  Sinner  in  Schwyz  dagegen  wird 
gleichzeitig  geschrieben,  Bonaparte  wolle  sich  die  Ehre 
der  Wiederherstellung  der  Schweiz  aneignen,  es  sei  noth- 
wendig,  «  seine  Eigenliebe  zu  schonen  »  und  der  Gewalt 
nachzugeben;  «es  sei  aber  an  dem,  die  Sache  so  einzu¬ 
leiten  und  in  eine  solche  Form  zu  bringen,  dass  Alles, 
was  geschehe,  nicht  als  freier  Wille,  sondern  als  Gewalt 
erscheine»,  das  heisst  mit  andern  Worten,  bei  gelegener 
Zeit  wieder  umgestürzt  werden  könne.  (Prot.  pag.  105.) 

Ja  es  ist  beinahe  komisch,  in  diesen  Akten  zu  lesen, 
wenn  es  nicht  so  traurig  wäre  ,  wie  nun  plötzlich  noch 
verspätete  Anstrengungen  gemacht  werden,  um  das  Volk 
zu  gewinnen,  indem  am  7.  Oktober  ein  Professor  Zeen- 
der  den  Auftrag  erhält,  eine  Zeitung  zu  verfertigen, 
welche  gratis  allen  Beamten  zukommt,  und  am  10.,  als 
die  Auflösung  der  Standeskommission  schon  eine  fest¬ 
beschlossene  Sache  war ,  sogar  noch  zum  Schein  eine 
Verfassungsarbeit  vorgeschlagen  wird. 

«Von  Herrn  Hauptmann  Gruber  ist  vor  M.  G.  HH. 
der  Standes  -  Commission  der  Anzug  gefallen:  an  dem 
Entwurf  einer  Cantonaiverfassung  unverzüglich  Hand  an- 
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ziilegen  ,  durch  welchen  dem  Bedürfniss  von  Stadt  und 
Land  bestmögdich  entsprochen  und  das  allgemeine  Beste 
erzwecket  werden  könnte.  Zu  dem  End  sofort  eine  Com¬ 
mission  niederzusetzen,  die  diesen  Gegenstand  bearbeite, 
um  dadurch  noch  vor  Auflösung  der  Standes- 
Commission  ein  öffentliches  Denkmal  und  Be¬ 
weis  Ihrer  vaterländischen  Gesinnungen  auf¬ 
zustellen.»  (Prot.  pag.  121.)  Diese  Commission  wurde 
in  der  That  aus  den  HH.  Professor  Tscharner,  Landvogt 
Freudenreich,  von  Graffenried-Burgistein  und  Fürsprech 
Gruber  bestellt.  Das  Resultat  ihres  Nachdenkens  über 
dieses  Denkmal  patriotischer  Gesinnung  ist  aber  leider 
nicht,  wie  s.  Z.  dasjenige  des  Herrn  Karl  Ludwig  von 
Haller,  bekannt  geworden. 

Am  17.  Oktober,  am  Vorabend  des  Wiedereintreffens 
der  helvetischen  Regierung  in  Bern,  verwandelte  sich  die 
Standeskommission  in  das,  was  sie  eigentlich  ihrer  Natur 
nach  beständig  gewesen  war ,  ein  (fortan  geheimes)  re¬ 
volutionäres  Comite,  mit  folgender  Zuschrift  an  den  von 
ihr  s.  Z.  eingesetzten  Regierungsstatthalter  von  Bern, 
Oberland  und  Aargau,  David  Bay: 

«  In  Betrachtung  der  obwaltenden  Umständen,  und 
durch  die  von  der  französischen  Regierung  herrührende 
Obergewalt  gezwungen,  haben  M.  g.  HH.  der  Stands-Com¬ 
mission  beschlossen,  Ihre  Verrichtungen  für  einstweilen 
zu  suspendiren,  mithin  dermahlen  keine  Sitzungen  mehr 
zu  halten.  Hingegen  ist  zu  Beybehaltung  der  Ruhe  und 
Ordnung  im  Land  unumgänglich  nöthig ,  dass  Sie  Herr 
Statthalter  in  Ihren  Verrichtungen  fortfahren.  Es  ge¬ 
langet  demenach  Mr.  g.  HH.  allerfreundlichstes  und  drin¬ 
gendes  Ansuchen  an  Euch,  tit. ,  zufolg  der  von  General 
Rapp  erhaltenen  Authorisation  Ihre  Stelle  noch  ferners 
beyzubehalten.  Obschon  M.  g.  HH.  sich  nicht  mehr  öffent- 
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lieh  versammeln,  so  werden  doch  diejenigen  Mitglieder 
der  Standes- Commission  ,  die  in  der  Stadt  verbleiben, 
sich  eine  Freude  und  zur  Pflicht  machen.  Euch  in  allem 
was  von  Ihnen  abhangen  mag ,  an  die  Hand  zu  gehen 
und  mit  Rath  und  That  bestmöglich  beyzustehen. »  (Prot, 
pag.  152.) 

Als  solches  Comite  fungirt  sie  dann  noch  laut  Pro¬ 
tokoll  bis  zum  22.  Oktober  —  bezeichnender  Weise  ge¬ 
rade  bis  zur  Ankunft  Ney ’s  in  Bern ,  den  sie  mehr 
fürchtete  als  die  Helvetische  Regierung  — •  und  sie  scheint 
selbst  während  der  Mediatiouszeit  einen  gewissen  Fort¬ 
bestand,  in  Hoffnung  besserer  Zeiten,  gehabt  zu  haben. 
Denn  ihre  Rechnungen  sind  erst  lange  nachher,  im  März 
1808,  liquidirt  worden  (Prot.,  Nachtr.  p.  161),  und  sie 
feierte  in  der  That  eine  förmliche  Wiederauferstehung  in 
der  berüchtigten  Proklamation  vom  24.  Dezember  1813*). 

Wir  köiineu  nicht  unterlassen,  dieselbe  noch  als  noth wen¬ 
diges  Seitenstück  zu  derjenigen  vom  21.  Sept.  1802  und  zu  dem 
Brief  an  Bonaparte  hier  abzudrucken  und  sprechen  überhaupt  die 
Yermuthung  aus,  dass  eine  vollständige  Bekanntschaft  mit  allen 
Privatpapieren  jener  Zeit  eine  grössere  Verbindung  zwischen  dem 
17.  Oktober  1802  und  24.  Dezember  1813  herausstellen  möchte,  als 
bisher  angenommen  wird. 

Proklamation. 

Wir  Statthalter,  Eäth  und  Burger  der  Stadt  und  Republik  Bern, 
thun  kimd  hiemit: 

Schon  sind  11  Jahre  verflossen  seit  dem  Unser  Yatterland  durch 
die  damals  freye  Aeusserung  Unsers  Willens  und  Unsrer  Kraft  wieder 
hergestellt  und  Unser  ehrwürdige  Staaten-Yerein  auf  der  Tagsatzung 
zu  Schweiz  aufs  Reue  wieder  sollte  beschworen  werden:  als  Uns  der 
fj’anzösische  Kaiser  durch  die  Yermittlungsakte  eine  willkührliche 
Eintheilung  der  Schweiz  und  mit  derselben  die  ihme  beliebige  Ver¬ 
fassung  aufgedrungen. 

Was  Y4r  Uns  durch  Uehermacht  gezwungen  seit  derselben  Zeit 
haben  müssen  gefallen  lassen,  wie  man  Uns  die  wichtigsten  Theile 
Unserer  Grenzen  entrissen,  wie  Wir  Uns  fremden,  Unserm  Wohl 
entgegengesetzten  Polizey-Gesetzen  unterwerfen,  fremder  Eroberungs- 
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Und  noch  einmal  kam  in  Folge  dieser  zähen  Beharr¬ 
lichkeit  der  alten  regimentsfähigen  Kaste  ein  21.  Sep¬ 
tember,  an  welchem  die  Geschicke  des  einünssreichsten 

sucht  dienen  und  mit  übermässigen  Belästigungen  zu  den  entfern¬ 
testen  Kriegen  die  Söhne  ünsers  Yaterlandes  aufopfern  müssen,  das 
ist  Euch  Liebe  und  Gletreüe  nur  zu  bekannt. 

Den  Befreyern  von  Eüropa,  den  H.  H.  allierten  Mächten,  ver¬ 
dankt  also  auch  Unser  Land  die  Fähigkeit,  wieder  an  Heilung  seiner 
Wunden  in  ungetrübter  Buhe  zu  arbeiten  —  die  Vermittlungsakte 
ist  aufgehoben,  und  an  deren  statt  soll  das  Werk  vollendet  werden, 
das  Wir  im  Jahr  1802  mit  edler  Buhe,  ernstem  festen  Sinn,  und 
ohne  Einwirkung  einiger  Leidenschaften  begonnen  hatten. 

Der  Tit.  Cantons  -  Bath  hat  die  ihme  übertragene  Begierung 
niedergelegt ,  und  jeder  Bechtschatfene  ist  den  würdigen  Männeren, 
die  mit  so  viel  Sorgfalt,  Gerechtigkeitsliebe,  üneigennützigkeit  und 
Aufopferungen  die  beschwerlichen  Stellen  bekleidet,  den  aufrichtig¬ 
sten  Dank  schuldig. 

Wir  haben  nun  einer  in  Unserer  Grossen  Baths  -  Versammlung 
heute  den  24.  dies  niedergesetzten  Hohen  Standes-Commission 
die  Leitung  der  Geschäften  bis  zur  nächst  bevorstehenden  Ergänzung 
des  Souverainen  Bathes  übertragen:  und  befehlen  allen  Administrativ- 
und  Civil-Unterbehörden  und  Beamteten,  sowohl  im  dermaligen  Can- 
ton  Bern,  als  in  den  abgerissenen  Theilen  desselben,  Waadt  und 
Argau,  mit  der  grösten  Wachsamkeit  und  Thätigkeit  für  Buhe  und 
Ordnung  zu  sorgen,  in  ausserordentlichen  Fällen  aber  sich  an  Hoch- 
dieselbe  zu  wenden. 

Von  Empfang  dieser  Proklamation  an  sollen  die  beyden  Begie¬ 
rungen  in  Argau  und  Waadt,  sowohl  als  alle  ihre  Unterbeamten, 
die  mit  Einnahme  öffentlicher  Gelder  beauftragt  sind,  ihren  Cassen- 
Bestand  mit  authentischen  Belegen  unterstüzt  festsezen  und  selbigen, 
so  wie  alle  noch  eingehenden  Gelder,  unter  persönlicher  Verant¬ 
wortlichkeit  der  betreffenden,  zu  unseren  Verfügungen  bereit  halten; 
desgleichen  befehlen  Wir  auch,  dass  alle  Militair-Vorräthe  an  Waffen, 
Pulver  etc.  von  nun  an  versiegelt,  unverändert  gelassen,  und  für  ge¬ 
treue  Verwahrung  derselben  gesorget  werden. 

Da  nun  die  Armeen  der  H.  H.  allierten  Mächten  bey  ihrem 
Durchmarsch  durch  die  Schweiz  auch  Unsern  Canton  betretten ,  so 
befehlen  Wir  hiemit  allen  Unsern  Unterthanen,  selbige  freundschaft¬ 
lich  aufzunehmen ,  und  das  von  den  Tit.  Offizieren  und  Quartier- 
meistern  geforderte  willig  gefolgen  zir  lassen. 
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Kantons  der  Eidgenossenschaft,  —  diessmal  auf  volle 
16  Jahre  hinaus,  —  wirklich  durch  eine  solche  einseitige 
Besitzergreifung  von  der  obersten  Gewalt  —  die  sog. 
«urkundliche  Erklärung»  vom  21.  September  1815  —  an¬ 
statt  durch  eine,  eines  republikanischen  Volkes  würdige 
Verfassung,  festgestellt  wurden.  — 

Das  Schicksal  dieses  späteren  Versuches  und  der 
weitere  Verlauf  der  gesammten  aristokratischen  Restau¬ 
ration  in  der  Schweiz,  die  durch  die  Berner  Standes¬ 
kommission  von  1802  eingeleitet  und  durch  diejenige 
von  1813  fortgeführt  wurde,  gehört  nicht  mehr  in  diese 

Die  alte  ehrwürdige,  durch  Jahrhunderte  von  wachsendem  Wohl¬ 
stand  bewährte  Verfassung  des  Cantons  Bern  soll  immerhin  die  Grund¬ 
lage  des  künftigen  Staatsgehäudes  bleiben,  allein  hey  Ergänzung  des 
Grossen  Raths  werden  Wir  von  hohem  und  allgemeinen  Grundsäzen 
ausgehen,  die  dem  Staat  eine  ausgedehntere  Grundlage  und  somit  für 
die  Zukunft  eine  mehrere  Festigkeit  gewähren  sollen  Männer  von 
Bildung  und  Fähigkeiten  aller  Stände  sollen  aus  allen  Theilen  des 
Cantons  nicht  nur  von  der  Regierung  nicht  ausgeschlossen ,  sondern 
da  aufgesucht,  und  zu  unmittelbarem  Antheil  an  Regierungsgeschäften 
gezogen  werden ,  wo  sie  ihre  Brauchbarkeit,  ihre  Rechtschaffenheit 
und  ihre  Gesinnungen  thätig  werden  bewährt  haben;  und  überdiess 
soll  eine  bedeutende  Anzahl  Familien  sowohl  aus  dem  Argau  und 
der  Waadt,  als  aus  dem  gegenwärtigen  Berner-Gehiet  in  das  Burger- 
Recht  von  Bern  aufgenommen  werden. 

Wir  wollen  alle  bisher  gesezlich  getroffene  Loskäufe  von  Zehn- 
den,  Bodenzinsen,  u.  dgl.  in  Kraft  bestehen  lassen. 

Nach  der  Weise  Unserer  in  Gott  ruhenden  Regiments-Vorfahren 
werden  Wir  bisherige  Verirrungen  väterlich  übersehen  und  zu  keiner 
persönlichen  Ahndung  ziehen,  und  wenn  ihr,  Unsere  Liebe  und  Ge- 
treüe ,  diesen  Unsern  väterlichen  Gesinnungen  mit  reinem  Herzen 
entgegen  kommt,  so  wird  der  allgütige  Vater,  der  Unser  Vaterland 
bisher  so  gnädig  bewahret,  als  Er  es  in  diesem  Augenblik  wunder¬ 
voll  gerettet.  Uns  seinen  Segen  nicht  versagen,  und  Uns  des  ehmals 
genossenen  Glüks  wieder  würdig  machen. 

Gehen  in  Unserer  Grossen  Rathsversammlung  den  24.  Christ¬ 
monat  1813. 


Canzlei  Bern. 
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Geschichte.  Erst  im  Jahre  1831  ist  in  Bern  eine  Ver¬ 
fassung,  auf  annähernd  demokratischen  Grundlagen, 
noch  immer  lange  nicht  völlig  im  Sinne  der  Haller’schen 
von  1798,  geschaffen  worden;  auch  dann  noch  ohne 
aufrichtige  Betheiligung  aller  ehemals  Bevorrechteten. 
Eine  um  wie  viel  ungestörtere  und  glücklichere  Ent¬ 
wicklung  hätte  aber  dieser  Kanton  und  die  ganze  Eid¬ 
genossenschaft  wohl  gefunden,  wenn  dieselben  es  schon 
im  Jahre  1802  über  sich  vermocht  hätten,  mit  Hintan¬ 
setzung  jedes  partikularen  Interesses  einfach  zu  ihrem 
einstimmigen  Beschlüsse  vom  3.  Februar  1798  zu  stehen. 

Bern  verlor  durch  die  unglückliche  Bestaurations- 
politik  engherziger  Staatsmänner  namentlich  auch  seine 
ehemaligen,  so  schwer  vermissten  Unterthanenlande,  die 
es  auf  vernünftigeren  Grundlagen,  als  gleichberechtigte 
Landestheile  unter  dem  Schutz  einer  gemeinsamen  Ver¬ 
fassung,  wahrscheinlich  Avieder  hätte  erwerben  können.*) 

Yon  dem  Aargau  von  1802  ist  dies  ziemlich  unzweifelhaft. 
Aber  sogar  Laharpe  schrieb  noch  im  Jahre  1814  an  Monod  (IVaadt- 
länder  Regierungsrath) ,  er  habe  dem  Herrn  v.  Gingins-Chevilly, 
Mitglied  des  Souveränen  Rathes  von  Bern,  die  Erklärung  abgegeben, 
„  que  si  le  Gouvernement  de  Berne  etait  vraiment  dispose  ä  teudre 
la  main  aux  Yaudois  et  aux  Argoviens  en  leur  presentant  des  bases 
libm'ales  de  l’union  —  c’etait  le  cas  d’ecouter  avec  bienveillance..., 
enfin  que  si  j’avais  un  conseil  ä  donner  ä  leur  Gouvernement,  ce 
serait  celui  d’adresser  franchement  et  loyalement  aux  Gouvernemens 
de  Yaud  et  d’Argovie  (Petit  et  Grand  Conseil)  les  propositions,  qu’ils 
croient  pouvoir  amener  une  reunion  sincm'e  et  permanente.  “  (Brief 
vom  28.  März  1814).  Eine  solche  Proposition  erfolgte  aber  nie, 
lediglich  versicherte  der  Schultheiss  v.  Mülinen  noch  in  der  Au¬ 
dienz  vom  2.  Juni  1815  bei  Kaiser  Alexander  von  Russland,  die 
Schweiz  werde  niemals  pazifizirt  werden,  so  lange  Bern  nicht  min¬ 
destens  den  Aargau  wieder  habe,  eine  Prophezeiung  die  glücklicher¬ 
weise  nicht  in  Erfüllung  gegangen  ist  und  die  auch  schon  damals 
von  der  erhabenen  Person,  an  die  sie  gerichtet  war,  nicht  als  Po¬ 
litik,  sondern  als  Egoismus  erklärt  wurde.  (Yergl.  hierüber  den 
sehr  interessanten  Bericht  des  damaligen  aargauischen  Regierungs- 
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Und  heute,  nachdem  zwei  Generationen  vorübergegangen 
sind ,  werden  wohl  nur  noch  sehr  vereinzelte  Bürger 
dieses  Kantons  nicht  mit  tiefem  Verständniss  die  Worte 
lesen,  welche  einst  Friedrich  Cäsar  Laharpe  an  einen 
der  geistreichsten  Vertreter  des  damaligen  Aristokra¬ 
tismus  (v.  Muralt,  späteren  Seckelraeister)  richtete:  «II 
me  semble  que  les  gens  de  bien  devroient  profiter 
d’un  aussi  rare  accident,  mais  il  ne  sera  rien;  et  seule- 
ment  lorsque  le  moinent  propice  sera  passe,  on  regrettera 
de  n’avoir  pas  tire  parti  de  ces  circonstances.  Voilä, 
Monsieur,  ma  prediction.  J’ai  desire  avec  ardeur  d’etre 
utile  ä  ma  patrie,  c’est-ä-dire  ä  la  Suisse  tont  entiere,  et 
j’aurois  probablement  reussi,  si  mes  compatriotes  m’avoient 
compris ;  mais  «  barbarus  hic  ego  sum  quia  non  intelligor 
illis.  »  Les  Bubenberg,  les  d’Erlach,  et  tous  ces  hommes 
venerables,  qui  presiderent  durant  trois  siecles  au  Gou¬ 
vernement  de  Berne,  me  comprendroient.  Ces  patriarches 
veneres  de  votre  ville  natale,  qui  s’exposerent  aux  chances 
perilleuses  de  la  bataille  de  Laupen  pour  maintenir  le 
droit  d’agreger  des  citoyens,  et  firent  reposer  la  puis- 
sance  bernoise  sur  le  droit  de  se  les  associer,  se  recon- 
noitroient-ils  dans  ces  apotres  d’un  patriciat  exclusif, 
qui,  en  depit  de  l’esprit  du  siede,  veulent  relever  la 
banniere  qui  separoit,  en  Suisse,  les  gouvernans  des 
gouvernes  ?  —  II  n’y  a  de  salut  pour  la  Suisse  que  dans 
Fetablissement  d’un  Systeme  entierement  oppose  ä  celui 
que  la  proclarnation  insensee  du  24  Decembre,  et  celle 

rathes  Fetzer,  der  sich  in  der  Kantonshibliothek  in  Aarau  und  in 
Kopie  im  Eidgen.  Archive  befindet.)  Die  Folge  dieses  starren  Ver¬ 
haltens  war  denn  auch  eine  Instruction  des  Waadtlandes  an  seine 
Abgeordneten  zum  Wienerkongress,  im  letzten  Falle  lieber  den 
Anschluss  an  Frankreich  zu  begehren,  als  wieder  bernisch  zu 
werden,  wie  sie  in  den  Blättern  eines  geheimen  Protokolls,  das  sich 
im  Lausanner  Archiv  befindet,  noch  heute  zu  lesen  ist. 
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de  Fribourg  ont  ose  decreter.  Jamais,  Monsieur,  je  n&' 
transigerai  sur  ce  point.  La  Suisse  doit  sa  liberte  non 
aux  de  Mülinen,  qui  ont  combattu  contr’elle,  ä  Morgarten 
et  ä  Sempach,  non  aux  Reding,  non  aux  d’Erlach,  qui  ont 
vaincu  pour  eile  ä  Morgarten,  ä  la  Schosshalden  et  ä 
Laupen,  mais  aux  trente-trois  braves  cultivateurs,  patres 
et  bons  bourgeois,  qui,  en  Novembre  1307,  conjurerent 
sur  le  Grütli.  Quelques  nobles  se  joignirent  ä  ses  braves, 
et  en  regurent  protection ,  mais  Thonneur  de  la  de- 
livrance  appartient  tout  entier  au  peuple ,  et  tant 
qu’il  me  restera  un  souffle  de  vie,  Monsieur,  je  de- 
fendrai  les  droits  de  celui-ci  envers  et  contre  tous.  — 
Fotre  peuple  est  estimable,  beaucoup  plus  estimable 
meine,  que  la  classe,  qui  se  pennet  de  le  mepriser  si 
legerement.  II  y  a  une  enorme  distance  entre  ce  peuple 
et  la  populace;  celle-ci  se  compose  de  gens  de  toutes 
les  classes  .  .  .  Vous  meme,  monsieur,  ne  pouvez  coo- 
perer  au  bien,  parce  que  vous  etes  lie  par  des  instruc- 
tions.  Tout  ce  que  vous  pouvez  representer  au  Conseil 
secret  de  Berne,  ne  le  convertira  pas,  il  ne  voie  ]iartout 
que  Berne^  domination,  influeyice  et  quiconque  n’est  pas 
de  son  avis,  est,  ou  un  faux  frere,  ou  un  novateur,  ou 
un  jacobin.  En  bonne  foi,  croyez-vous  que  celä  puisse- 
reussir  et  durer  longtemps  »  ?  —  — 

Von  allen  staatsmännischen  Eigenschaften  und  Ge¬ 
schicklichkeiten,  auf  deren  traditionellen  Besitz  sich  die 
Angehörigen  der  patrizischen  Kasten  in  der  Schweiz  öfter 
Einiges  zu  Gute  thaten,  ist  die  politische  Redlich¬ 
keit,  welche  das  unbedingte  Halten  von  einmal  ge¬ 
gebenen  Versprechungen  und  die  aufrichtige  Achtung  vor 
der  Gleichberechtigung  aller  Menschen  in  sich  schliesst, 
die  grösste.  Sie  allein  ölfnet  die  Herzen  und  erweckt 
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Vertrauen,  ohne  das  keine  Kreatur,  am  wenigsten  ein 
ganzes  Volk,  zu  regieren  ist. 


Eine  immerhin  würdigere  Vertretung  der  Schweiz 
als  diese  Standescommission,  der  vollkommene  Ausdruck 
des  «  bernischen  Egoismus,  »  wie  er  zuweilen  in  der  Eidg. 
Geschichte  auftritt,  war  die  Tagsatzung  in  Schwyz, 
deren  Protokolle  wir  ebenfalls  im  Helvetischen  Archive 
besitzen.  *)  Die  an  derselben  theilnehmenden  «  Ehren¬ 
gesandten  »  waren  folgende: 

Für  Zürich:  Alt  Sekelmeister  Caspar  Hirzel  von 
Zürich  und  Cantonsrichter  Job.  Jak.  Wälder  von  Wetzikon. 

Für  Bern:  Alt  Kathsherr  Job.  Rud.  v.  Sinner  von 
Worb.**) 

Für  Luzern:  Cantonsrichter  Xaver  Balthasar  von 
Luzern  und  ein  Richlin  ohne  nähere  Bezeichnung. 

Für  Uri:  Landammann  Jost  Müller  und  Obrist¬ 
wachtmeister  Emanuel  Jauch,  beide  von  Altorf. 

Für  Schwyz:  Aloys  Beding,  Landammann  und  Pre¬ 
sident  der  Tagsatzung,  Ludwig  Weber,  alt-Landammann 
von  Schwyz,  Joseph  Maria  Kammenzind,  alt-Landammann 
von  Gersau,  Joseph  Leonard  Mettler,  des  Raths,  von 
Arth. 


Sie  gehen  vom  27.  September  bis  26.  Oktober  1802  mit 
einem  Anhang  der  sämmtlichen  Missiven. 

Sowohl  diese  Protokolle  als  diejenigen  der  Bernischen  Standes¬ 
kommission  sind  übrigens  legalisirte  Abschriften.  Die  Originale 
liegen  noch  in  den  Kantonsarchiven  von  Bern  und  Schwyz. 

Die  Standeskommission  in  Bern  weigerte  sich,  wie  schon 
erzählt,  standhaft  einen  zweiten  Abgesandten  vom  Lande  zu  schicken, 
und  war  sehr  ungehalten  über  Solothurn,  das,  anfänglich  wie  Frey¬ 
burg,  in  ihrem  Schlepptau,  später  sich  fügte  und  noch  Kaspar  Hun¬ 
zinger  von  Olten  nachschickte. 
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Für  Unterwalden,  nid  dem  Wald:  Xaver 
Würsch,  Lands-Statthalter;  ob  dem  Wald:  Anton 
Imfeld,  Landammann. 

Für  Zug:  Adelrich  Strickler,  Rathsherr  von  Monzin¬ 
gen,  Johann  Baptist  Blattmann,  Lands-Statthalter  von  Zug. 

Für  Glarus:  Fr.  Zwicki,  Landammann  von  Glarus, 
Anton  Hauser,  Lands-Statthalter. 

Für  Basel:  Andreas  Merian,  alt  Oberst-Zunft¬ 
meister  von  Basel,  Daniel  Pfaff,  alt  Pfleger  von  Liestal. 

Für  Freyburg:  Tobias  Baumann,  alt  Rathsherr 
von  Freyburg. 

Für  Solothurn:  Franz  Glutz,  alt  Säkelmeister  von 
Solothurn;  Conrad  Munzinger  von  Olten. 

Für  Schafhausen:  Balthasar  Pfister,  alt  Säkel-* 
meister  von  Schafhausen,  Philipp  Ehrmann,  Ex-Repre- 
sentant  von  Neunkirch. 

Für  Appenzell  LR.:  Anton  Maria  Bischofsberger, 
Landsstatthalter  von  Appenzell,  Job.  Jakob  Fuchslin, 
Landschreiber  von  Appenzell. 

Für  Appenzell  A.  R.:  Jacob  Zellweger,  Landam¬ 
mann  von  Trogen,  M.  Scheuss,  Lands-Statthalter  von 
Herisau. 

Für  die  Gemeinen  III  Bündt:  Vinzens  v.  Salis- 
Sils,  Bunds-Praesident,  G.  Gengel,  Bunds-Praesident» 
V.  Toggenburg,  Hauptmann. 

Für  die  Stadt  St.  Gallen:  Caspar  Steinlin,  alt 
Bürgermeister  von  St.  Gallen. 

Für  Thurgau:  Joseph  Anderwerth  von  Münster- 
lingen. 

Für  Baden:  Florian  Geissmann  von  Wohlenschweil, 
Job.  Ludwig  Baidinger,  Untervogt  von  Baden.  (Pag.  9.) 
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Für  St.  Gail en-Rh einth al:  Joh.  Mich.  Eich¬ 
müller,  Landammann  von  Altstetten,  J.  J.  Schübler  von 
Rheinegk. 

Landschaft  St.  Gallen:  Joseph  Schafhauser, 
Joh.  Nep.  Wirz  ä  Rudenz  (?). 

Nach  dem  altmodischen  « Eidgenössischen  Gruss  » 
am  Morgen  des  27.  September  beginnen  die  Geschäfte 
Nachmittags,  in  Anwesenheit  vorläufig  bloss  der  Gesandten 
von  Zürich,  Bern,  der  Urkantone,  Glarus,  Solothurn, 
Appenzell  und  Bünden  mit  den  Verhandlungen  gegenüber 
Bern,  betreffend  dessen  Beitritt  zu  einem  «  Eidg.  De- 
fensionale»  behufs  gemeinsamer  Kriegführung  gegen  die 
Helvetik,"^)  durch  einen  Gemeinen  Eidg.  Kriegsrath,  sowie 

Ueber  die  gefangenen  belvetiscben  Truppen,  die  bisher  auf 
Ehrenwort  freigelassen  wurden,  wird  beschlossen,  sie  sämmtlich  in 
Glarus  in  Bürgerhäuser  einzuquartiren  und  der  Obhut  des  dortigen 
Standes  zu  übergeben.  (Prot.  p.  5.)  Eine  starke  Kolonne  war  na¬ 
mentlich  von  Aufdermauer  bei  Burgdorf  gefangen  genommen  worden 
Ein  besonders  schwieriger  Punkt  bei  der  Kriegführung  der  Tag¬ 
satzung  ist  die  Geldbeschaffung,  die  in  allen  Kriegen  eine  Haupt¬ 
rolle  spielt,  und  ein  grosser  Theil  ihrer  Protokolle  und  Missiven 
betrifft  denselben.  Einige  der  verbündeten  Kantone  und  Landschaften, 
wie  z.  B.  Unterwalden,  konnten  nicht  bezahlen  und  begehrten  An¬ 
leihen  zu  machen.  Andere  wie  die  „Häupter  und  Käthe  gemeiner 
III  Bünde“  schickten  wohl  Truppen  unter  einem  Baron  Heinrich 
V.  Salis,  bedauern  dagegen  in  einer  Zuschrift  vom  20.  Oktober  höch¬ 
lich  „den  schwachen  Bestand  ihrer  Landescasse,  der  sie  in  Bethätigung 
ihres  guten  Willens  hemme“  mit  dem  weitern  Beifügen,  „dass  nur 
die  Erneuerung  und  Erhaltung  der  alten  Yerbindungen  Bündtens 
mit  der  Schweiz  das  seye,  was  ihnen  von  den  Käthen  und  Ge¬ 
meinden  aufgetragen  seye.“  Dritte,  wie  z.  B.  die  Deputirten  des 
„ehemaligen  Districtes  Werdenbei-g  mit  Inbegriff  der  zwei  Khein- 
thalischen  Gemeinden  Lienz  und  Küti“  —  finden  ihr  Geldkontingent 
mit  1338  Fl.  57  Kr.  Keichsvaluta  zu  hoch  beziffert  und  werden  zuletzt 
nach  etlichem  Gezänk  mit  den  „Ehren-Gesandten  der  Stadt  und 
Landschaft  St.  Gallen  und  Kheinthal,“  mit  denen  sie  vorher  eine  Kon¬ 
ferenz  zu  St.  Gallen  gehabt  haben,  dahin  beschieden  „für  einmal  zu 
trachten,  so  viel  Geld  zusammen  zu  bringen,  als  ihre  Kräfte  er- 


534 


bezüglich  der  Sendung  eines  zweiten  Gesandten,  worüber 
die  Herren  Salis-Sils  und  Zellweger  referiren,  die  als 
Deputirte  bei  der  Standeskommission  gewesen  sind. 

In  der  Ordnung  der  innern  Angelegenheiten  zeigen 
sich  sofort  überall  bedeutende  Schwierigkeiten.  In  Schaff¬ 
hausen,  Zürich,  Luzern  und  St.  Gallen  zögern  die  Land¬ 
schaften,  sich  ohne  vorherige  sichernde  Erklärungen  von 
«  Freiheit  und  Gleichheit  »  wieder  mit  der  Stadt  zu  ver¬ 
binden,  die  Gemeinde  Horgen  bedient  sich  sogar  dabei 
«  unwürdiger  Ausdrücke  » ;  Thurgau  fürchtet  Absichten 
von  Zürich  und  sogar  von  Bern  gegen  seine  Selbstständig¬ 
keit,  ein  Theil  des  Kantons  Baden  wünscht  sich  mit  Lu¬ 
zern,  ein  anderer  mit  Zug,  ein  dritter  mit  Zürich  zu  ver¬ 
binden.  Die  Stadt  Diessenhofen  will  zu  Schaffhausen,  Stein 
zu  Zürich.  Am  unruhigsten  geht  es  in  dieser  Beziehung  in 
dem  heutigen  Kanton  St.  Gallen  zu.  Der  Fürstabt  meldet 
sich  durch  Abgesandte  für  seine  ehemalige  Landesherr¬ 
schaft,  die  Landschaft  Toggenburg  will  einen  eigenen 
Kanton  bilden,  Bheinthal  hat  auf  einer  Landsgemeinde 
bereits  eine  eigene  Legierung  gewählt,  die  Herrschaft 
Sax  will  wieder  zu  Zürich  und  ebenso  hat  sich  das 


lauben.“  Es  wird  nicht  eben  viel  gewesen  sein.  —  Erhebliche  frei¬ 
willige  Beiträge  gingen  nur  von  den  Klöstern,  besonders  von  Muri, 
Eheinau  und  St.  Catharinenthal  ein,  wofür  daun  die  Tagsatzung  mit 
vollem  Yerständniss  des  Sinnes  dieser  Geschenke  nicht  ermangelt 
„zu  verdeuten,  dass  wenn  die  Vorsehung  einen  glücklichen  Ausgang 
der  gegenwärtigen  bedenklichen  Lage  beschlossen  habe,  man  geneigt 
seye  den  Klöstern  alle  mögliche  Eacilität  zu  Wiedererlangung  ihrer 
Eechte  angedeihen  zu  lassen.“  (Prot.  20.  Okt.  pag.  63,  91.  Missiven 
Nr.  116.)  Auch  der  Bischof  von  Lausanne  „empfiehlt  das  Beste  der 
katholischen  Religion“  mit  dem  Wunsche,  „dass  dem  Minister  des 
Innern  in  Zukunft  nicht  mehr  so  viel  Gewalt  über  selbige  einge¬ 
räumt  werden  möchte.“  (Prot.  19.  Okt.  pag.  89,  Missiven  Nr.  113.) 

Die  Stadt  Winterthur  stellte  sieben  freiwillige  Reiter  als  Or¬ 
donnanzen  der  Tagsatzung  (Prot.  pag.  57,  Missiven  Nr.  114). 
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Sarganserland  vorläufig  selbstständig  konstituirt.  Von 
den  italienischen  Landestheilen  ist  es  vollends  ganz  un- 
,gewiss,  ob  sie  sich  nicht  mit  Italien  verbinden  werden. 

Die  Tagsatzimg  beschliesst  jedoch  weislich  auf  alle 
^solche  Petitionen  «  so  billig  sie  übrigens  auch  sein 
möchten  »  einstweilen  grundsätzlich  nicht  einzutreten  und 
sich  vorläufig  an  die  vorhandene  Eintheilung  zu  halten. 
Vielmehr  wird  «in  Betrachtung,  dass  der  Zweck  der 
gegenwärtigen  Conferenz  nicht  nur  dahin  gehe,  sich  von 
der  durch  ihre  Grundsätze  sowohl  als  durch  ihr  Personal 
mit  Recht  so  sehr  verhassten  Central-Regierung  zu  be- 
freyen,  sondern  auch  für»  die  Zukunft  weisere  Einrich¬ 
tungen  und  Verbindungen  in  Absicht  auf  einen  gemeinen 
Eidg.  Verein  sobald  möglich  zu  treffen,  »  eine  Commission 
bestehend  aus  Hirzel,  Jauch,  Weber,  Zwicky,  Zellweger, 
-Sinner,  Merian  und  Salis-Sils  bestellt,  die  zugleich  die 
diplomatischen  Geschäfte  zu  versehen  hat,  und  mit  dieser 
Arbeit  beauftragt. 

Einstweilen  soll  —  das  war  ein  deutlicher  Finger¬ 
zeig  —  in  wichtigen  Sachen  nach  Kantonen  abgestimmt 
werden  (Prot.  5.  Okt.)  und  wird  in  einem  Spezialfall 
(Verhaftung  des  helvetischen  Regierungsstatthalters  Pfen- 
niger  von  Zürich)  als  «Grundsatz»  anerkannt,  sich 
-Seitens  der  Tagsatzung  nicht  in  die  innern  Angelegen¬ 
heiten,  noch  viel  weniger  in  Justizsachen  der  Kantone 
zu  mischen.  —  Die  Feststellung  dieser  neuen  Verfassung 
ist  denn  auch  die  Hauptarbeit  der  Tagsatzung  von 
1802  (genauer  gesagt  der  obigen  Kommission)  geblieben, 
die  uns  allein  noch  wesentlich  interessirt,  indem  ihre 
übrigen  Verrichtungen  gleich  denen  der  Berner-Standes¬ 
kommission  bereits  am  6.  Okt.  (Prot.  p.  39)  mitten  in 
der  Entwicklung  durch  die  unerwartete  Nachricht  von 
einer  französischen  Intervention  eine  ganz  unheilbare 
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Störung  erlitten.  Es  wurde  desshalb  auch  dieser  Ver¬ 
fassungsentwurf  niemals  von  der  Tagsatzung  selber  durcb- 
beratben,  sondern  lediglich  am  25.  Oktober,  als  schon 
die  volle  Auflösung  eingetreten  war,  als  «  Gutachten  der 
diplomatischen  Kommission  zu  einer  Centralregierung 
für  gesammte  Eidgenossenschaft  »  verlesen  und  hierauf 
beschlossen,  «  wenn  die  Umstände  es  nicht  mehr  erlauben 
sollten,  hierorts  darüber  einzutreten,  Abschriften  davon 
durch  die  Canzley  sämmtlichen  Kantonen  mittheilen  zu 
lassen  »  (Prot.  pag.  107).  Die  Umstände  waren  dann 
auch  wirklich  dieser  Art,  denn  schon  am  folgenden  Tage- 
traf  die  Nachricht  aus  Luzern  und  Zofingen  zugleich  ein, 
dass  französische  Truppen  bereits  in  Basel  und  Bern 
eingezogen  seien. 


Das  Kommissions gutachten  über  die  neue  Eid¬ 
genössische  Verfassung,  das  sich  noch  dermalen  im  Ori¬ 
ginal  im  Schwyzer  Archive  befindet,  gehört  der  Zeit  nach 
unter  die  Verfassungsentwürfe  der  helvetischen  Periode. 
Dem  Geiste  nach  bildet  es  aber  bereits  den  Uehergang 
aus  dieser  Zeit  in  diejenige  einer  möglichsten  Wieder¬ 
herstellung  der  alten  Eidgenössischen  Zustände.  Immer¬ 
hin  hat  dieser  Entwurf  noch  einen  ausserordentlichen 
Vorzug  vor  den  älteren  Verhältnissen,  wie  vor  der  Me- 
diationsakte  und  dem  späteren  Bundesvertrag  von  1815 
voraus.  Er  ist  eine  Verfassung ,  mit  einer  bleibenden 
centralen  Exekutivbehörde,  und  schon  die  ersten  Ein¬ 
gangsworte  zeigen  deutlich,  dass  es  selbst  im  Schoosse 
dieser  Tagsatzung  und  unter  den  Mitgliedern  dieser 
Kommission,  welche  alle  von  lebhaftem  Hass  gegen  die 
Einheitsform  erfüllt  waren ,  Niemanden  gab  ,  der  nicht 
von  der  Ueberzeugung  der  Zweckmässigkeit  und  Noth- 
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Wendigkeit  eines  solcken  festeren  bundesstaatlichen  Zu¬ 
sammenhangs  durchdrungen  gewesen  wäre.  Es  ist  eines 
der  schönsten  unfreiwilligen  Zeugnisse  für  den  Geist  der 
Helvetik ,  dass  er  noch  in  seinen  letzten  Athemzügen 
und  im  feindlichen  Lager  solche  «einmüthige»  Ueber- 
zeugungen  wachzurufen  vermochte.  Und  es  beweist  diess 
zugleich  ,  dass  es  in  einem  jeden  gesunden  Staate  ,  na¬ 
mentlich  aber  in  einem  solchen  wie  der  unsere,  der  Ein¬ 
mal  von  dem  Gedanken  eines  ungewöhnlichen  Berufes 
tief  durchdrungen  war  —  und  er  kann  diesen  grossen 
Schritt  vor  der  ganzen  Welt  nie  und  nimmer  mehr  zurück- 
thun,  selbst  wenn  er  es  wollte  —  in  allen  seinen  Lebens¬ 
perioden  wenigstens  einige  Menschen  geben  muss,  welche 
den  Kultus  der  höchsten  Staatsidee,  vielleicht  rein 
praktisch  genommen,  etwas  weit  treiben.  An  ihnen  ver¬ 
geistigen  sich  die  Uebrigen ,  wenn  auch  durch  Rei¬ 
bung.  Wo  hingegen  dieses  etwas  «ideologische»  Element 
ganz  fehlt,  wie  nachmals  unter  unseren  Regierungen  der 
Restaurationsperiode  —  und  wir  möchten  oft  es  besor¬ 
gen,  auch  in  unserer  Gegenwart  — ,  da  sinkt  der  Staat 
trotz  aller  kirchlichen  Vorkehrungen  aus  einem  Gottes¬ 
reiche  zu  einem  Vlarktplatz  kleinlicher  und  gemeiner 
Interessen  hinab ,  innert  dessen  Schranken  der  Zug 
aller  Menschen  nach  etwas  Flöherem,  als  dem  gewöhn¬ 
lichen  Lebensbedarf,  keine  Nahrung  findet.  Der  Staat 
ist  aber  nicht  ein  solcher  blosser  Schutzverein  für  das 
materielle  Wohlsein  des  Einzelnen  und  die  ungestörte 
Verfolgung  privater  Interessen.  Sondern  vor  Allem  eine 
grosse  und  würdige  Erziehungsanstalt  zu  weit  besserem, 
auf  das  Gemeinsame  gerichtetem  Denken  und  zu  der 
w^ahren  Unabhängigkeit  und  Selbsständigkeit ,  die  nur 
aus  der  allmäligen  Befreiung  eines  Volkes  von  den  Ban¬ 
den  der  Selbstsucht  und  Rohheit  entsteht.  Darin  liegt 
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sein  Werth  und  darnach  wird  er  einst  von  der  Geschichte 
beurtheilt.  — 

Es  ist  diess  auch  bei  Weitem  die  hauptsächlichste 
Seite  in  der  öfters  bereits  an  uns  herangetretenen  Frage, 
ob  Einheit,  ob  Cantonalsouveränität,  oder  welche  Art  von 
Mittelabstufung  zwischen  beiden.  — 

Es  lässt  sich  gar  nicht  läugnen  —  die  Geschichte 
hat  es  zu  oft  bewiesen  — ,  dass  in  kleineren,  etwas  homo¬ 
generen  staatlichen  Verbindungen  in  der  Regel  ein  ge¬ 
wisser  Schutz  für  die  individuelle  Freiheit,  für  die  Ent¬ 
wicklung  Aller  zu  einer  grösseren  Individualität  über¬ 
haupt,  für  den  lebhaften  Patriotismus  auch  des  kleinen 
Mannes,  der  sich  an  das  ihm  sinnlich  Bekannte  knüpft, 
und  gegen  eine  geistlose  Gleichförmigkeit  und  blos  me¬ 
chanische  Regierungsmethode  liegt.  Die  Geschichte  der 
Schweiz  ist  nicht  die  eines  Einheitsstaats  und  das  Hei- 
mathsgefühl  des  Einzelnen,  ja  man  möchte  sagen  der 
historische  Instinkt  des  Volkes ,  wird  sich  noch  lange 
Zeit  nicht  von  dem  Begriffe  Kanton  trennen. 

Dessenungeachtet  ist  der  Fortschritt  zur  grösseren 
nationalen  Einheit  sichtbar,  unvermeidlich  und  würde 
sich  schon  lange  vollzogen  haben,  wenn  die  freie  Nieder¬ 
lassung  und  die  unaufhaltsam  zunehmende  grössere  Volks¬ 
mischung  durch  die  ungewöhnlichen  Erleichterungen  des 
Verkehrs  ihm  um  einige  Generationen  früher  zu  Hülfe 
gekommen  wären. 

Die  Kantone ,  die  jetzt  den  Stützpunkt  für  den  so¬ 
genannten  Föderalismus  abgeben  müssen ,  sind  selber 
bereits  auf  ähnliche  Weise  allmälig  aus  mittelalterlichen 
Föderationen  modern  centralisirte  Staaten  geworden 
und  ihrer  Einheit  standen,  wenigstens  in  den  grössern 
und  gar  zweisprachigen  Ländern,  wie  schon  Bernhard 
Friedrich  Kuhn  in  einer  von  uns  bereits  citirten  merkwür- 
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digen  Broschüre  vom  Jahre  1800*)  bemerkt,  einst  ganz 
die  nämlichen  Schwierigkeiten  entgegen,  wie  nunmehr 
derjenigen  der  Eidgenossenschaft.  Unter  Anderem :  «der 
Föderalismus  der  Privilegirten,  die  diesen  als  den  ein¬ 
zigen  Ausweg  zu  Herstellung  ihrer  Vorrechte  betrachten», 
und  «  der  Föderalismus  der  Demagogie  »  derer,  «  die  sich 
vor  ihrem  Götzen,  dem  grossen  Haufen,  mit  tiefer  Ehr¬ 
furcht  beugen  und  auf  diesem  Schleichwege  um  Aemter 
buhlen,  auf  die  ihnen  weder  ihr  Kopf  noch  ihr  Herz  den 
geringsten  Anspruch  geben.» 

Dennoch  sind  diese  Hindernisse,  im  Innern  der  Kan¬ 
tone  ,  jetzt  beseitigt  und  kein  einziger  von  ihnen  würde 
ohne  Gefahr  der  vollständigen  Auflösung  zu  einer  inner¬ 
kantonalen  Decentralisation ,  in  einzelne  souveräne  oder 
halbsouveräne  Landschaften,  zurückkehren  können.**)  Ja 
es  gibt  einige  Kantone  von  nicht  geringer  Bedeutung  — 
die  neuen,  seit  1798  erst  componirten  —  bei  denen 
überhaupt  die  historische  Basis  für  den  Kantonalismus 
fehlt  und  die  blos  durch  das  Band  einer  stark  cen- 
tralisirten  Regierung  und  den  Anschluss  an  die  Eid¬ 
genossenschaft  zusammengehalten  werden.  Die  Kantone 
haben  die  ihnen  beschiedene  selbstständige  Entwick- 


„lieber  das  Einheitssystem  und  den  Föderalismus  als  G-rund- 
lagen  einer  künftigen  helvetischen  Staats  Verfassung.“  Vide  hes. 
pag.  56. 

„Decentralisireu“  was  längere  Zeit  organisch  centra- 
lisirt  war,  ist  überhaupt  nicht  leicht,  die  Theile  fallen  leicht  ganz 
auseinander  und  an  andere  Centren.  —  Frankreich  z.  B.  kann  Nie¬ 
mand  mehr  decentralisireu,  Oesterreich  ist  auf  diesem  Wege,  nach¬ 
dem  es  eine  richtige  moderne  Staatseinheit  nicht  erreichen  konnte,  in 
der  langsamen  Auflösung  begriffen;  bei  den  beiden  heutigen  Kämpfern, 
Russland  und  der  Türkei  würde  jede  Decentralisation  den  Untergang 
des  Staates  bedeuten.  Das  ist  der  einzige  Grund,  den  die  allzu  Be¬ 
denklichen  auch  bei  uns  in  der  That  für  sich  haben,  ein  Schritt  z  u 
viel  in  der  Centralisation  ist  nicht  ohne  Gefahr  zurückzuthun. 
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lung  mit  ihrer  vollen  Centralisation  erreicht.  Sie  werden 
selbstständig  in  keiner  Richtung  staatlichen  Lebens  Be¬ 
deutendes  mehr  leisten  und  bilden  bereits  heute  in  der 
That  und  Wahrheit  keine  wirklichen  «Staaten»  mehr  mit 
der  vollen  höheren  Aufgabe  von  solchen.  Dagegen  sind 
sie  mit  ihren  historischen  Gränzen  ausserordentlich  werth¬ 
volle,  natürlich  gegebene  Unterabtheilungen  des  eigent¬ 
lichen  Staates,  die  derselbe  alle  Ursache  hat  zu  pflegen, 
in  ihrer  Originalität  und  administrativen  Autonomie  nach 
Kräften  zu  schonen  und  keineswegs  durch  Mangel  an 
Aufgaben  innerlich  absterben  zu  lassen. 

Die  nationale  Einheit  der  Schweiz  ist ,  wie  die 
demokratische  Gestaltung  derselben,  heute  schon  im 
Prinzip  kaum  mehr  eine  Frage*).  Sie  vollendet  ihren 
Lauf,  wie  ein  Gestirn,  mit  Sicherheit,  und  auch  eine  zeit¬ 
weise  Reaktion  ,  die  uns  vielleicht  in  der  nächsten  Zeit 
aus  ähnlichen  Gründen  wie  1802  bevorsteht ,  wird  sie 
lange  nicht  aufhalten. 

Die  Frage  ist  auch  hier  die,  wie  ist  sie  im  Einzelnen, 
in  der  Ausführung,  zu  organisiren,  um  möglichst  an 
das  Geschichtliche  anzuschliessen,  der  individuellen  Frei¬ 
heit  Spielraum  zu  lassen  und  den  gewöhnlichen  Uebeln 
hochcentralisirter  Staaten  zu  entgehen**),  die  unser  Volk 


Laliarpe,  als  Präsident  des  lielvetisclien  Direktoriums,  spricht 
bereits  in  einer  Depesche  an  Glayre  in  Paris  vom  24.  August  1799 
(H.  A.,  Band  330,  pag.  48),  nur  etwas  zu  frühe,  ganz  den  modernen 
Gedanken  mit  den  Worten  aus:  „les  points  essentiels  et  principaux 
de  Pordre  actuel  des  choses  sont  VimiU  et  la  democratie.^'’  Das  sind 
heute  noch,  mit  zwei  Worten  ausgedrückt  und  mit  Maass  in  der  Aus¬ 
führung,  unsere  Ziele. 

Diese  Anschauung  theilen  auch  geistvolle  Kantonalisten 
und  suchen  ihr  in  ihrer  Weise  gerecht  zu  werden.  So  Herr 
Dr.  P.  C.  V.  Planta  in  seiner  neuesten  Broschüre  „die  Schweiz  in 
ihrer  Entwicklung  zum  Einheitsstaat“  besonders  pag.  33  u.  folg.,  wo- 
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nicht  erträgt.  Es  gibt  unendlich  viele  schweizerische 
Patrioten  und  es  sind  dieselben  schon  1802  ebenso  wie 
heute  vorhanden  gewesen,  welche  die  Schwierigkeiten  und 
offenbaren  Nachtheile  einer  grösseren  Centralisation,  die 
leicht  zu  entdecken  sind  und  sich  immer  gleich  bleiben, 
sehr  wohl  einsehen.  Die  grosse  und  durchschlagende  Frage 
aber  bleibt  für  sie  Alle  immer  die:  was  ist  der  Erste 
Zweck  des  Staates  überhaupt  und  wie  kann  unser  Volk 
zu  der  Höhe  politischer  Anschauung  und  sittlicher  Kräf¬ 
tigung  emporgehoben  werden,  welche  der  Zweck  seines 
Daseins,  seine  Existenzbedingung  ist  und  daher  über 
allen  andern  Rücksichten  steht.  Und  darüber  wollen 
wir  wieder,  wie  immer,  um  möglichst  den  Lokalfarbenton 
unserer  Geschichte  beizubehalten,  einen  unserer  Vor¬ 
gänger  aus  der  helvetischen  Zeit  (Kuhn)  sein  letztes  Wort 
sprechen  lassen: 

«Die  letzte  Generation»,  so  schliesst  er  trübe  in 
jenen  dunkeln  Tagen,  «ist  unverbesserlich,  die  künftigen 
Geschlechter  werden  im  Verhältniss  ihrer  stufenweisen 
Entfernung  von  den  Quellen  unseres  jetzigen  Verderb- 

rin  bereits  die  Einheit  prinzipiell  acceptirt,  jedoch  in  einer  Art  von 
Delegirtenversammlnng  der  kantonalen  Grossen  Käthe  ein  Decen- 
tralisationselement  gesucht  wird.  —  Wir  halten  allerdiugs  dafür, 
dass  einer  solchen  (in  der  helvetischen  Zeit  schon  proponirten)  Ein¬ 
richtung,  zumal  wenn  diese  Vertretung  der  Kantone,  die  den  Riegel 
gegen  die  völlige  Einheit  bilden  soll,  nach  Yolkszahl  kombinirt  ist, 
(Bern  also  25  Stimmen  und  Uri  bloss  Eine  hat)  seihst  im  Interesse 
dieser  kleineren  Glieder  die  Verfassung  von  1872,  oder  die  zweite 
helvetische  vom  25.  Mai  1802  vorzuziehen  wäre.  Und  üherdiess  ist 
gerade  die  helvetische  Zeit  sehr  belehrend  gegen  solche  etwas  künst¬ 
liche  und  neue  Erfindungen.  Im  Staatsrecht  und  der  Politik  schlägt 
schliesslich  immer  nur  das  Einfache  durch,  komplizirte  Einrichtungen 
gedeihen  selten.  Die  Staatsgestaltungen  bleiben  immer  für  die  Einen 
eine  göttliche  Schickung,  für  die  Andern  eine  Machtfrage.  Die  mensch¬ 
liche  Klugheit,  die  sich  dazwischen  stellt  und  die  Macht  verhin¬ 
dern  Will,  sich  geltend  zu  machen,  bleibt  fast  immer  unfruchtbar.  — 
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nisses  für  Sittlichkeit  empfänglicher  sein . 

Allein  diese  Versittlichung  des  Menschen  wäre  nie  mög¬ 
lich  in  den  kleineren  Staatsgesellschaften,  in  die  uns  der 
Föderalismus  zerreissen  will,  trotz  aller  Veränderungen, 
welche  die  Hand  des  politischen  Künstlers  in  der  Form, 
oder  selbst  in  den  Grundlagen  ihres  Vereins  anbringen 
möchte.  In  diesen  eingeschränkten  Kreisen  alles  Kechts 
und  aller  Menschenpflicht  bildet  sich  unausbleiblich  ein 
engherziger,  selbstsüchtiger  Geist,  der  eine  nie  versiegende 
Quelle  des  Hasses  und  der  Feindschaft  gegen  die  übrige 
Menschheit  ist,  der  zwar  bey  den  derben  Formen  der 
Vorzeit  neben  grossen  Verbrechen  auch  grosse  Thaten 
und  Beispiele  seltener  Aufopferungen  erzeugen  konnte, 
aber  jetzt,  in  seiner  verkrüppelten  Ausartung,  nichts 
mehr  hervorzubringen  vermag,  als  einen  unersättlichen 
Privilegiendurst,  und  einen  lächerlichen  Spiessbürgergeist, 
neben  welchen  nicht  leicht  etwas  Gutes  gedeiht.  Auch 
unter  dieser  Beziehung  scheint  mir  die  Form  der  Ein¬ 
heit  den  Vorzug  vor  andern  zu  verdienen.  Sie  erweitert 
den  Wirkungskreis  der  Befugnisse,  der  Pflichten  und  des 
Interesses,  und  führt  die  Menschen  allmählig  auf  jene 
höhern  Standpunkte  hin,  von  denen  aus  sie  einzig  den 
Werth  einer  vernunftmässigen ,  sittlichen  Bildung  zu 
fassen  vermögen.  —  Diese  in  den  engen  Raum  der  vor¬ 
stehenden  Blätter  zusammengedrängten  Betrachtungen 
sind  das  Resultat  meiner  innigsten,  reinsten  Ueberzeugung. 
Hätte  ich  es  möglich  geglaubt,  dass  irgend  ein  andres 
Prinzip  der  Verfassung,  als  dasjenige  der  Einheit  der 
Republik,  meinem  Vaterlande,  die  Unabhängigkeit  und  den 
ungestörten  Genuss  des  Friedens,  und  meinen  Mitbürgern 
ein  wahres  bleibendes  Glück  zusichern  könnte,  so  würde 
ich  mich  ohne  Anstand  für  dasselbe  mit  eben  der  Wärme 
erklärt  haben,  mit  der  ich  dieses  letztere  im  Gefühle 
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seiner  Unentbehrlichkeit  für  uns  gegen  die  Anfälle  des 
politischen  Egoismus  zu  vertheidigen unternahm.»  — 


Die  Centralisationsidee  der  diplomatischen  Kommis¬ 
sion  in  Schwyz  beruhte  auf  der  im  Allgemeinen  voll¬ 
ständig  richtigen  Auffassung,  die  wir  in  keiner  andern 
Verfassungsarbeit,  weder  der  helvetischen,  noch  der 
späteren  Zeit  in  so  wenigen  Worten  einfach  und  klar 
ausgedrückt  finden,  dass  in  der  inneren  Administration, 
den  ökonomischen  und  kirchlichen  Angelegenheiten,  sowie 
in  der  Kechtspflege  die  Kantone  möglichst  freie  Hand 
behalten  müssen,  dass  dagegen  eine  einheitliche  Organi¬ 
sation  daneben  nothwendig  sei :  um  innere  Streitigkeiten 
zwischen  ihnen  und  sich  kreuzende  Interessen  auf  ge¬ 
setzlichem  Wege  zu  schlichten,  für  «  die  gemeinschaft¬ 
liche  und  gleichförmige  Einrichtung  des  Militärwesens, 
deren  Nothwendigkeit  und  Nützlichkeit  Jedermann  so¬ 
gleich  in  die  Augen  fällt »,  und  für  die  äussern  Geschäfte, 
namentlich  auch  die  wirksame  Aufrechthaltung  der  Neu¬ 
tralität.  «  Aus  allen  diesen  Gründen  schliesst  die  Kom¬ 
mission  einmüthig  für  die  Nothwendigkeit,  eine  bleibende 
gemeinschaftliche  Behörde  unter  dem  Namen :  Eidgenös¬ 
sischer  Rath  aufzustellen.  » 

Die  Ausführung  dieser  sehr  richtigen  Grundsätze, 
die  an  einfacher  und  klarer  Darstellung  im  Ersten  Ab¬ 
schnitte,  (der  gewissermassen  die  Motive  enthält,)  wie 
bereits  gesagt  die  sämmtlichen  helvetischen  Arbeiten  weit 
übertreffen,  ist  dann  allerdings  in  den  5  folgenden  Ab¬ 
schnitten  um  so  mangelhafter.  Man  sieht  hier  recht,  wie 
es  etwas  Verschiedenes  ist  in  der  Politik  die  grossen 
und  wahren  Grundlinien  ziehen,  oder  sie  im  einzelnen 
Falle  auch  anwenden  und  dass  die  letztere  Thätigkeit  die 
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Domaine  des  «Menschlichen»  und  der  «gemischten  Mo¬ 
tive  »  bleibt. 

Der  Eidgenössische  Rath  wird  von  den  Kantonen 
gewählt  und  zwar  von  jedem  Kanton,  klein  oder  gross, 
ein  Mitglied.  Er  ist  auch  nicht  eigentlich  permanent, 
wiewohl  fest  besoldet,  sondern  lässt  sich  in  gewöhnlichen 
Zeiten  durch  einen  «  engem  Ausschuss  »  von  9  Mitglie¬ 
dern  «  aus  den  verschiedenen  Regierungsformen  und 
soviel  möglich  in  paritätischer  Anzahl  »  vertreten.  Die 
alljährliche  Tagsatzung  vollends,  die  ausserordentlich 
nur  unter  vorheriger  Berichterstattung  an  die  Kantone 
einberufen  werden  darf,  «  dient  hauptsächlich  zur  Rech¬ 
nungsabnahme  ».  (Abschnitt  11.) 

Der  Eidgenössische  Rath  führt  die  auswärtigen 
Oeschäfte,  hat  die  Oberaufsicht  über  das  gesammte 
Militär  wesen,  die  Vermittlung  bei  Verträgen  der  Kan¬ 
tone  mit  dem  Ausland  sowie  unter  sich  selbst,  die  Auf¬ 
rechthaltung  von  Ruhe  und  Ordnung  im  Innern  und  ein 
gewisses  merkwürdiges,  nicht  näher  definirtes  Recht, 
«  über  allgemein  nützlich  erachtete  Einrichtungen  Vor¬ 
schläge  an  die  Kantone  gelangen  zu  lassen ».  Auch 
hier  sind  aber  bei  der  Ausführung  sofort  starke  Garantien 
für  die  Kantonalsouveränität  beigefügt,  welche  die  Theorie 
beinahe  aufheben.  Denn  bei  Fragen  über  Krieg  und 
Frieden,  oder  äussere  Angelegenheiten  «von  einem  all¬ 
gemeinen  und  höheren  Interesse  »  müssen  den  Kantonen 
vorher  die  Beschlussentwürfe  zur  Instruction  ihrer  Tag¬ 
satzungsgesandten  Übermacht  werden  und  diese  letzteren 
stimmen  dann  nach  Kantonen  und  mit  Zweidrittelsmehr¬ 
heit:  Betrifft  die  Unterhandlung  blos  einzelne  Kantone,  so 
müssen  dieselben  vor  dem  Abschluss  um  ihre  Zustimmung 
befragt  werden  und  ist  kein  solcher  Vertrag  mit  dem 
Auslande  überhaupt  ohne  dieselbe  gültig.  Vollends  sind 
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alle  kirchlichen  Verträge  mit  dem  Auslande  auch 
selbst  von  der  Vermittlung  durch  den  Eidgen.  Rath 
ausgenommen  und  werden  von  jedem  Kanton  für  sich, 
oder  von  den  «  katholischen  »  Ständen,  die  dadurch  we¬ 
sentlich  berührt  werden,  gemeinsam  betrieben. 

In  den  Militärangelegenheiten  entscheidet  praktisch 
eine  Militärkommission,  die  aus  dem  Generalstab  besteht, 
und  ein  Eidgen.  Kriegsrath.  Wo  es  sich  aber  darum 
handelt,  « die  Miliz  und  das  ganze  Militärwesen  auf 
einen  respektabeln  Fuss  zu  setzen,  »  sollen  die  «  wo¬ 
möglich  einmüthigen  »  Vorschläge  des  Kriegsrathes  den 
Kantonen  mitgetheilt  und  von  diesen  durch  Zweidrittels¬ 
votum  entschieden  werden.  Ueber  Streitigkeiten  unter 
Kantonen,  oder  bei  Unruhen  im  Innern  eines  Kantons 
entscheidet  die  Tagsatzung,  im  letzteren  Falle  aber  ist 
der  Ausdruck  «Entscheidung»  vermieden  und  die  Sache 
überhaupt  etwas  zweideutig  gelassen.  (Abschn.  III.) 

Im  vierten  Abschnitte  werden  der  Centralbehörde 
selbstständige  Finanz  quellen  zur  Bestreitung  ihrer  Aus¬ 
gaben  angewiesen,  welche  jedoch  auf  das  Nothwendige  (Be¬ 
soldung  der  Centralbehörden  selbst,  des  Generalstabs,  der 
Eidgenössischen  Kanzlei  und  die  diplomatischen  Ausgaben, 
letztere  mit  Beseitigung  aller  ständigen  Gesandtschaften, 
und  die  ausserordentlichen  jährlichen  Militärausgaben) 
eingeschränkt  und  durch  folgende  «  undisputirliche  Rega¬ 
lien»  gedeckt  werden:  Münze,  Pulver,  Bergwerke,  Post,  Salz 
und  die  in  den  Befreiungsakten  der  ehemaligen  gemei¬ 
nen  Vogteien  ausdrücklich  vorbehaltenen  Domänen  und 
Gefälle.  Die  Kommission  neigt  sich  dahin,  für  die  Er¬ 
hebung  dieser  Einkünfte  zur  Vermeidung  eines  kostspie¬ 
ligen  Centralbüreau’s  ein  Pachtsystem  vorzuschlagen. 

«Uebrigens  versteht  es  sich,  dass  wenn  diese  Quellen 
nicht  hinreichend  wären»,  die  Kantone  das  Mangelnde 
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« nach  einem  billigen  Verhältnisse »  ersetzen  müssen^ 
«  es  wäre  jedoch  zu  wünschen,  dass  der  Eidgenössische- 
Rath  zur  Vermehrung  seines  Ansehens  und  möglichster 
Ausdehnung  seines  wohlthätigen  Wirkungskreises  ein 
unabhängiges  Einkommen  hätte.  » 

Dem  etwas  bedenklichen  Vorschlag  über  den  Sitz  der 
Eidg.  Regierung  weicht  die  Kommission  ganz  aus,  über¬ 
lässt  diess  «  dem  Gutfinden  der  Stände  »  und  wünscht 
nur,  dass  den  Tagsatzungsgesandten  daselbst  freie  Woh¬ 
nung  und  der  Eidg,  Kanzlei  «  taugliche  Volontärs  »  in 
genügender  Anzahl  zu  Gebote  stehen.  (Abschn.  V.) 

Der  ganze  Verfassungsentwurf  soll  von  der  Tag¬ 
satzung  (nicht  vom  Volke)  angenommen  und  hiezu  den 
Gesandten  zum  Voraus  hinlängliche  Vollmacht  mitgegeben 
werden.  Ebenso  soll  die  Tagsatzung  über  die  verschie¬ 
denen  bestehenden  Absonderungs-  und  Vereinigungs¬ 
begehren  einzelner  Landestheile  definitif  entscheiden.. 
(Abschn.  VI.)  — 

Diess  ist  der  letzte  Versuch  einer  gemässigten  Ein¬ 
heit,  resp.  eines  Bundesstaats,  der,  noch  an  der  Aus¬ 
gangsschwelle  der  helvetischen  Zeit,  bis  zum  Jahre  1832 
resp.  1848  gemacht  wurde.  Von  den  gleichen  Männern, 
dem  Geiste  nach  wenigstens,  die  13  Jahre  später  nur 
noch  den  unendlich  schlechteren  Bundesvertrag  von  1815 
über  sich  vermochten.  Und  wenn  auch  die  zwei  Seelen 
in  der  nämlichen  Brust  sich  in  diesem  merkwürdigen 
Aktenstücke  seltsam  streiten,  so  war  es  doch  ein  relativ, 
gegenüber  den  Intriguen  der  Berner-Standeskommission 
namentlich,  würdiges  und  ein  selbstgescbaifenes  Werk; 
und  in  glücklicheren  Zeiten  hätte  man  auf  diesen  Grund¬ 
jagen  vielleicht  auf  «den  Segen  redlich  strebender  Völ¬ 
ker»  hoffen  dürfen,  wonach,  «sobald  ein  Jeder  von  sei- 
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nem  Standpunkte  das  Höchste  erstrebt,  sich  doch  das 
Vollgefühl  des  Ganzen  auch  durch  die  scheinbar  ent¬ 
gegengesetzten  Richtungen  kräftigt  ».  Bonaparte  selbst 
hatte  Beding  im  Jahre  1801  zugerufen:  «  faites  l’essai  >, 
und  wir  wünschen  heute,  er  wäre  gemacht  worden.  Diese 
glücklichen  Zeiten  friedlicher  Erneuerung  kamen  jedoch 
damals  noch  nicht  für  die  Eidgenossenschaft  und  kommen 
überhaupt  nie  für  ein  Volk,  das  nicht  vor  allen  andern 
Dingen  entschlossen  ist,  rücksichtslos  jede  fremde  Ein¬ 
mischung  abzulehnen  und  keine  ausländischen  Parteien 
unter  sich  zu  dulden. 

Was  dem  durch  die  frühere  lange  Ruheperiode  tief  ver¬ 
wöhnten  und  nur  auf  materielles  Wohlsein  hingewiesenen 
Eidgenössischen  Volke  damals  fehlte  und  zum  Theil  jetzt 
wieder  fehlt,  ist  das  Mark,  welches  die  wahre,  innere 
Erneuerung  eines  ganzen  Volkes,  auf  Grundlage  reifer, 
ernster  Einsicht  in  seine  Fehler  und  Schwächen  möglich 
macht,  ohne  welche  eine  jede  äusserliche  Neugestaltung 
von  geringem  Werthe  ist.  —  Wenn  das  aktuelle  Volk 
diese  ernste  sittliche  Kraft  nicht  in  sich  findet,  so  muss 
diese  Generation  in  der  Wüste  aussterben  und  wenn 
keine  bessere  durch  harte  Erziehung  an  ihre  Stelle  tritt, 
so  zersplittert  sich  diese  Nation  überhaupt  unter  andere. 
—  Um  dieser  schwachen,  man  möchte  sagen  geistig 
blutarmen  Natur  der  meisten  Menschen  willen  sind  zu 
allen  Zeiten  grosse  Neuerungen,  wie  Macchiavelli  richtig 
bemerkt,  «  anfänglich  so  gefährlich  wie  die  Entdeckung 
von  Meeren  und  Inseln,  »  und  haben  dagegen  die  ge¬ 
wohnten  staatlichen  Schlagwörter  und  Scheinbegriffe  eine 
so  grosse  und  zeitweise  unüberwindliche  Gewalt.  —  Die 
Trägen  klammern  sich  an  solche  Begriffe,  die  sich  doch 
noth wendig  täglich  modifiziren,  um  sich  nicht  anstrengen 
zu  müssen.  Die  Schwachen  und  Engen  entdecken  lieber 
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tausend  mikroskopisclie  Schwierigkeiten  der  Rage,  der 
Sprache,  überhaupt  der  « berechtigten  Eigenthümlich- 
keiten  »  jeglicher  Art,  als  die  Eine  sonnenhelle  politische 
Wahrheit,  dass  nur  eine  originale,  einheitlich  gesinnte, 
entschlossene  und  fortschreitende  Nation  heute  noch 
unter  den  centralisirten  Staaten  Europa’s  ihre  dauernde 
Existenz  findet. 

Und  Alle,  selbst  die  Besten,  die  keinem  G-ötzen  der 
Zeit  und  des  Ortes  sich  beugen  wollen,  müssen  jetzt 
die  ganze  Grösse  des  hellenischen  Gedankens  ohne  Ver¬ 
zagen  wieder  in  sich  erfassen  lernen: 

«Vaterland,  ohne  Opfermuth,  —  ist  ein  Wort, 
ohne  Sinn  ». 


Bis  zum  4.  Oktober  dauerte  der  Bürgerkrieg  zwi¬ 
schen  diesen  drei  Gewalten,  der  Helvetik  und  den  zwei 
Restaurationsregierungen,  die  mit  einem  gemeinsamen 
Kriegsrath  gegen  sie  agirten.  *)  (Prot.  d.  Standeskom¬ 
mission,  46.) 

Am  22.  September  bereits  zogen  1800  Mann  aus  den 
Urkantonen  und  Glarus  unter  den  Befehlen  eines  ehe- 

s 

maligen  neapolitanischen  Offiziers,  Aufdermauer  uud  eines 
Kapuziners  aus  Schwyz,  Pater  Lucius,  in  Bern  ein  und 
vereinigten  sich  daselbst  mit  Watten wyl,  um  die  helve¬ 
tische  Regierung  vollends  zu  vertreiben,  die  ihrerseits 


*)  An  die  Kosten  tragen  in  Bern  auf  Grund  einer  Ötfentlielieii 
Subskription  einzelne  patrizische  Familien  aus  ihren  geretteten  Fa¬ 
milienkisten  bedeutende  Summen  bei,  so  z.  B.  Wattenwyl  1000 
Louisdor,  Stürler  1000,  Tavel  2000.  Ebenso  werden  die  englischen 
Fonds  dafür  in  Anspruch  genommen  und  der  Gemeinde  Bern  ein  Vor¬ 
schuss  von  200,000  Schweizerfranken  abverlangt.  Die  lieben  alten 
Eidgenossen  von'Basel  tragen  50  Mann  in  natura  an,  worüber  grosse 
Freude  herrscht.  (Prot.  St.  K.  51,  57.) 
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durch  ihren  General  Andermatt  die  Linie  von  Freihurg  bis 
Murten,  ziemlich  genau  die  Grenzlinie,  die  das  deutsche 
Element  der  Schweiz  vom  wälschen  trennt,  besetzt  hielt. 
Ausser  diesen  so  zu  sagen  «regulären»  Truppen  traten 
auch  noch  auf  beiden  Seiten  Freischaaren  auf.  Auf  reak¬ 
tionärer  der  Oberst  Pillichody  mit  bernisch  gesinnten 
Waadtländern  und  auf  helvetischer  der  Urkundenstürmer  . 
Reymond.  Ja  ein  gewisser  Junod  in  Yverdon  hatte  zuletzt 
sogar  noch  eine  Kompagnie  Weiber  für  die  Helvetik  zu¬ 
sammengebracht,  die  er  einstweilen  auf  dem  dortigen 
Friedhofe  mit  Wachestehen  für  die  künftigen  Strapatzen 
des  Feldzuges  abhärtete. 

Grossen  Ruhm  erwarb  keine  dieser  regulären,  oder 
irregulären  Truppengattungen.  Am  wenigsten  die  Armee 
der  helvetischen  Regierung,  welche  nach  einem  ganz  unbe¬ 
deutenden  Gefechte  vom  3.  Oktober  bei  Faoug  in  Einem 
Laufschritt  bis  nach  Lausanne  floh  und  dort  am  4., 
Alles  bunt  durch  einander  stürmend  und  in  grösster  Un¬ 
ordnung  wie  nach  einer  grossen  Schlacht,  einzog.  Die 
Häuser  und  Magazine  der  zeitweiligen  Hauptstadt  wurden 
an  diesem  Tage  alle  geschlossen.  Die  helvetische  Re¬ 
gierung  packte  ihren  einzigen  Besitz,  ihre  Akten,  zu¬ 
sammen  ,  bereit  noch  zum  Aeussersten ,  was  einer  Re¬ 
gierung  begegnen  kann,  Flucht  über  den  See  auf 
fremden  Boden,  völliges  Verlassen  des  Vaterlands,  — 
wozu  die  Schifte  in  Ouchy  gerüstet  standen. 

In  diesem  Moment,  den  4.  Oktober  Abends,  fuhr  ein 
Wagen  mit  sechs  Pferden  bespannt  in  Lausanne  ein,  wel¬ 
chem  ein  Mann  in  Civilkleidimg  entstieg,  der  sich  rasch 
zu  dem  ebenfalls  zur  Flucht  bereiten  französischen  Ge¬ 
sandten  Verninac  begab.  Um  8  Uhr  stürzte  dieser  in  den 
versammelten  Senat,  dem  eben  Dolder  eine  klägliche  Rede 
hielt,  und  rief  schon  unterwegs  auf  Treppen  und  Corridoren 
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Jedem,  der  es  hören  wollte,  die  grosse  Nachricht  zu  — 
«Proklamation  Bonaparte’s  an  das  helvetische 
V olk!»  Eine  halbe  Stunde  nach  ihm  erschien  der  Ueber- 
bringer  selbst,  Generaladjutant  Kapp,  und  übergab  in  der 
That  ein  Aktenstück,  datirt  vom  30.  September,  welches 
folgendermassen  lautete : 

«  Bonaparte, 

Premier  Consul  de  la  Republique  frangaise,  aux  dix-huit 
Cantons  de  la  Republique  helvetique. 

A  S*-Cloud,  le  8  Vendemiaire,  an  11. 

Habitans  de  PHelvetie! 

Vous  offrez  depuis  deux  ans  un  spectacle  affligeant; 
des  factions  opposees  se  sont  successivement  emparees 
du  pouvoir;  eiles  ont  Signale  leur  empire  passager  par 
un  Systeme  de  partialite,  qui  accusoit  leur  foiblesse  et 
leur  inhabilite.  Dans  le  courant  de  Pan  dix  votre  Gou¬ 
vernement  a  desire  que  Pon  retirät  le  petit  nombre  de 
troupes  frangaises  qui  etoient  en  Helvetie:  le  Gouverne¬ 
ment  frangais  a  saisi  volontiers  cette  occasion  d’honorer 
votre  independance ;  mais  bientot  apres,  vos  differens 
partis  se  sont  agites  avec  une  nouvelle  fureur;  le  sang 
Suisse  a  coule  par  des  mains  Suisses.  Vous  vous  etes 
disputes  trois  ans  sans  vous  entendre;  si  Pon  vous  aban- 
donne  plus  longtemps  ä  vous-memes,  vous  vous  tuerez 
trois  ans,  sans  vous  entendre  davantage.  Votre  histoire 
prouve  d’ailleurs  que  vos  guerres  intestines  n’ont  jamais 
pu  se  terminer  que  par  Pintervention  efficace  de  la 
France.  II  est  vrai  que  j’avois  pris  le  parti  de  ne  me 
meler  en  rien  de  vos  affaires.  J’avois  vu  constamment 
vos  differens  Gouvernemens  me  demander  des  Conseils 
et  ne  pas  les  suivre,  et  quelquefois  abuser  de  mon  nom, 
seien  leurs  interets  et  leurs  passions. 
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Mais  je  ne  puis  ni  ne  dois  rester  insensible  aux 
malheiirs  auxquels  vous  etes  en  proie;  je  reviens  sur  ina 
Tesolution:  je  serai  le  mediateur  de  vos  differens,  mais 
.ma  mediation  sera  efficace,  teile  qu’il  convient,  aux  grands 
peuples  au  nom  desquels  je  parle. 

Cinq  jours  apres  la  notification  de  la  presente  pro- 
‘Clamation,  le  Senat  se  reunira  ä  Berne. 

Toute  magistrature  qui  se  seroit  formee  ä  Berne  de- 
puis  la  capitulation,  sera  dissoute  et  cessera  de  se  reunir 
■et  d’exercer  aucune  autorite. 

Les  Prefets  se  rendront  ä  leur  poste. 

Toutes  les  Autorites  qui  auroient  ete  formees  cesse- 
Tont  de  se  reunir. 

Les  rasseinblemens  armes  se  dissiperont. 

Les  preiniere  et  seconde  demi-brigades  helvetiques 
formeront  la  garnison  de  Berne. 

Les  troupes  qui  etoient  sur  pied  depuis  plus  de  six 
inois,  pourront  seules  rester  en  corps  de  troupes. 

Enfin  tous  les  individus  licencies  des  armees  belli- 
•gerantes  et  qui  sont  aujourd’hui  armes,  deposeront  leurs 
nrmes  ä  la  Municipalite  de  la  commune  de  leur  naissance. 

Le  Senat  enverra  trois  deputes  ä  Paris,  chaque 
eanton  pourra  egalement  en  envoyer. 

Tous  les  citoyens  qui  depuis  trois  ans,  ont  ete  Land¬ 
amman,  Senateur,  et  ont  successivement  occupe  des 
places  dans  Tautorite  centrale,  pourront  se  rendre  ä  Paris, 
pour  faire  connattre  les  moyens  de  ramener  Punion  et 
la  tranquillite  et  de  concilier  tous  les  partis. 

De  mon  cöte,  j’ai  le  droit  d’attendre  qu’aucune 
ville,  aucune  commune,  aucun  corps  ne  voudra  rien  faire 
qui  contrarie  les  dispositions  que  je  vous  fais  connoitre. 

Habitans  de  THelvetie,  revivez  a  Tesperanceü!  — 
Votre  Patrie  est  sur  le  bord  du  precipice:  eile  en  sera 
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imme  diätem  ent  tiree.  Tous  les  hoinmes  de  bien  secon- 
deront  ce  genereux  projet. 

Mais  si,  ce  que  je  ne  puis  penser,  il  etait  parini 
vous  un  grand  nombre  d’individus  qui  eussent  assez  peu 
de  vertu  pour  ne  pas  sacrifier  leurs  passions  et  leurs 
prejuges  ä  Tamoiir  de  la  Patrie,  peuples  de  PHelvetie, 
vous  seriez  bien  degeneres  de  vos  peresüü  — 

II  n’est  aucim  bomme  sense  qui  ne  voie  que  la  me- 
diation,  dont  je  me  Charge  est  pour  PHelvetie  un  bien- 
fait  de  cette  Providence  qui,  au  milieu  de  tant  de  boule- 
versemens  et  de  chocs  a  toujours  veille  ä  Pexistence  et 
ä  Pindependance  de  votre  nation,  et  que  cette  mediatioa 
est  le  seul  moyen  qui  vous  reste  pour  sauver  Pune  et 
Pautre.  Car  il  est  tems  enfin,  que  vous  songiez  que  si 
le  patriotisme  et  Punion  de  vos  ancetres  fonderent  votre 
Kepublique,  le  mauvais  esprit  de  vos  factions,  s’il  con- 
tinue,  la  perdra  infailliblenient ,  et  il  seroit  penible  de 
penser  qu’ä  une  epoque,  ou  plusieurs  nouvelles  repu- 
bliques  se  sont  eievees,  le  destin  eüt  marque  la  fin  d’une 
des  plus  anciennes. 

Bonaparte. 

Par  le  Consul,  le  Secret.  d’Etat, 

H.  B.  Maret.  » 

Nach  Anhörung  dieses  markanten  Aktenstückes,  das 
seltsam  durch  den  todtenstillen  Saal  klang,  entstand  eine 
regungslose  Pause.  Dann  rief  plötzlich  Jenner:  «  Vive 
le  Premier  Consid!»  und  der  ganze  helvetische  Senat 
stimmte  begeistert  ein  in  diesen  seltsamen  Kuf.  — 

Es  lag  darin:  zugleich  die  aufathmende  Freude,  dem 
sichern  Untergang  noch  in  letzter  Stunde  entgangen  zu 
sein  und  —  die  Anerkennung  des  künftigen  Herrn. - 
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Mit  diesem  Zuruf  endet  in  dieser  Stunde  für  den, 
der  nicht  auf  Wort  und  Schein,  sondern  auf  das  Wesen 
der  Dinge  schaut,  am  4.  Oktober  1802,  Abends  9  Uhr 
zu  Lausanne,  die  Selbstständigkeit  der  Schweiz, 
um  erst  an  einem  andern  Oktobertage,  elf  Jahre  später, 
auf  dem  Schlachtfelde  von  Leipzig  von  den  Todten  wieder 
aufzuerstehen.  —  Die  Eidgenossenschaft,  —  gänzlich  un¬ 
fähig,  sich  selbst  zu  regieren,  —  hatte  nun  auf  lange 
Jahre  hinaus,  was  sie  brauchte,  einen  Herrn  und  Meister, 
dem  bloss  der  monarchische  Titel  fehlte.  —  Helvetische 
Regierung,  bernische  Standeskommission,  Schwyzertag- 
satzung  verschwand  Alles,  wie  ein  Schattenspiel  an  der 
Wand,  vor  der  neuen  und  einzigen  Realität,  mit  der  dieser 
Deus  ex  machina  Rapp  in  die  verworrene  Situation  her¬ 
eintrat.  Was  noch  von  der  Helvetik  zu  erzählen  bleibt, 
ist  einzig  die  Form  ihres  Endes. 


1803,  Ende. 


«  Yotre  histoire  prouve,  qiie  vos  guerres  intestines 
n’ont  jamais  pü  se  terminer,  que  par  Tintervention  effi- 
€ace  de  la  France.  >  — 

Diess  hatte  der  Erste  Magistrat  und  künftige  Allein¬ 
herrscher  von  Frankreich  der  revolutionsmüden  Eidge¬ 
nossenschaft  zugeriifen  und  beinahe  alle  Parteien  der¬ 
selben  hatten  darauf  mit  « Vive  le  premier  Consul » 
geantwortet.  —  Schon  früher  in  einem  bekannten  Briefe 
an  Beding  vom  Anfang  des  Jahres  1802  (16.  Nivose)  hatte 
Bonaparte  einen  ähnlichen  Gedanken  in  den  Worten 
geäussert,  er  spreche  zu  uns  «  comme  l’aurait  fait  le 
Premier  magistrat  des  Gaules,  dans  le  tems  ou  l’Helvetie 
en  faisait  partie.  »  —  Ob  der  Erste  Konsul  wirklich  die 
Aleinung  hegte,  es  habe  ein  solches  Verhältniss  zwischen 
Helvetien  und  Gallien  je  einmal  historisch  bestanden, 
können  wir  heute  füglich  dahingestellt  sein  lassen.  — 

Napoleon  war  nie  ein  Verehrer  sehr  exacter  Hi¬ 
storik.  Seine  Politik  erlaubte  ihm  stets,  die  Geschichte, 
die  für  ihn  doch  nur  «fable  convenue  »  war,  einiger- 
massen  dem  Bedürfniss  entsprechend  zu  gestalten  und 
was  die  Politik  intakt  Hess,  das  beeinflusste  auch  noch  die 
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lebhafte,  oft  sogar  überwuchernde  Phantasie  —  eine  Eigen¬ 
schaft,  die  er  mit  allen  genialen  Menschen  theilte. 

Wenn  er  jedoch  bloss  sagen  wollte,  es  sei  seit  sehr 
langer  Zeit  konsequente  französische  Politik  gewesen, 
die  Eidgenossenschaft  in  einem  Allianzverhältnisse  zu  er¬ 
halten,  das  zeitweise  den  Charakter  der  Clientei  annahm, 
so  war  diess  richtig.  — 

Alle  französischen  Herrscher,  seit  Karl  VIL,  haben 
gesucht  auf  die  Schweiz  entscheidenden  Einfluss  zu  ge¬ 
winnen.  Dem  einzigen,  der  diess  zeitweise  vernachlässigte, 
Ludwig  XIL,  war  es  sehr  übel  bekommen.  Die  Schlacht 
von  Novara  und  die  Belagerung  von  Dijon  wurden  künftig 
nicht  wieder  vergessen.  Schon  sein  Nachfolger  erstrebte 
sofort  nach  Marignano  den  ewigen  Frieden  von  1516 
und  später  noch  den  Verein  von  1521,  der  sodann  bis  zur 
französischen  Revolution  die  beständige  Grundlage  einer 
Reihe  von  fortwährend  erneuerten  Bundesverträgen 
wurde,  mittelst  welcher  sich  die  Schweiz  immer  enger 
an  das  französische  Interesse  anschloss.  Ludwig  der 
XIV.,  unter  dem  dieses  Verhältniss  seinen  Höhepunkt 
vor  1798  erreichte,  hatte  sich  bereits  «als  Garant  und 
Gewährsmann  der  Traktate  •  zwischen  den  löbl.  Orten» 
aufgeworfen,  «  so  es  Gott  zuliesse,  dass  unter  ihnen  selbst 
Entzweiung  entstünde.  »  —  Und  nach  Aussen  enthielten 
diese  französischen  Verträge  die  feststehende  Klausel, 
dass  sie  allen  andern  Verträgen  mit  jedem  andern  Staate 
Vorgehen,  die  nach  1521  geschlossen  worden  sein  sollten. 

Der  Erste  Konsul  folgte  also  in  seiner  schweize¬ 
rischen  Politik ,  wie  in  manchen  andern  Dingen  bloss 
den  Fussstapfen  seines  bedeutendsten  «  Vorgängers  im 
Reich ».  Die  Mediationszeit  ist  auf  Seite  Frankreichs 
in  der  That  nichts  weiter  als  die  konsequente  that- 
sächliche  Durchführung  dieses  Gedankens  der  franzö- 
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sischen  Könige.  Auch  nach  Bonaparte  hat  kein  Chef 
des  französischen  Staats  sich  jemals  dieser  traditionellen 
Politik  entziehen  können,  sich  in  der  Eidgenossenschaft 
einen  ganz  ergebenen  Bundesgenossen,  sei  es  durch 
direkte  Beeinflussung  namentlich  ihrer  französischen, 
oder  halhfranzösischen  Theile,  sei  es  durch  allerlei 
Dienste  völkerrechtlicher,  oder  auch  einfach  ökonomi¬ 
scher  Art  zu  versichern.  Eine  einzigartige  Ausnahme 
hievon  hat  zeitweise  das  Haus  Orleans  gemacht,  das 
zum  Einen  zu  schwach  und  zu  dem  andern  zu  kleinlich 
war.  Ein  völlig  korrektes  Verhältniss  der  Schweiz  zu 
Frankreich  hat  bis  1870  nie  bestanden.  Es  war  mehr 
oder  weniger  stets  eine  Art  von  Protektion  von  Einer 
Seite  vorhanden.  —  Zuerst,  bis  Marignano,  von  unserer, 
nachher  umgekehrt.  Eine  Beziehung  von  Nationen  zu 
einander,  die  wenigstens  dem  deutschschweizerischen 
Charakter,  der  ein  tiefes  Gefühl  für  selbstständig  indi¬ 
viduelles  und  nationales  Wesen  hat,  stark  widerstrebt 
und  die  wir  unter  keinen  Umständen  wieder  auf  leben 
lassen  dürfen.  Unsere  korrekte  Stellung  ist  die  wirk¬ 
liche  volksthümliche  Eigenart  und  Neutralität,  mit  einem 
ganz  gleichen  aufrichtigen  Wohlwollen  gegen  alle  un¬ 
sere  Nachbaren.  Die  Möglichkeit  einer  solchen  Stellung 
für  die  Zukunft  hängt  aber  jetzt  gänzlich  von  dem  Aus¬ 
gange  des  Kampfes  in  Frankreich  ab,  den  vor  unseren 
Augen  die  Gewalt  mit  der  Freiheit  und  politischen  Red¬ 
lichkeit  begonnen  hat.  —  Der  Entscheid  —  so  oder  anders 
—  bringt  für  uns  eine  neue  Phase  der  französisch¬ 
schweizerischen  Politik.  — 

Es  ist  nicht  ganz  unwahrscheinlich,  dass  die  Me¬ 
diation  Bonaparte’s  von  1802,  die  so  sehr  einem  Befehle 
und  einer  förmlichen  Uebernahme  der  Regierung  glich, 
an  einem  andern  Sitzungsorte  und  unter  weniger  ver- 
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zweifelten  Umständen  noch  etwelclien  Widerstand  ge¬ 
funden  hätte.  —  Unter  den  Senatoren  aber,  welche  in  Lau¬ 
sanne  die  letzte  helvetische  Uegierimg  bildeten,  gab  es  nur 
sehr  wenige,  die  nicht  ohnehin  diesem  französischen  Ein¬ 
fluss  in  erheblichem  Grade  zugänglich  gewesen  wären. 
Der  grössere  Theil  der  noch  vorhandenen  bestand  schon 
aus  Schweizern  französischer  Zunge,  welche  damals  über¬ 
haupt  noch  kein  besonderes  Nationalgefühl  hatten.  Es 
gibt  eine  historische,  deutschschweizerische  Nationalität, 
oder  vielmehr  die  deutschschweizerische  Nationalität  hat 
historisch  bestanden,  lange  bevor  von  Eidgenossen  franzö¬ 
sischer  Zunge  die  Kede  war,  und  die  grossen  Seiten  der 
Eidgenössischen  Geschichte  tragen  sogar  ihr  bestimmtes 
Gepräge.  Dagegen  sind  die  romanischen  Theile  der  heu¬ 
tigen  Eidgenossenschaft  nie  ein  Volk,  mit  einer  gemein¬ 
samen  Geschichte  gewesen.  Das  romanische  Element  der 
Schweiz  allein  für  sich  könnte  gar  nicht  bestehen,  das 
zeigen  am  besten  die  schattenhaften  Tage  der  Lausanner- 
Helvetik,  in  denen  sie  ziemlich  genau  den  französischen 
Theil  der  damaligen  Schweiz ,  im  Gegensatz  zu  dem 
deutschen,  innehatte,  ein  französisch  redender  Staat  war. 
Es  ist  dagegen  dieses  Element  durch  seine  vorzüg¬ 
lichen  geistigen  Eigenschaften  sofort  sehr  anregend  und 
sehr  einflussreich  als  Theil  der  Gesammtnation  ge¬ 
worden  und  hat  derselben  sogar  eine  wesentliche  Seite 
ihres  modernen  Charakters,  die  weltbürgerliche,  ver¬ 
liehen.  Die  grossen  Züge  der  altschweizerischen  Na¬ 
tionalität  dagegen  sind  durch  diese  fortschreitende 
Mischung  des  Blutes  und  der  Sprache  vorläuflg  etwas 
abgeschliffen  worden.  — 

Die  geringe  Anzahl  deutscher  Senatoren  stand  da¬ 
mals  gänzlich  unter  dem  Einflüsse  dieser  rein  roma¬ 
nischen  Phase  unserer  Geschichte.  Der  Landammann 
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Dolder,  Präsident  der  Regierung,  gehörte  selber  zu 
derjenigen  Klasse  von  Deutschschweizern,  die  stets  in 
einzelnen  Exemplaren  hei  uns  vorhanden  ist,  bei  denen 
Gewohnheit  französischer  Umgangsformen  einen  ent¬ 
schiedenen  Einfluss  auf  Sitten  und  politische  Grund¬ 
sätze  ausübt  und  die  daher  damals  in  ihrer  öffentlichen 
Proklamation ,  muthmasslich  mit  voller  Ueherzeugung 

—  trotz  der  vor  aller  Augen  liegenden  Gegenbeweise 

—  sagen  konnten:  « L’histoire  de  la  Suisse  pendant 
des  siecles  prouve,  de  quel  interet  il  est  pour  nous  de 
marcher  dans  le  Systeme  politique  de  la  France.  C’est 
cette  verite  qui,  gravee  dejä  dans  le  coeur  de  nos  an- 
cetres,  protegeä  notre  confederation,  et  nous  avons  mille 
fois  plus  de  motifs  encore  pour  nous  en  convaincre.  » 
(Bull.  VI,  335.)  Das  neukonstituirte  Volk  vollends,  in 
dessen  Mitte  diese  Männer  damals  lebten  und  an  dessen 
Stimmung  sie  Theil  nahmen,  war  es  in  seiner  kurzen 
selbstständigen  Geschichte  nur  gewohnt,  in  dem  französi¬ 
schen  Staate  den  natürlichen  Schutz  und  Stützpunkt  für 
seine  kantonale  Selbstständigkeit  zu  erblicken.  Dem  Chef 
desselben  wurde  damals  von  dem  weitaus  grössten  Theile 
der  Waadtländer  das  gleiche,  aus  politischer  Tendenz 
und  Instinkt  gemeinsamer  Rage  zusammengesetzte  Ge¬ 
fühl  entgegengetragen,  welches  heute  die  Völker  slavi- 
scher  Abstammung,  über  ihre  politischen  Schranken  hin¬ 
aus,  dem  Czar  der  Russen  widmen,  und  Napoleon  war 
ganz  der  Mann,  um  diese  Rolle  eines  natürlichen  Hauptes 
der  lateinischen  Ra^e  zu  acceptiren.*)  — 

Einen  äusserst  komischen  Beleg  hiezu  bildet  u.  A.  das  Cap.  III 
der  oft  erwähnten  Broschüre  von  Cart.  Derselbe  entschliesst  sich 
eines  schönen  Tages  die  Philosophie  von  Kant  zu  studireu,  um  sich 
mit  den  deutschen  Miteidgenossen  in  besseres  Yerständniss  zu  setzen, 
unter  denen,  wie  er  vernimmt,  manche  und  zwar  die  Ersten  Magistrate 
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Diese  beiden  an  sieb  durchaus  nicht  zusammen¬ 
gehörigen  Fragen,  französische  Sympathie  und  Freiheit 
von  den  alten,  nicht  wieder  acceptabeln  Zuständen, 
waren  damals  zu  unserem  Unglück  in  den  Gedanken  vieler 
Eidgenossen  ganz  unauflöslich  verbunden  und  Etwas  von 
diesem  Ideenzusammenhang  und  von  dieser  tiefen  Ab¬ 
neigung  gegen  jede  Art  von  «  domination  de  Berne  »  ist 
selbst  bis  auf  den  heutigen  Tag  noch  zuweilen  bemerkbar, 
so  wenig  Grund  dafür  mehr  vorliegt.  Wie  denn  über¬ 
haupt  vergangene  politische  Ideen,  die,  einmal  richtig, 
einen  bedeutenden  Theil  des  Volksbewusstseins  aus¬ 
gemacht  haben,  oft  lange  Zeit  noch  nach  ihrem  wirklichen 

(Stapfer  wahrsdieinlich)  „tres  zeles  sectateiirs“  dieser  Philosoplieme 
sind,  „qui  reduisent  tont  ä  une  chene  de  tlieoremes  systematiques  et  c’est 
en  suivaiit  cette  metkode  qn’ils  ont  congu  iin  plan  definitif  de  Constitu¬ 
tion.“  Er  rückt  daher  am  26.  April  1802  in  den  Nouvelliste  Yaudois  fol-  # 
gende  Annonce  ein:  „Celui  qui  anra  la  philosophie  de  Kant  en  Erangais 
est  prie  de  la  remettre  au  cit.  J.  J.  -  Gart  a  Morges ;  il  la  payerä  ce 
qu’elle  vaut.“  Er  findet  auch  endlich  mit  grosser  Mühe  durch  einen 
Freund  ein  einziges  Exemplar  im  ganzen  Lande,  welches  jedoch 
seinen  hohen  Erwartungen  ganz  und  gar  nicht  entspricht.  Yielmehr 
kehrt  er  entschieden  von  diesem  eingeschlagenen  Wege  innerer  Yer- 
ständigung  mit  einer  andern  Eage  um,  mit  den  Worten:  „II  serait 
fort  cui'ieux  si  dans  l’etat  ou  nous  sommes,  nous  aspirions  ä  une 
imagination  transcendentale  (Ausdruck  von  Kant)  il  serait  surtout 
bien  desolant  si  l’on  se  livrait  parmi  nous  ä  tout  ce  galimatias  et  k 
toutes  ces  divisions.  Si  nous  appelons  cela  de  la  Science  nous  sommes 
perdus,  l’on  se  moquera  de  nous,  l’on  nous  traitera  comme  des  eco- 
liers  et  nous  le  meriterons.  Parceque  nous  avons  des  voisins  de- 
gourdis,  est  ce  une  raison  pour  que  nous  soyons  des  paillasses?  Parce 
qu’ils  voyent  clairs,  est-ce  une  raison  pour  que  nous  soyons  myopes? 
Parce  qu’ils  sont  du  19“®  siede,  est-ce  une  raison  pour  que  nous. 
rebroussions  au  15“®  siede?  Pourquoi  donc  ne  ferions  nous  pas  un 
(Worte  Bonaparte’s  an  Beding)  „Bonaparte  nous  y  invite 
et  fai  plus  de  foi  ä  son  autorite  qu’ä  celle  de  Kant“'. 

Also:  Bonaparte  —  oder  Kant.  Es  ist  etwas  Bezeichnendes 
daran.  Koch  heute  würde  der  grössere  Theil  der  deutschen  und  fran¬ 
zösischen  Schweizer  nicht  die  gleiche  Wahl  treffen.  — • 
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Ableben  einer  gänzlichen  Beseitigung  widerstreben  und 
hie  und  da  mit  einer  Art  von  gespenstischer  Wieder¬ 
kehr  die  Gemüther  der  Enkel  beängstigen,  für  die  nur 
noch  Schatten  ist,  was  für  die  Väter  Realität  war.  In 
einer  einzigen  mir  bekannten  französisch  geschriebenen 
Broschüre  jener  Tage,  die  sich  in  der  Lausanner  Biblio¬ 
thek  befindet*),  findet  sich  eine  Art  von  positiver  Oppo¬ 
sition  gegen  die  französische  Vermittlung  von  1802.  Die¬ 
selbe  bewegt  sich  aber  blos  auf  dem  niedrigen  Standpunkt 
der  Berner-Standeskommission  und  des  Aufstandes  gegen 
die  helvetische  Regierung,  die  sie  ein  Gouvernement  nennt 
«qui  ä  l’epoque  de  son  bonheur  ne  fremit  d’aucune  violence, 
ä  celle  de  sa  chüte  ne  rougit  d’aucune  bassesse. »  Diese 
ohnehin  wohl  nicht  ganz  unverdächtigen  Stimmen  scheinen 
vereinzelt,  der  Ausdruck  exklusiver  Kreise,  gewesen 
^  zu  sein.  Dem  schweizerischen  Volke  der  damalige.n 
Zeit  fehlte  im  Allgemeinen  der  heroische  Sinn,  der  alles 
Andere  eher  opfert,  als  die  wirkliche  politische  Selbst¬ 
ständigkeit  und  auch  das  Geschenk  des  Friedens  und 
der  materiellen  Wohlfahrt  nicht  aus  fremder  Hand  an¬ 
nimmt.  —  Zu  seinem  grossen  und  lange  andauernden 
Nachtheil.  Denn  was  der  Mensch  sich  auf  diese  Weise 
schenken  lässt  das  bezahlt  er  am  theuersten,  der  Ein¬ 
zelne  bereits  und  noch  mehr  die  Völker.  Sie  erkaufen 
relativ  geringe  Vortheile  mit  ihren  edelsten  und  uner¬ 
setzlichsten  Gütern.  — 

Die  wohlfeilste  und  beste  Politik  für  ein  Volk  ist : 
vollständig  auf  eigenen  Füssen  zu  stehen,  sich  gänzlich 
national  zu  organisiren,  in  keine  Clienteiverhältnisse  irgend 
einer  Art,  um  noch  so  grosser  momentaner  Vortheile 

*)  Sie  fükrt  den  Titel  „Reflexions  d’un  Suisse  sur  le  decret 
du  Senat  Helvetique  du  4  octobre  1802,  ohne  Angabe  eines  Autors 
und  Druckortes.  Bibi.  S.  932. 
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willen  zu  treten  und  in  seine  inneren  Angelegenheiten 
keinerlei  Einmischung  zu  gestatten.  —  Die  moderne  Eid¬ 
genossenschaft  hat  diess  erst  nach  und  nach  und  unter 
schweren  Erfahrungen  zu  lernen  gehabt.  —  Und  selbst 
heute  noch  gibt  es  in  ähnlichen  Verhältnissen  noch  ziem¬ 
lich  Viele,  die  auf  dem  Standpunkte  Dolder’s  und  Carts 
von  1802  stehen  und  die  Hülfe  des  Auslandes  zu  jedem, 
selbst  hlos  ökonomischen,  Zwecke  unbedenklich  in  Anspruch 
nehmen,  ohne  allzu  ängstlich  an  den  Preis  zu  denken,  den 
wir  später  noch  jedesmal  dafür  haben  bezahlen  müssen. 
Die  Schweizergeschichte,  wo  sie  einigermassen  zuver¬ 
lässig  feststeht,  ist  eine  unschätzbare  Quelle  politischer 
Weisheit  für  uns;  aber  sie  gehört  noch  immer  sehr  zu  den 
Büchern,  deren  Ansehen  zwar  bei  Jedermann  theoretisch 
hochsteht,  die  aber  selten  Jemand  selber  liest  und  ge¬ 
hörig  beherzigt.  — 

Seiner  Sendung  gemäss  verlangte  Happ,  unterstützt 
von  dem  französischen  Gesandten  und  den  rasch  sich 
folgenden  weitern  Instruktionen  des  französischen  Ministers 
des  Auswärtigen,  in  allen  damaligen  Lagern  sofortigen 
Gehorsam.  —  In  Lausanne,  am  Sitze  der  legitimen 
Regierung,  fand  diess,  wie  schon  gesagt,  keine  Schwierig¬ 
keiten.  —  Noch  am  4.  Oktober  beschloss  der  Senat, 
seine  Dankbarkeit  und  Unterwerfung  unter  die  Befehle 
des  Ersten  Konsuls  zu  bezeugen  (bull.  VI,  291)  und 
am  5.  erliess  er  bereits  seine  übliche  Proklamation  an 
das  helvetische  Volk,  eine  blosse  Umschreibung  dessen, 
was  der  Herr  in  Paris  bereits  selber  gesagt  hatte,  die 
im  Munde  einer  obersten  schweizerischen  Behörde 
armselig  genug  klingt.  (Bull.  VI,  292.)  Am  Schlüsse: 

«Enfin,  graces  ä  la  Providence  divine,  le  premier 
Consul  a  ete  touche  des  malheurs  de  son  allie;  il  se 
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Charge  de  la  mediation  que  le  Gouvernement  et  ses  ad- 
versaires  lui  ont  Offerte;  il  nous  commande  aujourd’hui 
la  paix;  il  fait  plus  ;  il  nous  offre  les  inoyens  de  la  rendre 
durable. 

La  proclaination  du  premier  Consul,  en  date  du 
8  Vendemiaire,  nous  annonce  les  premieres  dispositions 
qu’il  a  jugee  necessaires  d’arreter  dans  ce  but. 

Citoyens  de  THelvetie,  le  Senat  vous,  declare  qu’il 
accepte,  en  ce  qui  le  concerne,  la  mediation  de  votre 
puissant  allie ,  et  qu’il  souscrit  ä  tous  les  conseils  du 
heros,  qui  n’a  pas  dedaigne  d’ajouter  un  nouveau  rayon  k 
sa  gloire,  en  nous  rendant  la  tranquillite  et  le  bonheur. 

Que  tous  les  partis  se  taisent  et  ecoutent  Bonaparte 
parier !  qiie  les  armes  tombent  de  toutes  les  mains  l 
Que  tous  les  coeurs  s’ouvrent  k  des  sentimens  de  fra- 
ternite  et  de  Concorde.  Sürement,  peuples  de  l’Helvetie,. 
jamais  vous  ne  fütes  si  pres  du  bonbeur,  mais  si  vous- 
demeuriez  sourds  ä  la  voix  de  Bonaparte,  jamais  vous 
n’auriez  ete  si  pres  de  votre  perte. 

Le  Senat  ordonne,  qu’en  conformite  de  la  procla- 
mation  du  premier  Consul,  les  Prefets,  sous-Prefets  et 
toutes  autres  autorites  constitutionelles  doivent  reprendre- 
leurs  fonctions  jusques  ä  l’ordre  de  cboses  definitif  qui 
se  prepare,  et  veiller  en  ce  qui  les  concerne,  ä  l’execution 
de  tous  les  articles  de  la  dite  proclamation. 

Donne  ä  Lausanne  le  5  octobre  1802. 

Le  Landammann  Presid.  du  Senat, 
Beider.» 

Auch  der  waadtländiscbe  Statthalter  Monod  fühlt 
sieb  zu  einer  besondern  Ansprache  an  seine  Landsleute^ 
begeistert:  «Ne  craignez  rien,  ruft  er,  Bonaparte  a 
parle!  Nous  devions  interesser  la  France  et  Bona- 
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parte.  —  Jugez  maintenant ,  si  je  vous  ai  trompes. 
La  loi  qu’ils  veulent  noiis  imposer  par  la  force,  la  force, 
helas,  la  leur  imposerä  et  ils  ne  pourront  pas  se  plaindre 
que  je  ne  les  aye  prevenus.  Donne  ä  Lausanne,  le 
5  octobre  pour  etre  publie  et  afficbe  dans  toutes  les 
communes  du  canton. »  (Bull.  VI,  296.) 

Hier  hatte  also  der  Gebieter  Alles,  was  er  nur  wollte, 
und  sein  militärischer  Mercur  konnte  schon  wenige 
Stunden  nach  seiner  Ankunft  wieder  ab-  und  nachMoudon 
und  Bern  Weiterreisen.  Die  dortige  Standeskominission 
musste  ebenfalls  die  Proklamation  sofort  verkünden  und 
erhielt  im  Uebrigen  5  Tage  Zeit,  um  sich  mit  der  Schwyzer 
Tagsatzung  zu  verständigen.  —  Zwischen  den  gegen¬ 
einander  im  Felde  stehenden  Truppen  wurde  ebenfalls 
ein  Waifenstillstand  durch  Eapp’s  Drohungen  erzwungen. 
Die  Tagsatzungstruppen  hatten  noch  vorher  Freiburg 
eingenommen  und  waren  bis  auf  2  Stunden  vor  Lausanne 
vorgerückt.  *) 

Die  Schwyzer  Tagsatzung  allein  versuchte  es  noch, 
diese  unwillkommene  Einmischung  unmittelbar  vor  dem 
Siege  abzulehnen,  mit  Berufung  auf  den  Frieden  von 
Luneville,  sowie  aut  die  evidente  Möglichkeit,  in  der 
sie  sich  befinde,  sich  selbst  ohne  fremde  Beihülfe  eine 
Verfassung  zu  geben,  und  sandte  Ludwig  von  Affry  von 
Freiburg  in  solcher  Mission  direkt  nach  Paris.**)  (Prot, 
pag.  49.) 

An  ernstlichen  Widerstand  dachte  man  aber  dessen 
ungeachtet  auch  hier  nicht.  (Vergl.  Prot.  v.  9.,  11.,  12.. 
21  Okt.,  pag.  54,  60,  65,  96,  Missiven  Nr.  123.) 

*)  lieber  die  Theilung  der  inFreiburg  gemachten  „Beute“  existiren 
lange  und  seltsame  Yerhandlungen  in  dem  Protokolle  von  Schwyz. 

Die  Standeskommission  in  Bern  hatte  ihrerseits  bereits 
vorher  Herrn  von  Miilinen  dahin  geschickt. 
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Am  14.  Oktober  zwar,  als  der  letzte  Termin,  den 
Kapp  ibr  gestellt  hatte,  auslief,  begab  sich  die  Tagsatzung 
feierlich  in  corpore  in  die  Kirche  und  erliess  so¬ 
dann  am  15.  noch  einen  Beschluss  Namens  der  «  13 
Cantone,  gemeiner  3  Bünde,  St.  Gallen,  Thurgau,  Baden 
und  Rheinthal » ,  worin  sie  sagte ,  sie  werde  nur  der 
Uebermacht  weichen  und  behalte  der  Nation,  wie  den 
einzelnen  Kantonen,  das  Recht  vor,  nach  dem  Art.  11  des 
Luneviller  Friedens  sich  selbst  zu  konstituiren.  (Prot, 
pag.  78,  Missiven  Nr.  96.*)  Am  17.  verreisten  aber  bereits 
manche  Mitglieder  wegen  der  « dringenden  Privatge¬ 
schäfte  »,  die  in  solchen  Zeiten  stets  einzutreten  pflegen, 

„Abschied  der  Tagsatzuug. 

Die  Deputirten  der  vereinigten  Cantone  Zürich,  Bern,  Luzern, 
Ury,  Schweiz,  Unterwalden,  Zug,  Grlarus,  Basel,  Freyburg,  Solothurn, 
Schaff  hausen.  Appenzell,  der  Stadt  St.  Gallen,  Gemeiner  III  Bünde, 
Thurgau,  Baden,  Eheinthal  und  Landschaft  St.  Gallen  werden  ihre 
Vollmacht  wieder  in  die  Hände  ihrer  Committenten  zurücklegen, 
insofern  fremde  Waffengewalt  oder  der  Drang  ausserordentlicher 
Umstände  Sie  in  Ihren  Verrichtungen  hemmt.  Sie  beziehen  sich 
hiebey  in  Absicht  auf  den  Gang  ihrer  Verhandlungen,  auf  den  im 
Druck  erschienenen  Bericht  vom  12.  dieses  Monats.  Es  bleibt  ihnen 
daher  nichts  übrig,  als  sich  bei  ihren  Comitteuten  geziemend  zu  ver¬ 
abschieden  und  zwar  mit  dem  dringenden  Ersuchen,  diejenigen  Auf¬ 
träge,  welche  sie  ihren  Abgeordneten  ertheilt  haben,  und  welche 
diese  nach  bestem  Gewissen  zu  erfüllen  bemüht  gewesen  sind,  damit 
zu  bekräftigen,  dass  sie  dem  von  unsern  würdigen,  frommen  Alt¬ 
fordern  ererbten,  und  uns  durch  den  Luneviller-Tractat  aufs  neue 
zugesicherten  Recht,  uns  selbst  zu  constituiren  nie  entsagen,  und  dass 
sie  zu  dem  Ende  hin,  sich  zwar  dem  Gewalt  fügen,  aber  auf  keine 
Weise  jenem  heiligen  Erb  künftiger  Geschlechter  Abbruch  thun, 
oder  dasjenige  je  genehm  halten,  was  andere  Einwohner  der  Schweiz, 
die  eigenmächtig  eine  solche  Veräusserung  sich  anmassen,  in  diesem 
Sinn  unternehmen  und  thun  würden 

Gott,  der  alles  am  Ende  zum  Besten  leitet,  und  die  so  sich  an 
das  Recht  halten,  nie  verlässt,  wolle  das  liebe  Vaterland  auch  diese 
neue  Prüffung  glücklich  überstehen  lassen. 

Gegeben  in  Schweiz  den  15.  Octobris  1802.“ 
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und  am  gleichen  Tage  rückten  die  Franzosen  unter  dem 
nachmaligen  Marschall  Ney  neuerdings  in  die  Schweiz 
ein.  Mitten  in  der  Nacht  vom  22.  auf  den  23.  kam  dieser 
Tapferste  der  Tapfern  unter  schallendem  Kanonendonner 
selber  in  Bern  an,  wo  er  fortan  als  Satrap  seines  all¬ 
mächtigen  Gebieters  mit  der  an  ihm  sattsam  bekannten 
ziemlich  rüden  Manier  zu  herrschen  begann. 

Von  allen  Seiten  verbreiteten  sich  jetzt  noch  einmal 
französische  Truppen  über  das  Land  und  vereitelten 
jeden  Gedanken  an  Widerstand.  Die  Tagsatzung  musste 
sich  am  26.  Oktober  auf  lösen  und  zeigte  diess  an  diesem 
Tage  den  Höfen  von  Wien,  Berlin,  Petersbourg,  Windsor 
und  Spanien  an,  denen  sie  auch  von  ihrem  Zusammen¬ 
tritt  s.  Z.  Kenntniss  gegeben  hatte  (Prot,  pag.  20,  111, 
114).  Diese  Schreiben  enthalten  nichts  Interessantes 
weder  im  Gedanken  noch  im  Ausdruck.  Die  Auslieferung 
aller  Waffen  in  der  Schweiz  wurde  anbefohlei  und  streng 
durchgeführt ,  selbst  bis  auf  Kinderspielzeug  hinaus. 

Eine  Anzahl  Häupter  der  Tagsatzung  (27),  Beding  an 
Spitze,  wurden  verhaftet  und  den  ganzen  folgenden  der 
Winter  hindurch  in  Aarburg  gefangen  gehalten ,  wo  sie 
nach  damaligen  Berichten  bitterlich  froren  und  jedenfalls 
Gelegenheit  hatten  ,  darüber  reiflich  nachzudenken ,  ob 
es  nicht  vielleicht  doch  klüger  und  patriotischer  gewesen 
wäre,  die  Verfassung  vom  25.  Mai  zu  unterstützen,  an¬ 
statt  durch  Aufruhr  dagegen  den  völligen  politischen  und 
moralischen  Untergang  des  Vaterlandes  herbeizuführen, 
wie  er  nunmehr  offen  am  Tage  lag.  — 

Die  helvetische  Regierung  —  um  auch  von  dieser 
noch  ein  Wort  zu  sagen,  das  sie  kaum  verdient  —  war 
am  18.  Oktober  in  aller  Stille  wieder  in  Bern  angelangt. 
Kein  Mensch  kümmerte  sich  um  ihre  neue  Erscheinung 
in  der  Hauptstadt.  Die  Erste  Sitzung  musste  sogar,  da 
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Niemand  zur  Einrichtung  von  Lokalitäten  im  Geringsten 
Hand  bot ,  in  einem  Gasthofe  abgehalten  werden.  Am 
20.  Oktober  erliess  sie  aus  Bern  wieder  eine  ihrer  vielen 
Proklamationen  (bull.  YI,  310),  um  das  helvetische  Volk 
zu  Ruhe  und  stiller  Erwartung  der  Dinge,  die  da  kom¬ 
men  werden,  zu  ermahnen.  Hätte  der  preussische  Graf 
Schulenburg  sie  gekannt ,  so  würde  man  beinahe  an¬ 
nehmen  können,  er  habe  v.on  unserem  D older  seine  vier 
Jahre  später  so  berühmt  gewordene  Ansprache  an  die 
Berliner  nach  der  Schlacht  von  Jena  gelernt,  die  in  dem 
Satze  gipfelte:  «Ruhe  ist  die  Erste  Bürgerpflicht ».  Dem 
Geiste  nach  gebührt  ihm  jedenfalls  der  Ruhm  dieser  Er¬ 
findung,  wenn  auch  die  Ausdrucksweise  Schulenburgs 
die  präzisere  ist.  Unmittelbar  auf  diese  Proklama¬ 
tion  des  Vollziehungsraths  folgt  natürlich  wieder  eine  des 
unermüdlichen  Präfekten  von  Waadt,  vom  21.  Oktober, 
der  sogar  einen  allgemeinen  Bet-  und  Danktag  und  ein 
Tedeum  bei  den  Katholiken  auf  den  31.  Oktober  für 
dieses  «resultat  heureux»  anordnet,  in  weichem  sich  die 
Hand  Gottes  auf  eine  so  frappante  Weise  manifestire 
—  (Bull.  VI,  312.)  So  weit  war  es  also,  durch  so  viel 
Unglück,  auch  im  freiheitsliebenden  Waadtlande  ge¬ 
kommen,  dass  fremde  Occupation  und  völliger  Verlust 
der  politischen  Selbstbestimmung  als  glückliche  Ereig¬ 
nisse  galten,  für  die  Gott  Lob  und  Dank  zu  sagen  sei. 
Ende,  Ende!  Der  Leser  und  Hörer  sehnt  sich  darnach 
förmlich  in  solcher  Zeit!  — 


Von  hier  ab  verlegt  sich  die  ganze  politische  Ge¬ 
schichte  unseres  Landes  und  jegliches  Interesse  nach 
Paris.  In  Bern  blieb  bloss  eine  schattenhafte  Regierung 
zurück,  die  noch  einige  ganz  unbedeutende  weitere  Pro- 
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Mamationen  und  Dekrete  erlässt.  Die  wichtigsten  dar¬ 
unter  sind  Ausschreibungen  neuer  Kriegssteuern  für  den 
Unterhalt  der  Franzosen  im  Lande.  (Bull.  VI,  332,  342.) 

«  Citoyens  de  THelvetie  »  ruft  Dolder,  dessen  einzige 
Beschäftigung  in  dieser  Zeit  es  gewesen  sein  muss,  seinen 
französischen  Styl  zu  üben,  auf  den  er  ohnehin  sehr  stolz 
war,  «  vous  allez  etre  requis  de  fournir  par  des  contri- 
butions  extraordinaires  ä  Fentretien  des  troupes,  que  vos 
•egaremens  ont  fait  entrer.  Soumettez-vous  ä  une  ne- 
cessite,  que  vous  ne  pouvez  taxer  d’injustice.  Ouvrez 
TOS  Coeurs  ä  des  dispositions  de  fraternite  et  d’ordre 
.social;  c’est  le  seul  moyen  d’abreger  la  duree  de  vos 
maux.  Montrez-vous  enfin  dignes  d’etre  encore  appeles 
une  nation  et  vous  demeurerez  une  nation. 

Bonaparte  ne  desire  que  de  pouvoir  encore  s’inte- 
xesser  ä  vos  destinees.  Pour  nous,  gräce  aux  soins  de 
“Ce  mediateur  genereux,  notre  täche  va  bientöt  etre  finie. 
Beunis  dans  la  classe  des  simples  particuliers  avec  ceux, 
qui  ont  si  cruellement  calomnie  notre  conduite,  nous 
serons  toujours  prets  ä  repondre  ä  leurs  imputations: 
jusques-lä,  il  n’est  aucun  sacrifice,  auquel  nous  ne  soyons 
xesignes,  s’il  peut  etre  profitable  ä  la  patrie.  » 

Die  Geschichte  hat  ihn  kurz  darauf  beim  Worte  ge¬ 
nommen  und  ihm  das  grösste  Opfer  für  Menschen  dieser 
Art  auferlegt,  von  einer  solchen  Stellung  zu  gänzlicher 
Vergessenheit  herabznsteigen,  der  wir  ihn  auch  un¬ 
sererseits  in  keinem  Falle  entreissen  wollen.  Es  ist 
schon  fast  zu  viel  von  ihm  die  Bede  gewesen.  —  Neben 
ihm  wird  auch  der  Präfekt  Monod  förmlich  ermüdend 
durch  sein  beständig  wiederholtes  «  Ne  craignez  rien ! 
Kous  allons  ä  Bonaparte,  il  veut  notre  bien,  il  le  fera. 
Mais  citoyens,  il  faut  en  etre  dignes»  etc.  etc.  (Bull. 
VI,  327.)  Höre  auch  auf  zu  reden,  ehrlicher  prefet  national. 
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Es  gibt  allerdings  Schicksale,  gegen  die  nicht  anzu¬ 
kämpfen  ist,  aber  die  müssen  schweigend  ertragen  und 
am  allerwenigsten  wegen  einiger  augenblicklichen  Er¬ 
leichterung  glückliche  Ereignisse  genannt  werden.  — 

Schon  auf  Seite  372  folgt  dann  diesen  kleineren  Red¬ 
nern,  selbst  in  unserer  eigenen  Gesetzsammlung,  Bonaparte 
mit  seiner  Erklärung  vom  10.  Dezember,  die  allerdings^ 
die  thatsächliche  volle  Bedeutung  eines  amtlichen  Akten¬ 
stückes  für  uns  besitzt.  Bald  darauf  dann,  Seite  411,, 
die  Mediationsakte  und  dann  schliesst  ein  Epilog  von 
Monod  (Bull.  VI,  556),  worin  er  versichert,  dass  nunmehr 
das  Glück  der  Schweiz  durch  eine  Verfassung  beginne, 
die  ein  wahrer  «  code  de  bonheur  »  und  die  eigenste 
Arbeit  von  Bonaparte  sei,  das  Buch  der  helveti¬ 
schen  Gesetze,  das  —  ein  treuer  Spiegel  der  Zeit  —  so 
viele  getäuschte  Holfnungen  und  vergebliche  Lehren  ent¬ 
hält.  *) 

Die  Menschen  lernen  nur  durch  sehr  wieder¬ 
holte  Erfahrungen  und  halten  trotz  aller  noch  so 
schweren  gegentheiligen  Erlebnisse  hartnäckig  an  der 
Selbsttäuschung  fest,  dass  es  für  die  Nationen  Freiheit, 
und  Glück  auch  ohne  Hochsinn  und  Anstrengung: 
geben  könne. 


In  Paris  kamen  nun  im  Dezember  des  Jahres  1802 
eine  ansehnliche  Zahl  von  Männern  aus  allen  Theilen 
der  Schweiz  zusammen,  um  aus  dem  Munde  des  Gesetz¬ 
gebers  das  künftige  Schicksal  ihrer  sogenannten  Republik 
zu  vernehmen,  die  schon  seit  1798  so  oft  seinen  Ein¬ 
fluss,  niemals  aber  so  unverholen,  erfahren  hatte. 

Die  deutsche  Ausgabe  schliesst  anders  und  enthält  diese 
waadtländischen,  für  den  Geist  der  Zeit  charakteristischen  Prokla¬ 
mationen  nicht. 
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Manche  Leute  begegneten  sich  da  am  Schlüsse  der 
helvetischen  Zeit  noch  einmal,  die  seltsame  Beziehungen 
in  den  vergangenen  fünf  Jahren  zu  einander  und  auch  zu 
dem  erhabenen  Vermittler  selbst  gehabt  hatten,  welcher 
seit  1798  vom  jugendlichen  General  zum  Herrscher  Frank¬ 
reichs,  Italiens  und  der  Schweiz  emporgestiegen  war.  — 
So  z.  B.  sehen  wir  hier  noch  einmal  Ochs  von  Basel 
durch  die  Wahl  einiger  Solothurnergemeinden  für  ganz 
kurze  Zeit  auf  die  Oberfläche  des  politischen  Lebens 
gehoben,  um  nun  in  Paris  und  mit  Bonaparte  das  Werk 
zu  begraben,  das  er  fünf  Jahre  vorher  am  gleichen  Ort 
und  mit  dem  gleichen  Manne  erstellt  hatte.  —  Auch 
Laharpe  hatte  die  Satisfaktion  gehabt,  dreifach,*  von 
Zürich,  Bern  und  sogar  von  Zug  zur  Consulta  gewählt 
zu  werden,  nahm  aber  mit  richtigem  Takte  keine  Wahl 
an.  Man  muss  sich  niemals  zum  Todtengräber  seiner 
eigenen  Ideen  erniedrigen,  sondern  dieses  Werk  Andere 
besorgen  lassen.  — 

lieber  die  genaue  Zahl  dieser  Notabein  ist  eine 
vollständige  Klarheit  bis  auf  den  heutigen  Tag  noch 
nicht  vorhanden.  Als  grösste  Zahl  werden  68  genannt. 
Da  aber  nicht  allein  jeder  Kanton,  sondern  auch  jede 
Gemeinde  Deputirte  schicken  konnte,  so  war  ihre  Zahl 
stets  eine  unbestimmte  und  zeitweise  veränderliche.  Der 
eidg.  Kanzler,  Herr  Schiess,  hat  sich  grosse  Mühe  ge¬ 
geben,  die  ganz  genauen  Daten  hierüber  zu  ermitteln 
und  darnach  darf  im  Allgemeinen  folgende  Liste  auf  die 
grösstmögliche  Zuverlässigkeit  Anspruch  machen: 

Es  waren  in  Paris  als  Vertreter: 

Für  den  Kanton  Zürich:  Usteri,  Paul,  Dr.  med.,  ge¬ 
wesener  Senator;  Pestalozzi,  Heinrich  (der  Pädagoge). 

Für  die  Stadt  Zürich:  von  Reinhard,  Hans,  nach¬ 
mals  Landammann  der  Schweiz;  Schweizer,  Hans  Casp. 
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Für  die  Stadt  Winterthur:  Sulzer,  Joh.  Rudolf  (ge¬ 
nannt  Jeannot). 

Für  zwölf  Landdistrikte:  Pfenninger,  Joh.  Caspar. 

Für  den  Kanton  Bern:  Koch,  Karl,  von  Thun;  Kuhn, 
Bernhard  Friedrich,  Professor,  von  Bern. 

Für  die  Stadt  Bern:  von  Wattenwyl  von  Montbenay, 
nachmaliger  Landammann  der  Schweiz;  Gruher,  Gottlieb 
Emanuel ,  Munizipalitätspräsident ;  von  Mülinen ,  Mcl. 
Friedr.,  später  Schultheiss;  von  Wattenwyl  von  Lands¬ 
hut,  Emanuel,  Haupt  des  Aufstandes  von  1802.  (Die 
zwei  letzteren  wurden  von  Napoleon  direkt  geladen.) 

Für  die  Stadt  Burgdorf:  Kunz,  Peter. 

Für  das  Saanenland:  Matti,  Christian. 

Für  den  Kanton  Luzern:  Krauer  Heinrich  von 
Rothenburg,  Exsenator;  Keller,  Franz  Xaver,  Regierungs¬ 
statthalter,  zugleich  für  Ursern;  Kilchmann,  Anton,  von 
Ettiswyl. 

Als  Freiwilliger:  Meyer  von  Schauensee,  Franz  Bern¬ 
hard,  ehemaliger  helvetischer  Minister. 

Für  den  Bezirk  Muri,  vielleicht  auch. Kloster  Muri  im 
Kanton  A arg  au:  Jauch,  Emanuel,  Oberstwachtmeister. 

Für  Schwyz:  Zay,  Domenic  Karl  von  Arth. 

Für  Obwalden:  von  Flue,  Jos.  Ignaz  von  Sächseln. 

Für  Nidwalden:  Kaiser,  Ludwig,  Regierungsstatt¬ 
halter. 

Für  Glarus:  Heer,  Niklaus,  nachmals  Landamraann. 

Für  Zug:  Andermatt,  Joseph  Leonz,  Senator  und 
General. 

Für  Freiburg:  Blanc,  Francois  Nicolas,  Advokat; 
d’Affry,  Louis  Auguste  Philippe,  nachmals  Landammann 
der  Schweiz;  Deglise,  Frangois,  Exsenator. 

Für  die  Stadt  Murten:  Chatonav,  Karl. 
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Für  den  Kanton  Solothurn:  Glutz-Ruchti ,  Peter, 
später  Landammann  der  Schweiz;  Frey,  Johann,  Sohn, 
von  Olten. 

Für  die  Stadt  Solothurn:  Gerber,  Anton;  Surbek, 
Anton  Gabriel. 

Für  die  Landbezirke  von  Solothurn :  Zeltner,  Xaver; 
Ochs,  Peter,  von  Basel,  Exdirektor, 

Für  den  Kanton  Basel:  Sarasin,  Hans  Bernhard, 
Altdeputat. 

Für  Schaffjhausen:  Maurer,  Stephan,  Altbürger¬ 
meister. 

Für  Appenzell,  resp.  St.  Gallen:  Güster,  Jakob 
Laurenz,  von  Rheinek;  Blum,  Joseph,  von  Rorschach. 

Für  Bünden:  Planta,  Florian;  Sprecher  von 
Bernegg,  Jakob  Ulrich. 

Für  die  helvetische  Regierung  und  die  Kantone 
Aargau  und  Thurgau:  Stapfer,  Philipp  Albrecht,  Mi¬ 
nister  zu  Paris. 

Für  Aargau:  Krauss,  Gottlieb ;  Hunziker,  Gottlieb ; 
Lüscher,  Melchior;  Suter,  Peter;  Rothpletz,  Heinrich. 

Für  Zurzach:  Welti,  Abraham. 

Für  Bremgarten:  Weber,  Heinrich. 

Als  Freiwilliger:  Meyer,  Joh.  Rudolf. 

Eür  das  Frickthal:  Jehle,  Baptist,  von  Olsberg; 
Friederich,  Joseph,  von  Laufenburg. 

Für  Lenzburg:  (?)  Hünerwadel. 

Für  Tessin  und  die  helvetische  Regierung: 
Rüttimann,  Vincenz,  von  Luzern. 

Für  Waadt:  Monod,  Henri,  Präfekt;  Mur  et,  Jules, 
Exsenator;  Secretan,  Louis,  später  Landammann. 

Als  Freiwillige:  Gart,  Jean  Jacques;  Pellis,  Marc 
Antoine;  Begos,  Exminister. 
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Die  Kegierung  war  ausser  durch  Küttimann  und 
Stapfer  noch  vertreten  durch  Auguste  Pidou  von  Waadt 
und  Karl  Müller-Friedberg  von  St.  Gallen. 

Als  Mitglieder  der  Consulta,  ohne  nähere  Bestim¬ 
mung,  wen  sie  vertraten,  werden  noch  mitunter  genannt : 
Zuber,  aus  St.  Gallen,  Job.  Baptista  Quadri,  aus  Tessin 
und  Planta,  Peter  Conradin,  von  Zuz.*) 

Achtzehn  davon  galten  als  entschiedene  Föderalisten, 
die  grosse  Mehrheit  war  unitarisch  gesinnt  und  hoffte 
in  Folge  der  Intervention  Bonapartes  zu  Gunsten  der 
Helvetik  immer  noch  auf  den  Sieg  ihrer  Prinzipien.  Der 
Erste  Konsul  hatte  vorerst  am  4.  Dezember  zur  Verhand¬ 
lung  mit  ihnen  vier  Kommissäre  ernannt,  Barthelemy, 
Fouche,  Roederer  und  Desmeunier,  alte  Bekannte  die 
meisten.  Längere  Zeit  aber  blieben  die  eigentlichen 
Absichten  der  französischen  Regierung  gänzlich  im 
Dunkeln,  bis  am  10.  Dezember  1802  Barthelemy  (der 
einstige  Gesandte  in  der  Schweiz)  den  versammelten  De- 
putirten  ein  Schreiben  des  Gebieters  vorlas,  worin  er 
sich  endlich  gänzlich  für  das  föderale  System  aus¬ 
sprach,  übrigens  unumwunden  zugab,  dass  das  Interesse 
Frankreichs  vorwiegend  hieran  geknüpft  sei.  Das  be¬ 
rühmte  Schreiben  lautet  (Bull.  VI,  372): 


Es  ergibt  sich  schon  aus  dieser  Liste  die  Unrichtigkeit  des 
ürtheils  der  oben  zitirten  Broschüre  „reflexions  d’un  Suisse“,  welche 
darüber  sagt:  „Les  membres  de  la  Consulte  ont  ete  nommmes  par 
les  Corps  electoraux  de  1801  et  1802.  Le  premier  de  ces  Corps  elec- 
toraux  n’est  que  le  produit  des  elemens  les  plus  revolutionnaires,  le 
choix  des  municipalites,  dont  la  tres  grande  niajorite  ne  fut  com- 
posee  en  1798  sous  l’iiifluence  des  baionettes  directoriales,  que  de  la 
fange  de  la  Nation.  Le  second  n’a  ete  forme,  du  moins  en  grande 
partie,  que  par  le  Gouvernement  möme,  avec  lequel  la  Nation  se  trouve 
en  guerre  ouverte.“ 


573 


Lettre  de  Bonaparte  du  10  Decembre  1802. 

Lue  dans  la  premiere  seance  du  Congres  helvetique, 

ä  Paris. 

St-Cloud,  19  Frimaire. 

Au  nom  de  la  Republique  fr^ngaise. 

Bonaparte,  premier  Consul  et  President,  aux  deputes 
des  dix-huit  cantons  de  la  Republique  belvetique : 

Citoyens  deputes  des  dix-huit  cantons  de  la  Repub¬ 
lique  helvetique:  la  Situation  de  votre  patrie  est  critique: 
la  moderation,  la  prudence,  et  le  sacrifice  de  vos  pas- 
sions  sont  necessaires  pour  la  sauver.  J’ai  pris,  ä  la  face 
de  l’Europe ,  Pengagement  de  rendre  ma  mediation  effi- 
cace.  Je  remplirai  tous  les  devoirs,  que  cette  auguste 
fonction  m’impose;  mais  ce  qui  est  difficile  sans  votre 
concours,  devient  simple  avec  votre  assistance  et  votre 
influence. 

La  Suisse  ne  ressemble  ä  aucun  autre  Etat ,  soit 
par  les  evenemens  qui  s’y  sont  succedes  depuis  plusieurs 
siecles ,  soit  par  la  Situation  geographique  et  topogra- 
phique ,  soit  par  les  differentes  langues ,  les  differentes 
religions  et  cette  extreme  difference  de  moeurs,  qui  existe 
entre  ses  diverses  parties. 

La  nature  a  fait  votre  Etat  federatif.  Vouloir  la 
vaincre,  ne  peut  pas  etre  d’un  homme  sage.  — 

Les  circonstances,  Fesprit  des  siecles  passes,  avoient 
etabli  chez  vous  des  peuples  souverains  et  des  peuples 
Sujets:  de  nouvelles  circonstances  et  Fesprit  different 
d’un  nouveau  siede ,  plus  d’accord  avec  la  raison  ,  ont 
retabli  Fegalite  de  droits  entre  toutes  les  portions  de 
votre  territoire.  Plusieurs  de  vos  Etats  ont  suivi  pendant 
des  siecles  les  lois  de  la  democratie  la  plus  absolue, 
d’autres  ont  vu  quelques  familles  s’emparer  du  pouvoir 
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et  vous  avez  eu,  dans  ceux-ci ,  des  sujets  et  des  souve- 
rains.  L’influence  et  l’esprit  general  de  l’Italie,  de  la  Sa- 
voye ,  de  la  France ,  de  l’Alsace ,  qui  vous  entouroient, 
avoient  essentiellement  contribue  ä  etablir  dans  ces  der- 
niers  cet  ordre  de  choses.  L’esprit  de  ces  divers  pays 
est  change ;  la  renonciation  ä  tous  les  Privileges  est  votre 
Premier  besoin  et  votre  premier  droit. 

Ce  qui  est  en  ineme  temps  le  desir ,  l’interet  de 
votre  nation  et  des  vastes  Etats,  qui  vous  environnent, 
est  donc: 

1°  L’egalite  des  droits  entre  vos  dix-huit  cantons; 

2®  Une  renonciation  sincere  et  volontaire  aux  Privi¬ 
leges  de  la  part  des  familles  patriciennes ; 

3®  Une  Organisation  föderative,  oii  chaque  canton  se 
trouve  organise  suivant  sa  langue,  sa  religion,  ses 
nioeurs,  son  interet  et  son  opinion. 

La  cbose  la  plus  importante,  c’est  de  fixer  l’organi- 
sation  de  cbacun  de  vos  dix-huit  cantons. 

L’organisation  des  dix-huit  cantons  une  fois  arretee, 
il  restera  ä  cleterminer  les  relations  qu’ils  devront  avoir 
entre  eux;  et  des  lors  votre  Organisation  centrale,  beau- 
coup  moins  importante  en  realite  que  votre  Organisation 
cantonale.  Finances,  armee,  administration,  rien  ne  peut 
etre  uniforme  chez  vous.  Vous  n’avez  jamais  entretenu 
de  troupes  soldees;  vous  ne  pouvez  avoir  de  grandes 
finances;  vous  n’avez  meme  jamais  eu  constamment  des 
agens  diplomatiques  pres  des  differentes  puissances. 
Situes  au  sommet  des  chaines  de  montagnes  qui  separent 
la  France ,  l’Allemagne  et  l’Italie ,  vous  participez  ä  la 
fois  de  l’esprit  de  ses  differentes  nations.  La  neutralite 
de  votre  pays,  la  prosperite  de  votre  commerce  et  une 
administration  de  famille  sont  les  seules  choses  qui 
puissent  agreer  ä  votre  peuple  et  vous  maintenir.  Ce 
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langage ,  je  Tai  toiijoiirs  tenu  ä  tous  vos  deputes,  lors- 
qu’ils  m’ont  consulte  sur  leurs  affaires. 

II  me  paroissoit  tellement  fonde  en  raison,  que  j’es- 
perois  que,  sans  concours  extraordinaire,  la  nature  seule 
des  choses  vous  conduiroit  ä  reconnottre  la  verite  de  ce 
Systeme.  Mais  les  hommes  qui  sembloient  le  mieux  la 
sentir ,  etoient  aiissi  ceux  qui ,  par  interet ,  tenoient  le 
plus  au  Systeme  de  Privileges  de  familles,  et  qui,  ayant 
accornpagne  de  leurs  voeux  et  plusieurs  de  4eurs  secours 
et  de  leurs  armes  les  ennemis  de  la  France,  avoient 
une  tendance  ä  chercher  hors  de  la  France,  l’appui  de 
leur  patrie. 

Tonte  Organisation  qui  eüt  ete  etablie  cbez  vous,  et 
que  votre  peuple  eüt  supposee  contraire  au  voeu  et  a 
l’interet  de  la  France ,  ne  pouvoit  pas  etre  dans  votre 
veritable  interet. 

Apres  vous  avoir  tenu  le  langage  qui  conviendroit 
h  un  citoyen  suisse,  je  dois  vous  parier  comme  Magistrat 
de  deux  grands  pays,  et  ne  pas  vous  deguiser  que  ja- 
mais  la  France  ne  pourra  souffrir,  qu’il  s’etablisse  cbez 
vous  un  Systeme  de  nature  ä  favoriser  ses  ennemis.  Le 
repos  et  la  tranquillite  de  quarante  millions  d’hommes, 
vos  voisins,  sans  qui  vous  ne  pourriez  ni  vivre  comme 
individus,  ni  exister  comme  Etat,  sont  aussi  pour  beau- 
coup  dans  la  balance  de  la  justice  generale.  Que  rien, 
ä  leur  egard,  ne  seit  hostile  cbez  vous.  Que  tout  y  seit 
en  barmonie  avec  eux  et  que ,  comme  dans  les  siecles 
passes,  votre  premier  interet,  votre  premiere  politique> 
votre  Premier  devoir ,  soient  de  ne  rien  permettre ,  de 
ne  rien  laisser  faire  sur  votre  territoire  qui ,  directe- 
ment  ou  indirectement ,  nuise  aux  interets ,  ä  l’bonneur 
et  en  general  ä  la  cause  du  peuple  franqais. 
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Si  votre  interet,  la  necessite  de  faire  finir  vos  qiie- 
relles,  n’avoient  pas  ete  suffisans  pour  me  determiner  ä 
intervenir  dans  vos  differens  ,  l’interet  des  Republiques 
alliees  m’en  eüt  liii  seul  fait  un  devoir.  En  effet ,  vos 
insurges  out  ete  giiides  par  des  bommes,  qui  avaient  fait 
la  guerre  contre  noiis;  et  les  premiers  actes  de  leurs 
chefs  ont  ete  un  appel  aux  Privileges  ,  une  destruction 
de  Tegalite,  et  une  insulte  manifeste  au  peuple  frangais. 
II  faut  qu’aucun  parti  ne  triomphe  chez  vous;  il  faut 
surtout  que  ce  ne  soit  pas  celui,  qui  a  ete  battu.  Une 
contre-revolution  ne  peut  avoir  lieu. 

Je  me  plais  ä  vous  entretenir  ,  et  souvent  je  vous 
repeterai  ces  meines  idees ,  parce  que  ce  n’est  qu’au 
moment  oü  vos  citoyens  en  seront  convaincus,  que  vos 
opinions  pourront  enfin  se  concilier  et  votre  peuple  vivre 
heureux. 

La  politique  de  la  Suisse  a  toujours  ete  consideree 
en  Europe  comme  faisant  partie  de  la  politique  de  la 
France,  de  la  Savoye  et  du  Milanais,  parce  que  la  ma- 
niere  d’exister  de  la  Suisse  est  entierernent  liee  ä  la 
sürete  de  ces  Etats.  Le  premier  devoir ,  le  devoir  le 
plus  essentiel  du  Gouvernement  frangais  sera  toujours 
de  veiller  ä  ce  qu’nn  Systeme  hostile  ne  prevale  point 
parmi  vous,  et  que  des  bommes  devoues  h  ses  ennemis 
ne  parviennent  pas  ä  se  mettre  ä  la  tete  de  vos  affaires. 
II  convient ,  non-seulement  qu’il  n’existe  aucun  motif 
d’inquietude  pour  la  portion  de  notre  frontiere  qui  est 
ouverte  et  que  vous  couvrez,  mais  que  tout  nous  assure 
encore  que,  si  votre  neutralite  etait  forcee,  le  bon  esprit 
de  votre  Gouvernement,  ainsi  que  l’interet  de  votre  na- 
tion,  vous  rangeroient  plutot  du  cote  des  interets  de  la 
France,  que  contre  eux. 
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Je  mediterai  tous  les  projets,  toutes  les  observations 
<qiie  ,  collectivement  oii  individuellement,  on  par  depii- 
tation  de  canton ,  vous  voudrez  me  faire  passer.  Les 
Senateurs  Barthelemy,  Fouche,  Roederer  et  Desmeimier, 
■qne  j’ai  charges  de  recueillir  vos  opinions,  d’etudier  vos 
interets  et  d’accueillir  vos  vues,  me  renderont  compte 
de  tont  ce  que  vous  desirerez  qii’ils  me  disent,  ou  me 
xemettent  de  votre  part. 

Donne  ä  St-Cloud,  le  dix-neuf  Frimaire,  an  onze. 

Bonaparte 
Par  le  premier  Consul. 

Le  Ministre  des  relations  exterieures, 
Ch.  Mau.  Talleyrand. 

Le  Secretaire  d’Etat, 

Hugues  B.  Maret. 

Am  Sonntag,  den  12.  Dezember,  fand  dann  noch  eine 
Audienz  in  St.  Cloud  bei  dem  Ersten  Konsul  selber  seitens 
eines  Ausschusses  von  5  Mitgliedern,  Rüttirnann,  Reinhard, 
d’Affry,  Müller-Friedberg  und  Kuhn  statt,  bei  welcher 
Bonaparte  jene  der  obigen  im  Gedankengange  ähnliche, 
aus  Wahrem  und  Falschem  ebenso  seltsam  zusammen¬ 
gesetzte  Ansprache  hielt,  die  seither  oft  als  eine  muster¬ 
hafte  Zusammenstellung  derjenigen  Gründe  gegolten  hat, 
welche  für  das  föderalistische  System  in  seiner  ganzen 
Bchärfe  sprechen,  das  damit  in  der  Schweiz  neuerdings 
auf  45  Jahre  hinaus  zur  ausschliesslichen  Geltung  kam. 
Der  Eindruck  dieser  Worte  war  natürlich  gross.  Der  nach¬ 
malige  Erste  Landammann  der  Mediationszeit,  d’Affry, 
Ressen  Anschauungen  die  Rede  gänzlich  entsprach,  war 
.sogar  der  Ueberzeugung,  es  sei  ihm  erst  dadurch  ein 
rechtes  Licht  über  seine  eigenen  politischen  Aleinungen 
aufgegangen.  — 
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Der  wesentliche  Grund  zu  dieser  im  Ganzen  un- 
erwarteten  Entscheidung  lag  wohl  im  Interesse  Frank¬ 
reichs  daran.  —  Es  ist  auch  Thorheit  jederzeit  gewesen 
und  ist  es  noch  heute  in  dem  Moment,  in  dem  wir  sprechen, 
von  irgend  einem  bedeutenden  Staatsmanne,  sei  er  in 
Paris  oder  Berlin,  etwas  Anderes  zu  erwarten,  als  rück¬ 
sichtslose  Verfolgung  der  Interessen  des  eigenen  Staats. 
Grosse  Staatsmänner  sehen  bloss  etwas  richtiger  als- 
kleine  und  zufällig  können  allerdings  mitunter  Interessen 
harmoniren.  Immerhin  mag  selbst  bei  einem  solchen 
Diplomaten,  wie  Bonaparte,  eine  gewisse  eigene  An¬ 
schauung  von  den  historischen  Grundlagen  unseres 
Staatswesens  mitgewirkt  haben,  die  durch  die  letzten 
Ereignisse  seit  dem  Mai  1802  sehr  deutlich  in  den  Vor¬ 
dergrund  gerückt  waren.  — 

Die  Errichtung  der  Bundesverfassung  und  der  Ver¬ 
fassung  der  einzelnen  Kantone  geschah,  nach  den  nöthigen 
Vorarbeiten  hiezu,  abermals  in  einer  Konferenz  von  diess- 
mal  10  Deputirten  mit  Bonaparte,  Sonntag  den  29.  Januar 
1803,  in  den  Tuilerien.  An  einem  langen  Tisch,  an  dem 
die  Föderalisten  auf  der  einen,  die  Unitarier  auf  der 
andern  Seite,  —  wie  die  Vertreter  zweier  Frieden  schlies- 
senden  Völkerschaften,  —  und  der  Vermittler  anfänglich 
oben  an  einem  eigenen  Tische  sassen,  wurden  alle  diese 
Verfassungen,  die  kantonalen  wie  die  gemeinsame,  (bei 
ziemlicher  Kälte  wie  die  Berichte  sagen),  durchge¬ 
sprochen  und  definitiv  festgestellt.  —  Vieles  auch  von 
den  bei  diesem  Anlasse  geflossenen  Reden  und  Be¬ 
merkungen  des  Ersten  Konsuls,  die  nachträglich  aus  der 
Erinnerung  niedergeschriehen  worden  sind,  trägt  ganz 
das  Gepräge  seines  eigenthümlichen  Wesens,  das  aus 
einem  fast  cynisch-naiven  Egoismus  und  aus  einer  geist¬ 
vollen  Grossartigkeit  zusammengesetzt  war,  wobei  dia 
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letztere  Eigenschaft  stets  alle  diejenigen  bezauberte,  deren 
Interessen  nicht  durch  die  erstere  allzu  unmittelbar  be¬ 
rührt  wurden.  «  Wenn  man  ihn  reden  hörte,  schwebte 
man  stets  zwischen  Pantheon  und  Bedlam»,  sagte  lange 
später  einer  seiner  Vertrauten  von  diesem  Napoleonischen 
Ideenreichthum.  — 

Ueber  die  Rede  vom  12.  Dezember  1802  und  die 
Verhandlung  vom  29.  Januar  1803  existiren  zwei  Auf¬ 
zeichnungen,  beide  von  Zuhörern  nachträglich  nieder¬ 
geschrieben.  Den  unmittelbareren  Eindruck  macht  die 
Berichterstattung,  die  theils  in  einem  authentischen  Briefe 
Rüttimann’s  an  Füssli  vom  15.  Dezember  1802  enthalten 
ist,  theils  in  blossen  Notizen,  die  dem  gleichen  Verfasser 
zugeschrieben  werden. 

Sie  lauten  nach  Helvetia  VIII,  154*): 

I.  «Ihre  Briefe,  mein  schätzbarer  Freund,  sind  mir 
alle  durch  Sprecher,  von  Flüe,  Andermatt  richtig  zu¬ 
gestellt  worden.  Ueber  manches,  das  Sie  mich  fragen, 
hat  Ihnen  der  Brief  des  ersten  Konsuls  Aufschluss  ge¬ 
geben,  ich  will  Ihnen  nun  nachholen,  was  Er  bei  der 
Konferenz  letzten  Sonntag  gesprochen  hat.  Die  ganze 
Rede  ist  eigentlich  eine  Auseinandersetzung  des  Briefs, 
ein  Commentaire  desselben,  hie  und  da  floss  aber  dennoch 
ein  Wort  mehr.  Ich  will  ihn  Selbsten  redend  einführen: 

Eure  geographische  Lage,  Euere  Religionen,  Euere 
Sitten ,  Euere  Sprachen  sind  so  verschieden ,  dass  ich 
mir  nie  einen  Begriff  habe  machen  können,  wie  Alles 
diess  unter  eine  Einheit  zu  bringen ,  oder  wer  kann 

*)  Die  Relation  Reinhard’s  (in  seinem  Leben  von  Muralt,  pag.  105 
und  folg.)  stimmt  damit  ziemlich  genau  überein,  erscheint  aber  immer¬ 
hin  etwas  mehr  komponirt  und  nicht  so  objektiv  aufgefasst,  was  sich 
schon  daraus  erklärt,  dass  Bonaparte  Reinhard  ganz  ans  der  Seele 
sprach. 
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es  läugnen,  dass  nicht  die  Natur  schon  selbst  die 
Schweiz  zum  föderativen  Staat  geschaffen  hat ;  es 
gieht  ja  Zeiten  im  Jahre,  wo  die  Kommunikation  von 
einem  Kanton  zum  andern  unterbrochen  ist!  Wer  kann 
es  läugnen,  dass  die  Leemaner  und  die  E^inwohner  der 
kleinen  Kantone  ganz  verschiedene  Menschen  sind  ? 
Niemals  werden  die  Kinder  des  Wilhelm  Tell’s  sich  unter 
eine  Kegierungsform  schmiegen,  die  sie  weniger  frey 
macht,  als  sie  vorher  gewesen  sind:  Man  überlasse  es 
ihnen  also,  sich  zu  konstituiren ,  nur  sollen  sie  sich 
auch  nicht  anmassen,  andern  Kantonen  Gesetze  vor¬ 
zuschreiben.  — 

Der  Leemaner  seinerseits  wird  sich  mehr  den  fran¬ 
zösischen  Institutionen  nähern,  sey  es  ....  es  hat  ein 
ganz  anderes  Verhältniss  mit  einem  grossen  Reiche  und 
einem  kleinen  Strich  Landes.  Auch  bei  uns  hatten 
idealistische  Ideen  Eingang  gefunden,  allein  man  sah  bald 
die  Abgeschmacktheit  derselben  ein  —  eine  kriegerische, 
eine  grosse  Nation,  die  das  politische  System  Europa’s 
in  ihren  Waagschalen  ah  wiegt,  muss  Einheit  der  Natur 
haben  ....  Die  Zeiten  des  Kriegsruhmes  sind  für  die 
Schweiz  vorbey,  das  war  gut  in  dem  Mittelalter,  da  ihr 
von  so  vielen  kleinen  Fürsten  umgeben  wäret ;  oder  seyd 
ihr  begierig  nach  Ruhm,  nun  so  macht  zwei  Departemente 
und  vereinigt  Euch  mit  Frankreich;  dann  könnt  ihr  mit 
uns  den  Ruhm  der  grossen  Nation  theilen.  —  Keine  Ein¬ 
heit  ohne  besoldete  Truppen,  keine  Truppen  ohne  Ab¬ 
gaben:  allein  Euerm  Volk  sind  besoldete  Truppen  ver¬ 
hasst  und  es  zahlt  nicht  gern  Abgaben.  Wo  besoldete 
Truppen  sind,  da  giebt  es  keine  Milizen,  die  Einten 
können  nicht  neben  den  Andern  bestehen  und  die  Letztem 
sind  dem  Charakter  der  Schweizer  besser  angemessen  . . . . 
Kurz,  Euer  Volk  soll  keine  Abgaben  zahlen,  also  keine 


581 


stehenden  Truppen  erhalten.  Jeder  Kanton  konstituire  sich 
nach  seiner  innern  Lage,  man  mache  Verfassungen,  die  die 
Beistimmung  des  Volks  erhalten,  indem  man  sich  auf 
die  Gleichheit  der  Rechte  gründet  und  das  Volk  wird 
zufrieden  seyn. 

Die  Verschiedenheit  Eurer  Verfassung  wird  selbst 
einen  angenehmen  Kontrast  bilden,  der  Fremde  wird 
Eure  Fluren  besuchen,  um  die  Schönheiten  der  Natur, 
die  Fortschritte  des  Ackerbaues  und  der  Industrie  zu 
bewundern;  diess  ist  kein  glänzendes  Schicksal,  aber 
doch  beneidenswerth  .  .  .  Ihr  werdet  Ambassadoren  von 
Euern  Nachbaren  bei  Euch  sehen,  von  der  französischen, 
italienischen  Republik,  Oestreich,  Bayern,  Baden  werden 
auch  schicken,  und  so  wie  Ihr  vor  Zeiten  in  Rücksiclit 
Euerer  Armuth  keine  Minister  an  fremden  Höfen  hieltet, 
so  sehe  ich  auch  nicht,  warum  in  Zukunft  ein  helvetischer 
Minister  in  Paris  nöthig  wäre!  —  Diess  waren  immer 
meine  Ansichten  in  Rücksicht  auf  das  Innere  der  Schweiz, 
schon  als  das  französische  Direktorium  mich  um  meine 
Meinung  in  Rücksicht  der  Angelegenheiten  der  Schweiz 
befragte,  rieth  ich  ihm,  den  Kanton  Leeman  frey  und 
unabhängig  zu  erklären  und  den  Rath  von  Bern  mit 
Zuzug  von  600  Familien  zur  Regierung  zu  vermehren. 
Denn  das  erkläre  ich,  dass  die  französische  Republik 
nie  gestatten  wird,  dass  der  Leeman  je  unterjocht, 
noch  von  Deutschen  beherrscht  werde.  Sie  sind  von 
unserm  Blut,  haben  unsere  Sprache  und  das  Blut  von 
50,000  Franzosen  soll  eher  fliessen,  als  dass  sie  sollen 
unterjocht  werden!  Eben  so  denkt  die  italienische  Re¬ 
publik  gegen  die  italienischen  schweizerischen  Vogteyen, 
sie  wird  ihre  Rechte  schützen ;  nie  sollen  sie  wieder 
Unter thanen  seyn !  .  .  .  .  So  sprach  ich  öfter  zu  Glaire 
und  Stapfer,  allein  man  wollte  mich  nicht  hören  und  so 
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wollte  ich  mich  nicht  mehr  in  Eure  Sachen  mischen  und 
liess  sie  gehen.  Niemals  aber  werde  ich  zugeben,  als 
erster  Magistrat  der  französischen  Republik,  dass  irgend 
eine  fremde  Macht  die  äussern  Verhältnisse  der  Schweiz 
bestimmen  helfe.  Frankreich  hat  unveränderliche  Rechte 
auf  die  Schweiz;  seine  eigene  Existenz  ist  zu  nahe  mit 
der  Eurigen  verbunden.  — 

Eure  wahre  intimste  Verbündete  soll  Frankreich 
seyn.  Es  garantirt  Euch  Euere  Neutralität ....  Die 
Engländer  haben  nichts  in  der  Schweiz  zu  schaffen !  Ich 
weiss  gar  wohl,  dass  Eure  Cidevants,  die  Berner  Regie¬ 
rung  insbesondere,  immer  gesucht,  sich  von  Frankreich 
zu  sondern,  sie  haben  die  ganze  Zeit  durch  wie  Leute 
ohne  Geist  und  Kopf  gehandelt  und  allenthalben  ihre 
Leidenschaftlichkeit  gezeigt.  Mailet  Dupain  war  von  ihnen 
besoldet,  um  Injurien  gegen  mich  auszusprechen;  alle 
revolutionäre  Machinationen  wurden  unter  ihrem  Schutze 
geschmiedet.  Als  Reding  in  Paris  war,  hatte  er  nichts 
schleunigeres  zu  thun,  als  zu  dem  preussischen  Minister 
sich  zu  wenden,  noch  letzthin  that  De  Mülinen  das 
Gleiche.  —  Und  bei  der  letzten  Insurrektion  waren  sie 
nicht  zufrieden,  bis  die  alten  Privilegien  und  die  alte 
Regierung  wieder  eingeführt  und  so  Frankreich  Hohn 
gesprochen  ward:  Als  hätten  sie  nicht  bald  erfahren 
müssen,  dass  es  den  Bauern  gar  nicht  darum  zu  thun 
war,  ihre  alten  Herren  wieder  einzusetzen,  sondern  selbst 
das  Gesetz  zu  machen.  —  Es  hätte  dazu  nur  ein  Wort 
gebraucht,  nein,  Frankreich  kann  niemals  zugeben,  dass 
die  alte  Ordnung  wieder  zurückkomme  ....  und  die  alte 
Charte  wieder  hervorgraben  .  .  .  Der  Geist  des  jetzigen 
Jahrhunderts  lässt  so  etwas  nicht  zu  .  .  .  Privilegien, 
Prärogative,  alles  was  an  Feodalität  hängt,  ist  ver¬ 
schwunden  .  .  .  Die  Ehmaligen  müssen  dieses  Opfer  dem 
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Yaterland  bringen,  die  neuen  Verfassungen  müssen  auf 
Orundsätze  gebaut  seyn,  die  auf  der  ewigen  Vernunft 
und  den  Rechten  der  Menschen  beruhen.  Ich  weiss  zwar, 
dass  so  etwas  in  der  Schweiz  mehr  Mühe  kostet;  in 
Frankreich  war  vor  der  Revolution  alles  unterthan,  nur 
Einer  herrschte;  in  der  Schweiz  sind  es  eine  grosse 
Anzahl  Familien,  die  das  Regiment  an  sich  gebracht 
hatten,  ihre  Clienten  verbreiten  sich  weit  herum  und 
ihre  Familienverhältnisse  sind  sehr  ausgedehnt,  so  dass 
sie  fast  zu  einem  Theile  der  Nation  werden.  So  wie 
alle  diese  nur  das  Alte  wollen,  so  habt  Ihr  Metaphysiker 
und  Theoretiker,  die  die  Menschen  nur  nach  sich  be- 
urtheilen,  das  Gute  dem  Besten  aufopfern,  ein  Bestes^ 
das  aber  schwer  zu  erreichen  ist,  alles  das  wird  sich 
machen:  in  einigen  Kantonen  werden  diese,  in  andern 
jene  mehr  das  Zutrauen  des  Volkes  zu  gewinnen  wissen.  * 
Alle  die  Schattirungen  verschwinden  bald. 

Ihr  Bürger  Rüttimann!  wäret  einer  der  ersten  in 
Luzern,  der  sich  für  die  liberalen  Grundsätze  erklärte, 
bald  nachher  hiess  man  Euch  einen  Aristokrat;  Ihr, 
Bürger  Kuhn,  ungeachtet  Eurer  republikanischen  Grund¬ 
sätze,  vermochtet  nichts  auf  die  Leemaner  bei  der  In¬ 
surrektion  im  April,  Ihr  wäret  auch  ein  Aristokrat.  Ich 
sehe  gar  wohl  ein,  dass  die  Patrioten  unter  einer  Ein- 
Keit  mehr  persönliche  Sicherheit  finden  könnten,  allein 
wenn  sie  nicht  gern  in  einem  Kanton  bleiben,  so  können 
sie  in  einen  andern  gehen,  auch  wäre  es  der  französischen 
Regierung  ein  Leichtes,  das  Einheitssystem  durchzusetzen 
mit  10,000  Mann  Truppen,  aber  die  Gewalt  ist  keine 
Probe,  dass  die  Sache  dem  Schweizervolk  behage  .  .  . 
Wenn  ich  nun  gar  die  Geschichte  der  Einheitsregierung 
im  Lauf  der  letzten  Jahre  durchgehe,  so  sehe  ich  nichts 
als  Schwachheit,  ewige  Veränderung.  Ihr  habt  voriges 
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Jahr  eine  gesetzmässige  Tagsatzimg  verjagt,  ich  habe'- 
keinen  Theil  daran.  Dem  17.  April  habe  ich  niemals¬ 
meine  Zustimmung  gegeben,  noch  der  letzten  Konstitution 
ich  sah  gar  wohl  ein ,  dass  sie  nicht  gehen  werde  .  .  . 
Ich  schlug  der  helvetischen  Regierung  vor,  die  Truppen 
zurückzuziehen,  sie  nahm  den  Vorschlag  an.  Ihr,  B.  Rütti- 
mann,  ich  erinnere  mich,  habet  Euch  auch  für  den  Rückzug: 
erklärt,  und  es  macht  Euerem  Patriotismus  Ehre,  dass 
Ihr  Euer  Vaterland  von  einer  drückenden  Last  und 
fremden  Truppen  befreyen  wolltet,  allein  es  war  voraus¬ 
zusehen,  was  begegnet  ist.  Ich  weiss  wohl,  dass  die  In¬ 
surgenten  aussagten,  ich  sey  zufolge  von  Verkomniss:- 
mit  fremden  Mächten  gezwungen,  die  Truppen  aus  der 
Schweiz  zu  ziehen:  Das  ist  falsch;  dem  sey  aber  wie 
ihm  wolle,  ob  die  Truppen  geblieben  wären  oder  hinaus¬ 
gegangen,  so  wäre  ich  doch  zuletzt  als  Mediateur  auf¬ 
getreten.  (Hier  gab  es  eine  Pause,  ich  benützte  sie,  dem 
ersten  Konsul  zu  bemerken,  dass,  da  die  letzte  Kon¬ 
stitution  unter  den  Augen  und  ich  gestehe  es  ihm  frey 
SOUS  la  diction  seines  Ministers  entworfen  worden,  wir  in; 
der  Beglaubigung  gestanden,  sie  werde  auch  seine  Zu¬ 
stimmung  haben.  «  Glaubt  Ihr  das,  Bürger  Rüttimann, » 
fiel  der  erste  Konsul  ein,  «glaubt  Ihr  das?  Nein,  Ihr 
glaubt  es  nicht.»  Ich  antwortete:  «wie  hätte  ich  Euerm 
Minister  nicht  glauben  sollen?  es  ist  unglücklich  genug 
für  uns,  wenn  Euere  Abgesandten  anders  oder  mehr 
reden,  als  sie  Vollmacht  haben  .  . .  .)  «Wie  .wollt  Ihr  eine 
Centralregierung  erhalten?  Was  ist  ein  Landammann,, 
dem  Ihr  15,000  Franken  zahlt,  neben  einem  Berner 
Rathsherrn?  Wo  ist  der  Mann,  der  durch  seine  persön¬ 
lichen  Eigenschaften,  durch  das,  was  er  für  die  Freiheit 
gethan,  unter  seinen  Mitbürgern  hervorragt?  Kaum 
habet  Ihr  einen  Landammann,  so  reisst  Ihr  ihn  Nachts 
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aus  dem  Bett  und  entführt  ihn.  Habt  Ihr  einen  Land- 
aminann,  so  wende  ich  mich  an  denselben  und  wie  will 
er  mir  oder  der  Senat  mit  ihm  in  einem  Begehren 
widerstehen?  Hingegen  muss  ich  mich  an  18  Kantone 
wenden,  nun  so  wird  Zeit  gewonnen  und  unterdessen  ist 
die  Gefahr  vorbey  .  .  .  Wenn  einmal  die  Kantone  organisirt 
sind,  dann  werden  wir  mit  der  Centralisirung  bald  einig 
seyn  .  .  .  Sie  hat  nicht  mehr  viel  zu  thun :  Sie  hat  weder 
Truppen  zu  leiten,  noch  Finanzen  zu  besorgen  ....  Wie 
schon  gesagt,  Truppen  braucht  Ihr  keine,  denn  Ihr  seidt 
kein  militärischer  Staat  mehr,  Ihr  lebt  von  dem  Ruhme 
Eurer  Vorfahren  .  .  .  .» 

Hier  sagte  ihm  Müller:  «Bedenken  Sie  B.  erster 
Konsul ,  was  die  Schweizer  vor  300  Jahren  waren  und 
was  sie  in  300  Jahren  seyn  können!»  — 

Das  machte  ihn  einen  Augenblick  stutzen.  Ich  sagte 
ihm  nun,  das,  was  bis  dahin  begegnet,  beweise  nichts 
gegen  das  Einheitssystem.  Unser  Volk  sey  von  ausser¬ 
ordentlichen  Lasten  gedrückt  gewesen,  es  habe  nur  diese 
gesehen,  man  sichere  ihm  seine  Rechte  zu  und  es  werde 
eben  so  gerne  für  die  Einheit  als  für  den  Föderalismus 
stimmen,  es -sey  zu  befürchten,  dass  wir  nun  für  Eine 
18  Revolutionen  haben  werden,  das  sey  so  viele  als 
Kantone  sind ;  es  werde  schwer  halten ,  ohne  eine  feste 
Centralregierung,  die  Kantone  zu  bändigen,  worunter  ich 
auf  der  einen  Seite  die  Demagogen,  auf  der  andern  die 
Aristokraten  rechne.  «Nun,  ich  bin  es  wohl  zufrieden, 
wenn  man  mich  eines  bessern  belehrt,  ich  habe  meine 
Meinung  bis  dahin  nicht  ändern  können,  werde  aber 
gerne  in  den  zu  verfertigenden  Memoires  der  Deputirten 
alle  Gründe  ab  wägen.  Ich  lade  Sie  nun  ein,  an  die 
Arbeit  zu  gehen!»  Reinhard  war,  wie  er  sagte,  plein 
d’admiration  de  tous  ce  que  le  Consul  venoit  de 
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dire.  —  Diese  Unterredung  geschah  in  Gegenwart  der 
Konsuln  Camhacerez  und  Lehrun,  der  Minister,  der  vier 
Senatoren,  fremder  Minister,  bei  15  Generalen,  und  man 
gab  uns  sehr  wenig 'Zeit  zu  antworten,  indessen  erklärte 
der  erste  Konsul,  er  sey  bereit,  alle  Gründe  anzuhören, 
die  ihn  eines  Bessern  belehren  könnten,  es  halte  ihm 
aber  schwer,  andere  Begriffe  von  der  Sache  sich  zu 
machen. »  — 

11.  «  Die  Sitzung  hei  Bonaparte  dauerte  von  1  bis 

8  Uhr ,  in  einem  Saal ,  wo  man  beinahe  erfror.  Man 
musste  beym  Kaminfeuer  Rettung  suchen,  später  wurde 
durch  Kaffe  und  Chokolade  eingewirkt. 

Die  Ordre  Bataille  war: 

Bonaparte  sass  oben  an  einem  langen  viereckigen 
Tisch.  Er  liess  nachher  in  die  Länge  ahnehmen  ,  um 
ihnen,  wie  er  sagte,  näher  zu  seyn.  Gegenüber  sassen 
die  Kommissarien.  Rechts  und  links  die  Partheien  in 
der  Ordnung,  wie  sie  ankamen.  Die  Constitutions-Pro¬ 
jekte  der  kleinen  Kantone,  dann  der  Aristokraten,  dann 
der  Neuen  und  endlich  der  Föderal- Akte  wurden  ver¬ 
lesen.  Wo  Röderer  fehlte  ,  machte  Bonaparte  auf  der 
Stelle  den  Fehler  gut,  kein  kleiner  Beweis-,  dass  er  die 
Projekte,  wie  beinahe  alles,  selbst  bearbeitete.  Die  Zeit, 
so  das  Vorlesen  wegnahm,  sprach  Bonaparte  beinahe  in 
einem  Strom  unaufhaltsam  fort ,  mit  einer  Leichtigkeit, 
Umfassung ,  Präzision ,  Lokalkenntniss  und  Grazie,  dass 
Alle  erstaunten.  « Ich  glaubte  nie,  sagte  er,  dass  sich  eine 
Central-Regierung  in  der  Schweiz  organisiren  könne.  Die 
bescheidene  Physionomie  der  Oertlichkeit  fordert  ver¬ 
schiedene  Physionomien  von  Verfassungen.  Die  Repu¬ 
blikanische  Regierung  hat  sich  durch  Schwäche  und  In¬ 
dolenz  ,  und  die  städtischen  Partheyen  durch  frappante 
Indelikatessen  und  Sottisen  ausgezeichnet.  Die  letzte 
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durch  Blutbefehle  und  schreyende  Verhaftungen,  wie  sie 
kein  Freistaat  leiden  kann.  Die  Erstere  hat  meine  Trup¬ 
pen  zurückgeschickt ,  allein  wäre  auch  das  nicht  ge¬ 
schehen,  so  hätte  ich  Mittel  genug  gefunden ,  die  Sache 
auf  den  Punkt  zu  führen ,  auf  den  sie  kam.  »  Was  zur 
Entschuldigung  oder  Rechtfertigung  der  Regierung  diente, 
lenkte  apropos  Stapfer  ein.  Reinhard  entschuldigte  das 
Benehmen  von  Zürich  durch  die  Verzweiflung,  in  die  sie 
die  Regierung  durch  das  unerhörte  Bombardement  setzte, 
und  Wattenwyl  wollte  seine  Stadt  gezwungen  durch  den 
Willen  des  Volkes  wissen. 

Bonaparte  sagte  dem  ersten:  Die  Regierung  habe 
blos  gethan,  was  er  auch  im  Fall  thun  würde,  wenn  sich 
die  Stadt  einer  Provinz  gegen  seine  Person  empörte. 
Dem  Wattenwyl:  «Sagen  sie  mir  das  nicht,  ich  weiss 
alles.  Wollen  sie  es  darauf  ankommen  lassen,  dass  das 
Volk  wirklich  gegen  ihr  Hierseyn  protestirt? 

«Man  wollte  mir  auch  weis  machen:  es  existiere  keine 
östreichische  Parthey  in  der  Schweiz ,  wollen  Sie  zwei 
handschriftliche  Belege  auf  der  Stelle?  wollen  Sie  nicht? 
Sie  haben  im  Laufe  der  letzten  Insurrektion  auf  diese 
Hilfe  gezählt  und  haben  unter  das  Volk  posaunt:  Ich 
dörfe  keine  Truppen  senden.  Ehe  Oestreicher  in  Chur 
gewesen  wären ,  wäre  ich  in  Zürich  gestanden.  Ihr 
glaubtet  meinen  Proklamationen  nicht,  den  Grenadieren, 
die  dort  standen,  nicht;  warum?»  (Jauch  wollte  die  Tag¬ 
satzung  in  Schwyz  entschuldigen.)  « Was  halten  Sie, 
fuhr  er  fort ,  auf  einen  Mann  ,  der  den  Säbel  zieht,  so¬ 
bald  kein  Feind  vor  ihm  steht,  und  ihn  einsteckt,  sobald 
einer  kommt,  der  ihn  aufnehmen  will?  Eher  gebe  ich 
der  Stimme  der  Vernunft  Gehör,  oder  ich  schlage. 

Beding  hat  sich  von  jeher  durch  Tollheit  ausge¬ 
zeichnet.  Wie  er  in  Paris  vor  mir  war ,  wies  ich  ihm 
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die  Sonne  und  sagte  ihm,  eher  wird  diese  zurücktreten, 
als  ich  von  der  Forderung  des  Wallis.  Ich  muss  es  für 
Sicherstellung  meiner  Verhältnisse  mit  Italien  haben. 
Ich  habe  ihm  Dieshach  ausgeschlossen,  einen  Mann,  der 
im  englischen  Comite  von  Bern,  Konstanz  und  Augsburg 
war.  Er  behielt  ihn  doch.  Er  schickte  ihn  sogar  nach 
Wien.  Ich  sagte  ihm :  Ich  schlichte  die  Sachen  des  Con- 
tinents.  Er  hob  doch  Correspondenzen  an  nach  Wien, 

Berlin ,  Petersburg  und  London . Ich  kannte  ihren 

Inhalt,  ehe  sie  aus  Bern  waren.  London  verschwendete 
jährlich  2  Millionen  in  der  Schweiz  für  seine  Zwecke. 
Es  mag  sie  ferner  verschwenden.  Ich  werde  sorgen, 
dass  sie  ihre  Zwecke  verfehlen.  England  soll  sich  nicht 
in  die  Angelegenheiten  des  Continents  mischen.  Ich 
werde  sie  führen.  Es  kann  nur  zwei  oder  drei  Städte 
verbrennen  und  das  ist  Alles. 

Wann  ich  Euch  in  zwey  Departemente  mit  mir  ver¬ 
einigen  wollte  ,  so  hätte  kein  Nu  sich  dagegen  geregt. 
Ich  behalte  den  Einfluss  ausschliesslich  auf  Euch.  Was  ihr 
werdet,  werdet  ihr  durch  mich.  Ich  habe  mich  auf  das 
Theater  als  Acteur  gewagt ,  ich  will  nicht  ausgepflffen 
werden. 

Habt  Sorge  ,  das  ist  der  letzte  Versuch  für  Eure 
Selbstständigkeit.  Ich  fürchte  Niemand.  Preussen  und 
Russland  habe  ich  zu  Freunden.  Baiern  und  Baden  habe 
ich  geschaffen.  Italien  ist  mit  mir.  Vor  den  Thoren 

von  Wien  war  ich  zweimal,  das  drittemal  kehre  ich  ein. 

Meine  Truppen  werde  ich  vor  der  Hand  in  der 

Schweiz  behalten.  Vom  Augenblick  an ,  wo  ihr  organi- 
sirt  seyd  ,  werde  ich  Sold  und  Unterhalt  ausschliessend 
über  mich  nehmen. 

Reinhard  und  Comp,  baten  für  Loslassung  der 

Aarburger  Gefangenen  und  für  Rückgabe  der  Waffen. 
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Der  Consul  staunte  in  die  Höhe  und  sprach  von  Eng¬ 
land  fort. 

Jauch  erhob  sich  gegen  das  allgemeine  Bürgerrecht. 
Reiche  werden  die  Armen  überlaufen.  «Euer  Kanton 
hat  nichts  zu  fürchten  »  ,  entgegnete  Bonaparte  ,  «  dass 
sich  ein  rechtlicher  Bürger  unter  euch  ansetze ! » 

Andere  wünschten  die  Festsetzung  eines  stabilen 
Central  -  Orts  und  die  Wahl  des  Bundes  -  Landammanns 
der  Tagsatzung  heimgestellt.  Bonaparte  erwiederte : 
«  wann  eine  Stadt  zum  Central-Ort  aufgestellt  würde,  so 
erhalte  die  zu  viel  Einfluss  und  gefährde  die  übrigen. 
Die  kleinen  Kantone  seyen  ohne  das  nicht  dazu  gemacht 
und  zu  arm,  die  Kosten  des  Sitzes  zu  tragen.  Die  neuen 
Kantone  lassen  alle  Monate  ihre  Chefs  abändern.  Der 
Chef  ihres  Kantons  könne  also  nicht  Bundes-Landammann 
seyn. 

Die  Diet  könne  ihn  nicht  wählen.  Ein  Fremder 
in  Bern ,  Zürich  etc.  sey  von  den  Kantons-Autoritäten 
nicht  unterstützt  und  eine  stehende  Garde  sey  zu  kost¬ 
spielig. 

In  den  6  alten  Kantonen  sey  man  an  das  jährliche 
Regiment  eines  Mannes  gewöhnt,  die  Städte  bleiben  ohne 
präjudizierendes  Ueberge wicht  aufs  Ganze  und  können 
die  Kosten  tragen. 

In  der  Physionomie  jeder  einzelnen  Kantonal-Ver- 
fassung  liege  der  Grund  dieser  Bedingungen,  auch  seyen 
mehrere  Haupt  -  Orte  anderer  Kantone  zu  entfernt  für 
Central-Hauptort  zu  seyn,  wie  Chur,  Lauis  etc.  ^ 

Man  bemerkte,  in  diesem  Falle  sey  auch  Basel.  Er 
erwiederte:  «Er  werde  es  abschneiden,  wenn  man  wolle.» 

Damit  schliessen  diese  interessanten  Notizen  über 
den  29.  Januar.  Am  Abend  fand  in  Beisein  von  Madame 
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Bonaparte  ein  Ball  im  Marineministerinm  statt,  an  wel¬ 
chem  die  Deputirten  zur  Erholung  von  der  achtstündigen 
Arbeit  Theil  nahmen  und  an  welchem  diese  neue  Cons- 
tituirung  Helvetiens  das  Ereigniss  und  Gespräch  des 
Tages  bildete. 

Das  Geschick  der  Schweiz  war  mit  diesem  Nach¬ 
mittage  des  29.  Januar  1803  entschieden.  —  Die  Revolution 
von  1798  vergeblich  und  verurtheilt,  als  ein  Verbrechen 
und  eine  Thorheit  zugleich;  die  Helvetik  nichts  Anderes 
mehr  als  ein  Traum  und  ein  grosser  Irrthum.  Dieses  Ver¬ 
dikt  vom  10.  Dezember  1802  und  29.  Januar  1803  ruht 
seither  und  heute  noch  auf  ihrem  Andenken,  ohne  dass 
sich  seit  Langem  Jemand  die  Mühe  gegeben  hat,  es  von 
Neuem  zu  revidiren  und  mit  den  Akten  zu  vergleichen, 
nachdem  die  Leidenschaftlichkeit  der  Zeit  verraucht  und 
ein  gerechteres  Urtheil  überhaupt  möglich  geworden  ist. 
Möglich  übrigens  auch  jetzt  noch  nur  in  relativem  Sinne. 
Denn  vielleicht  gibt  es  Dinge,  die  ihrer  ganzen  Natur  nach 
nicht  anders  begriffen  werden  können,  als  mit  einem 
Gran  der  gleichen  idealen  Einseitigkeit,  deren  Ausdruck 
sie  gewesen  sind  und  bei  denen  daher  jedes  sehr  mass- 
volle  Urtheil  schon  in  sich  eine  Art  von  Verurtheilung  ist. 
Die  Helvetik  wird  wahrscheinlich  immer  zu  viel  oder  zu 
wenig  geliebt  werden.  Es  ist  diess  das  Schicksal  jeder 
einseitigen  Grösse.  Die  Frage  bleibt  dabei  aber  offen, 
ob  dem  Menschengeschlecht  überhaupt  eine  andere  Art 
von  Grösse  beschieden  sei.  — 

Am  14.  Februar  redigirte  Bonaparte  selbst  die  so¬ 
genannte  Mediationsakte,  welche  die  neue  Verfassung  der 
Schweiz  und  die  Verfassungen  aller  19  Kantone  zugleich 
in  Einem  Aktenstück  enthält.  Am  19.  Februar  wurde 
dieselbe  in  feierlicher  Audienz  übergeben  und  unter- 
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zeichnet.  Es  ist  die  Erste  in  dieser  Weise  Unterzeich¬ 
nete,  überhaupt  urkundenmässig  existirende  Verfassung 
der  Schweiz.  Alle  Verfassungen  der  Helvetik,  selbst  die 
Erste,  sind  in  keinerlei  Urkundenform  vorhanden.  Ja 
die  Eidgenossenschaft  besitzt  von  der  Ersten  und  be¬ 
rühmtesten  helvetischen  Verfassung  blos  Ein  gedrucktes 
Exemplar  in  den  drei  Sprachen.  —  Zum  Ersten  Land¬ 
ammann  ernannte  Bonaparte  selbst  seinen  eifrigsten  Be¬ 
wunderer  Ludwig  d’x4ffry  von  Freiburg. 

Am  21.  Februar  wurden  die  sämmtlichen  Deputirten 
vom  Vermittler  mit  freundlichen  Worten  entlassen,  die 
er  an  Alle,  und  an  manche  Einzelne  unter  ihnen  noch 
insbesondere,  zu  richten  geruhte.  Zu  seinem  alten,  nun 
in  tiefer  decadence  versunkenen  Freunde  Ochs  sagte  er : 
«  la  revolution  est  finie,  Monsieur  Ochs.  »  — 

Zum  Schlüsse  des  ganzen  Werkes  fand  noch  eine 
Scene ,  völlig  wie  aus  den  Piccolomini  Schillers  heraus- 
gegriffen,  statt.  Bei  einem  grossen  Gastmahl,  das  Barthe- 
lemy  am  Abend  des  gleichen  Tages  gab,  äusserte  plötzlich 
Böderer  nach  Tisch,  als  bereits  der  Wein  sehr  reich¬ 
lich  geflossen  war,  man  müsse  die  Mediationsakte  noch¬ 
mals  unterzeichnen,  da  man  das  letzte  Blatt  wegen  eines 
unbedeutenden  Verstosses  in  dem  Artikel  über  die  Schul¬ 
denliquidation  habe  ahlösen  müssen. 

Schon  Unterzeichneten  der  künftige  Landammann 
d’Affry  und  Glutz  arglos,  als  Reinhard,  der  diess  erzählt, 
stutzig  wurde ,  besonders  da  ihm  sein  Freund  Fouche 
noch  zufiüsterte  :  «  defendez-vous,  ils  veulent  vous  prendre 
un  million,»  und  erklärte,  er  unterzeichne  heute, und 
ohne  nähere  Prüfung  überhaupt  nicht  mehr.  Es  ent¬ 
stand  ein  höchst  unangenehmer  Auftritt  daraus  und  es 
zeigte  sich  später  wirklich,  dass  (in  Folge  einer  nach- 
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trägiichen  Denkschrift  Müller-Friedbergs  von  St.  Gallen) 
man  mittelst  dieser  List  auch  die  ehemaligen  Privat¬ 
domainen  der  Kantone,  nicht  allein  die  landesherrlichen, 
denjenigen  neuen  Kantonen  hatte  zuschiehen  wollen ,  in 
die  sie  nunmehr  nach  der  Gebietseintheilung  zu  liegen 
kamen.  Der  Kanton  Zürich  hätte  damit  in  der  That 
sechs  Herrschaften  im  Werthe  von  wenigstens  einer 
Million  eingebüsst. 

Das  war  das  Ende  der  Helvetik  in  Paris.  — 


In  der  Eidgenossenschaft  selbst  nahm  sie  und  mit 
ihr  der  Traum  einer  nationalen  Einheit  der  Schweiz  nun 
auch  bald  Abschied  von  uns. 

Die  helvetischen  Schulden  wurden  durch  eine  eigene, 
auch  von  Bonaparte  ernannte  Fünferkommission  (Stapfer 
von  Horgen,  Heusler,  Ränii,  Sulzer,  Meier)  in  Liquidation 
gesetzt.  Sie  betrugen  20,946,806  Schweizerfranken,  von 
denen  aber  zuletzt  blos  3,183,336  anerkannt  wurden.  Der 
Rest  der  Nationalgüter  wurde  den  Kantonen  zurück¬ 
gestellt.  Die  Bernischen  Kapitalien  speziell  zerfielen  nach 
Abzug  von  Fr.  5,206,864,  die  zur  Schuldentilgung  der 
Helvetik  verwendet  worden  waren,  in  drei  Theile  zu 
Gunsten  der  neuen  Kantone  Bern,  Waadt  und  Aargau. 
Die  waadtländischen  Antheile  aus  dieser  Repartition  wurden 
dort  zur  völligen  Ablösung  der  Zehnten  verwendet  und 
damit  eine  der  grossen  Wohlthaten  der  Helvetik  ver¬ 
ewigt.  Der  Bernische  Antheil  fiel  nachmals  grösstentheils 
durch  zwei  verschiedene  Vergleiche  der  Stadt  Bern, 
resp.  zuletzt  der  dortigen  Bürgerschaft  zu.  Die  zahl¬ 
reichen  Feudallasten  hingegen  wurden  hier  erst  ein  halbes 
Jahrhundert  später  durch  einen  Artikel  der  gegenwärtig 
geltenden  Verfassung  beseitigt.  Die  Franzosen  blieben 
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Fr.  1,724,322  für  die  Unterhaltung  ihrer  Armee  schuldig, 
die  sie  nie  bezahlt  haben. 

x4in  4.  Juli  versammelte  sich  die  Erste  Tagsatzung 
der  Mediationszeit  in  Freiburg. 

Die  alte  Welt  und  ihre  Sitten  kehrten  recht  bald 
zurück.  Im  folgenden  Jahre  1804  schon  wurde  die  höchste 
Würde  der  Eidgenossenschaft  unter  glänzenden  Feier¬ 
lichkeiten  im  ci-devant-Styl  zu  Neuenegg  von  Affry  an 
Wattenwyl  übergeben ,  der  nunmehr  wieder  zugleich 
Schultheiss  von  Bern  und  Landammann  der  Schweiz  war. 

c 

Zu  Frankreich  entstand  neuerdings  ein  Yerhältniss 
von  Protektorat  und  Kriegsdienst,  das  völlig  den  Zeiten 
Ludwigs  XIV  glich,  und  auch  in  den  betreffenden  Ver¬ 
trägen  wird  ausdrücklich  wieder  auf  die  alten  königlichen 
von  1516  ab  Bezug  genommen. 

Noch  bezeichnender  war,  dass  schon  im  März  1804 
ein  unbedeutender  Aufstand  von  Zürcher  Seebewohnern, 
der  sog.  Bockenkrieg,  von  dem  Landammann  der  Schweiz 
mittelst  Eidg.  Intervention  niedergeschlagen  und  sodann, 
im  Wesentlichen  durch  Urtheil  eines  theil weise  von 
ihm  allein  ernannten  Kriegsgerichts,  von  den  Anführern 
drei  enthauptet,  einer  erschossen,  zwei  zu  lebensläng¬ 
licher  Gefangenschaft  verurtheilt  und  viele  schon  in 
der  Untersuchung  so  unmenschlich  geschlagen  wurden, 
dass  noch  18  in  Folge  davon  ihr  Leben  eingebüsst 
haben  sollen.  (Helvetia  VII,  151.  167.)  Die  aufstän¬ 
dischen  Gemeinden  mussten  wieder  ganz  wie  1795 
232,900  Gulden  Kriegskosten  tragen,  die  ihnen  die  Städter 
zu  hohen  Zinsen  vorschossen.*)  Eine  Amnestie  für  diesen 

*)  Es  ist  diess  Ereigniss  von  1804  eines  der  traurigsten  Blätter 
unserer  Geschichte,  freilich  nicht  der  geschriebenen,  denn  diese  geht 
gewöhnlich  sehr  leicht  darüber  hinweg.  In  all’  den  Schweizerge¬ 
schichten,  die  wir  besitzen,  steht  kaum  ein  ernstes  Wort  gehöriger 
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Aufstand  erfolgte  erst  nach  einem  Menschenalter,  aim 
11.  März  1831  ,  und  erst  in  unsern  Tagen  (25.  April 
1875)  sind  die  Gebeine  dieser  Hingerichteten  von  dem 
besonderen  «  Maleficantenkirchhof »  in  ein  ehrliches  Grab' 
übertragen  worden. 

Die  Helvetik  hat  vor  der  Weltgeschichte  Manches, 
zu  verantworten.  Das  aber  nicht  und  das  bleibt  ihr 
grosser  Ehrentitel,  der  viel  zu  sehr  vergessen  ist,  dass, 
sie  jemals,  auch  in  den  Zeiten  der  höchsten  Parteileiden¬ 
schaft  und  bei  der  strengsten  Kriminalgesetzgebung, 
welche  die  moderne  Schweiz  besass,  das  Blut  auch  nur 
Eines  ihrer  zahlreichen  politischen  Gegner  vergossen 
hätte.  Während  die  Restauration  schon  im  Ersten 
Jahre  ihres  Bestehens  unbedenklich  und  mit  grosser 
Seelenruhe  wieder  in  politischen  Todesurtheilen  die  Opfer 
forderte,  ohne  welche  die  Aristokratie,  wie  es  scheint, 
nicht  regieren  kann.  Der  Unterschied  in  der  Hoheit 
der  Gesinnung,  der  in  diesen  Thatsachen  liegt,  muss  der 

Verurtheilung.  Wenn  hingegen  die  Helvetik  einen  einzigen  der 
vielen  Aufrührer  hingerichtet  hätte,  die  sie  beständig  mit  innerem 
und  äusserem  Krieg  bedrängten  ,  welch’  eine  Fülle  von  Entrüstung 
darüber  würde  uns  heute  noch  aufbewahrt  sein!  Es  fehlt  uns  noch 
sehr  an  einer  gesunden  politischen  Auffassung  der  Schweizer¬ 
geschichte.  Ebenso  wurden  drei  Jahre  später  vom  Appellationsgerichte- 
von  Bern  einige  unglückliche  Sektirer  im  Seeland  zu  20jährigen  und 
lebenslänglichen  Zuchthausstrafen  verurtheilt  und  das  Haupt  der 
Sekte,  der  Tüjährige  Hans  Ulrich  Korber  von  Niederbipp,  zuerst  am 
Schandpfahl  mit  einer  Inschrift  „Irrlehrer  und  Verführer“  ausge¬ 
stellt  und  nachher  lebenslänglich  eingesperrt.  Hie  Anrede  und  Pre¬ 
digt,  die  bei  der  Publikation  dieser  Urtheile  am  23.  März  1807  durch 
den  „ausserordentlichen  Begierungsbevollmächtigten  des  h.  Standes 
Bern“  in  Aarberg  und  den  Pfarrer  in  Rapperswyl  gehalten  wurden, 
sind  in  Broschüren  noch  vorhanden  und  zeigen  einen  Heist,  der  die 
helvetische  politische  und  religiöse  Freiheit  bereits  unabsehbar  weit 
hinter  sich  gelassen  hat  und  wieder  nichts  mehr  als  die  harte  Re- 
gieruugsanschauung  und  staatskirchliche  Einseitigkeit  der  alten  auto¬ 
ritativen  Stände  kennt. 
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Helvetik  alle  Zeit  und  vor  einem  jeden  gerechten  Beur- 
theiler  eine  Indemnität  für  viele  Sünden  sein. 


Wenden  wir  uns  aber  ab  von  all’  dem  Unerfreulicben, 
das  kam,  und  kebren  noch  einen  kurzen  Moment  in  den 
März  1803  zurück.  — 

X  Am  Sitze  der  bisherigen  helvetischen  Regierung  gingen 
nun  jene  trübseligen  Vorbereitungen  vor  sich,  die  mit 
einer  solchen  Auflösung  eines  Staatswesens  verbunden 
sind.  Der  10.  März  war  als  Todestag  der  Helvetik 
in  der  neuen  Konstitution  selber  festgesetzt.  (Zusatz¬ 
artikel  6  und  11.)  Den  Beamten  wurden  ihre  Gebalte 
bis  zu  diesem  Datum  ausbezahlt,  der  Staatssekretär  des 
Aeussern  zeigte  den  fremden  und  eigenen  Gesandten,  der 
Staatssekretär  des  Innern  den  Regierungsstattbaltern  der 
bisherigen  Kantone,  der  Kriegsminister  den  Truppen  das 
bevorstehende  Ereigniss  an.  Noch  trauriger  vielleicht 
als  das  Alles  war  die  Aufgabe,  die  dem  Staatssekretär 
der  Finanzen  zufiel,  die  nämliche  Mittbeilung  auch  an 
die  eidg.  Post-  und  Salzverwalter  ergeben  zu  lassen, 
die  auch  nicht  weiteren  Bestand  haben  durften  und  blos 
provisorisch  noch  fortfungirten.  Am  5.  März  hielt  der 
Senat  seine  letzte  Sitzung  unter  Dolder’s  Vorsitz.  Dolder 
selbst,  der  seit  langem  und  bis  zuletzt  an  der  Spitze  un¬ 
seres  Staates  gestanden,  verschwindet  gänzlich  von  diesem 
Tage  an.  Von  ihm  meldet  fürder  wirklich,  wie  der 
Dichter  sagt:  «kein  Lied,  kein  Heldenbuch».  Es  ist 
nicht  einmal  bekannt,  wann  und  wo  er  starb.*)  Das 

*)  Er  wurde  nachmals  noch  Kegieruugsrath  im  Kanton  Aargau, 
wo  er  sich  zu  der  aus  ehemaligen  Berner  Patriziern  sich  bildenden 
aristokratischen  Partei  hielt,  von  Freund  und  Feind  gleich  miss¬ 
achtet. 
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ganze  helvetische  Volk  mag  sich  noch  heute  in  Bezug 
auf  diese  Art  von  Intriguanten  der  Helvetik,  die 
ihr  so  sehr  geschadet  haben,  den  Worten  von  ver¬ 
nichtender  Milde  anschliessen,  mit  denen  Friedrich  Cäsar 
Laharpe  ein  Jahr  vor  seinem  Tode  in  seinem  Testament 
von  ihnen  allen  Abschied  nimmt:  «Si  la  conscience  des 
ennemis  de  la  veritable  liberte  leur  pardonne  ce  qu’ils 
ont  tente  contre  eile,  je  leur  pardonne  egalement.  »  — 

i 

Am  7.  März  schloss  der  Vollziehungsrath.  Alle  diese 
Staatspersonen  verschwanden  Einer  nach  dem  Andern 
still  von  dem  Schauplatze  ihrer  Thätigkeit  und  aus  der 
bisherigen  Hauptstadt  der  Schweiz,  die  nun  wieder  auf 
lange  Jahre  hinaus  das  alte  aristokratische  Bern  vor  1798 
wurde,  bis  ein  schönerer  Tag  ihr  wieder  eine  höhere  Auf¬ 
gabe  zuwies.  Als  Vorbedeutung  hiefür  gewissermassen 
blieben  einzig,  ihres  grossen  Umfanges  wegen,  die  helveti¬ 
schen  Archive  zurück,  die  man  auch  anfänglich  nach  Frei- 
hurg  hatte  schleppen  wollen.  Sie  wurden  hier  in  der  That 
so  lange  verwahrt,  bis  sie  von  der  eidgenössischen 
Hauptstadt  Bern  wieder  einer  eidgenössischen  Central¬ 
regierung  überliefert  werden  konnten.  —  Freilich  erst 
nach  mehr  als  45  Jahren  ,  als  die  meisten  Männer  der 
Helvetik  diesen  Tag  nicht  mehr  sahen,  der  ihre  Herzen 
mit  Freude  und  Dank  erfüllt  haben  würde.  — 

Am  10.  März  1803  wurden  Morgens  schon  die 
Wachen  und  Patrouillen  der  Besatzung  von  Bern  stark 
vermehrt  und  alle  für  solche  Fälle  von  grossen  Staatsaktio¬ 
nen  üblichen  militärischen  Vorsichtsmassregeln  getroffen, 
die  übrigens  hier  vollständig  überflüssig  waren.  Nachmit¬ 
tags  ungefähr  um  1  Uhr,  um  die  gleiche  Zeit,  in  der  am 
5.  März  1798  die  ersten  Franzosen  in  Bern  eingerückt 
waren,  sahen  die  Bewohner  dieser  Stadt  die  grün,  roth, 
goldenen  helvetischen  Farben  überall  verschwinden.  — 
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Eine  grosse  roth  und  schwarze  Fahne,  mit  einem  weissen 
Kreuz  durchzogen,  die  auf  dem  Dache  des  alten  Eath- 
hauses  erschien,  zeigte  Jedermann  an,  dass  die  merk¬ 
würdige,  in  unserer  bisherigen  Geschichte  einzig  da¬ 
stehende  Zeit  vom  März  1798  bis  März  1803  gänzlich  und 
definitiv  zu  Ende  gegangen  sei.  — 


Zu  Ende,  soweit  es  ein  Ende  überhaupt  gibt.  — 

Eigentlich  hat  nur  der  Schein  und  der  Irrthum  in 
der  Welt  ein  Ende. 

Was  dagegen  wirklich  war,  eine  jede  Thatsache, 
zumal  ein  geistiges  Leben,  hat  niemals  ein  Ende.  — 
Es  kann  nicht  gänzlich  und  spurlos  wieder  aus  der  Welt 
verschwinden,  nachdem  es  einmal  in  dieselbe  einge¬ 
treten  ist. 

Wahrheiten  und  Thatsachen  sind  vielmehr  —  das 
ist  unser  Trost  in  solchen  geschichtlichen  Momenten  — 
ihrer  Katur  nach  unsterblich  und  wirken  fort,  auch 
wenn  eine  oberflächliche  Weltanschauung  sie  längst  für 
vernichtet  und  begraben  hält. 


XI. 


Unsterbliches. 


Das  unmittelbare  Gefühl,  mit  dem  unser  Volk  im 
Grossen  und  Ganzen  den  Sturz  der  Helvetik  und  die 
Restauration  der  alten  Eidgenossenschaft  in  etwas  ver¬ 
besserter  Form  erfuhr,  war  ohne  Zweifel  damals  das  der 
Befreiung.  Zu  sehr  hatte  noch  in  der  letzten  Zeit 
alle  Ungewissheit  und  Noth  eines  Bürgerkrieges  auf  ihm 
gelastet. 

Zu  sehr  musste  ihm  die  ganze  rasch,  unter  bestän¬ 
digem  Sturm  und  Drang,  vorübergerauschte  helvetische 
Periode  als  Eine  grosse  und  schmerzliche  Täuschung  er¬ 
scheinen,  eine  Zeit,  die  viel  versprochen  und  wenig,  oder 
zuletzt  gar  nichts  gehalten  hatte.  — 

Die  Schlussworte  eines  wunderschönen  Gedichtes 
von  Schiller: 

„Und  wie  nach  hoffnungslosem  Sehnen, 

Nach  langer  Trennung  hitterm  Schmerz 
Ein  Kind  mit  heissen  Reuethränen 
Sich  stürtzt  an  seiner  Mutter  Herz; 

So  führt  zu  seiner  Jugend  Hütten, 

Zu  seiner  Unschuld  reinem  Grlück 
Vom  fernen  Ausland  fremder  Sitten 
Den  Flüchtling  [ —  dieser  Tag  — ]  zurück, 

In  der  Natur  getreuen  Armen, 

Von  kalten  Regeln  zu  erwärmen!“ 
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-sie  hätten  mit  so  kleiner  Veränderung  geradezu  auf  diese 
Märztage  von  1803  gedichtet  worden  sein  können,  um 
das  Erste  Gefühl  eines  grossen- Theiles  der  schweize¬ 
rischen  Bevölkerung  in  vollkommener  Weise  auszudrücken. 
—  Und  lange  hat  es  gedauert,  ja  im  Grunde  ist  heute 
noch  der  Tag  nicht  erschienen,  an  dem  man  der  Helvetik, 
ihren  Ideen  und  ihren  Menschen,  wieder  gerecht  ge¬ 
worden  ist.  — 

Selten  überhaupt  wird  ein  unmittelbar  folgendes 
Geschlecht  grossen  und  schweren  Zeiten  gerecht,  die  un¬ 
glücklich  enden.  Die  Enkel  verstehen  die  Grossväter 
sehr  oft  besser  als  die  eigenen  Söhne.  Ja  sogar  die 
erhabensten  und  fruchtbarsten  Perioden  der  Weltge¬ 
schichte  haben  ganz  gewiss  oft  denen,  die  noch  allzu  un¬ 
mittelbar  dadurch  berührt  worden  sind,  kein  anderes  Ge¬ 
fühl  hinterlassen,  als  das  eines  ungeheuren  Sturmes  und 
Schwankens  alles  Bestehenden,  unter  dem  das  individuelle 
Leben  theilweise  verschwindet,  das  kleine  Glück  des 
Einzelnen  vielfach  zerdrückt  wird.  — 

Die  unmittelbar  folgende  Zeit  der  Eidgenossenschaft 
vor  Allem  war  gar  nicht  geeignet,  die  Helvetik  zu  ver¬ 
stehen.  — 

Die  leitenden  Männer  der  zunächst  kommenden  Pe¬ 
riode  wollten  sie  nicht  verstehen  und  sahen  vielmehr 
nur  mit  Zorn  und  mit  Furcht,  den  blindesten  und 
ungerechtesten  der  menschlichen  Leidenschaften,  auf  sie 
zurück.  —  Aber  auch  selbst  ohne  dieselben  möchte  es 
jeder  Zeit  schwer  geworden  sein,  unmittelbar  nach  diesen 
fünf  Jahren  den  misslungenen  Einheits versuch  unserer 
Nation  verständig  zu  beurtheilen.*)  — 

*)  Wir  wollen  hier  nicht  einmal  das  äusserliche  Moment  in  Be¬ 
tracht  ziehen,  dass  wir  von  der  Helvetik,  wie  von  allen  geschicht¬ 
lichen  Perioden,  die  Fehler  weit  besser  kennen,  als  das  Gute.  Die 
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Es  ist  vielmehr  vollständig  wahr,  was  schon  im  Hin¬ 
blick  auf  andere  Verhältnisse  gesagt  worden  ist:  nach 
grossen  Störungen  der  Staaten  erlangt  vorläufig  Lehens¬ 
kräftigkeit  fast  nur  die  Gemeinde,  der  engste  Kreis  staat¬ 
lichen  Lebens,  wieder.  —  Nur  die  Menschen,  die  sich 
kennen  und  sich  persönlich  vertrauen,  können  wieder 
die  Grundlagen  einer  erneuten  gesellschaftlichen  Autorität 
aufrichten. 

Alle  andern  Sicherheiten  des  Hechtes  und  der  Legi¬ 
timität,  die  Gewohnheit  des  Befehls  und  die  Freudigkeit 
des  Gehorsams  sind  zerstört;  das  ist  in  wenigen  Worten 
unsere  Geschichte  von  1803  und  noch  mehr  von  1815  ab. 

Wir  tadeln  heute  diesen  Bundesvertrag,  den  voll¬ 
ständigen  Rückgang  auf  kantonale  Einheiten  staatlichen 
Denkens  und  Lebens,  —  die  Strömung  der  Ideen  ist 
inzwischen  wieder  eine  ganz  entgegengesetzte  geworden. 
Vielleicht  sollten  wir  uns  noch  mehr  bewusst  sein,  dass 

Ersteren  liegen  am  Licht,  in  allen  Zeitungen  und  Broschüren  der  da¬ 
maligen  Zeit  —  auch  in  der  späteren  Geschichtschreihung  reichlich 
■ —  das  Gute  muss  gesucht  werden.  Und  hiebei  kommt  noch  vermöge 
einer  eigenthümlichen  oberflächlichen  Anschauungsweise  der  Menschen 
dasselbe  nicht  immer  dem  zu  Statten,  dem  es  gebührt,  sondern  es 
wird  ihm  meist  nur  das  Schlechte  angerechnet.  —  Die  Helvetik,  "so 
meinen  wir  es,  ist  nicht  die  Erucht  ihrer  selbst,  sondern  die  des 
achtzehnten  Jahrhunderts,  der  Unterdrückung  und  Entnalionalisirung 
der  Schweiz,  die  ganz  andere,  als  ihre  Männer  verschuldeten.  Die 
Früchte  der  Helvetik,  die  ihr  angehören,  trägt  die  Mediationspericde, 
die  der  Mediation,  nämlich  die  des  berühmten  napoleonischen  Föde¬ 
ralismus  üie  Hestaurationszeit.  —  So  wie  auch  heute  nur  Wenige, 
das  Glück  der  achtundvierziger  Periode  den  Männern  von  1830  zu- 
fechnen,  denen  es  gebührt,  die  es  mit  schweren  Kämpfen  nud  An- 
^treugungen  errungen  haben.  Wir  meinen  jede  Generation  und 
Periode  ist  das  Werk  und  das  Zeugniss  der  vorangehenden^ 
„der  Eine  säet,  der  Andere  schneidet.“  Unser  Urtheil  vor  dem 
ewigen  Kichterstuhl  der  Geschichte  ist  aber  nicht,  war  wir  geerntet, 
sondern  was  wir  ge  säet  haben.  — 
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damals,  nach  solchen  Erschütterungen  jedes  Vertrauens 
in  politische  Theorien  und  in  jede  centralisirterp  Art 
von  Verfassung,  bei  dem  allgemeinen  Misstrauen  in  An¬ 
dere  und  in  die  eigene  Gestaltungskraft,  die  Beschränkung 
auf  das  historisch  Gewohnte  natürlich,  ja  vielleicht  kein 
anderes  Mittel  momentan  vorhanden  war,  um  die  Eid¬ 
genossenschaft  überhaupt  zu  erhalten  und  allmälig  zu 
rekonstruiren.*)  — 

Ist  ja  doch  heute  noch  vielfach  der  Kantonalismus 
und  Föderalismus,  in  seinen  edleren  Anhängern  wenig¬ 
stens,  nichts  anderes  als  Furcht,  bei  jedem  Abgehen 
von  den  historischen  und  langgewohnten  Lebensbahnen 
den  Weg  ganz  zu  verlieren,  auf  dem  die  Eidgenossen¬ 
schaft  mit  Sicherheit  ihre  Bestimmung  weiter  verfolgen 
könne.  Wenn  man  sich  nur  dessen  immer  klar  bewusst 
■v^äre  und  nicht  etwas  als  ein  politisches  Ideal  hin¬ 
stellte,  was  nur  eine  momentane  Entwicklungsstufe  ist, 
^so  wäre  eine  Verständigung  darüber  leichter  zu  erzielen. 

Es  ist  sehr  richtig,  was  ein  geistvoller  dänischer  Literar¬ 
historiker  unserer  Zeit  sagt:  „Reaction  als  solche  ist  nicht  gleich¬ 
bedeutend  mit  Rückschritt.  Im  Gegentheil  eine  wahre,  ergänzende, 
corrigirende  Reaction  ist  Fortschritt.  Aber  eine  solche  Reaction  ist 
kräftig,  von  kurzer  Dauer  und  stagnirt  nicht.  Nachdem  sie  eine 
Zeitlang  die  Ausschreitungen  der  vorhergehenden  Periode  bekämpft, 
nachdem  sie  ans  Licht  gezogen  hat,  was  diese  zurückdrängte,  nimmt 
die  folgende  Periode  die  Gestalt  der  vorhergehenden  in  sich  auf, 
versöhnt  sich  mit  derselben  und  setzt  ihre  Bewegung  fort.  Das  ist 
bei  uns  nicht  geschehen.“  —  Auch  bei  uns  nicht.  Eine  kräftige 
kurze  Reaktion  gegen  die  helvetischen  Ueberstürzungen  und  Nach¬ 
ahmungen  wäre  nur  zu  wünschen  gewesen,  aber  nicht  die  lange 
dauernde  Stagnation  und  Feindschaft  gegen  allen  Geist.  So 
müssen  wir  auch  jetzt  nach  einer  Periode  von  anderartiger  Aus¬ 
artung  zwar  wieder  ein  ernstes,  einfaches,  braves,  religiöses  Yolk 
werden,  aber  keineswegs  ein  verdrossenes,  staats-  und  kulturfeind¬ 
liches. 


602 


Dieses  Verstehen  ganz  anderer,  Anschauungen,  als 
es  die  helvetischen  waren  und  als  es  die  unsrigen  sind, 
darf  uns  nun  aber  nicht  etwa  hindern,  die  helvetischen 
Ideen  mit  demjenigen  inneren  Verständniss  zu  beur- 
theilen,  dessen  sie  würdig  sind.  Das  Gute  recht  er¬ 
kennen,  in  einer  Zeitperiode,  wie  im  einzelnen  Neben¬ 
menschen,  ist  freilich  viel  schwerer,  als  das  Fehlerhafte 
zu  sehen.  (Weil  sich  das  letztere  seiner  Natur  nach 
mehr  aufdrängt  —  und  auch  noch  aus  einem  andern 
subjektiven  Grunde.)  Aber  viel  fruchtbringender  auch. 
Denn  es  gibt  nicht  bloss  Einsicht,  sondern  auch  Muth, 
Willen,  Begeisterung  und  darauf  kommt  Alles  an.  — 

Hiebei  müssen  wir  vor  Allem  uns  klar  bewusst  werden, 
dass  wir  die  Helvetik  nicht  verantwortlich  für  die  un¬ 
vermeidlichen  Erschütterungen  und  Gefahren  machen, 
die  jeden  solchen  grossen  Umschwung  staatlichen  Le¬ 
bens  begleiten  und  die  damals  alle  Europäischen  Staaten 
erfuhren. 

Mit  Sammethandschuhen  und  auf  glatten  geebneten 
Wegen  werden  Revolutionen  nicht  gemacht,  alte  ver¬ 
dorbene  Zustände  nicht  beseitigt.  Und  auch  von  der 
Lebensanschauung  wünschte  ich  wenigstens  eine  aca- 
demische  Jugend  der  Schweiz  weit  entfernt,  dass  das 
Glück  und  die  Vollkommenheit  der  Staaten  sich  nur 
nach  der  grösseren  oder  geringeren  Ruhe  bemesse,  mit 
der  Bürger  und  Bauer  seinen  täglichen  Geschäften  nach¬ 
gehen  kann  und  Sonntags  seiner  behaglichen  Ruhe  sich 
erfreut.  Wohl  gar  noch  mit  dem  Wonnegefühl  des 
Göthe’schen  Philisters ,  der  es  dabei  zu  seiner  Unter¬ 
haltung  nicht  ungerne  sieht,  wenn  weit  hinten  in  der  Türkei 
die  Völker  aufeinanderschlagen.  —  Es  gibt  bei  uns  recht 
viele  solcher  Philister.  —  Das  Staatsleben,  noch  weit 
mehr  als  das  Leben  des  Einzelnen,  gewinnt  seinen  Werth 
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und  Gehalt  durch  die  Grösse  der  Gedanken,  die 
es  leiten  und  beherrschen. 

Grosse  Thaten  und  Leiden  adeln  ein  Volk,  machen 
überhaupt  eigentlich  erst  ein  Volk  aus  einem  Haufen 
Menschen,  und  beide  entspringen  aus  grossen  Ideen,  die 
in  ihm  zuerst  einmal  aufgegangen  sein  müssen.  — 

Ich  weiss  es  wohl,  dass  diess  —  wenigstens  auf 
praktischem  Gebiete  —  nicht  die  allgemeine  Anschauung 
ist  und  wir  werden  es  in  kurzem  erleben,  dass  sich  für 
die  andere,  etwas  ökonomischere,  Ansicht  vom  Staat 
und  seinem  Endzweck  eine  grosse  Masse  von  Stimmen 
erheben.  Um  so  mehr  ist  es  nothwendig,  dass  wenigstens 
ein  gemässigter  politischer  Idealismus  in  der  Eidge¬ 
nossenschaft  stets  auch  seine  Vertretung  finde.  Und  wo 
soll  er  sie  finden,  wenn  nicht  in  den  Gebildeten  der 
Nation,  die  ihn  durch  ihre  höhere  Lebensanschauung 
überhaupt  tragen  können.  —  Für  diejenigen,  denen 
das  Leben  ein  «  Auskommen  »  und  die  Politik  im  höchsten 
Fall  eine  Anwendung  von  staatlichen  Massregeln  zur  Er¬ 
zielung  von  Ruhe  und  Frieden  behufs  dieses  Auskommens 
ist,  —  ist  eine  Betrachtung  der  Helvetik  von  vorneherein 
verloren.  --  Sie  müssen  die  ganze  Zeit  als  eine  grosse, 
fast  unerträgliche  Verirrung  des  menschlichen  Geistes 
ansehen. 

Wir  werden  in  der  Eidgenossenschaft  die  Geister 
noch  viel  allgemeiner  auf  diese  Periode  zurückkehren 
sehen,  mit  der  sich  jetzt  noch  bloss  Einzelne  beschäftigen. 

Die  grosse  liberale  Partei  wird  sich  sodann  in  ihren 
Sympathien  stark  theilen. 

Möchten  Sie  sich  dann  wenigstens  auf  der  Seite 
derjenigen  befinden,  die  —  für  die  Fehler  der  Helvetik 
nicht  blind,  die  wir  auch  nirgends  verschwiegen  haben, 
—  dennoch  eine  gewisse  Hinneigung  zu  ihr  besitzen,  weil 
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es  eine  Zeit  der  Ideen  und  des  schaffenden  geistigen 
Lebens  war.  — 

Denn  Geist  —  so  sagte  einst  ein  preussischer  Mi¬ 
nister  des  Kultus  (v.  Altenstein)  —  muss  man  hochschätzen 
und  werth  halten,  wo  immer  man  ihn  findet,  es  gibt  nicht 
zu  viel  davon  in  der  Welt.  —  Das  gilt  von  Menschen  und 
Zeitperioden  ganz  gleich  und  ist  auch  für  uns  gesagt. 


Der  Geist  der  in  der  Helvetik  lag,  theilt  sich  zwar 
offenbar  in  zwei  verschiedene  Kategorien  von  ganz  un¬ 
gleichem  Werthe. 

Ein  grosser  Theil  davon  war  allerdings  blosse  Nach¬ 
ahmung,  der  wir  vermöge  der  theilweisen  Abhängigkeit 
unserer  ganzen  Bildung  von  fremden  geistigen  Centren, 
überhaupt  öfter  und  gerne  verfallen.  Es  war  die  fran¬ 
zösische  Kevolutionszeit ,  kopirt  bis  ins  Kleinste  sogar, 
mit  ihren  Freiheitshäumen,  Nationalcocarden  undBeamten- 
costümen,  Bürgertiteln  und  Bürgereiden,  patriotischen 
Festen  und  Beden,  —  kurz  mit  dem  ganzen  Theater¬ 
pomp,  der  uns  heute,  nachdem  die  Leiden  des  Volkes 
vergessen  sind,  die  mit  diesem  Phrasenwesen  in  schnei¬ 
dendem  Kontraste  standen,  nur  noch  ein  mitleidiges 
Lächeln  abnöthigt.  —  ' 

In  dem  Allem  war  die  Helvetik  namentlich  dem 
deutschen  Theile  unseres  Volkes  innerlich  zuwider, 
von  dem  sich  höchstens  die  befreiten  Unterthanen  zeit¬ 
weise  für  solche  Dinge  ernstlich  begeisterten.  ^ 

Es  lag  überhaupt  im  Ganzen  etwas  entschieden 
Nicht  deutsches  in  ihr,  das  sich  schon  in  dem  kelto- 
romanischen  Namen  gegenüber  dem  der  ehrlichen  alten 
«  Eidgenossenschaft  »  und  in  dem  sehr  vorherrschenden 
Gebrauch  der  französischen  Sprache  ausdrückte. 
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Allerdings  trug  zu  diesem  französischen  Schimmer 
des  damaligen  Staatslebens  bedeutend  bei,  dass  die  Staats¬ 
männer  dieser  Zunge,  von  denen  wenige  wohl  überhaupt 
der  deutschen  Sprache  mächtig  waren,  sich  durch  Be¬ 
gabung  und  politische  Gewandtheit  vortheilhaft  aus¬ 
zeichneten  und  selbst  unter  den  Deutschen  hervorragende 
Genossen  fanden,  die  sich  (wie  z.  B.  Ochs  und  Dolder) 
mit  Vorliebe  in  ihrer  Sprache,  in  ihren  Kreisen  und 
demgemäss  auch  Ideenkreisen  bewegten.  — 

Das  spezifisch  deutsche  Wesen  der  alten,  höchst  vor¬ 
wiegend  deutschen,  Eidgenossenschaft  schien  dagegen 
damals  vielfach  mit  aristokratischem  oder  demokratisch¬ 
ländlichem  Konservativismus  in  einem  gewissen  Ideen¬ 
zusammenhang  zu  stehen.  —  Ueberhaupt  die  ganze 
liberale  Bildung  war  fast  mit  Nothwendigkeit  franzö¬ 
sisch.  Es  waren  die  Ideen  der  französischen  Revo¬ 
lution,  welche  alle  fortschrittlichen  Anschauungen  be¬ 
herrschten  und  es  gab  kein  ähnliches  Vorbild  und 
Bildungselement  in  dem  geistigen  Leben  des  damaligen 
deutschen  Volks.  Heute  freilich  ist  diess  anders.  Die 
jetzige  theoretische,  sowie  eine  jede  künftige  praktische 
'Beschäftigung  mit  der  Helvetik  würde  ohne  Zweifel  ebenso 
viele,  wenn  nicht  mehr,  sympatische  Anhänger  in  den 
Kreisen  der  deutschen  Schweiz  finden.  Und  unter 
diesen  Gebildeten  und  fortschrittlich  Gesinnten  gibt  es 
nun  sehr  Viele,  die  durchaus  nicht  mehr  Rousseau  und 
Voltaire  als  ihren  politischen  und  sozialen  Code  ver¬ 
ehren,  sondern  in  ihrem  staatlichen  und  philosophischen 
Denken  auf  total  andern  Grundlagen  stehen.  —  Eine 
künftige  eingehende  Beachtung  der  Helvetik  wird  ihr 
stets  das  äussere  Modegewand  der  damaligen  Zeit  etwas 
abstreifen,  —  und  ungerührt,  ja  sogar  vielleicht  lächelnd 
bei  Formen  und  Redensarten,  in  denen  Peter  Ochs  und 
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selbst  Friedrich  Cäsar  Laharpe  einen  besondern  Werth 
fanden,  hinter  dem  Allein  den  Kern  suchen,  den  diese 
Zeit  und  diese  Menschen  für  alle  Zeiten  in  sich 
trugen. 

Dieser  Kern  ist  da  und  er  heisst:  lebendiges 
Streben,  die  neue  demokratische  Staatsidee  auf  unserem 
schweizerischen  Boden  zu  verwirklichen;  die  historische 
Eidgenossenschaft,  die  allerdings  auf  ganz  andern  Grund¬ 
lagen  erbaut  ward,  wohlbehalten  als  modernes  Staats¬ 
wesen  in  die  Bahnen  eines,  so  hoffen  wir,  nochmaligen 
500jährigen  Daseins  hinüberzuführen.  —  Das  hat  die 
Helvetik  mit  Aufopferung  versucht  und  begonnen  und 
darin  sind  alle  späteren  Perioden,  selbst  die  von  1848 
bis  1874,  nur  ihre  Schüler  und  ihr  an  Energie  des  Wollens 
und  Vollbringens  nicht  entfernt  gleichzustellen.  — 

Fast  alle  Ideen,  welche  heute  den  Ruhm  der  nach¬ 
maligen  Ersten  Bundesverfassung  von  1848  ausmachen, 
und  die  besten  Theile  der  jetzigen  zweiten  stammen  aus 
der  Helvetik  und  werden  der  Theorie  nach  von  ihr  noch 
übertroffen.  Unsere  heutige  Verfassung  steht  sogar  in 
Bezug  auf  Grundsätze  noch  hinter  der  ihr  ähnlichen 
vom  25.  Mai  1802  zurück  und  der  erheblich  bessere 
Vorschlag  von  1872  kommt  eben  so  ziemlich  dem  Ent¬ 
würfe  von  Malrnaison  gleich.  Weit  wichtiger  aber  noch 
als  die  Verfassungen  und  Verfassungs Vorschläge  der  Hel¬ 
vetik  sind  die  Anregungen  zu  Gutem  und  Grossem, 
die  auf  allen  Gebieten  des  politischen  und  sozialen  Le¬ 
bens  in  ihren  halbverschollenen  Akten  zu  finden  sind. 
Diese  Arbeiten  und  Ideen,  hervorgegangen  aus  der  auf¬ 
opfernden  Thätigkeit  und  Anstrengung  nicht  sowohl  der 
Legislative,  als  vielmehr  einzelner  Minister  und  Beamten 
jener  Zeit,  sind  der  Ruhm  und  Stolz  —  die  Unsterblich¬ 
keit  der  Helvetik.  — 
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Sind  es  ja  doch  in  dem  gesammten  äusserlich  ewig 
schwankenden  Staatsleben  auch  nicht  die  wechselnden 
Ereignisse,  welche  unsere  spätere  Anschauung  vorzugs¬ 
weise  beschäftigen  sollen,  sondern  weit  eher  der  Geist 
einer  geschichtlichen  Periode,  der  darin  sich  ausspricht, 
und  die  grössere  oder  geringere  Annäherung  dieses 
speziellen  Volksgeistes  an  die  allgemeinen  grossen  Ge¬ 
danken  der  Menschheit,  die  sich  durch  die  Geschichte 
in  den  einzelnen  Völkern  individuell  verwirklichen  und 
entwickeln. 

Das  ist  auch  allein  das  Befriedigende  und  Versöh¬ 
nende  aller  historischen  Betrachtung. 

Sonst  lässt  das  Studium  der  politischen  Geschichte 
leicht  ein  Gefühl  der  Enttäuschung  zurück,  das  sich 
ganz  besonders  nach  Ablauf  bedeutender  und  bewegter 
Perioden  jedes  ernsteren  Lesers  bemächtigt.  Denn  kein 
Erfolg,  weder  im  Leben  des  Einzelnen,  noch  der  Völker 
gleicht  den  Erwartungen,  kein  Wirkliches  dem  Plan,  nach 
welchem  es  sich  formte.  Der  Mensch  trägt  in  sich  und 
sieht  deutlich  in  besten  Stunden  vor  seinem  inneren 
Auge  Vorbilder,  die  er  nie  erreicht  und  jeder  Aufrichtige 
scheidet  aus  dem  Dasein  mit  dem  Gefühl  halbgethaner 
Lebensarbeit.  —  Ebenso  scheidet  von  uns  auch  immer 
eine  Periode  geschichtlichen  Daseins,  nicht  ganz  be¬ 
friedigt  in  ihren  besten  Zeitgenossen,  unbefriedigend  für 
den  reiferen  Nachkommen.  Die  Schweizergeschichte  im 
Ganzen  ist  ein  charakteristisches,  die  helvetische  Zeit  ein 
ausgezeichnetes  Beispiel  hievon.  —  Dass  aber  in  un¬ 
serem  Volke  ungewöhnliche  Ideen  und  Bestimmungea 
liegen,  die  sich  immer  wieder  aus  allem  Chaos  und  allen 
Hindernissen  zum  Trotz  zum  Lichte  emporarbeiten  und 
Gestaltung  gewinnen,  das  ist  das  Schöne  und  Gross¬ 
artige  in  der  politischen  Schweizergeschichte  und  der 
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unerschöpfliche  Trost  für  denjenigen,  der  sich  mit  ihr 
denkend  beschäftigt.  — 

« In  den  Annalen  unseres  Freistaates  —  sagt  ein 
helvetischer  Schriftsteller  in  richtiger  Voraussicht  —  liegen 
sie,  jene  Grundsätze,  Maximen,  Dekrete  und  reifen  dem 
grossen  Tage  einer  strengen  und  unparteiischen  Prüfung 
entgegen,  (denn)  die  Menschen  treten  ab  vom  Schauplatz, 
die  Leidenschaften  legen  sich,  die  Meinungen  und  Irr- 
thümer  fallen;  aber  das  Vaterland  bleibt.  Recht  und 
Wahrheit  bleiben.  »  —  (Ith,  helv.  Monatsschrift  I.) 

So  ist  es  wirklich.  Heute  bestehen  von  allem  Hel¬ 
vetischen  nur  noch  diese  Annalen.  Und  der  grosse  Tag 
ist  nahe,  an  dem  sie  einer  allgemeineren  Prüfung  be¬ 
gegnen. 


Wenn  wir  diese  «  Annalen  der  Helvetik  »  noch  mit 
einem  raschen  Gange  durchstreifen,  die  nun  in  nahezu 
4000  Foliobänden  im  «  helvetischen  Archive  »  in  Bern 
niedergelegt  sind  und  worüber  dermalen  noch  nicht  ein¬ 
mal  eine  gehörige  Sichtung  bestehP^),  (abgesehen  davon 


*)  lieber  die  helvetischen  Akten  im  Bundesrathhause  in  Bern 
existirt  jetzt  ein  im  vorigen  Jahre  gedrucktes  Yerzeichniss  (früher 
war  dasselbe  bloss  handschriftlich  vorhanden),  wonach  dieselben  in 
3775  Bände  zusammengebunden  sind.  Es  fehlt  jedoch  bei  dieser 
äusserlichen  Ordnung  an  aller  inneren  üebersichtlichkeit,  indem  oft 
die  für  einen  bestimmten  Gegenstand  der  Betrachtung;  werthvollen 
Akten  unter  ganz  unerwarteten  Rubriken  gesucht  werden  müssen. 
Nachdem  das  Bedürfniss  nach  grösserer  Zugänglichkeit  dieser  Re¬ 
liquien  sich  immer  mehr  geltend  gemacht  hatte,  ernannte  der  Bundes¬ 
rath  ebenfalls  im  vorigen  Jahre,  seit  Beginn  der  Vorlesungen,  eine 
Kommission  von  drei  Mitgliedern,  deren  Erste  Arbeit  ein  am  24.  April 
1876  adoptirtes  Programm  war.  Darnach  soll  nun  das  gesammte 
weitläufige  Material  in  zwei  grossen  Sammelwerken  in  der  Art  der 
älteren  Eidg.  Abschiede  zum  Drucke  gelangen,  wovon  das  Eine  den 
eigentlich  staatsrechtlichen  Theil,  die  helvetische  Gesetzgebung, 


609 


dass  sehr  Vieles,  was  der  Helvetik  zugehört,  in  die  Archive 
der  Kantone  und  selbst  des  Auslandes  gelangt  ist),  so 
bleiben  uns  davon  zwei  Haupt  ei  nd  rücke.  Der  Eine, 

das  Andere  die  einheitliche  Administration  und  die  Kultur  der 
Periode  enthält.  Beide  Sammlungen  werden  sich  aber  vorerst  nur 
auf  die  Periode  vom  12.  April  1798  bis  7.  Januar  1800  erstrecken 
und  erst  nach  deren  Yollendung  soll  die  zweite  Periode  bis  10.  März 
1803  in  Angriff  kommen. 

Wenn  einmal  durch  den  Fleiss  des  dazu  bezeichn eten  Eedaktors 
(Dr.  Strickler)  diese  grosse  Lücke  in  unseren  Eidgenössischen  Doku¬ 
mentensammlungen  ausgefüllt  sein  wird,  so  ist  es  dann  sehr  leicht, 
den  Gedankengang  dieser  Vorlesungen  mit  noch  manchen  Akten¬ 
stücken  weiter  zu  belegen.  Im  Uebrigen  liegt  der  Werth  derselben 
nach  meiner  Auffassung  schon  dermalen  mehr  in  der  Beurtheilung 
der  Periode  nach  ihren  Erfahrungen  und  in  der  Anregung  zum 
Selbstnachdenkeii  darüber,  als  in  der  nothwendig  sehr  gedrängten 
geschichtlichen  Darstellung  selbst.  Es  fehlt  auch  unserer  Zeit  nicht 
sowohl  an  Kenntnissen  aller  Art,  die  ihr  beizubringen  Noth  thäte, 
als  am  Styl  des  Charakters  und  an  Energie  des  Denkens 
und  Wollen s.  Die  Menschen  müssen  vor  Allem  wieder  den  Ge¬ 
schmack  an  dem  Erhabenen,  an  den  grösseren  Problemen  staat¬ 
lichen  Daseins  gewinnen,  den  sie  damals  hatten  und  der  seit  der 
letzten  Epoche  dieser  Art,  1830 — 1848,  abgenommen  hat.  Augen¬ 
blicklich  besteht  Politik  und  Staatsrecht  überall  wesentlich  nur  in 
Gewalt  und  Erfolg.  Es  kommt  aber  eine  Zeit,  in  welcher  die 
Menschheit  sich  wieder  nach  dem  sehnt,  was  ihr  jetzt  als  doktrinär 
und  „ideologisch“  erscheint.  — 

Inzwischen  muss  man  sich  damit  begnügen,  seinen  denkenden 
Zeitgenossen  und  vor  allen  Dingen  der  heran  wachsenden  Jugend 
einige  Anregung  und  Andeutung  über  die  richtigen  Wege  schweize¬ 
rischer  Politik  zu  bieten,  die  thatsächlich  zu  finden  nicht  uns,  sondern 
einer  durch  Leiden  wieder  gestählten  Generation  beschieden 
sein  wird.  —  Und  daneben  darf  ein  politischer  Schriftsteller  unserer  Zeit 
nie  vergessen  „que  tous  les  genres  de  production  literaire  sont  bons, 
excepte  le  genre  ennuyeux“  et  „que  le  secret  pour  Mre  ennuyeux  est 
de  iout  dire.^‘  —  Das  heisst,  der  Leser  muss  selbstthätig,  im  Uebrigen 
gleichviel  ob  bejahend  oder  opponirend,  in  dem  befriedigenden  Ge¬ 
fühle  eigener  Erzeugung  erhalten  werden.  Es  schadet  wenig,  wenn 
ihm  ganze  Bände  fehlen  —  eine  eigentliche  Vollständigkeit  in  der 
Geschichte  ist  überhaupt  nicht  erreichbar  • —  wohl  aber,  wenn  ihn 
■eine  Seite  überflüssig  dünkt.  — 
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dass  in  dieser  kurzen  Zeit  von  fünf  Jahren,  die  überdiess^^ 
von  allen  Uebeln  erfüllt  war,  die  die  gestaltende  Tbätig- 
keit  des  Menschen  lähmen,  viel  gearbeitet  worden  ist. 
Der  Andere,  dass  diese  Arbeiten  mit  einem  weiten,  in¬ 
telligenten  Blicke  alle  Gebiete  staatlichen  Fortschrittes 
umspannen  und  in  der  Ausführung  der  Verfassung,  wo 
immer  es  anging,  die  rechten  Grundlagen  eines  modernen 
Staatslehens  aufgesucht  haben. 

Der  Staatsausbau  im  Innern,  für  den  vorläufig  bloss 
gewissermassen  der  äussere  Rohbau  durch  die  Einheits¬ 
verfassung  gegeben  war,  machte  vor  Allem  sofort  die  In¬ 
angriffnahme  von  Fragen  nöthig,  die  materiell  weit  wich¬ 
tiger  sind  als  die  allgemeine  Staatsform.  Es  sind  diess 
die  in  innerem  Zusammenhänge  stehenden  Fragen  der 
Gemeindeordnung,  des  Bürgerrechts,  der  Nieder¬ 
lassung,  der  Gewerbefreiheit  und  Rechtsgleich¬ 
heit  überhaupt.  Denn  nach  dem  Gemeindeleben,  das 
ihm  näher  steht,  ihn  täglich  zufriedenstellt  oder  beengt, 
beurtheilt  der  gemeine  Mann,  die  grosse  Masse  des 
Volkes,  zunächst  die  ganze  Staatsordnung. 

Zum  Ersten  Male  seit  Jahrhunderten  wurden  diese 
Grundlagen  jedes  Staatslehens  wieder  von  dem  Stand¬ 
punkte  der  politischen  Gemeinde  aus  regulirt,  der  seit 
langer  Zeit,  besonders  seit  den  bekannten  Badener¬ 
beschlüssen  über  die  Armenunterstützungspflicht,  einem 
beschränkten,  mehr  auf  Vermögensnutzung  gerichteten 
Ortsburgergeiste  gewichen  war. 

Den  Männern  der  Helvetik  war  es  klar,  klarer 
als  es  vielfach  heute  ist  —  dass  es  zwei  Arten  von 
Patriotismus  gibt  und  dass  der  gleiche  Kampf  zwischen 
der  Individualität  und  dem  Gemeinsamkeitsgefühl,  der 
sich  in  dem  einzelnen  Menschen  zur  Freiheit  des  gemein¬ 
nützigen  Willens,  oder  zur  Knechtschaft  des  persönlichen 
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Egoismus  entscheidet,  auch  in  den  Völkern  waltet.  Der 
wahre  Patriotismus  ist  der  Keligion*)  nahe  verwandt, 
besteht  in  dem  Gedanken  der  beständigen  Erhebung  eines 
Volkes  zu  einer  höheren  sittlichen  Anschauung,  zum 
Kultus  seiner  besseren  Natur  und  Idee,  die  ihm  in 
höchsten  Lebensmomenten  deutlich  vorschwebt.  Er  ist 
daher  in  engbegrenzten  Verhältnissen  gar  nicht  zu  verwirk¬ 
lichen,  erfordert  im  Gegentheil  die  Theilnahme  Vieler 
und  einen  weiteren  Horizont.  Der  falsche  Patriotismus 
ist  dagegen  nichts  als  ein  unfruchtbarer  Kultus  der  Volks¬ 
individualität  als  solcher,  ein  kollektiver  Egoismus,  der, 
durch  die  Ortsburgerschaften  und  Kantonsinteressen  fort¬ 
während  grossgezogen,  sich  dann  in  der  Form  von  Wider¬ 
willen  und  Eifersucht  der  einzelnen  Orte,  Kantone,  Kacen, 
und  schliesslich  Staaten,  gegeneinander  unheilstiftend 
äussert.  Trotzdem  aber  die  Früchte  des  Baumes  klar 
genug  zu  Tage  liegen,  sind  die  Wurzeln  bei  uns  noch 
festverzweigt  in  mehrhundertjähriger  Gewohnheit,  und 
erst  ein  anderes  Geschlecht  als  das  heutige  wird  sie 
lösen. 

Die  helvetische  Zeit  ging  darin  mit  richtiger  Be¬ 
hutsamkeit  voran,  nahezu  auf  dem  heutigen  Boden. 
Die  alten  Burgerkorporationen  behielten  innerhalb  der 
Gemeinde  ihre  Korporations-  und  Armengüter  bei,  die 
sorgfältig  vom  Staatseigenthum  auszuscheiden  waren, 
und  die  entsprechende  Pflicht  zur  Unterstützung  ihrer 

*)  Es  ist  eigentlicli  sogar  die  einzig  mögliche  Eeligion  eines 
Volkes  und  desshalb  eine  grosse  und  mit  Recht  geheiligte  Sache. 
Die  Religion  im  gewöhnlichen  Sinne  ist  dagegen  ein  ausschliesslieh 
individuellesY  erhältniss,  in  welchem  das  einzelne  Gewissen  absolut 
ist  und  das  sich  gar  nicht  eigentlich  kollektiv  organisiren  lässt. 
Geschieht  es  doch,  so  tritt  leicht  der  Zwiespalt  zwischen  der  so  orga- 
nisirten  Religionsgesellschaft  und  dem  Yaterlande  ein,  der  in  unserer 
Geschichte  eine  bedeutende.  Rolle  spielt. 


612 


Bedürftigen.  Im  Uebrigen  jedoch  hatte  das  Ortsbürger¬ 
recht  keine  Bedeutung.  Jeder  helvetische  Staatsbürger 
konnte  sich  allenthalben  ohne  ein  Einzugsgeld  frei 
niederlassen,  Grundeigenthum  erwerben  und  sein  Ge¬ 
werbe  betreiben.  Gemeindesteuern  wurden  von  den 
Niedergelassenen  nur  erhoben  für  eigentlich  öffentliche 
Anstalten,  Unterhalt  von  Strassen,  Brücken,  Pflaster, 
Brunnen,  Schulen,  Feueranstalten  und  nur  soweit  der 
Ertrag  des  öffentlichen  Gemeindevermögens  nicht  hin¬ 
reichte,  jedenfalls  nicht  für  Armenunterhalt  oder  Ver¬ 
waltung  des  Gemeindeguts.  Jede  Gemeinde  war  ferner 
schuldig,  jeden  helvetischen  Staatsbürger  auch  zum 
Antheil  am  Korporations-  und  Armengut  zuzulassen, 
sofern  er  ein  zum  Voraus  festgestelltes,  der  Moderation 
der  kantonalen  Verwaltungskammer  und  schliesslich  des 
Direktoriums  unterliegendes  Einkaufsgeld  bezahlte  und 
sich  im  Gemeindebezirk  haushäblich  nieder¬ 
lies  s.  Keine  Gemeinde  darf  dagegen  ihr  Gemeindegut 
(Kirchen-,  Schul- und  Armengut)  vertheilen.  Die  Gemeinde¬ 
verwaltung  wird  von  der  Generalversammlung  der  da¬ 
selbst  wohnenden  aktiven  Staatsbürger  gewählt;  diese 
sogenannten  Munizipalitäten  von  3 — 15  Mitgliedern,  je 
nach  Grösse  der  Gemeinden,  sind  die  Gemeindeadmini- 
strations-,  Polizei-,  Vormundschafts-,  Fertigungs-  und 
theil weise  Civilstandsbehörden.  — 

Das  wesentliche  Gesetz  über  diese  wichtige  An¬ 
gelegenheit  ist  vom  13.  Februar  1799  und  enthält  in  der 
üblichen  vorangehenden  Motivirung  die  wahren  Worte: 
« considerant  que  les  droits  de  Bourgeoisie  etaient  prin- 
cipalement  une  de  ces  bases  vicieuses,  qui  s’opposaient 
ä  toute  idee  d’unite;  qui  comprimaient  ce  sublime  elan 
vers  le  bien  general  en  attachant  PHelvetien  ä  un  petit 
coin  de  pays  et  en  bornant  son  attachement  pour  la 
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patrie  et  qui  isolaient  son  interet  en  restreignant  son 
activite  et  en  mettant  souvent  les  plus  grands  obstacles 
aux  progres  de  son  industrie.»  (Bull.  II,  301.) 

Auch  die  Landesfremden  waren,  sobald  sie  durch  ein 
certificat  d’origine  et  de  conduite  die  Zulassung  auf 
Schweizerboden  vom  helvetischen  Direktorium  erworben 
hatten,  fortan  überall  gleichberechtigt  wie  der  Bürger 
zu  Niederlassung  und  Gewerbebetrieb*)  und  konnten 
selbst  das  Bürgerrecht  verlangen,  wenn  sie  20  Jahre 
lang  im  Lande  gewohnt  und  sich  nützlich  gemacht  hatten. 
(Art.  20  der  helv.  Verfassung  und  Ausführungsgesetz  vom 
29.  Oktober  1798,  II,  52.)  Sie  mussten  jedoch  auf  ihr 
früheres  Bürgerrecht  verzichten,  wie  denn  auch  das 
helvetische  Bürgerrecht  durch  anderweitige  Naturali¬ 
sation  verloren  ging.  Unsere  jetzige  laxe  Anschauung 
von  Schweizerbürgern  im  Ausland,  die  zweien  Herren 
dienen  dürfen,  hat  die  Helvetik,  wie  jeder  auf  Kraft 
und  Würde  haltende  Staat,  nie  getheilt.  Verdienten 
Leuten  wurde  das  Staatsbürgerrecht  auch  vor  Ablauf  von 
20  Jahren  vielfach  durch  die  gesetzgebenden  Käthe  ge¬ 
schenkt  (so  z.  B.  Ebel,  Tralles  u.  A.  m.). 

Die  sämmtlichen  sehr  zahlreichen  indirekten  Be¬ 
schränkungen  der  Niederlassung  oder  des  Gewerbebetriebs 
helen  mit  Einem  Schlage  hinweg.  So  namentlich  die 
Kopfsteuer  der  Juden  für  den  Besuch  von  Messen  (1.  Juni 
1798),  alle  Abzugsrechte  von  ausser  Landes  gehendem 
Vermögen,  die  früher  von  Ort  zu  Ort  sogar  5 — 15  Prozent 
betragen  hatten  (19.  Oktober  1800,  3.  Januar  1801  «con- 

*)  Das  war  damals  etwas  sehr  Neues.  Noch  1793  und  1794  befahl 
die  Bernerregierung  allen  nicht  Stadtbürgerii,  ihre  gekauften  oder 
ererbten  Häuser  in  der  Stadt  an  Burger  zu  verkaufen.  Von  freiem 
Gewerbebetrieb  war  gar  keine  Bede.  Im  Zürichgebiet  hatten  die 
Fremden  nach  einer  damaligen  Chronik  sogar  zeitweise  einen  grünen 
Hut  tragen  müssen. 
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siderant  qu’il  convient  de  detruire  cette  opinion  erronee  en 
declarant,  qii’im  tel  droit  si  prejudiciable  ä  la  liberte  du 
commerce  et  aiix  relations  sociales  entre  les  nations  n’a 
lieii  en  aucime  maniere  en  Helvetie  »).  Ebenso  alle  Ein¬ 
käufe  für  einheiratbende  Frauen  (18.  August  1798),  jede 
verschiedene  Behandlung  der  Bürger  im  Geldstag,  mit 
selbstverständlichem  Gegenrecht  sogar  für  Ausländer 
(12.  April  1799,  23.  Oktober  1800,  16.  April  1801),  alle 
Bauverbote  ausser  den  mit  dem  Nachbarrechte  zusammen¬ 
hängenden  und  unter  Vorbehalt  der  nöthigen  Baupolizei¬ 
gesetzgebung  (13.  Dezember  1798),  alle  Heirathsver- 
bote  wegen  Iveligionsverschiedenheit  und  alle  Verluste 
des  Bürgerrechts  desshalb  (2.  und  29.  August  1798, 
19.  April  1800) ,  alle  Bechtsnachtheile  der  unehelichen 
Geburt  (28.  Dezember  1798).  Unbedingte  Handelsfreiheit, 
Aufhebung  aller  Innern  Zölle  oder  Ein-  und  Ausfuhr¬ 
verbote  fand  sofort  statt  (8.  Mai  1798).  Die  Patent¬ 
gesetze  blieben  lediglich  insoweit  in  Kraft,  als  sie  Bezug 
auf  Ruhe,  Ordnung,  Gesundheit  und  Sicherheit  der  Bürger 
haben.*)  Selbst  die  rein  äusserliche  Gleichberechtigung  der 
Menschen  sollte  mittelst  der  Ersetzung  der  bisherigen 
weitläufigen  Titulaturen  durch  das  blosse  «Bürger  und 
Bürgerin»  zu  erkennen  gegeben  werden  (28.  April  1798). 
Ueber  das  Verbot  des  Gebrauches  von  Adelsbezeich- 


lieber  Hausirhandel  und  Patentgeb ühren  bestanden  mehrere 
Gesetze,  30.  August  1799,  11.  Juli  1800,  7.  April  1801;  über 
Wirthschaftspatente  z.  B.  vom  30.  August  und  1.  Oktober  1799. 
Die  Wirthe  bezahlten  darnach  eine  je  nach  Bedeutung  des 
Etablissements  steigende  Taxe  von  4  zu  48  Fr.,  wurden  für  ver¬ 
fälschte  Getränke,  Duldung  von  ünsittlichkeit  etc.  streng  bestraft. 
Wo  die  Mehrheit  der  Gemeindegenossen  es  nicht  wollte,  durfte  kein 
Wirthshaus  entstehen,  nach  10,  im  Winter  nach  9  Uhr  sogar,  und 
während  des  Gottesdienstes  durfte  ausser  au  Reisende  nicht  gewirthet 
werden. 
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niingen  und  Wappen  speziell  findet  sich  eine  nicht  un¬ 
interessante  Verhandlung  in  Republikaner  I,  180,  9.  Juni 
1798.  Gapani  will  Strafgesetze  gegen  diesen  Gebrauch 
Einfuhren,  Trösch  alle  Adelsbriefe  einfordern  und  ver¬ 
nichten.  Kuhn  von  Bern  dagegen  findet,  man  solle 
sich  vor  dem  Vandalismus  der  Franken  hüten  und  den 
ehrwürdigen  Namen  « von  der  Flüe »  nicht  zerstören. 
Uebrigens  waren  die  eigentlichen  Titel  schon  durch  die 
Verfassung  selbst  (Art.  8)  untersagt  mit  einer  im  Ganzen 
zutreffenden  Motivirung,  die  sie  in  Erster  Linie  nicht 
sowohl  für  die  Gesammtheit  des  Volkes,  als  vielmehr  für 
die  eigenen  Besitzer  nachtheilig  erachtet,  denn  «die 
erblichen  Ehrentitel  erzeugen  Hochmuth  und  Unter¬ 
drückung,  führen  zur  Unwissenheit  und  Trägheit  und 
leiten  die  Meinung  über  Dinge ,  Begebenheiten  und 
Menschen  irre.» 

Man  versteht  die  volle  Liberalität  der  helvetischen 
Anschauungen  über  Niederlassung,  Bürgerrecht,  Gewerbe¬ 
freiheit,  Rechtsgleichheit  heute  nicht  mehr,  nachdem  die 
vorangehenden  Zeiten  vergessen  sind,  in  denen  z.  B.  noch 
1771  bei  einer  grossen  Theuerung  die  innern  Kantone 
der  Schweiz  verhungert  wären,  wenn  sie  nicht  aus  Italien 
nothdürftig  einige  Lebensmittel  hätten  beziehen  können, 
da  die  äussern  grossen  Kantone  ihnen  nicht  einmal  mehr 
Gries  und  Graupen  zukommen  Hessen,  vielmehr  durch  rück¬ 
sichtslose  Kornaufspeicherung  in  ihren  Staatsmagazinen 
noch  die  Theuerung  künstlich  vermehrten.  Und  ebenso 
die  Zeiten  nach  1815,  in  denen- kümmerlich  und  mühsam, 
auf  dem  Wege  niemals  vollständig  anerkannter  Konkordate, 
die  nationalökonomischen  Errungenschaften  der  vielge¬ 
schmähten  Helvetik  wieder  angestrebt  werden  mussten. 
Heute  fallen  in’s  Auge  die  politischen  Wahrheiten,  die 
selbst  die  jetzige  Generation  noch  nicht  wieder  erreicht 
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hat,  die  andern  erscheinen  selbstverständlich,  beinahe 
trivial.  Es  ist  eben  allezeit  «der  Wahrheit  nur  ein 
kurzes  Siegesfest  beschieden  zwischen  den  zwei  langeu 
Zeiträumen,  in  denen  sie  als  paradox  verdammt,  und 
als  trivial  geringgescbätzt  wird.»  — 

Die  Gesetzgebungsarbeiten  der  Helvetik  über¬ 
haupt,  füllen  gegenwärtig  in  den  verschiedenen  Ausgaben 
7  bis  8  kleine  Oktavbände  einschliesslich  der  Beschlüsse 
und  Proklamationen  der  Exekutivbehörden.  Ihre  Publi¬ 
kation  begann  mit  dem  20.  September  1798.  Die  Dekrete 
und  Proklamationen  des  Direktoriums  wurden  nie  voll¬ 
ständig  gedruckt,  sondern  erst  seit  Anfang  1799.  Dabei  sind 
indess  gerade  die  interessantesten  Vorbereitungsarbeiten, 
Berichte,  Entwürfe  nicht  enthalten,  die  sämmtlich  im 
helvetischen  Archive,  noch  sehr  wenig  gesichtet  und  be¬ 
nutzt,  liegen.  War  ja  doch  die  ganze  helvetische  Zeit 
ein  rascher  Entwurf  dessen,  was  nun  das  schweizerische 
Volk  auf  einem  viel  langsameren  Wege  Schritt  für  Schritt 
sich  aneignet.  Die  Schweiz  strebt  aus  der  Vielgestaltig¬ 
keit  ihrer  mittelalterlichen  Formen  zu  geschlossenerer 
Einheit,  und  es  ist  vorläufig  ein  dauerndes  und  viel  zu 
wenig  beachtetes  Resultat  der  Helvetik,  dass  seither 
wenigstens  die  Kantone  einheitlich  organisirt  worden 
sind,  ganz  besonders  darin,  worauf  es  dabei  zunächst 
ankommt,  in  der  Rechtsgesetzgebung. 

Die  Einheit  des  Civil-  und  Strafrechts,  inclu¬ 
sive  des  Prozesses,  war  damals  selbstverständliche  Folge 
der  Staatseinheit,  obwohl  in  der  Ersten  helvetischen 
Verfassung  kein  Artikel  ganz  ausdrücklich  davon  spricht. 
Erst  die  folgenden  Verfassungen,  besonders  die  zweite 
helvetische  vom  20.  Mai  1802,  erwähnen  die  Sache, 
aber  in  restriktivem  Sinne.  So  weit  entfernt  jedoch  von 
der  Rechtseinheit,  wie  sich  heute  noch  die  Eidgenössische 
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Verfassung  befindet,  ist  nicht  einmal  der  ganz  reaktio¬ 
näre  Reding’sche  Entwurf  vom  27.  Februar  1802  ge¬ 
wesen.  Auch  er  hielt  noch  die  Einheit  im  Strafrecht 
und  Prozess  und  ein  einheitliches  Handelsrecht  aufrecht. 
Die  noch  engem  Anschauungen  entstanden  erst  lange 
nach  der  Helvetik  und  Mediation,  besonders  durch  die 
kantonalen  Codificationen,  die  im  Civilrecht  mit  dem  Jahre 
1819  beginnen.  So  lange  dauerte  die  einmal  angefachte 
Hoffnung  des  schweizerischen  Volkes  auf  eine  allge¬ 
meine  Verbesserung  seiner  Rechtszustände  fort,  die 
jetzt  unter  den  Juristen  der  Schweiz  vielfach  «den  einen 
eine  Thorheit,  den  andern  ein  Aergerniss  >  ist  und  ihre 
Hauptstütze  in  den  populären  Kreisen  und  in  den  unab¬ 
weisbaren  Bedürfnissen  des  Verkehrs  suchen  muss. 

Bis  auf  die  neueste  Zeit  war  es  zweifelhaft,  ob  ein 
eigentlicher  Beschluss  auf  Ausarbeitung  eines  helvetischen 
Civilgesetzbuches  jemals  ergangen  sei  und  Vorarbeiten  zu 
einem  solchen  bestanden  haben.  Ein  solcher  befindet  sich 
in  der  That  seltsamerweise  nirgends,  weder  in  den  Pro¬ 
tokollen  noch  in  den  gedruckten  Sammlungen  vor,  sondern 
nur  in  einer  Originlausfertigung,  die  wie  es  scheint,  nebst 
zahlreichen  darauf  bezüglichen  Akten  und  Bittschriften  für 
Rechtseinheit  (darunter  namentlich  solchen  aus  Leman), 
beständig  in  den  Händen  einer  öfters,  je  nach  den  politi¬ 
schen  Verhältnissen ,  wechselnden  Kommission  verblieb. 
Er  datirt  von  Luzern  den  5.  Dezember  1798  und  betont 
die  <  unendliche  Wichtigkeit»  eines  solchen  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuches,  dessen  Herstellung  freilich 
lange  Zeit  erfordern  werde.  An  der  Hand  dieser  Koni- 
missionalakten ,  die  jetzt  einen  dicken  Folianten  des 
helvetischen  Archivs  bilden  (H.  A.  82),  fanden  sich  auch 
drei  Fragmente  eines  Entwurfs,  theils  deutsch,  theils 
französisch  vor,  die  der  Handschrift  nach  von  Ander- 
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wert  und  Carrard  herrühren,  sich  aber  nicht  über  das 
Gebiet  des  Familienrechtes  (mit  Einschluss  des  ehelichen 
Güterrechtes)  hinaus  erstrecken.  *)  Dieselben  folgen 
im  Wesentlichen  ganz  genau  der  Eintheilung  und  den 
Ideen  der  von  1793  ab  bestehenden  Entwürfe  des  franzö¬ 
sischen  Code  civil  Erster  Ausgabe  (von  1804),  mit  Aus¬ 
nahme  jedoch  gerade  desjenigen  Punktes,  der  nunmehr 
vielfach  als  eine  besonders  wichtige  Partikularität  des 
französischen  Kechtes  gilt,  des  Ausschlusses  nämlich  der 
Paternitätsklage.  Im  Uebrigen  kann  es  nach  diesen  Frag¬ 
menten  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  ganze  Schweiz 
französisches  Rechtsgehiet  geworden  wäre,  wozu  aller¬ 
dings  neben  der  engen  politischen  Verbindung  mit  Frank¬ 
reich  auch  der  Umstand  beitrug,  dass  die  einzigen  damals 
bestehenden  modernen  Civilgesetzbücher,  das  preussische 
und  österreichische,  monarchischen  Nationen  angehörten, 
mit  denen  die  Helvetik  beständig  auf  halbem  Kriegsfusse 
stand.  Mit  dem  9.  September  1801  (Eintritt  der  helvetischen 
Tagsatzung)  hörte  die  Thätigkeit  der  Kommission  einst¬ 
weilen  auf.  Ihr  (unbekannter)  Sekretär  faltete  damals 
die  Akten,  die  ihr  Vorgelegen  hatten,  nebst  dem  Original¬ 
dekret  vom  5.  Dezember  1798  zusammen,  mit  der  Auf¬ 
schrift  auf  dem  Umschlag  « Schriften  bis  zur  Abfassung 
eines  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  aufzube¬ 
wahren»  —  ein  ehrwürdiges  Vermächtniss,  dessen  Erbe 
dermalen  noch  immer  gesucht  wird.  — 

Die  Projekte  der  späteren  Verfassungen,  besonders 
derjenigen  vom  20.  Mai  1802,  auf  Abfassung  eines  Civil- 


Der  Erste  Artikel  des  Ersten  Buches  beginnt,  bezeichnend 
für  den  Geist  der  Helvetik,  mit  den  Worten:  „Der  Bürger  gehört 
dem  Vaterlande.“  Die  Fragmente  finden  sich  jetzt  abgedruckt  in 
dem  I.  Band  der  Zeitschrift  für  schweizerische  Gesetzgebung  und 
Rechtspfiege. 
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gesetzes,  das  den  Kantonen  zu  blos  freiwilliger  Annahme 
vorgeschlagen  werden  sollte,  sowie  von  besonderen  Eid¬ 
genössischen  Handelsgesetzen,  die  auch  in  den  schlimmsten 
Zeiten  aufrecht  erhalten  bleiben,  blieben  ein  todter  Buch¬ 
stabe,  die  letzte  Spur  der  Civilgesetzbuchsangelegenheit 
in  der  Zeit  der  Helvetik  ist  eine  von  Anderwert  Unter¬ 
zeichnete  Erklärung  der  Justizkommission  vom  14.  Sep¬ 
tember  1801  auf  eine  Anfrage  des  damaligen  «Gesetz¬ 
gebenden  Käthes  >,  ob  nicht  einstweilen  die  dringende 
praktische  Frage  über  die  Vorrechte  des  Weiberguts  im 
Konkurs  durch  ein  Gegenrecht  (Konkordat)  zu  lösen  sei. 
Die  Justizkommission  weigerte  sich  aber  entschieden,  von 
der  grossen  Idee  der  Rechtseinheit  auf  blosse  Konkordate 
im  Civilrecht  herunterzusteigen. 

Etwas  weiter  gedieh  das  Projekt  eines  helvetischen 
Civilprozessgesetzes  und  Schuldentriebrechtes.  Hierüber 
bestand  namentlich  ein  Entwurf  vom  24.  Januar  1799, 
unterzeichnet  von  Secretan,  nebst  einem  Vorbericht  und 
Gutachten  des  Senats,  welche  letztem  sich  auch  unter 
den  am  9.  September  1801  reponirten  Akten  der  Justiz¬ 
kommission  befinden,  und  ebenso  ein  hie  und  da  noch 
gedruckt  zu  findendes  Gutachten  der  Kommission  des 
Grossen  Käthes.  Dasselbe  anerkennt  die  bedeutenden 
Schwierigkeiten,  ein  solches  Gesetz  für  so  verschiedene 
Bevölkerungen  zu  machen,  «die  sich  nicht  kannten  und 
nun  durch  eine  Wohlthat  des  Himmels  ein  Volk  von 
Brüdern  ausmachen».  Den  Parteien  soll  im  Allgemeinen 
die  Wahl  gelassen  werden,  die  Prozesse  mündlich  oder 
schriftlich  zu  führen,  doch  müssen  sie  zwei  kurzgefasste 
Kundmachungen  mit  Angabe  der  wesentlichen  Gründe 
und  Beweismittel  wechseln  und  diese  letzteren  gegenseitig 
selbst  vor  dem  Gerichtstage  sich  mittheilen.  Bei  schrift¬ 
lichem  Verfahren  sind  Replik  und  Duplik  beseitigt  und 
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Nebenfragen  von  der  schriftlichen  Behandlung  und  sepa¬ 
ratem  Rekurse  ausgeschlossen.  Von  besonderem  Interesse 
ist  uns  heute  das  zweite  Buch  der  Civilprozedur,  das  die 
Vollziehung  der  Urtheile  und  die  Betreibung  der  Schuld¬ 
ner  enthält,  indem  es  Fragen  bespricht,  die  heute  wieder 
einen  Gegenstand  der  Eidgenössischen  Gesetzgebung  bil¬ 
den  und  lebhaft  bestritten  sind.  Die  Helvetik  folgte  auch 
hier  den  französischen  Anschauungen  der  saisie,  des 
titre  executoire  und  der  Betreibung  durch  richterliche 
Verfügung.  (Art.  1,  9.)  Ueberdiess  war  die  persönliche 
Schuldhaft  zulässig,  nur  Mädchen  und  verheirathete  Frauen 
sowie  70jährige  Männer  waren  davon  frei  (Wittwen  nicht, 
wie  es  scheint),  der  Gläubiger  musste  aber  jedenfalls 
«zum  Voraus  Nahrungsmittel  bezahlen»,  ansonst  der 
Schuldner  auf  sein  blosses  Ansuchen  und  Zeugniss  des 
Schliessers,  dass  er  der  Nahrung  nicht  versichert  sei, 
freigelassen  wird.  (Art.  114,  117.)  Durch  Güterabtretung 
wird  der  Schuldner  ebenfalls  ohne  Weiteres  von  der  Haft 
frei  (135). 

lieber  civilrechtliche  und  prozessualische  Gegen¬ 
stände  bestand  ein  Vertragsverhältniss  mit  Frankreich, 
ein  Vorläufer  der  späteren  Verträge  von  1827  und  1869, 
betreffend  Execution  von  Urtheilen,  Verweisung  von  Erb¬ 
schaftssachen  vor  den  Richter  des  letzten  Domizils,  Aus¬ 
lieferung  gestohlener  Sachen  (wie  von  Personen  wegen 
bestimmter  Verbrechen).*) 

Von  den  Anwälten  sagt  der  obcitirte  Bericht,  es 
gebe  viele  Personen  von  mehr  Herz  als  Verstand, 
die  behaupten,  es  wäre  besser,  diesen  Beruf  überhaupt 
zu  verbieten,  denn  so  nützlich  er  sei,  wenn  mit  Red¬ 
lichkeit  getrieben,  so  gefährlich  sei  er,  «wenn  Män- 


Komplemeiitarvertrag  zu  der  Allianz  vom  19.  August  1798. 
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ner  von  zweideutiger  Ehrlichkeit  darunter  schlüpfen.» 
Die  Kommission  schlägt  schliesslich  als  etwelches  Pal¬ 
liativ  vor,  den  Advokaten  kein  Betreibungsrecht  für 
ihre  Honorare  zu  gestatten.  Der  Bericht  schliesst  mit 
Worten,  die  heute  geschrieben  sein  könnten,  indem  er 
die  beständig  wachsende  Verlegenheit  mancher  Kan¬ 
tonsgerichte  und  besonders  des  obersten  Gerichtshofes 
schildert,  die  öfters  nach  5  bis  6  grundverschiedenen 
Gesetzgebungen  urtheilen  sollen,  wobei  es  weit  weniger 
Mühe  koste,  sich  von  dem  Falle  selbst  zu  unterrichten, 
als  von  dem  Gesetze,  das  zur  Anwendung  komme.  In 
diesem  Chaos  triumphiren  dann  nur  die  Ränke,  das  Ge¬ 
wissen  der  Richter  werde  beunruhigt  und  der  Bürger 
zweifle  zuletzt  an  der  Republik,  ihrer  Wiedergeburt,  die 
sein  Glück  zu  begründen  versprach. 

In  Bezug  auf  das  Strafrecht  unterschied  sich  die 
damalige  Zeit  von  der  heutigen  durch  die  ganz  allge¬ 
meine,  selbst  in  den  reaktionärsten  Zeiten  und  Personen 
vorherrschende  Ueberzeugung,  dass  dasselbe  unbedingt 
centralisirt  werden  müsse.  Hier  entstand  deün  auch  — 
leider  in  der  ungünstigsten  Periode  des  Kriegsjahres  — 
das  ziemlich  bekannt  gebliebene  helvetische  Strafgesetz¬ 
buch,  das  die  Helvetik  als  Grundlage  des  Strafrechts 
einzelner  Kantone  noch  überlebt  hat.  Es  war  ein  dra¬ 
konisches  Gesetz,  Produkt  der  damaligen  Kriegszeit,  voll 
von  abschreckenden  Strafen,  verschärften  Todesstrafen, 
Kettenstrafen  mit  Kugelnschleppen ,  Prangerausstellung, 
bürgerlichem  Tod,  sehr  häuflger  Verbannung  aus  der 
Eidgenossenschaft.  Einzig  die  Folter  war  schon  am 
12.  Mai  1798  durch  besondern  Beschluss  der  gesetz¬ 
gebenden  Räthe  abgeschafft  und  mittelst  Erläuterung  vom 
12.  Juli  1800  diese  Abschaffung  auf  alle  Massregeln 
zur  Erlangung  eines  Geständnisses  ausgedehnt  wor- 
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den.  *)  —  Auch  hier  folgte  die  helvetische  Gesetzgebung 
unbedingt  französischen  Vorbildern,  wie  diess  der  Be¬ 
richt  der  Grossrathskoininission  über  die  Strafprozess¬ 
gesetzgebung  (von  Kuhn)  ausdrücklich  erklärt.  Es  wird 
daher  auch,  mit  sehr  inittelmässiger  Begründung,  das 
System  der  Jury  adoptirt  und  zwar  in  ausgedehnte¬ 
stem  Massstabe,  Jures  d’accusation,  Jures  de  jugement, 
Jures  de  revision  und  Jures  speciaux  über  fachwissen¬ 
schaftliche  Fragen.  Diese  sämmtlichen  ordentlichen 
Kriminalgesetze  cessirten  übrigens  während  der  Zeit  der 
kriegerischen  Diktatur,  30.  März  bis  30.  Juli  1799,  viel¬ 
fach,  wenigstens  theoretisch,  durch  den  Erlass  zahlreicher 
Ausnahmsverordnungen  über  Kriegsjustiz  und  Aufruhr. 
Für  die  Truppen  der  Helvetik  bestand  auf  Grund  eines 
Direktorialbeschlusses  vom  21.  Dezember  1798  ein  Mili¬ 
tärstrafgesetzbuch,  das  zuerst  von  der  waadtländischen 
Nationalversammlung  für  die  Eventualität  des  Krieges 
gegen  Bern  am  12.  März  1798  aufgestellt  worden  war. 
Es  sollte  zwar  durch  ein  eigenes  Gesetz  ersetzt  werden 
und  es  finden  sich  darüber  in  den  helvetischen  Akten 
fünf  Bände  Kommissionalverhandlungen  vom  April  1798 
bis  Ende  1799  (H.  A.  200  —  207)  und  zwei  fertige 
Titel  von  einem  unbekannten  Autor,  die  am  13.  Dezem¬ 
ber  1799  vom  Grossen  Rathe  angenommen  wurden. 
Der  dritte  wurde  an  die  Kommission  zurückgewiesen 
und  ist  in  dieser  Form  nicht  mehr  auffindbar.  Der 
nicht  zu  Stande  gekommene  gesammte  Entwurf  in 
11  Titeln  ist  wieder  eine  Nachahmung  des  französi¬ 
schen  «Code  des  delits  et  des  peines  pour  les  Troupes 

Diö  helvetischen  Behörden  waren  übrigens  keineswegs  etwa 
blind  für  die  Mängel  dieses  Code  penal.  Noch  die  Ahschiedsrede 
des  Präsidenten  des  obersten  Clerichtshofes  vom  9.  März  1803  enthält 
eine  äusserst  scharfe  Yerurtheilung  desselben.  (H.  A.  3420). 
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de  la  Eepublique»  vom  11.  November  1796.  Die  Auxiliar- 
triippen  in  französischen  Diensten  standen  unter  französi¬ 
schem  Kriegsrecht.  Der  Militärstrafprozess  war  regulirt 
durch  zwei  Gesetze  vom  27.  Juli  1799  und  24.  November 
1800,  ohne  Jury,  jedoch  mit  separater  Behandlung  der 
Schuldfragen  und  Gesetzesanwendung.  Als  Disziplinar- 
gesetz  wurde  provisorisch  am  31.  März  1799  das  fran¬ 
zösische  angenommen. 

Im  Ganzen  war  die  helvetische  Zeit  weit  entfernt 
von  den  heutigen  Anschauungen  über  Milde  im  Kriminal- 

recht.  Die  Todesstrafe  namentlich  wurde  keineswegs 

* 

beseitigt.  Im  Gegentheil,  im  Jahre  1802  sollte  auf  Grund 
einer  dem  Anscheine  nach  ziemlich  allgemeinen  öffentlichen 
Meinung,  welcher  namentlich  auch  das  Kantonsgericht 
von  Bern  in  einer  Eingabe  Ausdruck  gab;  das  «zu  milde» 
helvetische  Strafgesetz  in  dieser  Richtung  noch  verschärft 
werden.  Ein  Senatsbeschlussentwurf  vom  25.  Januar  1802 
wollte  sogar  Diebe  in  wesentlichen  Fällen  mit  dem  Tode 
bestrafen  und  die  Kontrole  des  obersten  Gerichtshofes 
in  Kriminalsachen  weist  auch  in  der  That  solche  Urtheile 
auf,  ist  überhaupt  ein  merkwürdiges  Aktenstück,  das  eine 
spezielle  Bearbeitung  verdiente.  (H.  A.  Nr.  3419.)  lieber 
die  Zuchthäuser  der  damaligen  Zeit  findet  sich  ein 
interessanter  Vorschlag  zu  einer  (sehr  noth wendigen) 
Verbesserung  von  Tribolet  von  Bern  unter  den  oben 
citirten  Akten  der  Jutsizkommission.  —  (H.  A.  82.) 

Eine  Eigenthümlichkeit  der  helvetischen  Gesetze  — 
nicht  allein  der  Rechtsgesetzgebung  —  ist  die,  dass  sie 
öfter  mit  einem  Eingänge  versehen  sind,  der  ihre 
Hauptmotive  in  einer  sehr  ausdrucksvollen  und  präg¬ 
nanten  Weise  zusammenstellt.  Auch  ein  grosser  Gegen¬ 
satz  gegenüber  den  heutigen  langathmigen  und  doch 
meist  sehr  trocken  statistisch  gehaltenen  Berichten,  die 
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Niemand  für  eine  Sache  erwärmen  können,  und  vollends 
gegen  die  Anschauung,  dass  Gesetze  dem  Volke  ohne 
jede  offizielle  Motivirung  vorgelegt  werden  sollen.  Die 
Helvetik  begriff  darin,  was  schon  Demosthenes  (IIL  Olynth. 
Rede)  wusste:  «Ein  Gesetz  schreiben,  ist  nichts,  es 
wollen  machen,  das  ist  Alles.»  — 

Die  Justiz  der  Eidgenossenschaft  befand  sich  an¬ 
fänglich,  bei  Beginn  der  Helvetik,  in  einer  solchen  Desor¬ 
ganisation,  dass  u.  A.  am  15.  Mai  1798  sogar  eine  Ver¬ 
tagung  des  Appellationstermins  in  einem  Prozesse  über 
ein  Wirthschaftsrecht  im  Kanton  Luzern  von  der  gesetz¬ 
gebenden  Behörde  in  Aarau  begehrt  wird.  Dieselbe  be- 
schliesst  hierauf  prinzipiell,  dass  in  Ermanglung  aller 
«  Formgesetze  »  keinerlei  Präscription,  noch  fatale  Termine 
und daherige  Rechtssäumniss  eintreten  können.  Am 27. April 
beginnt  in  Folge  dessen  der  Grosse  Rath,  die  Justizkom¬ 
missionen  behufs  Beseitigung  dieser  Zustände  einzu¬ 
setzen.  (Zuerst  die  für  Kriminalsachen  und  Sicherheits¬ 
polizei:  Kuhn,  Koch,  Carrard,  Secretan,  Zimmermann; 
am  25.  Mai  eine  andere  für  organische  Gesetze  über 
Pflichten  und  Rechte  der  verschiedenen  Autoritäten. 
Prot.  160, 449.)  Von  den  richterlichen  Autoritäten  wurden 
zuerst  die  Friedensrichter,  je  einer  in  jeder  - Gemeinde,  die 
eine  Urversammlung  bildet,  bestellt,  mit  Kompetenzen 
in  Civilsachen  von  16  Schweizerfranken,  sowie  in  kleineren 
Delikten  und  Quasidelikten,  Ehe-,  Paternitätssachen  und 
Statusfragen.  (Bericht,  16.  Mai.)  Der  ganze  Mai  1798,  der 
Beginn  der  Helvetik,  zeigt  überhaupt  ein  lebhaftes  Be¬ 
streben,  rasch  zu  einer  Organisation  der  wichtigsten 
Justizeinrichtungen  zu  kommen.  Am  21.  wird  eine  Kom¬ 
mission  für  das  Notariatswesen  bestellt,  am  29.  eine 
solche  über  Begnadigungsrecht  und  Revision  älterer 
Kriminalpfozesse  (Kuhn  hält  die  Begnadigung  für  unver- 
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tr,ägiich  mit  guter  Justiz),  am  31.  über  Heirathen  von 
Fremden  und  Naturalisation.  Am  8.  Juni  verlangt  das 
Kantonsgericht  von  Leman  in  möglichster  Bälde  ein  hel¬ 
vetisches  Zucht-  und  Arbeitshaus  für  die  «jeunesse  in- 
docile  in  Lausanne  »  (Bull.  off.  Vaudois  II,  404),  am  9.  Juni 
wird  die  Ehegesetzgebung  besonders  mit  Bezug  auf  ver¬ 
botene  Grade  besprochen  (Kuhn  hält  u.  A.  das  Begehren 
der  Heirath  mit  der  Schwägerin  für  ein  Zeichen  der 
beginnenden  Unsittlichkeit),  am  13.  eine  Kommission 
betreffend  Verpfändungen  niedergesetzt,  besonders  mit 
Rücksicht  darauf,  dass  solche  gegenüber  Ausländern  viel¬ 
fach  verboten  seien.  Am  8.  Mai,  14.  und  16.  Juni  kommen 
Zahlungsfristen  für  unbemittelte  Schuldner,  Gerichts¬ 
gebühren,  Ehehaften,  Kapitalabkündungen  zur  Behand¬ 
lung,  am  22.  Juni  wird  der  oberste  Gerichtshof  aufge¬ 
fordert,  sein  Organisationsdekret  zu  entwerfen.  Am 
meisten  von  diesen  provisorischen  Massregeln  scheinen 
’  damals  die  Gemüther  Moratorien  für  Kapitalschuldner 
beschäftigt  zu  haben,  die  mit  den  politischen  Ereignissen 
zusammenhingen.  Cartier  verlangt  ein  allgemeines  Gesetz 
darüber  zum  Schutz  des  Volkes  gegen  die  Aristokraten  (die 
behufs  der  Zahlung  der  ihnen  auferlegten  15  Millionen 
Kriegssteuer  eben  ihre  Kapitalien  aufkündeten),  damit  das 
Volk  nicht  unruhig  und  unzufrieden  gemacht  werde.  Car- 
rard  dagegen  sagt:  «Ich  werde  nie  vergessen,  was  ich 
mir  selber  versprach,  als  ich  hieher  kam,  das  Glück 
des  Volkes,  aber  nicht  auf  Kosten  des  Rechtes  zu  för¬ 
dern,  Kontrakte  angreifen,  heisst  aber  die  Grundfesten 
der  gesellschaftlichen  Ordnung  untergraben.»  Das  Di¬ 
rektorium  beschloss  und  proklamirte  zuletzt  (16.  Juni), 
Alle ,  die  sich  über  Aufkündigungen  zu  beschweren 
haben,  können  ihre  Klagen  dem  Regierungsstatthalter  zu 
Händen  des  Justizdepartenients  und  des  gesetzgeben- 
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den  Körpers  eingeben,  der  darüber  erkennen  wird.  — 
Als  ein  besonderes  Hinderniss  guter  Justiz  erscheinen 
in  vielen  Eingaben  an  die  gesetzgebenden  Käthe,  ganz 
besonders  aus  dem  Kanton  Bern,  die  zahllosen  Anwälte 
und  Kechtsagenten,  welche  in  der  That  nach  den  ange¬ 
führten  Beispielen  ihren  Beruf  mit  geringer  Gewissen¬ 
haftigkeit  betrieben.  Das  Bezirksgericht  Zollikofen  (bei 
Bern)  namentlich  erhebt  am  31.  Januar  1799  eine  höchst 
merkwürdige  Beschwerdeschrift  gegen  «  diesen  würdigen 
Orden »  und  verlangt  geradezu  gänzliche  Abschaffung 
desselben  und  eine  «auf  Tellische  Grundsätze  sich  stützende 
Prözessform. »  Das  Kantonsgericht  von  Bern  übersendet 
mit  einer  ähnlichen  Beschwerde  als  Beleg  einige  damalige 
Rechtsschriften  von  Anwälten  der  Stadt  Bern,  welche  es 
allerdings  fertig  bringen,  eine  Folioseite  mit  17  Linien 
und  eine  Linie  z.  B.  mit  dem  einzigen  Worte  «Kanton» 
auszufüllen.  Der  Grosse  Rath  ernannte  am  20.  Dezember 
1799  wirklich  eine  Kommission  zur  Ausarbeitung  eines 
Tarifes  für  Advokaten  und  Notare,  der  jedoch  niemals 
zu  Stande  kam.  — ■ 

Die  Organisation  der  Justiz  selbst  war  folgende: 
Die  Gerichte  bestanden  in  Friedensrichtern,  Distrikts¬ 
und  Kantonsgerichten  in  jedem  Kanton  und  einem  hel¬ 
vetischen  Obergericht,  welches  seinen  Sitz  am  gleichen 
Orte  wie  die  gesetzgebenden  Räthe  und  die  Regierung 
hatte.  (Art.  90  Verf.)  Dasselbe  enthielt  je  einen  Richter 
aus  jedem  Kanton  und  wurde  alle  Jahre  zum  vierten 
Theile  erneuert.  Es  war  übrigens  Appellationsgericht 
nur  in  schweren  Kriminalfällen,  die  einer  Revision  ex 
officio  unterlagen,  in  Civilsachen  hingegen  die  längste 
Zeit  hindurch  bloss  Kassationsgericht  mit  Bezug  auf 
Kompetenzüberschreitungen,  Formfehler,  oder  Verletzung 
der  Verfassung.  Erst  die  letzte  helvetische  Verfassung 
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von  1802  ertheilte  ihm  in  Art.  74  auch  eine  Appellations- 
koinpetenz  in  Civilsachen  von  über  3000  Fr.  Werth,  bei 
Avelchen  der  helvetische  Staat,  ein  Kanton,  ein  Fremder, 
oder  Bürger  verschiedener  Kantone  eine,  oder  beide 
Parteien  ausmachen  —  etwas,  was  wir  1874  füglich  hätten 
nachahmen  dürfen.  Die  Kantonsgerichte  zählten  13,  die 
Distriktsgerichte,  die  in  erster  Instanz  Civil-,  Polizei¬ 
sachen  und  kleinere  Kriminalien  behandelten,  9  Mitglieder, 
lieber  die  Gerichtsgebühren  bestanden  zwei  Gesetze 
provisorischer  Natur,  vom  6.  März  1799  und  9.  April  1800, 
bis  auf  Erlass  solcher  Bestimmungen  in  den  Kantonen. 

Es  ist  unter  diesen  Verhältnissen  natürlich,  dass 
die  helvetischen  Akten  weit  mehr  Kriminelles  als  Civil- 
material  enthalten,  lieber  beide  Abtheilungen  findet  sich 
im  Helv.  Archiv  eine  sehr  übersichtliche  und  interessante 
Kontrole.  (Civilprozeduren  1798 — 1802,  Nr.  3418,  Kri¬ 
minalprozesse  3419,  Revisionsabtheilung  3436,  Kassations¬ 
abtheilung  3435,  Plenum  3434.)  Der  oberste  Gerichtshof 
wurde  in  der  Sitzung  vom  9.  März  1803  aufgelöst  mit  einer 
sehr  würdigen  Rede  des  Präsidenten  Job.  Rud.  Schnell  von 
Basel  (H.A.3420),  worin  er,  nebst  dem  Schmerz,  eine  solche 
Institution  dahinfallen  zu  sehen,  dennoch  der  Hoffnung 
ihrer  einstigen  Wiederbelebung,  wenn  auch  spät,  da  «  die 
Früchte  redlichen  Nachdenkens  langsam  und  spät  ge¬ 
deihen  »,  Ausdruck  gibt.  Die  anhängigen  Prozesse  wurden 
den  Appellationsgerichten  der  einzelnen  Kantone  über¬ 
wiesen.  Ein  Uebergabsinventar  findet  sich  indessen 
nicht  vor.  — 

Vollständig  bewusst  war  sich  die  Helvetik,  dass  das 
Wohl  eines  Staates  zunächst  von  dem  sittlichen  Bildungs¬ 
grade  seiner  Bürger  abhängt  und  dass  es  namentlich 
einem  neuen  Staatswesen  vor  Allem  obliegt,  sich  in  der 
heranwachsenden  Generation  eine  feste  Stütze  zu  gründen. 
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Etwas,  wofür  selbst  die  Verfassung  von  1848  nur  ein 
unzureichendes  Verständniss  gezeigt  hat,  das  sich  jetzt 
zu  rächen  beginnt.  Niemals  war  eine  Zeit  in  der  Eid¬ 
genossenschaft,  in  der  «die  grosse  Tragödie,  dass  noch 
immer  viele  Menschen  unwissend  leben  und  sterben 
müssen»,  so  lebhafte  Empfindung  in  den  massgebenden 
Personen  fand.  Und  ebenso  die  Wahrheit,  dass  es  für 
den  Staat  weit  weniger  darauf  ankommt,  das  Gedächtniss 
des  jungen  Bürgers  mit  allerlei  Kenntnissen  zu  füllen, 
als  ihn  zu  einem  in  Gesinnung  und  Charakter  tüchtigen 
Menschen  zu  erziehen.  Vollends  der  Gedanke,  die 
Erziehung  der  kommenden  Generation,  das  Allerwichtigste 
im  Staatsleben,  zur  Domäne  des  Kantonalismus  zu  machen, 
und  nicht  einmal  die  höchsten  Lehranstalten,  denen  die 
künftigen  Gesetzgeber  und  Staatsmänner,  Lehrer  und 
Geistlichen  ihre  wesentlichste  Gedankenrichtung  ver¬ 
danken,  in  die  Hände  des  Gesammtstaates  zu  legen,  da¬ 
gegen  aber  für  Ingenieure  und  Architekten  (sogar  grossen- 
theils  Ausländer)  ein  Staatsinstitut  zu  gründen  —  würde 
bei  Stapfer,  Rengger,  Laharpe,  Secretan  wenig  Anklang 
gefunden  haben.*) 

Die  Helvetik  trat  in  diesem  kapitalen  Punkte  der 
Erziehung  eine  sehr  traurige  Erbschaft  an,  welche  auch 
die  grossen  Hindernisse  ihrer  staatlichen  Bestrebungen 
wesentlich  miterklären  hilft.  Denn  leider  sind  die  Menschen 
viel  leichter  und  schneller  zu  verdummen  und  mit  Vor- 
urtheilen  aller  Art  zu  erfüllen,  als  geistig  und  sittlich  zu 
bilden.  Unter  dem  alten  väterlichen  Regimente  war  selbst 
in  den  wohlhabendsten  Kantonen  das  Volk  unwissend 


*)  Auch  hierin  dachte  die  Helvetik  antik-philosophisch,  nicht 
modern-materialistisch,  und  war  sich  dessen  vollbewusst,  was  schon 
Plato  ausspricht,  dass  das  Glück  und  die  Ruhe  eines  Volkes  nicht 
von  seiner  Verfassung,  sondern  von  seinen  Bildungsanstalten  ahhängt. 
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gelassen  worden.  Nur  selten  konnte  Jemand  auf  dem 
Lande  lesen  und  schreiben.  Den  Schulmeisterdienst,  wo 
ein  solcher  überhaupt  bestand,  versahen  allenthalben  arme 
Leute,  Spinner,  Weber,  Schuhmacher,  abgedankte  Sol¬ 
daten,  als  Nebenverdienst,  und  selten  kamen  sie  damit 
auf  ein  Einkommen  von  mehr  als  3 — 4  Louisdors  jährlich/’') 
Die  Regierungen  sorgten  mehr  oder  weniger  für  mate¬ 
rielles  Wohlsein  und  sparten  unnütze  Schätze,  Hessen 
hingegen  das  Volk  geistig  darben.  Und  zwar  nicht  allein 
aus  Mangel  au  Verständniss  für  die  Wichtigkeit  der 
allgemeinen  Bildung.  Diess  zeigt  unter  Anderem  ein 
bekannter  Brief  eines  der  gebildetsten  Berner  der  letzten 
Zeit  (des  nachmaligen  Schultheissen  von  Mülinen)  an 
seinen  Freund,  den  Geschichtschreiber  Johannes  v.  Müller, 
bei  Eintritt  der  französischen  Revolution,  wie  er  charak¬ 
teristischer  für  dieLebensanschauung  des  damaligen  Aristo¬ 
kratismus  in  seinen  besten  Vertretern  nicht  sein  kann. 
(Sept.  1789,  Briefe  an  J.  v.M.  V.  39.)  «Ich  bin  von  der  fran¬ 
zösischen  Nation  entzückt,  weil  sie  endlich  den  Muth  und 
die  Kraft  gewonnen  hat,  die  Ketten  zu  brechen,  welche  der 
Geist  der  Zeit  unerträglich  macht.  Aber  wenn  mir  als  Mensch 
diese  Revolution  Vergnügen  verschaö’t,  wird  die  Sache 
ganz  anders,  wenn  ich  daran  denke,  dass  ich  Berner  und 
Edelmann  bin.  Als  Aristokrat  muss  icli  befürchten,  dass 
diese  Freiheitsgährung  auch  bis  zu  uns  dringen  und  uns 
der  Vortheile  berauben  möchte,  welche  die  Berner  der 
Weisheit  und  Tapferkeit  ihrer  Vorfahren  verdanken.  Also 
noch  einmal,  sollte  diese  Revolution,  welche  auch  uns 
durch  diese  Ereignisse  vorbereitet  wird,  später  dazu 

Vgl.  darüber  Landvogt  Tscharner  an  Iselin  in  den  Ephe- 
meriden  der  Menschheit  1777. 

Der  Schulmeister  in  Bümplitz,  unmittelbar  bei  Bern,  war  z.  B. 
gleichzeitig  Gemeindemauser. 
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führen,  dass  wir  mit  Depiitirten  unserer  Unterthanen 
die  Gewalt  theilen  sollten,  die  wir  bisher  allein  besessen 
haben,  und  wenn  so  aus  dem  Staate  Bern  eine  wirkliche 
Bepublik  entstehen  sollte,  ich  würde,  weiss  Gott,  ganz 
hübsch  zu  meiner  Partei  halten !  »*) 

Um  diesem  Geiste  zu  begegnen,  errichtete  die  Hel- 
vetik  sofort  ein  eigenes  Ministerium  der  Wissenschaften 
und  schönen  Künste,  eine  wahre  Zierde  jener  Zeit  in 
der  Hand  Philipp  Albrecht  Stapfer’s,  die  wir  noch  heute, 
in  einer  vorgeschrittenen  Zeit,  schmerzlich  entbehren. 
Die  Pläne  und  Arbeiten  dieses  Ministers  und  einiger 
gleichgesinnten  Patrioten  gehören  zum  Schönsten,  was 
uns  die  Helvetik  an  Erinnerungen  hinterlassen  hat,  und 
unbegreiflich  ist  es,  wie  sie  relativ  so  unbekannt  sein 


An  diesem  beständigen  inneren  Widerspruche  litten  damals 
die  Besseren  der  schweizerischen  Aristokratie  allenthalben,  Sie  mussten 
sich  aber  darüber  klar  werden,  dass  die  Aristokratie  zwar  eine  ge¬ 
wisse  Berechtigung  hat,  so  lange  sie  nämlich  in  der  weitaus  grössten 
Mehrzahl ib rer  Mitglieder  eine  wirklich  höhere,  durch  Greburt  und 
sorgfältigere  Erziehung  vermittelte ,  Ausdrucksform  der  Menschheit 
darstellt.  Dass  sich  aber  damit  die  ernste  Pflicht  verbindet,  die 
sämmtlichen  Yolksgenossen  nach  Kräften  auf  diese  höhere  Kulturstufe 
emporzuziehen  und  sie  dann  als  gleichbedeutend  anzuerkennen.  Und 
dass  in  jeder  Ablehnung  dieses  Standpunktes  die  Yerurtheilung  der 
Aristokratie,  zum  mindesten  das  instinktive  Bekenntniss  liegt,  dass 
sie  schon  nicht  mehr  in  der  Lage  sich  befinde,  höhere  Ansprüche 
geltend  zu  machen.  Eine  Aristokratie  blosser  Prätensionen,  ohne 
innere  Kechtfertigung,  verträgt  kein  edles  Yolk  und  wer  sie  aufrecht 
halten  will,  versündigt  sich  an  dem  Genius  der  Menschheit,  oder  an 
dem  Willen  Gottes,  wie  Sie  es  nennen  wollen,  und  wird  seiner 
Strafe  nicht  entgehen.  Die  besten  Helvetiker,  wie  Kengger,  Stapfer, 
Kuhn,  standen  unendlich  hoch  über  den  Bürgern  der  vorangehenden 
Periode,  unter  denen  selbst  ein  Mann,  wie  Haller,  es  noch  zu 
seinem  höchsten  Lebensziele  machen  konnte,  seiner  Familie  den 
Hang  einer  patrizischen  zu  verschaffen,  und  waren  zum  mindesten 
ebenbürtig  an  Geist,  Charakter  und  Bildung  mit  den  edelsten  Aristo¬ 
kraten  ihrer  Zeit. 
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liönnen.  Die  Schulmänner  unserer  jetzigen  Zeit ,  die 
;so  viel  Ausländisches  studiren  und  kopiren ,  müssten 
sich  einmal  das  reine  Vergnügen  verschaffen,  gründlich 
durchzuprüfen,  was  vor  80  Jahren  unser  eigener  Yolks- 
geist  in  einer  grossen  Stunde  desselben  erschuf.  Freilich 
sind  auch  diess  Pläne.  Die  Zeit  der  Eeaktion  kam  zu 
rasch  heran  und  die  Grebildeten  jener  Zeit,  welche  zu¬ 
gleich  die  Bildung  Aller  wollten ,  waren  eine  zu 
geringe  Zahl. 

Dem  Projekte  nach  sollten  die  sämmtlichen  politischen 
Gemeinden  bis  15.  Januar  1801  bei  Strafandrohung  Schulen 
errichtet  haben,  die  nicht  mehr  als  80  Kinder  enthalten 
durften.  Die  Minimalbesoldung  der  Schullehrer  betrug  vor¬ 
läufig  80  Schw.  Fr.  per  Halbjahr.  Im  Uebrigen  entschied 
darüber  der  Erziehungsrath  jedes  Kantons.  Die  Schulaus¬ 
gaben  wurden,  wo  allfällige  Schulfonds  nicht  hinreichten, 
zu  ^/s  auf  das  Grundeigenthum  in  der  Gemeinde,  zu  Vs 
aber  auf  die  Hausväter  verlegt,  haben  sie  Kinder  oder 
nicht.  Der  Schulzwang  wurde  zum  Ersten  Male  allgemein 
in  der  Schweiz  eingeführt  und  fand  statt  wie  gegenwärtig, 
(im  Allgemeinen  sogar  vom  fünften  Jahre  ab)  sofern 
nicht  genügender  Unterricht  ausserhalb  der  öffentlichen 
Schule  nachgewiesen  wurde.  Eine  Normalschule  wurde 
schon  im  Jahr  1798  errichtet.  Helfer  Grüner  von  Bern 
war  der  erste  Direktor.  Die  Grundlagen  der  Volks- 
erziehung  der  heutigen  Zeit,  selbst  der  Plan,  die  schul¬ 
pflichtige  Jugend  zum  Militärdienste  vorzubereiten,  sind 
sämmtlich  Erzeugnisse  der  helvetischen  Periode.  Am 
besten  dient  zu  einem  raschen  Ueberblicke,  ausser  den 
Berichten  Stapfer’s  an  das  Direktorium,  ein  noch  hie  und 
da  gedruckt  zu  findender  Entwurf  seiner  Instruktionen 
nn  die  neu  errichteten  kantonalen  Erziehungsräthe  aus 
dem  Jahre  1799.  (Luzern  bei  Grüner  und  Gessner, 
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Nationalbuchdruckern.)  Dabei  befindet  sich  eine  Instruk¬ 
tion  für  die  Eidg.  Schulinspektoren,  ein  Fragebogen  über 
den  augenblicklichen  Zustand  der  Schulen  und  endlich 
die  Botschaft  des  Direktoriums  vom  18.  November  1798 
selbst,  von  Laharpe,  die  noch  heute  ihres.  Gleichen 
sucht.  Sie  lautet: 

<  Bürger  Gesetzgeber! 

Seit  unserer  Ernennung  waren  wir  mit  den  uner¬ 
lässlichsten  Vorkehrungen  für  die  Befriedigung  der  drin¬ 
gendem  Bedürfnisse  eines  unter  den  Waffen  und  durch' 
die  Auflösung  aller  vorigen  Verhältnisse  entstandenen 
Freistaates  beschäftiget,  und  konnten,  unter  dem  Drang 
der  Ereignisse  und  der  Pflichten,  welche  auf  unsere 
Sorge  das  erste  Anspruchsrecht  hatten,  kaum  von  Zeit 
zu  Zeit  einen  Nebenblick  der  schützenden  Wachsamkeit 
auf  die  Volksschulen  und  hohem  Erziehungsanstalten  der 
helvetischen  Nation  werfen. 

Allein  da  jetzt  unsere,  auf  die  unverj ährbaren  Bechte 
der  Menschheit  gegründete  Staatsverfassung  alle  Hinder¬ 
nisse  überwunden  hat,  die  Unwissenheit,  Fanatismus  und 
Uebelgesinntheit  derselben  entgegensetzten,  so  dürfen 
wir  auch  in  denjenigen  Th  eilen  der  Staatsverwaltung  zu 
wirken  anfangen,  welche  zwar  nicht  Gegenstand  unserer 
ersten  Sorge  sein  konnten,  aber  gewiss  Ihrem  und  unsern 
Herzen  am  nächsten  liegen. 

Sie  ahnden  gewiss  schon,  Bürger  Gesetzgeber,  dass:- 
wir  von  dem  öffentlichen  Unterricht  und  der  Volksbildung 
sprechen  wollen. 

Kettung,  Verbesserung  und  Erweiterung  unserer 
Erziehungsanstalten,  Erhaltung  und  Vervollkommnung 
der  Veredlungsmittel  unserer  Nation,  sind  heilige  Mittel,, 
die  um  so  viel  wichtiger  sind,  je  näher  ihre  Erfüllung 
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das  jetzige  und  die  kommenden  Geschlechter  zugleich 
betrifft,  —  und  je  gewisser  sie  allein  unsere  Mitbürger 
sowohl  zum  Vollgenuss  ihrer  wiedererlangten  Freiheit 
hinführen,  als  auch  gegen  alle  künftigen  Eingriffe  in  ihre 
Rechte  sichern  kann. 

Kein  Staat  ist  durch  seine  innere  Einrichtung  lauter 
aufgefordert,  die  Ausbreitung  nützlicher  Kenntnisse  unter 
allen  seinen  Bürgern  und  die  Veredlung  des  National¬ 
charakters  zum  Hauptzweck  der  Bemühungen  seiner 
Beamten  zu  machen,  als  derjenige,  dessen  Verfassung*^ 
allen  Bürgern  gleiche  Rechte  zusichert  und  den  Zugang: 
zu  allen  Stellen  ohne  Ausnahme  öffnet. 

In  Ländern,  wo  nur  einige  oder  wenige  Familien 
sich  das  Recht  anmassen,  Vormünder  und  Führer  der 
übrigen  zu  sein,  ist  es  begreiflich,  oder  selbst  Vorsichts- 
massregel,  dass  der  Volksunterricht  als  Nebensache  be¬ 
handelt  oder  gar  aus  Furcht  der  Aufklärung,  mit  welcher 
das  Menschengeschlecht  mündig  wird,  vernachlässigt 
werde. 

Aber  da,  wo  die  Volksgunst  jeden  ohne  Ausnahme 
zu  den  ersten  Stellen  des  Staates  erheben  und  ihm  einen 
Einfluss  verschaffen  kann,  der  in  den  Händen  der  Un¬ 
wissenheit  oder  des  Eigennutzes  zum  Verderben  des 
gemeinen  Wesens  wird,  da  die  Belehrung  und  Ausbildung 
des  Volkes  nicht  zum  Hauptgeschäfte  machen,  heisst  in 
der  That,  das  Heil  des  Vaterlandes  auf  die  unverant¬ 
wortlichste  Weise  aufs  Spiel  setzen.  Wenn  das  Steuer¬ 
ruder  jedem  Schiffsmann  nach  der  Reihe,  oder  irgend 
einem  ohne  Ausschliessung  eines  einzigen  in  die  Hände 
gegeben  werden  kann:  so  ist  es  ja  der  ganzen  Mann¬ 
schaft  daran  gelegen,  dass  keiner  in’s  Schiff  trete,  welchem 
es  an  Kenntnissen  und  Tüchtigkeit  zur  Führung  des 
Steuers  gebricht. 
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Allein  auch  zum  Wählen  braucht  es  Einsicht  und 
Rechtschaffenheit;  und  wenn  es  wahr  ist,  dass  die  Be¬ 
sorgung  der  öffentlichen  Angelegenheiten  eines  Volkes 
durch  Stellvertretung  diejenige  Staatsforn;  ist,  welche 
die  Entwicklung  aller  Menschenkräfte  und  ihre  Vervoll¬ 
kommnung  in’s  Unendliche  am  wirksamsten  befördert; 
so  ist  es  nicht  weniger  auffallend,  dass  die  Aufregung 
aller  Leidenschaften  und  der  Wettstreit  aller  Talente, 
welche  jene  Regierungsart  veranlasst,  nur  durch  allge¬ 
meine,  gleichförmige  und  der  Sittlichkeit  günstige  Volks¬ 
bildung  für’s  gemeine  Beste  wohlthätig  gemacht  werden 
kann. 

Sie  werden  also,  Bürger  Gesetzgeber,  es  gewiss  eine 
Ihrer  angelegentlichsten  Sorgen  sein  lassen,  für  die  Ver¬ 
besserung  und  Erweiterung  des  Erziehungswesens  der 
Nation  in  Ihrer  Weisheit  zu  sorgen,  sobald  die  drin¬ 
gendsten  Bedürfnisse  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
durch  Ihre  Beschlüsse  befriedigt  sein  werden. 

Allein  noch  bevor  Ihr  einen  allgemeinen  und  um¬ 
fassenden  Blick  auf  alle  Bildungsanstalten  der  helvetischen 
Nation  werdet  werfen  können,  so  ist  es  durchaus  noth- 
wendig,  durch  einige  vorläufige  Einrichtungen  denjenigen 
Theil  des  Unterrichts  zu  beleben,  welcher  bisher  am 
meisten  vernachlässigt  wurde.  Es  ist  nur  zu  bekannt, 
in  welchem  elenden  Zustande  sich  die  Volksschulen  fast 
überall  in  Helvetien  befinden.  An  vielen  Orten  sind  gar 
keine  Schulhäuser;  an  andern  sind  sie  nicht  hinreichend 
für  die  Bedürfnisse  des  Unterrichts,  oder  höchst  unbequem 
eingerichtet. 

Die  Schulmeister  sind  schlecht  besoldet.  Es  fehlt 
ihnen  an  den  Kenntnissen  und  Fertigkeiten  selbst,  welche 
sie  ihren  Lehrlingen  beibringen  sollen;  die  Lehrgegen¬ 
stände  reichen  keineswegs  an  die  Bedürfnisse  des  Men- 
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sehen,  der  seine  Würde  fühlen,  und  des  Bürgers,  der 
seine  Rechte  kennen,  seine  Pflichten  erfüllen  soll.  Die 
Lehrart  ist  verkehrt,  vernunftwidrig;  die  Schulzucht  ist 
bald  zu  streng,  bald  zu  nachlässig  und  auf  alle  Fälle 
unzureichend.  Die  irre  geleiteten  Begriffe  des  Volkes 
haben  auch  in  diesem  Theile  der  gesellschaftlichen  Ver¬ 
hältnisse  unter  dem  Vorwände  der  Freiheit  Zügellosigkeit 
veranlasst,  Frechheit  erzeugt  und  Rohheit  begünstigt. 

Es  ist  dringend,  dass  diesen  Mängeln  abgeholfen 
und  die  grössten  Lücken  des  Volksunterrichts  ausgefüllt 
werden.  Dann  erst,  wenn  unsere  ausgebildeten  Mit¬ 
bürger  sehen  werden,  dass  ihre  Veredlung  und  ihr  Men¬ 
schenwerth  uns  am  Herzen  liegen,  dass  wir  sie  gerne  in 
allen  Kenntnissen  und  Wissenschaften  unterrichten,  die 
wir  selbst  als  höchst  wohlthätig  und  nützlich  durch  eigenes 
Studium  kennen,  wenn  sie  sehen,  dass  es  uns  nicht  bloss 
daran  gelegen  ist,  sie  zu  gehorsamen  und  ruhigen  Unter¬ 
gebenen  und  zu  tauglichen  Werkzeugen  der  Regierung 
zu  machen,  sondern,  dass  wir  sie  zur  Selbstständigkeit 
zu  erziehen,  sie  zum  Selbstdenken,  Selbsturtheilen,  Selbst¬ 
handeln  und  zur  Selbstachtung,  kurz  zum  Genuss  eben 
der  Vorzüge  emporzuheben  suchen,  welche  den  Gebil¬ 
detesten  unter  uns  wahre  Unabhängigkeit  und  mit  frohem 
Selbstgefühl  ächte  Freiheit  verschafften;  dann  erst  werden 
sie  glauben,  dass  die  Revolution  nicht  bloss  ein  von  der 
Laune  des  Glücks  herrührender  Herrscherwechsel,  son¬ 
dern  eine  wahre  Wiedergeburt  des  Staates,  eine  Ver¬ 
änderung  sei,  welche  auf  das  allgemeine  Beste  und  die 
Achtung  gegen  die  Menschheit  berechnet  war ;  erst  dann 
werden  sie  über  die  vorübergehenden  Uebel,  welche 
diese  Umwälzung  veranlasste,  weg  auf  den  bleibenden 
Gewinn  sehen,  welcher  für  ihre  Nachkommen  aus  der¬ 
selben  erwachsen  muss. 
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Ihr  werdet  also,  Bürger  Gesetzgeber,  zuerst  einen 
Unterricht  veranstalten,  der  alle  Volksklassen  umfasse 
und  jeden  Bürger  des  Staates  bis  auf  denjenigen  Grad 
der  Einsicht  und  Fähigkeit  fortbilde,  auf  welchem  er 
einerseits  seine  Menschenrechte  und  Bürgerpflichten  genau 
kenne  und  auszuüben  verstehe,  anderseits  in  einem  Beruf, 
der  ihn  seinen  Mitbürgern  nothwendig  macht  und  ihm 
eine  sichere  Unterhaltsquelle  eröffnet,  mit  Lust  zur  Arbeit 
ohne  Schwierigkeit  fortkomme. 

Dieser  bürgerliche  Unterricht  wird  so  beschaffen 
sein,  dass  durch  die  Art,  wie  die  nöthigsten  Kenntnisse 
den  Lehrlingen  beigebracht  würden.,  die  Seelenkräfte 
selbst  geweckt  und  an  freie  ungehinderte  Wirksamkeit 
gewöhnt  werden.  Er  wird  nach  der  Verschiedenheit  des 
Orts,  der  Hülfsquellen  und  der  Geschicklichkeit  der  Lehrer 
mehr  oder  weniger  umfassend  sein  und  sich  von  den 
Elementar-  oder  Landschulen  durch  alle  Grade,  deren 
sie  nach  Beschaffenheit  der  Gemeinden  und  nach  der 
Menge  ihrer  Hülfsquellen  fähig  sind,  bis  zu  vollkommnern 
Kealschulen  in  den  Hauptstädten  der  Kantone  erweitern. 
Mit  diesen  Anstalten  zur  bürgerlichen  Bildung  werden 
Industrieschulen  in  denjenigen  Gemeinden  verbunden 
werden,  welche  die  Hülfsmittel  dazu  besitzen. 

Dieser  bürgerliche  Unterricht  wird  wohlfeil,  für 
Arme  unentgeldlich  und  gleichförmig  sein  müssen.  Sein 
Zweck  ist,  die  Gleichheit  der  Hechte  gegen  die  Ungleich¬ 
heit  der  Mittel,  welche  jene  immerfort  bedroht,  möglichst 
zu  sichern  und  den  Bürger  mit  seinen  Rechten  und 
Pflichten  vertraut  zu  machen,  denselben  auch  in  Stand 
zu  setzen,  sie  mit  öffentlichem  und  Privatvortheil  aus¬ 
zuüben.  Wer  denselben  nicht  genossen  haben  wird,  oder 
die  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  sich  nicht  sonst  erwarb, 
die  er  dem  Bürger  zu  verschaffen  bestimmt  ist,  sollte 
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weder  in  den  Urversammlungen  noch  in  irgend  einem 
Amte  zum  Dienste  des  Staates  zugelassen  werden.  Denn 
wodurch  kann  seinen  Mitbürgern  wahrscheinlich  oder 
bekannt  sein,  dass  er  die  Fähigkeit  und  den  Willen  habe, 
seine  Rechte  zu  ihrem  Besten  auszuüben,  wenn  er  diese 
Gewährleistung  nicht  aus  den  öffentlichen  Bürgerschulen 
mitbringt. 

Allein  neben  diesem  allgemeinen  bürgerlichen  Unter¬ 
richt  ist  eine  gelehrte  Bildung  zur  Erhaltung  und 
Vervollkommnung  der  gesellschaftlichen  Verhältuisse 
nothwendig.  Der  Staat  kann  es  nicht  aufs  Gerathwohl 
und  auf  die  Privatindustrie  seiner  Bürger  ankommen 
lassen,  ob  sich  geschickte  Baumeister  und  Ingenieurs, 
einsichtsvolle  und  sorgfältige  Aerzte,  gewissenhafte  und 
aufgeklärte  Sittenlehrer,  helldenkende  Gesetzgeber,  fähige 
Regenten,  sachkundige  Richter  und  in  ausserordentlichen 
Umständen  erfindungsreiche  Künstler  oder  sinnvolle  Ge¬ 
lehrte  vorfinden  werden,  die  dem  jedesmaligen iBedürfniss 
auf  eine  befriedigende  Art  abhelfen  oder  den  Staat  aus 
der  Verlegenheit  durch  neue  Inventionen  und  passende 
Vorkehrungen  ziehen.  Nächstdem  ist  es  unleugbar,  dass 
Stillstand  Rückschritt  ist,  und  dass  der  Unterricht,  wenn 
^  er  nicht  beständig  vorwärts  rückt  und  sich  mit  den 
wachsenden  Bedürfnissen  erweitert,  in  Verfall  geräth. 

<  Also  werden  Männer  erfordert,  die  aus  der  Sphäre  aus¬ 
gebreiteter  und  gründlicher  Gelehrsamkeit  den  populären 
Belehrungsanstalten  immerfort  neuen  Nahrungsstoff  und 
frische  Säfte  zuführen. 

Ihr  werdet  also,  Bürger  Gesetzgeber,  eine  zweite 
Klasse  von  Lehranstalten  nöthig  erachten,  Anstalten  zum 
gelehrten  Unterricht  oder  zur  politischen  Bildung, 
durch  welche  die  ausgezeichneten  Köpfe  ausgebildet  und 
in  den  Stand  gesetzt  werden  können,  dem  Staate  in 
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irgend  einem  Zweige  öffentlicher  Arbeiten,  als  Aerzte, 
Eechtsgelehrte,  Sittenlehrer,  Beamte,  Künstler,  Ingenieurs 
u.  s.  w.  zu  dienen. 

Zur  Erlangung  dieser  Geschicklichkeit  bedarf  es 
mannigfaltiger  Vorkenntnisse  und  Vorbereitungen,  die 
eine  besondere  Art  von  Schulen,  Gymnasien,  erfordern. 
In  diesen  Vorbereitungsanstalten  werden  zwar  zum  Theil 
die  nämlichen  Lehrgegenstände  vorgetragen,  welche  in 
den  Bürgerschulen  vorkamen,  aber  wissenschaftlich  be¬ 
handelt,  aus  ihren  Gründen  hergeleitet  und  mit  mehr 
Sorgfalt  erläutert. 

Der  Lehrling  erhält  in  denselben  den  Vorrath  von 
Ideen  und  den  Grad  von  Vernunftbildung,  welche  er  zum 
leichten  und  fruchtbaren  Erlernen  irgend  einer  von 
jenen  Geschicklichkeiten,  ohne  die  kein  Gemeinwesen 
bestehen  und  sich  vervollkommnen  kann,  nothwendig 
niitbringen  muss. 

Unglaublich  viel  an  Zeit  und  Kraftaufwand  wird 
dereinst  gewonnen  werden,  wenn  aus  jenen  Vorschulen 
oder  Gymnasien  alle  Lehrhegriffe  und  Uebungen  verbannt 
sein  werden,  die  nicht  bloss  vorbereitend  sind,  und  wenn 
alle  angewandten  Wissenschaften  für  den  hohem  Unter¬ 
richt  einer  Centralschule  aufbewahrt  werden. 

Diese  Schule  wäre  ein  allumfassendes  Institut,  worin 
alle  nützlichen  Wissenschaften  und  Künste  in  möglichster 
Ausdehnung  und  Vollständigkeit  gelehrt  und  durch  die 
vereinten  Nationalkräfte  von  den  reichsten  Hülfsmitteln 
umringt  würden.  Aus  dieser  Anstalt  gienge  ein  Aus¬ 
schuss  der  fähigsten  und  verdientesten  Männer  hervor, 
welche  ganz  den  höhern  Wissenschaften  und  der  Er¬ 
weiterung  des  Gebietes  menschlicher  Einsicht  und  Kunst¬ 
fähigkeit  lebten.  Da  würfe  Niemand  die  Frage  auf,  wozu 
diese  oder  jene  Untersuchung  nütze?  Den  Forschungen 
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würde  keine  Grenze  gesteckt,  weil  man  sich  erinnerte, 
dass  ohne  Lavoisiers  Erfindungen  der  fränkischen  Nation 
das  Werkzeug  ihrer  Vertheidigung  und  des  Triumpfes 
über  die  Feinde  der  Freiheit  gefehlt  hätte. 

Die  Schule,  worin  der  junge  Bürger  eine  aus  jenen 
Geschicklichkeiten  zu  öffentlicher  Arbeit  erwürbe,  müsste 
eine  Einzige  für  ganz  Helvetien  sein.  Die  Gründe 
dieses  Vorschlages,  Bürger  Gesetzgeber,  werden  Ihrer 
Einsicht  und  Vaterlandsliebe  nicht  entgehen.  Die  Grund¬ 
lagen  unserer  Verfassung,  besonders  das  Bedürfniss  der 
Einheit  in  Grundsätzen  und  Gesinnungen,  deuten  alle  auf 
eine  solche  einzige  Universität  oder  Centralanstalt  hin. 

Die  unglückliche  Trennung  der  Kantone  und  der 
Geist  der  Ausschliessung  und  des  Eigennutzes  haben  zu 
tiefe  Wurzeln  geschlagen,  als  dass  ihre  gänzliche  Aus¬ 
rottung  durch  irgend  ein  anderes  als  das  langsam  aber 
sicher  wirkende  Mittel  einer  öffentlichen,  allgemeinen 
und  gleichförmigen  vaterländischen  Erziehung  bewerk¬ 
stelligt  werden  könnte.  Die  jungen  Helvetier,  welche 
sich  irgend  einem  Zweige  öffentlicher  Arbeiten  zu  widmen 
gedenken,  müssen  aus  allen  Gegenden  der  liepublik  in 
einer  Centralanstalt  zusammenströmen.  Hier  werden  sie 
unter  den  Augen  der  Nation  zu  ihrer  Bestimmung  heran¬ 
reifen. 

Hier  werden  sie  in  den  Jahren,  wo  der  Kopf  für 
Belehrung,  das  Herz  für  freundschaftliche  Gefühle  offen 
ist,  mit  Jünglingen  der  verschiedensten  Kantone  und 
Kulturgrade  Verbindungen  eingeh en,  und  aus  dem  ge¬ 
meinschaftlichen  begeisternden  Unterrichte  aufgeklärter 
und  patriotisch  gesinnter  Lehrer  Grundsätze  und  Ent¬ 
schlüsse  wieder  nach  Hause  tragen,  welche  bald  in  die 
entlegensten  Thäler  unseres  Vaterlandes  Einheit  der 
Absichten  und  Gesinnungen  verbreiten  müssen. 
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Die  fähigsten  Jünglinge  werden,  wenn  sie  dürftig 
sind,  aus  den  Bürgerschulen  auf  Kosten  der  Nation  in 
die  Gymnasien  verpflanzt,  und  aus  diesen  die  vorzüg¬ 
lichem  Köpfe  nach  der  Centralschule  geschickt  werden, 
um  sich  da  unter  öffentlicher  Aufsicht,  in  Vereinigung 
mit  der  Blüthe  der  helvetischen  Jugend,  zum  Dienste 
des  Vaterlandes  in  allen  Zweigen  gemeinnütziger  Arbeiten 
auszubilden. 

Die  Nation  wird  bei  Wahlen  öffentlicher  Beamter 
nicht  mehr  verlegen  sein,  auf  welche  Männer  sie  ihre 
Wahl  fallen  lassen  wolle. 

In  den  Jünglingen,  die  ihre  Bildung  auf  der  vater¬ 
ländischen  Centralschule  erhalten  haben,  wird  sie  die 
Einsicht  und  Fähigkeit  antreffen,  welche  sie  von  ihren 
höhern  Beamten  fordern  muss,  und  deren  Garantie  sie 
nur  in  dem  Umstand  Anden  kann,  dass  derjenige,  dem 
das  Wohl  der  Nation  anvertraut  wird,  auf  der  National¬ 
lehranstalt  schon  Proben  seiner  Geschicklichkeit  und 
Denkart  öffentlich  gegeben  habe. 

Dieses  Institut  wird  der  Brennpunkt  der  intellek¬ 
tuellen  Kräfte  unserer  Nation,  das  Verschmelzungsmittel 
ihrer  noch  immerfort  bestehenden  einzelnen  Völker¬ 
schaften  und  der  Stappelort  der  Kultur  der  drei  gebildeten 
Völker  sein,  deren  Mittelpunkt  Helvetien  ausmacht. 

Es  ist  vielleicht  bestimmt,  deutschen  Tiefsinn  mit 
fränkischer  Gewandtheit  und  italienischem  Geschmack 
^u  vermählen  und  den  Grundsätzen  der  Revolution  durch 
ihre  Vereinigung  mit  den  Lehren  einer  ehrfurchtgebie¬ 
tenden  Rechtschaffenheit  unwiderstehbaren  Eingang  in 
die  Herzen  der  Menschen  zu  verschaffen. 

Denn  mit  allen  diesen  Anstalten  zur  technischen 
Bildung  unserer  Mitbürger  muss  der  moralische  Unter- 
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rieht  gleichen  Schritt  halten.  Kräfte  wecken,  entwickeln, 
üben,  Fähigkeiten  nähren,  Fertigkeiten  erzeugen,  reicht 
zur  Ausbildung  des  Menschen  nicht  hin.  Es  muss  auch 
für  den  guten  Gebrauch  dieser  geschärften  Werkzeuge, 
für  die  wohlthätige  Richtung  jener  Kräfte  gesorgt  werden. 
Bildung  ohne  Veredlung  ist  nur  die  Hälfte  der  Erziehung. 
Nebst  Unterrichts-  und  Bildungsmitteln  sind  Anstalten 
2ur  Entwicklung  und  Schärfung  des  sittlichen  Gefühls 
nicht  weniger  nothwendig. 

Wir  fühlen  es  wohl,  Bürger  Gesetzgeber,  dass  drin¬ 
gendere  Geschäfte  Ihre  Aufmerksamkeit  noch  einige  Zeit 
von  den  Angelegenheiten  der  öffentlichen  Erziehung  ab- 
ziehen  müssen  und  dass  die  Umstände  es  noch  nicht 
erlauben,  an  die  Ausführung  eines  so  umfassenden  Planes, 
als  der  oben  nach  seinen  Hauptumrissen  gezeichnete  ist, 
in  diesem  Augenblicke  zu  denken. 

Allein  Etwas  muss  gethan  und  wenigstens  einige 
vorläufige  Massregeln,  welche  zugleich  den  Weg  zur 
künftigen,  leichtern  und  schnellem  Vollziehung  jenes  oder 
eines  ähnlichen  Entwurfes  anbahnen  würden,  müssen  zur 
Abhelfung  der  dringendsten  Bedürfnisse  schleunigst  ge¬ 
nommen  werden. 

Unter  diesen  verdient  das  einer  bessern  Einrichtung 
und  freigebigem  Unterstützung  des  Landschulenunter¬ 
richts  die  erste  Stelle. 

Zwar  wünschten  wir,  Bürger  Gesetzgeber,  dass  es 
Ihnen  gefallen  möchte,  durch  ein  besonderes  Dekret  die 
Nothwendigkeit  der  Errichtung  eines  Nationalinstituts 
der  Künste  und  Wissenschaften  vorläufig  anzuerkennen, 
und  dem  Vollziehungsdirektorium  die  Sorge  für  seine 
Bewerkstelligung  aufzutragen.  Es  wäre  das  wirksamste 
Mittel  zur  gänzlichen  Zerstörung  des  Föderalismus  und 
zur  reellen  Einführung  unserer  Konstitution ;  es  würde 
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uns  in  den  Augen  aller  Menschenfreunde  heben  und 
unserer  Revolution  einen  Charakter  von  durchgedachter 
Planmässigkeit  und  humaner  Philosophie  gehen,  die  ihr 
die  Achtung  aller  Freunde  der  Aufklärung  und  der  Kultur¬ 
fortschritte  unseres  Geschlechtes  abgewönne;  es  würde 
endlich  die  Organisirung  des  ganzen  Erziehungswesens 
ungemein  erleichtern.  Wenn  einmal  der  oberste  Punkt 
festgesetzt  ist,  so  lassen  sich  die  Stufen,  die  zu  demselben 
hinführen  sollen,  leichter  und  genauer  bestimmen.  Denn 
diese  sind  Mittel  zum  Zwecke,  und  dieser  muss  an¬ 
gewiesen  sein,  wenn  jene  darnach  berechnet  werden 
sollen. 

Das  Institut  würde  Lehrer  und  Werkzeuge  zur  Or¬ 
ganisirung  der  untern  Anstalten  herbeischaffen  und  eine 
belebende  Aufsicht  über  dieselben  verbreiten.  Wäre 
nur  die  Nothwendigkeit  desselben,  dem  Prinzip  nach, 
von  dem  Gesetzgeber  anerkannt,  so  würde  dieser  Aus¬ 
spruch  schon  hinreichen,  den  Grund  dazu  sogleich  zu 
legen. 

Allein  ein  weit  dringenderes  Bedürfniss  noch  als  die 
Errichtung  der  polytechnischen  oder  encyklopädischen 
Schule,  ist  die  Verbesserung  des  ersten  Unterrichts  der 
jungen  Bürger  auf  dem  Lande. 

Der  rettende  Arm  des  Vaterlandes  muss  sich  zuerst 
nach  diesen  lallenden  und  hülf losen  Zöglingen  der  Natur 
ausstrecken:  die  Sorge  für  sie  ist  die  Schuld,  die  es 
zuerst  abtragen  soll. 

Der  Elementarunterricht  in  den  Bürgerschulen 
sollte  sich  freilich  auf  alle  Kenntnisse  und  Uebungen 
erstrecken,  ohne  welche  der  Mensch  nie  zum  vollen 
Gefühl  seiner  Würde  und  Bestimmung,  der  Bürger  nie 
zur  genauen  Kenntniss  seiner  Rechte  und  Pflichten  ge¬ 
langt;  er  sollte  die  physischen,  intellektuellen  und  mora- 
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lischen  Kräfte  des  Jünglings  bis  zur  Gründung  der  Selbst¬ 
ständigkeit  ausbilden.  Er  sollte  denselben  in  Stand  setzen, 
das  Maass  seiner  Talente  zu  schätzen  und  ihn  zu  dem¬ 
jenigen  Beruf  gehörig  vorbereiten,  der  seinen  Fähigkeiten 
am  angemessensten  und  zugleich  für  seine  Bedürfnisse 
hinreichend  wäre.  Er  müsste  demnach,  ausser  einer 
genauen  Anleitung  zum  richtigen  Lesen,  Sprechen  und 
Schreiben  in  der  Muttersprache  und  Rechnen,  sich  über 
die  Anfangsgründe  der  französischen  Sprache  für  das 
deutsche,  der  deutschen  für  das  französische  und  beider 
Sprachen  für  das  italienische  Flelvetien,  über  die  Plani¬ 
metrie,  einige  Kenntniss  der  Naturgeschichte,  der  Physik, 
Geographie  und  Geschichte,  die  nützlichsten  Gewerbe 
und  Handwerke,  den  Bau  des  menschlichen  Körpers, 
seine  Verrichtungen  und  die  nothwendigsten  Gesundheits¬ 
regeln,  über  die  Haus  wir  thschaft  und  die  Buchhaltung, 
die  Konstitution,  die  wichtigsten  Gesetze,  die  gesellschaft¬ 
lichen  Verhältnisse  und  die  Moral  verbreiten. 

Denn  jeder  Mensch  soll  ja  zur  Humanität,  d.  i. 
zum  leichten  und  sittlichen  Gebrauch  seiner  Kräfte  in 
allen  seinen  Verhältnissen  ausgebildet  werden. 

Der  Staat  ist  nur  Mittel  zu  diesem  jZweck  und  soll 
dem  Bürger  zu  seiner  Erreichung  verhelfen,  also  zur 
Bildung  seiner  physischen  Anlagen,  seiner  sinnlichen 
Vermögen,  seines  Verstandes  und  seines  Willens,  zur 
Kenntniss  seiner  Verhältnisse  zur  Natur,  zur  Gesellschaft 
überhaupt  und  zum  Staate  insbesondere,  damit  er  diese 
Verhältnisse  zu  seinem  Zwecke  benutzen  könne. 

Allein  dieser  Plan  ist  vor  der  Hand  unausführbar 
und  wird  es  noch  lange  bleiben!  das  Vorhandene,  so 
mangelhaft  und  dürftig  es  ist,  muss  als  der  Keim  be¬ 
handelt  werden,  aus  dem  eine  sorgfältige  Pflege  nach 
und  nach  etwas  besseres  entwickeln  soll. 
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Die  Naclinchten,  welche  wir  über  die  Fähigkeit  der 
grossen  Mehrheit  der  Landschullehrer  und  die  Hülfs- 
mittel  des  Unterrichts  eingezogen  haben,  erlauben  uns 
in  diesem  Augenblicke  nicht,  unsere  Wünsche  für  Unter¬ 
stützung  und  Verbesserung  der  Volksschulen  über  die 
engen  Grenzen  des  folgenden  Planes  auszudehnen,  welcher 
sich  auf  Lesen,  Schreiben,  Rechnen,  die  Anfangsgründe 
der  Muttersprache,  die  Kenntniss  der  Konstitution,  einige 
Uebungen  des  Gedächtnisses  und  der  Urtheilskraft,  ver¬ 
mittelst  eines  einzuführenden  Lesebuchs  und  ausführlichen 
moralischen  Unterricht  einschränkt,  und  den  wir  hiemit 
Ihrer  einsichtsvollen  Prüfung  vorlegen. 

Nur  noch  das  Verlangen  können  wir,  Bürger  Gesetz¬ 
geber,  nicht  unterdrücken,  dass  Sie  uns  begwältigen, 
diesen  Plan  für  diejenigen  Gemeinden  zu  erweitern,  wo 
die  Hülfsmittel  und  die  Lehrer  diese  Ausdehnung  fordern 
oder  gestatten. 

Republikanischer  Gruss. 

Der  Präsident  des  vollziehenden  Direktoriums, 

L  ahar  pe. » 

Ebenso  interessant  ist  ein  Aktenband  Nr.  1422  des  hel¬ 
vetischen  Archivs,  der  eine  grosse  Anzahl  von  sachbezüg- 
lichen  Vorschlägen  enthält,  die  in  den  Jahren  1798  —  1801 
an  das  Ministerium  der  Künste  und  Wissenschaften,  auf 
eine  öffentliche  Aufforderung  desselben  an  Jedermann,  ein¬ 
gereicht  worden  waren.  Es  finden  sich  darunter  Arbeiten 
von  bekannten  Personen  (wie  Professor  Francois  Secretan, 
Professor  Chappuis,  Pfarrer  Bridel,  Pfarrer  Lauterburg, 
Unter  Statthalter  Bernold,  dem  Barden  von  Riva)  und  von 
erheblichem  Umfange.  Das  herzbewegendste  darunter 
ist  ein  Aufsatz  von  «G.  Girard,  cordelier  de  Fribourg», 
eigenhändig  in  einer  klaren  zierlichen  Handschrift  ge- 
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schrieben,  mit  dem  Motto :  «  ramour  de  la  patrie  Fa  dicte 

* 

et  c’est  ä  lui  qu’il  se  dedie.»  Wir  können  dieses  Wort 
eines  katholischen  Ordensmannes  von  damals  leider  nicht 
ganz  abdrucken.  Welche  Zeit  aber  war  es,  in  der  solche 
Personen  nicht  nur  mit  freudigem  Rathe  an  der,  aus¬ 
schliesslich  staatlichen,  Erziehung  mitwirkten,  sondern 
sich  über  dieselbe  u.  A.  wie  folgt  aussprechen: 

«Sortant  des  mains  de  la  nature,  Fenfant  n’est  da¬ 
bord  qu’une  plante,  qui  vegete  et  devient  ensuite  animal, 
et  il  faut  en  faire  un  homme.  II  faut  repandre  des  lu- 
mieres  dans  son  esprit,  tourner  son  coeur  vers  le  bien, 
ahn  que  la  societe  trouve  en  lui  un  etre  sociable  et 
Fetat  un  citoyen.»  Diess  ist  der  Eingang.  Später  über 
den  Werth  des  Christenthuhis ,  das  Pater  Grirard  durch¬ 
aus  nicht  aus  dem  Schulplan  ausgestossen  wissen  will: 
« Si  Fon  veut  confondre  le  christianisme  avec  toutes 
ces  decorations  gothiques ,  toutes  ces  pratiques  supersti- 
tieuses,  ces  extravagances,  ces  maximes  intolerantes  et 
impures,  que  le  vice  et  Fignorance  des  hommes  y  ont 
ajoute  depuis  sa  naissance,  alors  j’hesiterais  de  dire, 
s’il  ne  vaudrait  pas  mieux  le  mettre  dans  Foubli,  que 
de  Fenseigner  encore.  Mais  si  Fon  entend  parier  du 
christianisme  dans  sa  simplicite  et  sa  purete  primitive, 
alors  je  confesserai  hautement,  que  de  Fecarter  de  Fen- 
seignement  public,  ce  serait  porter  le  coup  le  plus 
funeste  ä  la  vertu,  aux  moeurs  et  ä  la  societe.  Depuis 
dixhuit  siecles,  que  nous  philosophons  et  que  nous  nous 
enorgueillissons  de  nos  succes,  nous  n’avons  pas  trouve 
une  seule  verite  en  fait  de  morale  et  de  religion,  qui 
ne  se  trouve  pas  dans  cet  evangile,  dont  Finvention, 
comme  dit  Rousseau,  serait  un  plus  grand  predige  que 
le  heros  qui  en  fait  le  sujet.»  ....  «Je  passe  sous 
silence  que  le  christianisme  est  tout  particulierement  la 
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religion  des  republicains ,  je  m’en  rapporte  ä  ce  qu’en 
a  dit  le  ministre  des  arts  et  des  Sciences  dans  son  cir- 
culaire  du  mois  de  Juillet,  cet  ecrit  est  egaleinent  sublime 
et  consolant, »  —  Das  ist  der  echte,  weitherzige,  brüder¬ 
liche  Geist  der  Helvetik,  den  auch  das  Mönchsgewand 

nicht  aufhielt  —  quantum  mutati  ab  illo ! - 

Als  « Hülfsmittel  der  Erziehung »  erscheint  dann 
noch,  ausser  dem  eigentlichen  Schulwesen  im  engem 
Sinne,  « die  Leitung  des  öffentlichen  Geistes »  durch 
Förderung  der  Aufklärung,  sowie  der  Kunst  und  Wissen¬ 
schaft  in  den  helvetischen  Akten.  Zu  den  merkwürdig¬ 
sten  Erinnerungen  der  Helvetik  gehören  die  Bände, 
welche  die  Thätigkeit  des  Ministers  der  Künste  und 
Wissenschaften  (Stapfer)  in  ‘dieser  Kichtung  beleuchten. 
Unerschöpflich  geradezu  ist  die  Fülle  des  frischesten 
geistigen  Lebens,  das  dem  Beschauer  hier  entgegentritt, 
und  zu  bedauern,  dass  nicht  diese  ganzen  Bände  publi- 
zirt  werden  können.  Dieselben  enthalten  mehr  kultur¬ 
historisch  Interessantes ,  als  alle  offiziellen  Akten  der 
Eidgenossenschaft  von  1803  bis  auf  unsere  Tage,  es 
ist  keine  Seite  darin,  die  man  nicht  gerne  und  mit  Auf¬ 
merksamkeit  liest.  Allerdings  tritt  dabei  die  Persönlich¬ 
keit  des  Ministers ,  der  den  Mittelpunkt  dieser  Be¬ 
strebungen  bildete,  mächtig  in  den  Vordergrund,  und 
geradezu  bewundernswerth  ist  nicht  allein  die  Fülle 
der  Kenntnisse  und  des  Interesses  für  jeden  Zweig 
geistigen  Lebens,  sondern  auch  die  unermüdliche  Ur¬ 
banität  ,  mit  welcher  er  jede  Anregung  aufnimmt  und 
mit  aller  Sorgfalt  beantwortet.  — 

Eine  besondere  Berücksichtigung  wurde  natürlich 
vorab  der  Tagespresse  zu  Theil.  Die  helvetische  Begie- 
rung  abonnirte  grundsätzlich  auf  jede  Zeitung,  welche 
in  der  Schweiz  erschien  und  auf  eine  Anzahl  von  auslän- 
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dischen.*)  Gutgesinnte  Blätter  erhielten  daneben  auch 
günstige  Postverträge ,  andere  (z.  B.  die  Helvetischen 
Neuigkeiten)  wurden  davon  ausgeschlossen.  Daneben 
wurde  beabsichtigt ,  sowohl  ein  offizielles  politisches 
Organ  (die  Luzerner-Zeitung,  redigirt  von  Zschokke,  Be¬ 
schluss  8.  Dez.  1798),  als  auch  namentlich  ein  Volks¬ 
blatt  zur  allgemeineren,  populär-wissenschaftlichen  Be¬ 
lehrung  zu  gründen,  welches  den  Titel  «  helvetisches  Volks- 
hlatt »  führen  sollte  und  als  dessen  Kedaktor  Heinrich 
Pestalozzi  ausersehen  war.  (Grossrathsbeschluss  20.  Juli 
1798.)  Die  zahlreichen  Korrespondenzen  Stapfers  hier¬ 
über  mit  allen  hervorragenden  Menschen  der  damaligen 
Schweiz  füllen  beinahe  allein  den  Band  1474  des  Helve¬ 
tischen  Archivs,  theilweise  auch  noch  582.  Mit  höchstem 
Interesse  erblickt  hier  das  Auge  unter  vielem  Andern  z.  B. 
einen  Brief  von  Zschokke  noch  aus  Keichenau  (6.  April 
1798),  worin  er  für  das  Blatt  den  Titel  «Helvetischer 


Die  A bonneni entsliste  des  Yollziehungsratlies  vom  30.  Oct. 
1800  findet  sich  noch  (in  H.  A.  582)  folgeudermassen  vor: 

Abonnementsliste: 


Frankfurter  J  onrnal. 

Hamburger-Korrespondent. 

Posselt. 

Journal  d’ Auguste.  (?) 
Schwäbischer  Merkur. 
SchaflPhauser  Zeitung. 
Züricherzeitnng. 

Moniteur. 

Publiciste. 

Ami  des  loix. 

Journal  des  Campagnes. 

W  eltbott. 

Helvetische  Chronik. 


Journal  frangais. 

Feuille  d’avis. 

Gazette  de  Leyden. 

Augsb  urger-Z  eituu  g. 
Nouvelliste  Yaudois. 
Helvetischer  Zuschauer. 
Kepublikaner. 

Bulletin  Helvetique. 

Feuille  d’avis  de  Lausanne. 
Freiheitsfreund. 

Bulletin  de  Fribourg. 
Berner-Zeitung. 

Schweizerbott. 

1066  Fr.  und 


Die  Gesammtauslage  für  das  Abonnement  betrug 
1  Batzen. 
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Volkslehrer  »  vorschlägt  und  verspricht,  die  ausgezeich¬ 
netsten  bündnerischen  Patrioten,  Bavier,  Salis,  Sprecher,. 
Tscharner,  dafür  zu  interessiren ;  Briefe  des  edeln 
bischöflichen  Kommissärs  Thaddäus  Müller  in  Luzern; 
einen  Originalbericht  Pestalozzi’s  « über  Unterwaldner- 
Schulsachen  »*)  und  seinen  Vertragsentwurf  über  das 
Volksblatt  mit  dem  Verleger  Gessner  in  Zürich.  Ebensa 
ein  Verzeichniss  aller  Personen  in  der  Schweiz,  die  zu 
Beiträgen  aufgefordert  werden  sollen ,  somit  eine  gewisse 
literarische  Bedeutung  hatten.**)  Alle  hervorragenden 
Geister  der  damaligen  Zeit  zeigen  sich  in  ihren  Ant¬ 
worten  als  eifrige  Freunde  patriotischer  Volksbildung  und 
einheitlicher  Staatsgestaltung.  Antistes  Hess  von  Zürich 
ist  der  einzige,  welcher  <  dieses  zurückkehrende  Zutrauen  )> 
vornehm  von  der  Hand  weist.  Die  Korrespondenz  des 
Ministers  über  die  damalige  Zeitungsliteratur  und  die 
noch  zahlreicheren  Pläne  zu  einer  solchen  enthält  vor¬ 
züglich  Band  1477  H.  A.  Es  findet  sich  daselbst  u.  A. 
auch  ein  Projekt  über  die  Erstellung  einer  «  allgemeinen 
Literatur- und  Kunstzeitung»,  die  Berichte  von  Zschokke 
über  seinen  Freiheitsfreund  und  Schweizerhoten,  sowie 
Einiges  über  die  « literarische  Gesellschaft »  im  Luzern,. 


*)  Er  Ibeginnt :  „Das  Mitleiden  mit  den  unglücklichen  Unter- 
waldnern  ist  unter  den  Helvetiern  allgemein,  aber  es  ist  nicht  allge¬ 
mein  rein.  Das  Verbrechen  („oder  wenigstens  die  Fehler“  stand 
ursprünglich,  ist  aber  durchgestrichen),  durch  welches  sich  diesn 
armen  Leute  ihr  Unglück  zugezogen  haben,  nihmt  an  vielen  Orthen 
sichtbar  an  diesem  Mitleiden  Antheil.“  — 

Auch  einzelne  Abhandlungen,  die  offenbar  für  das  Yolksblatt 
bestimmt  waren,  finden  sich  noch  daselbst  in  der  Originalhandschrift, 
z.  B. :  „Ueber  den  Umgang  mit  seinen  Nebenmenschen,“  „Stimmt 
die  helvetische  Konstitution  mit  der  Bibel  überein,  oder  nicht,“  beide 
ohne  Angabe  des  Autors,  und  ein  weitläufiges  Konstitutionsproject 
vom  18.  April  1801,  von  Barras,  ehemals  Professor  an  der  Freiburger- 
Akademie.  — 
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die  Stapfer  ebenfalls  gründete ,  die  aber  bald  in  den 
Stürmen  der  Zeit  unterging  (H.  A.  1479). 

Die  Literatur  zur  Volksbildung  musste  übrigens  da¬ 
mals  noch  mittelst  starker  Abonnements  und  sogar  di¬ 
rekter  Geldbeiträge  der  Regierung  unterstützt  werden. 
Denn  so  gering  war  der  eigene  Trieb  nach  echter  Be¬ 
lehrung  im  Volke  ,  dass  z.  B.  am  9.  Juli  1799  die  hel¬ 
vetische  Gesetzessammlung,  die  anfänglich  in  4000  Exem¬ 
plaren  aufgelegt  worden  war ,  blos  262  Abonnenten 
zählte.*)  So  erhält  u.  A.  (H.  A.  582)  der  Bürger  Hart¬ 
mann  in  St.  Gallen  von  Stapfer  für  sein  «Wochenblatt 
für  den  Kanton  Säntis  »  ein  Geschenk  von  5  Louisdor, 
worüber  er  in  einem  Dankschreiben  die  für  den  Geist 
langjähriger  Knechtschaft,  auch  der  Literatur,  bezeichnen¬ 
den  Worte  äussert:  «Die  Achtung,  die  man  für  Ihre 
grossen  Verdienste  um  das  Wohl  unserer  Republik  haben 
muss,  würde  schon  keine  Abweichung  von  republikani¬ 
schen  Grundsätzen  gestatten,  aber  Ihre  Bürgerhuld 
verpflanzt  solche  überall,  wo  für  sie  nur  einige  Empfäng¬ 
lichkeit  da  ist.»  — 

Das  geistige  Eigenthum  wurde  überhaupt  nicht  durch 
ein  allgemeines  Gesetz,  sondern  durch  solche  Unter¬ 
stützungen,  Ankauf  von  Exemplaren  und  Verleihung  von 
Druckereiprivilegien,  letztere  jedoch  immer  nur  auf  kurze 
Zeit  gültig,  geschützt,  **)  wobei  sich  in  Bezug  auf  Erfin- 

Dagegen  äussert  sich  u.  A.  ein  Bericht  aus  Langenthal 
(12,  Dez.  1798,  H.  A.  1480)  mit  Entsetzen  über  den  „wahren  Wust 
von  abergläubischen ,  abgeschmackten  und  vernunftlosen  Sachen“, 
welcher  in  Marktbuden  und  Buchbinderladen  an  das  Volk  bis  anhin 
verkauft  werde. 

So  wurden  beispielsweise  während  der  grössten  Kriegsnoth 
im  Oktober  1799  1000  Exemplare  des  sog.  Beker’schen  Noth-  und 
Hülfsbüchleins  angekauft.  Ebenso  erhält  der  Bürger  Reymondin 
von  Leman  für  ein  Buch  über  den  Rebbau  10  Jahre  Privileg  (13.  Dez. 
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duügsprivilegien  die  sehr  zweckmässige  Bestimmung  regel¬ 
mässig  vorfindet ,  dass  der  Erfinder  drei  Zöglinge  darin 
unterrichten  und  während  der  Dauer  des  Privilegiums 
einen  staatlich  fixirten  Preis  seines  Produktes  sich  gefalleu 
lassen  muss  (5.  März  1800,  25.  April  1801;  Beispiele 
23.  Mai,  28.  Juli  1801). 

Eine  unausgesetzte  Sorgfalt  widmete  Stapfer  der 
Ermunterung  der  schönen  Künste,  der  Erhaltung 
der  alten  Kunst  denk  male.  Es  ist  darüber  in  den 
Bänden  1474 — 1481,  582  und  583  des  Helv.  Archivs  eben¬ 
falls  sehr  viel  interessantes  Material,  dessen  sich  ein  Kultur¬ 
historiker  unser  Tage  bemächtigen  sollte.  U.  A.die  Original- 
Korrespondenzen  mit  den  damaligen  Künstlern  der  Schweiz, 
welche  zu  Eingabe  eines  Lebenslaufes,  eines  Verzeich¬ 
nisses  ihrer  Arbeiten  und  zu  Vorschlägen  für  die  wirksame 
Hebung  der  Kunst  eingeladen  worden  waren.* *)  Das  Direk¬ 
torium  erhielt  auch  von  einzelnen  derselben  werthvolle  Ge¬ 
schenke  und  Angebote  von  solchen.  So  z.  B.  von  einem 
Waadtländer  Künstler,  Dautun,  ein  grosses  Gemälde,  die 
Ankunft  Christi  zum  Gericht  darstellend,  welches  Stapfer 
mit  feinster  Sachkenntniss  kritisirt ;  von  Bildhauer  Christen 
(Vater  des  heutigen  Künstlers)  die  Offerte  einer  Gruppe 
« Leda  mit  dem  Schwan » ;  von  Bildhauer  Keller  (aus 
Zürich)  in  Rom  einen  Gypsahguss  seines  Werkes  Gallo- 


1798).  Eine  Botscliaft  des  Directoriums,  betreffend  ein  Gfesetz  znm 
Schutze  des  literarischen  und  künstlerischen  Eigenthums  (auf  20  Jahre, 
mit  Giegenrecht  gegenüber  dem  Ausland,  vom  22.  Febr.  1799),  findet 
sich  in  H.  A.  581,  hatte  aber  keine  Folge. 

*)  Das  Circular  an  die  Künstler  findet  sich  im  Rep.  von  1799, 
Nr.  71.  Es  melden  sich  alle  mögliehen,  u.  A.  auch  eine  Regula  Picklin, 
die  alle  französischen  Grenerale  gemalt  hat,  und  Sängervater  Nägeli, 
mit  der  bescheidenen  Bemerkung,  er  wisse  nicht,  ob  er  auch  zu  den 
Künstlern  gehöre. 
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Herkules  mit  dem  Bundesgenius  zu  seinen  Füssen  neben 
der  Göttin  der  Freiheit,  welches  Stapfer  sehr  lobt  und 
hofft,  es  werden  bald  bessere  Zeiten  kommen,  in  welchen 
die  helvetische  Regierung  talentvollen  Künstlern  «reelle 
Pfänder  ihres  Beifalls»  werde  ertheilen  können!  (Brief 
22.  April  1801,  H.  A.  1476.) 

Von  allen  diesen  Geschenken  findet  merkwürdiger¬ 
weise  sich  keine  Spur  ihres  Verbleibens  mehr.  Der 
einzige  noch  vorhandene  Best  ist  ein  kleines  hübsches 
Aquarell,  dargebracht  von  «Midart,  citoyen  de  So- 
leure » :  le  reveil  du  Suisse.  (Dermalen  eingebunden  in 
Band  581.) 

Die  schweizerischen  Künstler  werden  vom  Minister 
auch  aufgefordert,  alle  tragbaren  Kunstwerke  in  Helve- 
tien  sorgfältig  zu  inventarisiren,*)  und  es  lag  die  Absicht 
zu  Grunde,  ein  eigentliches  Nationalmuseum,  ganz  beson¬ 
ders  eine  Centralgemäldegallerie  in  Zürich  zu  gründen 
(11.  Sept.  1798,  16.  April  1799,  H.  A.  583).  Ebenso 
sollte  ein  Konservatorium  für  schöne  Künste  und  technische 
Wissenschaften  errichtet  werden  (16.  April  1798),  und  es 
fand  wirklich  die  Erste  Kunstausstellung  der  Schweiz  in 
dieser  stürmischen  Zeit  der  Helvetik  statt. '^*) 


Schon  am  15.  Dezember  1798  fand,  veranlasst  durch  Eingaben 
aus  "Wallis  und  Avenches,  ein  Beschluss  des  Direktoriums  dahin  statt, 
die  Ehre  Helvetiens  erfordere  die  sorgfältige  Erhaltung  der  alten 
Kunstdenkmäler,  die  Yerwaltungskammern  sollen  daher  eine  Be¬ 
schreibung  aller  ihnen  bekannten  Monumente  einreichen  und  die 
wirksamsten  Massnahmen  zu  ihrer  Erhaltung  ergreifen. 

Vier  Bauern  aus  Waldenburg  wird  eine  Belohnung  für  einige 
ausgegrahene  römische  Bronzefiguren,  die  sie  schon  vor  der  Bevo- 
lution  nach  Basel  geliefert  hatten,  zugesprochen.  (H.  A.  583.) 

Auch  die  dermalen  noch  bestehende  Künstlergesellschaft  von 
Bern  z.  B.  ist  von  Stapfer  gegründet  worden  (H.  A.  1480). 
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Den  Bibliotheken  und  sonstigen,  bereits  beste¬ 
henden,  Sammlungen  widmete  der  Minister  der  Wissen¬ 
schaften  ebenfalls  besondere  Aufmerksamkeit.  Die  Ver¬ 
handlungen  über  den  Ankauf  der  Zurlauben’schen  Biblio¬ 
thek,  die  bereits  in’s  Ausland  verkauft  war,  über  das 
Herbarium  von  Tribolet,  über  die  damals  berühmte 
Mineraliensammlung  des  Herrn  von  Erlach  in  Spietz, 
über  die  Nationalbibliothek  in  Lugano  mit  Canonicus 
Oldelli,  über  die  Anlage  eines  botanischen  Gartens  in 
Luzern  füllen  wesentlich  den  Band  1481  H.  A.*)  Es 
waren  sowohl  in  den  Kantonen  Nationalbibliotheken,  wie 
auch  eine  centrale  zum  Gebrauch  der  Regierung  und 
der  gesetzgebenden  Räthe  beabsichtigt,  für  die  schon 
am  27.  Dezember  1798  4000  Fr.  votirt  wurden.  Jeder 
schweizerische  Schriftsteller  sollte  gehalten  sein ,  von 
seinen  Werken  4  Exemplare  dahin  abzugeben  (H.  A. 
1475).  Alle  Fonds  für  Bibliotheken  oder  Schulzwecke 
überhaupt  blieben  steuerfrei  (19.  Januar  1799)  und  es 
bestand  auch  ein  « Generalinspektor  der  Nationalbiblio- 


*)  Die  Zurlauben’sche  Bibliothek  wurde  für  18,144  Fr.  angekauft 
(19.  Nov.  1801).  Sie  kam  bei  Auflösung  der  Helvetik  um  etwas  über 
11,000  Fr.  an  den  Kanton  Aargau.  Die  Erlach’sche  Sammlung  ist 
muthmasslich  ein  Theil  der  jetzigen  Bernischen.  Herr  von  Erlach 
wurde  lange  nicht  dafür  bezahlt  (der  Preis  betrug  6848  Fr.)  und 
droht  zuletzt  in  einem  Briefe  Stapfer,  als  er  nachmals  Minister  in 
Paris  war,  ihn  persönlich  zu  belangen.  Schliesslich  erhielt  er,  soweit 
benierklich,  seinen  Kaufpreis,  mit  Abzug  von  2  Jahren  rückständiger 
helvetischer  Steuern.  Eine  andere  Mineraliensammlung  von  Khan  in 
Zürich  beantragte  Stapfer  auch  zu  kaufen,  was  aber  aus  Gelduoth 
abgelehnt  wurde.  Yon  einer  Jgfr.  Manuel  in  Bern  wurde  eine  Samm¬ 
lung  von  Maassen  und  Gewichten  aus  dem  Nachlass  ihres  Bruders 
(ehemaligem  Welsch  -  Oherkommissärs)  gekauft.  Die  Bibliotheken 
der  Klöster  waren  übrigens  zum  Theil  auch  von  den  Franzosen  vi- 
sitirt  worden.  So  entnahm  Lecourbe,  dem  man  einen  solchen  litera¬ 
rischen  Geschmack  kaum  Zutrauen  würde,  ein  Manuskript  des  Flavius 
Josephus  aus  dem  11.  Jahrhundert  aus  der  Engelberger  Bibliothek. 
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theken  Helvetiens»  (Balthasar  von  Luzern),  von  dem 
verschiedene  Berichte  über  seine  Inspektionsreisen  vor¬ 
liegen. 

Die  Verschacherung  von  Büchern  oder  Kunstwerken 
in’s  Ausland,  die  nachmals  so  bedauerliche  Dimensionen 
angenommen  hat,  begegnete  zur  Zeit  der  Helvetik  einem 
stets  wachsamen  Auge.  Die  Zurlauben’sche  Sammlung, 
die  bereits  nach  St.  Blasien  verkauft  war,  wurde  seque- 
strirt,  und  einem  solchen  «Kunsthändler»  von  St.  Gallen, 
Beutiner,  der  in  einem  sehr  suhmissen  Schreiben  aus 
Begensburg  (wo  er  niedergelassen  ist)  auf  Grund  einer 
Benachrichtigung  «seines  Freundes,  des  Stadtpfarrers 
Zollikofer  von  St.  Gallen,»  für  «seine  Gönner»;  englische 
Lords,  die  Geldnoth  der  Schweiz  benützen  will,  um 
Incunaheln  zu  kaufen  (von  denen  er  eine  detaillirte 
Liste  beilegt),  und  sogar  noch  die  Dreistigkeit  hat,  Stapfer 
die  Hälfte  des  zu  machenden  Gewinnes  anzubieten,  ant¬ 
wortet  derselbe  mit  folgenden  würdigen  Worten  (9.  März 
1799):  «Mit  dem  Verkehr,  in  den  Sie  mit  mir  wegen 
des  Ankaufes  von  sog.  Incunaheln  zu  treten  gedenken, 
kann  ich  mich  keineswegs  befassen.  Die  helvetische 
Nation  denkt  zu  gross  und  lieht  die  Wissenschaften  zu 
sehr,  als  dass  sie  ihre  literarischen  Schätze  veräussern 
und  reicheren  Völkern  um  einen  Geldpreis  überlassen 
sollte.  Sie  will  dieselben  für  ihre  eigenen  Gelehrten 
auf  bewahren,  die  hei  dem  neuerwachten  Gefühle  der 
Freiheit  und  bei  daher  rührender  frischer  Kraft  gewiss 
alle  Zweige  des  menschlichen  Wissens  thätiger  bearbei¬ 
ten  und  auch  den  Beichthum  Helvetiens  an  alten  Im¬ 
pressen  benutzen  werden.»  Und  ebensowenig  als  mit  dem 
Incunabelnhändler  will  er  mit  dem  Magnetiseur  Messmer 
etwas  zu  thun  haben,  der  das  «Theätre  de  ses  talens  » 
in  der  Schweiz  aufschlagen  möchte  und  sich  durch  den 
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helvetischen  Minister  Zeltner  von  Paris  aus  dafür  em¬ 
pfehlen  lässt.  Stapfer  entschuldigt  sich  mit  feiner  Höf¬ 
lichkeit  wegen  seines  annoch  zu  schwachen  Wunderglau¬ 
bens  «j’attens  des  miracles  bien  positifs,  qui  attestent 
sa  mission  et  alors  . . . .  j’y  croirai  sans  doute».  (14.  Mai 
1799.) 

Eigentliche  Bauwerke,  durch  welche  sich  eine 
Periode  am  meisten  im  Gedächtniss  der  Nachkommen¬ 
den  befestigt  und  die,  wie  schon  einer  der  Ersten 
Mediceer  sich  ausdrückt,  allein  «extra  petulantiam  lu- 
dunique  fortunse»  stehen,  waren  der  helvetischen  Zeit 
nicht  vergönnt,  obwohl  ein  Staatsarchitekt  (Escher  von 
Zürich)  vorhanden  war.  Dieses  Geschenk  der  Götter  ist 
der  Periode  von  1848  anheimgefallen,  die  vielleicht  nach 
Jahrhunderten  allein  noch  dadurch  in  der  Erinnerung 
fortlebt.  — 

Alle  erziehenden  Bestrebungen  jener  Zeit  gingen 
im  Uebrigen  keineswegs,  wie  heute,  vorzugsweise  dahin, 
die  künftige  Generation  mit  einer  möglichst  grossen 
Menge  von  Kenntnissen  auszustatten,  sondern  immer 
in  allererster  Linie,  sie  zu  eigenem  Denken  anzuregen 
und  in  ihr  die  auf  alles  Edle,  Grosse  und  Gemeinnützige 
gerichtete  Gesinnung  zu  wecken,  ohne  die  eine  Kepu- 
blik  auf  die  Dauer  nicht  bestehen  kann.  Hierin  be¬ 
sonders  ist  die  Helvetik  eine  wahre  Oase  zwischen 
zwei  dürren  Sandflächen  und  ihr  Sturz  auf  dem  Ge¬ 
biete  der  nationalen  Erziehung  ist  das  grösste  Unglück, 
welches  die  Eidgenossenschaft  seit  der  konfessionellen 
Spaltung  betroffen  hat.  Das  Wenige  von  Schwung  und 
echtem  Idealismus,  was  sie  überlebte,  zog  sich  auf 
lange  Zeit  in  einzelne,  ebenfalls  in  jener  Zeit  gegründete 
Kantons  schulen  (vorzugsweise  die  von  Aarau,  gestiftet 
am  6.  Januar  1802)  zurück,  die  fortan  bis  auf  unsere 
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Tage,  weit  mehr  als  alle  schweizerischen  Universitäten, 
das  heilige  Feuer  der  Begeisterung  für  einen  grösseren 
nationalen  Zusammenhang  in  den  Herzen  der  Jugend 
gehütet  haben.*) 

Diesen  Schwung  suchte  die  Verfassung  (Art.  14,  24) 
unter  Anderem  durch  Nationalfeste  zu  beleben,  die 
jedoch  natürlich  grossen  Theils  nicht  zu  Stande  kamen. 
Besonders  sollte  der  12.  April  1799,  als  G-eburtstag  der 
Freiheit,  feierlich  begangen  werden  und  das  Direktorium 
erliess  darüber  eine  ausführliche  Instruktion,  vom  7.  März 
1799,  deren  Schluss  dahin  lautet:  «Männer  ohne  Bürger¬ 
sinn,  Weiber  ohne  Sittsamkeit;  feige  Jünglinge  und  un- 
gerathene  Kinder  dürfen  zu  Hause  bleiben.»  Bemerkens- 
werther  ist  ein  Schreiben  Stapfers  hiezu  an  das  Direk¬ 
torium,  worin  er  ausführt,  es  wäre  besser,  in  der  Schweiz 
die  Mythologie  bei  Seite  zu  lassen  und  statt  dessen  die 
alten  nationalen  Feste  von  Näfels,  Sempach  etc.  wieder 
zu  beleben,  «il  faut  saisir,  dit  Kousseau,  les  circon- 
stances  pour  monter  les  ämes  au  ton  des  ämes  an- 
tiques.  Nous  avons  des  monumens  et  des  faits  uniques 
dans  les  annales  des  nations ,  depuis  que  les  Grecs 
n’existent  plus. »  **) 

Die  alten  Universitäten  und  Akadenaien  waren  der  Helvetik 
nicht  hold  und  die  oben  citirten  Bände  bewahren  darüber  auch 
n.  A.  einige  stark  an  das  Komische  streifende  Belege  hiezu,  die  noch 
heute  sehr  lehrreich  sind. 

Es  ergibt  sich  hiebei  aus  einem  Berichte  von  Heinrich 
Heidegger  an  Stapfer  vom  22.  Januar  1799  (H.  A.,  1478)  auch  die 
merkwürdige  Thatsache,  dass  der  französische  General  Xaintrailles  in 
St.  Gallen  am  21.  Januar  1799  ein  „Fest  der  Vernunft“  feiern  liess. 
Eine  Göttin  der  Vernunft  (aus  Herisau  gebürtig  und  mit  Namen  ge¬ 
nannt)  wurde  in  Begleit  von  12  andern  Mädchen  auf  einem  Triumph¬ 
wagen  in  den  Klosterhof  gefahren,  dort  „dem  Volke  gezeigt  und  ein 
Ball  im  Gotteshaus  beschloss  dann  das  Fest.  Sk  Gallen  sah  dieses 
Fest  ungern.“ 
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Und  ebenso  eine  Proklamation,  welche  der  bischöfliche 
Kommissär  Thaddäus  Müller  bei  diesem  Anlasse  an  die 
katholische  Geistlichkeit  seines  Yerwaltungssprengels 
(Waldstätte,  Luzern  und  Baden)  erlässt.  «  Dringend  ist 
es  —  so  sagt  er  darin  —  dem  Volke  die  Pflicht  und  die 
allgemeine  Nothwendigkeit  zu  erklären,  für  die  neue 
Ordnung  der  Dinge  mit  Gut  und  Blut  einzustehen.  Wir 
dürfen  das  Volk  auf  die  Absichten  der  Missvergnügten 
aufmerksam  machen,  welche  immerfort  nur  Klagen  führen, 
den  Muth  der  Muthvollen  schwächen  und  die  Schwachen 
mit  beständiger  Furcht  erfüllen.  Wir  dürfen  das  Volk 
nachdenken  lassen,  ob  diese  nicht  ihre  eigene  Sache 
betreiben,  nur  ihr  verlorenes  Ansehen  wieder  suchen, 
ob  ihr  Bemühen  zuletzt  auf  etwas  Anderes  ziele,  als 
wieder  mehr  über  Andere  zu  herrschen  als  es  sein  soll.» 
Mit  der  gleichen  Nüchternheit,  wie  die  « mythologischen  » 
Feste,  behandelt  der  Minister  der  Künste  und  Wissen¬ 
schaften  äusserst  zahlreiche  Zumuthungen  von  Tragöden, 
welche  die  Zeit  gekommen  glaubten,  um  National¬ 
theater  und  dramatische  Institute  in  Helvetien 
zu  gründen ,  unter  denen  sich  besonders  « Albert  Ro- 
guin  &  Cie.»  in  Lausanne  hervorthun.  Der  «moment 
heureux»  hiezu  scheint  Stapler  noch  nicht  gekommen 
und  kam  in  der  That  nie,  denn  die  schon  vorhandenen 
Theater  Helvetiens  wurden  im  Gegentheil  nachmals,  als 
mit  dem  Ernste  der  Zeit  k  o  n  t  r  a  s  t  i  r  e  n  d , 
sämmtlich  geschlossen  und  selbst  die  Hinweisung  auf 
die  Athener,  welche  die  ihrigen  während  des  ganzen  pe- 
loponnesischen  Krieges  offen  hielten,  genügte  der  Strenge 
der  gesetzgebenden  Käthe  nicht.*) 

Vide  Yerliandlungen  im  Republikaner  III.,  553  —  608, 
Selbst  die  grössten  Verehrer  der  Bühnenkunst  betrachteten  sie  übri¬ 
gens  damals  nicht  als  ein  blosses  Amüsement,  sondern  als  ein  Mittel, 


Denn  auch  das  war  schliesslich  der  Helvetik  nicht 
fremd,  dass  das  «wichtigste  aller  Tugendinittel  weder 
eine  Kirche  noch  eine  Schule,  sondern  ein  morali¬ 
sches  Gemeinwesen»  ist,  und  auch  hierüber  enthalten 
ihre  Annalen  Manches,  was  man  dort  vielleicht  nicht 
suchen  würde.  Die  Sitten,  welche  die  Helvetik  vor¬ 
fand,  waren  trotz  der  patriarchalen  Kegierungsweise  und 
der  offiziellen  Kirchlichkeit  keineswegs  musterhaft.  Im 
Gegentheil  die  Rohheit  des  Landvolkes  und  die  franzö¬ 
sische  Korruption  der  regierenden  Klassen  findet  sich  in 
vielen  Schriften  des  vorigen  Jahrhunderts  auf  eine  wahr¬ 
haft  abschreckende  Weise  geschildert.  (Vgl.  z.  B.  Neue 
Schweizerchronik.)  Schon  die  Verfassung  suchte  nach 
ihrer  Weise  auch  hier  durch  patriotische  Volksfeste,  an 
denen  die  Behörden  offizielle  Reden  zu  halten  hatten, 
veredelnd  einzuwirken.  (Vgl.  z.  B.  Art.  5,  14,  24  und 
einen  schönen  Rapport  von  Huber,  Rep.  IH,  123.) 
Glücksspiele  an  öffentlichen  Orten  waren  bei  Strafe  der 
Schliessung  derselben  gänzlich  verboten,  und  die  Be¬ 
amteten  der  Republik,  die  sich  ihnen  ergaben,  wurden 
ohne  Weiteres  abgesetzt.  ^) 


um  den  öffentlichen  Geist  zu  heben  und  tugendhafte  Gesinnungen 
zu  verbreiten.  Jener  Roguin  verspricht  diess  ausdrücklich  in  seinen 
Petitionen  und  will  sogar  möglichst  dafür  sorgen,  dass  alle  „artistes 
peres  et  meres  de  famille“  seien  und  auch  das  Direktorium  leitet 
seinen  Beschluss  darüber  mit  den  deutlichen  Worten  ein:  „considerant, 
que  les  theätres  ne  peuvent  devenir  des  ecoles  de  moeurs,  de  hon  sens, 
d’instruction  utile  et  de  patriotisme  epure,  que  sous  la  direction  de 
Citoyens  probes,  intelligens  et  animes  du  desir  de  repandre  des  lumieres 
et  epurer  les  moeurs.“  Eine  Bühne  in  der  Hauptstadt,  welehe  ihre 
Thätigkeit  mit  „Arria  und  Messalina“  eröffnet,  würde  in  der  viel¬ 
geschmähten  Helvetik  schwerlich  Unterstützung  gefunden  haben. 

Dieser  heute  sehr  nachahmenswerthe  Beschluss  findet  sich 
in  Arrete  vom  2.  Februar  1801  und  lautet  im  Wesentlichen:  „Le 
Conseil  executif,  considerant  que  les  jeux  de  hazard  ont  les  conse- 
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Es  mag  vielleicht  selbst  etwas  an  das  Komische 
streifen,  wenn  wir  im  Republikaner  vom  30.  April  1799, 
mitten  in  dem  schweren  Kriegsjahre,  den  Vorschlag  lesen, 
einen  « Minister  der  Sitten  »  einzuführen ,  der  darüber 
wachen  soll,  «dass  keine  neuen  Laster  unter  dem  Volke 
einreissen  »  und  «  dass  das,  was  bisher  Tugend  Einzelner 
war,  zum  herrschenden  Charakter  der  Nation  werde». 
Eine  «moralische  Kommission»  jedes  Kantons  soll  ihm 
monatlich  einen  Bericht  über  den  Zustand  der  dortigen 
Sittlichkeit  abgeben ,  er  selbst  aber  ist  «  gehalten ,  der 
Legislatur  alle  Monat  einen  sein  Fach  betreffenden  Vor¬ 
schlag  zu  thun  und  alle  halbe  Jahre  einen  genauen  Be¬ 
richt  über  den  Zustand  der  Moralität  in  der  ganzen  Re¬ 
publik  zu  erstatten».  Jede  sittliche  Unordnung  und  jeden 
Erziehungsfehler,  den  er  bemerkt,  soll  er  sofort  einbe¬ 
richten,  jeder  Bürger,  der  etwas  Moralisches  vorzuschlagen 
hat,  soll  sich  an  ihn  wenden  dürfen,  und  sein  wesent¬ 
liches  Augenmerk  soll  sein,  unserem  Volke  «den  schönen 
Charakter  der  alten  republikanischen  Griechen  und  Römer 
beizubringen  ».  —  Für  so  wichtig  wurde  dieser  seltsame 
Vorschlag  gehalten,  dass  sogar  das  Ministerium  des  Aus¬ 
wärtigen  mit  dem  des  Kriegs  verschmolzen  werden  sollte, 
um  nur  diesem  neuen  Minister  Platz  zu  machen.  Ebenso 
findet  sich  in  H.  A.  1479  ein  Schreiben  von  Dr.  Höpfner 
an  den  Minister  der  Erziehung  über  einen  Plan,  « alle 
edeln  Handlungen  in  Helvetien  zu  publiziren ».  Seine 
Freunde  «Huber,  Sulzer,  Schiller,  Weisse,  Starke, 
Beker,  Meiners  Jiaben  sich  zu  Beiträgen  bereit  erklärt 

quences  les  plus  funestes  sur  la  moralite  et  les  affaires  domestiques 
des  citoyens  qui  s’y  adonneut,  arreteiToute  personne  au  Service  de 
la  Republique,  civile  ou  inilitaire,  qui  sera  convaincue  d’avoir  pris 
part  ä  un  jeu  de  cette  espece  dans  une  maison  publique,  sera  sans  autre 
destituee  de  son  emploi.“  Von  der  strengen  Kontrole  des  Wirtb- 
scbaftswesens  ist  schon  oben  (pag.  614)  die  Rede  gewesen. 
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und  Franz  Xaver  Bronner,  der  im  Ministerium  der  Künste 
und  Wissenschaften  arbeite  (von  dem  in  der  That  viele 
Schreiben  vorliegen)  sollte  dafür,  als  besonders  geeigneter 
Mitarbeiter,  noch  gewonnen  werden.  (8.  März  1799.) 

Wir  mtfssen  wohl  immerhin  dem  Eepublikaner  Recht 
lassen,  wenn  er  sagt,  es  sei  angesichts  der  Erfahrung, 
«dass  beinahe  alle  Pläne  jeder  Regierung  scheitern,  wenn 
die  Moralität  nicht  aufrecht  erhalten  wird»,  «für  die  Na¬ 
tion  keine  Schande»,  solche  Projekte  gemacht  zu  haben. 
Und  es  bleibt  ein  ehrwürdiges  Zeitalter,  in  welchem 
diese  Vorschläge  ernstlich  diskutirt  werden  konnten, 
ohne  jemals,  in  einer  sehr  gemischten  parlamentarischen 
Versammlung,  dem  blossen  Sarkasmus  anheimzufallen. 

Dabei  ist  ganz  besonders  nicht  zu  übersehen,  dass  die 
Helvetik  den  religiösen  Grundlagen  der  Moralität  im 
Ganzen  ferner  stand,  als  wir  es  heute  sind.  Alles  Kirch¬ 
liche  und  Positiv-Religiöse  begegnete  damals  dem  unbe- 
zwinglichen  Misstrauen,  welches  eine  lange,  traurige  Ver¬ 
kommenheit  der  offiziellen  Kirchen  in  allen  denkenden 
Menschen  hervorgerufen  hatte.  Eine  Abneigung,  welche 
die  Kirche  beider  alleinseligmachender  Konfessionen  durch 
einen  grimmigen  Hass  gegen  den  helvetischen  Staat  ver¬ 
galt,  mittelst  dessen  sie  sehr  zu  seinem  Sturze  und  zu 
der  verderblichen,  noch  heute  zum  Theil  praktisch  gel¬ 
tenden  Anschauung  h  eigetragen  hat,  als  oh  Christenthum 
und  Aristokratismus  und  hinwieder  Demokratie  und 
Glaubenslosigkeit  in  einem  natürlichen  Zusammenhänge 
stünden.  *) 


Vgl.  z.  B,  Rep.  letzter  Band  p.  1178,  und  Schweizerckronik  286. 
Die  Aeusserung  Schneebeli’s  1804  in  seinen  letzten  Augenblicken, 
als  ihm  Trost  durch  einen  Geistlichen  angeboten  wurde,  „mit  den 
Geistlichen  wolle  er  nichts  haben,  sie  seien  eine  böse  Klasse  Menschen“, 
eine  Anschauung,  die  damals,  unmittelbar  nach  dem  Sturzeder  Helvetik, 
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Dennoch  wurden  selbst  unter  der  iHerrschaft  der 
Ersten  Helvetischen  Verfassung,  welche  aus  dieser  Ab¬ 
neigung  am  wenigsten  ein  Hehl  machte,  die  Geistlichen 
immer  als  Staatsdiener  behandelt,  ihnen  sogar  ein 
Theil  ihrer  bisherigen  Einkünfte,  die  Primizien,  belassen 
(20. Dezember  1799),  ebenso  die  Civilstandsregisterführung 

unter  dem  schweizerischen  Landvolk  nicht  selten  war,  weil  man 
sie  in  der  That  für  Auflaurer  und  Agenten  jeder  reaktionären  Ge¬ 
walt  hielt  (Helvetia  YH,  154),  war  ohne  Zweifel  auch  dazumal  nicht 
richtig.  Sie  waren  aber  grossentheils  eine  verbitterte  und  nach  Her¬ 
stellung  ihrer  Autorität  dürstende  Klasse ,  und  die  harmloseren 
mochten  dagegen  vielfach  von  dem  Schlage  jenes  Berner  Pfarrers 
sein,  der  seiner  Gemeinde  ihre  kirchlichen  und  häuslichen  Pflichten 
in  folgender  W  eise  klar  zu  machen  sucht : 

„Ist’s  nicht  wahr,  eine  Kuh 
Wurd’  Euch  nicht  sonders  freuen, 

Die  die  verschluckte  Speis 
Nicht  wurde  wiederkäuen? 

Ihr  Bauern,  wann  Ihr  habt 
Gehöret  Gottes  Wort, 

So  üherleget’s  wohl 
An  einem  stillen  Ort.“ 

„Das  Weibs  Volk  sich  ergezt 
Mit  Nähen  und  mit  Spinnen 
Und  sorgen,  dass  die  Schwein 
Fett  werden  ohne  Finnen. 

Der  Metzger  schneidet  aus 
Die  Hammen  von  zwölf  Pfund, 

Kommt  dann  noch  Wein  dazu, 

Sind  sie  nicht  ungesund.“ 

Ygl.  „Theologia  naturalis  et  experimentalis,  eingerichtet  auf  die 
Yerrichtungen,  Geschäfte  und  Handlungen  der  Einwohneren  des 
hohen  und  niedern  schweizerischen  Gebirgs,  um  sie  dadurch  zu  Gott, 
ihrem  obersten  Gutthäter  zu  führen.  Zur  Yerniehrung  der  Erkanntniss, 
der  Liebe  und  des  Lobs  Gottes  unter  diesem  Yolke.  Herausgeg’eben 
von  Abraham  Kyburtz ,  einem  Friedensboten,  oder  Yerkündiger 
guter  Zeitung  auf  dem  Berge  Israelis  und  einem  Liebhaber  des  un¬ 
schuldigen  Land-  und  Hirtenlebens“.  1754. 

Auszüge  daraus  auch  in  Morel,  Helv.  Gesellschaft,  pag.  117. 
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unter  Aufsicht  der  Munizipalität  (20.  Januar  1801),  und 
jede  Religionsstörung  durch  das  peinliche  Gesetzbuch 
streng  bestraft.  Selbst  die  Klöster,  deren  Aufhebung 
anfänglich  durch  die  Gesetze  vom  8.  Mai  und  20.  Juli 
1798  beschlossen  war,  erhielten  sich  nachträglich  in  Folge 
von  Milderungen  (17.  September  1798  und  28.  April  1800) 
während  der  ganzen  helvetischen  Zeit.  Einzig  der  Bürger¬ 
eid  wurde  streng  von  den  «Bürgerpfarrern»  gefordert 
und  die  Eidweigerer  mit  Landesverweisung  bedroht ; 
die  geistlichen  Immunitäten  fanden  keine  Anerkennung 
mehr  und  vollends  die  vielen  harten  Gesetze  der  alten 
Zeit  über  Folgen  des  Religionswechsels,  Heirathen  mit 
Andersgläubigen,  die  vielerorts  mit  Verlust  des  Bürger¬ 
rechts,  Vermögensconfiscation,  Verlust  der  Erbfähigkeit 
sogar  bedroht  waren,  fielen  einer  bessern  Anschauung  von 
Gewissensfreiheit  zum  gerechtfertigten  Opfer  (2.  August 
und  29.  August  1798).  Wie  wenig  namentlich  Stapfer, 
in  dessen  Ressort  die  Kirchensachen  gehörten,  einer 
antireligiösen  Anschauung  zugeneigt  war,  zeigt  besonders 
ein  Bericht  an  das  Directorium  (H.  A.  1475),  worin  er 
selbst  die  freie  Vereinskirche  verwirft,  die  doch  im 
Sinne  der  V erfassung  lag,  und  dahin  schliesst :  es  sei  ein 
<  devoir  ä  tout  hon  repuhlicain  de  poursuivre  ces  fana- 
tiques  an tireligieux  avec  les  armes  du  hon  sens,  de 
la  Philosophie,  de  la  vertu,  de  Fexperience.  Ils  crieront 
au  fanatisme,  mais  si  le  fanatisme  est  celui  qui  sacrifie 
le  but  au  moyen  et  Tun  et  Fautre  aux  prejuges  qui  sont 
Fidole  du  jour,  nos  iconoclastes  voudront  bien  se  recon- 
naitre  dans  leurs  freres,  les  moines  religieux,  qui  vou- 
laient,  que  Fhomme  existät  pour  la  religion  et  non  la 
religion  pour  Fhomme,  comme,  ä  entendre  et  ä  voir  agir 
nos  moines  politiques,  on  dirait  que  les  nations  existent 
pour  les  constitutions  et  non  celles-cy  pour  les  nations.»  — 
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In  der  Theorie  des  Kirchenstaatsrechts  war  die  Erste 
Helvetische  Verfassung  allen  seitherigen,  auch  der  heutigen, 
die  nun  seit  Kurzem  zum  ersten  Male  wieder  es  versucht, 
individuelle  Gewissensfreiheit  mit  Staatsordnung  zu  ver¬ 
einigen,  weit  überlegen.  Der  Artikel  6  drückte  in  ganz 
wenigen,  aber  prägnanten  Worten,  die  nur  einer  geringen 
Modifikation  des  Ausdrucks  bedürften,  *)  den  Standpunkt 
des  Vereins  rechts  aus,  den  der  Staat  gegenüber  allen 
kirchlichen  Genossenschaften  einzunehmen  hat,  wenn  er 
jemals  zu  einem  dauernden  Frieden  gelangen  will.  Auch 
das  ist  gewiss  bezeichnend,  dass  es  damals  Geistliche 
wie  Girard  gab,  die  sich  an  allen  Plänen  der  staatlichen 
Erziehungsbehörden  mit  Liebe  betheiligten,  Klosteräbte 
und  bischöfliche  Kommissäre,  wie  Leodegar  Salzmann 
und  Thaddäus  Müller,  die  die  helvetische  Staatsordnung 
ihrem  Volke  in  Erlassen  und  Hirtenbriefen  empfahlen 
und  dass  hinwieder  selbst  der  leidenschaftlichste  und 
im  Sinne  der  französischen  Kevolution  aufgeklärteste 
aller  Helvetiker  —  Laharpe  —  noch  viele  Jahre  später, 
am  Rande  des  Grabes ,  katholischer  Ordenscongre- 
gationen  nicht  mit  der  heutigen,  in  solchen  Beziehungen 
gebräuchlichen  Kühle,  sondern  mit  der  wärmsten  Liebe 
und  Anerkennung  gedenkt.  Auch  hier  richtet  also  die 
fünfjährige  Helvetik  an  uns  die  ernste  Frage,  ob  und 
welche  Fortschritte  die  Eidgenossenschaft  unter  ihren 
seitherigen  Regierungsformen  in  beinahe  einem  Jahr- 

„La  liherte  de  la  couscience  est  ülimitee ;  la  manifestation 
des  opinions  religieuses  est  suhordonnee  cmx  sentiments  de  la  Con¬ 
corde  et  de  la  paix.  —  Tons  les  cultes  sont  permis,  s’ils  ne  troublent 
point  l’ordre  public  et  n’affectent  aucune  domination  ou  preeniinence. 
La  police  les  sarveille  et  a  le  droit  de  s’enquerir  des  dogmes  et  des 
devoirs,  qu’ils  enseignent.  Les  rapports  d’ime  secte  avec  une  autorite 
etrargere  ne  doivent  influer  ni  sur  les  affaires  politiques,  ni  sur  la 
prosperite  et  les  lumik'es  du  peuple.“ 
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hundert  beständigen  Friedens  gemacht  habe,  und  es 
würde  uns  noch  vor  wenigen  Jahren  schwer  geworden 
sein,  überhaupt  anders  als  mit  Stillschweigen  darauf  zu 
antworten.  —  Jedenfalls  sind  ihre  Vorstellungen  von  einer 
Kirche,  die  dem  Staate  freudig  die  besten  Bürger  er¬ 
zieht,  und  von  einem  Staate,  welcher  die  Grundsätze  der 
christlichen  Beligion  thatsächlich  auf  allen  Gebieten  des 
Lebens  verwirklichen  will,  noch  immer  genau  das,  was 
sie  damals  waren  —  Ideale  —  und  die  Eidgenossenchaft 
besitzt  dermalen  nicht  entfernt  die  äusseren  Mittel,  um 
sie  irgendwie  in’s  Leben  zu  rufen.  — 

«  Es  gibt  aber  —  so  lassen  wir  Rengger  sprechen  — 
neben  dem  Unterricht  noch  ein  anderes  grosses  Bildungs¬ 
mittel  für  das  Volk,  und  diess  besteht  im  Eigenthum. 
Vom  Grundeigenthum,  so  klein  es  auch  sein  mag,  geht 
hei  demselben  der  Geist  der  Ordnung,  des  Arbeitsfleisses 
und  der  Mässigkeit  aus.  Die  Klage  der  Aristokratie  über 
die  Vertheilung  des  Grundeigen th ums  würde  also,  wenn 
sie  erhört  werden  sollte,  ebenso  unmoralisch  in  ihren 
Wirkungen  sein,  als  sie  aus  einer  unreinen  Quelle  fliesst, 
und  leider  hört  man  nicht  selten  derselben  Volks wirthe 
beistimmen,  welche  den  Nationalwerth  mehr  nach  den 
kahlen  Ziffern  der  Einkünfte,  als  nach  den  Wohlfhaten 
der  Volksmassen  zu  schätzen  gewohnt  sind.»  Diesen 
Ansichten  gemäss  wurden  dem  Volkswohlstand  zum 
Ersten  Male  durch  die  völlige  Handels-  und  Gewerbe¬ 
freiheit,  die  absolute  Niederlassungsfreiheit,  die  Abschaf¬ 
fung  aller  Zugrechte,  der  persönlichen  Feudallasten,  und 
die  Loskäuflichkeit  aller  dinglichen  die  richtigen  Bahnen 
gezeigt,  die  dann  erst  unsere  weit  günstigere  Zeit  that¬ 
sächlich  eröffnet  hat.  Den  Aufschwung  namentlich  der 
Landwirthschaft,  den  spätere  konservative  oder  kantona- 
listische  Regierungen  sehr  gerne  auf  ihre  Rechnung 
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nehmen,  dankt  das  Eidgenössische  Volk  nicht  ihnen,  son¬ 
dern  der  Helvetik.  So  ganz  besonders  im  Waadtlande. 
Anderwärts,  z.  B.  in  Bern,  hat  erst  die  liberale  Verfassung 
von  1846  die  Befreiung  des  Landmanns  von  dem  unge¬ 
heuren  Druck  aller  möglichen  Feudallasten,  die  seit  Jahr¬ 
hunderten  seinen  Schweiss  anfangs  für  die  Kirche,  seit 
der  Reformation  aber  für  den  Staat  und  die  regierenden 
Klassen  absorbirten,  vollzogen,  die  bei  längerer  Dauer 
der  Einheit  schon  50  Jahre  früher  eingetreten  wäre.*) 

Die  Zehnten  und  Grundzinse  allein  hatten  nach  einer  Taxation 
vom  Jahre  1800  in  der  ganzen  Eidgenossenschaft  einen  Kapitalwerth 
von  96  Millionen  alten  Frauken.  Die  Zehntptlicht  war  ursprünglich 
eine  Abgabe  an  die  Kirche  gewesen  (zu  Gunsten  derselben  durch 
einige  abendländische  Konzilien,  besonders  zu  Tours  und  Macon  567 
und  568  und  endlich  durch  ein  Kapitular  Karls  des  Grossen  von  779, 
in  Nachahmung  des  alttestamentlichen  Priesterzehntens,  eingeführt), 
ging  dann  aber  vielfach,  ganz  besonders  in  Bern  durch  die  Kefor- 
mation,  an  den  Staat  über,  der  diese  Abgabe  noch  auf  alles 
kultivirte  Land  und  auf  alle  Bodenerzeugnisse  ausdehnte  (Zehnt¬ 
ordnungen  von  1668,  1741,  1759,  1787).  Die  Bo  deuzinse  hatten  ver¬ 
schiedenen  Ursprung.  Die  meisten  entstanden  aus  ehemaligen  lehns¬ 
rechtlichen ,  gerichtsherrlichen  und  leibeigenschaftlichen  Verhält¬ 
nissen,  die  auf  Grund  und  Boden  radizirt  wurden.  Neben  diesen 
Hauptabgaben  bestanden  noch  eine  Reihe  anderer  solcher  sogenannter 
Fendallasten  (Primizen,  Laudemien,  Wald-  und  Weidgefälle,  ünter- 
haltungsl asten),  die  vorzugsweise  den  Landmann  drückten,  die  höheren 
Klassen  dagegen  der  direkten  Steuerpflicht  enthoben  und  überdiess 
die  Regierung  finanziell  von  dem  Yolkswillen  unabhängig  machten, 
indem  sie  alle  ihre  Ausgaben  aus  diesen  Gefällen  bestreiten  und  dabei 
noch  den  Anschein  gewinnen  konnte,  als  ob  sie  ohne  Steuern  regieren 
könne.  Die  Helvetik  handelte  daher  politisch  vollkommen  richtig, 
mit  einem  ihrer  Ersten  Gesetze  (10.  November  1798,  II,  74)  diese 
dinglichen  Lasten  theils  unentgeldlich,  theils  gegen  einen  geringen  obli¬ 
gatorischen  Loskauf  aufzuheben,  was  übrigens  schon  Brune  proklamirt 
hatte.  Die  persönlichen  Feudallasten  waren  schon  am  4.  Mai  1798 
(I,  43)  als  erloschen  erklärt  worden.  Nur  war  sie  leider  durch  ihre  finan¬ 
ziellen  Verhältnisse  genöthigt,  schon  im  Jahre  1800  und  besonders 
durch  Beschluss  vom  9.  Juni  18ül  (V,  405)  auf  den  blos  fakultativen  Los¬ 
kauf  zurückzugehen,  der  dann  in  der  Mediationszeit  noch  erschwert 
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Die  Idee  einer  allgemeinen  Brand  Versicherung  ist 
einer  der  ersten  Pläne  gewesen,  mit  denen  das  Direktorium 
umging.  (29.  August  1798,  I,  334.)  Ebenso  die  erste 
Sparkasse  für  Dienstboten.  Posten*),  Pulver,  Salz, 
Bergwerke  wurden  Staatsregalien ,  die  inneren  Zölle 
ohne  weiteres  beseitigt;  Münze,  Mass  und  Gewicht, 
in  denen  unmittelbar  vorher  noch  eine  ungeheure  Diffe¬ 
renz  herrschte,  einheitlich  nach  dem  rationellen  Dezimal¬ 
system  eingerichtet,  Wohlthaten  des  täglichen  Lebens, 
die  erst  1848,  zum  Theil  sogar  erst  1874  wieder  er¬ 
rungen  worden  sind.  —  Die  Errichtung  eines  geome¬ 
trischen  Büreau’s,  nach  einem  Plan  von  Ingenieur 
Mollet,  einer  chemischen  Versuchsstation,  eines 
optischen  Telegraphen  durch  die  ganze  Schweiz 
(3.  Januar  1799),  eine  chemische  Reinigung  der  Quell- 

4 

gewässer,  ja  selbst  die  trigonometrische  Ver¬ 
messung  des  Landes  und  Aufnahme  einer  General¬ 
stabskarte  können  Sie  sämmtlich,  in  zum  Theil  inter¬ 
essanten  Berichten  und  Plänen,  von  Stapfer,  Tralles, 
Ziegler,  in  dem  oft  erwähnten  Band  1479  des  H.  A.  pro- 
jektirt  finden.  Die  Vermessung  wurde  factisch  im  Juli  1798 
am  Murtensee  begonnen.  Die  Mediationszeit  liess  sie 
liegen,  gestattete  im  Gegen  theil  schon  1803  Frankreich, 

und  z.  B.  in  Bern  erst  durch  ein  Gresetz  vom  20.  Dezember  1845  und 
die  darauf  folgende  Staatsverfassung  wieder  in  einen  obligatorischen 
umgewandelt  worden  ist.  Die  Zehntablösungssachen  enthalten  die 
Bände  1841—45,  2582—86,  2590,  2633—36  des  H.  A. 

Die  Portofreiheit  für  die  Briefe  der  Gesetzgebenden  Käthe 
wurde  lebhaft  bestritten,  obwohl  sie  damals  permanent  sassen.  Die 
Organisation  der  Posten  findet  sich  in  Bull.  1,  384  und  II,  94,  96, 
die  von  Mass  und  Gewicht  V,  492;  Münze  II,  419;  Bergbau¬ 
gesetz  III,  516;  Pulverregal  II,  101;  Salzregal  I,  41;  Besei¬ 
tigung  der  Binnenzölle  I,  50.  Ein  lehrreicher  Essai  von  Wild, 
Geometer,  über  die  Urmasse,  gedruckt  Lausanne  1801,  und  viele  Be¬ 
richte  von  Prof.  Tralles  finden  sich  in  Helv.  Arch.  Nr.  1479. 
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durch  eigene  Ingenieure  und  auf  eigene  Kosten  den 
ganzen  Westen  der  Schweiz  aufzunehmen,  und  erst  eine 
viel  spätere  Periode  hat  alle  diese  Ideen  wieder  benutzt 
und  nach  der  gewöhnlichen  Art  der  Menschen  ihre  Ersten 
Urheber  dabei  verschwiegen,  oder  vergessen.*) 

Zu  den  lebhaftesten  Sorgen  der  helvetischen  Eegie- 
rung  gehörte  die  Fürsorge  für  ein  gehöriges  Strassen- 
wesen  und  sie  tritt  damit  würdig  in  die  Fussstapfen 
der  ältesten  Eidgenossenschaft,  welche  in  ihren  besten 
Zeiten  auch  niemals  die  Kantonalsouveränetät  scheute, 
wo  es  galt,  dem  grossen  Verkehr  Wege  zu  öffnen.**) 
Das  Strassenwesen  stand  zeitweise  unter  dem  Ministe¬ 
rium  der  Künste  und  Wissenschaften,  zeitweise  unter 
dem  des  Krieges;  unmittelbar  nach  dem  Staatsstreich 
vom  7.  Januar  1800  entstand  sogar  momentan  ein  eigenes 
Departement  der  Strassen  und  Brücken.  Ein  sehr  ge¬ 
schickter  Ingenieur ,  Guisan  von  Avenches ,  Brigade¬ 
general  des  Geniekorps,  stand  während  der  längsten 
Zeit  diesem  wichtigen  Zweige  der  allgemeinen  Ad¬ 
ministration  vor,  und  das  helvetische  Archiv  besitzt  eine 
grosse  Anzahl  sehr  interessanter  Berichte  von  ihm  über 


Auch  von  einem  weitern  Fortschritte  der  heutigen  Verfassung, 
nämlich  der  Regulirung  des  Jagd-  und  Fischerei  Wesens,  ist  be¬ 
reits  damals  die  Rede  gewesen. 

**)  Schon  1321  (E.  A.  I.,  394),  ebenso  1351  im  Bunde  mit  Zürich 
und  im  PfafiPenhrief  (1370)  kommen  solehe  gemeinsame  Verfügungen 
über  die  Grotthardstrasse  vor.  1474, 16.  Mai,  beschliesst  die  Tagsatzung, 
die  Vögte  im  Aargau  sollen  die  Strassen  in  Stand  setzen,  damit 
„Weinführleute  und  andere  Biederleute  sie  zu  allgemeinem  Nutzen 
befahren  können.“  1487,  1.  Mai,  wird  eine  allgemeine  Strassenverbesse- 
rung  in  der  Eidgenossenschaft  beschlossen,  1579  ein  Strassenmeister 
für  den  „Mont  Kenel“  (Monte  Cenere)  angestellt  und  noch  1658,  27.  Juni, 
Uri  angehalten,  eine  Zollerhöhung  am  Gotthard,  die  für  Verbesse¬ 
rung  der  Strasse  eingeführt  worden  war,  sofort  nach  Erreichung 
dieses  Zweckes  zu  beseitigen. 
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Strassenbauten,  Flusskorrektionen,  Eindämmungen,  deren 
Idee  die  jetzige  Zeit  ebenfalls  ganz  anderen  Perioden  zu- 
scbreibt.  So  z.  B.  sind  vorhanden  Pläne  für  eine  grosse 
Strasse  durch  das  Wallis,  vor  Erbauung  des  Simplon,  für 
eine  Aarekorrektion  bei  Aarau,  Olten  und  Thun,  für  eine 
Eeussbrücke  bei  Windisch  (die  wirklich  auf  Befehl  Le- 
courbe’s  gebaut  wurde),  für  eine  Militärstrasse  längs  des 
Bodensees,  Instruktionen  für  Aufnahme  einer  General- 
strassenkarte,  von  der  sich  auch  noch  ein  Entwurf  im  helve¬ 
tischen  Archiv  befindet.  Diese  technischen  Berichte  der 
damaligen  Zeit  haben  meist  auch  einen  bemerkenswer- 
then  politischen  Inhalt.  So  nennt  der  citoyen  Wild, 
Inspektor  des  Wallis  ,  seinen  Vorschlag  zum  Strassen- 
bau  ganz  richtig  geradezu  «plan  pour  la  Conservation  et 
pour  la  prosperite  du  Canton  du  Valais»  (1799)  und  ein 
«coup  d’oeil»  von  Guisan  selbst  behandelt  die  all¬ 
gemeinen  Ideen  über  die  militärische  Vertheidigung  der 
Schweiz.*)  Noch  merkwürdiger  vielleicht  ist  eine  kleine 

Die  wesentlichsten  Stellen  dieser  beiden  Arbeiten,  die  nocb 
beute  etwelche  Aufmerksamkeit  der  militärischen  Techniker  erregen 
dürften,  lauten:  (H.  A.  Nr.  3168)  Aus  dem  „Coup  d’mil“  von 
Guisan:  „La  defense  de  l’Helvetie  exige  un  Systeme  particulier 
base  sur  sa  position  geographique  ,  son  etat  physique ,  les  rapports 
de  ses  differentes  parties,  de  ses  localites  et  de  sa  position,  la 
guerre  n’y  presentera  souvent  que  des  affaires  de  postes ,  rarement 
une  generale,  et  ä  forces  egales;  le  premier  qui  occupera  les  positions 
militaires  aura  toujours  tout  l’avantage  et  daus  celles  qui  sont  im¬ 
portantes,  il  l’aura  aussi  immanquablement  quoiqu’ä  nombre  fort 
inegal.  Nous  n’avons  ä  proprement  parier  aucune  place  forte,  ni 
aux  frontieres  .  .  .  ni  en  seconde  et  troisieme  ligne;  on  ne  regardera 
pas,  je  pense,  Basle,  Zürich  et  Berne  comme  telles,  la  positition  des 
deux  dernieres  s’oppose  ä  ce  qu’elles  le  deviennent  jamais  et  la 
premiere  exigerait  des  depenses,  qui  excedent  nos  moyens.“ 

Er  fährt  fort:  „Nos  rapports  avec  la  France  nous  dispensent 
de  defense  de  ce  cöte“,  die  Kantone  Graubünden,  Lugano  und  Bellin¬ 
zona,  „loin  de  fortifier  notre  ligne  de  defense,  l’affaiblissent  beaucoup. 
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Cet  ensemble  des  choses  presente  la  Situation ,  ou  l’etat  le  plus 
onereux  qu’il  soit  possible  d’immaginer  en  ce  cas“. 

Seine  Vorschläge  besteben  im  Wesentlichen  in  Befestigung  der 
Rheinlinie  bis  zur  Aaremündung;  auf  dem  Rhein  und  Vierwaldstättersee 
will  er  sodann  ein  halbes  Dutzend  Kanonenboote  halten  (das  ersetze 
10,000  Mann),  sodann  eine  Reihe  von  Militärstrassen  mit  postes  mili- 
taires  daran  erbauen.  Zu  diesem  Zwecke  sollen  auch  Kompagnien  von 
Mineurs  und  Maurern  errichtet  werden.  Die  Hauptarsenale  der  Schweiz 
sollen  in  Bern  und  Solothurn  konzentrirt  werden.  In  den  italienischen 
Kantonen  will  er  weder  Arsenale  noch  Magazine  einrichten,  da  man 
diese  nicht  halten  könne,  „mais  on  peut  pour  les  generations  futures 
preparer  dans  ces  pays  une  autre  espece  de  defense,  la  plus  formidable 
de  toutes  pour  ces  contrees,  si  on  peut  parvenir  ä  la  rendre  complette. 
Je  veux  parier  du  resultat,  que  pourront  produire  des  institutions 
nationales,  en  faisant  pour  ainsi  dire  un  peuple  guerrier  attache 
ä  sa  patrie  et  ä  son  sol,  ä  ses  localites,  qu’il  cherirä  et  devrä  toujours 
etre  pret  ä  defendre.  „Cependant  —  so  schliesst  er  seine  Betrach¬ 
tungen  —  le  plus  redoutable  boulevard  que  nous  pourrons  ä  jamais 
opposer  ä  l’ennemi  naiträ  de  nos  institutions  nationales ,  je  veux 
parier  de  notre  courage  et  de  notre  Union.  Ah!  si  nous  avions  ete 
unis  —  et  si  nous  l’etions  maintenant!  Mais  on  doit  esperer,  que 
nous  le  serons  bientot.  Eh  pourquoi  le  serions-nous  pas.  Nous  n’avons 
qu’un  Dieu,  qu’une  Patrie,  qu’un  interet,  nous  ne  pourrons  avoir  que 
les  memes  esperances  et  ne  devons  former  que  les  memes  voeux!“  (1799.) 

Aus  dem  „Plan  pour  la  Conservation  du  Valais^^  von  Wild, 

13.  Juni  1799. 

1)  „II  faut  instruire  les  Helvetiens,  que  le  Valais  est  un  tres  hon 
pays ,  qu’une  rage  d’habitants  industrieux  rendrait  tres  riche  et 
abondant. 

2)  Instruire,  et  detruire  la  Superstition. 

3)  L’etablissement  d’un  grand  chemin  ä  travers  de  tout  le  pays. 

4)  Un  chemin  ä  char  par  la  Gemmy. 

5)  Divers  chemins  dans  les  vallees  laterales.“ 

6)  Befestigungen:  1.  zwischen  Lenk  und  Varonne  bey  dem 
ravin  de  la  Dale,  mit  einem  kleinen  Port  hinter  dem  Wald  von 
Phyrge.  2)  Befestigung  des  rocher  de  Tourbillon  in  Sitten  und  der  ihn 
dominirenden  Höhen  im  Norden  und  Nordosten,  3)  im  Unterwallis  des 
Postens  von  Burmaz ,  mit  einer  Schanze  bei  dem  Wasserfall  Pisse- 
vache,  dessen  Wasser  den  Graben  füllen  könnte. 

Diese  Befestigungen  seien  eilig,  für  die  von  Phyrge  habe  er 
daher  bereits  Ordre  ertheilt.  Mit  Recht,  3  Jahre  später  ging  das 
Wallis  verloren. 
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Volksschrift  von  iliin,  « observations  sur  la  construction, 
Fentretien  et  Famelioration  des  chemins  de  traverse», 
worin  er  in  sehr  klarer  Weise  dem  gemeinen  Manne  die 
Vortheile  sowohl,  als  die  Technik  der  Strassenverbesse- 
rung  begreiflich  zu  machen  sucht,  etwas,  womit  sich  seit¬ 
her  wohl  selten  mehr  ein  Staatsingenieur  beschäftigt 
hat.  Das  Strassengesetz  der  Helvetik  (vom  22.  Ok¬ 
tober  1800)  theilte  schliesslich  die  Strassen  nach  ihrer 
Wichtigkeit  in  4  Klassen  ,  wovon  bloss  die  letzte  dem 
Unterhalt  der  Gemeinden  anheimfiel,  denen  ursprünglich 
(26.  November  1798)  die  Unterhaltung  grösstentheils  be¬ 
lassen  war. 

Wie  die  Strassen,  so  stand  auch  das  Forstwesen 
unter  besonderer  Staatskontrole ,  und  selbst  noch  die 
letzte  helvetische  Verfassung,  welche  die  obligatorische 
Kechtseinheit  in  Civilsachen  fallen  liess,  behielt  ausdrück¬ 
lich,  wie  die  Handels-  so  auch  die  centralen  Forstgesetze 
vor  (Art.  69).  In  den  Nationalforsten  behielten  die  Ge¬ 
meinden  ihre  früheren  Beholzungsrechte,  aber  ohne  Mit- 
antheil  an  der  Verwaltung  und  es  stand  auch  den  Ke- 
gierungen  zu ,  ihnen  zur  Heizung  der  Schulen  neues 
Holz  daraus  zu  bewilligen.  (15.  September,  11.  Ok¬ 
tober  1799.) 

Selbst  in  ihren  Beziehungen  zum  Auslande  war  die 
helvetische  Regierung  eifrig  für  die  Hebung  der  eigenen 
Volkswohlfahrt  bedacht.  Die  Handelsverträge  der 
heutigen  Aera  mit  Frankreich  und  Italien  wurden  schon 
damals  angestrebt;  die  schweizerischen  Handelskonsuln 
waren  angewiesen,  auf  alle  nützlichen  Erfindungen  ihr 
Augenmerk  zu  richten,  und  es  war  ein  solcher  hel¬ 
vetischer  Konsul  (Pellis  in  Bordeaux),  welcher  die  eng¬ 
lischen  Spinnmaschinen  in  die  Schweiz  einführte, 
und  die  Helvetik,  die  ihm  dafür  das  aufgehobene  Kloster 
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St.  Gallen  und  ein  Patent  auf  7  Jalire  einräuinte.  (Vgl. 
N.  Republ.  25.  April  1801.)  Selbst  von  Staatswegen 
wollte  die  Regierung  4  solcher  Spinnereien  errichten 
und  zwar  an  den  einer  Industrie  bedürftigsten  Orten 
der  Eidgenossenschaft,  nämlich  eine  in  den  Waldstätten, 
eine  im  Wallis  und  zwei  in  Wohlthätigkeitsanstalten 
anderswärts.  Pellis  ertheilt  zu  Vorarbeiten  hiezu  be¬ 
reits  einen  Vorschuss  von  10,000  Fr.  (9.  Dezember  1799, 
H.  A.  1479.) 

Auch  die  Finanzzustände  der  helvetischen  Zeit, 
die  einen  permanenten  Vorwurf  gegen  dieselbe  bilden 
und  zu  ihrem  Sturze  allerdings  ausserordentlich  viel 
beitrugen,  würden  nicht  so  schlecht  gewesen  sein,  ohne 
die  theilweise  Beseitigung  der  Zehnten,  die  unaus¬ 
gesetzte  Verschleppung  des  Nationalgutes  durch  die 
Anhänger  der  alten  Regierungen  zu  Gunsten  einer  künf¬ 
tigen  Restauration  und  die  beständigen  Unruhen  und 
Kriegslasten,  welche  den  Staat  zu  keiner  gründlichen 
Finanzorganisation  kommen  liessen.  Unsere  Zeit  wenig¬ 
stens,  die  bei  weit  geringerer  centraler  Administration 
nicht  einmal  im  tiefsten  Frieden  Defizite  vermeiden 
kann,  hat  alle  Ursache  zu  einer  billigen  Beurtheilung. 
Auch  die  Helvetik  bewegten  lebhaft  die  Finanzfragen, 
die  uns  gegenwärtig  wieder  beschäftigen,  über  eine  ge¬ 
rechte  Vertheilung  der  öffentlichen  Lasten  auf  direkte 
und  indirekte  Steuern,  und  es  kommen  darüber  zahl¬ 
reiche  Verhandlungen  und  Pläne  vor. '^') 


*)  So  aus  dem  Jahre  1801,  14.  Dezember,  ein  interessanter  Be¬ 
richt  von  D older  über  die  Geschichte  der  helvetischen  Finanzen  und 
das  zukünftige  „Normalbüdget“.  Dasselbe  sollte  2,100,000  Schweizer¬ 
franken  betragen  mit  folgenden  Haupiposten: 
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Ausgaben. 

Zinse  u.  Amortissement  300,000 
Senat  und  kleiner  Rath  180,000 

Ministerien .  120,000 

Präfekten  der  Kantone  80,000 
Oberster  Gerichtshof  .  80,000 

Diplomatie .  40,000 

Militär .  1,200,000 

2,000,000 


Einnahmen. 

Post .  200,000 

Salz-,  Pulver-  u.  Münz- , 

regal .  350,000 

Zölle .  500,000 

Handänderungsgebühren  500,000 

Stempel .  300,000 

Getränksteuer  ....  250,000 

2,100,000 


wonach  also  in  gewöhnlichen  Zeiten  von  direkten  Steuern  gänzlich 
abgesehen  worden  wäre. 


Die  Finanzvorschläge  Dolders^  bestehen  im  Wesentlichen  darin: 
Die  laufenden  Schulden  bis  zum  31.  Dezember  1802  als  feste 
Staatsschuld  zu  konsolidiren  und  von  diesem  Datum  an  ein  neues 
Leben  zu  beginnen.  Den  Kantonen  die  restirende  Bezahlung  der 
Geistlichen  und  die  künftige  Bezahlung  der  Kantonsbeamten  über¬ 
haupt  aufzulegen.  Mit  einer  gehörigen  Administration  und  einem 
vorläufigen  Nationalanlehen  von  5  Millionen  glaubt  er  noch  selbst 
in  dieser  letzten  Periode  der  Helvetik  normale  Finanzzustände  her¬ 
beiführen  zu  können. 

Die  Finanzverhältnisse  der  Helvetik  gestalten  sich  überhaupt 
bei  einem  näheren  Einblick  in  die  Akten  selbst,  nicht  s  o  ungünstig, 
als  sie  im  Allgemeinen  vermuthet  werden,  und  würde  diese  durchaus 
unbeleuchtete  Partie  unserer  Geschichte  die  Aufmerksamkeit  eines 
nationalökonomischen  Schriftstellers  wohl  verdienen. 

Die  sehr  schönen  und  übersiehtlichen  Staatsrechnungen  von 
1798  und  1799  finden  sich  in  H.  A.  713,  714,  716,  der  Kommissional- 
bericht  über  die  Dolder’schen  Vorschläge  in  Nr.  189,  andere  Finanz¬ 
berichte  in  Nr.  725,  eine  grosse  Sammlung  von  interessanten  Auf¬ 
sätzen  und  Vorschlägen  aus  den  Jahren  1800  und  1801  in  Nrn.  651 
und  1774.  Eine  Uebersicht  der  Nationalgüter  in  Nr.  2510.  Nach 
diesen  Daten  betrug,  um  nur  einige  Ziffern  anzuführen,  der  (nach 
Dolders  Bemerkung  dazu)  zu  niedrige  Etat  approximatif  der  National¬ 
domainen  (inklusive  Klostergüter)  im  Jahre  1798  18,942,189  Schwei¬ 
zerfranken.  Die  meisten  befanden  sich  in  Thurgau  (3,405,162),  Le- 
man  (2,855,217)  und  Säntis  (1,874,336).  In  Bern  waren  dagegen  noch 
nach  allem  Raub  gegen  11  Millionen  an  Kapitaltiteln  vorhanden 

Die  Aufnahme  des  Staats  Vermögens  auf  1.  Januar  1799  zeigt 
ein  reines  Vermögen  von  5,646,509  Schw.  Fr.  Die  Einnahmen  pro 
1798  (darunter  Fr.  5779  patriotische  Geschenke,  sämmtlich  aus  Bern, 
ausser  Fr.  16  aus  Wallis)  übersteigen  die  Ausgaben  sehr  bedeutend, 
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und  es  sind  noch  die  Salzregie-  und  Getreiderechnungen  von  Bern 
und  Solothurn  nicht  einmal  inbegriffen.  Der  Generaletat  der  Ein¬ 
nahmen  und  Ausgaben  des  Jahres  1798,  des  einzigen  relativ  ruhigen 
Jahres  der  Helvetik,  lautet  nach  dem  Original  wörtlich  wie  folgt: 
(H.  A.  714)  wobei  allerdings  manche  Posten  der  Ausgaben  räthsel- 
haft  gering  erscheinen: 

Generaletat  der  Einnahmen  und  Ausgaben  der  helvetischen  Republik  im 

Jahre  1798. 


Einnahmen: 


Per  Aktiv-  und  Passivschulden 

,  Fr. 

5,646,509*) 

Postverwaltung  .  .  .  . 

•  •  Tt 

53,470 

Pulververwaltung 

9,C88 

Münzwesen  ..... 

•  •  V 

44,914 

Zoll  und  Mauthen 

*  •  n 

197,270 

Domain  en  verkauf 

•  * 

73,784 

Domainenertrag  .... 

•  91 

144,045 

Geldzinsen . 

•  ♦  11 

69,043 

Schul  dt  itel . 

577,938 

Generalklosterverwaltung  . 

•  H 

113,608 

Direkte  Abgaben  .  . 

•  ♦  11 

1,254,355 

Getränksteuer  .... 

•  •  11 

6,932 

Gerichtsgebühren 

•  *  11 

31,736 

Kriegssteuer  .... 

•  •  11 

592 

Patriotische  Geschenke 

•  «1 

5,779 

Fr.  8,229,061 


Ausgaben: 

Per  Emolumente  des  Grossen  Käthes  und  dessen  Bureau  Fr.  338,075 


11 

H 

„  Senats  ...... 

11 

162,994 

11 

11 

„  Vollziehungsdirektoriums,  Gene- 

ralsekretärs  und  Bureau  ..... 

11 

57,708 

11 

Emolumente 

des  Obersten  Gerichtshofes  und 

Bureau  . 

•  «•••••• 

H 

55,539 

11 

Emolumente 

der  Ministerien  .... 

11 

18,201 

11 

n 

„  Kommissarien,  Nationalschatzamt 

und  Bureau 

«•••••  •• 

11 

9,238 

Uebertrag  . 

Fr. 

641,755 

Die  Zahlen  unter  Fr.  1  sind  weggelassen. 
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Uebertrag  .  Fr. 


•Geheime  Ausgaben  .  .  .  ... 

Emolumente  der  Regierungsstatthalter  und  ünter- 

statthalter . . 

Emolumente  der  Verwaltungskammern  .  .  . 

„  „  Kantons-  und  Distriktsgerichte 

Kantons-Bureaux-Unkosten . 

Armenunterstützung . 

Gemeindenunterstützung  ...... 

Regierungskommissarien  ...... 

Kriegskommissariat . 

Bureau  des  Ministeriums  des  Innern  .... 

Stehende  Truppen  . 

Miliz  .  .  .  . 

Artillerie . 

Ingenieur-Departement  .  .  .  . 

Marechaussee  ........ 

Kasernen  ......... 

Hülfstruppen  . . 

Bureau  des  Kriegsministeriums . 

Polizei-  und  Sanitätsunkosten  .  .  .  .  . 

Justizunkosten . 

Druck-  und  Publikationsunkosten  .  .  .  . 

Bureau  des  Ministeriums  der  Justiz-  und  Polizei 

Legation  in  Paris . 

„  „  Rastadt . 

Bureau  des  Ministeriums  der  äussern  Angelegenheiten 

Forstverwaltung . 

Liquidation  der  Zehnten  und  Bodenzinse  . 

Perzeptionsunkosten . 

Bureau  des  Finanzministeriums . 

Yermischte  Ausgaben . 

Anleihen  an  Verschiedene . 

Saldi  in  den  verschiedenen  Kassen  (im  Original  ein¬ 
zeln  aufgeführt)  zur  Ausgleichung 


n 

» 

n 

n 

r 


77 


77 

77 

77 

77 

77 

77 

77 

77 


77 

77 

77 

77 


77 


77 


77 


641,755 

5,770 


53,997 

.67,077 

140,706 

145,859 

89,107 

43,912 

7,225 

2,005,487 

5,156 

541,051 

12,544 

13,614 

11,422 

7,998 

34,971 

7,300 

5,070 

61,340 

14,441 

26,965 

7,722 

4,880 

4,800 

3,626 

5,590 

253 

834 

9,477 

72,283 

43,466 

3,726,854 


Fr.  8,229,061 

Dass  gegenwärtiger  Generaletat  der  Einnahmen  im  Jahre  1798 
das  Resultat  und  der  getreue  Auszug  der  Rechnung  vom  National- 
schazamt,  sowie  sämmtlicher  Rechnungen  der  Ministerien  und  der 
Kantonsverwaltungen  seye,  bezeugt  der  Finanzminister: 

Rothpletz. 

43 
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Das  Steuergesetz  vom  15.  Dezember  1800  (Bull. 
163)  sah  vor  eine  Grundsteuer,  eine  progressive  Handels- 
und  Gewerbesteuer,  von  der  jedoch  Krämer,  Fracht¬ 
führer,  Spinner,  Weber,  Taglöhner,  Landwirthe  und 
Landarbeiter,  Künste  und  Wissenschaften  ganz  oder  theil- 
weise  ausgenommen  waren.  Aerzte,  Advokaten,  Notare, 
Mäkler  hatten  eine  Patentsteuer  von  verschiedenem  Be¬ 
trage  zu  bezahlen.  Ferner  bestanden  Stempel-  und 
Visagebühren,  eine  Getränkesteuer  auf  dem  Kleinverkauf, 
wovon  ein  Theil  der  Munizipalität  für  die  Erhebung  zu¬ 
kommt,  eine  Handänderungsgebühr  auf  Kauf  und  Tausch 
von  Liegenschaften  (2%),  Schenkungen  und  Erbschaften 
(b2 — 6  %),  Descendenten  und  Ascendenten  ausgenommen. 
(Ebenso  sind  ausgenommen  Schenkungen  bis  auf  Fr.  100 
für  öffentliche  Zwecke,  von  Meister  an  Dienstboten,  die 
wenigstens  ein  Jahr  bei  ihm  gedient  haben,  bis  auf  Fr.  400.) 
Eine  Gehaltsteuer  der  Beamten  von  Fr.  500  aufwärts, 
Militär,  Lehrer  und  Geistliche  ausgenommen.  Endlich  eine 
Luxussteuer  auf  Luxuspferde,  Wagen,  Jagdscheine,  männ¬ 
liche  Dienstboten. 

■  ^ 

Das  Militärwesen  der  Helvetik  endlich  beruhte, 
soweit  es  die  Verhältnisse  zu  Frankreich  gestatteten,  eben¬ 
falls  zum  Theil  auf  Prinzipien,  die  erst  in  allerneuester 
Zeit  wieder  zur  Geltung  gelangt  sind.  Schon  die  Verfas¬ 
sung  enthielt  theoretisch  den  Grundsatz  der  allgemeinen 
Wehrpflicht.  Freilich  daneben  auch  das  Stellvertretungs¬ 
recht  und  die  Institution  einer  geworbenen  kleinen  stehen¬ 
den  Armee:  Anfänglich  blos  1500  Mann,  die  sog.  helve¬ 
tische  Legion  (15  Kompagnien  Infanterie;  Artillerie  und 
Husaren) ,  die  aber  später  vermehrt  und  vielfach  um¬ 
gebildet  wurde.  (4.  September  1798,  7.  Mai,  28.  Juni, 
17.  September  1799.)  Der  Eintritt  in  fremde  Dienste  war 
streng  verboten.  Ausgenommen  jedoch  waren  spanische 
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und  sardinische  und  vor  allem  französische  Dienste,  in 
welche  zufolge  des  Allianzvertrages  18,000  Mann,  an¬ 
fänglich  Freiwillige,  gestellt  werden  mussten.  Daneben 
bestand  eine  Milizeinrichtung  von  ganz  ähnlicher  Natur 
wie  unsere  jetzige,  mit  der  gleichen  Dienstzeit  vom 
20.  bis  45.  Altersjahre  (Gesetz  vom  13.  Dezember 
1798,  Bull.  II.,  253),  und  wie  bereits  gesagt,  auch  der 
Gedanke,  die  Jugend  schon  in  den  Schulen  zum  Dienste 
des  Vaterlandes  vorzubereiten.  Für  die  Auszüger  war 
die  gerichtliche  Betreibung  suspendirt,  die  Gemeinden 
und  Kantone  waren  schuldig,  ihre  Familien  zu  erhalten 
und  die  Gebliebenen  und  Verwundeten  hatten  einen  An¬ 
spruch  auf  Anweisungen  auf  die  Nationalgüter.*) 

Die  Verbindung  mit  Frankreich,  die  Verwendung  der 
besten  Truppen  in  dessen  Dienst,  aus  dem  sie  die  helve¬ 
tische  Regierung  nicht  einmal  bei  eigenem  dringendem  Be- 
dürfniss  gegen  ihre  inneren  Feinde  requiriren  konnte 
und  daneben  die  infolge  der  Finanznoth  mangelhafte  Aus¬ 
bildung  der  Milizen  vernichteten  die  Wirksamkeit  dieser 
Gesetze  und  die  Helvetik  selbst.  Hätte  dieselbe  ihre 
Auxiliartruppen  zur  Disposition,  oder  eine  einigermassen 
instruirte  Miliz  zur  Hand  gehabt,  als  der  Aufruhr  gegen 
sie  ausbrach,  so  wäre  die  Kapitulation  von  Bern  und  die 
Flucht  nach  Lausanne  niemals  eingetreten,  und  die  Eid¬ 
genossenschaft  hätte  nicht  einen  Umweg  von  70  Jahren 
gebraucht,  um  wieder  auf  die  gleichen  Ideen  zurückzu¬ 
kommen.  Im  Uebrigen  machten  die  französischen  Auxi- 
liarbrigaden  dem  Lande  auf  jedem  Schlachtfelde  Ehre 
und  waren  selbst  die  Milizen  der  Helvetik  nicht  viel 


In  St.  Urban  wurde  eine  ständige  Artilleriesckule  errichtet, 
deren  Generalinspektor  der  Bürger  Wilhelm  Haas  von  Basel  war, 
der  auch  daselbst  am  7.  Januar  1800  im  Dienste  des  Vaterlandes 
starb. 
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mangelhafter  als  die  Armee,  welche  im  Jahre  1813,  am 
Schlüsse  der  Mediationszeit,  die  schweizerischen  Grenzen 
verliess,  ohne  einen  einzigen  Schuss  zu  thun,  oder  jene 
von  1815,  die  hataillonsweise  in  offene  Rebellion  überging, 
sobald  sie  auf  Befehl  der  Tagsatzung  in  Frankreich  ein¬ 
rücken  sollte.  Eine  tüchtige  Armee  ist  ja  übrigens  dasjenige, 
was  in  einem  neuen  Staate  am  allerwenigsten  durch  den 
blossen  Willen  aus  dem  Boden  gezaubert  werden  kann, 
sondern  dazu  gehört  eine  lange  Vorbereitung  und  an¬ 
dauernde  Erziehung.  Es  ist  auch  die  einzig  reelle  Er¬ 
ziehung  zu  Ordnung,  Gehorsam  und  nationaler  Gesinnung, 
welche  der  Eidgenossenschaft  ihrem  Volke  gegenüber 
bisher  gestattet  ist,  und  das  Gewicht  und  der  Ernst, 
der  in  dieselbe  hineingelegt  wird,  wird  immer  ein  rich¬ 
tiger  Massstab  für  den  Gehalt  der  zeitweiligen  Generation 
und  ein  sicheres  Prognostiken  der  Zukunft  sein,  die  der' 
nächstfolgenden  bevorsteht. 

An  die  Helvetik  ist  überhaupt  gerechter  Weise,  ver¬ 
möge  ihrer  kurzen  Dauer  und  der  ausserordentlich  un¬ 
günstigen  Zeit,  in  die  sie  fiel,  nicht  der  Massstab  zu 
legen,  der  für  ein  festbegründetes  Staatswesen  der  richtige 
wäre.  Ihr  Gehalt  liegt  nicht  sowohl  in  der  Ausführung 
als  in  dem  Plan,  in  ihren  Ideen  und  in  ihren  Männern, 
die  den  Enkeln  und  Erben  ihrer  Gedanken  ziem¬ 
lich  unbekannt  geworden  sind.  Sie  sind  von  der  un¬ 
mittelbar  nachfolgenden  Generation  nicht  genug  gewür¬ 
digt,  zum  Theil  selbst  systematisch  vergessen  worden. 
Eine  Zeit,  in  welcher  die  d’Affry,  Wattenwyl  und  Rein¬ 
hard  fortwährend  zwischen  Furcht  und  Bewunderung  vor 
dem  kaiserlichen  Protektor  der  Eidgenossenschaft  schweb¬ 
ten  und  die  Politik  der  Schweiz  zum  allergrössten  Theil  in 
einem  klugen  und  demüthigen  Verhalten  bestand,  um 
seinen  leicht  reizbaren  Zorn  nicht  zu  erregen,  war  auch 
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nicht  dazu  angethan,  um  diese  anders  gearteten  Charaktere 
zu  verstehen.  Die  allein  geschichtskundige  Aristokratie  der 
Städte  betrachtete  sie  mit  dem  bewussten  Hasse  Restau- 
rirter  als  eine  Art  von  Königsmördern  und  Kommunisten, 
die  weder  das  «uns  von  Gott  verliehene  Regiment»,  noch 
die  «Heiligkeit  des  Eigenthums»  an  Feudalrechten,  Klö¬ 
stern  und  Burgergütern  genugsam  respektirt  hatten ;  die 
grosse  durch  die  Unglücksfälle  der  letzten  Jahre  tief 
herahgestimmte  Masse  des  Volkes  mit  der  instinktiven 
Abneigung,  die  sie  allezeit  dem  Bedeutenderen  entgegen¬ 
trägt,  dessen  Anforderungen  ihr  unbequem  sind  und  dessen 
scheinbaren  Misserfolg  sie  daher  fast  immer  als  eine  Art 
von  Befreiung  empfindet.  Die  mässigen  Verdienste  sind 
eigentlich  überhaupt  allein  für  die  Gegenwart,  nament¬ 
lich  für  eine  solche  wie  die  von  1803  bis  1830,  gemacht. 
Die  bahnbrechenden  Geister  einer  Nation  müssen  sich 
dagegen  während  ihres  Lebens  mehrentheils  mit  der 
stillen  Anerkennung  einer  unsichtbaren  Gemeinde  wirk¬ 
lich  guter  Bürger  und  wahrer  Vaterlandsfreunde  begnügen, 
und  mit  dem  späten  Nachruhm,  den  die  Menschheit  denen 
mitunter  zuzutheilen  pflegt,  die  sie  während  ihres  Lebens 
verfolgt  und  gekreuzigt  hat. 

Auch  die  zeitgenössische  Presse  ist  bei  Beurtheilung 
von  Staatsmännern  und  Politikern  sogar  nicht  immer  ein 
völlig  zuverlässiges  Hülfsmittel,  sondern  es  ist  eine  ganz 
richtige  Bemerkung,  die  ein  bedeutender  Staatsmann  der 
1830ger  Periode  (Rossi)  macht:  «Les  hommes  politiques 
doivent  arriver  en  quelque  sorte  ä  se  regarder  comme 
des  Etres  de  raison,  des  abstractions».  Sie  werden 
wirklich,  ganz  besonders  in  den  Republiken,  als  Prin¬ 
zipien  betrachtet,  denen  man  eine  Kritik  zu  Theil  wer¬ 
den  lässt,  die  weder  Hochachtung  noch  Missachtung  der 
Person  nothwendig  involvirt. 
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Das  gerechte  Urtheil  eines  ehemaligen  Staatsmannes 
bilden  nur  seine  vorhandenen  geistigen  Arbeiten  und 
darnach  ertheilt  uns  die  helvetische  Zeit  die  bemerkens- 
werthe  Belehrung,  dass  ein  unbefangenes  und  dauerndes 
staatsmännisches  Wirken  nicht  in  der  höchsten  vollziehen¬ 
den  Behörde,  noch  viel  weniger  in  den  parlamentarischen 
Kreisen,  sondern  in  den  Ministerien  seinen  Sitz  hatte, 
welche  bei  weitem  die  besten  Männer  enthielten.  Der 
eigentliche  Held  der  Helvetik,  der  am  meisten  charak¬ 
teristische  Ausdruck  ihres  besten  Gehalts,  war  unzweifel¬ 
haft  Albrecht  Bengger  von  Brugg,  geh.  1764,  gestorben 
Ende  1835  in  Aarau,  während  des  grössten  Theils  der 
Periode  Minister  des  Innern.  Ein  unermüdlicher, 
etwas  stoischer,  selbst  mitunter  grämlicher  Junggeselle 
und  echter  <  metaphysicien »,  wie  ihn  Napoleon  nannte, 
worunter  er  bekanntlich  alle  diejenigen  verstand,  die  über¬ 
haupt  Grundsätze  besassen.  Sein  bestes  kurz  ausgedrücktes 
Lob  ist  das  Wort  Zschokke’s  :  «Ohne  Bengger  würde  die 
Schweiz  am  Ende  der  helvetischen  Periode  noch  um  die 
Hälfte  ärmer  gewesen  sein.»  Nach  dem  Sturze  der 
Helvetik  war  er  eine  Zeit  lang  Arzt  in  Lausanne,  später 
auch  zeitweise  aargauischer  Begierungsrath.  Seine 
letzten  Lebensjahre  verbrachte  er  in  völliger  Müsse 
bei  wissenschaftlichen,  namentlich  geologischen  Studien, 
in  denen  er  Trost  und  Erhebung  über  alles  Klein¬ 
liche  und  Enge  der  Gegenwart  fand.  Von  seiner  Hand 
ist  beinahe  Alles,  was  in  den  administrativen  Ein¬ 
richtungen  der  Helvetik  gross,  ruhig,  leidenschaftslos 
und  ächt  patriotisch  gedacht  war.  Er  selbst  gehörte  zu 
jener  unbesiegbaren  Bage  freiester  und  glücklichster 
Menschen,  die  mit  allen  Vorurtheilen  rücksichtslos  ge¬ 
brochen  haben  und  deren  sich,  wie  ein  heutiger  Zeit¬ 
genosse  sagt ,  damit  eine  nicht  mehr  zu  erschütternde 
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Euhe,  ein  Alles  überwindender  Gleichinuth  bemächtigt. 
Er  war  der  würdigste  Repräsentant  zugleich  des  Einen 
der  beiden  neuen  Kantone,  die,  aus  dem  ehemaligen  Bern 
hervorgegangen,  einstweilen  dessen  Erbschaft,  die  patrio¬ 
tische  Hegemonie  der  Schweiz,  antraten.  Ein  scharfer 
Gegner  alles  Rustizismus,  wurde  er  übrigens  eben  so 
oft  als  Aristokrat,  wie  als  Demokrat  verschrieen,  ein 
Schicksal,  das  die  besten  Männer  unseres  Landes  stets 
mit  ihm  theilen  werden.  — 

Ihm  zur  Seite  und  in  gleichem  hohem  Geiste  wirkte 
als  Minister  der  Erziehung  Phil.  Alb  recht  Stapf  er, 
ebenfalls  von  Brugg,  geb.  1766,  vor  der  Revolution 
Professor  des  politischen  Instituts  in  Bern  (gest.  in 
Paris  1840).*)  Neben  ihnen  gebührt  vielleicht  die 
Palme  der  uneigennützigen  Vaterlandsliebe,  Pflicht- 


Die  Bildnisse  Eenggers  und  Stapfers  finden  sich  in  der 
„Gallerie  berühmter  Schweizer“,  in  nicht  ganz  ebenbürtiger  Ge¬ 
sellschaft.  Es  waren  diess  ganz  andere  Männer  als  Eäsch,  Jo- 
mini,  der  Eestaurator  Haller,  Affry,  Neker,  selbst  Beding,  Bernhard 
und  Baumgartner.  Die  echte  ganze  Grösse  zeigt  eben  den  Unter¬ 
schied  von  der  halben,  der  blossen  „Berühmtheit^^,  dass  jene  allen  Vor- 
urtheilen  unbedingt  entsagt.  Darin  besteht  auch  die  Differenz  zwischen 
den  Helvetikern  und  den  Staatsmännern  der  Mediation  und  Bestau- 
ration. 

Auch  die  übrigen  Minister,  wenigstens  der  Ersten  helvetischen 
Pei’iode,  zeichnefen  sich  vor  den  Direktoren  vortheilhaft  durch 
ruhige  Geschäftskenntniss  und  Geschäftsthätigkeit  aus,  und  nur  dieser 
Einrichtung  von  Ministerien,  die  wir  seither  nie  mehr  besessen  haben, 
ist  es  zuzuschreiben,  wenn  selbst  in  dem  fortwährenden  Schwanken 
alles  Bestehenden  noch  so  viel  Grosses  und  Gutes  geschah.  Die 
Fähigkeiten  eines  politischen  Führers  und  eines  arbeitenden  Mini¬ 
sters  sind  auch  durchaus  nicht  immer  die  gleichen  und  der  Gedanke 
liegt  heute  bereits  nicht  mehr  fern,  mittelst  dieser  Trennung  der 
Funktionen  einerseits  den  sichern  Gang  der  Administration  zu  för¬ 
dern  und  den  Beamtenetat  zu  vereinfachen,  andrerseits  die  oberste 
politische  Führerschaft  durch  direkte  Yolkswahl  von  dem  Parlamente 
unabhängiger  zu  machen. 
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treue  und  hervorragenden  Bildung  einem  dritten, 
eigentlichen  Berner,  Bernhard  Friedrich  Kuhn,  ge¬ 
boren  1762  zu  Bern,  Professor  der  Rechte  an  der 
Akademie,  Kämpfer  zu  Neuenegg,  erster  Präsident  des 
Grossen  Rathes  und  zeitweise  auch  Justizminister  der 
Helvetik.  Seine  Schriften  (über  Einheitssystem  und 
Föderalismus,  über  die  Aufhebung  der  Feudalrechte, 
Grundideen  einer  neuen  Einrichtung  des  Kriminalwesens 
in  der  helvetischen  Republik)  zählen  zu  den  besten 
der  helvetischen  Zeit.  Er  starb  1825  gemüthskrank, 
in  F olge  häuslichen  Unglücks ,  in  einer  Irrenanstalt 
zu  Avenches.  —  Das  sind  die  deutschen  Helden  der  Hel¬ 
vetik,  soweit  sie  bekannt  sind  (die  allerbesten  werden 
oft  gar  nicht  bekannt),  und  die  Helden,  wie  sie  über¬ 
haupt  der  deutsche  Charakter  der  Schweiz  versteht. 
Gross,  bei  äusserer  Simplizität  des  Wesens,  durch  die 
beständige  Arbeit  nationalerund  selbstständiger  Gedanken. 
Ohne  alle  Vorliebe  dagegen  für  das  Heldenthum  in  den 
Augen  der  Welt  und  für  eine  dominirende  Stellung  in 
äusserer  Repräsentation  des  gesammten  Staatsgeistes. 
Der  Held  der  Helvetik  in  diesem,  etwas  andern,  Sinne 
ist  allein  Friedrich  Cäsar  Laharpe.  Niemand  wird 
ihm  diese  Bedeutung  streitig  machen ,  nicht  einmal 
Glayre,  der  zu  kühl  dazu  war,  noch  weniger  Ochs,  der 
Repräsentant  der  dritten  Gattung  von  Staatsmännern,  die 
wir  in  unserer  modernen  Geschichte  kennen,  der  Zwitter 
zwischen  deutschem  und  romanischem  Wesen,  die  selten 
glücklich  enden. 

Es  ist  nicht  leicht  ein  grösserer  persönlicher  Gegen¬ 
satz  denkbar,  als  der  zwischen  Rengger  und  Laharpe, 
und  es  kann  daran  der  Unterschied  zwischen  deutscher 
und  französicher  Auffassung  des  staatsmännischen  Berufes 
überhaupt  deutlich  sichtbar  werden.  Die  Romanen  knüpfen 
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jede  geistige  Bewegung  gern  an  eine  repräsentative  Per¬ 
sönlichkeit.  Die  Sache  muss  eine  Personifikation,  einen 
Namen  haben.  Ihr  Träger  wandelt  leicht  eDvas  auf  dem 
Kothurn  und  wird  die  Betonung  persönlicher  Autorität, 
ja  selbst  etwas  Schimmer  selten  ganz  bei  Seite  lassen 
können.  Der  deutsche  Geist  dagegen  liebt  vor  Allem 
die  Einfachheit  an  seinen  Vertretern,  selbst  diejenige 
äussere  Formlosigkeit,  welche  aus  der  Alles  durch¬ 
dringenden  Ueberzeugung  der  absoluten  Gleichheit  freier 
Menschen  entsteht,  welche  den  Grundkern  des  Denkens 
aller  wahrhaft  Begabten  dieser  Nationalität  ausmacht.  Je 
höher  ein  solcher  Mann  steht,  desto  mehr  ist  er  allem 
Aeusserlichen,  das  auch  nur  von  ferne  an  Schein  er¬ 
innert,  abhold ;  desto  mehr  fühlt  er  sich  befriedigt,  nicht 
etwa  in  einer  einsamen  Höhe,  sondern  in  einer  vertrauten 
Gemeinschaft  mit  Gleichbedeutenden.  Diese  Gegensätze 
der  Natur  sind  nur  durch  viele  Jahre  innerlichen  Zu¬ 
sammenlebens  und  gegenseitiger  Angewöhnung  ausgleich¬ 
bar.  Oder  durch  das  sich  Begegnen  in  einem  höheren, 
nationalen  Patriotismus,  in  dem  sich? damals  Laharpe 
und  Rengger  immerfort  wieder,  trotz  der  augenschein¬ 
lichsten  und  tief  empfundenen  Verschiedenheit,  ja  Wider¬ 
willigkeit  ihrer  ganzen  Naturanlage  begegneten*)  und 

*)  Laharpe  schrieb  noch  im  hohen  Alter  1836  eine  wunder¬ 
schöne^,,  Notice  necrologique“  über  Rengger,  der  wir  nur  folgende 
Stellen  entheben,  die  von  tiefem  Yerständniss  des  geistvollen  Beur- 
theilers  für  eine,  von  der  eigenen  so  gänzlich  verschiedene  Natur 
zeugen:  „Pour  occuper  une  place  de  cette  importance,  il  fallait  non 
sealement  un  homme  doue  de  connaissances  theoriques  et  pratiques 
etendues,  bien  digerees  et  bien  classees,  mais  surtout  un  patriote  de- 
voue,  etranger  ä  Tesprit  de  parti,  incorruptible,  sage,  calme,  perse- 
verant,  energique  et  grand  travailleur.  Rengger  satisfaisait  ä  toutes 
ces  conditions  ....  nul  mot  ä  ajouter  ou  ä  retrancher  dans  ces 
Rapports,  dont  l’eloquence  tout  entiere  se  reduisait  ä  une  expression 
nue,  sincere  et  energique  de  ce  qui  etait  vrai,  juste  et  convenable, 
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der  auch  für  uns  heute  Lebende  der  einzige  Boden  ist, 
auf  dem  sich  die  beiden  Stämme  in  Einem  Staatswesen 
auf  die  Dauer  werden  vereint  erhalten  können. 

Diese  immer  dringender  werdende  Aufgabe  ist  nun 
dem  jetzigen  Geschlechte  anheimgefallen  und  weit  ent¬ 
fernt,  sich  von  ihrer  Grösse  entmuthigen  zu  lassen,  mag 
es  vielleicht  dabei  der  Worte  des  grössten  athenischen 
Redners  und  Patrioten  gedenken : 

«Das,  was  in  Ansehung  der  vergangenen  Zeit  das 
Schlimmste  ist,  das  ist  für  die  Zukunft  das  Beste.  Wäre 
nämlich  in  der  Vergangenheit  das  gethan,  was  da  hätte 
gethan  werden  sollen  und  nichts  versäumt  worden,  dann 
wären  wir  in  der  gegenwärtigen  Bedrängoiss  ohne  Hoff¬ 
nung.  Aber  da  wir  uns  anklagen  müssen,  das  Rechte 
und  unsere  Pflicht  nicht  gethan  zu  haben,  so  steht  nun 
Rettung  und  Hülfe  in  unserer  Hand.  Denn  ich  bin  der 
Meinung,  dass  für  freie  Männer  der  stärkste  Beweggrund, 
das  Rechte  zu  thun,  eben  darin  liegt,  dass  sie  sich  über 
die  gegenwärtigen  Zustände  schämen.» 


Diess  war  auch  ganz  offenbar  der  Gedanke ,  welcher 
die  Helvetiker  bei  aller  Ungunst  der  Verhältnisse  in 
ihrem  unermüdlichen  Ringen  aufrecht  erhielt.  Und  die 

f 

Rapports  dignes  de  seryir  de  modeles  ä  ces  veritables  hommes  d’Etat, 
qui,  appreciaiit  la  gravite  et  reminence  de  leurs  fonctions  ne  montent 
ä  la  tribune ,  que  revetus  de  la  dignite  d’Athenes.  Enumerer  les 
graiides  mesnres  proposees  oii  prises  par  le  ministre  de  l’Interieur 
durant  la  periode  orageuse  du  gouvernement  directorial,  serait  im- 
possible  dans  ce  moment.  Les  documens  reposent  dans  ses  arcbives 
et  y  seront  sans  doute  retrouves  intacts,  lorsque,  ä  une  epoque  plus 
calme,  des  hommes  sinceres  et  non  passionnes  s^occuperont,  au  nom 
d’uue  posterite  impartiale  de  rendre  justice  ä  qui  eile  appartient.“  Ja 
wann  kommt  die  Zeit,  in  der  zwei  Menschen  solchen  Schlages  wieder 
wachsen  und  sich  beffCffnen!  — 

O  O 


Menschen  sind  so  geartet,  dass  sie  darnach  beurtheilt 
werden  müssen.  Denn  ohne  Halbheit ,  wenn  nicht  im 
Wollen,  so  doch  im  Vollbringen,  ist  nichts.  —  Viel¬ 
mehr  besteht  das  Gute  und  Grosse  einer  Zeit,  praktisch 
genommen,  darin,  dass  sie  wahrhaft  gute  und  grosse 
Seiten  überhaupt  hatte.  Die  folgenden  Eegierungen 
der  Eidgenossenschaft  und  ihre  Geschichtsschreiber  haben 
sich  sehr  einlässlich  damit  befasst,  die  Helvetik  in  Ver¬ 
gessenheit  zu  bringen  oder  nur  die  unverkennbaren  Uebel 
hervorzuheben ,  welche  sie  begleiteten.  Sie  bedachten 
nicht,  dass  praktische  Uebelstände  die  kommenden  Gene¬ 
rationen  nicht  mehr  drücken,  dagegen  Wahrheiten  un¬ 
sterblich  sind.  «Und  ebensowenig  bedachten  sie  —  wenn 
wir  den  grossen  Florentiner  Staatsmann  in  der  Ge¬ 
schichte  seiner  Republik  noch  einmal  reden  lassen 
wollen  —  «dass  Handlungen,  die  etwas  Grosses  an 
sich  haben,  welcher  Art  sie  auch  seien  und  welchen 
Zweck  selbst  sie  haben  mögen ,  immer  mehr  Ehre 
bringen  als  Tadel. »  — 

Das  ist  die  beste  Seite  der  Natur  des  Menschen 
und  speziell  der  Natur  unseres  Volkes,  dass  sie  auf  die 
Dauer  doch  das  sittlich  Grossartige,  nicht  die  mate¬ 
rielle  Wohlfahrt,  noch  weniger  die  ungestörte  Ruhe  zu 
dem  Massstabe  macht,  nach  dem  die  einzelnen  Perioden 
der  Schweizergeschichte,  die  Meinungen  und  Thaten  der 
leitenden  Staatsmänner  beurtheilt  werden.  —  Und  dieses 
Mass  wird  —  dessen  sind  wir  vollkommen  gewiss  —  auch 
an  die  Helvetik  und  ihre  Männer  noch  allgemeiner  als  bis¬ 
her  gelegt  werden.  Sobald  nämlich  wir  selber  das  er¬ 
reicht  haben  werden,  wonach  Jene  zuerst  mit  Bewusst¬ 
sein  strebten:  Einigung  des  Schweizervolkes  zu  einer 
wahren  Nation,  nicht  in  der  äussern  Form,  sondern 
im  innern  Wesen  und  Gehalt  dieser  Völkerindividualität. 
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Die  nächsten  Mittel  hiezu  sind  heute  wie  vor 
80  Jahren:  eine  ausschliesslich  nationale  Armee, 
die  üebereinstimmung  des  Eechts,  das 
diese  Einheitlichkeit  des  Wesens  im  Volke,  und  die 
nationale  höhere  Erziehung,  welche  die¬ 
selbe  in  den  Gebildeten  hervorbringt  und  dauernd  er¬ 
hält.  —  Der  Endzweck  alles  unseres  Strehens 
ist  freilich  auch  die  einheitliche  Nationalität  nicht, 
sondern  diese  ist  wieder  bloss  ein  Mittel  zu  dem,  was 
das  eigentliche  Ziel  unserer  gesammten  Existenz  in 
der  Weltgeschichte  ist:  Die  Ausbildung  und  vorbild¬ 
liche  Darstellung  jener  einfachen,  durch  und  durch  wah¬ 
ren,  brüderlichen,  liebevollen,  alle  Menschen  friedlich 
und  freundlich  umfassenden  und  doch  in  dem  einzelnen 
Volke  historisch  und  individuell  ausgestalteten  d  e  m  o  kr  a- 
ti sehen  Kepublik,  nach  deren  Anblick  die  vielfach 
geknechtete  Menschheit  seit  Jahrtausenden  sich  sehnt 
und  die  sie  —  zeitweise  wenigstens  —  in  unserem  kleinen 
Staatswesen  sich  verwirklichen  zu  sehen  glaubte.  Die 
Eidgenossenschaft  besteht  seit  ihren  allerersten,  äusser- 
lich  unbedeutenden  Anfängen  nur  durch  diesen  festen 
Glauben  an  eine  ausserordentliche  Bestimmung, 
an  eine  besondere  Vorsehung,  die  ihre  Geschicke  regiere, 
an  ein  auserwähltes  besonderes  Volksthum  vor  allen 
andern,  obwohl  zusammengesetzt  aus  verschiedenen  Völker- 
bestandtheilen,  als  ermuthigendes  Beispiel  für  die  ganze, 
in  schweren  Kämpfen  nach  einer  würdigen  staatlichen  Ge¬ 
staltung  ringende  Welt.  Dieser  Glaube  ist  ihre  Seele 
und  Lebensbedingung,  und  das  sind  allein  ihre  wahren 
Weisen  und  Staatsmänner,  denen  die  unvergänglichen 
Denkmale  zu  Theil  werden ,  die  ihn  in  ihrer  Lebens¬ 
arbeit,  wenn  auch  in  bescheidenstem  Kreise  ,  in  sich 
trugen  und  bethätigten.  — 
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Darum  Muth,  Ihr  Wackern  Alle,  bekannte  und 
unbekannte,  wo  immer  Ihr  heute  seid,  und  in  dumpfer 
Zeit  gegen  den  trivialen  Unglauben  an  eine  fernere 
grosse  Bestimmung  unseres  Volkes  schwer  arbeitet!  Kein 
einziger  von  Euch  arbeitet  vergeblich.  Haltet  fest  und 
seid  gegrüsst. - 

Was  wir  eigentlich  am  schmerzlichsten  vermissen 
und  was  uns  dagegen  an  der  helvetischen  Zeit  am  inner¬ 
lichsten  erquickt  und  erfreut,  ist  ein  bei  allem  Partei¬ 
wesen  liebevoller,  das  gesammte  Vaterland  und  den 
einzelnen  Mitbürger  mit  warmer  Theilnahme  und  inniger 
Freundschaft  umfassender  Geist,  von  dem  wir  dermalen 
in  ungeheurer  Vereinzelung  eines  Jeden  (trotz  aller 
Vereine  und  äusserlichen  Verbindungen)  uns  weit  ent¬ 
legen  fühlen. 

Selbst  in  den  für  unsern  nüchternen  Geschmack  zu 
theatralischen  Worten  der  damaligen  Reden  weht  uns 
doch  immer  Etwas  menschlich  warm  und  sympathisch  an 
gegenüber  der  jetzigen  geschäftsmässigen  Kühle,  oder 
dem  steifen  Tägsatzungston  der  Periode  von  1803 
bis  1848. 

Es  war  in  diesem  helvetischen  Wesen  neben  viel 
Phrase  ein  Kern  von  wahrem  Patriotismus.  Ein 
wirkliches  Darüberstellen  der  allgemeinen  Interessen  über 
die  lokalen  und  persönlichen,  das  seines  Gleichen  heute 
sucht.  Die  meisten,  namentlich  die  unteren  Beamten 
der  Helvetik  dienten  ihr  vielfach  bei  sehr  mageren  oder 
auch  faktisch  gar  keinen  Gehalten  mit  einer  begeisterten 
Aufopferung,  von  der  unsere  Zeit  kaum  mehr  einen 
Begriff  hat.  Und  unter  ihnen  allen  herrschte  neben 
aller  Parteiwuth  doch  oft  eine  wahre  Freundschaft  und 
neidlose  Anerkennung,  die  einen  antiken  Zug  an  sich 
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trägt.*)  Selbst  heftige  und  rücksichtslose  Gegner,  wie 
Laharpe,  fanden  bald,  schon  wenige  Tage  nach  schroffen 
Dekreten,  die  gegen  sie  erlassen  wurden,  diese  Anerken¬ 
nung,  und  von  der  unerquicklichsten  Erscheinung  unserer 
Periode,  dem  ungescheuten  «  Kampf  um’s  Dasein  »,  der  in 
allen  Gebieten  des  öffentlichen  Lebens,  selbst  den  wissen¬ 
schaftlichen,  auftritt  und  schon  der  Jugend  den  Sinn  für 
Wahrheit  und  aufrichtige  Genossenschaft  vergiftet,  war 
höchstens  die  Praxis,  nicht  auch  die  Theorie  vorhanden. 

Die  Personen,  die  sich  in  den  Rathen  und  Beamtungen 
der  damaligen  Zeit  kennen  lernten,  blieben  sich  vielfach 
lebenslang  als  aufrichtige  Freunde  verbunden  (dafür  zeu¬ 
gen  manche  höchst  interessante  Briefwechsel ,  wahre 
Oasen  in  der  nachmaligen  dürren  Zeit),  und  an  den 

hervorragenden,  ja  selbst  mitunter  an  gewöhnlicheren 

« 

Beamten,  oder  helvetischen  Gardesoldaten  bemerkte  man, 
so  lange  sie  lebten,  eine  gewisse  pathetische  Würde  und 

ein  Festhalten  an  idealen  Grundsätzen,  die  sie  vortheil- 

_  » 

haft  von  der  späteren  Generation  unterschied.  Die  ehe¬ 
maligen  Helvetiker  hatten  etwas  von  dem  an  sich,  was 
den  alten  Independenten  Cromwells,  oder  die  alten  Sol¬ 
daten  Friedrichs  des  Grossen  und  Napoleons  auch  im 
bürgerlichen  Kleide  kenntlich  machte.  Sie  trugen  auf 
ihrer  Stirn  das  Gepräge  einer  grossen  Zeit,  sie  hatten- 


Ein  sprechendes  Bild  davon  zeigt  u.  A.  die  rührende  Ah- 
schiedsrede  des  Präsidenten  hei  Auflösung  des  Obersten  Oerichtshofs, 
9,  März  1803.  (H.  A.  3420.)  „Wann,  wo,  wie  ■ —  sagt  er  zuletzt 
darin  —  werden  wir  uns  Wiedersehen !  W omit  werden  wir  das  wechsel¬ 
seitige  Verlangen  stillen,  welehes  die  süssen  Bande  reiner  Freundschaft 
erzeugten  und  stete  Rückerinnerung  immerfort  erneuern  wird.  Das 
sind  Fragen,  die  sich  uns  unwillkürlich  aufdrängen.  Peinlich  für 
unser  Oefühl  muss  die  Ungewissheit  ihrer  Beantwortung  sein.“  Erst 
71  Jahre  später  hat  der  wirkliche  Sinn  dieser  Frage  seine  Beant- 
wortuug  endlich  gefunden. 
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Theil  gehabt  an  grossen  staatlichen  Idealen,  die  den  Zeit¬ 
genossen  wachsen  lassen,  so  dass  er  unter  einem  nach¬ 
folgenden  Greschlecht  von  blossen  «  Ortshurgern  »  als  ein 
Mensch  von  anderem  Schlage  erscheint.*) 

Es  ist  diese  Grösse  im  Streben  und  Wollen, 
diese  Zusammenfassung  der  ganzen  Kraft  einer  Nation, 
überhaupt  der  Nationalitätsgedanke  der  Schweiz, 
der  zum  Ersten  Male  in  moderner  Form  auftritt,  was 
der  Helvetik  ihren  unsterblichen  Reiz  und  ihre  unver¬ 
gängliche  Bedeutung  verschafft. 

Jede  Zeit,  die  wieder  eine  schweizerische  Nationalität 
schaffen  oder  besonders  betonen  will,  wird  stets  auf  sie 
zurückkommen. 

Jeder  Mensch,  der  in  der  Politik  Ideen  sucht,  kann 
an  ihr  nicht  vorübergehen  und  wen  diese  Zeit  einmal 
erfasst  hat,  den  lässt  sie  geistig  nicht  wieder  los. 

Die  helvetische  Periode  steht  mitten  zwischen  der 
alten  und  der  neuen  Eidgenossenschaft  —  als  ein  Ur- 
theil  über  die  Eine,  eine  Warnung  für  die  andere 
Zeit.  — 

Hätte  sich  die  alte  Eidgenossenschaft  ganz  natur- 
gemäss  entwickelt,  so  hätte  sie  zeitig  eine  Verbindung 
freier  und  gleichberechtigter  Bevölkerungen  werden 
müssen,  statt  ein  mit  modernen  Staatsideen  allzu  unver- 

*),  Der  Verfasser  erinnert  sich  noch  sehr  gut  aus  seiner  frühen 
Jugend  an  einen  solchen  alten  helvetischen  Gardisten,  der  eine  ganz 
andere  Erscheinung  war,  als  die  nachmaligen  Musterungssoldaten. 
Und  diejenigen  unter  den  Jetztlebenden ,  welche  noch  Laharpe, 
Glayre,  Secretan,  Monod,  Usteri,  Rengger,  Zschokke ,  Thaddäus 
Müller,  Müller- Eriedberg,  Gaudenz  Planta,  Sprecher,  den  Dichter 
Salis,  mit  Augen  gesehen  haben,  haben  alle  ein  Gefühl  der  Ehr¬ 
furcht  vor  diesen  Gestalten  in  sich  bewahrt,  wie  sie  es  keinem 
Seitherigen  entgegentragen  und  das  auch  von  der  künstlichen  Partei¬ 
verehrung,  mit  welcher  nachmals  die  ehemaligen  Regenten,  Steiger 
an  der  Spitze,  gefeiert  wurden,  spezifisch  verschieden  ist. 


einbares  mittelalterliches  Fachwerk  von  höchst  ungleichen 
Verbündeten,  untergeordneten  Schutzbefohlenen  und  völlig 
rechtlosen  Unterthanen  zu  bleiben.  —  Sogar  ein  Bundes¬ 
vertrag,  wie  der  von  1815,  hätte  noch  50  Jahre  vorher 
vielleicht  die  ganze  Eidgenössische  Entwicklung  in  andere, 
ruhigere  Bahnen  gelenkt.  — 

Die  Eidgenossenschaft  hatte  andererseits  schon  von 
Anbeginn  Gegensätze  in  sich  aufgenommen,  die  auf  eine 
bundesstaatliche  Entwicklung  hin  wiesen.  Gegensätze 
von  Handelsstädten  zu  Hirtenländern,  von  politisch  weit¬ 
reichenden  Ideen  zu  enger  Genügsamkeit,  wozu  später 
noch  die  grosse  konfessionelle  Trennung  und  zuletzt  mit 
diesem  Jahrhundert  der  Gegensatz  der  Sprachstämme 
unter  fortan  gleichgestellten  Völkerschaften  trat.  Alles 
das  sind  ursprüngliche  konstitutive  Schwierigkeiten  einer 
äusserlichen Einheit,  die  im  Bundesstaate  sich  recht¬ 
zeitig  hätten  lösen  sollen.  — 

Es  waren  eben  Aufgaben,  Probleme  staatlichen 
Lebens,  nicht  wünschbare  Zustände,  die  ängstlich  zu 
konserviren  waren,  wie  die  alten  Regenten  es  meinten. 

Die  bisherige  Eidgenössische  Verfassungsgeschichte 
hat  durchwegs  das  Eigenthümliche  an  sich,  dass  sie  ihre 
Fortschritte  immer  etwas  spät  und  daher  dann  etwas 
gewaltsam  macht. 

1815  musste  im  Anfang  des  vorigen  Jahrhunderts 
liegen,  1848  an  der  Stelle  der  Helvetik. 

Das  heutige  politische  Problem  geht  auch  weiter, 
als  die  momentane  Ausführung.  Es  liegt  nach  unserer 
öfter  berührten  Ansicht  darin ,  eine  einheitlichere , 
nationalere  Gestaltung  der  Schweiz,  die  sie  nach 
Aussen  als  ein  besonderes  Volk  in  Europa  scharf  ab- 
gränzt  und  nach  Innen  innerlicher  zusammenfasst,  definitif 
herzustellen. 
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Es  handelt  sich  jetzt  in  der  That  wieder  ernstlich 
um  die  Erhaltung  der  Eidgenossenschaft,  die  in  Gefahr 
steht ,  theils  durch  Gewalt ,  theils  durch  innere  Ver¬ 
flachung  sich  aufzulösen. 

Ein  Gericht  und  eine  Prüfung  seiner  eigentlichen 
Kraft  steht  unserem  Volke  sicherlich  bevor,  so  gut  wie  allen 
andern  in  Europa.  Dieses  Gefühl  ist  allgemein  verbreitet 
und  es  knüpft  sich  daran  eine  gewisse  Unbehaglichkeit, 
wie  sie  auch  den  Beginn  der  helvetischen  Periode  kennzeich¬ 
net.  Die  Eidgenossenschaft  ist  je  weilen  von  Zeit  zu  Zeit 
in  ihrer  Geschichte  nur  durch  ausserordentliche  Anstren¬ 
gungen  und  eine  ungewöhnliche  Zusammenfassung  ihrer 
Nationalkraft  erhalten  worden.  Ja  sie  ist  überhaupt  ein 
etwas  aussergewöhnliches  Staatsgebilde,  das  immer  ent¬ 
weder  der  auswärtigen  Protektion  (der  sogenannten  Neu¬ 
tralität  im  allgemeinen  Europäischen  Interesse),  oder 
einer  beständigen,  ungewöhnlichen  Vereinigung  und 
Spannung'  aller  inneren  Kräfte  bedarf. 

Das  Wesentliche  und  Noth wendige  hiezu  wäre  frei¬ 
lich  blos  der  einheitliche  Geist,  nicht  die  äussere 
Einheitsform.  Wahr  ist  indessen  doch,  was  im  Jahre 
1814  Rengger  an  Laharpe  schrieb:  «Sans  un  regime 
plus  ou  moins  approchant  d'unite,  nous  ne  deviendrons 
jamais  une  nation. » 

Das  ist  heute  das  Gefühl  V ieler  und  der  Gedanken¬ 
kern  dieser  Vorlesungen.  — 

Es  ist  mir  nicht  unwahrscheinlich,  dass  sogar  die  voll¬ 
ständige  Unification  der  Schweiz  noch  einmal  versucht 
werden  wird. 

Einerseits  trägt  dazu  bei  eine  bereits  vorhandene 
Reaktion  gegen  den  wahren  Gehalt  der  jetzigen  Ver¬ 
fassung,  welche,  sofern  sie  zu  einer  augenblicklichen 
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Herrschaft  gelangen  sollte,  ihren  nothwendigen  Gegenstoss 
dann  nur  noch  in  einer  Helvetik  finden  kann. 

Anderseits  können  materielle  Verhältnisse ,  Ueber- 
bürdung  der  Eidgenossenschaft  und  der  Kantone  mit 
finanziellen  Lasten  namentlich,  dazu  mächtig  beitragen. 

Schwerlich  aber  wird  je  für  eine  längere  Dauer 
eine  andere  als  die  bundesstaatliche  Form  der  Natur  und 
Geschichte  der  Schweiz  sich  anpassen  lassen  und  eine 
zweite  Helvetik  etwas  Anderes,  als  eine  Durchgangs¬ 
form  unseres  Staatslebens  sein.  — 

Wir  wünschten  dem  schweizerischen  Volke  diese 
sprungweisen  Entwicklungsgänge  seiner  bisherigen  Ge¬ 
schichte  erspart  zu  sehen. 

Dazu  gehört  aber  eben  neben  den  Grundsätzen  der 
heutigen  Verfassung  noch  grössere  Einheit  im  Volksgeist 
durch  eine  nationale  höhere  Erziehung  und  durch  ein 
gemeinsames  ßecht.  Das  ist  der  Schritt  vorwärts  ,  der 
unbedingt  noch  gethan  werden  muss  und  —  dessen  sind 
wir  sicher  —  auch  gethan  wird.  Wenn  nicht  von  uns,  so 
von  einer  andern,  durch  Unglück  gegangenen  und  da¬ 
durch  gestählten  Generation.  — 

Geistige  Einheit  des  Schweizervolks  aus  Einer 
bestimmten,  klar  ausgeschiedenen  schweizerischen  Natio¬ 
nalität  gegen  Aussen,  und  aus  einer  aufrichtigen  Ver¬ 
bindung  der  Liebe  und  des  Vertrauens  der  einzelnen 
Volkstheile  zu  einander  nach  Innen  entspringend,  immer 
aber  unter  bundesstaatlichen  Formen,  die  den  Ge¬ 
wohnheiten  des  Volkes  und  der  Natur  und  Geschichte 
des  Landes  möglichste  Rechnung  tragen,  —  das  wird  wohl 
stets,  nach  Abfluss  aufgeregter  Perioden,  das  letzte  Wort 
in  schweizerischen  Verfassungsfragen  sein. 

Das  ist  wohl  auch  ziemlich  das  gewesen,  was  bereits 
Rengger  und  Laharpe  unter  dem  « Systeme  approchant 


d’imite»  verstanden,  welches  1814,  nach  all’  den  gemachten 
Erfahrungen,  das  letzte  Wort  ihres  politischen  Lehens 
war.*)  Viel  Anderes  wollte  im  Grunde  überhaupt  selbst 
die  Helvetik  nicht.  Nur  glaubte  sie  dieses  Ziel  ohne 
direkte  Beseitigung  der  bisherigen  Erinnerungen  nicht 
erreichen  zu  können,  und  anfänglich  entschied  für  die 
äussere  strengste  Staatseinheit  sogar  blos  fremder 
Rath  und  Druck,  —  der  nämliche,  der  nachher  die  De- 
centralisation  wieder  begünstigte. 

Keine  irgendwie  dauernde  Verfassung  der  helveti¬ 
schen  Zeit  aber  beseitigte  gänzlich  die  Kantone,  oder 
theilte  die  ganze  Schweiz  rein  geographisch  ein.  Es 
blieb  immer  ein  historischer  Anknüpfungspunkt  bestehen, 
der  in  besserer  Zeit  mittelst  einer  Revision  des  im  Sturm 
und  Drang  rasch  angenommenen  Ersten  Projektes  (die 
stets  in  der  Absicht  lag),  sicher  zu  derblos  annähern¬ 
den  Einheit  geführt  hätte,  die  nach  dem  oben  citirten 
Worte  auch  das  Ideal  der  damaligen  Zeit  in  ihren  besten 
Vertretern  war. 

Es  bedürfte  für  die  heutige  Generation  nur  der 
Abwesenheit  derjenigen  Elemente,  welche  die  Helvetik 

Eengger’s  Aufsatz  vom  Jahre  1814  „über  den  sckweizerisclien 
Bundesverein“  (Kleine  Schriften,  pag.  201)  könnte  z.  B.  in  dieser 
Hinsicht  ganz  füglich  als  ein  im  Jahre  1848,  oder  seihst  heute  ge¬ 
schriebener  gelten.  Ebenso  seine  einzelnen  politischen  Bemerkungen 
(1.  c.  239).  So  z.  B.:  „Die  Vortheile  von  Einheit  und  Födera¬ 
lismus,  d.  h.  von  einer,  oder  mehreren  Staatsverwaltungen,  lassen 
sich  mit  denen  der  grossen  und  der  kleinen  Landkultur  vergleichen. 
Jene  macht  sich  wohlfeiler,  weil  die  nämlichen  Gebäude,  Werkzeuge, 
Menschenhände  zum  Anhau  einer  grösseren  Strecke  dienen ;  das  Er- 
zeugniss  des  einen  Theils  kann  durch  das  des  andern  erhöht  werden, 
das  reine  Produkt  ist  grösser.  In  der  kleinen  Landwirthschaft 
wird  jedes  einzelne  Stück  besser  bearbeitet,  das  Auge  des  Meisters 
ist  überall,  das  rohe  Produkt  ist  grösser.“  Wir  würden  bloss  noch 
hinzafügen:  Vorausgesetzt  immer  eine  gute  Verwaltung  der  kleinen 
Landwirthschaft  und  keine  allzu  grossen  Nachbaren.  — 


692 


# 


zu  Grunde  richteten ,  des  fremden  Einflusses  und  des 
materiellen  Elendes ,  der  nie  rastenden  Parteileiden¬ 
schaft  und  der  mangelhaften  Volksbildung,  um  nun  die 
Klippen  zu  vermeiden,  denen  die  helvetischen  Staats¬ 
männer  auch  entgangen  wären ,  wenn  sie  in  unserer 
günstigeren  Zeit  gelebt  hätten,  —  die  sie  jedenfalls  recht 
gut  erkannten. 

In  den  Grundgedanken  des  staatlichen  Lebens  --- 
das  ist  das,  was  uns  die  Helvetik  interessant  und  sym¬ 
pathisch  macht  —  muss  die  heutige  wahrhaft  liberale 
Partei  der  Schweiz  immer  ihre  Verwandtschaft  mit  jenen 
Männern  und  Ideen  anerkennen.  Sie  stehen  uns  näher, 
als  alle  ihre  Nachfolger.  Eine  Abwendung  dieserseits 
von  der  Helvetik  ist  heute  noch  eben  so  unnatürlich, 
wie  es  der  grosse  Rückschritt  von  1803  und  1815  ge¬ 
wesen  ist. 

Es  bestehen  für  uns  heute  noch  die  gleichen  politischen 
Ideale,  wie  sie  für  Rengger,  Stapfer,  Kuhn,  Escher,  Usteri, 
Glayre,  Secretan,  ja  für  Laharpe  bestanden,  für  alle  Hel- 
vetiker  überhaupt,  die  Ideale  in  sich  trugen. 

Und  es  ist  eine  weltgeschichtliche  Erfahrung ,  dass 
es  Einzelnen  und  Völkern  meist  nur  durch  wiederholte, 
nach  grösseren  Ruhepausen  erneuerte ,  Anstrengungen 
gelingen  will,  die  rechten  Wege  für  den  abgeklärten,  be¬ 
sonnenen  Fortschritt  zu  finden. 

Jedenfalls  dürfen  wir  auf  Grund  unserer  ganzen  Ge¬ 
schichte  die  heutige  Generation  an  ein  Wort  erinnern,  das, 
in  ähnlicher  Art  schon  öfter  ausgesprochen ,  das  beste 
Schlusswort  für  eine  Betrachtung  der  «Helvetik»,  im 
Hinblick  auf  die  Zukunft  und  vor  den  jungen  Alännern, 
denen  diese  angehört,  ist: 
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Gro s se  Ide ale  müssen  fast  immer  mehr¬ 
mals  in  Angriff  genommen  werden  und  sind 
ein  Vermächtnis s,  das  die  Besten  eines  Volks 
oft  lange  Zeit  hindurch  vo n  Generation  zu  Ge¬ 
neration  einander  überliefern. 


Trachten  Sie  zu  diesen  Besten  Ihrer  Lehensperiode 
zu  gehören. 


XIL 


Beilagen. 


Aus  der  Zeit  der  waadtländischen  Nationalversammlung. 

(24.  Januar  bis  30.  März  1798,  Beilage  zu  pag.  161  u.  f.) 

Auszüge  aus  dem  „Peuple  Yaudois,  bulletin  offieiel“. 


Jan.  24.  Beginn  der  Assemblee  Kepresentative  in  Lausanne. 

Februar.  3.  Der  Bürger  Eoguin- Labarpe  legt  den  Plan  für 
die  Organisation  eines  pouvoir  executif  provisoire  vor.  Das  Comite 
militaire  schlägt  vor,  die  „Cavaliers  d’hommage“  in  Dienst  zu  berufen, 
die  seit  mehr  als  zwei  Jahrhunderten  keinen  mehr  geleistet  haben. 

Febr.  4.  Die  Versammlung  beschliesst,  dem  „Etre  Supreme“ 
ihre  Huldigung  darzubringen. 

Am  gleichen  Tage  herrscht  grosse  Aufregung  über  den  „Mord“ 
der  beiden  französischen  Husaren  in  Thierrens,  „premieres  victimes 
de  la  liberte  des  Vaudois“.  Sie  werden  hier  genannt:  Jean  Baptiste 
Mouquet  von  Bouen  und  Frangois  Marie  Esqui  von  Paris.  Die  Stadt 
Moudon  hat  beschlossen,  ein  Monument  der  Freiheit  auf  ihren  Gräbern 
zu  errichten. 

Am  gleichen  Tage  wird  auf  Eapport  des  „Citoyen  Debons,  chef 
de  l’armee  Vaudoise,“  dieselbe  mit  Yerdankung  ihres  Patriotismus 
aufgelöst. 

Am  7.  Februar  erscheint  „endlich“  der  Clerge  de  Lausanne  in 
der  Versammlung,  erklärt  seinen  Patriotismus  und  erhält  die  acco- 
lade  fraternelle.  Die  Professoren  der  Akademie  beklagen  sich,  dass 
die  Studenten  Wache  stehen  und  nicht  in  die  Vorlesungen  kommen, 
dieselben  werden  demgemäss  aller  militärischen  Funktionen  enthoben. 

Am  8.  Februar  erscheinen  in  Lausanne  die  ersten  Exemplare 
der  helvetischen  Verfassung  von  Ochs  „approuvee  et  meme  corrigee“ 
vom  französischen  Direktorium,  durch  einen  ausserordentlichen  Courier 
von  Paris;  „la grande  nation  qui  vous  a  donne  la  liberte  veut  ajouter 
ä  ses  bienfaits  le  don  d’une  Constitution  toute  faite“.  Hier  ist  auch 
(pag.  47)  das  ganze  höchst  interessante  Schreiben  von  Laharpe  ab¬ 
gedruckt,  welches  deren  Annahme  befürwortet,  entgegen  dem,  wie 
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es  scheint,  ernstlich  in  Frage  gesetzten  Plan,  ans  Waadt  einen 
eigenen  Staat,  unabhängig  von  der  Eidgenossenschaft,  zu  bilden. 
Der  merkwürdigste  Passus  ist  folgender:  „Ce  projet  infiniment  esti- 
mable  est  du  au  digne  Grand  Tribun  de  Basle,  Ochs.  II  a  paru  que 
le  plus  sage  parti  etait  de  demeurer  attache  ä  la  Suisse.  Nos  moeurs, 
nos  relations  commerciales,  notre  agriculture,  le  debit  de  uos  vins, 
tout  nous  y  conviait.  Yous  sentez  qu’unis  comme  nous  allons  l’etre, 
il  sera  desormais  bien  plus  facile  de  maintenir  la  paix  et  la  neutralite 
de  la  commune  patrie,  lorsqn’nne  seule  volonte  dirigera  tous  les  efforts 
vers  un  meme  but.  La  necessite  de  s’entendre  et  de  correspondre, 
procurera  des  relations  dans  la  Suisse  entiere  et  fera  disparaitre 
tous  les  prejuges  de  culte  et  de  moeurs.  La  difference  de  l’idiome 
est  ce  qui  nous  a  le  plus  arrete.  Mais  nous  avons  reflechi :  1°  Que 
cet  inconvenient  ne  se  feroit  pas  plus  sentir  que  sous  le  gonvernc- 
ment  Bernois,  oii  les  arretes  du  200,  et  du  Senat  etoient  expedies 
en  allemand.  2“  Que  les  employes  des  Cantons  du  Vallais,  du  Leman 
et  de  Fribourg,  etant  tous  pris  parmi  les  indigenes,  l’administration 
n’eprouverait  point  de  l  etards.  3“  Que  les  membres  des  deux  Conseils 
ayant  tous  regu  nne  education  liberale  ponrraient  tous  s’entendre  en 
frangais:  idiome  que  la  revolution  actuelle  contribuera  puissamment 
ä  repandre  dans  la  Suisse  entim'e.  4°  Que  la  necessite  bien  reconnue 
d’apprendre  l’allemand,  le  frangais  et  l’italien  augmenteroit  les  Com¬ 
munications  et  les  relations  de  tonte  espece,  procureroit  ä  la  patrie 
des  sources  d’instruction  multipliees  en  ouvrant  tous  les  tresors  parti- 
culiers  ä  ces  trois  idiomes  et  dissiperoit  ces  prejuges  barbares  qui 
rendent  les  bommes  rivaux,  puis  ennemis,  puis  esclaves.“ 

Die  Annahme  der  helvetischen  Konstitution  wird  folgendermassen 
beschrieben.  Sitzung  Freitag  9.  Februar:  Nach  der  Verlesung  des 
genannten  Briefes  erklärt  zuerst  der  Präsident  Glayre  „son  voeii 
d’acceptation  avec  la  plus  grande  force  • —  qu’il  perira  plutot  que  de 
s’en  detacher.  (Er  war  2  Jahre  darauf  übrigens  dennoch  das  erste 
Mitglied  der  Staatsstreichregierung  vom  7.  Jan.  1800.)  Der  Advokat 
Secretan  scheint  unter  vielen  Rednern  besonders  den  Anschluss  an 
die  Schweiz  befürwortet  zu  haben.  U.  A.  sagt  er:  „Enfin  voudrions- 
nous  abdiquer  spontanement  le  nom  de  Suisses  et  renoncer  pour  nos 
enfans  ä  ce  patrimoine  de  gloire  et  d’honneur,  qui  nous  fut  trans- 
mis  par  nos  ancetres?  „Une  foule  de  Membres  se  levent  et  parlent 
dans  le  meme  sens.  Tous  les  coeurs  s’entendent,  toutes  les  opinions 
se  rencontrent.  Un  moment  l’Assemblee  perd  de  cette  auguste  Con¬ 
tenance  digne  d’un  peuple  Souverain;  mais  c’est  pour  otfrir  toutes 
les  emotions  de  la  joye,  tout  le  delire  du  sentiment,  tout  l’enthou- 
siasme  du  vrai  patriotisme  .  .  .  „Adherez-vous  ä  la  Constitution  qui 


699 


vient  de  vous  etre  Offerte“,  s’ecrie  alors  le  President.  „Jnrez-vons 
de  la  reconnaitre,  de  l’observer,  de  la  venger?“  ün  cri  fait  la  reponse. 
Olli,  oui,  oui  s’ecrient  tous  les  Membres  ...  et  les  vive  la  republique 
Helvetique,  vive  la  republique  frangaise,  vive  le  Directoire,  sortent  de 
toutes  les  boucbes  et  viennent  de  terminer  le  tableau.  Aussitöt  on 
dresse  l’acte  d’adhesion.  On  le  lit,  tous  le  signent  et  font  un  appel 
au  Dieu  des  peuples  libres,  de  benir  daus  ce  moment  imposant  et 
sublime  le  mot  que  leurs  mains  ont  trace. 

iVcte  d’adhesion  individuelle  des  membres  de  l’Assemblee  represen- 
tative  provisoire  du  Pays  de  Vaud. 

„Les  membres  de  FAssemblee  Eepresentative  Provisoire  du  Pays- 
de-Vaud,  apr^s  avoir  mürement  examine  un  projet  de  Constitution 
helvetique,  imprime  en  langue  allemaude,  italieune  et  frangaise,  dont 
un  double  signe  par  le  Citoyen  President  et  les  Secretaires,  depose 
daus  les  Archives,  ont  emis  leur  voeu  individuel  sur  ce  projet,  en 
pronongant  unanimement  et  de  la  maniere  la  plus  energique  leur 
adhesion  pure,  simple  et  entim'e  ä  cette  Constitution,  attendant  de  son 
execution  l’accomplissement  des  desirs  de  tous  les  bons  citoyens  et 
le  bonheur  de  la  Patrie.“ 

Suivent  les  signatures. 

0  Providence!  lorsqu’un  deluge  universel  submergeoit  le  globe, 

ta  colere  voulut  tout  devorer.  Un  seul  juste  echappa  — - nous, 

nous  n’etions  pas  ce  juste  et  cependant  ta  honte  nous  protege. - 

Graces  te  soyent  rendues! 

Graces  te  soyent  rendues,  Peuple  genereux,  Nation  grande  et 
sublime!  Dans  ce  que  tu  fis,  nous  avons  vu  ce  que  nous  devions 
faire.  Tes  efforts,  ta  constance,  ton  genereux  courage  seront  pour 
nous  des  exemples  imposans.  Tu  n’eus  jamais  de  modele,  mais  tu 
dois  en  servir. 

Graces  te  soyent  rendues,  Directoire  de  la  Grande  Nation.  En 
peu  de  jours  nous  avons  vu  des  sied  es.  L’horison  du  bonheur  s’entre- 
ouvre  ä  nos  regards,  nos  chaines  tombent  et  nous  te  devons  tout. 

A  vous  aussi,  actions  de  graces,  braves  generaux,  braves  officiers, 
braves  soldats  frangais,  vous  avez  epouvante  l’Europe.  Vous  avez 
fait  trembler  Eome  au  pied  de  ses  autels.  A  votre  approche,  la  plus 
ancienne  Eepublique  du  monde  disparüt.  Le  Po  s’humilia,  le  Tibre 
se  soumit.  L’ltalie  attesta  votre  gloire.  11  y  manquoit  peut-etre 
d’affranchir  le  Vaudois  —  et  le  Vaudois  est  libre. 

Et  ä  toi  aussi,  graces  te  soyent  rendues,  immortel  Laharpe,  dont 
le  nom  ne  peut  plus  se  prononcer  saus  attendrissement  par  tous 
les  patriotes ,  par  ceux  aussi  qui  partagm-ent  avec  ton  malheureux 
parent  les  disgraces  du  sort. 
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Les  hommes  passent,  les  Loix  s’usent;  mais  tes  bienfaits  resteront 
dans  nos  coeurs,  et  l’histoire  de  notre  revolution  ira  jusqu’ä  nos  der- 
niers  neveux  leur  attester  notre  reconnaissance. 

Yom  6.  Eebruar  und  4.  März  datiren  Berichte  der  waadtländi- 
scben  Deputirten  nach  Paris,  die  am  2G.  Januar  dahin  abgegangen 
waren,  um  dem  Direktorium  den  Dank  des  waadtländischen  Volkes 
zu  überbringen  (Latlechere,  Monod,  Bergier),  woraus  wir  folgende 
Stellen  entheben: 

„D’abord  nous  avons  acquis  la  certitude  que,  loin  qu’on  ait  la 
moindre  vue  d’incorporer  notre  pays  ä  la  grande  Republique  PranQaise 
le  plan  arrete  est,  qu’il  fera  partie  de  la  Republique  Helvetique,  con- 
formement  au  projet,  dont  vous  avez  requ  la  communication.  On 
desire,  et  il  est  indispensable,  que  l’independance  de  la  Republique 
Lemauique  soit  proclamee.  Vous  aurez  sans  doute  regu  le  plan  de 
Constitution  arrMe  pour  la  Suisse  entiere.  II  faut  que  sans  perte 
de  temps  ce  plan  soit  adopte.  En  attendant  l’epoque  ä  laquelle  sept 
cantons  auront  accepte  la  Constitution,  votre  Assemblee  provisoire 
doit  continuer  ä  gouverner  provisoirement.  Cette  epoque  arrivee, 
votre  Assemblee  installera  le  Tribunal  des  Cantons,  la  chambre 
Administrative,  les  justices  inferieures;  eile  ordonnera  aux  Deputes 
elus  de  se  rendre  ä  1’ Assemblee  legislative ;  cela  fait,  eile  se  dissoudra. 
Nous  croyons  pouvoir  vous  dire  qu’il  ne  se  passera  pas  beaucoup 
de  tems  avant  que  sept  cantons  auront  accepte  la  Constitution.  Des 
ce  moment,  la  Republique  Helvetique  est  constituee;  et  les  troupes 
dont  la  presence  a  ete  necessaire  pour  decider  la  revolution ,  rentrent 
dans  leurs  foyers.  L’empressement  avec  lequel  nous  avons  ete  accueillis 
a  ete  si  flatteur,  qu’arrives  le  soir  assez  tard,  nous  fümes  introduits 
des  le  lendemain  matin  chez  le  Citoyen  Barras,  President  du  Directoire. 

Citoyens!  Rappelez-vous  ces  audiences  que  vous  mendiates  trop 
souvent  chez  les  petits  oligarques  qui  se  disaient  vos  Souverains. 
Rappelez-vous  ces  titres  aussi  pompeux  que  ridicules,  ces  prosternations, 
ce  ton  de  superiorite  et  de  protection  ,  cette  distance  ä  laquelle  il 
fallait  vous  tenir,  —  puis  venez  ecouter  la  maniere  simple ,  frater- 
nelle  et  honnete  avec  laquelle  nous  regürent  ceux  devant  qui  tremblent 
tous  les  Potentats  de  la  terre.  —  Et  vous  fauteurs  de  l’aristocratie 
expirante,  si  l’avilissement  dans  lequel  vous  fütes  eleves  n’apas  eteint 
en  vous  tout  sentiment  d’energie  et  d’honneur,  lisez  et  comparez. 

Assis  familierement  aupres  d’eux,  ils  nous  questionnent  en  amis, 
et  nous  leur  repondons  en  Envoyes  d’un  peuple  libre.  Nous  presen- 
tons  nos  lettres  de  creance.  Nous  ajoutons  que  trop  petits  pour  etre 
utiles,  nous  aspirions  du  moins  ä  etre  estimes,  et  ä  imiter  les  sublimes 
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exemples  que  la  Grrande  Nation  offrait  ä  tous  les  peuples.  —  On 
noiis  reitera  l’assuraiice  que  notre  liberte  et  notre  independance  etaient 
dans  uos  mains,  mais  qu’il  fallait  se  häter,  et  ne  pas  laisser  ä  l’oc- 
easion  le  tems  de  s’echapper.“ 

lieber  die  Märztage  enthält  das  Bulletin  officiel  folgende  Schilde¬ 
rungen  (pag.  176,  183,  190,  200,  203,  262): 

3Iorat.  —  Enfin  nous  sommes  delivres.  Les  Frangais  sont  ici 
—  la  Yictoire  avec  eux.  De  toutes  parts  les  Bernois  fuyent.  L’os- 
suaire  de  Morat  est  en  cendres.  Ce  feroce  et  execrable  monument 
n’affligera  plus  l’humanite  par  des  penibles  Souvenirs.  II  brüle  en 
ce  inoment  au  niilieu  des  danses  et  des  chants  qu’anime  la  musique 
guerriere.  La  plus  vive  joye  anime  tous  nos  Citoyens  delivres.  Le 
drapeau  verd  flotte  sur  les  remparts.  La  cocarde  atteste  partout 
l’union  Helvetique.  Des  cris  d’allegresse  succedent  ä  la  sombre  stu- 
peur,  et  les  doux  epanchenients  de  la  conflance  ä  la  terreur  sous  la- 
qunlle  on  nous  avait  courbes.  A  Fribourg,  le  Commissaire-ordon- 
nateur  Marcel  est  continuellement  occupe  ä  dresser  l’inventaire  des 
munitions  et  des  armes.  II  a  trouve  dans  l’Arsenal  une  tres-grande 
quantite  de  fusils.  Les  Frangais  volent  ä  de  nouveaux  lauriers.  Ils  ont 
Guminen  devant  eux.  —  Mais  ce  sont  les  vainqueurs  de  l’Italie,  Vive 
la  Republique.  —  Guminen  est  pris.  On  n’a  pas  brule  une  amorce.  Ce 
poste  sur  lequel  les  Bernois  comptaient  avec  taut  de  securite,  a  ete 
brusquement  evacue  par  leurs  troupes.  La  musique  frangaise  en  a 
fait  tous  le  frais.  —  H  y  a  apparence  que  l’ennemi  a  craint  d’etre 
coupe  par  la  colonne  de  Fribourg  qui  menagait  vivement  ses  derrieres. 

Les  Bernois  sont  a  Fextremite.  Le  mecontentement  se  reunit 
ä  la  peur  pour  diviser  leurs  troupes.  Les  Colonnes  marchent  de 
toutes  parts:  ils  sont  cernes  partout,  la  jonction  s’execute.  Quatre 
colonnes  marchent  au  pas  de  Charge,  de  Fribourg,  de  Morat,  de  So- 
leure  et  d’Arberg.  • —  Encore  quelques  momens  et  leur  trone  s’ecroule 
et  la  Liberte  va  s’asseoir  triomphante  sur  ses  debris  epars. 

Pag.  183.  —  Payerne  le  16  Ventose  ä  5  heures  du  matin  (6  Mars 
1798).  —  Au  General  Pouget.  —  Je  vous  ai  fait  passer  il  y  a  trois 
heures  Fheureuse  Nouvelle  de  la  prise  de  Berne.  Je  n’ai  pu  vous 
donner  Citoyen  General  des  details,  parceque  ma  lettre  etait  partie 
avant  qu’il  m’en  fut  parvenu;  mais  je  ne  m’en  felicite  pas  moins 
d‘avoir  ete  le  premier  ä  vous  aunoncer  le  succes  de  nos  armes.  Je 
vous  dirai  neanmoins  ce  que  Fon  ne  sait  pas  encore,  c’est  que  nos 
troupes  y  etant  entrees  de  force,  nous  y  trouverons  de  grandes  richesses 
et  les  tresors  des  Excellences;  attendu  que  la  semaine  dernim-e  sur 
la  demande  energique  des  Bourgeois  de  Berne  et  des  habitans  de  la 
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Campagne  reiinis  au  Deux-Cent,  il  a  ete  decrete  qu’aucun  Senateur, 
aucun  membre  du  Gouvernement,  aucun  Baillif,  ne  pourraient  enlever, 
ni  exporter  de  Berne  ni  argent,  ni  effets  et  qu’ils  seraient  forces  ä 
la  Kesidence.  Une  chose  que  vous  n’apprendrez  jamais  de  la  bouche 
du  modeste  General  Brune  et  que  je  me  plais  a  vous  dire,  c’est 
qu’il  a  deploye  dans  cette  expedition  les  plus  grands  talens  reunis 
ä  la  plus  sage  moderation  et  a  la  plus  etonnante  promptitude.*  En 
vain  les  Plenipotentiaires  Bernois  employent  tous  les  ressorts  de  leur 
politique  pour  obtenir  du  temps  et  traiuer  l’affaire  en  longueur, 
le  mouvement  commeiica  le  11,  le  15  il  etait  termiue  et  TOligarchie 
n’existait  plus.  —  Voila  une  belle  demi-Decade.  Salut  et  grande  joye. 

Signe,  Paris. 

Pag.  190.  —  Lausanne.  —  La  nouvelle  de  la  prise  de  Berne  a 
fait  ici  la  plus  vive  Sensation.  On  ne  peut  exprimer  l’allegresse 
publique,  quand  on  apprit  que  ce  colosse  etait  tombe  ecrase  par 
sa  presomption  ridicule  et  que  les  heros  du  Rhin  et  de  l’Adige 
venaient  de  groupper  de  nouveaux  lauriers  avec  les  anciens  tropbees, 
autour  de  leurs  Etendards.  Des  mardi  matiii  cette  nouvelle  circulait  avec 
rapidite.  On  l’avait  recueillie  avec  une  avidite  impatiente  et  la  ville 
entiere  se  livrait  au  plaisir.  Mais  il  n’eut  plus  de  bornes  lorsque  Ton 
apprit  du  General  Pouget  la  confirmation  de  cette  nouvelle  importante 
et  que  l’on  put  s’abandonner  sans  scrupule  ä  la  douceur  de  la 
repeter.  Aussitöt  des  flots  de  peuple  se  pressent  dans  les  rues.  Les 
Representans  du  Peuple  suspendent  leurs  travaux.  Les  Electeurs 
terminent  leur  seance,  et  ces  deux  Corps  reunis  par  la  joye  ne 
pensent  dans  ce  moment  qu’au  bonbenr  de  pouvoir  l’exprimer.  Une 
mullitude  de  Couriers  partent  de  tous  cötes,  pour  annoncer  cette 
beureuse  nouvelle.  Les  detonations  de  l’artillerie,  le  son  de  toutes 
les  cloches,  les  tambours,  la  musique,  les  cris,  les  vivat,  les  chants 
patriotiques,  la  confusion  de  la  fraternite  et  le  delire  de  la  joye, 
tel  etait  le  spectacle  dont  nous  avons  joui.  En  meme  tems,  l’Assemblee 
Provisoire  et  le  Corps  Electoral  se  portaient  dans  toutes  les  rues 
pour  y  proclamer  la  victoire.  La  musique  ouvrait  la  marche.  Le 
drapeau  verd  ralliait  tous  les  coeurs.  Une  foule  immense  venait 
fermer  la  marche.  Les  regards,  les  gestes,  les  paroles  de  tous  les 
Citoyens,  cette  foule  d’elemens  fugitifs  oii  la  nature  se  decele,  com- 
posaient  sans  art  ce  tableau  delicieux  et  c’est  au  milieu  de  ces 
epanchemens,  que  l’Assemblee  Provisoire  s’adressant  ä  tous  les 
Citoyens,  proclamait  par  ces  mots  le  triomphe  de  la  Liberte  Hel- 
vetique. 

„Citoyens  Vaudois,  Victoire!  —  Berne  a  ete  prise  hier  par  nos 
braves  defenseurs,  et  avec  eile  est  tombee  l’aristocratie  qui  opprimait 


703 


le  Penple  Vaudois.  Citoyens!  livrons  tous  nos  coeurs  ä  la  joye.  Allons 
ensemble  dans  la  Cathedrale  exprimer  ä  TEtre-Supreme  la  reconnais- 
sance  dont  nons  sommes  penetres.  Vivent  nos  protecteurs!  Vivent 
nos  braves  defensenrs!  Vive  la  Republique  Erangaise,  vive  la  Eepu- 
blique  Helvetique!“  Apres  que  l’Assemblee  ent  partout  celebre  la 
joye  qui  l’animait,  porte  aupres  du  General  Ponget  la  reconnaissance 
du  peuple  et  chez  la  Citoyenue  Braue  les  felicitations  de  nos  coeurs, 
eile  se  rendit  dans  la  cathedrale,  accompagnee  du  Corps  des  Electenrs 
et  d’une  foule  immense  pour  y  temoigner  ä  l’Etre  Supreme  la  recon¬ 
naissance  d’un  penple  delivre.  ■ —  ün  ministre  des  Antels  vint  agrandir 
notre  sensibilite,  melant  la  Religion  ä  la  joye  pnbliqne  et  donnant 
ä  celle-la  ce  caractere  angnste  que  lui  prete  Phommage  dn  coeur. 

Pag.  200.  —  Lettre  du  General  Debons,  Commandant  en  chef 
des  tronpes  Vaudoises.  —  An  Comite  militaire.  —  Beime,  le  6  Mars  1798. 

Citoyens,  Comme  j’ai  en  l’honnenr  de  vons  marqner  dans  ma  lettre 
de  ce  matin  nons  sommes  venus  ici  sans  trouver  de  resistance;  c’est  la 
suite  de  la  bataille  gagnee  dans  les  plaines  de  Eranbrunn  par  le 
General  Schauenburg.  Les  Bernois  ont  laisse  denx  mille  tnes  sur 
le  champ  de  bataille  et  tonte  leur  artillerie.  Dans  la  deroute,  ils 
ont  massacre  plnsieurs  officlers,  parmi  lesqnels  on  remarqne  MM.  les 
Colonels  de  Rihiner,  ancien  Baillif  de  Morges,  Stettier  et  Gonmoens 
le  gendre  du  General.  Le  Gouvernement  provisoire  est  installe  des 
anjourd’hui.  Salut  et  Fraternite. 

Ueber  die  Pflanzung  des  Freiheitsbaumes  in  Bern  berichtet 
der  General  der  waadtländischen  Truppen,  Debons,  als  Augenzeuge  an 
das  Comite  militaire  et  de  Surete  generale  in  Lausanne  wie  folgt: 

Liberte,  Egalite.  Berne,  le  9  mars  1798.  Le  General  Debons 
commandant  en  Chef  des  troupes  vaudoises,  au  Comite  militaire  et  de 
Surete  generale,  siegeant  ä  Lausanne. 

Citoyens!  La  ceremonie  d’aujourd’hui  est  un  evenement  trop 
extraordinaire  et  trop  interessant  dans  l’histoire  de  notre  revolution, 
pour  ne  pas  vous  en  donner  quelques  details:  c’est  aujourd’hui  que'^ 
s’est  plante  l’arbre  de  la  Libertd  devant  l’Hötel-de-ville  de  Berne. 
Cette  ceremonie  s’est  faite  avec  solemnite ;  le  general  Brune,  conduit 
par  une  deputation  de  l’Assemblee  Provisoire  Bernoise,  suivie  des 
Generaux  de  l’Armee  et  de  tont  son  Etat-Major,  precede  de  la  mu- 
sique  et  d’une  escorte  nombreuse  ä  pied  et  ä  cheval,  s’est  rendu  de 
chez  lui  (le  Stift)  ä  la  maison  de  ville,  dans  la  salle  du  Deux-Cent, 
oii  etoient  rassembles  toute  l’Assemblee  Provisoire  et  nombre  d’autres 
spectateurs.  C’etoit  le  rendez-vous  general  en  attendant  que  l’arbre 
fut  sur  pied.  Cet  entr’acte  a  ete  egaye  par  les  airs  de  „ga-ira,  oh 
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peut  on  etre  mieux“,  la  carmagnole  etc.  —  ün  Aide-de-Camp  a  jage 
que  l’ours  Bernois  devoit  se  cacher  derriere  la  liberte,  pour  n’ötre 
point  apergu  des  spectateurs,  dans  ane  fete,  oü  eile  seale  devoit 
paraitre;  aassi  a-t-il  appliqae  sar  la  figare  de  Tanimal  qai  dominoit 
le  trone  de  l’Advoyer,  ane  grande  feaille  de  papier  blanc,  oti  etoient 
ecrit  les  mots  de  Liberte  et  Egalite.  Le  General  averti  qae  l’Arbre 
etoit  ä  moitie  plante,  s’est  renda  en  procession  sar  le  balcon,  le 
Citoyen  Erisching,  ci-devant  Tresorier,  s’est  place  ä  cote  de  lai  et 
en  pea  de  paroles  a  felicite  le  Peaple  de  ce  qae  l’Arbre  de  la  Liberte 
etoit  enfin  plante  an  iniliea  d’eax,  a  fait  des  voeax  poar  qa’il  portät 
des  fraits  heareax  et  a  crie  vive  la  Eepabliqae.  Le  General  Brane 
a  promis  aa  peaple  la  protection  de  la  grande  Nation,  et  toas  ses  efforts 
poar  adoacir  les  maax  qae  la  condaite  impradente  de  l’ancien  goa- 
verneinent  lai  avoit  caase;  il  a  termine  son  discoars  par  vivent  les 
deax  Repabliqaes.  L’air  de  „qa  ira“  entrecoapoit  ces  harangaes  et 
egayoit  l’Assemblee.  On  descendit  da  Balcon  et  par  bommage  poar 
l’Arbre  de  la  Liberte  et  poar  proaver  les  voeax  qa’on  faisoit  poar  la 
prosperite,  le  Citoyen  Erisching  jeta  qaelqaes  peles  de  terre  sar  ses 
racines:  le  General  Brane  en  fit  aatant,  ainsi  qae  ceax  de  la  saite. 
La  procession  fit  ane  assez  longae  promenade  dans  la  ville,  par  la 
grand-rae,  precedee  de  la  masiqae;  eile  recondaisit  ainsi  le  General 
Brune  chez  lai.  Yoilä,  Citoyens  qaelqaes  details  de  cette  joarnee,  qai 
marquera  d’une  maniCTe  si  interessante  poar  aoas  dans  notre  bistoire 
et  noas  liera  ä  jamais,  par  la  plas  vive  reconnoissance,  ä  la  Kepa- 
bliqae  Erangoise  et  ses  generaax.  Si  cette  lettre  voas  parvient,  comme 
je  le  presame  avant  l’arrive  de  vos  Depates,  ces  details  preliminaires 
interesseront  peat-etre  l’Assemblee.  Elle  aara  la  satisfaction  de  rece- 
voir  dans  son  sein  des  membres  da  Departement  Bernois,  qai  s’em- 
pressent  ä  proaver  leur  adbesion  formelle  aax  noaveaax  principes, 
en  venant  fraterniser  avec  voas  aa  nom  de  lears  concitoyens.  Salat 
et  respect, 

Signe  Debons,  General. 

Par  ordre  de  l’Assemblee  de  Kepresentans  provisoires  da  Pays- 
de-Yaad,  cette  lettre  sera  imprimee  et  pabliee. 

Donne  ä  Laasanne,  le  11  Mars  1798.  Aa  1®"  de  notre  Kegene- 
ratioa.  Cbancellerie  da  Pays-de-Yaad. 

Yalibr,  Secretaire. 

Eine  Nacbscbrift  des  Balletin  findet  es  sogar  noch  erwäbnens- 
wertb ,  dass  anter  den  „propos  tenas  des  officiers  frangais  dans  la 
Salle  des  ci-devant  Deax  Cent  on  entendit  l’an  d’eax  demander  an 
air  ä  la  masiqae  pour  adoucir  dit-il,  les  peines  des  Tyrans.“  — 


705 


Pag.  245.  —  „Daus  la  seance  du  12  Mars,  les  Citoyens  Bay, 
€ommissaire  des  guerres,  Bischer,  Capitaine  de  Dragons,  Balthazard 
Scheidegg  de  Thouue  et  hauneret  Sterchin  d’Untersee,  se  sont  preseu- 
tes  au  nom  et  comme  charges  des  pouvoirs  de  l’Asseruhlee  provisoire 
de  Berue  pour  frateriiiser  avec  nous.  Le  Citoyen  Bay  a  pris  la  parole 
,  et  a  exprime  avec  iuteret  l’intention  du  gouvernement  provisoire  de 
Berne,  de  renouer  les  liens,  qui  doivent  exister  entre  tous  les  peuples 
de  PHelvetie.  Le  Citoyen  Carrard,  President,  leur  a  au  nom  de 
l’Assemblee  provisoire,  temoigne  la  correspoudance  de  uos  sentimens 
et  de  nos  voeux  avec  les  leurs,  leur  a  donne  l’accolade  fraternelle, 
Les  deux  discours  ont  ete  vivement  applaudis.“ 

lieber  die  Ernennung  dieser  Abgeordneten  enthält  das  Bülletin 
auf  pag.  281  folgenden  Bericht  aus  dem  Schoosse  der  provisorischen 
Nationalversammlung  von  Bern: 

Pag.  281.  —  4  Mars.  Le  dernier  acte  du  ci-devant  gouvernement 
a  ete  une  resignation  des  pouvoirs  qu’il  exergait.  Cette  ceremonie 
a  eu  lieu  ce  matin  a  six  heures.  Ou  a  forme  un  Gouvernemeut  pro¬ 
visoire,  oii  prendront  place  53  Membres  de  rancien.  Leur  experieuce 
dans  les  affaires  parait  avoir  dicte  cette  mesure. 

9  Mars.  —  Une  question  interessaute  a  ete  agitee;  on  a  propose 
de  fraterniser  avec  l’Assemhlee  provisoire  du  pays  de  Yaud  et  d’e- 
couter  les  sentimens  qui  nous  portent  ä  la  devancer  plutot,  qu’une 
ridicule  etiquette  qui  nous  conseillerait  de  l’attendre.  L’adresse  qui 
lui  sera  faite  sera  soumise  ä  Tapprobation  du  General  Brune. 

10  Mars.  Le  Citoyen  Tillier  propose  de  donner  ä  cette  demarche 
toute  la  solemnite,  dont  eile  est  susceptible,  et  de  nommer  une  depu- 
tation.  II  nomme  les  Citoyens  Bay  et  Stouder.  —  Le  Citoyen  Fischer 
voudrait  qu’on  y  reunit  un  Memhre  de  l’ancien  Gouvernement  pour 
rapprocher  les  esprits  et  etouöer  des  divisions  penibles.  On  finit  par 
le  nommer  lui-meme  avec  les  Citoyens  Bay,  Sterchi  et  Scheidegg. 

t 

Einige  Be  mische  Gutsbesitzer,  deren  Güter  durch  Dekret 
vom  24.  Februar  sequestirt  worden  waren,  May  von  Belletruche, 
Graffenried  von  Blonay,  Wattenwyl  von  Bursinel,  Wattenwyl  von 
Montbeney,  Effinger  von  Büren,  Wattenwyl  von  Fechy,  Kilchberger 
von  Bolle,  Fischer  von  Bougy,  Madame  May  von  Montheray  weuden 
sich  in  Folge  dieseri^actes  de  frateruite,  qui  ont  eu  lieu  entre  leur  Gou¬ 
vernement  et  le  notre“  an  die  Nationalversammlung  um  die  Erlaubniss, 
in  Bern  bleiben  zu  dürfen  und  Aufhebung  des  Sequesters.  Die  National¬ 
versammlung  geht  aber  einstweilen  zur  Tagesordnung  über.  (Sitzung 
vom  13.  März,  pag.  261.)  Einzelne  andere,  Kilchberger,  Sohn,  von 
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Mont  und  Frau  Manuel  erbieten  sieb,  auf  das  bernisebe  Bürgerrecht 
zu  verzichten  und  den  waadtländiscben  Bürgereid  zu  leisten.  Ein 
naturalisirter  Berner,  Mr.  de  Roverea,  der  erst  1791  das  Bürger¬ 
recht  erhalten  hatte  und  von  dem  öfters  in  der  Geschichte  der  Hel- 
vetik  die  Rede  ist,  und  ein  Oberst  von  Watten wyl-Malessert  waren 
nach  dem  Bulletin  die  Ersten,  die  sich  sofort  nach  der  Unabhängig¬ 
keitserklärung  als  waadtländische  Staatsbürger  deklarirt  hatten 
(„avaient  emis  leur  voeu  de  reunion  aux  Yaudois“,  Sitzung  vom 
5.  Februar,  pag.  25),  was  den  Ersteren  nicht  abhielt,  nachmals  ein 
eifriger  Parteigänger  für  die  Bernischen  Restaurationspläne  zu  sein.. 

Es  ist  derselbe,  von  dem  auch  die  Erzählung  von  der  respect- 
vollen  Yerschonung  des  Schultheissen  von  Steiger  in  dem  Gefecht 
am  Grauholz  herrührt  (Yide  pag.  182),  ein  Bericht  aus  jedenfalls 
dritter  Hand  (da  er  selbst  nicht  Augenzeuge  war),  der,  obwohl  inner¬ 
lich  sehr  unwahrscheinlich  bei  der  Matur  und  Erbitterung  der  fran¬ 
zösischen  Truppen,  dennoch  von  fast  allen  seitherigen  Berichterstattern 
einfach  nachgedruckt  wird.  Die  Stelle  selbst  lautet  in  seinem  „Precis 
de  la  revolution“  I,  pag.  250:  „Seul  assis  sur  un  tronc  d’arbre  il  voit 
arriver  ces  rapides  escadrons,  qui  volent  au  carnage ;  ils  l’atteignent,  le 
contemplent  et  passent  sans  l’enlever  ou  lui  donner  la  mort.  Quelques 
doivent  lui  avoir  rendu  ce  noble  temoignage,  nous  avons  vu  un 
vieillard  Suisse  assis  au  bord  de  la  foret.  Son  costume  etait  militaire,. 
mais  son  air  venerable  nous  a  empeche  de  le  saisir.“  — 

Würdevoll  ist  die  Erscheinung  des  besten  Berner-Landvogts,  von 
Bonstetten,  in  der  Sitzung  vom  14.  März. 

Pag.  264.  Le  Citoyen  Bonstetten,  ancien  Baillif  de  Myou ,  se 
presente  et  demande  la  levee  du  sequestre  appose  sur  le  domaine 
qu’il  possede  a  Yalleires,  ci-devant  bailliage  d’ Yverdon.  II  expose 
qu’il  s’est  presente  devant  le  Comite  de  cette  Commune  ä  temps  utile. 
II  exprime  avec  loyaute  et  franchise  les  sentimens  qui  l’ont  anime 
dans  tous  les  tems,  et  l’opinion  qu’il  a  manifestee  dans  le  Gouverne¬ 
ment,  et  qui,  malheureusement  pour  Berne  n’a  pas  ete  suivie.  II  sent 
que  la  presence  des  Bernois  dans  le  pays  de  Yaud  peut  donner  encore 
de  l’ombrage,  et  il  declare  qu’il  est  dans  l’intention  de  se  rendre  en 
Allemagne,  jusqu’ä  ce  qu’il  puisse  reparaitre  sans  exciter  le  mecon- 
tentement  et  contribuer  utilement  au  bonheur  et  ä  la  prosperite  du 
Pays.  —  Il  prie  que  si  on  ne  veut  pas  lui  accorder  la  levee  absolue 
du  sequestre,  on  veuille  au  moins  permettre  ä  son  epouse  et  ä  son  fils 
de  10  ans,  la  permission  de  demeurer  dans  son  domaine  sous  prise 
d’inventaire  et  caution.  —  Enfin  il  demande  un  passe-port  pour  faire 
son  voyage.  —  Le  Citoyen  Bonstetten  s’est  retire  et  la  discussion  s’est^ 


707 


ouverte.  Divers  Membres  s’empressent  de  donner  aux  sentimens  et  a 
la  conduite  du  Citoyeu  Bonstetten  des  eloges  fiattenrs.  Quand  il  rentre, 
le  President  lui  temoigne  la  grande  difference  que  l’Assemblee  met 
entre  lui  et  la  plupart  de  ses  combourgeois,  ainsi  que  le  regret  qu’elle 
eprouve  de  ne  pouvoir  apporter  d’exception  en  sa  faveur  au  decret 
qu’elle  a  rendu  le  12  Mars.  Du  reste,  eile  decrete  qu’il  lui  sera  ac- 
corde  acte  de  sa  diligence,  et  que  la  mention  bonorable  de  ses  senti¬ 
mens  sera  inseree  au  Protocolle  et  au  Bulletin  officiel.  — 

Von  Waadt  werden  dann  die  Bürger  Secretan  und  Eoguin  nach 
Bern  geschickt,  um  die  Begrüssung  der  Berner  zu  erwiedern,  und  noch 
eine  besondere  Kommission  ernannt,  um  die  Archive  in  Bern  zu  revi- 
diren  und  Alles,  was  sich  auf  Waadt  bezieht,  nach  Lausanne  zu 
bringen  (pag.  283,  290).  Diese  Theilung  erfolgte  dann  in  der  That, 
und  es  liegen  daher  ein  erheblicher  Theil  ehemaliger  Bernischer 
Staatsacten  nunmehr  im  Lausanner  Archive,  ü.  a.  auch  die  Prozedur 
Davel’s  vor  dem  Derichte  der  rue  du  bourg  in  Lausanne  nebst  allen 
darauf  bezüglichen  sehr  interessanten  Beglückwünschungsschreihen, 
die  damals  an  die  Legierung  von  Bern  gelangten. 

Das  Andenken  Davels  wurde  in  der  waadtländischen  National¬ 
versammlung  durch  folgenden  Beschluss  aufgefrischt:  Sitzung  vom 
12.  März,  pag.  256.  Ce  n’est  pas  d’aujourd’hui  que  la  voix  de  la 
liberte  se  fait  entendre  dans  le  pays  de  Vaud,  mais  la  terreur  l’etoulfa, 
ä  peu  pres  comme  les  voleurs  eteignent  les  chandelles.  II  y  a  long- 
temps  que  le  brave  Major  Davel  de  Cully  songeait  ä  briser  les  fers  de 
sa  patrie  et  il  mourut  sur  l’echaffaud.  —  Le  General  La  Harpe  fut 
aussi  une  des  victimes  de  sa  haine  pour  la  tyrannie.  Un  arret  odieux 
voulut  trancher  ses  jours;  mais  il  les  consacrait  ä  la  gloire  et  au 
moment  oii  il  allait  recueillir  le  prix  de  ses  efforts,  il  tombait  dans 
les  champs  d’Italie,  au  poste  de  l’honneur.  —  Plus  heureux  que  le 
brave  La  Harpe,  ceux  qui  eprouverent  comme  lui  les  persecutions 
du  Gouvernement  Bernois,  oublient  aujourd’hui  leurs  malheurs  dans 
le  bonheur  de  leur  patrie  et  ne  pensent  plus  ä  leurs  fers,  quand  ils 
voyent  le  pays  de  Vaud  brisant  ceux  qu’il  portait.  L’Assemblee 
Provisoire  n’a  point  oublie  que  sous  le  regne  du  despotisme,  ils 
eurent  le  courage  de  prononcer  leur  attachement  ä  une  revolution 
dont  le  nom  seul  etait  proscrit,  et  eile  decrete  que  le  Major  Davel, 
le  General  La  Harpe,  et  d’autres  persecutes  ä  raison  de  leurs  opinions 
politiques,  ont  bien  merite  de  la  Patrie. 

Die  letzte  Sitzung  der  provisorischen  Nationalversammlung  von 
Waadt  fand  am  30.  März  statt  (pag.  355).  Sie  dekretirt  eine  Medaille 
in  Gold  iiii  Werth  von  Fr.  500  ihrem  grössten  Bürger  mit  der  In- 
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Schrift:  „ä  Frederic  Cesar  La  Harpe  le  peuple  Yaudois  reconnaissant“ 
(dieselbe  befindet  sieb  jetzt  zufolge  Testaments  Verfügung  La  Harpe’s 
in  der  Bibliothek  zu  Aarau)  und  löst  sich  dann  feierlich  in  der 
Catbedrale  zu  Lausanne  auf,  unter  Uebergabe  der  sämmtlicben  Ge¬ 
walten  an  die  neuen  Kantonalbehörden. 


Relation  des  Tit.  Herrn  Hauptmann  Alois  Hediger  (von 
Schwytz),  den  5.  Merz  1798  abgestattet. 

(Beilage  zu  Pag.  171  und  497.) 


Den  5.  Merz  1798  bat  Herr  Hauptmann  Alois  Hediger  vor¬ 
stehendes  Schreiben  dem  Tit.  regierenden  Herrn  Amtsmann  über¬ 
bracht,  welches  Schreiben  in  Worb  von  denen  Herren  Kriegsräthen 
den  4.  Abends  um  6  Uhr  abgefasset  worden.  Diesem  Schreiben  fügt 
Tit.  Herr  Hauptmann  folgende  Umstände  bey,  welche  mündlich  zu 
relatieren  ihme  aufgetragen  worden. 

Yom  16.  Hornung  hinweg  bis  den  1.  März  seien  unsere  Truppen 
sämtlich  in  der  gegend  von  Buchse  gelegen,  die  Tit.  Herren  Kriegs- 
räthe  hingegen  haben  sich  in  Bern  befunden.  Den  1.  März  gegen 
Abends  um  8  Uhr  habe  der  Tit.  Herr  Landshauptmann  von 
dem  bey  Büren  commandirenden  Generalen  Graffenried  die  Ordre 
erhalten,  etwa  2  Stund  nach  Mitternacht  mit  300  Mann  von 
seinen  Truppen  ganz  in  der  Still  gegen  Büren  vorzurücken, 
über  diese  Ordre  habe  Herr  Landshauptmann  von  den  Herren 
Kriegsräthen  in  Bern  die  Yerhaltungs-Befehl  einholen  lassen,  und 
auf  die  von  den  Herren  Kriegsräthen  erhaltene  Zusag  habe  Er  mit 
seinen  schon  marschfertigen  300  Mann  an  den  Ort  der  Bestim¬ 
mung  vorrücken  wollen,  allein  schon  ehe  die  Zusag  von  den  Herren 
Kriegsräthen  eingetroffen,  seie  von  dem  Herrn  General  Graffenried 
die  contre-ordre  eingelangt,  dass  Er  mit  seinen  Truppen  nicht  vor¬ 
rücken  solle.  Die  Ürner  und  Glarner  Truppen  seyen  auch  schon 
gegen  gleichen  Ort  im  Anmarsch  gewesen,  haben  sich  aber  eben- 
mässig  wieder  zurück  begeben,  und  unsere  Truppen  seyen  wiederum 
in  ihrer  ehevorigen  Stellung  geblieben.  Am  gleichen  Abend  haben 
sie  von  Bern  aus  die  Nachricht  erhalten,  dass  die  vom  französischen 
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General  vorgeschlagenen  Friedens-Anträge  in  Bern  angenohmen,  und 
nnterzeiehnet  seyen,  allein  gegen  Morgen  circa  5  Uhr  seye  der  Herr 
Landvogt  in  Buchse  gekommen ,  und  habe  gesagt ,  das  seye  ein 
schöner  Frieden ,  die  Hochwachten  Brennen.  Darauf  haben  sich 
unsere  Truppen  in  Buchse  unter  das  Gewehr  gesammelt,  und  in 
Buchse  seye  Sturm  geleuthet  worden.  Auch  haben  sich  die  Berner 
willig  zu  dem  Sturm  eingefunden,  allein  da  die  Lenthe  an  dem  Ort 
ihrer  Bestimmung  zusammen  getroffen,  seyen  sie  ohne  Anführer 
gewessen,  und  wider  am  Abend  desswegen  unwillig  auseinander  ge¬ 
gangen.  Um  11  Uhr  den  2.  März  Yormittags  haben  unsere  Truppen, 
die  schon  ganz  marschfertig  waren,,  vom  General  Graffenried  die 
Ordre  empfangen,  gegen  Oberwyl  ganz  in  der  Stille  vorzurücken, 
und  Posten  zu  fassen,  wo  sich  auch  die  Urner  und  Glarner  einfinden 
werden.  Unsere  Truppen  haben  diese  Ordre  unverzüglich  befolget, 
allein  schon  in  ihrem  Marsch  gegen  Oberwyl  seyen  ihnen  Hütter 
und  andere  Leuth  begegnet,  welche  festere  ihnen  gesagt  haben,  es 
seye  alles  verloren,  zwei  Ortlin  in  der  Gegend  von  Büren  seyen  in 
Brand  gesteckt,  und  es  seye  alles  von  den  bernerischen  Offiziers 
verkauft.  Diese  zwei  Örtlin  seyen  eines  von  den  Franzossen,  das 
andere  von  den  Bernern  selber  und  zwar  darum  angezündet  worden, 
weilen  einige  Franzosen  in  selbigem  Posten  gefasset  haben. 
Diese  Heden  haben  bey  unseren  Truppen  schon  ziemliches  Miss¬ 
vergnügen  erweckt,  welches  noch  grösser  worden,  weil  unsere  Truppen 
von  den  Urneren  und  Glarneren,  die  sie  dorten  hätten  antreffen 
sollen.  Keine  Spuren  gemerkt.  Dessen  ohngeachtet  seyen  unsere 
Truppen  über  eine  Anhöhe  vorgerückt,  von  welcher  sie  viele  Leuth 
gegen  ihnen  Kommend  entdeckt  haben,  welches  unseren  Leuten 
ziemliche  Forcht  eingejagt,  von  dannen  seyen  sie  jedannoch  bis 
Oberwyl  vorgerückt,  wo  der  Herr  adjudant  auf  der  Maur,  welchen 
sie  zum  Herrn  General  Graffenried  nach  Bärn  um  ordre  zu  erhalten, 
abgeordnet  hatten,  wieder  von  dannen  zurück  und  zu  ihnen  ge¬ 
kommen.  Herr  auf  der  Maur  habe  auf  der  Batterie,  auf  welcher 
er  mit  Herr  Graffenried  geredt  habe,  einen  Streifschuss  in  Huth 
bekommen  und  habe  ihnen  relatiert.  Er  Herr  general  Graffenried 
wüsse  sich  an  diesem  Posten  nicht  zu  halten,  seine  Offiziers  haben 
ihne  verlassen,  die  Staffeten,  die  Er  um  ordre  ausgeschickt.  Kommen 
nicht  zurück,  und  das  Volk  habe  sich  zerstreut,  folglich  Könne  Ei- 
Herr  Graffenried  ihme  Herr  auf  der  Maur  auch  für  unsere  Truppen 
Keine  ordre  ertheillen.  Auf  diesen  Bericht  hin  habe  der  Herr  Lands 
Hauptmann  seinen  Truppen  gestattet  sich  mit  einiger  Nahrung  zu 
erquicken,  während  diesem  seyen  wider  Leuthe  von  Büren  herge¬ 
kommen,  welche  unseren  Truppen  die  gleichen  Berichte  gebracht, 
die  gleiche  Reden,  wie  die  erstem  geführt,  und  sich  in  ein  nächst 
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gelegenes  Wäldlin  begeben,  willens  dorten  die  Nacbt  zu  passieren, 
um  nicht  von  den  Franzossen  abgeschnitten  zu  werden,  und  sich 
dann  am  Morgen  wiederum  an  den  Ort  Ihrer  ferneren  Bestimmung 
zu  begeben.  Die  Leuthe  im  Dorf  haben  unsere  Truppen  ebenfalls 
gebetten  sich  zurück  zu  ziehen,  sie  helfen  ihnen  nichts,  schaden 
ihnen  mehr,  sie  wollen  sieh  lieber  an  die  Franzosen  ergeben,  weil 
ihnen  sonst  alles  verbrennt  werde,  und  halten  Können  sie  sich  so 
nicht,  es  seye  alles  verrathen  und  verkauft.  Hierauf  habe  Herr 
Landshauptmann  Leuth  aus  dem  dörflin  aller  Enden  ausgesandt, 
um  zu  erfahren,  ob  die  Ürner  und  Grlarner  nicht  erfragt  werden 
Könnten,  Es  habe  aber  von  selbigem  gar  nichts  entdeckt  werden 
Können,  hierauf  seye  der  Lärm  entstanden,  es  Kommen  französische 
Husaren,  durch  diesen  Lärm  bewogen  habe  Herr  Landshauptmann 
seine  Truppen  sogleich  unter  das  Gwehr  gesammelt,  scharf  laden 
lassen,  sich  in  ein  ob  dem  Dörflin  liegendes  Eichwäldlein  retiriert,' 
und  Posten  gefasset.  Einige  Offiziers  seyen  auf  Stellen  gegangen 
von  wannen  sie  diese  Husaren  hätten  entdeken  Können,  haben  da 
ein  Trupp  Cavallerie  hierher  der  Aar  gegen  der  Solothurner  Strass 
einlenken  gesechen,  haben  aber  wegen  der  Entfernung  die  Anzahl 
nicht  unterscheiden  Können.  Auf  dieses  habe  Herr  Landshauptmann 
denen  Truppen  den  Yortrag  gemacht.  Er  nebst  anderen  Offiziers 
finde,  dass  sie  sich  da  um  so  minder  halten  Können,  weil  laut  denen 
eingekommenen  Berichten  die  Berner  Truppen  bey  Büren  zerstreut 
seyen,  und  dem  zufolge  haben  unsere  Truppen  den  Entschluss  ge¬ 
fasset  sich  in  gutter  Ordnung  wider  nach  Biichsee  zurück  zu  ziehen. 
Den  nemlichen  Tag  als  den  2.  Merz  Abends  um  10  Uhr  seyen  sie 
wieder  in  Buchsee  ein  gekommen,  und  die  ganze  Nacht  unter  dem 
gwehr  gestanden  und  patrouilliert.  Gleich  bey  der  Ankunft  aber 
habe  Herr  Landshauptmann  des  Herrn  Landvogts  in  Buchsee  seine 
gutsche  unseren -Herren  Kriegsräthen  nach  Bern  geschickt,  und  selbe 
gebetten  dass  wenigstens  zwei  aus  ihnen  sich  nach  Buchsee  begeben 
möchten;  den  3.  Morgens  gegen  3  Uhr  seyen  Herr  Landvogt  Weber 
und  Herr  gsandten  Schuhler  in  Buchsee  angekommen,  welchen  Herr 
Landshauptmann  in  Beyseyn  der  mehrsten  Offizieren  über  die  Er¬ 
eignisse  seines  Zugs  den  umständlich  Bericht  abgestattet,  und  sich 
mit  ihnen  berathen  habe,  was  nun  in  dieser  Lage  ferner  zu  thun 
seyn  möchte.  Dieser  Berathung  zufolg  seye  Herr  Landvogt  Weber 
zu  Fuss  nach  Bern  gegangen,  und  habe  dem  Comite  seinem  Auftrag 
gemäss  die  Vorstellung  gemacht,  dass  die  Truppen  von  üry,  Schwiz 
und  Glarus  mit  und  bey  einander  laut  schon  einmal  geäussertem 
Verlangen  angestellt  werden  möchten,  während  dieser  Zeit  seyen 
von  allen  Seiten  her  ganze  Schaaren  von  Volk,  Kanonen,  Munition 
Wägen  ohne  Bedeckung  in  völliger  Unordnung  gegen  Buchsee  ge- 
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kommen,  und  haben  den  Bericht  gebracht,  dass  die  Franzossen  in 
Oberwyl  eingezogen,  und  gegen  Buchsee  vorrücken,  hierbey  seye 
unter  dem  Berner  Volk  ein  sehr  grosser  Unwillen  gewesen,  dass  Sie 
die  Offiziers  Schelmen  gescholten  und  unseren  Leuthen  gesagt,  sie 
sollen  sich  nur  nach  Hause  ziehen,  sie  seyen  so  alle  von  den  Berner 
Offiziers  verkauft,  und  alles  seye  verlohren.  Auf  diesen  Lärm  seyen 
mich  den  3.  Merz  Morgens  gegen  Neun  Uhr  Herr  Gsandten  Schuhler 
und  Er  Hauptmann  Hediger  dem  Herrn  Landvogt  Weber  nach  Bern 
nachgereisst,  und  '"unterwegs  haben  sie  einen  Brielf  von  Herrn  Land¬ 
vogt  Weber  von  Bern  aus  erhalten,  in  welchem  Er  anzeigte,  dass 
er  von  der  Commission  die  Versicherung  erhalten,  dass  man  trachten 
werde,  die  Truppen  von  üry,  Schweiz  und  Olaris  nach  ihrem  Wunsch 
zusammen  zu  stellen,  unterdessen  seye  auch  an  alle  Truppen  die 
Ordre  ergangen  sich  in  den  Gegenden  von  Bern  zusammen  zu  ziehen. 
Auch  seye  in  diesem  BriefF  gestanden,  dass  der  Herr  Representant 
von  Zürich  dem  Herrn  Landvogt  Weber  gesagt.  Es  gebe  Kein 
Frieden. 

Als  Herr  Ehrengsandten  Schuhler  und  Herr  Hauptmann  Hediger 
auf  Bern  gekommen,  haben  sich  die  Kriegsräth  von  Ury,  Schweiz 
und  Glaris  sogleich  miteinander  unterredt  was  in  dieser  Lage  für 
•ein  Schluss  zu  nehmen  seyn  möchte,  da  in  der  Stadt  sich  alles  in 
der  grössten  Verwirrung  befinde,  weil  die  alte  Regierung  nieder¬ 
gelegt  und  die  neue  nocb  nicbt  eingeführt  seye.  Hierauf  haben  sich 
die  Kriegsrätb  von  Ury  und  Glaris  zu  ihren  Truppen  verfügt,  und 
seyen  mit  selbigen  in  die  Stadt  Bern  gezogen.  Während  dieser 
zwischen  Zeit  sey  der  Herr  Auf  der  Maur  zu  ihnen  auf  Bern  mit 
der  Nachricht  gekommen,  dass  Herr  Lands  Hauptmann  zum  General 
Erlacb  nache  bey  Buchse  sieb  begeben,  um  von  solchem  ordre  einzu- 
holen,  da  aber  der  General  würklich  geschlafen,  habe  ihme  dessen 
adjutant  gesagt,  sie  haben  selber  noch  Keine  ordre,  folgsam  werde 
ihme  Herr  General  auch  Keine  ertheillen  Können.  Nach  der  Zurück 
Kunft  des  Herrn  Lands  Hauptmanns  habe  selbiger  und  unsere  offi- 
■ciers  mit  dem  Herrn  General  Graffenried  in  Buchsee  zu  Mittag  ge- 
spi essen,  und  da  gerade  zu  dieser  Zeit  zwey  Staff eten  mit  der  Nachricht 
eingelangt,  dass  die  Franzosen  gegen  Buchsee  im  Anmarsch,  und  nur 
noch  eine  Stund  von  dannen  entfernt  seyen,  habe  Herr  Lands  Haupt¬ 
mann  diesen  Generalen  gefragt,  was  er  nun  für  eine  Stellung  zu 
nehmen  habe,  der  ihme  geantwortet,  er  ziehe  sich  nach  Bern  zurück. 
Er  habe  Keine  ordre,  er  müsse  also  ihme  Herrn  Lands  Hauptmann 
überlassen  nach  seiner  eigenen  Klugheit  zu  handeln.  Hierauf  hätte 
sich  Herr  Lands  Hauptmann  entschlossen,  mit  unseren  Truppen  auch 
nach  Bern  zu  ziechen.  Nachher  aber  seye  Herr  Uoctor  Suter  in  voller 
Eile  mit  der  Anzeige  nach  Bern  gekommen,  Herr  Lands  Hauptmann 
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habe  seinen  Entschluss  geändert,  Er  werde  statt  nach  Bern  sich  mit 
seinen  Truppen  nach  Worb  retirieren,  weil  er  besorgte,  dass  er  in 
Bern  die  Eähnen  und  gewehr  verliehren,  nnd  gezwungen  werden 
Könnte  eine  Capitulation  unterzeichnen  zu  müssen,  die  unser  Stand 
nicht  genehmigen  würde.  Auf  diesen  Bericht  seye  Herr  Hauptmann 
Hediger  an  Herrn  Lands  Hauptmanii  mit  dem  Auftrag  abgeordnet 
worden,  dass  er  Herr  Lands  Hauptmann  mit  den  Truppen  einsweilen 
auf  der  papier  Mülle  Halt  machen  möchte.  Unterwegs  habe  Herr 
Hauptmann  Hediger  unser  canonier  Corps  mit  den  zwey  canonen, 
die  sie  von  Bern  gehabt,  angetrotfen,  und  von  ihnen  vernehmen,  dass 
sie  von  Herrn  Lands  Hauptraann  beorderet  seyen,  diese  Canonen 
nebst  Munition  nach  Bern  zurück  zuführen.  Als  Herr  Hauptmann 
Hediger  hierauf  seinen  Weeg  fortgesetzt,  habe  er  unsere  Truppen 
nicht  mehr  auf  der  papier  Mühle  angetroffen,  sondern  seye  ihnen 
nach  Worb  nachgefolgt,  solche  aber  noch  gerade  aussert  dem  Dörtiin 
erreicht,  und  Herr  auf  der  Maur  zu  gleich  auch  mit  der  ordre  von 
unseren  Kriegsräthen  eingetroffen,  dass  Herr  Landshauptmann  mit 
den  Truppen  wider  nach  der  papier  Mühle  zurück  Kehren  möchte. 
Hierauf  habe  Herr  Landshauptmann  mit  den  Truppen  rechts  um 
Kehrt  gemacht,  allein  die  Truppen  haben  sieh  unwillig  gezeigt,  wieder 
zurück  zu  Kehren,  und  den  Herrn  Landshauptmann  gebetten,  sie  doeli 
nicht  nach  Bern  zu  führen,  denn  der  bekannte  Beat  Steinauer  habe 
ihnen  gesagt ,  es  seye  ein  glück  für  Sie ,  dass  sie  sich  noch  zurück 
ziechen,  und  nach  Hauss  gehen  Können,  denn  in  Bern  seye  alles 
verkauft,  er  wüsse  sicher,  dass  die  Capitulation  dorten  unterzeichnet 
seye,  und  dass  die  Truppen  in  der  Stadt  die  Fahnen,  und  glaublich 
auch  ihre  Wehr  und  Wafen  werden  abgeben  müssen,  und  diese  gleiche 
Nacht  werden  die  Franzosen  noch  in  Bern  einrücken.  Welches  sich 
aber  Keines  wegs  erwahret,  weil  dann  diese  Reden  des  Steinauers 
sich  nicht  bestättiget,  so  hätten  unsere  Truppen  mehr  Muth  gefasst, 
und  wären  nach  der  Sage  der  officiers  leicht  zu  bereden  gewesen  den 
folgenden  Morgen  wider  vorzurücken,  da  die  Leuth  in  Worb  sie  ge¬ 
betten,  sie  doeh  nicht  zu  verlassen,  und  ihnen  die  Versicherung  ge¬ 
geben,  dass  das  Berner  Volk  sich  dapfer  wehren  werde,  wenn  die 
Vei’räther  bey  seits  geschaft  seyen.  Selbigen  Abend  als  den 
3.  Merz  seye  also  Herr  Landshauptmann  mit  den  Truppen  in 
Worb  geblieben,  wo  dann  auch  Herr  Landvogt  Weber  und  Herr 
gsandten  schuhler  auch  eingetroffen.  Auf  einen  an  die  noch  in 
Bern  gewessenen  Kriegsräth  Herr  Landammann  Schorno  und 
Herr  ]\lajor  Zweyer  erlassene  Relation  seyen  auch  diese  den  4. 
Morgens  um  3  Uhr  in  Worb  eingelangt  und  wäre  da  beynahe  der 
Schluss  gefasst  worden  sich  mit  den  Truppen  bis  ins  Entlebuch 
zu  retirieren,  allein  auf  dringliche  Vorstellung  besonders  Tit.  Herr 
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Landammann  Schornos,  welcli  ein  Schande  solch  ein  Rückzug  für 
die  Schweizer  seyn  würde,  haben  sie  endlich  beschlossen  in  Worb  zu 
verbleiben.  Nach  diesem  Entschluss  haben  sich  Herr  Landammann 
Schorno,  Herr  Landshauptmann  Reding  nebst  anderen  ofticiers  nach 
Bern  verfügt,  wo  die  Kriegsräth  von  üry,  Grlarus  und  St.  Gallen 
schon  von  der  Kriegs  Commission  in  Bern  die  Gestattung  ihres 
Rückzuges  verlangt,  und  ihr  Volk  schon  zum  Abmarsch  aus  der 
Stadt  fertig  wäre.  So  haben  auch  unsere  officiers,  welche  nach  Bern 
gegangen,  das  gleiche  verlangt,  der  Kriegsrath  in  Bern  habe  ihnen 
geantwortet,  er  werde  es  ihnen  nachsenden.  Dieser  Rückzug  seye 
darum  verlangt  worden,  weil  in  Bern  thätlichkeiten  vorbey  gehen, 
die  einen  Bürgerkrieg  besorgen  lassen,  und  in  diesem  Fall  weder 
laut  Bündten,  noch  der  zweckmässigen  Absendung  unsere  Trappen 
sich  bei  solchen  Fällen  nicht  gebrauchen  lassen  Könnten.  Dem  zu¬ 
folge  seyen  auch  die  Urner,  Glarner  und  St.  Gail  er  Truppen  mit 
unsern  in  Bern  gewesenen  Kriegsrath  und  officiers  den  4.  Abends 
in  Worb  eingetroffen,  wo  sich  alle  diese  Truppen  mit  den  unsrigen 
vereiniget  haben,  und  auf  den  Abend  eine  Unterredung  zwischen 
sämtlichen  Kriegsräthen  angesagt  wäre.  Von  dem  Erfolg  dieser 
Unterredung  aber  wüsse  Herr  Hauptmann  Hediger  Keine  Relation 
zu  machen,  weil  er  vorher  mit  bemeltem  Schreiben  den  4.  Abends 
um  6  Uhr  abgereisst  seye. 

Noch  setzt  Herr  Hauptmann  Hediger  seiner  Relation  hinzu,  dass 
so  viel  er  auf  der  ganzen  Reiss  beym  Berner- Volk  gewahret,  selbiges 
fest  entschlossen  seye  zuerst  es  zu  versuchen  ob  der  frieden  mit  Frank¬ 
reich  mit  geld  berichtiget  werden  Könne,  wenn  aber  dies  nicht  ge¬ 
linge,  sich  dann  auf  den  testen  Bluthstropfen  zu  wehren,  aber  die 
Herren  in  der  Stadt  müssen  ihnen  zuerst  über  die  Klingen  springen, 
endet  und  unterschreibt  sich  eigenhändig  den  6.  Merz  17  9  8 

(sig.)  Hediger,  Artilleriehauptmann. 


Die  Kapitulation  von  Bern  vom  5.  März  1798 

hat  folgenden  kurzen  Inhalt: 

„1)  Ton  est  pret  ä  rendre  la  ville  et 

2)  ä  desarmer  les  troupes  en  Ville, 

3)  Ton  prie  le  citoyen  General  de  faire  respecter  la  sürete  des 
personnes  et  des  proprietes. 
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4)  Toutes  nos  troupes  seront  licencies  et  celles  de  nos  Confederes  con- 
gedies,  pour  lesquelles  Ton  demande  au  General  frangais  une 
retraite  süre  et  honorable,  de  m^me  que  pour  les  Eepresentants 
et  Conseils  de  guerre  des  cantons  confederes  qui  sont  aupres 
de  nous. 

Berne,  le  5  Mars  1798  ä  midi. 

Friscliing, 

President  du  gouvernement  populaire  provisoire.“ 

Die  Auflösung  der  alten  Eegierung  als  gesetzgebende  Behörde 
hatte  schon  am  1.  März  stattgefunden,  sie  blieb  indessen  noch  als 
„provisorische“  Executivbehörde  bis  zum  4.  März  bestehen  und  wurde 
dann  erst  durch  die  neue  provisorische  Eegierung  aus  Städtern  und  Land¬ 
bewohnern  ersetzt,  an  deren  Spitze  Erisching  stand.  Der  Einzug  der 
Franzosen  geschah  über  die  (alte)  Nydeckbrücke.  Aus  allen  Fenstern 
flatterten  weisse  Tücher.  Schauenburg  stieg  im  Hotel  zum  Falken 
ab.  Die  Ordre,  die  sofort  nach  der  Kapitulation  nach  Neuenegg  ab¬ 
ging,  lautete : 

„Die  Franzosen  sind  vor  der  Stadt  und  Bern  ist  im  Begriff,  zu 
kapituliren.  Ihr  werdet  daher  solches  dem  französischen  Komman¬ 
danten  zu  Ausweichung  unnöthigen  Blutvergiessens  bekannt  machen 
und  Eure  Leute  nach  Hause  gehen  lassen. 

An  den  Kommandanten  der  Bernischen  Truppen  zu  Neuenegg 
(sehr  pressant).“ 

Es  mögen  hier  gleichzeitig  zwei  Angaben  auf  pag.  191  und  487 
eine  kleine  Berichtigung  Anden:  Die  Berner  Schatzgelder  ver- 
liessen  die  Stadt  Mittwoch  und  Donnerstag  den  12.  und  13.  April. 
Das  im  Jahr  1830  als  Enveloppe  einer  Parthie  „Aalböcke“  nach 
Burgdorf  gelangte  Papier,  das  noch  vorhanden  ist,  enthält  nicht  das 
Edikt  vom  3.  Februar,  sondern  das  Kanzl  eiausschreiben  vom 
27.  Februar  1798,  durch  welches  die  Kommission  zur  Ausarbeitung 
der  neuen  democratischen  Verfassung  dem  Volke  bekannt  gegeben 
und  jeder  Bürger  aufgefordert  wird,  Beiträge  hiezu  einzusenden,  die 
man  mit  Dank  empfangen  werde.  Es  wird  darin  die  feierlichste  Zu¬ 
sicherung  ertheilt,  dass  jede  künftige  Verfassung  Berns  Gleichheit  der 
politischen  Eeclite,  das  heisst  —  es  wird  diess  noch  besonders  ver¬ 
deutlicht  —  gleiche  Wählbarkeit  der  Städter  und  Landbewohner 
zu  allen  Aemtern  und  Volkswahl  der  Eepräsentanten ,  enthalten 
werde.  In  der  Verfassungskommission  von  10  Mitgliedern  beflndet 
sich  u.  A.  auch  Professor  Tscharner,  vier  Jahre  später  Mitglied  der 
Standeskommission,  und  „Secretarius  Eathsexpektant  Haller“,  nach- 
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maliger  „Kestaurator“.  Die  Kegierung  von  1830  war  sehr  ungehalten 
darüber,  dass  damals  auf  dieses  Aktenstück  aufmerksam  gemacht 
wurde,  das  seltsamer  Weise  selbst  bei  solchen  Personen  iuYergessen- 
heit  gerathen  war,  die  selber  zu  den  damaligen  Landesausgeschossenen 
gehört  hatten. 

Das  Ausschreibeu  der  damaligen  Berner  -  Ausschüsse  vom 
5.  Februar  1798  findet  sich  noch  abgedruckt  bei  Mailet  du  Pan, 
pag.  337.  ImAlriginal  ist  es  in  den  Rathsmanualen  nicht  vorhanden. 


Die  Proklamation  der  Rhodanischen  und  Helvetischen 
Republiken  und  Rücknahme  derselben. 

(Pag.  196.) 


„Republique  Franqaise. 

Au  Quartier-General  de  Berne  le  26.  Ventöse  an  6  de  la  Re¬ 
publique  une  et  indivisible. 

Le  General  Brune,  Commandant  en  Chef  de  l’Armee  Frangaise 
en  Helvetie. 

LTn  grand  nombre  de  Citoyens  de  divers  Cantons  de  l’Helvetie 
m’ayant  temoigne  le  desir  de  voir  se  former  une  Republique  une  et 
indivisible,  democratique  et  representative ,  dont  le  territoire  seroit 
compose  du  Pays-de-Vaud  et  des  quatre  Mandemens,  duYalais  (haut 
et  bas);  des  Baillages  Italiens;  de  l’Oberland  et  du  Gessenay,  du 
Canton  de  Fribourg  et  des  pays  de  Morat  et  de  Nidau,  j’ai  pris  en 
consideration  les  motifs  de  leur  voeu  et  j’ai  reconnu  que  ce  vceu  est 
conforme  aux  principes  de  la  liberte  comme  aux  besoins  des  localites 
diverses,  et  qu’une  Republique  composee  de  tous  les  territoires  de- 
signes,  pourroit  se  gouverner  librement  d’apres  ses  propres  loix,  et 
jouir  facilement  des  avantages  d’une  alliance  avec  la  Republique 
Frangaise.  En  consequence  il  est  regle  ce  qui  suit: 

I.  Les  Representans  du  haut  et  bas  Yalais,  des  Baillages  Italiens, 
de  rOberland  et  du  Gessenay,  du  Canton  de  Fribourg  et  des  pays  de 
Morat  et  de  Nidau,  se  reuniront  sans  delai  dans  la  ville  de  Lausanne, 
aux  Representans  du  Pays-de-Yaud,  afin  de  concourir  par  la  legis- 
lation  au  gouvernement  de  la  Mepuhliqiie  Uliodamque.  Les  Pays  en 
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retard  pour  la  nomination  des  Electenrs,  ou  des  Representans ,  y 
procederont  sans  delai,  dans  les  formes,  qni  ont  eu  lieu  pour  le  Pays- 
de-Yaud. 

II.  II  y  a  dans  la  Ehodanie  cinq  Cantons:  1"  Le  Leman,  ci- 
devant  Pays-de-Yaud  et  les  quatre  Mandemens,  chef-lieu  Lausanne. 
2°  Sarine  et  Broye,  ci-devant  Canton  de  Fribourg  et  Pays  de  Morat 
et  de  Mdau,  cbef-lieu  provisoirement  Payerne.  3°  L’Oherland,  chef- 
lieu  Thun.  4°  Le  Valais,  chef-lieu  Sion.  5°  Le  Tessin,  ci-devant 
Baillages  Italiens,  chef-lieu  Locarno. 

III.  II  y  a  un  Corps  legislatif  de  soixante-douze  deputes,  divise 
en  deux  Conseils ;  le  Senat  de  24  membres  et  le  grand  Conseil  de  48. 
Le  Leman  nommera  18  deputes,  Sarine  et  Broye  18,  l’Oberland  12, 
le  Yalais  12  et  le  Tessin  12. 

lY.  11  y  a  un  Directoire  Executif,  compose  de  cinq  membres. 

Y.  Le  Corps  legislatif  et  le  Directoire  resideront  ä  Lausanne. 
11s  pourront  dans  six  mois  fixer  d^finitivement  le  lieu  de  leur  residence. 

YI.  Le  Corps  legislatif  sera  rassemble  le  5  Germinal  (25  Mars) 
prochain.  II  pourra  tenir  seance  des  qu’il  y  aura  25  membres  au 
grand  Conseil  et  13  au  Senat.  Chaque  Conseil  sera  renouvelle  par 
moitie  tous  les  deux  ans;  savoir,  le  grand  Conseil  chaque  annee  paire 
et  le  Senat  chaque  annee  impaire. 

YII.  Le  Directoire  sera  en  activite  le  10  Germinal  prochain. 
La  condition  d’etre  marie  ou  veuf  pour  en  etre  membre,  n’est  pas 
necessaire. 

YIII.  II  y  aura  dans  chaque  ville,  ou  commune  principale,  une 
Municipalite  dont  le  sous-Prefet  sera  President.  Les  Municipalites 
veilleront  ä  la  Conservation  des  biens  Communaux. 

IX.  Les  indemnites  des  Autorites  constituees  seront  supportees 
par  le  tresor  public,  comme  depenses  generales. 

X.  Le  Projet  de  Constitution  adopte  dans  le  Canton  de  Leman, 
ci-devant  Pays-de-Yaud,  sera  suivi  en  tout  ce  qui  n’est  pas  contraire 
aux  presentes  dispositions.  Neanmoins  le  pouvoir  „d’apprehension“ 
donne  aux  Prefets  nationaux  sera  regle  et  limite  inccessamment  par 
le  Corps  legislatif 

XI.  Le  Corps  legislatif  placfera  dans  la  procedure  criminelle 
l’institution  des  Jures.  II  pourra  dans  deux  ans  reviser  la  Constitu¬ 
tion,  ä  la  Charge  d’en  soumettre  les  changements  ä  la  sanction  des 
assemblees  primaires. 

Les  coutumes  et  les  usages  favorables  aux  moeurs  et  ä  la  liberte, 
les  opinions  et  cultes  religieux  seront  respectes.  Le  Corps  legislatif 
donnera  l’exemple  de  ce  respect. 


Brune. 
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„Im  Haupt-Quartier  zu  Bern,  den  29.  Ventose  im  6.  Jahr  der  fran¬ 
zösischen  Einen  und  unzertheilbaren  Kepublik. 

Der  General  Brüne, 

oberster  Befehlshaber  der  fränkischen  Armee  in  Helvetien. 

Die  Bepublik  Helvetien  (Bepublique  d’Helvetie). 

Die  Olygarchie,  welche  das  Schweizerland  drückte,  hatte  durch 
ihren  Druck  und  ihr  Verbrechen  das  Missfallen  von  Europa  erweckt 
und  die  Racke  der  grossen  Nation  gereizt.  Jetzt  ist  sie  nicht  mehr. 

Der  Sieg,  welcher  der  Freiheit  treu  bleibt,  hat  neue  Verbindungen 
der  Freundschaft  zwischen  der  Französischen  Republik  und  Helvetien 
bereitet.  Der  Kanton  Basel  hat  den  25.  Ventose  (15.  März)  einen  Konsti¬ 
tutions-Vorschlag  angenommen,  welchen  die  Kantone  Solothurn,  Bern, 
Zürich,  Schaffhausen,  das  Thurgäu,  das  Land  St.  Gallen,  Toggen- 
burg  etc.  als  allgemeine  Regel  der  Regierung  anzunehmen  wünschen. 

Die  guten  Einwohner  der  Kantone  kommen  häufig  herbei  und 
verlangen  eine  repräsentative  Demokratie,  die  ihr  Glück  befestige, 
indem  sie  solche  vor  der  Tyrannei  und  der  Anarchie  beschützet. 
Ihren  Wünschen  soll  entsprochen  werden.  Ihre  lebhaften  Unruhen 
sollen  sogleich  verschwinden.  Ein  Theil  der  Schweiz  macht  schon 
unter  dem  Namen  Rhodanie  eine  Republik  aus,  eine  Freundin  Frank¬ 
reichs.  Eine  andere  Republik  wird  sogleich  entstehen.  Beide  eifer¬ 
süchtig  auf  Tugend  und  Freundschaft,  einander  ähnlich  in  ihren 
Konstitutionen ,  werden  sie  durch  die  Gleichförmigkeit  der  Gesetze 
sich  verbrüdern  und  werden  der  französischen  Republik  nichts  als 
Beweise  von  Zuneigung  und  gegenseitigem  Wohlwollen  darbieten. 

Da  ich  mit  Vergnügen  dem  wiederholten  Verlangen  der  ver¬ 
schieden  Länder  Helvetiens  entspreche,  so  mache  ich  folgendes  Regle¬ 
ment  bekannt: 

I.  Die  Helvetische  Republik  (Republique  Helvetienne)  be¬ 
stehet  aus  zwölf  Kantonen,  nämlich: 

Basel  (Hauptort  Basel). 

Ergäu  (Hauptort  Aarau).  Dieser  Kanton  nimmt  gegen  Südwesten 
durch  die  Wigger,  mit  ihrem  Lauf  von  Zofingen  nach  Aarburg, 
ein  Ende. 

Baden  (Hauptort  Baden).  Er  enthält  ausser  der  Landschaft  Baden 
diejenige,  welche  unter  dem  Namen  Freie  Aemter  bekannt  ist. 

Schaffhausen  (Hauptort  Schaffhausen). 

Zürich  (Hauptort  Zürich). 

Thurgäu  (Hauptort  Frauenfeld). 

St.  Gallen  (Hauptort  St.  Gallen).  Er  begreift  das  Toggenburg 
in  sich. 

Appenzell  (Hauptort  Appenzell). 
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Sargan  s  (Hauptort  Sargaus).  Er  enthält  das  Rheinthal,  Sax,  Gams, 
Verdenberg,  Gaster,  ütznach,  Eapperschweil  und  die  Mark. 

Luzern  (Hauptort  Luzern). 

Bern  (Hauptort  Bern).  Das  Ergäu,  Oberland,  die  Waadt  und  die 
Landschaften  von  Murten  und  Nidau  nicht  darin  enthalten. 

Solothurn  (Hauptort  Solothurn). 

II.  Die  Einwohner  jeder  Gemeinde  werden  sich,  in  allen  Kan¬ 
tonen,  in  Urversammlungen  vereinigen,  nemlich  den  2.  Germinal 
(22.  Merz)  in  dem  Kanton  Bern,  den  3.  Germinal  (23.  März)  in  den 
Kantonen  Basel,  Solothurn,  Aargäu,  Baden,  Schaffhausen,  Zürich, 
Thurgäu  und  Luzern,  und  so  bald  möglich  in  den  übrigen  Kantonen. 

III.  Gegenwärtiges  Reglement,  sowohl  als  der  Konstitutions- 
Vorschlag  wird  jeder  Urversammlung  bekannt  gemacht  werden, 
welche,  sobald  sie  ihren  Wunsch  wird  geäussert  haben,  durch  jede 
Anzahl  von  hundert  Bürgern,  sie  seien  gegenwärtig  oder  abwesend, 
wofern  sie  das  Stimmrecht  haben,  einen  Wahlhürger  ernennen  wird. 
Diese  Verfügung  soll  in  einem  Tage  beendigt  werden. 

IV.  Zwei  Tage  darauf  werden  die  Wahlbürger  jeden  Kantons 
sich  an  dem  Hauptort  versammeln,  um  zur  Ernennung  der  zwölf 
Deputirten  an  das  gesetzgebende  Corps,  nach  den  durch  den  Kon¬ 
stitutions-Vorschlag  bestimmten  Formalitäten,  fortzuschreiten.  Die 
Verfügungen  der  Wahlmänner  sollen  den  zweyten  Tag  ihrer  Zu¬ 
sammenkunft  beendigt  werden. 

V.  Die  erwählten  Deputirten  Bürger  werden  sich  drei  Tage  nach 
ihrer  Ernennung  in  der  Stadt  Aarau  vereinigen,  allwo  das  gesetz¬ 
gebende  Corps  und  das  Direktorium  der  Helvetischen  Republik  provi¬ 
sorisch  ihren  Sitz  nehmen  werden. 

VI.  Auf  den  nächsten  10.  Germinal  (30.  Merz)  werden  sich  die 
vereinigten  Deputirten  zu  Aarau  als  gesetzgebendes  Corps  constituiren, 
werden  die  Helvetische  Republik  und  ihre  Unabhängigkeit  prokla- 
miren  und  dem  obersten  Befehlshaber  davon  Nachricht  ertheilen. 

VII.  Das  vollziehende  Direktorium  soll  den  13.  Germinal  in 
Thätigkeit  gesetzt  werden.  Die  Bedingung,  verheyrathet  oder  Wittwer 
zu  sein,  um  ein  Mitglied  zu  werden,  ist  nicht  erforderlich.  Das 
Direktorium  ernennt  nach  freyem  Willen  den  Commissär  eines  jeden 
Cantons,  aber  es  wird  denselben  aus  den  in  dem  Kanton  eingesessenen 
Bürgern  erwählen.  Die  Ex  -  Direktoren  haben  das  Beysitzrecht  im 
Senat,  jedoch  unter  den  bestimmten  Ausnahmen,  welche  der  Consti¬ 
tutions-Vorschlag  enthält. 

VIII.  Die  Gewalt  der  Verhaftnehmung,  'welche  den  Commis¬ 
sarien  des  Direktoriums  in  den  Kantonen  ertheilt  ist,  wird  durch 
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das  gesetzgebende  Corps  unverzüglicb  festgesetzt  und  eingeschränkt 
werden. 

IX.  Die  Individuen,  welche  die  olygarchischen  und  aristokrati¬ 
schen  Eäthe  von  Bern,  Freyhurg,  Solothurn  und  Zürich  ausmachten, 
sind  auf  ein  Jahr  von  allen  öffentlichen  Verwaltungen  ausgeschlossen. 

Der  zu  Basel  den  25.  Ventose  (15.  Merz)  angenommene  Consti- 
tutionS'Vorschlag  soll  in  allem  dem,  so  gegenwärtigen  Verfügungen 
nicht  zuwider  läuft,  befolget  werden. 

Brüne 


i 


„Französische  Republik. 

Zu  Bern,  im  Haupt-Quartier,  den  2.  Grerminal  (22.  Merz)  im  6.  Jahr 
der  vereinten  und  unzertrennlichen  Französischen  Republik. 

General  Brune,  oberster  Befehlshaber  der  französi¬ 
schen  Armee  in  der  Schweiz,  an  die  Bürger  aller  Kantone: 

Kaum  war  die  Trennung  Helvetiens  in  zwey  Republiken  ent¬ 
schieden,  welche  mitten  in  den  letzten  Stössen  der  Oligarchie  gegen 
die  Freyheit  und  in  der  Gährung  entgegengesetzter  Leidenschaften 
verlangt  wurde,  so  äusserte  sich  der  Schmerz  in  allen  Gemüthern, 
und  der  lebhaftere  Wunsch  für  die  Vorzüge  der  Republikanischen 
Einheit. 

Gerührt  durch  die  mannigfaltigen  Zeugnisse  derjenigen,  welche 
selbst  diese  Trennung  begehrt  hatten,  stimme  ich  mit  völligem  Zu¬ 
trauen  zu  den  Wünschen  der  Einheit,  da  ich  versichert  bin,  dass 
dieses  Begehren  aufrichtig  ist. 

In  Folge  dessen  werden  die  Deputirten,  welche  sich  zu  Lausanne 
in  ein  gesetzgebendes  Corps  vereinigen  sollten,  sich  alsobald  nach 
ihrer  Erwählung  nach  Aarau  begehen,  um  mit  den  Deputirten  der 
übrigen  Kantone  das  gesetzgebende  Corps  der  Einen  und  unzertrenn¬ 
lichen  Helvetischen  Republik  bilden  zu  helfen. 

Uebrigens  ist  in  den  Verordnungen  des  26.  und  29.  des  letzten 
Monats  nichts  verändert,  was  nicht  der  gegenwärtigen  zuwider  läuft. 

Brune. 
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Die  Proklamation  Lecarlier’s  vom  28.  März  1798. 


Liberte.  Egalite.  Kepublique  Erangaise.  Le  Commissaire  du 
{jouvernement  pres  de  l’Armee  de  la  Eepublique  Frangaise  en  Siiisse. 

Informe  que  l’empressement,  avec  lequel  s’est  fait  dans  plusieurs 
Eantons  l’acceptation  de  la  Constitution  HeEetique,  pourroit  faire 
naitre  des  doutes  sur  la  veritable  teneur  de  l’Acte  constitutionnel 
accepte,  en  ce  qne  dans  quelques  Cantons  on  a  accepte  purement  et 
simplement'  le  premier  Projet  repandu  dans  tonte  la  Suisse  et  imprime 
en  frangais  et  en  allemand,  et  que  dans  d’autres  on  y  fait  des 
modifications. 

Considbrant  que  toute  espece  d’incertitude  sur  un  point  aussi 
important  pourroit  entrainer  les  plus  graves  inconvenients. 

Considerant,  que  si  on  ne  prenoit  des  moyens  prompts  et  efficaces, 
pour  les  prevenir,  il  pourrait  arriver  que  dans  les  Cantons  qui  n’ont 
pas  encore  manifeste  leur  acceptation,  de  nou veiles  discussions  pre- 
parassent  de  nouvelles  modifications  et  qu’ainsi  le  moment  oü  le 
Peuple  Suisse  doit  jouir  des  avantages  d’une  Constitution  libre,  seroit 
encore  differe. 

Considerant  que  les  circonstances  sont  telles,  que  tout  delai  seroit 
infiniment  prejudiciable  au  succes  de  la  Representation  helvetique, 
et  qu’on  ne  peut  trop  accelerer  l’organisation  constitutionnelle ; 

Requiert  le  General  en  chef  d’ordonner  ce  qui  suit : 

Art.  1.  L’acceptation  de  la  Constitution  Helvetique  ne  doit  s’en- 
tendre  que  du  premier  Projet  imprime  en  frangais  et  en  allemand  et 
publie  dans  toute  la  Suisse. 

Art.  II.  Toutes  modifications  apportees  ä  ce  Projet  sont  regar- 
dees  comme  non  avenues. 

Art.  III.  II  sera  seulement  ajoute  ä  l’article  de  la  Division 
territoriale,  que  l’Oberland  fera  un  Canton,  dont  le  chef-lieu  sera  la 
yille  de  Thun. 

Art.  lY.  Conformement  ä  ce  qui  a  ete  precedemment  prescrit, 
les  Deputes  au  Corps  legislatif  se  rendront  le  10  de  ce  mois  dans  la 
ville  d’Aarau. 

Art.  Y.  Le  Corps  legislatif  pourra  deliberer  au  nombre  de  la 
moitie  plus  un  des  membres  deja  eins ;  il  proclamera  l’independance 
de  la  Nation  Helvetique  et  sa  Constitution  en  Republique  une,  indi- 
visible,  democratique  et  representative.  —  A  la  suite  de  cette  Procla- 
mation,  l’Acte  constitutionnel  sera  In  solemnellement. 
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Art.  VI.  Lorsque  ]e  Corps  legislatif  sera  constitue,  il  en  dounera 
avis  au  General  en  chef. 

Art.  VII.  Les  Deputes  des  Cantons,  qui  manifesterout  par  la 
suite  leur  adbesion  ä  la  Constitution  Helvetique  seront  admis,  des 
qu’ils  auront  fait  connoitre  leur  nomination,  et  que  leurs  pouvoirs 
auront  ete  reconnus  legitimes. 

Art.  VIII.  La  Residence  du  Corps  legislatif  dans  la  ville  d’Arau, 
n’est  que  provisoire  et  il  pourra  transferer  les  seances  dans  la  ville 
de  Lucerne,  lorsque  ce  Canton  aura  manifeste  son  adhesion  ä  la 
Constitution. 

Toutes  dispositions  contraires  au  present,  n’auront  aucun  effet. 

A  Berne,  le  8  Germinal,  an  6  de  la  Republique  frangaise,  une 
et  indivisible. 

Lecarlier. 

Le  General  en  chef  ordonne  que  les  dispositions  du  requisitoire 
ei-dessus  soient  executees  dans  leur  forme  et  teneur,  imprimees  dans 
les  deux  langues,  publiees  et  affichees  par-tout  oü  besoin  sera. 

Au  Quartier-general  ä  Berne,  le  9  Germinal,  6  annee  de  la 
Republique  frangaise. 

Schauenburg. 


\ 


Allianzvertrag  mit  Frankreich,  vom  19.  August  1798. 


Art.  I.  Il  j  aura  ä  perpetuite  entre  la  Republique  Frangaise 
et  la  Republique  Helvetique,  paix,  amitie  et  bonne  intelligence. 

Art.  II.  Il  y  a  des  ce  moment,  entre  les  deux  Republiques, 
alliance  offensive  et  defensive. 

L’effet  general  de  cette  alliance  est,  que  cbacune  des  deux  Repu¬ 
bliques  peut,  en  cas  de  guerre,  requerir  la  Cooperation  de  son  Alliee. 

La  Puissance  requerante,  specifie  alors  contre  qui  la  Cooperation 
■est  reclamee,  et  par  l’effet  de  cette  requisition  speciale,  la  Puissance 
requise  entre  en  guerre  contre  la  puissance  ou  les  puissances  designees ; 
mais  eile  reste  en  etat  de  neutralite,  vis-ä-vis  de  celles  qui  seraicnt 
en  guerre  avec  la  Puissance  requerante,  et  qui  n’auraient  point  ete 
particulierement  designees  par  eile. 
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II  est  reconnu,  que  l’effet  de  la  requisition  de  la  ßepiiblique 
Frangaise  ne  pourra  jamais  etre  d’envoyer  des  troupes  Suisses  outre  mer. 

Les  Troupes  requises  seront  payees  et  entretenues  par  la  Puis¬ 
sance  requerante,  et  en  cas  de  requisition,  aucune  des  deux  Repu- 
bliques  ne  pourra  conclure  separement  iin  Traite  d’amnestie  ou  de  paix. 

Les  effets  particuliers  de  l’Alliance,  lorsque  de  part  ou  d’autre 
la  requisition  aura  lieu,  la  nature  et  la  quotite  des  secours  mutuelle- 
ment  accordes  seront  determines  de  gre  ä  gre  par  des  conventions 
speciales,  basees  sur  les  principes  qui  sont  renfermes  dans  cet  article. 

Art.  IlL  En  consequence  la  ßepublique  Frangaise,  garantit  ä 
la  ßepublique  Helvetique,  son  independance  et  l’unite  de  son  Gou¬ 
vernement,  et  dans  le  cas,  oü  l’oligarchie  tenteroit  de  renverser  la 
Constitution  actuelle  de  l’Helvetie,  la  Eepublique  Frangaise  s’engage 
ä  donner  ä  la  Eepublique  Helvetique,  les  secours  dont  eile  auroit 
besoin  pour  triomplier  des  attaques  interieures  ou  exterieures,  qui 
seraient  dirigees  contre  eile. 

Elle  promet  en  outre,  ses  bons  offices  ä  la  Eepublique  Helvetique^ 
pour  la  faire  jouir  de  tous  ses  droits  par  rapport  aux  autres  Puis- 
sances. 

Et  afin  de  lui  procurer  les  moyens  de  retablir  promptement  son 
etat  militaire  sur  le  pied  le  plus  imposant,  la  Eepublique  Frangaise 
consent  a  la  remettre  en  possession  des  canons,  mortiers  et  pieces 
d’artillerie,  qui  lui  ont  ete  enleves  pendant  la  presente  guerre,  et 
qui  seraient  encore  ä  la  disposition  du  gouvernement  Frangais  au 
moment  de  la  signature  du  present  Traite,  moyennant  que  la  Eepu¬ 
blique  Helvetique  se  Charge  de  les  faire  rechercher  et  conduire  sur 
son  Territoire. 

Art.  IV.  Les  frontieres  entre  la  France  et  l’Helvetie  seront 
determinees  par  une  Convention  particuliere  qui  aura  pour  base,  que 
tout  ce  qui  faisait  partie  du  ci-devant  Eveche  de  Basle  et  de  la 
Principaute  de  Porentrui,  sera  definitivement  reuni  au  territoire 
frangais,  ainsi  que  les  enclavees  Suisses,  qui  se  trouvent  comprises 
dans  les  Departemens  du  Haut-Ehin  et  du  Mont-Terrible,  sauf  les 
retrocessions  ou  echanges,  qui  seront  juges  indispensables  pour  la 
plus  parfaite  rectification  des  dites  frontieres,  depuis  Basle  jusqu’ä 
Geneve,  et  qui  ne  contrarieraient  point  les  reunions  deja  definitive- 
ment  operees  au  Territoire  Frangais. 

Art.  V.  Afin  d’assurer  les  Communications  de  la  Eepublique 
Frangaise  avec  TAllemagne  meridionale  et  l’Italie,  il  lui  sera  accorde 
le  libre  et  perpetuel  usage  des  deux  routes  commerciales  et  mili- 
taires,  dont  la  premim'e  passera  par  le  Nord  de  l’Helvetie  en  remon¬ 
tant  le  Ehin,  et  suivant  les  rives  occidentale  et  meridionale  du  lac 
de  Constance,  et  dont  la  seconde  partant  de  Geneve  et  traversant  le 
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Departement  du  Mont-Blanc,  traversera  egalement  le  Vallais  pour 
aboutir  sur  le  Territoire  de  la  Republique  Cisalpine,  suivant  une 
direction  qui  sera  determinee,  et  il  est  convenu,  que  cbaque  Etat 
fera  sur  son  Territoire  les  travaux  necessaires  pour  l’etablissement 
de  ces  deux  routes. 

Art.  VI.  De  meme  il  est  convenu,  que  pour  donner  ä  la  navi- 
gation  interieure  des  deux  Republiques,  les  developpemens  avanta- 
geux  dont  eile  est  susceptible,  cbacune  d’elle  fera  respectivement  sur 
son  Territoire  les  ouvrages  d’art,  qui  seront  necessaires  pour  l’etablisse- 
ment  d’une  communication  par  eau,  depuis  le  lac  de  Geneve  jusqu’au 
Rhin,  et  depuis  Geneve  jusqu’ä  la  partie  du  Rhone  qui  est  navigable. 

Art.  VII.  La  Republique  Frangaise  s’engage  ä  fournir  ä  la 
Republique  Helvetique,  tous  les  sels  dont  eile  aura  besoin,  de  ses 
salines  de  la  Meurthe,  du  Jura  et  du  Mont-Blanc. 

Les  prix  des  dits  sels,  celui  de  leur  transport,  les  lieux  et  les 
epoques  des  livraisons,  seront  regles  au  moins  tous  les  dix  ans,  entre 
les  Citoyens  charges  par  le  gouvernement  Frangais,  de  l’exploitation 
de  ses  salines,  et  les  Preposes  du  gouvernement  Helvetique,  saus  que 
jamais  le  prix  des  sels  aux  salines  puisse  exceder  celui  que  payerout 
les  citoyens  Frangais,  et  sans  que  les  sels  vendus  aux  Helvetiens 
puissent  jamais  etre  assujettis  ä  aucun  des  impöts  qui  seraient  mis 
en  France  sur  cette  denree. 

Art.  VIII.  Fn  consequence  de  l’article  precedent,  la  Republique 
Helvetique  renonce  expressement  a  tous  les  arrerages  de  sels,  qu’elle 
pourrait  avoir  a  reclamer  par  suite  des  anciens  Traites,  qui  existaient 
entre  la  France  et  les  Cantons,  et  eile  s’engage  ä  prendre  annuelle- 
ment  aux  salines,  au  moins  deux  cent  cinquante  mille  quintaux 
de  sei. 

Art.  IX.  Les  Citoyens  de  la  Republique  Frangaise,  pourront 
aller  et  venir  en  Helvetie  munis  de  passe-ports  en  regle.  Il  leur 
sera  libre  d’y  former  tous  et  tels  etablissements,  d’y  exercer  tels 
genres  d’industrie,  que  la  Loi  permet  et  protege.  Leurs  personnes 
et  leurs  proprietes  seront  soumises  aux  loix  et  usages  du  pays. 

Les  Citoyens  de  la  Republique  Helvetique,  jouiront  en  France 
et  dans  toutes  les  possessions  de  la  Republique  Frangaise,  des  memes 
droits  et  aux  memes  conditions. 

Art.  X.  Dans  les  affaires  litigieuses  personnelles,  qui  ne  pour¬ 
ront  se  terminer  ä  l’amiable  et  sans  la  voye  des  Tribunaux,  le 
demandeur  sera  oblige  de  poursuivre  son  action  devant  les  Juges 
naturels  du  defendeur,  a  moins  que  les  parties  ne  soient  presentes 
dans  le  lieu  meme  oii  le  contract  ä  ete  stipule,  ou  ne  fussent  con- 
venues  des  Juges  par  devant  lesquels  elles  se  seraient  engagees  de 
discuter  leurs  difficultes. 
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Dans  les  affaires  litigieuses,  ayant  pour  objet  des  proprietes 
foncieres,  l’action  sera  suivie  par  devant  le  Tribunal  ou  le  Magistrat 
du  lieu  Oll  la  dite  propriete' est  situee. 

Les  contestations  qui  pourroieiit  s’elever  entre  les  heritiers  d’un 
Frangais  mort  en  Suisse,  ä  raison  de  sa  succession,  seront  portees 
devant  le  Juge  du  domicile  que  le  Frangais  avait  en  France;  et  il 
en  sera  use  de  meme  ä  Pegard  des  contestations  qui  pourraient 
s’elever  entre  les  heritiers  d’un  Suisse  mort  en  France. 

Art.  XI.  Les  jugemens  definitifs  en  matiere  civile,  ayant  force 
de  chose  jugee,  rendus  par  les  Tribunaux  Frangais,  seront  execu- 
toires  en  Suisse,  et  reciproquement,  apres  qu’ils  auront  ete  legalises 
par  les  Envoyes  respectifs. 

Art.  XII.  En  cas  de  faillite  ou  de  banqueroute  de  la  part  de 
Frangais,  possedant  des  biens  en  France,  s’il  y  a  des  creanciers 
Suisses  et  des  creanciers  Frangais,  les  creanciers  Suisses,  qui  se 
seraient  conformes  aux  Lois  frangaises  pour  la  surete  de  leurs  hypo- 
tb^ues,  seront  payes  sur  les  dits  biens  comme  les  creanciers  bypo- 
tbecaires  Frangais,  suivant  l’ordre  de  leur  bypotbeque,  et  reciproque¬ 
ment  si  des  Suisses  possedant  des  biens  dans  la  Kepublique  Hel- 
vetique,  se  trouvent  avoir  des  creanciers  Frangais  et  des  creanciers 
Suisses,  les  creanciers  Frangais,  qui  auront  rempli  les  formalites 
propres  ä  leur  assurer  une  bypotb^ue  en  Suisse,  seront  colloques 
Sans  distinction  avec  les  creanciers  Suisses,  suivant  l’ordre  de  leur 
bypotbeque.  Quant  aux  simples  creanciers,  ils  seront  aussi  traites 
egalement  saus  considerer  ä  laquelle  des  deux  Eepubliques  ils  appar- 
tiennent. 

Art.  XIII.  Dans  toutes  les  procedures  criminelles  pour  delits 
graves  dont  l’instruction  se  fera,  soit  devant  les  Tribunaux  Frangais, 
seit  devant  ceux  de  Suisse,  les  temoins  Suisses,  qui  seront  cites  a 
comparaitre  en  personne  en  France,  et  les  temoins  Frangais,  qui 
seront  cites  ä  comparaitre  en  personne  en  Suisse,  seront  tenus  de  se 
transporter  pres  du  Tribunal  qui  les  aura  appeles,  sous  les  peines 
determinees  par  les  Lois  respectives  des  deux  Natious. 

Les  deux  Giouvernemens  accorderont  dans  ce  cas  aux  temoins 
les  passeports  necessaires,  et  ils  se  concerteront  pour  fixer  l’indemnite 
qui  sera  due  en  raison  de  la  distance  et  du  sejour. 

Art.  XIV.  Les  deux  Eepubliques  s’engagent  reciproquement 
a  ne  donner  aucun  azile  aux  emigres  ou  deportes  de  cbaque  Nation. 
Elles  s’engagent  pareillement  ä  extrader  reciproquement  a  la  premim'e 
requisition  les  individus  de  cbaque  Nation,  qui  auraient  ete  declares 
juridiquement  coupables  de  conspiration  contre  la  surete  Interieure 
ou  exterieure  de  l’Etat,  assassinat,  empoisonnement,  incendie,  faux 
sur  les  actes  publics,  et  vol  avec  violence  ou  effraction,  ou  qui  seraient 
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poursuivis  comme  tels  en  vertu  de  Mandats  donnes  par  Tautorite 
legale. 

II  est  convenu,  que  les  clioses  volees  dans  Tun  des  deux  Pays 
et  deposees  dans  l’autre,  seront  fidMement  restituees. 

Art.  XY.  II  sera  incessamment  conclu  entre  les  deux  Pepu- 
bliques  un  Traite  de  commerce,  base  sur  la  plus  complette  reci- 
procite  d’avantages.  En  attendant  les  Citoyens  des  deux  Republiques 
seront  respectivement  traites  comme  ceux  des  Nations  les  plus 
favorisees. 

Conclu  et  signe  ä  Paris,  le  deux  Fructidor,  an  six  de  la  Repu- 
blique  Frangaise,  une  et  indivisible.  (Dix-neuf  Aout,  mille  sept  cent 
quatre  vingt  dix-huit.) 

Signe,  Ch.  Mau.  Tallbyränd. 

P.  J.  Zeltner,  A.  A.  Jenner. 


Decret,  betr.  die  Einverleibung  von  Wallis  in  das 
französische  Kaiserreich. 

(Pag.  198.) 


„Napoleon,  in  Betracht,  dass  dieSimplonstrasse,  welche  das  Kaiser¬ 
reich  mit  unserm  Königreich  Italien  verbindet,  mehr  als  sechszig 
Millionen  Menschen  nüzlich  ist  und  dass  sie  unserer  Schazhammer 
von  Frankreich  und  Italien  mehr  als  18  Millionen  Francs  gekostet, 
und  das  alles  unnüz  verwendet  wäre,  wenn  der  Handel  hinüber  nicht 
sicher  und  bequem  könnte  getrieben  werden;  in  Betracht,  dass  die 
Walliser  von  allem  Dem,  was  sie  bei  Eröffnung  dieses  grossen  Werkes 
eingegangen  sind,  nichts  erfüllt,  zugleich  um  der  Anarchie,  die  in 
diesem  Lande  herrscht,  ein  Ende  zu  machen  und  die  Anmassung  auf 
Vorrechte  abzuschneiden,  welche  ein  Theil  über  den  andern  behauptet, 
hat  beschlossen : 

1)  Wallis  ist  mit  dem  Kaiserreich  vereinigt; 

2)  der  Bezirk  heisst  von  jetzt  an  Departement  du  Simplen ; 

3)  ein  Commissär  wird  es  sofort  in  Besiz  nehmen  und  unterdessen 
verwalten. 
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Zweite  Capitulation  von  Bern,  18.  September  1802. 

(Pag.  476.) 


Es  existirt  eine  Denkschrift  von  Dolder  über  die  Insurrektion 
vom  Herbste  1802  und  speziell  über  die  Capitulation  von  Bern,  die 
er  im  folgenden  Jahre,  zur  Zeit  der  Pariser  Consulte,  zur  Belehrung 
der  französischen  Minister  niederschrieh  und  worin  er  das  schwach- 
müthige  Verhalten  der  helvetischen  Regierung,  an  deren  Spitze  er 
damals  gestanden  hatte,  folgendermassen  zu  rechtfertigen  versucht: 

„Die  ganze  bewaffnete  Macht  der  Regierung,  Linien-Truppen, 
sowohl  als  Milizen,  bestand  überhaupt  nur  aus  ungefähr  4000  Mann. 
Das  Korps  des  General  Andermatt  stand  ungefähr  1500  Mann  stark 
vor  Zürich,  6  bis  700  Mann  lagen  zu  Luzern,  4  bis  500  Mann  auf  dem 
Brünig  gegen  den  Kanton  Unterwalden,  12  bis  1300  Mann  zu  Bern 
als  Besatzung.  Die  auf  dem  Brünig  liegenden  Truppen  wurden  nach 
Bern  zurückgezogen;  die  zu  Luzern  stehenden  wurden  aus  Mangel 
militärischer  Anordnungen  ungeschickter  Weise  gelassen,  wo  sie 
waren,  und  Andermatt  selbst  blieb  vor  Zürich,  ohne  zu  wissen,  ohne 
sich  darum  zu  bekümmern,  was  um  ihn  her  vorgieng,  bis  er  eine 
Capitulation  mit  der  Stadt  geschlossen,  in  Folge  deren  er  sie  nicht 
besetzte.  Dann  marschierte  er  gegen  Bern ,  aber  vier  und  zwanzig 
Stunden  zu  spät.  Denn  der  Landsturm  der  Bauern  unter  Erlach, 
angeschwellt  durch  ehemalige  Soldaten  des  Regiments  Roverea  und 
durch  alle  vormalige  Berner  Officiers,  brach  von  Solothurn  auf  und 
stand  mit  seiner  Vorhut  am  18.  September  Nachmittags  schon  vor 
den  Thoren  der  Hauptstadt.  Die  Insurgenten  verlangten  den  Einzug 
in  die  Stadt  und  die  Besetzung  der  Hauptposten.  Auf  die  Ver¬ 
weigerung  des  Begehrens  ward  ein  lebhafter  Angriff  mit  Kanonen, 
Haubizen  und  kleinem  Gewehrfeuer  gemacht.  Das  Feuer  war  von 
beiden  Seiten  eine  Stunde  lang  sehr  heftig;  darauf  schloss  man  die 
Kapitulation  ab  und  die  Regierung  zog  sich  nach  Lausanne  zurück. 

Diese  schnelle  Kapitulation  muss  V erwunderung  erregen.  Wenn 
man  erwägt, 

1)  dass  die  Besatzung  ihrer  Mehrheit  nach  nur  aus  Milizen 
bestand, 

2)  dass  die  Berner  Bürgerschaft  bereit  war,  die  Waffen  zu  er¬ 
greifen,  und  gegen  die  Regierung  aufzustehen, 

3)  dass  durchaus  keine  militärischen  Verfügungen  getroffen  waren, 
weder  von  aussen  noch  von  innen,  um  die  Stadt,  oder  ihre  Zugänge 
zu  vertheidigen. 
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4)  dass  in  der  Stadt  nicht  mehr  als  für  die  Bedienung  zweier 
Kanouen  Artilleristen  waren, 

5)  dass  schon  Munition  und  Kartouchen  fehlten,  weil  man  die 
hernischen  Zeughäuser  erschöpft  hatte,  um  Andermatts  Korps  zu 
versorgen,  hingegen  das  Zeughaus  von  Solothurn  gar  nicht  angerührt 
hatte ,  woraus  die  Insurgenten  nachher  den  kleinen  Kantonen  die 
Munition  zukommen  Hessen, 

6)  dass  Andermatts  Korps  ahgeschnitten  war  und  keine  Yer- 
bindung  mit  Bern  mehr  haben  konnte, 

7)  dass  man  wusste,  die  kleinen  Kantone  haben  ihre  Truppen 
auf  dem  Marsch,  die  Bauern  des  hernischen  Oberlandes  und  andrer 
Gegenden  seyen  im  Anzug,  die  Stadt  zu  umzingeln  und  auf  allen 
Punkten  anzugreifen, 

so  wird  man  finden,  die  Kegierung  habe  keine  bessere  Maasregel 
ergreifen  können.“ 

Wir  würden  aber  wohl  auch  eher  der  Ansicht  des  Herausgebers 
dieses  Aktenstückes  (in  Helvetia  I,  633)  sein :  „Man  findet  nur,  dass 
die  Kegierung,  welche  so  unverzeihliche  Fehler  begehen  und  sich 
selbst  durch  Unwissenheit  und  Trägheit  wehrlos  machen  konnte, 
ihres  Schicksales  werth  war.“ 


Es  ist  damit  zu  vergleichen  der  Bericht  eines  andern  und  zu¬ 
verlässigeren  Augenzeugen,  nämlich  das  Tagebuch  Kenggers 
über  diese  Zeit  (Kleine  Schriften,  pag.  99),  worin  unter  Anderem  die 
folgenden,  für  die  ganze  Situation,  sehr  bezeichnenden  Stellen  Vor¬ 
kommen:  16.  Sept.  „In  der  Abendsitzung  des  Yollziehungsrathes 
trug  ich  auf  die  Verhaftung  und  Wegführung  der  bekannten  Insur- 
rectionschefs,  sowie  auf  Behändigung  der  an  die  Gemeindekammer 
überlassenen  500,000  Fr.  englischer  Fonds  an;  beide  Anträge  wurden 
verworfen.“ 

Schon  am  17.  September,  vor  Ankunft  der  Steckliarmee,  be¬ 
antragte  Saussure  Flucht  nach  Lausanne  und  wurde  darin  von 
dem  franz.  Gesandten  lebhaft  unterstützt.  Als  der  Parlamentär  der¬ 
selben,  Effinger  von  Wildegg,  am  folgenden  Tage  in  Bern  eintraf, 
konnte  er  alle  Truppen  und  Vertheidigungsanstalten  der  helvetischen 
Regierung  ungenirt  besichtigen  und  höi’en,  was  der  Senat  im  Keben- 
zimmer  berieth. 

(Vom  18.  Sept.)  „Bald  erschienen  die  Chefs  des  Insurgentencorps, 
Wattenwyl  von  Landshut,  Kirchberger  von  der  Lorraine  ,  Effinger 
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von  Wildegg  nebst  andern  Offizieren.  Erst  verlangten  sie,  sogleich 
ein  Thor  besetzen  zu  können ,  stimmten  aber  auf  einige  Gegen¬ 
äusserungen  den  Ton  sogleich  herunter  und  zeigten  überhaupt  in 
ihrem  Betragen  noch  grössere  Furcht  als  die  Belagerten. 
....  Mit  TFnwillen  vernahm  das  in  der  Stadt  befindliche  Militär 
die  Abschliessung  einer  Capitulation,  indem  es  gerade  bei  der  Ein¬ 
stellung  der  Feindseligkeit  einen  Ausfall  zu  thun  verlangt  hatte. 

„Verninacs  Abreise  (mit  der  Helvetischen  Kegierung)  hatte 
unter  den  Bernern  nicht  wenig  Bestürzung  verbreitet,  und  der  In¬ 
surr  ections- General  Wattenwyl  äusserte  gegen  Schmid  und  mich  auf 
eine  ganz  naive  Weise  seine  Besorgnisse  über  den  Ausgang  der  Sache; 
auch  gab  er  deutlich  genug  zu  verstehen,  dass  seine  Parthey  von 
dem  franz.  Minister  Aufmunterungen  erhalten  hätte.“  (!) 

Interessant  ist  auch  noch  die  Notiz  vom  28.  September  in 
Lausanne:  „Es  war  nämlich  auf  ein  drohendes  Circular,  das  die 
Berner’schen  Insurrectionschefs  an  alle  Kegierungsglieder  hatten  ab¬ 
gehen  lassen,  im  Senat  der  Antrag  zum  Resigniren  geschehen 
und  beinahe  angenommen  worden,  zumal  da  Saussure  und  Wie¬ 
land  sehr  niederschlagende  Berichte  von  Bern  mitgebracht  hatten; 
nur  durch  die  Absendung  einer  Deputation  nach  dem  Hauptquartier 
konnte  die  republikanische  Parthey  die  Massregel  verschieben  machen.“ 
Es  hätte  somit  beinahe  die  Insurrection  durch  blosses  Drohen 
die  Helvetik  aufgelöst. 

• 
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Die  Verfassimgeii 


der 


helvetischen  Periode. 


I.  Die  erste  helvetische  Verfassung. 

(Entworfen  von  Ochs  und  angenommen  ohne  Diskussion  zu  Aarau,  den  12.  April  1798, 
theilweise  auf  Zeit  suspendirt  durch  die  Dekrete  vom  5.  November  1798,  15.  Fe¬ 
bruar  und  18.  Mai  1799,  faktisch  aufgehoben  durch  den  Staatsstreich  vom 
7.  Januar  1800.) 


Erster  Titel.  Hauptgruiidsätze. 

1.  Die  lielvetisclie  Republik  macht  Einen  unzertheilbaren  Staat 
aus.  Es  giebt  keine  Grenzen  mehr  zwischen  den  Kantonen  und  den 
unterworfenen  Landen,  noch  zwischen  einem  Kanton  uud  dem  andern. 
Die  Einheit  des  Yaterlandes  und  das  allgemeine  Interesse  vertritt 
künftig  das  schwache  Band,  welches  fremdartige,  ungleiche,  in  keinem 
Yerhältnisse  stehende,  kleinlichen  Lokalitäten  und  einheimischen  Yor- 
urtheilen  unterworfene  Theile  zusammenhielt  und  aufs  Gerathewohl 
leitete.  So  lange  alle  einzelnen  Theile  schwach  waren,  musste  auch 
das  Ganze  schwach  sein.  Die  vereinigte  Stärke  Aller  wdrd  künftig 
eine  allgemeine  Stärke  bewirken. 

2.  Die  Gesammtheit  der  Bürger  ist  der  Souverain  oder  Ober¬ 
herrscher.  Kein  Theil  und  kein  einzelnes  Recht  der  Oberherrschaft 
kann  vom  Ganzen  abgerissen  werden,  um  das  Eigenthum  eines  Ein¬ 
zelnen  zu  werden.  Die  Regierungsform,  wenn  sie  auch  sollte  verändert 
w'erden,  soll  allezeit  eine  repräsentative  Demokratie  sein. 

3.  Das  Gesetz  ist  die  Erklärung  des  Willens  des  Gesetzgebers, 
welchen  er,  nach  der  von  der  Konstitution  festgesetzten  Art,  bekannt 
gemacht  hat. 

4.  Die  zwei  Grundlagen  des  öffentlichen  Wohls  sind  die  Sicher¬ 
heit  und  die  Aufklärung.  Die  Aufklärung  ist  dem  Y'ohlstand  vor¬ 
zuziehen. 

6.  Die  natürliche  Freiheit  des  Menschen  ist  unveräusserlich. 
Sie  hat  keine  andern  Grenzen  als  die  Freiheit  jedes  andern,  und  die 
Yerfügungen,  Avelche  das  allgemeine  Wohl  unumgänglich  erheischt; 
jedoch  unter  der  Bedingung,  dass  diese  unumgängliche  Nothwendig- 
keit  rechtskräftig  erwiesen  sei.  Das  Gesetz  verbietet  alle  Art  von 
Ausgelassenheit,  es  muntert  auf,  Gutes  zu  thun. 
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6.  Die  Gewissensfreiheit  ist  uneingeschränkt,  jedoch  muss  die 
öffentliche  Aeusserung  von  Religionsmeinungen  die  Eintracht  und 
Ruhe  nicht  stören.  Jede  Art  von  Gottesdienst  ist  erlaubt,  wenn  er 
die  öffentliche  Ordnung  nicht  stört,  und  nicht  Herrschaft  oder  Vor¬ 
zug  verlangt.  Jeder  Gottesdienst  steht  unter  der  Aufsicht  der  Polizei, 
welche  das  Recht  hat,  sich  die  Lehren  und  Pflichten,  die  gepredigt 
werden,  vorlegen  zu  lassen.  Das  Verhältniss,  in  welchem  irgend 
eine  Sekte  gegen  eine  fremde  Gewalt  stehen  mag,  darf  weder  auf 
Staatssachen,  noch  auf  den  Wohlstand  und  die  Aufklärung  des  Volkes 
Einfluss  haben. 

7.  Die  Pressfreiheit  ist  eine  natürliche  Folge  des  Rechtes,  das 
Jeder  hat,  sich  unterrichten  zu  lassen. 

8.  Es  gibt  keine  erbliche  Gewalt,  Rang,  noch  Ehrentitel.  Die 
Strafgesetze  sollen  jeden  Titel  und  jedes  Institut  untersagen,  welches 
an  Erblichkeit  erinnert.  Die  erblichen  Ehrentitel  erzeugen  Hoch- 
muth  und  Unterdrückung,  führen  zur  Unwissenheit  uud  Trägheit, 
und  leiten  die  Meinung  über  die  Dinge,  die  Begebenheiten  und  die 
Menschen  irre. 

9.  Der  Staat  hat  kein  Recht  auf  das  Privateigenthum,  ausgenommen 
in  dringenden  Fällen,  wenn  dasselbe  zum  allgemeinen  Gebrauch  un¬ 
entbehrlich  ist,  und  gegen  eine  gerechte  Entschädigung. 

10.  Ein  Jeder,  der  durch  gegenwärtige  Staatsverfassung  das  Ein¬ 
kommen  einer  Stelle  oder  Pfründe  verliert,  soll  als  Entschädigung 
eine  lebenslängliche  Rente  erhalten,  ausgenommen  in  den  Fällen,  in 
welchen  ihn  eine  ergiebige  Stelle  oder  eine  Pension  auf  eine  billige 
Art  entschädigt.  Es  sind  jedoch  von  aller  Entschädigung  oder  Ver¬ 
gütung  ausgeschlossen  diejenigen,  welche  von  dem  Augenblicke  an, 
da  gegenwärtiger  Entwurf  einer  Verfassung  bekannt  gemacht  wird, 
sich  der  Einführung  einer  weisen ,  politischen  Gleichheit  zwischen 
den  Bürgern  und  Unterthanen,  und  des  Systems  der  Einheit  und  der 
Gleichheit  zwischen  den  Mitgliedern  des  allgemeinen  Vaterlandes 
widersetzen;  ausserdem  sollen  seiner  Zeit  strenge  Massregeln  gegen 
diejenigen  ergriffen  werden,  deren  Widerstand  sich  durch  Arglist, 
Treulosigkeit  oder  Bosheit  ausgezeichnet  hätte. 

11.  Die  Steuern  müssen  zum  allgemeinen  Nutzen  angewandt 

Ö  O 

werden.  Die  Auflagen  müssen  mit  dem  Vermögen,  den  Einkünften 
und  der  Einnahme  der  Steuerbaren  im  Verhältniss  stehen ,  jedoch 
kann  dieses  Verhältniss  nicht  ganz  genau  sein.  Eine  allzu  grosse 
Genauigkeit  würde  Ursache  sein,  dass  die  Auflagen  drückend,  das 
Einsammeln  derselben  kostspielig  und  das  Ganze  dem  Glück  der 
Nation  nachtheilig  würde. 

12.  Die  Besoldungen  der  öffentlichen  Beamten  sollen  mit  der 
Arbeit  und  den  Talenten  im  Verhältniss  stehen,  welche  ihre  Stelle 
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erfordert ;  es  muss  darauf  Eücksicht  genommen  werden,  in  wie  weit 
es  gefälirlicli  ist,  solchen  Leuten  Stellen  anzuvertrauen,  die  sich  leicht 
bestechen  lassen  könnten ;  auch  muss  man  hindern ,  dass  sie  nicht 
das  ausschliessliche  Eigenthum  der  Reichen  werden.  Die  Besoldungen 
sollen  in  Früchten  bestimmt,  und  so  lange  als  ein  Beamter  an  seiner 
Stelle  sein  wird,  nicht  vermindert  werden  können 

13.  Kein  liegendes  Glut  kann  unveräasserlich  erklärt  werden, 
weder  für  eine  Korporation  oder  für  eine  Gesellschaft,  noch  für  eine 
Familie.  Das  ausschliessliche  Recht ,  liegende  Güter  zu  besitzen, 
führt  zur  Sklaverei.  Der  Grund  und  Boden  kann  mit  keiner  Last, 
Zins  oder  Dienstbarkeit  beschwert  werden,  wovon  man  sich  nicht 
loskaufen  könnte. 

14.  Der  Bürger  ist  sich  dem  Yaterlande,  seiner  Familie  und  den 
Bedrängten  schuldig.  Die  Freundschaft  ist  ihm  heilig;  er  opfert 

y  ihr  aber  keine  seiner  Pflichten  auf.  Er  schwört  allen  persönlichen 
Hass  und  alle  Eitelkeit  ab.  Er  will  nur  die  moralische  Veredlung 
des  menschlichen  Geschlechts,  er  ladet  ohne  Unterlass  zur  süssen 
Bruderliebe  ein  ;  sein  Ruhm  ist  die  Achtung  guter  Menschen,  und 
sein  Gewissen  entschädigt  ihn ,  wenn  man  ihm  ungerechter  Weise 
diese  Achtung  versagt. 


Zweiter  Titel.  Eiiitheiluiig  des  helvetischen  Gebietes. 

15.  Helvetien  ist  in  Kantone,  in  Distrikte,  in  Gemeinden  und 
in  Sektionen  oder  Quartiere  der  grossen  Gemeinden  eingetheilt.  Diese 
Eintheilungen  beziehen  sich  auf  die  W ahlen,  die  Gerichtsbarkeit  und 
Verwaltung;  sie  machen  aber  keine  Grenzen  aus. 

16.  Der  Umfang  der  Kantone ,  Distrikte ,  Gemeinden  und 
Sektionen  von  Gemeinden  kann  durch  das  Gesetz  verändert  oder 
berichtiget  werden.  Die  Kantone  sind  gleich,  und  das  Loos  be¬ 
stimmt  alle  Jahre  ihren  Rang. 

17.  Die  Hauptstadt  der  helvetischen  Republik  soll  durch  die 
gesetzgebenden  Räthe  bestimmt  werden.  Einstweilen  ist  die  Gemeine 
Luzern  der  Hauptort. 

18.  Die  Grauhündner  sind  eingeladen ,  ein  Theil  der  Schweiz 
zu  werden,  und  wenn  sie  dieser  Einladung  entsprechen,  so  sollen  der 
Kantone  einstweilen  zwei  und  zwanzig  an  der  Zahl  sein,  nämlich: 

Der  Walliser  Kanton:  Hauptort  Sitten. 

Der  Lemanische  Kanton  oder  das  Waadtland:  Hauptort 
Lausanne.  1 

Der  Kanton  Freihurg,  mit  Inbegriff  der  Landvogteien  Peter- 
lingen ,  Wifflisburg  bis  an  die  Brüsch ,  und  Murten:  Hauptort 
Freiburg. 
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Der  Kanton  Bern,  ohne  das  Waadtland  und  das  Aargau : 
Hauptort  Bern. 

Der  Kanton  Solothurn:  Hauptort  Solothurn. 

Der  Kanton  Basel,  mit  Inhegritf  dessen,  was  ihm  in  dem  Krik- 
thal  könnte  abgetreten  werden:  Hauptort  Basel. 

Der  Kanton  Aargau  v.  Aarburg  u.  Zofingen  an:  Hauptort  Aarau. 

Der  Kanton  Luzern:  Hauptort  Luzern. 

Der  Kanton  Unterwalden,  mit  Inbegriff  von  Engel berg: 
Hauptort  Stanz. 

Der  Kanton  Uri,  mit  Inbegriff'  des  Urseler-Thales :  Hauptort 
Altdor  f. 

Der  Kanton  Bellinzona,  welcher  die  vier  obern  italienischen 
Landvogteien  in  sich  begreift,  nämlich:  das  Liviner-Thal ,  Boilenz, 
Riviera  und  Bellinzona :  Hauptort  Bellinzona. 

Der  Kanton  Lugano,  welcher  die  vier  untern  italienischen 
Landvogteien  begreift,  nämlich:  Lugano,  Mendrisio,  Locarno  und 
Valmaggia:  Hauptort  Lugano. 

Der  Kanton  Rhätien  oder  Glraubündnerland:  Hauptort  Chur. 

Der  Kanton  Sargans,  mit  Inbegriff  des  Rheinthals,  Sax,  Gams, 
Werdenberg,  Gaster,  Utznach,  Rapperschweil  und  March:  Hauptort 
Sargans. 

Der  Kanton  Glarus:  Hauptort:  Glaris. 

Der  Kanton  Appenzell.  Hauptort  Appenzell  oder  ab¬ 
wechselnd  Herisau. 

Der  Kanton  Thurgau:  Hauptort  Frauenfeld. 

Der  Kanton  St.  Gallen,  welcher  die  Stadt  und  das  von  allen 
oberherrlichen  Rechten  befreite  Gebiet  des  Abtes  enthält :  Hauptort 
St.  Gail  en. 

Der  Kanton  Schaffhausen:  Hauptort  Schaffhausen, 

Der  Kanton  Zürich  mit  Inbegriff  von  Winterthur:  Hauptort 
Zürich. 

Der  Kanton  Zug,  mit  Inbegriff  der  Unterthanen  der  Stadt,  der 
Grafschaft  Baden  und  der  freien  Aemter :  Hauptort  Zug. 

Der  Kanton  Schwyz,  mit  Inbegriff  von  Gersau ,  Küssnacht, 
Einsiedeln  und  den  Höfen:  Hauptort  Schwyz. 


Dritter  Titel.  Politischer  Stand  der  Bürger. 

19.  Alle  diejenigen,  welche  jetzt  wirkliche  Bürger  einer  regie¬ 
renden  oder  Munizipalstadt,  eines  unterworfenen  oder  freien  Dorfes 
sind,  werden  durch  gegenwärtige  Konstitution  Schweizer  bür  ge  r. 
Ebenso  diejenigen,  welche  das  ewige  Hintersässrecht  hatten,  und  alle 
in  der  Schweiz  geborene  Hintersässen. 
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20.  Der  Fremde  wird  Bürger,  wenn  er  zwanzig  Jahre  lang  nach 
einander  in  der  Schweiz  gewohnt,  wenn  er  sich  nützlich  gemacht 
hat ,  und  wegen  seiner  Aufführung  und  Sitten  günstige  Zeugnisse 
aufweisen  kann.  Er  muss  aber  für  sich  und  seine  Nachkommen  auf 
jedes  andere  Bürgerrecht  Verzicht  leisten,  er  |muss  den  Bürgereid 
ablegen,  und  sein  Name  wird  in  das  Eegister  der  Schweizerbürger, 
welches  in  dem  Nationalarchiv  niedergelegt  wird,  eingeschrieben. 

21.  Der  in  der  Schweiz  wohnhafte  Fremde  ist  den  nämlichen 
Auflagen,  der  Wache  und  der  Miliz  unterworfen,  wie  der  Bürger. 

22.  Die  Bürger  haben  allein  das  Eecht,  in  den  Primarversamm- 
lungen  zu  stimmen  und  zu  öffentlichen  Aemtern  gewählt  zu  werden* 

23.  Die  Fremden  können  nur  zu  den  militärischen  Aemtern  ge¬ 
langen,  und  zu  denjenigen  Stellen,  welche  auf  Erziehung  und  Künste 
Bezug  haben;  auch  können  sie  als  Sekretäre  und  Unteragenten  der 
öffentlichen  Beamten  angestellt  werden.  Das  Verzeichniss  von  allen 
diesen  also  angestellten  Fremden  soll  alle  Jahre  von  der  Eegierung 
bekannt  gemacht  werden. 

24.  Ein  jeder  Bürger,  wenn  er  zwanzig  Jahre  alt  ist,  muss  sich 
in  das  Bürgerregister  seines  Kantons  einschreiben  lassen  und  den 
Eid  ablegen:  „sein em  Vaterlande  zu  dienen,  und  der  Sache 
der  Freiheit  und  Gleichheit  als  ein  guter  und  getreuer 
Bürger  mit  aller  Pünktlichkeit  und  allem  Eifer,  so  er 
vermag,  und  mit  einem  gerechten  Hass  gegen  die  Anarchie 
oder  Ausgelassenheit  anzuhangen.“  Dieser  Eid  wird  von 
allen  jungen  Bürgern,  die  das  genannte  Alter  erreicht  haben,  in  der 
schönen  Jahreszeit  an  demselben  Tage  in  Gegenwart  der  Eltern  und 
Obrigkeiten  abgelegt,  und  endiget  sich  mit  einem  bürgerlichen  Fest. 
Der  Eegierungsstatthalter  nimmt  den  Eid  ab ,  und  hält  eine  dem 
Gegenstand  des  Festes  angemessene  Eede. 

25.  Jeder  Bürger  ist  ein  geborner  Soldat  des  Vaterlandes.  Er 
kann  sich,  durch  einen  andern  ersetzen  lassen,  wenn  es  das  Gesez 
erlaubt;  er  ist  aber  schuldig,  wenigstens  zwei  Jahre  lang  unter  dem 
auserwählten  Korps,  welches  ein  jeder  Kanton  unterhalten  wird,  zu 
dienen.  Der  Tag,  an  welchem  die  jungen  Bürger  die  ersten  Waffen 
erhalten,  soll  ein  bürgerliches  Fest  sein;  der  Eegierungsstatthalter 
hewaflhet  die  Jugend  im  Namen  des  Vaterlandes. 

26.  Die  Diener  irgend  einer  Eeligion  können  keine  Staatsämter 
bekleiden,  noch  den  Primarversammlungen  beiwohnen. 

27.  Man  verliert  das  Bürgerrecht: 

1)  durch  die  Naturalisirung  in  fremden  Landen; 

2)  durch  den  Eintritt  in  irgend  eine  fremde  Korporation ,  aus¬ 
genommen  gelehrte  Anstalten; 

3)  durch  die  Ausreissung  oder  Desertion; 
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4)  durch  eine  zehnjährige  Abwesenheit,  wenn  man  nicht  die  Er- 
lauhniss  erhalten  hat,  seine  Abwesenheit  zu  verlängern; 

5)  durch  die  Yerurtheilung  zu  entehrenden  Strafen,  bis  zur 
Wiedereinsetzung  in  das  Bürgerrecht. 

Die  Fälle,  wo  die  Ausübung  der  bürgerlichen  Eechte  suspendirt 
werden  kann,  sollen  durch  das  Gesetz  bestimmt  werden. 


Vierter  Titel.  Von  den  Primär-  und  Wahlversammlungen. 

28.  Die  Primarversammlungen  bestehen  aus  den  Bürgern  und 
Bürgerssöhnen,  welche  seit  fünf  Jahren  in  derselben  Gemeinde  woh¬ 
nen,  vom  Tage  an  gerechnet,  allwo  sie  erklärt  haben,  dass  ihr  Wille 
sei,  sich  allda  häuslich  niederzulassen.  Es  gibt  jedoch  Fälle,  wo  die 
gesetzgebenden  Käthe  nur  den  Geburtsort ,  entweder  des  Bürgers 
selbst,  oder  seines  Vaters,  wenn  er  nicht  in  der  Schweiz  geboren 
wäre,  für  den  Wohnsitz  anerkennen  können.  Um  in  einer  Primar¬ 
oder  Wahlversammlung  zu  stimmen,  muss  man  das  20.  Jahr  zurück - 
gelegt  haben. 

29.  Jedes  Dorf  oder  Flecken,  wo  sich  100  Bürger  befinden,  die 
das  Stimmrecht  haben,  macht  eine  Primarversammlung  aus. 

30.  Die  Bürger  eines  jeden  Dorfes  oder  Fleckens,  welches  nicht 
100  stimmfähige  Bürger  enthält,  vereinigen  sich  mit  denen  von  dem 
nächstgelegenen  Flecken  oder  Dorf. 

31.  Die  Städte  haben  eine  Primarversammlung  in  jeder  Sektion 
oder  Quartier.  Die  gesetzgebenden  Käthe  bestimmen  die  Anzahl  der 
Bürger. 

32.  Die  Primarversammlungen  haben  Statt : 

1)  um  die  Staatsverfassung  auzunehmen  oder  zu  verwerfen  ; 

2)  um  alle  Jahre  die  Glieder  der  Wahlversammlung  des  Kantons 
zu  ernennen. 

33.  Je  auf  100  Personen,  welche  die  erforderlichen  Eigenschaften 
haben,  um  Bürger  zu  sein,  wird  ein  Wahlmann  ernannt. 

34.  Die  Namen  der  Erwählten  werden  dem  Kegierungsstatthalter 
zugeschickt,  welcher,  mit  Beistand  des  Präsidenten  von  jeder  kon- 
stituirten  Gewalt  des  Orts  seines  Wohnsitzes,  öffentlich  durch  das 
Loos  die  Hälfte  der  Erwählten  ausschliessen  lässt.  Die  übriggebliebene 
Hälfte  macht  für  das  Jahr  das  Wahlkorps  aus.  Am  Tage  dieser 
Ziehung  wird  ein  drittes  bürgerliches  Fest  gefeiert  und  eine  Kede 
gehalten,  worin  der  Kegierungsstatthalter  die  Grundsätze  auseinander 
setzt,  die  das  Wahlkorps  leiten  sollen,  wenn  es  zusammenberufen 
wird,  um  die  ihm  obliegenden  Ernennungen  zu  machen.  Das  erste 
Mal  hat  obige  Ausschliessung  der  Hälfte  Wahlmänner  durch  das 
Loos  nicht  Statt. 
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35.  Die  Wahlkoi  ps  erwählen  ; 

1)  die  Deputirten  für  das  gesetzgebende  Korps  ; 

2)  die  Eichter  des  Kaiitonsgerichts ; 

3)  die  Eichter  des  ohern  Gerichtshofs; 

4)  die  Mitglieder  der  Yerwaltungskamnier ;  endlich  die  Suppleanten 
gedachter  Eichter  und  Verwalter. 


Fünftpr  Titel.  Von  der  gesetzgebenden  Gewalt. 

36.  Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  durch  zwei  unterschiedene, 
abgesonderte,  eines  von  dem  andern  unabhängige,  und  jeder  ein  ver¬ 
schiedenes  Kostüme  tragende  Eäthe  ausgeübt.  Diese  beiden  Käthe 
sind;  Der  Senat,  welcher  aus  den  gewesenen  Direktoren  und  vier 
Deputirten  jedes  Kantons  besteht.  Der  grosse  Eath,  welcher  das 
erste  Mal  aus  acht  Abgeordneten  jedes  Kantons  besteht.  Für  die 
Folge  soll  das  Gesetz  die  Anzahl  bestimmen,  welche  jeder  Kanton 
nach  dem  Verhältniss  seiner  Bevölkerung  zu  ernennen  hat. 

37.  Im  dritten  Jahre  gegenwärtiger  Staatsverfassung ,  und  in 
der  Folge,  muss  man,  um  in  den  Senat  erwählt  zu  werden,  entweder 
Minister  oder  auswärtiger  Agent,  oder  Mitglied  des  grossen  Eathes, 
oder  des  obern  Gerichts,  oder  Eegierungsstatthalter ,  oder  Präsident 
einer  V erwaltungskammer,  oder  eines  Kantonsgerichts  gewesen  sein, 
oder  noch  sein. 

38.  Ferner  muss  man  verheirathet  oder  Wittwer  sein,  und  das 
Alter  von  30  Jahren  erreicht  haben;  diese  zwei  letztem  Bedingungen 
sollen  sogleich  Statt  haben. 

39.  Die  gewesenen  Direktoren  sind  von  Eechts  wegen  Mitglieder 
des  Eathes  der  Alten:  es  sei  denn,  dass  sie  eine  andere  Stelle  an¬ 
nehmen,  oder  dass  sie  lieber  in  die  gemeine  Bürgerklasse  zurück¬ 
kehren. 

40.  Jedoch  soll  kein  gewesener  Direktor  in  den  Senat  eintreten 
können,  so  lange  unter  den  übrigen  Mitgliedern  des  Senats,  sie  mögen 
gewesene  Direktoren  oder  erwählt  sein,  ein  durch  Blut  oder  Heirath 
mit  ihm  in  gerader  Linie,  oder  in  der  Seitenlinie  durch  Blut  ver¬ 
wandtes  Mitglied  sitzt,  bis  zum  Grad  von  Oheim  und  Neffe. 

41.  Die  erwählten  Mitglieder  des  Senats  werden  alle  ungeraden 
Jahre  (1,  3,  5)  zum  vierten  Theil  erneuert,  so  dass  jedes  erwählte 
Mitglied  8  Jahre  lang  diese  Stelle  bekleidet. 

42.  Um  als  Mitglied  vom  grossen  Eathe  erwählt  zu  werden, 
muss  man  das  25ste  Jahr  zurückgelegt  haben,  und  im  Genuss  des 
Bürgerrechts  sein. 

43.  Der  grosse  Eath  wird  alle  geraden  Jahre  (2,  4,  6  etc.)  zum 
dritten  Theil  erneuert. 
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44.  Die  Zeit  dieser  tlieilweisen  Erneuerung  der  beiden  gesetz¬ 
gebenden  Käthe  ist  im  Spätjahr. 

45.  Die  Mitglieder  des  Senats,  welche  es  8  Jahre  lang  gewesen 
sind,  können  erst  nach  einer  Zwischenzeit  von  4  Jahren  wieder  er¬ 
wählt  werden. 

46.  Die  Mitglieder  des  grossen  Käthes,  welche  es  6  Jahre  lang 
gewesen  sind,  können  erst  nach  einer  Zwischenzeit  von  2  Jahren 
wieder  erwählt  werden. 

47.  Der  Senat  genehmigt  oder  verwirft  die  Schlüsse  des  grossen 
Käthes. 

48.  Die  bürgerlichen  Gesetze  jedes  Kantons  und  die  sich  darauf 
beziehenden  Gebräuche  sollen  ferner  den  Gerichten  zur  Kichtschnur 
dienen,  bis  die  gesetzgebenden  Käthe  nach  und  nach  gleichförmige 
bürgerliche  Gesetze  werden  eingeführt  haben.  Diese  neuen  Gesetze 
können  in  keinem  Falle  eine  rückwirkende  Kraft  auf  frühere  Ver¬ 
träge  und  Akten  haben. 

49.  Die  Sitzungen  der  beiden  Käthe  werden  öffentlich  gehalten ; 
jedoch  kann  die  Anzahl  der  Zuhörer  in  jedem  Kath  die  Anzahl  seiner 
Mitglieder  nicht  übersteigen.  Jeder  Kath  kann  sich  in  ein  geheimes 
Komite  verwandeln. 

50.  Die  gesetzgebenden  Käthe  genehmigen  oder  verwerfen,  auf 
den  Vorschlag  des  Vollziehungsdirektoriums,  alles,  was  die  Finanzen, 
den  Frieden  und  den  Krieg  betrifft.  Sie  können  über  diese  Gegen¬ 
stände  nicht  ohne  einen  solchen  Vorschlag  des  Direktoriums  berath- 
schlagen. 

51.  Die  Mitglieder  der  gesetzgebenden  Käthe  können  nur  mit 
Beobachtung  folgender  Formalitäten  vor  Gericht  gezogen  werden. 

52.  Keine  Denunziation  gegen  ein  Mitglied  des  einen  oder  des 
andern  Käthes  kann  zu  einer  gerichtlichen  Verfolgung  Anlass  geben, 
wenn  sie  nicht  schriftlich  aufgesetzt,  unterschrieben  und  dem  grossen 
Käthe  zugeschickt  worden  ist. 

53.  Der  grosse  Kath  berathschlaget  zuvor  über  die  Frage ,  ob 
die  Denunziation  soll  angenommen  werden. 

54.  "Wenn  die  Denunziation  angenommen  ist,  so  wird  der  Be¬ 
schuldigte  vorgeladen,  sich  vor  dem  grossen  Kath  zu  stellen.  Man 
muss  ihm  drei  volle  Tage  hiezu  frei  lassen.  Erscheint  er,  so  wird 
er  im  Innern  des  grossen  Käthes  verhört. 

55.  Der  Beschuldigte  mag  sich  gestellt  haben  oder  nicht,  so 
erklärt  der  grosse  Kath,  nach  Verlauf  der  durch  die  Zitation  ange»- 
setzten  Zeitfrist,  ob  es  der  Fall  sei,  sein  Betragen  zu  untersuchen 
oder  nieht. 

56.  Wenn  der  grosse  Kath  erklärt  hat,  dass  eine  Unter suehung 
Statt  habe,  so  wird  der  Beschuldigte  durch  den  Senat  vorberufen 
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es  werden  ilim  zwei  volle  Tage  gegeben,  um  zu  erscbeinen,  und  wenn 
er  erscheint,  so  wird  er  im  Innern  des  Orts  der  Sitzungen  des  Senats 
verhört. 

57.  Der  Beschuldigte  mag  sich  gestellt  haben  oder  nicht,  so  be¬ 
stätigt  oder  verwirft  der  Senat  nach  Yerlauf  dieser  Zeit,  und  nach¬ 
dem  er  über  die  Sache  berathschlagt  hat,  den  Beschluss  des  grossen 
Bathes. 

58.  Bestätigt  er  denselben  ,  so  verweist  er  den  Beschuldigten 
vor  den  obern  Oerichtshof ,  welcher  entscheidet ,  ob  eine  Anklage 
Statt  habe. 

59.  Jede  Diskussion  in  dem  einen  oder  andern  Eathe,  wegen 
einer  Beschuldigung  gegen  eines  seiner  Mitglieder  wird  in  einem 
geheimen  Komite  vorgenommen. 

6ü.  Jede  Berathschlagung  über  diese  Gegenstände  geschieht  mit 
Aufrufung  der  Namen  und  durch  geheime  Stimmzettel. 

61.  Die  von  dem  obern  Gerichtshof  gegen  ein  Mitglied  eines 
gesetzgebenden  Eathes  ausgesprochene  Anklage  zieht  die  Suspension 
nach  sich. 

62.  Wenn  die  Anklage  ausgesprochen  ist,  beruft  das  höchste 
Gericht  seine  Suppleanten  zu  sich,  und  macht  mit  denselben  nur  ein 
einziges  Tribunal  aus  ]  es  instruirt  den  Prozess  und  spricht  das  Ur- 
theil ,  von  welchem  nicht  appellirt  werden  kann.  Eine  Stimme 
mehr  als  das  Drittel  spricht  los.  Dieses  Drittel  wird  so  genau  als 
möglich  bestimmt,  so  dass  das  Drittel  von  zehn  drei,  von  eilf  vier 
ist,  u.  s.  w. 

63.  Wenn  der  Beschuldigte  durch  das  ürtheil  des  obern  Ge¬ 
richtshofes  losgesprochen  ist,  so  tritt  er  wieder  in  sein  Amt  ein, 

64.  Die  beiden  Eäthe  sind  gehalten,  jedes  Jahr  ihre  Sitzungen 
drei  Monate  lang  einzustellen ;  sie  können  es  aber  für  eine  längere 
Zeit  thun. 

65.  Jeder  der  Eäthe  hat  seine  besondere  Wache.  Die  Wache 
eines  Eathes  kann  nicht  zahlreicher  sein,  als  die  Wache  des  andern, 
noch  als  die  des  Vollziehungsdirektoriums. 

66.  Jeder  Eath  hat  die  Polizei  im  Ort  seiner  Sitzungen  und  im 
äussern  Umfang,  den  er  bestimmt  hat.  Dieser  äussere  Umfang  kann 
nur  von  einem  mit  Mauern,  Hecken  oder  sonst  umgebenen  Platz  ver¬ 
standen  werden. 

67.  In  keinem  Falle  können  die  gesetzgebenden  Eäthe,  weder 
insbesondere,  noch  mit  einander,  noch  durch  einen  Ausschuss,  die 
vollziehende  noch  die  richterliche  Gewalt  ausüben. 

68.  Die  gesetzgebenden  Eäthe  sind  nicht  befugt,  einem  oder 
einigen  ihrer  Mitglieder,  noch  irgend  Jemandem,  irgend  eines  der 
Geschäfte  zu  übertragen,  welche  ihnen  die  Verfassung  aufeiTegt  hat. 
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69.  In  keinem  Falle  können  sich  die  beiden  Eäthe  in  Einem 
Saale  vereinigen. 

70.  Weder  der  eine  noch  der  andere  Eath  kann  aus  sich  selbst 
einen  bleibenden  Ausschuss  ernennen.  Jeder  Eath  hat  das  Eecht, 
wenn  Gegenstände  Vorkommen,  die  einer  vorläufigen  Untersuchung 
bedürfen,  aus  seiner  Mitte  eine  Kommission  zu  ernennen,  welche  sich 
bloss  auf  den  Gegenstand  einschränkt,  um  derentwillen  sie  ernannt 
worden  ist,  und  welche  aufgehoben  ist,  so  bald  der  Eath  über  diesen 
Gegenstand  einen  Beschluss  gefasst  hat. 


Sechster  Titel.  Vollziehiiiigsdirektoriuin. 

71.  Die  vollziehende  Gewalt  ist  einem  aus  fünf  Mitgliedern  be¬ 
stehenden  Vollziehungsdirektorium  übertragen.  Das  Vollziehungs¬ 
direktorium  wird  alle  Jahre,  drei  Monate  vor  der  Erneuerung  des 
gesetzgebenden  Eathes,  folglich  im  Anfang  des  Sommers,  theilweise 
erneuert. 

72.  Um  als  Direktor  erwählt  zu  werden,  muss  man  das  Alter 
von  40  Jahren  erreicht  haben,  uud  verheirathet  oder  im  Wittwen- 
stand  sein.  Diese  Verfügung  gilt  auch  schon  für  die  nächsten 
Wahlen.  Vom  dritten  Jahre  an,  nachdem  gegenwärtige  Konstitution 
eingeführt  sein  wird,  muss  man  ausserdem  entweder  Mitglied  eines 
der  gesetzgebenden  Eäthe,  oder  Minister,  oder  Mitglied  des  obern  Ge¬ 
richtshofs,  oder  endlich  Eegierungsstatthalter  gewesen  sein. 

73.  Die  Erwählungsart  ist  für  das  erste  Jahr  folgende :  Einer 
der  Eäthe  verfertigt  durch  geheimes  Stimmgeben  und  nach  der  abso¬ 
luten  Mehrheit  der  Stimmen  eine  Liste  von  fünf  Kandidaten,  und 
der  andere  Eath  wählt,  durch  geheimes  Stimmgeben  und  nach  der 
absoluten  Mehrheit  der  Stimmen  in  dieser  vorgelegten  Liste  den 
neuen  Direktor.  Das  Loos  entscheidet  aber ,  unmittelbar  vor  der 
W ahl,  welcher  von  den  beiden  Eäthen  die  Liste  der  Kandidaten  ver¬ 
fertigt.  Diese  Operation  wird  das  erste  Jahr  fünf  Mal  wiederholt, 
und  das  Loos  entscheidet ,  wie  die  erst  ernannten  nach  und  nach 
austreten. 

74.  Im  zweiten  Jahr  und  den  folgenden  wird  die  Wahl  weniger 
einfach  sein.  Zuerst  schliesst  das  Loos  die  Hälfte  Mitglieder  eines 
jeden  Eathes  von  der  Wahl  aus;  diese  ausgeschlossene  Hälfte  ent¬ 
scheidet  vorläufig,  ob  man  bei  der  vorzunehmenden  Wahl  dieses  Mal 
das  Loos  so  viel  möglich  wolle  walten  lassen  oder  nicht.  Entscheidet 
sie  verneinend,  so  nimmt  die  nicht  ausgeschlossene  Hälfte  die  Wahl 
nach  der  oben  beschriebenen  Art  vor.  Wenn  sie  aber  die  Frage 
bejahend  entscheidet ,  so  wird  zuvor  durch  das  Loos  entschieden. 
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welcher  von  beiden  auf  gesagte  Art  auf  die  Hälfte  herabgesetzte 
Kath  die  Kandidatenliste  verfertigen  solle.  Der  bestimmte  Kath  er¬ 
nennt  durch  absolute  Mehrheit  der  Stimmen  sechs  Kandidaten. 

75.  Die  austretenden  Mitglieder  des  Vollziehungsdirektoriums 
können  nicht  wieder  vor  einem  Zeitverlauf  von  5  Jahren  erwählt 
werden.  Jedoeh  soll  derjenige,  welcher  am  Ende  des  ersten  Jahres 
austreten  wird,  nach  Verlauf  eines  Jahres  wieder  erwählt  werden 
können.  Derjenige,  welcher  im  zweiten  Jahre  austreten  wird,  kann 
nach  Verlauf  von  2  Jahren  wieder  erwählt  werden.  Derjenige, 
welcher  im  dritten  Jahre  austreten  wird,  kann  nach  Verlauf  von 
3  Jahren  wieder  erwählt  werden.  Derjenige,  weleher  im  vierten 
Jahre  austreten  wird,  kann  nach  Verlauf  von  4  Jahren  wieder  er¬ 
wählt  werden. 

76.  Das  Vollziehungsdirektorium  sorgt,  den  Gesetzen  gemäss, 
für  die  äussere  und  innere  Sieherheit  des  Staates.  Es  schaltet  über 
die  Kriegsmacht ;  doch  kann  in  keinem  Fall  das  Direktorium  ins- 
gesammt,  noch  eines  seiner  Mitglieder,  weder  während  der  Zeit  seiner 
Amts  Verrichtung,  noch  2  Jahre  lang  nach  Endigung  derselben  die 
Truppen  kommandiren. 

77.  Das  Vollziehungsdirektorium  kann  jeden  der  beiden  Käthe 
einladen,  einen  Gegenstand  in  Betracht  zu  ziehen. 

78.  Ihm  gebührt  der  erste  Antrag,  die  Strafen  zu  erlassen  oder 
zu  mindern,  oder  selbst  eine  Belohnung  zu  gestatten,  im  Fall  ein 
Mitschuldiger  eines  begangenen  Verbrechens  Entdeckungen  macht. 

79.  Es  versiegelt  die  Gesetze  und  lässt  sie  bekannt  machen ;  es 
besorgt  die  Vollziehung  derselben. 

80.  Es  unternimmt  und  führt  die  IJnterhandluugen  mit  den 
fremden  Mächten;-  aber  die  Verträge,  welche  es  unterschreibt  und 
unterschreiben  lässt,  sind  nicht  gültig,  bevor  sie  von  den  gesetz¬ 
gebenden  Käthen  in  einem  geheimen  Comite  untersucht  und  geneh¬ 
miget  worden.  Die  Verfügungen  der  geheimen  Artikel  werden  ohne 
die  Genehmigung  der  gesetzgebenden  Käthe  vollzogen;  sie  dürfen 
aber  den  öffentlichen  Artikeln  und  der  Verfassung  nicht  entgegen 
sein. 

81.  Das  Direktorium  legt  alle  Jahre  den  gesetzgebenden  Käthen 
Kechnung  ab  über  die  Verwendung  der  einem  jeden  Departement 
angewiesenen  Gelder,  ausser  denen,  so  ihm  für  persönliche  oder  ge¬ 
heime  Ausgaben  besonders  anvertraut  worden  sind. 

82.  Die  Ernennung,  Zurückberufung  und  Absetzung  aller  An¬ 
führer  und  Offiziere  der  Armee  in  jedem  Grade,  der  Minister  und 
diplomatischen  Agenten,  der  Kommissarien  der  Nationalschatzkammer, 
der  Kegierungsstatthalter,  des  Präsidenten,  der  öffentlichen  Ankläger 
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und  Schreiber  des  obern  Gerichtshofes,  und  Ohereinnehmer  der  Ein¬ 
künfte  der  Republik  steht  ihm  zu.  Die  Unterbedienten  und  Unter¬ 
agenten  werden  von  denjenigen  ernannt,  von  denen  sie  unmittelbar 
abhangen. 

83.  Wenn  das  Direktorium  von  einer  wider  die  äussere  oder 
innere  Sicherheit  des  Staates  angesponnenen  Verschwörung  benach- 
richtet  wird,  so  kann  es  Vorführungs-  und  Yerhaftsbefehle  gegen 
diejenigen  ei-gehen  lassen,  welche  man  für  die  Urheber  oder  Mit¬ 
schuldigen  hält;  es  kann  sie  verhören;  allein  es  ist  unter  den  wider 
das  Verbrechen  einer  willkürlichen  Verhaftung  bestimmten  Strafen 
verbunden,  dieselben  in  Zeit  von  zwei  Tagen  vor  die  Polizeibeamten 
zu  verweisen,  damit  den  Gesetzen  gemäss  verfahren  werde. 

84.  Es  sind  vier  Minister  im  Staate.  Der  Minister  der  aus¬ 
wärtigen  Geschäfte  und  des  Kriegswesens ;  der  Minister  der  Gerech¬ 
tigkeitspflege  und  der  Polizei;  der  Minister  der  Finanzen,  des  Han¬ 
dels,  des  Ackerbaues  und  der  Handwerke;  der  Minister  der  Wissen¬ 
schaften,  schönen  Künste,  der  öffentlichen  Gebäude,  Brücken  und 
Strassen.  Was  die  Spitäler,  die  für  die  Armen  bestimmten  Unter¬ 
stützungen  und  das  Betteln  betrifft,  so  gehören  diese  Gegenstände  in 
das  Fach  des  Justiz-  und  Polizeiministers.  Das  Gesetz  kann  obige 
Austheilung  der  den  Ministern  zugetheilten  Geschäfte  verändern.  Es 
kann  die  Zahl  der  Minister  auf  sechs,  nicht  aber  auf  fünf  festsetzen, 
noch  ihrer  weniger  als  vier  bestimmen, 

85.  Alles,  was  in  Ansehung  des  gerichtlichen  Verfahrens  gegen 
die  Mitglieder  der  gesetzgebenden  Käthe  verfügt  ist,  gilt  auch  von 
den  Mitgliedern  des  vollziehenden  Direktoriums. 


Siebenter  Titel.  Oberster  Gerichtshof. 

86.  Der  oberste  Gerichtshof  besteht  aus  einem  von  jedem  Kanton 
ernannten  Kichter.  Alle  Jahre  wird  der  vierte  Theil  seiner  Mit¬ 
glieder  ernannt,  und  zwar  drei  Jahre  lang  fünf,  das  vierte  Jahr  aber 
sieben  Mitglieder. 

87.  Unter  den  neuerwählten  Richtern  ernennt  das  Direktorium 
den  Präsidenten,  es  ernennt  auch  den  öffentlichen  Ankläger  und  den 
Obergerichtsschreiber.  Es  werden  so  viele  Suppleanten  als  Richter 
erwählt;  sie  werden  zur  nämlichen  Zeit  als  diese  erneuert.  Dieser 
Gerichtshof  richtet  die  Mitglieder  der  gesetzgebenden  Käthe,  und 
das  Vollziehungsdirektorium,  wie  oben  gesagt  worden. 

88.  Dieser  Gerichtshof  richtet  ferner  ohne  Appellation  entweder 
allein,  oder  mit  Zuziehung  seiner  Suppleanten  in  Kriminalsachen, 
welche  die  Todesstrafe  oder  die  Einsperrung,  oder  die  Deportation 
auf  zehn  Jahre  oder  mehr  nach  sich  ziehen. 
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89.  Er  kassirt  auch  in  Civilsachen  die  Sprüche  der  untern  Gre- 
richte,  welche  aus  Mangel  der  Kompetenz,  wegen  Verletzung  der 
Form  oder  der  Staatsverfassung  nichtig  sind. 

90.  Der  einstweilige  Sitz  des  obersten  Gerichtshofes  ist  in  der 
nämlichen  Gemeinde,  wo  die  gesetzgebenden  Käthe  und  das  Yoll- 
ziehungsdirektorium  residiren.  Die  gesetzgebenden  Käthe  können 
den  Sitzungsort  desselben  ändern,  insofern  das  Yollziehungsdirek- 
torium  den  Vorschlag  hierzu  macht. 


Achter  Titel.  Von  der  bewafFiieten  Macht. 

91.  Es  soll  in  Friedenszeiten  ein  besoldetes  Truppenkorps  ge- 
hälten  werden,  welches  durch  freiwillige  Anwerbung  und  im  Fall 
der  Noth  auf  die  durch  das  Gesetz  bestimmte  Art  formirt  wer¬ 
den  soll. 

92.  Es  soll  in  jedem  Kanton  ein  Korps  von  auserlesenen  Milizen 
oder  Nationalgarden  sein,  welche  allezeit  bereit  sind,  im  Nothfall  zu 
marschiren,  entweder  um  der  gesetzlichen  Obrigkeit  Hülfe  zu  leisten, 
oder  einen  ersten  fremden  Angriff  zurück  zu  treiben. 


Neunter  Titel.  kStaatsverbrechen. 

93.  Jede  Anklage  wegen  Staatsverbrechen,  wegen  Dienstfrevel, 
Veruntreuung,  direkter  oder  indirekter  Bestechung,  gehört  vor  den 
Gerichtshof  des  Ortes,  wo  das  Verbrechen  begangen  worden,  oder, 
wenn  dieser  Ort  nicht  angegeben  ist,  vor  den  Gerichtshof  des  Ortes, 
wo  der  Hauptbeklagte  seine  gewöhnliche  Wohnung  hat.  Dieser 
Gerichtshof  untersucht  vor  Allem,  ob  der  Fall  einer  Anklage  Statt 
finde:  in  diesem  Fall  beruft  er  seine  Suppleanten  zu  sich,  und  macht 
mit  ihnen  einen  peinlichen  Gerichtshof  in  erster  Instanz  aus, 

94.  Wenn  durch  den  Verurtheilten  oder  durch  den  öffentlichen 
Ankläger  an  den  obern  Gerichtshof  appellirt  worden,  so  soll  dieser 
wie  das  untere  Gericht  verfahren,  und  das  Endurtheil  nicht  anders 
als  mit  Zuziehung  seiner  Suppleanten  aussprechen. 


Zehnter  Titel.  Kantonsobrigkeiten. 

95.  Die  drei  ersten  Obrigkeiten  von  jedem  Kanton  sind  der 
Kegierungsstatth alter,  die  Verwaltuugskammer  und  das  Kantons¬ 
gericht. 

96.  Der  Kegierungsstatthalter  stellt  die  vollziehende  Gewalt 
vor.  Sein  Stellvertreter  ist  der  Unterstatthalter  der  Gemeinde,  wo 
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er  seinen  Sitz  hat.  Er  hat  die  Aufsicht  über  alle  Gewalten  und 
Bedienten,  in  der  Ausübung  ihrer  Aemter,  und  ermahnt  sie  an  ihre 
Pflicht.  Er  Übermacht  ihnen  die  Gesetze,  wie  auch  die  Befehle  des 
Direktoriums.  Er  nimmt  ihre  Anmerkungen,  Vorschläge  und  Klagen 
au ;  er  ist  verbunden,  sich  von  Zeit  zu  Zeit  in  die  verschiedenen 
Distrikte  des  Kantons  zu  begeben,  um  seine  Aufsicht  auszuüben. 
Er  selbst  kann  nichts  ver willigen,  sondern  nimmt  bloss  die  Bitt¬ 
schriften  der  Bürger  an  und  lässt  sie  den  gehörigen  Obrigkeiten 
zukommen.  Er  beruft  die  Primarversammlungen  und  die  Wahlkorps 
zusammen.  Er  hat  den  Vorsitz  bei  den  bürgerlichen  Festen.  Er 
hat  das  Recht,  den  Berathschlagungen  der  Gerichtshöfe  und  der 
Verwaltungskammer  beizuwohnen;  er  requirirt  allda  die  Vollziehung 
der  Gesetze,  ohne  aber  dabei  seine  Stimme  zu  geben.  Er  wacht  für 
die  innere  Sicherheit,  übt  das  Recht  der  Gefangennehmung  aus  und 
schaltet  über  die  bewafiPnete  Gewalt,  ohne  dass  er  sie  selbst  komman- 
diren  kann.  Er  ernennt  die  Präsidenten  des  Tribunals,  der  Ver¬ 
waltungskammer  und  der  niedern  Gerichte  unter  den  Richtern  und 
Verwaltern,  welche  das  Wahlkorps  gewählt  hat.  Er  ernennt  auch 
die  Gerichtsschreiber,  den  öffentlichen  Ankläger  und  die  ünterstatt- 
halter  des  Hauptorts  und  der  Distrikte.  Er  selbst  wird  vom  Direk¬ 
torium  erwählt,  abgesetzt  oder  zu  einer  andern  Stelle  berufen. 

97.  Das  Kantonstribunal  spricht  in  erster  Instanz  in  Haupt¬ 
kriminalsachen,  und  in  letzter  Instanz  in  allen  andern  Kriminal¬ 
prozessen,  und  in  Civil-  und  Polizeisachen. 

98.  Dieses  Tribunal  besteht  aus  dreizehn  Richtern,  mit  Inbegriff 
des  Präsidenten.  Das  Wahlkorps  erwählt  sie.  Der  Präsident  er¬ 
wählt  seinen  Stellvertreter  unter  den  Richtern. 

99.  Die  Richter  werden  von  dem  Wahlkorps  ernannt.  Es 
treten  alle  Jahre  zwei  heraus,  und  jedes  Jahr  werden  sie  durch  die 
Wahlkorps  der  Kantone,  welche  sie  erwählt  haben,  ersetzt,  ausge¬ 
nommen,  dass  im  sechsten  Jahr  drei  austreten,  welche  die  Wahl¬ 
korps  auf  oben  gesagte  Art  ersetzen.  Die  austretenden  Richter 
können  allezeit  wieder  erwählt  werden. 

100.  Sie  haben  Suppleanten  für  die  Vakanzzeit  und  im  Fall 
einer  Krankheit,  oder  wenn  sie  in  das  gesetzgebende  Korps  deputirt 
werden. 

101.  Die  Verwaltuugskammer  besorgt  die  unmittelbare  Voll¬ 
ziehung  der  Gesetze  über  die  Finanzen  und  den  Handel,  die  Künste, 
die  Handwerke,  den  Ackerbau,  die  Lebensmittel,  die  Unterhaltung 
der  Städte  und  der  Laudstrassen.  Sie  besteht  aus  einem  Präsidenten 
und  vier  Beisitzern,  welche  das  Wahlkorps  erwählt  und  wovon  alle 
Jahre  einer  erneuert  wird.  Sie  können  zwei  Mal  nach  einander 
gewählt  werden;  nachher  aber  können  sie  nicht  wieder  ernannt 
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werden,  als  nacli  einer  Zwischenzeit  von  zwei  Jahren.  Sie  haben 
Suppleanten  für  die  Vakanzzeit  und  im  Fall  einer  Krankheit,  oder 
wenn  sie  in  das  Gesetzgehnngskorps  deputirt  werden. 

102.  Ausser  diesen  drei  ersten  Gewalten  gieht  es  in  dem  Haupt¬ 
ort  und  in  den  Distrikten  von  jedem  Kanton  untere  Gerichte  für 
Civil-  und  Polizeisachen.  Diese  bestehen  aus  neun  Mitgliedern,  welche 
das  Wahlkorps  erwählt.  Sie  bleiben  sechs  Jahre  lang  im  Amt.  Es 
tritt  alle  Jahre  einer  heraus.  Der  Präsident  wird  von  dem  Kegie- 
rungsstatthalter  unter  den  Beisitzern  ernannt. 

103.  Für  die  Handhabung  der  öffentlichen  Ruhe  und  für  die 
Vollziehung  der  sowohl  vom  Statthalter  als  von  den  Gerichtshöfen 
oder  von  der  Verwaltungskammer  ergehenden  Befehle  ist  in  jedem 
Hauptort  und  in  jedem  Distrikte  ein  Unterstatthalter,  welcher  in 
jeder  Sektion  der  Städte  und  in  jedem  Dorfe  einen  Agenten  unter 
sich  hat,  den  er  selbst  ernennt. 

104.  Dieser  Agent  verfährt  in  wichtigen  Fällen  nicht  ohne 
Zuziehung  zweier  Gehülfen,  die  er  sich  seihst  wählt,  wenn  er  Besitz 
von  seinem  Amte  nimmt. 

105.  Das  Vollziehungsdirektorium  kann,  wenn  es  diess  für 
nöthig  findet,  die  Gerichtshöfe  und  die  Verwaltungskammern  ah- 
setzen  und  bis  zu  den  künftigen  Wahlen  neue  ernennen.  In  den 
Schlüssen,  die  es  desswegen  fasst,  müssen  immer  die  Beweggründe 
angeführt  sein. 


Eilfler  Titel.  Abänderung:  der  Konstitution. 

106.  Der  Senat  schlägt  diese  Abänderungen  vor;  die  hierüber 
gemachten  Vorschläge  aber  erhalten  nicht  eher  die  Kraft  eines 
Schlusses,  bis  sie  zwei  Mal  dekretirt  worden,  und  zwar  muss  zwischen 
dem  ersten  Dekret  und  dem  zw'eiten  ein  Zeitraum  von  5  Jahren 
verstreichen.  Die  Schlüsse  des  Senats  müssen  hierauf  von  dem 
Grossen  Eathe  verworfen  oder  genehmigt,  und  im  letztem  Fall  den 
Primarversammlungen  zugeschickt  werden,  um  sie  anzunehmen  oder 
zu  verwerfen. 

107.  Wenn  die  Primarversammlungen  dieselben  annehmen,  so 
sind  sie  neue  Grundgesetze  der  Staatsverfassung. 


Zwölfter  Titel.  Mittel,  die  Konstitution  in’s  Werk  zu  setzen. 

1.  Wenn  sich  in  einer  Gemeinde,  es  sei  Stadt  oder  Dorf,  oder 
in  einem  Kanton  eine  gewisse  Zahl  von  Bürgern  befindet,  welche 
entschlossen  sind,  in  den  Genuss  der  mit  der  Freiheit  und  Gleichheit 
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verknüpften  Rechte,  welche  ihnen  die  Natur  verliehen  hat,  wieder 
einzutreten ;  so  sollen  sie  sich  durch  eine  Bittschrift  an  die  Obrigkeit 
wenden,  damit  ihnen  erlaubt  werde,  sich  in  Primär  Versammlungen 
zu  vereinigen,  um  über  die  Annahme  oder  Verwerfung  obiger  Kon¬ 
stitution  zu  berathschlagen  und  ihre  Wahlmänner  zu  ernennen.  Wenn 
die  Obrigkeit  die  Bittschrift  verwirft,  so  geben  die  Unterschriebenen 
eine  zweite  ein,  welche,  so  viel  möglich,  mit  neuen  Unterschriften 
versehen  sein  muss. 

2.  Wenn  die  zweite  Bittschrift  wieder  von  der  Obrigkeit  ver¬ 
worfen  wird,  oder  mehr  als  3  Tage  verlaufen,  ohne  dass  darüber 
gesprochen  worden,  so  erklären  die  Unterschriebenen,  dass  sie  in 
alle  Rechte  der  ursprünglichen  Gleichheit  einer  jeden  Gesellschaft 
wieder  eintreten. 

3.  Dessen  zufolge  werden  sie  sogleich  Berufungsbriefe  an  die 
Gemeinden  und  an  die  schon  bestehenden  Sektionen  von  Gemeinden 
im  Kanton  abgehen  lassen,  um  sich,  zu  obenbemeldetem  Zweck,  in 
Primarversammlungen  zu  bilden. 

4.  Diejenigen  Gemeinden,  welche  aus  Schwachheit,  Feigheit 
oder  Dummheit  dieser  Einladung  nicht  Folge  leisten,  sollen  ange¬ 
sehen  sein,  als  wären  sie  schon  repräsentirt,  entweder  durch  die 
Gemeinden,  welche  der  Sache  der  Freiheit  und  Gleichheit  getreu 
geblieben,  oder  durch  einzelne  muth volle  Männer,  welche  sich  als 
Repräsentanten  aufwerfen  werden. 

5.  Jede  Primarversammlung  "wird  zuvörderst  ihren  Präsidenten, 
ihren  Sekretär  und  4  Senatoren  ernennen,  und  hierauf  über  die  An¬ 
nahme  der  obigen  Konstitution  berathschlagen.  Wenn  sie  die  Kon¬ 
stitution  angenommen,  erwählt  sie  ihre  Wahlmänner.  Die  Wahl¬ 
männer  versammeln  sich  im  Hauptorte  des  Kantons.  Sobald  das 
Wahlkorps  gebildet  ist,  kassirt  es  die  bestehende  Regierung.  Als¬ 
dann  ernennt  es: 

1)  vier  Deputirte  für  den  Senat  und  acht  für  den  Grossen  Rath ; 

2)  die  Mitglieder  der  Verwaltungskammer; 

3)  die  Mitglieder  des  Kantousgerichts; 

4)  die  Mitglieder  der  untern  Gerichte. 

6.  Solange  bis  die  gesetzgebenden  Räthe  und  das  Vollziehungs- 
direktoriuni  in  Thätigkeit  sein  werden,  soll  die  Verwaltungskammer 
die  völlige  gesetzgebende  und  vollziehende  Gewalt,  das  Kantons¬ 
gericht  aber  die  völlige  gerichtliche  Gewalt  ausüben. 

7.  Die  für  die  gesetzgebenden  Räthe  ernannten  Deputirten  ver¬ 
einigen  sich  ohne  Zeitverlust  in  der  Stadt  Luzern,  wenn  dieser 
Kanton  von  der  Zahl  derjenigen  ist,  welche  sich  als  unabhängig 
erklärt  haben;  wo  nicht,  in  der  volkreichsten  Stadt  oder  Ort  des 
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Kantons,  welcher  sich  am  ersten  wird  erklärt  haben.  Sobald  der 
dritte  Theil  der  Mitglieder,  aus  welchen  jeder  der  beiden  gesetz¬ 
gebenden  Käthe  bestehen  soll,  beisammen  sein  wdrd,  werden  sie  sich 
als  Senat  und  Grosser  Kath  konstituiren. 

8.  Sobald  die  beiden  Käthe  konstituirt  sein  werden,  so  ernennen 
sie  das  Vollziehungsdirektorium. 

9.  Das  Yollziehungsdirektorium  ernennt  sogleich  nach  seiner 
Installirung  die  Minister,  die  Kommissarien  der  Nationalschatzkammer, 
die  Kegierungsstatthalter,  den  Präsidenten,  öffentlichen  Ankläger 
und  Schreiber  des  obern  Gerichtshofes  und  die  Obereinnehmer  der 
Staatseinkünfte. 


II.  Der  Entwurf  von  Malmaison. 

( Provisorisch  angenommen  zu  Bern  von  dem  gesetzgebenden  Eathe,  den  29.  Mai  1801, 
unter  Vorbehalt  der  Vorlage  an  eine  helvetische  Tagsatzung.  Grundlage  aller 
späteren  Entwürfe.) 


Erster  Titel. 

Die  helvetische  Republik  ist  Eins.  Bern  ist  die  Hauptstadt 
Helvetiens.  Ihr  Gebiet  ist  in  Kantone  ahgetheilt.  Es  bestehen 
17  Kantone.  Bern  in  seiner  alten  Ausdehnung,  mit  Ausnahme 
des  Waadtlandes  und  Aargau’s;  Zürich  in  seinen  alten  Grenzen; 
Luzern,  Uri,  Schwyz,  Unterwalden,  Zug,  ebenso  Glarus, 
vergrössert  durch  Sargans,  Werdenberg;  Appenzell,  vergrössert 
durch  Toggenburg,  St.  Gallen  und  Bheinthal;  Solothurn  in  den 
alten  Grenzen;  Freiburg,  vergrössert  durch  die  ehemaligen  ge¬ 
meinen  Vogteien  Murten  und  Schwarzenburg ;  Basel,  vergrössert 
durch  das  Unterfrickthal  bei  Sickingen;  Schaffhausen,  vereinigt 
mit  dem  Thurgau;  A  arg  au,  vereinigt  mit  Baden  und  dem  obern 
Frickthal;  das  Waadtland  in  den  alten  Grenzen;  Graubünden 
und  die  italienischen  L andvo gte i en. 


Zweiter  Titel. 

Es  giebt  eine  C entralorganisirung  zur  Ausübung  der 
Nationalsouverainität  und  eine  Kantonalorganisirung. 
Die  C entralorganisirung  begreift:  die  allgemeine  Oberpolizei; 
die  bewaffnete  Macht  zur  innern  und  äussern  Beschützung  der  Re¬ 
publik;  die  politischen  und  diplomatischen  Yerhältnisse  mit  dem 
Auslande;  die  einförmige  Verwaltung  der  bürgerlichen  und  peinlichen 
Gerichtsbarkeit;  die  Bestimmung  des  Beitrages,  welchen  jeder  Kanton 
au  den  öffentlichen  Schatz  zahlen  soll ;  die  Nationalregien,  Salzwerke, 
Posten,  Bergwerke,  Zölle  und  Gefälle;  das  Münzwesen  und  dessen 
Polizei;  die  Reglements  und  die  Polizei  des  Handels,  und  die  allge¬ 
meinen  Anstalten  des  öffentlichen  Unterrichts.  Die  besondere 
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Organisirung  jedes  Kantons  begreift:  die  Grundlage  und  die 
Weise  der  Anlegung  der  Grundsteuern;  die  Bestimmung  der  Bedürf¬ 
nisse  des  Kantons  und  die  Mittel,  denselben  durch  die  Örtlichen 
Kontributionen  abzuhelfen;  die  Zuchtpolizei;  die  Verwaltung  der 
Kationalgüter  und  Domänen,  mit  Inbegriff  der  Zehnten  und  Grund¬ 
zinsen;  den  Gottesdienst;  die  Indemnitäten  der  Geistlichen;  die 
besonderen  Anstalten  für  Erziehung  und  öffentlichen  Unterricht,  zu 
welchen  Ausgaben  besonders  die  Einkünfte  der  Kantonalgüter,  Zehnten 
und  Grundzinse  bestimmt  werden  sollen. 


Dritter  Titel 

Die  allgemeine  Organisirung  der  Kepublik  besteht  aus  einer 
Tagsatzung  und  einem  Senat. 


A.  Tagsatzung. 

Die  Tagsatzung  bildet  sich  durch  die  Vereiniguug  von  Keprä- 
sentanten  jedes  Kantons ;  9  von  Bern ;  8  von  Zürich ;  5  von  Luzern ; 
Uri,  Schwyz,  Unterwalden,  Zug,  jedes  einen;  5  von  Glarus;  6  von 
Appenzell;  8  von  Solothurn;  4  von  Ereiburg;  4  von  Basel;  6  von 
Schaffhausen;  5  von  Aargau;  7  von  Waadtland;  6  von  Graubünden; 
5  von  den  italienischen  Landvogteien.  Die  Mitglieder  der  Tagsatzung 
können  von  ihren  Kantonen  indemnisirt  werden.  Sie  sind  5  Jahre 
im  Amte.  Die  Tagsatzung  hat  zur  Ernennung  der  im  Senate  er¬ 
ledigten  Stellen  zu  schreiten.  Sie  genehmigt  die  Kechnungen  der 
Schatzkammer  und  erkennt  über  die  Klagen  der  Kantone  gegen  die 
Akten  des  Senats.  Der  Senat  beruft  die  Tagsatzung  auf  Verlangen 
der  Mehrzahl  der  Kantone.  Desgleichen  muss  er  sie  berufen,  wenn 
ein  Kanton  gegen  ihn  Klage  erhebt  und  vier  andere  Kantone  die 
Klage  unterstützen.  In  der  Tagsatzung  wird  des  Gesetz  debattirt 
und  angenommen,  wenn  ein  durch  den  Senat  den  Kantonen  vorge¬ 
legter  Gesetzentwurf  die  Billigung  von  12  Kantonen  nicht  erhalten 
hat,  und  der  Senat  auf  dem  Entwürfe  beharrt.  Zu  Anfang  jeder 
Session  bestimmt  der  Senat  deren  Dauer. 

B.  Senat. 

Der  Senat  besteht  aus  2  Landammanns  und  23  Käthen. 
Aus  dem  nämlichen  Kanton  können  nicht  mehr  als  3  Mitglieder 
genommen  werden.  Der  Senat  bereitet  die  Gesetzesentwürfe  und  legt 
sie  den  Kantonen  zur  Annahme  vor.  —  Er  beschliesst  die  Maass¬ 
regeln  und  Verordnungen  der  allgemeinen  Verwaltung  und  Polizei. — 
Er  erklärt  Krieg,  schliesst  Frieden,  geht  Bündnisse  ein  und  ratifizirt 
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Traktate.  —  Er  richtet  die  Streitigkeiten  zwischen  Kantonen.  — 
Er  verklagt  die  Kantonalbehörden  wegen  Eingriffen  derselben  in  die 
allgemeine  Verfassung  der  Tagsatzung.  Er  erwählt  unter  seinen 
Mitgliedern  die  2  Landammanns.  Diese  bleiben  10  Jahre  im 
Amte;  die  blossen  Senatoren  nur  5  Jahre.  Die  Landammanns  führen 
wechselsweise,  jeder  1  Jahr  lang,  den  Vorsitz  im  Senate.  —  Der¬ 
jenige,  welcher  nicht  in  Aktivität  ist,  ist  der  Statthalter  des  andern 
im  Falle  von  Krankheit  oder  Abwesenheit.  Der  Senat  erwählt  Mit¬ 
glieder  aus  seiner  Mitte  zu  einem  kleineren  Käthe.  Sie  sind  vier 
an  der  Zahl,  und  der  erste  Landammann  führt  unter  ihnen  den 
Vorsitz.  Diesem  Käthe  liegt  die  Vollziehung  der  Gresetze 
ob.  Er  bereitet  die  Entwürfe  zu  administrativen  Beschlüssen  und 
Keglements,  welche  nachher  von  dem  ghsammten  Senate  genehmigt 
werden.  Der  Kath  sorgt  für  deren  Vollziehung.  Jedem  von  den 
4  Mitgliedern  liegt  ein  Departement  ob :  Inneres,  Glerechtigkeit, 
Finanzwesen,  Krieg.  —  Alle  Agenten  der  allgemeinen  Administration 
sind  ihm  untergeordnet  und  werden  von  ihm  ernannt ;  die  Präfekten 
ausgenommen.  Der  Landammann  im  Amte  erhält  eine  Indemnität 
von  50,000  französischen  Livres;  der  zweite  Landammann  und  die 
vier  Käthe  erhalten  eine  von  10,000.  Der  Landammann  im  Amte 
ernennt  die  Kantonspräfekten;  der  Kleine  Kath  ruft  sie  ab.  —  Der 
Landammann  hat  die  auswärtigen  Geschäfte  zu  führen.  Unter  ihm 
steht  ein  Staatssekretär,  dem  das  Departement  und  die  Korrespon¬ 
denz  obliegen.  Er  ernennt  und  erwählt  ihn  ausserhalb  des  Senates.  — 
Er  ernennt  die  diplomatischen  Agenten.  Der  Senat  kann  sich  ver¬ 
tagen,  aber  nicht  länger  als  auf  6  Monat.  Während  der  Ver¬ 
tagung  ist  der  Kleine  Kath  Inhaber  der  ganzen  voll- 
ziehenden  Gewalt,  mit  Ausnahme  der  Gesetzesentwürfe. 
Diese  Vertagung  kann  weder  6  Wochen  vor  der  Zusammenkunft 
der  Tagsatzung,  noch  in  den  ersten  6  Wochen  nach  dieser  Zusammen¬ 
kunft  Statt  haben.  Der  Senat  kann  von  dem  Kleinen  Kath  Kechen- 
schaft  über  seine  Amtsführung  während  der  Vertagung  verlangen. 
Er  kann  ihnen  Instruktionen  geben.  Die  blossen  Senatsglieder 
empfangen  Indemnitäten  vom  öffentlichen  Schatz ;  sie  können  6000 
französische  Livres  nicht  überschreiten. 


Vierter  Titel,  Kaiitoiialorganisirung. 

In  jedem  Kantone  ist  ein  vom  Landammann  ernannter  P  r  ä- 
fekt,  dem  die  Vollziehung  der  allgemeinen  Gesetze  der  Kepublik 
und  die  obere  Polizei  obliegt.  Jeder  Kanton  hat  seine  besondere 
administrative  Organisirung,  mit  der  oben  bestimmten  Kompetenz; 
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sie  werden  nach,  den  örtlichen  Konvenienzen  eingerichtet  werden. 
Die  Administration  erörtert  die  ihr  vom  Senate  vorgelegten  Gresetzes- 
entwürfe,  genehmigt  oder  verwirft  sie  und  schickt  dem  Senate  ihr 
Votum  zu. 


Fünfter  Titel. 

Es  wird  auf  folgende  Weise  zur  Kantonalorganisirung  geschritten: 
Im  V erfolge  einer  Proklamation  der  gegenwärtigen  Eegierung  laden 
die  Verwaltungskammern  jedes  Kantons  die  Munizipalitäten  ein,  auf 
einen  bestimmten  Tag  eines  ihrer  Mitglieder  nach  dem  Hauptorte 
ihrer  Distrikte  zu  senden.  Diese  vereinigten  Deputirten  bilden  eine 
Kammer,  welcher  obliegt,  einen  Distriktsrepräsentanten  nach  der 
relativen  Mehrzahl  zu  ernennen.  Die  Repräsentanten  begeben  sich 
in  den  Hauptort  des  Kantons,  mit  der  Vollmacht,  einen  Organi- 
sirungsplan  zur  Verwaltung  des  Kantons  zu  debattiren  und  zu  ge¬ 
nehmigen.  Die  Kantonaltagsatzung,  auf  diese  Weise  gebildet,  be- 
schliesst  eine  Verwaltungsweise  für  den  Kanton,  bestimmt  die 
Beschaffenheit  der  Behörden,  ihre  Kompetenz,  ihre  Verhältnisse  unter 
einander,  die  Zahl  und  die  Indemnitäten  der  Beamten,  endlich  die 
Weise  der  Wahl  der  Kantonsrepräsentanten  bei  der  helvetischen 
Tagsatzung.  Auch  hat  die  Kantonaltagsatzung  die  Kantonsreprä¬ 
sentanten  zur  ersten  helvetischen  Tagsatzung  zu  ernennen.  Sodann 
wird  sie  dazu  schreiten,  die  Mitglieder  der  von  ihr  eingesetzten 
Behörde  zu  ernennen;  diese  Behörden  können  aber  nicht  eher  thätig 
sein,  als  wenn  der  Plan  der  Kantonalorganisirung  der  helvetischen 
Tagsatzung  vorgelegt  und  in  ihre  Register  eingerückt  sein  wird. 
Inzwischen  werden  die  gegenwärtigen  Behörden  in  ihren  Verrich¬ 
tungen  fortfahren,  bis  ihnen  die  gesagte  Einregistrirung  gebührend 
angedeutet  worden  ist.  Von  diesem  Augenblicke  an  ist  der  Plan  der 
Kantonalorganisirung  unter  Garantie  der  Republik,  ohne  deren  Ein¬ 
willigung  nichts  daran  verändert  werden  kann.  Auf  den  1.  des 
nächstkünftigen  Monats  September  muss  die  Arbeit  jeder  Kantonal¬ 
tagsatzung  vollendet  sein. 

Verfügungen  zur  Einführung  der  Verfassung. 

Auf  den  22.  September  werden  die  Repräsentanten  aller  Kantone 
in  der  Zahl  und  auf  die  Weise,  wie  oben  bestimmt  ward,  erwählt, 
zu  Bern  eingetroffen  sein,  und  die  Tagsatzung  wird  ihre  Sitzung 
eröffnen.  —  Nachdem  die  gebräuchlichen  Eormen  erfüllt  sein  werden, 
wird  ihr  die  Verfassung  vorgelegt  und  von  ihr  genehmigt  werden. 
Hierauf  wird  sie  sogleich  zur  Ernennung  der  Mitglieder  des  Senates 
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schreiten.  —  Diese  werden  sich  hinnen  10  Tagen  vereinigen  nnd 
sofort  zur  Ernennung  der  2  Landammanns  nnd  der  4  Mitglieder  des 
Kleinen  Käthes  schreiten.  Sobald  die  verfassungsmässigen  Behörden 
eingesetzt  sind,  werden  sie  die  Tagsatzung  davon  benachrichtigen, 
worauf  diese  sogleich  aufgelöst  sein  wird.  Die  nämliche  Form  wer¬ 
den  sie  bei  der  provisorischen  Eegierung  beobachten,  deren  Voll¬ 
machten  sofort  aufhören  werden.  Bis  dahin  werden  die  Behörden 
in  ihren  respektiven  Verrichtungen  fortfahren.  Sie  werden  noch 
besondern  Auftrag  haben,  alle  zur  Einführung  der  gegenwärtigen 
Verfassung  erforderlichen  organischen  Gesetze  zu  machen,  wie  auch 
alle  Massregeln  zu  treffen,  um  die  Hindernisse  zu  beseitigen,  auf 
welche  sie  stossen  möchten.  Die  erste  Tagsatzung  wird  sich  mit 
keinen  andern  Gegenständen,  als  den  oben  bestimmten  abgeben.  Sie 
wird  sich  am  1.  Januar  1802  wieder  versammeln.  Ihre  Mitglieder 
werden  alsdann  nach  der  Weise  erwählt  worden  sein,  welche  jede 
Kantonsbehörde  vorgeschrieben  haben  wird. 


Sechster  Titel. 

Niemand  kann  zu  den  National-  oder  Kantonalverrichtuno;en 

O 

ernennen  oder  ernannt  werden,  wofern  er  nicht 

1)  seit  5  Jahren  Einwohner  Helvetiens  ist;  es  wäre  denn,  dass 
eine  kompetente  höhere  oder  Kantonalbehörde  ihn  losspräche ; 

2)  wofern  er  nicht  Eigenthum  in  Helvetien  besitzt,  oder  ein 
unabhängiges  Gewerbe  treibt; 

3)  wofern  er  nicht  eine  Kontribution  zahlt,  deren  Quantum  jeder 
Kanton  bestimmt. 


III.  Der  Entwurf  der  helvetischen  Tagsatzung. 

(Angenommen  zu  Bern,  den  24.  Oktober  1801.) 


Die  allgemeine  helvetiscke  Tagsatziing,  durch  die  Glesetze  vom 
18.  Heumonat  1801  und  2.  Herbstmonat  gleichen  Jahres  in  der  Ge¬ 
meinde  Bern  zusammenherufen,  erklärt  folgende  Verfassung  als  die 
Verfassung  der  helvetischen  Nation. 


Erster  Abschnitt.  Gebiets  eintheilung. 


§  1.  Die  helvetische  Republik  bildet  nur  Einen  Staat,  dessen 
Integrität  durch  die  Verfassung  gesichert  wird.  Es  giebt  nur  Ein  hel¬ 
vetisches  Staatsbürgerrecht  und  keine  politischen  Kantonsbürgerrechte. 

§  2.  Das  Gebiet  der  helvetischen  Republik  ist  in  Kantone  ein- 
getheilt.  Diese  sind : 


1)  Bern,  in  der  Grenzbestim¬ 
mung,  nach  welcher  die  erste 
Kantonstagsatzung  durch  Ge¬ 
setz  vom  26.  Brachmonat  1801 
zusammenberufen  worden ; 

2)  Zürich  ebenso ; 

3)  Luzern  ebenso ; 

4)  Uri  ebenso ; 

5)  Schwyz  ebenso : 

6)  Unterwalden  ebenso ; 

7)  Zug  ebenso; 

8)  Glarus  ebenso ; 

9)  Appenzell  ebenso ; 

10)  Solothurn  ebenso; 


11)  Ereiburg  ebenso; 

12)  Basel  ebenso; 

13)  Schaffhausen,  wie  es  sich  vor 
dem  Gesetze  vom  26.  Brach¬ 
monat  1801  befunden; 

14)  Thurgau  ebenso ; 

15)  Aarau,  in  der  Grenzbestim¬ 
mung,  nach  welcher  die  erste 
Kantonstagsatzung  versam¬ 
melt  worden; 

16)  "Waadt  ebenso; 

17)  Rhätien  ebenso ; 

18)  Tessin  ebenso; 

19)  Wallis  ebenso. 


§  3.  Das  Gesetz  kann  überhaupt  die  Eintheilung  verbessern. 
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Zweiter  Abschnitt.  Kirchenwesen. 

§  4.  Die  Religionsübung  des  römiscli-katliolisclien  und  evan- 
gelisch-reformirten  Gilaubensbekenntnisses,  sammt  den  Kirckengütern, 
stehen  unter  dem  hesondern  Schutze  des  Staates.  Die  geistlichen 
Güter  überhaupt  können  zu  keiner  andern  Bestimmung,  als  zu  reli¬ 
giösen  und  sittlichen  Bildungsanstalten  verwendet  werden.  Die 
Kantone  sorgen  für  den  Unterhalt  der  Eeligionslehrer. 

§  5.  Die  allgemeine  Verfügung  über  das  Kirchenwesen  kommt 
der  gemeinsamen  Regierung,  die  besondere  Anwendung  derselben 
aber  den  Kantoiisbehörden  zu,  in  so  weit  nämlich  beides  von  der 
weltlichen  Gewalt  abhängt. 

§  6.  Keine  Religionspartei,  deren  Zwecke  der  Sittlichkeit  und 
öffentlichen  Ordnung  nicht  zuwider  laufen,  ist  von  ihrer  Religions¬ 
übung  ausgeschlossen. 

Dritter  Abschnitt.  Attribute  der  gemeinsamen  und  Kantonalorganisation. 

§  7.  Es  soll  eine  gemeinsame  Organisation  der  Republik 
für  die  Ausübung  der  Souverainität,  welche  bei  der  Gesammtheit 
des  helvetischen  Volkes  steht,  und  eine  Kantonalorgani¬ 
sation  sein. 

§8.  Die  gemeinsame  Organisation  umfasst:  die  allge¬ 
meine  Verfügung  über  das  Kirchenwesen,  insofern  es  von  der  welt¬ 
lichen  Gewalt  abhängt. 

§  9.  Das  allgemeine  höhere  Polizeiwesen. 

§  10.  Die  bewaffnete  Macht  für  die  innere  und  äussere  Sicher¬ 
heit  der  Republik. 

§  11.  Die  politischen  und  diplomatischen  Verhältnisse  mit  dem 
Auslande. 

§  12.  Die  gesetzliche  Bestimmung  des  jährlichen  Beitrages,  den 
jeder  Kanton  zu  den  Staatsbedürfnissen  zu  liefern  hat. 

§  13.  Das  Eigenthum  und  die  gesetzliche  Verfügung  über  die 
Staatsschuld,  Titel,  Nationalgüter  und  Domainen,  unter  Vorbehalt 
der  darauf  haftenden  Verpflichtungen. 

§  14.  Die  National  Verwaltungen,  wie  Salz,  Posten,  Bergwerke, 
Pulver,  Stempelgebühren,  Kaufhäuser  und  Zölle. 

§  15.  Die  Verfertigung  und  Polizei  der  Münzen. 

§  16.  Die  Ordnung  und  allgemeine  Polizei  für  den  Handel. 
Die  Unterhaltung  der  Heerstrassen  und  der  auf  denselben  beflndlichen 
Brücken  kommt  dem  Staate  zu,  welcher  alle  betreffenden  Weggelder 
und  Brückenzölle  zu  beziehen  haben  soll. 
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§  17.  Die  bürgerlichen  hohem  und  öflFentlichen  Unterrichts¬ 
anstalten  und  die  gesetzlichen  Vorschriften  über  die  besondern  Er¬ 
ziehungsanstalten  der  Kantone. 

.§  18.  Die  Ertheilung  des  helvetischen  Bürgerrechts,  nach  den 
durch  das  Gesetz  vorgeschriebenen  Bedingungen. 

§  19.  Die  Ausgaben,  welche  aus  diesen  Attributen  der  gemein¬ 
samen  Organisation  herfliessen,  sind  allgemeine  Staatsausgaben. 

§  20.  Die  besondere  Organisation  jedes  Kantons  be¬ 
greift:  die  Vertheilung  und  Erhebung  der  Abgaben. 

§  21.  Die  Festsetzung  der  Bedürfnisse  jedes  Kantons  und  der 
Mittel,  dieselben  durch  Anlagen  zu  befriedigen. 

§  22.  Die  niedere  und  Ortspolizei. 

§  23.  Die  besondere  Aufsicht  über  das  Kirchenwesen  und  die 
Besoldung  der  Geistlichen,  sowie  auch  die  Besetzung  der  Pfarr¬ 
stellen,  insofern  alles  dieses  der  weltlichen  Gewalt  und  dem  Staate 
zukommt.  Die  besondern  Unterrichts-  und  Erziehungsanstalten, 
welche  die  Kantonsbehörden  dem  Gesetze  gemäss  leiten.  Die  Auf¬ 
sicht  über  Kirchen-,  Schul-,  Gemeinde-  und  Armengüter  und  das 
öffentliche  Unter stützungs wesen. 

§  24.  Die  unverzügliche  Liquidation  der  grossen  Zehnten,  welche 
unter  nachfolgenden  Bedingungen  und  allgemeinen  Grundsätzen  los¬ 
gekauft  werden  sollen: 

1)  der  Zehnten  soll  um  den  Werth  des  dreizehnfachen,  reinen, 
mittlern  Jahresertrages  losgekauft  werden.  Der  mittlere  Er¬ 
trag  und  Marktpreis  der  Jahre  1776  bis  und  mit  1790  soll 
hiefür  zum  Massstab  dienen; 

2)  die  Partikularen,  Gemeinheiten,  geistliche  und  wohlthätige 
Stiftungen  oder  Korporationen,  welche  grosse  Zehnten  besitzen, 
sollen  mit  dem  zwanzigfachen  Werth  des  reinen,  mittlern 
Jahresertrages,  nach  dem  soeben  aufgestellten  Massstabe  be¬ 
rechnet,  entschädigt  werden; 

3)  der  Staat  erlässt  zu  diesem  Ende  seine  Ansprache  auf  die 
Loskaufsumme  der  ihm  unmittelbar  zustehenden  Zehnten  zu 
Gunsten  der  Gesammtheit  der  zehntpflichtigen  Güterbesitzer; 

4)  jeder  Kanton  soll,  nach  Beendigung  seiner  Liquidation,  die 
Bechnung  darüber  der  gemeinsamen  Begierung  einsenden. 
Zugleich  müssen  diejenigen  Kantone,  die  wegen  der  erlassenen 
Staatsansprachen,  nach  Befriedigung  der  in  ihrem  Kanton  zu 
entschädigenden  Zehntgläubigen,  einen  Ueberschuss  haben 
werden,  diesen  Ueberschuss  der  gemeinsamen  Begierung  ab- 
liefern,  welche  damit  die  Entschädigung  der  Zehntgläubigen 
derjenigen  Kantone  ergänzen  wird,  deren  Loskaufsumme,  wegen 
Mangel  an  unmittelbaren  Staatszehnten,  nicht  hinreicht; 
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5)  wenn  nach,  dieser  Ergänzung  ein  Rest  übrig  bleiben  sollte,  so 
wird  die  gemeinsame  Regierung  denselben  denjenigen  Kan¬ 
tonen,  welche  Ueberscbuss  abgeliefert  haben,  in  dem  Yer- 
bältniss  dieses  abgelieferten  Ueberscbusses,  als  Eigentbum  des 
Kantons  wiederum  zurückgeben.  Sollte  hingegen  der  ein¬ 
gelieferte  Ueberscbuss  zu  dieser  Ergänzung  nicht  binreicben, 
so  wird  das  Mangelnde,  nach  obigem  Yerbältnisse,  auf  An¬ 
ordnung  der  gemeinsamen  Regierung  durch  die  betretfenden 
Kantone  von  den  zebntpflicbtigen  Gütern  erhoben  und  ab¬ 
geliefert  ; 

6)  der  Loskauf  soll  nach  den  ganzen  Zebntbezirken,  oder  wo 
diese  Eintbeilung  nicht  vorhanden  ist,  nach  Gemeindebezirken 
geschehen.  Bis  zur  haaren  Bezahlung  der  Loskaufsumme 
werden  für  jeden  solchen  Bezirk  gleichförmige  Schuldscheine 
gerichtlich  ausgefertigt.  Die  zebntpflicbtigen  Grundstücke  sind 
für  die  Loskaufsumme,  welche  zu  vier  vom  Hundert  verzinsbar 
ist,  mit  Priorität  unterpfändlicb  verhaftet.  Zu  Einziehung 
und  Entrichtung  der  Zinsen  soll  ein  gemeinschaftlicher  Träger 
bestimmt  werden.  Das  Kapital  der  Loskaufsumme  kann  nur 
von  dem  Schuldner,  nie  aber  vom  Gläubiger  aufgekündet 
werden,  so  lange  der  Zins  gehörig  bezahlt  wird. 

§  25.  Der  Staat  tritt  ferner  die  bisherigen  unmittelbaren  Staats¬ 
grundzinsen  den  Kantonen,  worin  sie  gelegen  sind,  eigenthümlich 
ab.  Mit  dem  Beding:  dass  alle  Grundzinsen  überhaupt,  nach  dem 
Gesetz  vom  31.  Jenner  1831,  loskäuflicb  bleiben  sollen;  dass  ferner 
die  Besoldungen  der  Geistlichen  und  die  Unkosten  für  Erziebungs- 
und  Unterricbtsanstalten,  welche  ehemals  dem  Staate  oblagen,  von 
den  betreffenden  Kantonen  übernommen  und  hinreichend  bestritten 
werden.  Jedoch  ist  für  diesen  Unterhalt  aus  dem  Ertrag  der  Do¬ 
mänen  beizusetzen,  was  die  ehemaligen  Regierungen  aus  ihren 
Aemtern  und  Scbaffnereien  jährlich  mehr  abrichteten,  als  der  gesetz¬ 
liche  Werth  der  an  die  Kantone  abgetretenen  Staatsgrundzinsen; 
ferner  der  Ertrag  des  Loskaufs  Pfarreien  zustehender  Zehnten,  und 
endlich  was  der  allfällige  Rest. beträgt,  welcher  zufolge  Art.  5  §24 
nach  vollendeter  Zehntliquidation  den  Kantonen  eigenthümlich  zurück¬ 
fallen  soll,  insofern  nämlich  diese  Gegenstände  zu  Bestreitung  jener 
Unkosten  auf  dem  Fuss,  wie  sie  vor  dem  Jahre  1798  bestanden  haben, 
erweislich  nicht  hinreichen  würden. 

§  26.  Kein  Theil  des  helvetischen  Bodens  kann  mit  einer  übrigen 
unahlöslichen  Abgabe  beschwert,  und  kein  liegendes  Gut  unver¬ 
äusserlich  erklärt  werden. 

§  27.  Die  Ausgaben,  welche  aus  obigen  Attributen  der  Kan¬ 
tonalorganisation  herfliessen,  sind  Kantonalausgahen. 


Vierter  Abschnitt.  Gemeinsame  Regierung. 

§  28.  Die  gemeinsame  Organisation  der  ßepublik  ist  aus  einer 
Tagsatzung  und  einem  Senate  zusammengesetzt,  welche  in  den  ver¬ 
fassungsmässigen  Formen  gewählt  sein  werden. 

Tagsatzung. 

§  29.  Die  Tagsatzung  besteht  aus  den  vereinigten  Stellvertretern 
der  ganzen  Nation,  welche  in  den  Kantonen  nach  einer  gleichen 
Wahlform  und  in  nachstehendem  Verhältnisse  gewählt  werden: 


Bern . 9  Wallis . 4 

Zürich . 8  Thurgau . 4 

Waadt . ■^7  Basel . 3 

Aargau . 6  Solothurn . 3 

Rhätien . 6  Schaffhausen  ....  2 

Appenzell . 6  Uri . 1 

Luzern . 5  Schwyz . 1 

Glarus . 5  Zug . 1 

Tessin . 5  Unterwalden  .  .  .  .  1 

. 4  Zusammen”^ 


§  30.  Das  Gesetz  wird  die  Zahl  der  Stellvertreter,  die  in  jedem 
Kantone  zur  allgemeinen  Tagsatzung  gewählt  werden  sollen,  nach 
dem  Massstabe  der  Bevölkerung  berichtigen;  doch  so,  dass  jeder 
Kanton  wenigstens  ein  Mitglied  zu  wählen  hat. 

§  31.  Die  Mitglieder  der  Tagsatzung  sollen  durch  die  Kantone, 
die  sie  gewählt  haben,  entschädigt  werden. 

§  32.  Sie  bleiben  5  Jahre  im  Amte. 

§  33.  Die  Tagsatzung  versammelt  sich  alljährlich  auf  den 
1.  Brachmonat;  diese  ordentliche  Versammlung  kann  nicht  länger 
als  2  Monate  dauern. 

§  34.  Der  Senat  kann  die  Tagsatzung  ausserordentlich  zu¬ 
sammenberufen  oder  verlängern;  er  bestimmt  in  diesem  Falle  die 
Dauer  ihrer  Versammlung  bei  ihrem  Zusammentritte. 

§  35,  Der  Senat  ist  verpflichtet,  die  Tagsatzung  zusammen  zu 
rufen,  so  oft  es  die  Mehrheit  der  Kantone  fordert;  eine  solche  ausser¬ 
ordentliche  Versammlung  kann  nicht  länger  als  2  Monate  dauern. 

§  36.  Die  Tagsatzung  erwählt  die  Mitglieder  des  Senates. 

§  37.  Sie  untersucht,  genehmigt  oder  verwirft  die  Staatsrech¬ 
nung,  die  nachher  im  Drucke  bekannt  gemacht  werden  soll. 

§  38.  Sie  entscheidet  über  Klagen,  welche  gegen  gesetzwidrige 
Verfügungen  des  Senates  geführt  werden,  und  hebt  dergleichen  Ver¬ 
fügungen  auf.  V« 


§  39.  Der  Tagsatzung  kommt,  auf  den  Vorschlag  des  Senates, 
die  Berathung  und  Annahme  des  Gesetzes  zu. 

§  40.  Sie  erklärt,  auf  den  Vorschlag  des  Senates,  den  Krieg, 
bestätigt  Friedensschlüsse,  Bündnisse  und  Staatsverträge. 

§  41.  Sie  bewilligt  alljährlich  die  nöthigen  Geldsummen  für  die 
allgemeinen  Bedürfnisse. 

§  42.  Die  stehenden  Truppen  der  Republik  können  ohne  ihre 
Einwilligung  nicht  vermehrt  werden. 


Senat. 

§  43.  Der  Senat  besteht  aus  2  Landammännern  und  28  Käthen, 
Jeder  Kanton  soll  wenigstens  ein  Mitglied  im  Senat  haben;  die 
übrigen  werden  so  gewählt,  dass  keinem  Kanton  mehr  als  3  Mit¬ 
glieder,  und  denen,  die  nicht  über  40,000  Seelen  enthalten,  nicht 
mehr  als  ein  Mitglied  zukomme. 

§  44.  Der  Senat  entwirft  die  Gesetzesvorschläge  und  legt  sie, 
nebst  den  darüber  eingeholten  Bemerkungen  der  Kantone,  der  Tag¬ 
satzung  zur  Annahme  vor. 

§  45.  Er  beschliesst  nach  den  Gesetzen,  alle  Massregeln  und 
Verordnungen,  welche  die  Verwaltung  und  die  allgemeine  Polizei 
betreffen. 

§  46.  Er  hat  die  Vorberathung  über  Kriegserklärungen,  Frie¬ 
densschlüsse,  Bündnisse  und  Staats  vertrüge. 

§  47.  Er  entscheidet  in  Streitsachen,  die  sich  zwischen  den 
Kantonen  erheben  könnten. 

§  48.  Er  zeigt  der  Tagsatzung  die  Kantonalbehörden  an,  welche 
sich  Eingriffe  in  die  gemeinsame  Verfassung  oder  die  Kantonal¬ 
organisation  zu  Schulden  kommen  lassen,  nachdem  vorläufig  die  allen¬ 
falls  nöthigen  Massregeln  zu  Handhabung  derselben  getroffen  sind. 

§  49.  Er  wählt  aus  seiner  Mitte  die  beiden  Landammänner. 
Die  Dauer  ihrer  Stelle  ist  6  Jahre. 

§  50.  Die  Mitglieder  des  Senates  bleiben  6  Jahre  im  Amte  und 
treten  zum  Drittheile  alle  zwei  Jahre  aus. 

§  51.  Die  Landammänner  führen  wechselweise  den  Vorsitz  im 
Senat  während  dem  Jahre,  wo  sie  nicht  im  Amte  sind. 

§  52.  Der  Landammann,  der  nicht  im  Amte  ist,  vertritt  die 
Stelle  des  andern  in  Fällen  von  Krankheit  oder  Abwesenheit. 

§  53.  Der  Senat  ernennt  aus  seiner  Mitte  einen  Kleinen  Rath 
von  vier  Gliedern,  die  6  Jahre  im  Amte  sind.  Der  Landammann 
im  Amte  ist  ihr  Vorsitzer. 

§  54.  Dieser  Rath  ist  mit  der  eigentlichen  Vollziehung  der 
Gesetze  beauftragt. 
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§  55.  Er  entwirft  die  Yerwaltungsbeschlüsse  oder  Verordnungen, 
welche  hernach  durch  den  gesammten  Senat  angenommen  werden. 

§  56.  Er  besorgt  ihre  Vollziehung. 

§  57.  J edes  der  vier  Mitglieder  dieses  Käthes  ist  mit  einem  der 
nachfolgenden  Kegierungsfächer  beauftragt:  innere  Angelegenheiten, 
Kechtspflege,  Finanzen  und  Kriegswesen. 

§  58.  Alle  Beanjten  der  allgemeinen  Verwaltung  sind  ihm 
untergeordnet  und  werden  von  ihm  ernannt. 

§  59.  Er  wählt  aus  einem  fünffachen  Vorschlag  der  grossen 
kontrollirenden  Kantonsbehörde  die  Statthalter  der  Kantone,  und 
ruft  sie  von  ihrer  Stelle  ab. 

§  60.  Der  Landammann,  welcher  im  Amte  ist,  bezieht  einen 
Gehalt  von  16,000  Franken. 

§  61.  Der  Landammann  ausser  Amt  und  die  vier  Glieder  des 
Kleinen  Käthes  beziehen  einen  Gehalt  von  6000  Franken. 

§  62.  Dem  Landammann,  der  im  Amte  ist,  kommt  die  Leitung 
der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu;  er  hat  unter  sich  einen  Staats¬ 
sekretär,  der  mit  diesem  Kegierungsfache  und  mit  der  Korrespondenz 
beauftragt  ist. 

§  63.  Er  ernennt  denselben  und  wählt  ihn  ausser  dem  Senat. 

§  64.  lieber  die  in  diesen  zwei  letzten  Artikeln  enthaltenen 
Gegenstände  hat  der  Landammann,  der  nicht  im  Amte  ist,  eine 
berathschlagende  Stimme. 

§  65.  Die  übrigen  Mitglieder  des  Senates  beziehen  eine  Ent¬ 
schädigung  von  4000  Franken. 

Fünfter  Abschnitt.  Rantonalorganisation. 

§  66.  In  jedem  Kanton  ist  ein  Kathsherr,  der  vom  Kleinen 
Käthe  auf  die  vorgeschriebene  Weise  gewählt  wird.  Er  ist  mit  der 
eigentlichen  Vollziehung  und  mit  der  allgemeinen  Polizei  im  Kanton 
beauftragt.  Er  hat  den  Zutritt  bei  der  Verwaltungsbehörde  des 
Kantons  und  die  besondere  Pflicht,  über  die  Beobachtung  der  allge¬ 
meinen  Gesetze  und  Verordnungen  der  Kepublik  zu  wachen.  f 

§  67.  Jeder  Kanton  hat  seine  besondere  Verwaltungsorganisation 
mit  den  oben  bestimmten  Attributen;  dieselbe  wird  den  örtlichen 
Erfordernissen  angepasst  sein. 

§  68.  Die  Verwaltung  der  Nationalgüter  und  Domainen,  nach 
den  Gesetzen  und  Verordnungen;  die  Berathung  und  Festsetzung  der 
in  den  Kantonen  besonders  noth wendigen  Vollziehungsmassregeln 
der  Gesetze,  die  Aufsicht  und  Kontrole  über  ihre  Vollziehung,  und 
das  erste  Kepressionsrecht  gegen  die  mit  derselben  beauftragten 
Kantonalbeamteten,  wenn  sie  diese  Vollziehung  unterlassen,  sind  der 
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obersten  Verwaltungsbehörde  jedes  Kantons  gemeinschaftlich  mit 
dem  Regierungsstatthalter  aufgetragen. 

§  69.  Die  oberste  Verwaltungsbehörde  jedes  Kantons  entscheidet 
ferner  in  streitigen  Administrationsfällen,  und  zwar  gemeinschaftlich 
mit  dem  Regierungsstatthalter  und  unter  Vorbehalt  der  allfälligen 
Weiterziehung  vor  die  gemeinsame  Regierung,  über  Gegenstände, 
die  in  den  Attributen  dieser  letztem  liegen;  hingegen  aber  unab¬ 
hängig  für  sich,  in  Rücksicht  solcher  Gegenstände,  die  in  den  Attri¬ 
buten  der  Kantonalorgauisation  begriffen  sind. 

§  70.  In  allen  übrigen  Rächern  der  besondern  Kantonsverwal¬ 
tung  hat  die  Verwaltungsbehörde  allein  zu  verfügen. 

§  71.  Wenn  die  besondere  Verwaltungsorganisation  eines  Kan¬ 
tons  von  der  allgemeinen  Tagsatzung  durchgesehen  worden  und 
nichts  darin  enthalten  ist,  das  der  Dreiheit  und  politischen  Rechts¬ 
gleichheit  der  Bürger  oder  der  gemeinsamen  Verfassung  entgegen¬ 
steht;  so  soll  sie  durch  Einregistrirung  in  die  Protokolle  der  Tag¬ 
satzung  sankt! onirt  und  so  unter  die  Gewährleistung  der  Nation 
genommen  werden,  dass  ohne  die  Zustimmung  des  Senates  und  der 
Tagsatzung  nichts  daran  verändert  werden  kann. 


Sechster  Abschnitt.  Gerichtswesen. 

§  72.  Das  Justizwesen  gehört  in  Allem  zu  der  gemeinsamen 
Organisation  der  Republik,  was  nicht  ausdrücklich  den  Kantonen 
übertragen  wird. 

§  73.  Es  giebt  Friedensgerichte  in  den  Kantonen,  deren  Ver¬ 
richtungen  und  Kompetenzen  das  Gesetz  bestimmen  wird. 

§  74.  Es  giebt  Gerichte  erster  Instanz;  ihre  Verrichtungen  und 
Kompetenzen  wird  gleichfalls  das  Gesetz  bestimmen. 

§  75.  In  jedem  Kanton  ist  ein  Appellationsgericht,  welches  in 
streitigen  Civilfällen  endlich  abspricht,  deren  Gegenstand  die  Summe 
von  3000  Franken  nicht  übersteigt. 

§  76.  Die  Organisation  der  bemeldeten  drei  Gerichtsstellen  nach 
den  örtlichen  Bedürfnissen,  sowie  die  Bestimmung  der  Zahl  der  Frie¬ 
densgerichte  und  Gerichte  erster  Instanz,  der  Wahlart,  der  Ent- 
schädnisse  und  des  Tarifs  über  die  Gebühren  und  Sporteln  bleibt 
den  Kantonen  überlassen. 

§  77.  Die  Friedensrichter  und  die  Glieder  der  Gerichte  erster 
und  zweiter  Instanz  sollen  durch  die  Kantonsbehörden  ernannt 
werden. 

§  78.  Es  ist  ein  oberster  Gerichtshof,  welcher  bürgerliche  Streit¬ 
sachen,  deren  Werth  die  Summe  von  3000  Franken  übersteigt,  als 
höchstes  Appellationsgericht  endlich  beurtheilt.  Er  ist  das  Kassa- 
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tionsgericht  über  geringere  Kriminalfälle,  und  nrtheilt  endlich  über 
höhere  peinliche  Gegenstände,  bis  nach  Einführung  einer  andern 
Prozessform  durch  die  geschwornen  Gerichte. 

§  79.  Er  beurtheilt  nach  den  gesetzlichen  Formen  die  Glieder 
der  Tagsatzung  und  des  Senates. 

§  80.  Die  Tagsatzung  verweist  die  Kantonsbehörde,  welche  ihr 
vom  Senat,  zufolge  Art.  48  der  Verfassung,  angezeigt  worden,  zur 
Beurtheilung  an  den  obersten  Gerichtshof,  wenn  sie  erkannt  hat, 
dass  Anklage  Platz  finde. 

§  81.  So  oft  der  Staat  in  einem  Civilhandel  steht,  kann  jede 
der  beiden  Parteien  die  Appellation  bis  vor  den  obersten  Gerichtshof 
ziehen. 

§  82.  Die  vollziehende  Gewalt  zeigt  ihm  die  Kichter  und  Ge¬ 
richtsstellen  zur  Beurtheilung  an,  welche  ihren  gesetzlichen  Pfiichten 
nicht  Genüge  leisten. 

§  83.  Der  oberste  Gerichtshof  besteht  aus  11  Mitgliedern, 
welche  der  Senat  aus  einem  dreifachen  Vorschlag  der  Tagsatzung 
wählt. 

§  84.  Nach  dem  1.  Jenner  1810  sollen  die  gerichtlichen  Stellen 
stufenweise  besetzt  werden;  so  dass  Niemand  eine  solche  in  einer 
obern  Gerichtsstelle  erhalten  kann,  wenn  er  nicht  vorher  wenigstens 
2  Jahre  lang  eine  untere  Gerichtsstelle  bekleidet  hat,  oder  sonst  in 
einem  höhern  öffentlichen  Amte  gestanden  ist,  * 

§  85.  Das  Gesetz  kann  für  die  peinliche  Kechtspflege  die  ge¬ 
schwornen  Gerichte  einführen.  Indessen  bleibt  die  jetzige  Beurthei- 
lungsweise. 

§  86.  Die  Sitzungen  der  Gerichte  sind  öffentlich ;  doch  können 
sie  die  Urtheile  bei  geschlossener  Thüre  berathen. 

§  87.  Niemand  kann  ohne  einen  schriftlichen  Befehl,  von  welchem 
ihm  eine  Abschrift  übergeben  werden  muss,  in  Verhaft  gesetzt 
werden.  Damit  ein  solcher  Verhaftsbefehl  vollzogen  werden  dürfe, 
muss  er: 

1)  die  Ursache  der  Verhaftnehmung  und  das  Gesetz,  kraft  dessen 
sie  verordnet  wird,  anzeigen; 

2)  von  einem  Beamteten  herrühren,  den  das  Gesetz  ausdrücklich 
hiezu  bevollmächtigt. 

Diese  Förmlichkeiten  werden  jedoch  nicht  erfordert,  wenn  Jemand 
auf  frischer  That  ergriffen  wird;  ein  solcher  muss  aber  dem  Polizei¬ 
beamten  vorgeführt  werden,  bevor  er  in  eigentlichen  Verhaft  ge-  / 

bracht  wird. 

§  88.  Der  Beamte,  welcher  die  Verhaftnehmung  vollziehen 
lässt,  ist  gehalten,  dem  kompetirlichen  Richter  in  zwei  Mal  vier 
und  zwanzig  Stunden,  vom  Augenblicke  der  Verhaftnehmung  an, 
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darüber  einzubericbten;  auch  soll  der  Verhaftete  gleich  nach  seiner 
Verhaftung  abgehört  werden,  bei  Strafe  der  Verantwortlichkeit  wegen 
willkürlicher  Verhaftung. 

§  89.  Die  Ausübung  der  richterlichen  Gewalt  ist  unabhängig 
und  abgesondert  von  der  gesetzgebenden  und  vollziehenden.  Die 
Richter  können  nur  nach  dem  Gesetze  verantwortlich  gemacht  werden. 

§  90.  Der  gemeinsamen  Regierung  ist  die  Einrichtung  eines 
allgemeinen  bürgerlichen  und  peinlichen  Gesetzbuches  und  die  Be¬ 
stimmung  eines  einförmigen  Rechtsganges  Vorbehalten. 

§  91.  Den  Kantonsbehörden  kommt  die  Einrichtung  der  Advo¬ 
katur  und  des  Notariats,  sowie  die  erforderlichen  Beschränkungen 
dieser  Berufsarten  bis  zu  einem  allgemeinen  Gesetze  zu. 

§  92.  Das  Gesetz  kann  Handelsgerichte  und  für  die  in  Aktivität 
stehenden  Truppen  Kriegsgerichte  organisiren. 


Siebenter  Abschnitt.  Wählbarkeitsbedinge. 

§  93.  Niemand  darf  zu  National-  oder  Kantonal ämtern  wählen 
oder  gewählt  werden,  wenn  er  nicht 

1)  helvetische:-  Bürger  ist; 

2)  ein  Eigenthum  in  Helvetien  besitzt,  oder  einen  unabhängigen 
Beruf  hat,  oder  eine  Abgabe  bezahlt,  deren  Betrag  von  jedem 
Kanton  wird  bestimmt  werden. 

§  94.  Diese  Abgabe  soll  für  Kantonalämter  das  Doppelte  der¬ 
jenigen  sein,  die  für  Distriktsstellen  erfordert  wird;  und  für  National¬ 
ämter  das  Dreifache  derjenigen,  so  die  Kantonalämter  erheischen. 

§  95.  Jeder  helvetische  Bürger  kann  sein  Aktiv  bürgen*  echt 
an  jedem  Orte  der  helvetischen  Republik  vollständig  ausüben,  wo 
er  sich  länger  als  ein  Jahr  aufgehalten  hat. 


IV.  Der  Reding^sche  Entwurf. 

(BescHossen  zu  Bern  durch  den  Senat,  den  27.  Februar  1802,  und  angenommen  durch 

einzelne  kantonale  Tagsatzungen.) 


Erster  Abschnitt.  Gebietseiiitheilung. 

Art.  1.  Die  helvetische  E-epublik  bildet  nur  Einen  Staat. 
Jeder  helvetische  Bürger  ist  befagt,  sich  überall  in  der  Eepnblik 
niederznlassen,  und  an  seinem  Wohnorte  alle  bürgerlichen  und  poli¬ 
tischen  Kechte  anszuüben,  ohne  andere  Einschränkungen,  als  welchen 
die  Bürger  des  Kantons  selbst  unterworfen  sind. 

2.  Bern  ist  Hauptstadt  Helvetiens. 

3.  Das  helvetische  Gebiet  ist  in  Kantone  eingetheilt;  diese 
Kantone  sind : 

1)  Bern  in  seinen  alten  Grenzen,  mit  Inbegriff  der  vormaligen 
Vogtei  Schwarzenburg,  und  des  sogenannten  welschen  Saanen- 
landes,  mit  Ausnahme  des  Waadtlandes  und  des  Aargaues; 

2)  Zürich  in  seinen  dermaligen  Grenzen ; 

3)  Luzern  ebenso ; 

4)  Uri  mit  dem  Livinerthal; 

5)  Schwyz  mit  Einsiedeln,  der  March,  den  Höfen,  Gersau  und 
Küssnacht ; 

6)  Unterwalden  mit  Inbegriff  des  Thaies  Engelberg; 

7) x  Zug  in  seinen  alten  Grenzen ; 

.  8)  Glarus  ebenso; 

9)  Solothurn  ebenso; 

10)  Ereiburg  ebenso,  mit  der  dermaligen  Yogtei  Murten; 

11)  Basel  in  seinen  alten  Grenzen; 

12)  Schaffhausen  mit  Diessenhofen  und  Stein  am  Khein; 

13)  Appenzell  in  seinen  alten  Grenzen; 

14)  St.  Gallen,  Stadt  und  Landschaft,  vergrössert  durch  das 
Toggenburg  und  das  Eheinthal,  nebst  Sax,  Gams,  Werdenberg, 
Sargans,  Gaster,  Uznach  und  Eapperschweil; 

15)  Thurgau ; 
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16)  Aargau ; 

17)  Baden  in  seinen  alten  Grenzen; 

18)  Waadtland  in  seinen  jetzigen  Grenzen; 

19)  Bünden  ebenso; 

20)  Tessin ; 

21)  Wallis,  falls  in  Zukunft  noch  andere  Gegenden  mit  Helvetien 
vereinigt  werden ;  so  wird  das  Angemessene  in  Rücksicht  auf 
ihre  Kantonaleintheilung  verfügt  werden. 

4.  Sollten  in  Ansehung  einzelner  Grenzgemeinden  oder  Höfe, 
rücksichtlich  auf  die  Kantonseintheilung,  sich  in  Zukunft  Anstände 
ergehen,  so  wird  der  helvetische  Senat  solche  berichtigen. 


Zweiter  Abschnitt.  Religion  und  Rirchenwesen. 

5.  Die  christliche  Religion,  nach  dem  katholischen  und  refor- 
mirten  Glaubensbekenntnisse,  ist  die  Religion  des  Schweizervolkes 
und  seiner  Regierung,  und  steht  unter  dem  besondern  Schutze  des 
Staates.  Jedoch  ist  keine  Religionspartei,  deren  Lehrsätze  und  Ein¬ 
richtungen  der  sittlichen  und  bürgerlichen  Ordnung  nicht  zuwider 
läuft,  von  der  Ausübung  ihres  Gottesdienstes  ausgeschlossen. 

6.  Wenn  in  Rücksicht  auf  die  Ausübung  des  Gottesdienstes 
oder  anderer  Verhältnisse  zwischen  beiden  Religionsgesellschaften 
Streitigkeiten  entstehen  würden,  so  hat  der  helvetische  Senat  solche 
zu  entscheiden. 

7.  Den  Kirchen  beider  Glaubensbekenntnisse,  den  geistlichen 
Korporationen,  sowie  allen  wohlthätigen  Stiftungen,  wird  ihr  Eigen¬ 
thum  durch  die  Verfassung  zugesichert,  mit  Vorbehalt  der  schuldigen 
Abgaben  und  der  weltlichen  Oberaufsicht  über  die  Verwaltung  und 
Benutzung  desselben. 

8.  Alle  geistlichen  Güter  überhaupt  können  nur  allein  zu  reli¬ 
giösen  und  sittlichen  Bildungs-,  oder  Armen-  und  Krankenanstalten 
verwendet  werden. 

9.  lieber  alle  den  Bedürfnissen  der  Zeit  und  der  katholischen 
Religionsgesellschaft  angemessenen  Reformen,  in  Ansehung  der  Ordens¬ 
gesellschaften,  kann  nur  durch  Einverständniss  zwischen  den  höhern 
geistlichen  Autoritäten  und  der  gemeinsamen  helvetischen  Regierung 
verfügt  werden. 


Dritter  Abschnitt.  Allgemeine  und  Kantonsbefugnisse. 

10.  Es  soll  eine  gemeinsame  Organisation  der  Republik  für 
die  Ausübung  der  Nationalsouverainität  und  eine  Kantonalorgani¬ 
sation  sein. 
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11.  Die  gemeinsame  Organisation  umfasst: 

1)  die  politischen  und  diplomatischen  Verhältnisse  mit  dem  Aus¬ 
lande,  auch  in  kirchlichen  Angelegenheiten,  insoweit  es  von 
der  weltlichen  Gewalt  abhängt; 

2)  die  bewaffnete  Macht  für  die  innere  und  äussere  Sicherheit  der 
Eepuhlik,  mit  Inbegriff  der  Miliz-  und  Marechausseeanstalten, 
der  Kriegsvorräthe,  Zeughäuser, und  Festungswerke; 

3)  das  allgemeine  und  höhere  Polizeiwesen;  mithin: 

a.  den  Strassen-  und  Brückenbau  uud  gemeinnützige  Kanäle; 

b.  das  Sauitätswesen; 

c.  die  Sicherheits-  und  Kriminalpolizei; 

d.  die  Handwerks-  und  Gewerbepolizei; 

e.  das  Zollweseii. 

Heber  alle  diese  Gegenstände  aber  kann  die  Centralregie¬ 
rung  nur  klare  und  allgemeine  Verordnungen  auf  verfassungs¬ 
mässige  Genehmigung  der  Kantone  entwerfen,  denen  alsdann 
die  Ausführung  obliegt. 

4)  Die  Oberaufsicht  über  die  Verwaltung  der  bürgerlichen  und 
peinlichen  Eechtspflege,  nach  Inhalt  des  sechsten  Abschnittes; 

5)  die  Bestimmung  der  Beiträge  an  die  Staatsausgaben,  welche 
die  Kantone  nöthigenfalls  nach  Massgabe  ihrer  Kräfte  zu  lie¬ 
fern  haben; 

6)  die  Nationalverwaltung,  Salz-,  Posten-,  Salpeter-  und  Pulver¬ 
handel,  die  bestehenden  oder  noch  zu  eröffnenden  Bergwerke, 
nebst  den  dazu  gehörigen  Waldungen  und  übrigen  Benutzungs¬ 
mitteln,  nach  den  nähern  Bestimmungen  eines  besondern  Ge¬ 
setzes,  alle  verfassungsmässig  genehmigten  indirekten  Abgaben 
und  Ein-  und  Ausfuhrgebühren,  überhaupt  alles  rechtmässige 
Nationaleigenthum  ; 

7)  die  Verfertigung  und  Polizei  der  Münzen; 

8)  die  allgemeine  Oberaufsicht  über  den  Handel  und  die  Freiheit 
des  Verkehrs  im  Innern,  besonders  in  Absicht  auf  die  ersten 
Bedürfnisse,  nebst  der  Oberaufsicht  über  die  gesetzlich  einge¬ 
führten  Gewichte  und  Maasse; 

9)  die  Oberaufsicht  über  den  öffentlichen  Unterricht,  durch  das 
Mittel  der  obersten  Kantonsbehörden.  Die  Errichtung  einer 
Nation  aluniversität ,  mit  einer  absonderlichen  theologischen 
Fakultät,  für  jede  der  beiden  Eeligionsgesellschaften,  nebst  der 
diessfälligen  Oberaufsicht ; 

10)  die  Garantie  der  verschiedenen  Kantonsverfassungen. 

12.  Die  besondere  Organisation  jedes  Kantons  begreift: 

1)  die  Erhebung  und  Vertheilung  der  Abgaben  für  die  allgemeinen 

Staatsbedürfnisse ; 
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2)  die  Festsetzung  der  Bedürfnisse  des  Kantons  und  das  Mittel, 
dieselben  durch  Anlagen  zu  befriedigen; 

3)  die  Polizei  und  Kechtspflegen  nach  Inhalt  des  sechsten  Ab¬ 
schnittes  ; 

4)  die  Verwaltung  und  Benutzung  der  jedem  Kantone  zuständigen 
Güter  und  Domänen,  mit  Inbegriff  der  Zehnten,  Grund-  oder 
Bodenzinse,  und  auch  der  bisherigen  Weg-  und  Brückengelder 
und  Lokalzölle,  unter  Verpflichtung  der  gebührenden  Unter¬ 
haltung  der  Strassen  und  Brücken; 

5)  der  Gottesdienst,  die  Entschädnisse  der  Geistlichen  und  Schul¬ 
lehrer,  die  besondern  Erziehungs-,  Unterrichts-  und  öffentlichen 
Armen-  und  Krankenanstalten.  Zur  Bestreitung  der  Ausgaben 
für  diese  Gegenstände  soll  der  Ertrag  der  Domänen,  sowie 
jener  der  Kantonalzehnten  und  Bodenzinse,  besonders  ange¬ 
wiesen  sein.  Uebrigens  bleiben  Zehnten  und  Bodenzinse,  nach 
ihrem  wahren  Werthe  und  unparteilicher  Schatzung,  loskäuflich, 
worüber  die  Centralregierung  das  Nöthige  verfügen  wird. 


Vierter  Abschnitt.  Allgemeine  Verfassung. 

13.  Die  gemeinsame  Organisation  der  Kepublik  ist  aus  einer 
Tagsatzung  und  einem  Senat  zusammengesetzt. 


Tagsatzung. 

14.  Die  Tagsatzung  besteht  aus  den  vereinigten  Stellvertretern 
aller  Kantone,  und  zwar,  bis  zu  einer  verfassungsmässigen  Abände¬ 
rung  in  folgendem  Annäherungsverhältniss  ihrer  Bevölkerung: 


Bern . 

.  6 

Schaffhausen  .  .  . 

.  1 

Zürich . 

.  5 

Appenzell  .... 

.  2 

Luzern . 

.  3 

St.  Gallen  .... 

.  4 

Uri . 

.  1 

Thurgau . 

.  2 

Schwyz . 

.  2 

Aargau . 

.  2 

Unterwalden  .  .  . 

1 

Baden  . 

.  2 

Zug . 

.  1 

Waadtland  .... 

.  4 

Glarus  . 

.  1 

Bünden  . 

.  3 

Solothurn . 

2 

Tessin . 

.  3 

Freiburg . 

Basel . 

.  3 

2 

Wallis . 

.  2 

15.  Die  Mitglieder  der  Tagsatzung  sollen  durch  ihre  Kantone 
entschädigt  werden.  Sie  bleiben  5  Jahre  im  Amte. 

16.  Gewöhnlicher  Weise  versammelt  sich  die  Tagsatzung  all¬ 
jährlich  auf  den  1.  März.  Ausserordentlicher  W eise  beruft  sie  der  Senat 
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zusammen,  so  oft  die  Mehrheit  der  Kantone  solches  verlangt,  oder 
er  seihst  es  nothwendig  findet. 

17.  Sie  wird  von  dem  Landammann,  der  nicht  im  Amte  ist,, 
präsidirt,  welchem  auch,  im  Falle  gleichgetheilter  Stimmen,  das 
Entscheidungsrecht  zukommt.  Eine  Deputation  von  ^  Senatsgliedern 
wohnt  derselben  hei,  um  an  den  Berathungen  Theil  zu  nehmen,, 
jedoch  ohne  ein  Stimmenrecht  dahei  auszuüben. 

18.  Die  Tagsatzung  ist  beauftragt,  die  im  Senate  erledigten 
Stellen  wieder  zu  besetzen. 

19.  Sie  untersucht  und  nimmt  die  Kechnungen  des  National¬ 
schatzamtes  ah,  welche  in  zweckmässiger  Form  alljährlich  durch  den 
Druck  bekannt  gemacht  werden. 

20.  Sie  entscheidet  über  die  Klagen  der  Kantone  gegen  die 
Verfügungen  des  Senats. 

21.  Der  Tagsatzung  kommt  die  Berathung  und  unbedingte 
Annahme  oder  Verwerfung  der  Gesetze  zu,  in  den  Fällen,  wo  einem 
vom  Senat  den  Kantonen  zugesandten  Gesetzesvorsehlag  nicht  zwei 
Drittheile  der  Kantone  beigestimmt  haben,  der  Senat  aber  auf  seinem 
Vorhaben  besteht. 

22.  Die  Tagsatzung  allein  ist  befugt,  auf  den  Vorschlag  des 
Senats  den  Krieg  zu  erklären,  Frieden  und  Bündnisse  zu  schliessen 
und  Verträge  zu  bestätigen. 

23.  Sie  bestimmt  alljährlich  auf  den  Vorschlag  des  Senats  die 
stehende  Truppenmacht  nach  jeweiligen  Bedürfnissen. 

24.  Beim  Anfang  jedes  Zusammentritts  der  Tagsatzung  wird 
der  Senat  die  Dauer  derselben  bestimmen,  kann  aber  nöthigenfalls 
solche  auch  verlängern. 


Senat. 

25.  Der  Senat  besteht  aus  2  Landammännern,  2  Statthaltern 
und  26  Käthen.  Jeder  Kanton  soll  ein  Mitglied  darin  haben,  zu 
welchem  Ende  die  oberste  Kantonalbehörde  der  Tagsatzung  3  Sub¬ 
jekte  zur  Auswahl  vorschlägt.  Die  Uebrigen  werden  so  gewählt,, 
dass  keinem  Kanton  mehr  als  3  Mitglieder  zukommen. 

26.  Der  Senat  entwirft  die  Gesetzesvorschläge  und  legt  sie  den 
Kantonen  vor. 

27.  Er  beschliesst  alle  Massregeln  und  Verordnungen,  wnlche 
die  Nationalverwaltuug  und  die  allgemeine  Polizei  betreffen. 

28.  Er  unterscheidet  in  politischen  und  administrativen  Streit¬ 
sachen  zwischen  den  Kantonen,  oder  wenn  Streitigkeiten  in  ein¬ 
zelnen  Kantonen  auf  die  Garantie  der  Kantonalverfassungen  Bezugs 
haben. 
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29.  Er  zeigt  der  Tagsatziing  die  Kantonalbetiörden  an,  welche 
sich  Eingriffe  in  die  gemeinsame  Verfassung  zu  Schulden  kommen 
lassen. 

30.  Er  wählt  aus  seiner  Mitte  die  beiden  Landammänner  und 
ihre  zwei  Statthalter.  Alle  vier  bleiben  10  Jahre  im  Amte;  die 
übrigen  Senatoren  nur  5  Jahre,  können  aber  wieder  gewählt  werden. 
Die  Art  des  Austrittes  wird  gesetzlich  bestimmt. 

31.  Die  Landammäuner  führen  wechselweise  den  Vorsitz  im 
Senat;  jeder  1  Jahr  lang.  Der  Statthalter  des  Landammanns,  der 
den  Vorsitz  führt,  ist  sein  Stellvertreter  in  Fällen  von  Krankheit 
oder  Abwesenheit.  Beide  Landammänner  können  nicht  von  gleicher 
Keligion  sein. 

32.  Der  Senat  ernennt  aus  seiner  Mitte  einen  Kleinen  Kath, 
der  unter  gleichem  Vorsitze  steht,  wie  der  Senat. 

33.  Derselbe  besteht,  nebst  den  beiden  Landammännern  und 
ihren  2  Statthaltern,  aus  7  Gliedern.  Unter  diesen  sämmtlichen 
Mitgliedern  können  sich  nicht  mehr  als  zwei  aus  dem  nämlichen 
Kanton  befinden. 

34.  Der  Kleine  Eath  ist  mit  der  Yollziehung  der  Gesetze 
beauftragt. 

35.  Er  entwirft  die  Verwaltungsbeschlüsse  oder  Verordnungen, 
welche  hernach  durch  den  gesammten  Senat  angenommen  werden, 
und  wacht  über  ihre  Vollziehung. 

36.  Er  kann  nach  Vorschrift  eines  organischen  Gesetzes  unter 
seine  Glieder  nachfolgende  Kegierungsfächer  abtheilen:  innere  An¬ 
gelegenheiten,  Eechtspfiege,  Finanzen  und  Krieg. 

37.  Den  Landammännern  und  ihren  beiden  Statthaltern  kommt 
die  Leitung  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu.  Sie  bedienen  sich 
eines  Staatssekretärs  zu  diesem  Behüte,  der  von  dem  Senat  ausser 
seiner  Mitte  ernannt  wird.  Die  ordentlichen  diplomatischen  Agenten 
werden  von  ebendemselben,  auf  gedoppelten  Vorschlag  der  beiden 
Landammänner  und  Statthalter,  ernannt  und  abgerufen. 

38.  Alle  Beamten  der  allgemeinen  V erwaltung  sind  dem  Kleinen 
Eathe  untergeordnet,  auf  dessen  dreifachen  Vorschlag  sie  von  dem 
Senate  ernannt  werden,  welcher  sie  auch  zu  entsetzen  hat. 

39.  Der  Landammann,  der  im  Amte  ist,  bezieht  einen  Gehalt 
von  15,000  Franken.  Der  zweite  Landammann,  die  zwei  Statthalter 
und  die  übrigen  Mitglieder  des  Kleinen  Eathes  beziehen  einen  Ge¬ 
halt  von  6000  Franken,  und  die  übrigen  Senatsglieder  von  4000 
Franken. 

40.  Der  Senat  kann  sich  vertagen,  jedoch  nicht  für  länger  als 
3  Monate.  Während  dieser  Vertagung  liegt  die  vollziehende  Gewalt 
in  den  Händen  des  Kleinen  Eathes,  der  sie,  mit  Ausnahme  der 
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Oesetzesvorschläge,  in  ihrem  ganzen  Umfange  ausüht.  ln  ausser¬ 
ordentlichen  Fällen  kann  der  Senat,  vor  Ende  der  Vertagung,  von 
dem  Kleinen  Käthe  wieder  zusammenherufen  werden. 

41.  Diese  Vertagung  darf  nicht  Statt  haben  während  der 
3  Wochen,  welche  dem  Zusammentritte  der  Tagsatzung  zunächst 
vor-  oder  nachgehen. 

42.  Der  Senat  soll  sich  vom  Kleinen  Käthe  Kechenschaft  von 
seiner  Geschäftsführung  während  der  Vertagung  gehen  lassen.  Er 
kann  ihm  Verhaltungshefehle  ertheileu. 


Fünfter  Abschnitt.  Kantonalorganisation. 

43.  Jeder  Kanton  hat  seine  besondere  Verwaltungsorgauisation 
mit  den  oben  bestimmten  Befugnissen ;  dieselbe  wird  den  örtlichen 
Erfordernissen  angepasst  sein. 

44.  Die  obersten  Kantonalbehörden  berathschlagen  über  die 
Gesetzesvorschläge,  die  ihnen  vom  Senate  vorgelegt  werden;  sie 
nehmen  dieselben  an  oder  verwerfen  sie,  und  senden  ihr  Befinden 
an  den  Senat. 

45.  Sie  sind  zur  Vollziehung  der  allgemeinen  Gesetze  der  Ke- 
publik  unter  ihrer  Verantwortlichkeit  verpfiichtet.  Die  Central¬ 
regierung  wird  ihre  besondern  Aufträge  an  eine  aus  diesen  Behörden 
eigens  gewählte  Magistratsperson  gelangen,  und,  im  Fall  sie  nicht 
befolgt  würden,  unmittelbar  vollziehen  lassen.  Zur  Auswahl  jener 
Magistratsperson  werden  die  obersten  Kantonalbehörden  ihren  Präsi¬ 
denten  nebst  2  Mitgliedern  der  Centralregierung  vorschlagen. 


Sechster  Abschnitt.  Rechtspflege. 

46.  Die  Organisation  und  Verwaltung  der  peinlichen  und  bür¬ 
gerlichen  Kechtspfiege  wird  unter  nachfolgenden  Bestimmungen  den 
Kantonen  überlassen. 

47.  Die  richterliche  Gewalt  soll  in  allen  Kantonen  von  der 
administrativen  getrennt  werden,  ohne  dass  desswegen  ein  Mitglied 
der  einen  nicht  auch  zugleich  ein  Glied  der  andern  sein  könne. 
Auch  sollen  in  keinem  Kantone  mehr  als  zwei  Instanzen  eingeführt 
werden. 

48.  Die  Centralregierung  wird  ein  Kriminalgesetzbuch  und  eine 
Kriminal  prozessform  für  ganz  Helvetien  sobald  möglich  der  ver¬ 
fassungsmässigen  Genehmigung  unterwerfen. 

49.  Ebendieselbe  wird  allgemeine  Handelsgesetze  und,  gut¬ 
findenden  Falls,  die  Errichtung  besonderer  Handelsgerichte  den 
Kantonen  zur  Genehmigung  vorschlagen. 
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50.  Es  soll  ein  oberster  Gerichtshof  von  11  Mitgliedern  er¬ 
richtet  werden,  wovon  nicht  mehr  als  eines  aus  dem  nämlichen 
Kanton  sein  kann. 

51.  Die  Stellen  in  diesem  Gerichtshof  sind  nach  einmal  erhaltener 
Bestätigung  lebenslänglich. 

52.  Zu  der  ersten  Auswahl  werden  von  dem  Senate  22  Per¬ 
sonen,  und  von  jeder  obersten  Kantonsbehörde  eine  Person  der 
helvetischen  Tagsatzung  vorgeschlagen.  Bei  nachherigen  Erledigungen 
schlägt  der  Senat  zwei  und  der  oberste  Gerichtshof  selbst  zwei 
andere  Bürger  der  Tagsatzung  zur  Auswahl  vor. 

53.  Yon  den  erstgewählten  11  Oberrichtern  treten  jedes  Jahr 
2  durch  das  Loos  aus,  und  das  sechste  Jahr  der  letzte;  jedoch  so,, 
dass  jeder  Ausgelooste  unmittelbar  wieder  den  doppelten  Vorschlägen 
an  die  Tagsatzung  beigefügt  wird,  die  nach  Inhalt  des  vorherigen 
Artikels  in  allen  Erledigungsfällen  Statt  finden  sollen.  Auf  die 
nämliche  Weise  ist  jeder  im  Laufe  obiger  6  Jahre  oder  nachwärts 
neugewählter  Oberrichter  2  Jahre  nach  seiner  Ernennung  der  Be¬ 
stätigung  durch  die  Tagsatzung  unterworfen. 

54.  Die  Mitglieder  des  obersten  Gerichtshofes  beziehen  den 
gleichen  Gehalt,  wie  die  Glieder  des  Senats. 

55.  An  den  obersten  Gerichtshof  findet  Appellation  in  Civil- 
fällen  Statt,  wenn  sie  über  3000  Franken  an  Werth  betragen,  und 
dabei  zugleich  entweder  der  helvetische  Staat  selbst  oder  irgend 
ein  Kanton,  oder  eine  landesfremde  Person,  oder  ein  Bürger  eines 
andern  Kantons  die  eine  Partei  ausmacht. 

56.  Falls  eine  oberste  Kantonsbehörde  dem  Interesse  ihres 
Kantons  angemessen  findet,  dass  auch  in  andern  wichtigen  Streit¬ 
fällen  zwischen  ihrem  Kantonsbürgern  Appellation  an  den  obersten 
Gerichtshof  Statt  finden  solle,  so  kann  sie  selbst  die  Kompetenz  in 
Rücksicht  auf  solche  Fälle  bestimmen. 

57.  Alle  Kriminalurtheile,  wodurch  ein  Verbrecher  zum  Tode 
oder  zu  einer  Einsperrung  von  nicht  weniger  als  10  Jahren  ver- 
urtheilt  worden  ist,  können  an  den  obersten  Gerichtshof  appellirt 
werden.  Die  nämliche  Appellation  findet  in  Fällen  Statt,  wo  ein 
helvetischer  Bürger  für  10  oder  mehrere  Jahre  des  Landes  verwiesen 
worden  ist. 

58.  Das  Begnadigungsrecht  in  Bezug  auf  alle  solche  Fälle 
kommt  dem  Senate  zu. 

59.  Jeder,  der  wegen  eines  politischen  Vergehens  von  irgend 
einer  richterlichen  Kautonsbehörde  zu  einer  infamirenden  Strafe^ 
oder  zu  einer  Busse  von  nicht  weniger  als  500  Franken  verurtheilt 
worden  ist,  kann  an  den  obersten  Gerichtshof,  als  an  die  letzte 
Instanz,  rekurrireu. 
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60.  Ein  besonderes  Gesetz  wird  die  Befugnisse  der  Kantone  in 
Rücksiclit  auf  Konfiskationen  und  die  damit  verbundenen  Bussen 
bestimmen. 

61.  Alle  Klagen  gegen  öffentliche,  von  der  Centralregierung 
angestellte  Beamte  über  missbrauchte  Gewalt  oder  gethanes  Unrecht, 
können  ebenfalls  vor  den  obersten  Gerichtshof  appellationsweise 
gebracht  werden. 

62.  Ebenso  kann  jede  Klage  über  Rechts  Verweigerung,  Be¬ 
stechung  oder  Missbrauch  der  Gewalt  gegen  irgend  einen  Richter 
an  dieses  Obertribunal  letztinstanzlich  gelangen. 

63.  Dem  obersten  Gerichtshof  liegt  endlich  ob,  das  Betragen 
aller  höhern  und  niedern  Gerichtshöfe  zu  beobachten,  und  die  sich 
etwa  zeigenden  Missbrauche  oder  Unordnungen  der  Centralregierung 
zur  gesetzlichen  Abhülfe  durch  die  Kantonalbehörden  bekannt  zu 
machen. 

64.  Nach  Vorschrift  eines  besondern  organischen  Gesetzes  werden 
die  Mitglieder  des  helvetischen  Senats  oder  des  obersten  Gerichts¬ 
hofes,  im  Fall  sie  eines  Staatsverbrechens  angeklagt  werden,  von 
einem  Tribunal  beurtheilt,  welches  aus  den  Präsidenten  der  obersten 
richterlichen  Kantonsbehörden  zu  bilden  ist. 


Siebenter  Abschnitt.  Wählbarkeitsbedinge  etc.  etc. 

65.  Niemand  darf  zu  den  National-  oder  Kantonalämtern  wählen 
oder  gewählt  werden,  wenn  er  nicht 

1)  helvetischer  Bürger  ist; 

2)  das  Alter  von  20  Jahren  zurückgelegt  hat; 

3)  ein  Eigenthum  in  Helvetien  besitzt,  oder  einen  unabhängigen 
Beruf  hat. 

Der  Betrag  dieses  Eigenthums  wird  von  jedem  Kanton  bestimmt 
werden.  Dasselbe  soll  für  Kantonalämter  das  Doppelte  desjenigen 
sein,  das  für  Distriktsstellen  erfordert  wird,  für  Nationalstellen  aber 
das  Dreifache  desjenigen,  so  die  Kantonal ämter  erheischen.  Ueber 
die  Erwerbung,  Ausübung,  Einstellung  und  Verlust  des  helvetischen 
Bürgerrechts  wird  ein  künftiges  Gesetz  das  Nähere  bestimmen. 


V.  Die  zweite  helvetische  Verfassung. 

(Angenommen  zu  Bern  von  der  Notabelnversammlung,  den  20.  Mai  1802  und  zur  Ab¬ 
stimmung  an  das  Volk  ausgeschrieben  durch  Dekret  des  Kleinen  Eathes  vom 
25.  Mai  1802,  in  Kraft  erklärt  nach  stattgehabter  Abstimmung  durch  Dekret 
des  Kleinen  Eathes  vom  2.  Juli  1802.) 


Erster  Titel. 

1.  Die  christliclie  E-eligion,  iiacli  dem  katholischen  und  evan- 
gelisch-reformirten  Grlauhenshekenntniss,  ist  die  Eeligion  des  Staates. 


Zweiter  Titel.  Gebietseintheiluiig. 

2.  Die  helvetische  Eepuhlik  bildet  Einen  Staat. 

3.  Ihr  Grebiet  ist  in  Kantone  eingetheilt. 

4.  Diese  sind: 

Appenzell  in  den  gegenwärtigen  Grrenzen  des  Kantons  Sentis, 
mit  dem  Distrikt  Neu  St.  Johann. 

A  arg  au  mit  dem  ganzen  ehemaligen  Amt  Aarhurg,  der  ehe¬ 
maligen  Vogtei  Baden  und  den  untern  Freiämtern. 

Basel  in  seinen  diessmaligen  Grrenzen. 

Bern  in  seinen  diessmaligen  Grrenzen,  mit  Ausnahme  der  dem 
Kanton  Aargau  ein  verleibten  Gremeinden  des  vormaligen  Amts 
Aarhurg,  vereinigt  mit  dem  Kanton  Oberland. 

Fr  ei  bürg  in  seinen  diessmaligen  Grenzen,  mit  Ausnahme  der 
ehemaligen  Vogteien  Avanches  und  Payerne. 

Glarus  in  den  diessmaligen  Grenzen  des  Kantons  Linth,  mit  Aus« 
nähme  des  Distrikts  Neu  St.  Johann,  der  March,  Eeichenburg 
und  der  Höfe. 

Luzern  in  seinen  diessmaligen  Grenzen,  mit  Ausnahme  des  Amts 
Merischwanden,  vereinigt  mit  dem  Hitzkirchenamt. 
Graubünden  in  seinen  diessmaligen  Grenzen. 

Schaffhausen  in  seinen  diessmaligen  Grenzen. 
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Schwyz,  bestehend  aus  den  diessmaligen  Bezirken  Schwyz,  Arth 
und  Einsiedeln,  nebst  der  March,  den  Höfen  und  Reichen  bürg. 
Solothurn  in  seinen  diessmaligen  Grenzen, 

Tessin  in  den  diessmaligen  Grenzen  der  Kantone  Lugano  und 
Bellinzona. 

Thurgau  in  seinen  diessmaligen  Grenzen. 

Unterwalden  in  den  diessmaligen  Grenzen  der  Distrikte  Sarnen 
und  Stanz. 

♦ 

Uri  in  den  diessmaligen  Grenzen  der  Distrikte  Altdorf  und  Ander¬ 
matt. 

Waadt  in  seinen  diessmaligen  Grenzen,  vereinigt  mit  den  ehe¬ 
maligen  Landvogteien  Avanches  und  Payerne. 

Zug,  bestehend  aus  dem  bisherigen  Bezirk  Zug,  den  obern  Frei¬ 
ämtern  und  dem  Amt  Merisch wanden. 

Zürich  in  seinen  diessmaligen  Grenzen. 

\ 

5.  Die  erforderlichen  Grenzberichtigungen  zwischen  den  Kan¬ 
tonen  sind  dem  Gesetz  überlassen. 


m 

Dritter  Titel.  Politischer  Stand  der  Bürger. 

6.  Es  giebt  keine  Geburtsvorrechte  unter  den  helvetischen 
Bürgern. 

7.  Keine  Ehrentitel  noch  Vorrang,  als  die  von  öffentlichen  Stellen 
herrühren,  sind  anerkannt. 

8.  Helvetische  Bürger  sind: 

1)  alle  diejenigen,  die  sich  gegenwärtig  im  Besitz  des  helvetischen 
Staatsbürgerrechts  befinden ; 

2)  die  Söhne  der  helvetischen  Bürger; 

3)  die  Fremden,  denen  das  Gesetz  das  Staatsbürgerrecht  ertheilt. 

9.  Das  Gesetz  wird  über  die  Ausübung  des  Staatsbürgerrechts 
verfügen ;  es  wird  ebenfalls  die  Art  der  Erwerbung,  sowie  die  Fälle 
des  Verlustes  und  der  Einstellung  desselben  festsetzen. 

Viertel  Titel.  Grundeigeiithum. 

10.  Kein  Grundstück  kann  für  unveräusserlich  erklärt,  noch 
mit  einer  immerwährenden  Abgabe  belastet  werden. 

11.  Alle  Abgaben  dieser  Art,  welche  gegenwärtig  bestehen, 
namentlich  die  Zehnten  und  Grundzinsen,  sind  loskäuflich. 

12.  Die  Art  dieses  Loskaufs  soll  spätestens  bis  zum  1.  Januar 
1803  festgesezt  werden. 
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Fünfter  Titel.  Grundlagen  der  Verfassung. 

13.  Die  allgemeine  Staatsverwaltung  umfasst  alle  Gegenstände  des 
gemeinsamen  Wohls,  und  die  der  Souverainitätsausübung  wesentlich 
angehören,  als:  die  innere  und  äussere  Sicherheit  der  Republik;  die 
freundschaftlichen,  politischen  und  Handelsverhältnisse  mit  den  aus¬ 
wärtigen  Mächten;  die  allgemeinen  Yerfügungen  über  das  Kirchen¬ 
wesen,  insoweit  es  von  der  weltlichen  Gewalt  abhängt,  und  über  den 
öffentlichen  Unterricht;  die  Aufsicht  über  die  Rechtspflege;  die 
Leitung  des  Strassen-,  Y^asser-  und  Brückenbaues,  insoweit  es  von 
allgemeinem  Nutzen  ist;  den  Bergbau;  die  Pulver-  und  Salpeter¬ 
fabrikation;  die  Verwaltung  der  für  allgemeine  Bedürfnisse  ange¬ 
wiesenen  Waldungen,  sowie  die  Salzwerke  und  den  Handel  mit  aus¬ 
wärtigem  Salz;  das  Postwesen;  die  Verfertigung  und  Polizei  der 
Münzen;  überhaupt  das  Nationalvermögen,  welches  besonders  zu  den 
allgemeinen  Ausgaben  geeignet  ist;  den  Handel  und  die  Industrie 
in  ihrer  Beziehung  auf  die  Rechte  des  Bürgers  und  den  allgemeinen 
Y'^ohlstand;  die  Gesundheitspolizei;  die  Aufsicht  über  das  Forstwesen. 
Die  Gewalt,  über  diese  Gegenstände  zu  verfügen,  ist  einer  Tag¬ 
satzung,  einem  Senate  und  einem  Vollziehungsrathe  über¬ 
tragen. 

14.  Jeder  Kanton  bestimmt  seine  besondern  Ausgaben,  und  die 
Mittel  zur  Bestreitung  derselben.  Er  liefert  auf  die  ihm  angemessen 
scheinende  Weise  seinen  gesetzlich  bestimmten  Beitrag  zu  den  all¬ 
gemeinen  Ausgaben.  Er  setzt,  unter  den  in  Titel  12  anzuführenden 
Einschränkungen,  die  Einrichtungen  seines  Gerichtswesens  fest.  Er 
hat  die  Besorgung  der  niedern  Polizei.  Er  verwaltet  seine  Liegen¬ 
schaften,  kann  aber  ohne  gesetzliche  Bevollmächtigung  von  Seite  der 
Tagsatzung  dieselben  nicht  veräussern.  Er  verwaltet  seine  Unter¬ 
richts-  und  Unterstüzungsanstalten,  sowie  sein«  öffentlichen  Stiftungen 
jeder  Art.  Er  sorgt  für  die  Anlegung  und  Unterhaltung  seiner  be¬ 
sondern  Strassen,  Wege,  Brücken  und  übrigen  Werke  solcher  Art. 
Demzufolge  setzt  Jeder  Kanton  seine  eigene  Organisation  fest.  Die 
zu  dem  Ende  ausgefertigte  LTrkunde  wird  nach  ihrer  Einregistrirung 
in  die  Archive  des  Senats  niedergelegt,  und  bleibt  unter  Garantie 
der  Nation. 


Sechster  Titel.  Gesetzgebende  Gewalt. 

15.  Die  Gesetze  werden  durch  den  Senat  vorbereitet  und  ent¬ 
worfen,  und  durch  die  Tagsatzung  beschlossen.  Im  Fall  dieselben 
neue  Auflagen  treffen,  werden  sie  den  Kantonen  vorgeschlagen. 
Wenn  sie  aber  nicht  eine  Mehrheit  von  zwei  Drittheilen  der  Kantone 
erhalten,  so  kann  der  Senat  dieselben  der  Tagsatzung  vorlegen. 
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Siebenter  Titel.  Tagsatzung. 

16.  Die  Tagsatzung  besteht  aus  den  Stellvertretern  aller  Kantone, 
die  in  dem  Verhältnisse  von  Einem  auf  25,000  Seelen  gewählt 
werden. 

17.  Jeder  Kanton  hat  wenigstens  Einen  Stellvertreter  in  der 
Tagsatzung. 

18.  Die  Mitglieder  der  Tagsatzung  werden  auf  folgende  Weise 
ernannt:  ln  jedem  Kanton  sind  zwei  Wahlkorps,  von  welchen  das 
eine  den  Vorschlag  und  das  andere  die  Ernennung  hat.  Die  Anzahl 
der  Glieder  des  einen  und  andern  Korps  wird  im  Verhältnisse  zu 
der  Bevölkerung  eines  jeden  Kantons  bestimmt.  In  keinem  Kanton 
kann  ein  Wahlkorps  aus  mehr  als  45  Mitgliedern  bestehen.  Um 
Mitglied  von  dem  vorschlagenden  Wahlkorps  zu  werden,  muss  man 
ein  Grundeigenthum  besitzen  von  wenigstens  10,000  Kranken  in  den 
grossem  Kantonen,  und  von  wenigstens  2000  Franken  in  den  ge¬ 
ringem  Kantonen.  Im  Fall  einer  Ernennung  wird  aus  dem  vor¬ 
schlagenden  Wahlkorps  ein  Drittheil  durch’s  Loos  ausgezogen,  welcher 
aus  den  Listen  von  Wählbaren,  die  im  Verzeichnisse  von  wenigstens 
Einem  auf  hundert  Aktivbürger  durch  das  Volk  zu  bezeichnen  sind, 
die  für  tüchtig  erachteten  zur  Wahl  vorschlägt.  Das  Loos  bezeichnet 
ebenfalls  ein  Drittheil  des  ernennenden  Wahlkorps,  welcher  aus  den 
Vorgeschlagenen  die  Ernennung  vorzunehmen  hat.  Die  Einrichtung 
beider  Wahlkorps,  sowie  die  Vorschriften  ihres  Verfahrens,  sind  dem 
Gesetz  zu  bestimmen  überlassen.  Beide  Wahlkorps  ergänzen  sich 
selbst  aus  den  vom  Volk  errichteten  Verzeichnissen  von  Wählbaren. 
Die  Mitglieder  derselben  können  nicht  selbst  zu  den  Stellen  gewählt 
werden,  mit  deren  Besetzung  sie  beauftragt  sind.  Ihre  Stellen  sind 
lebenslänglich. 

19.  Die  Tagsatzung  wird  jährlich  zum  fünften  Theil  erneuert. 

20.  Sie  versammelt  sich  auf  den  1.  Mai.  Ihre  Sitzungen 
können  einen  Monat  lang  dauern.  Sie  versammelt  sich  ausserordent¬ 
lich  auf  die  Zusammenberufung  des  Senats,  der  in  diesem  Falle  die 
Dauer  ihrer  Sitzungen  bestimmt;  auf  das  Verlangen  der  Mehrheit 
der  Kantone  wird  sie  ebenfalls  vom  Senat  zusammenberufen. 

21.  Die  Tagsatzung  kann  keine  Berathschlagung  vornehmen, 
wenn  nicht  wenigstens  zwei  Drittheile  ihrer  Mitglieder  gegen¬ 
wärtig  sind. 

22.  Sie  berathschlagt  über  die  ihr  vom  Senat  vorgelegten  Ge¬ 
setzesentwürfe  und  nimmt  dieselben  an  oder  verwirft  sie  unter  ge¬ 
heimer  Abstimmung. 

23.  Sie  entscheidet  über  die  Klagen,  welche  von  den  Kantonen 
gegen  Verfügungen  des  Senats  bei  ihr  einlangen. 
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24.  Die  Tagsatzung  bestimmt  jährlich  auf  den  Vorschlag  des 
Senats  die  allgemeinen  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Republik. 

25.  Sie  wählt  aus  ihrer  Mitte  eine  Rechnungskommmission  von 
5  Mitgliedern,  die  auf  5  Jahre  ernannt  sind  und  den  Auftrag  haben, 
die  Staatsrechnungen  zu  untersuchen  und  der  Tagsatzung  alljährlich 
darüber  Bericht  zu  erstatten. 

26.  Sie  ernennt  die  Mitglieder  des  Senats. 

26  Die  Sitzungen  der  Tagsatzung  sind  öffentlich. 

28.  Die  Mitglieder  derselben  werden  durch  ihre  Kantone  ent¬ 
schädigt. 


Achter  Titel.  Senat. 

29.  Der  Senat  besteht  aus  einem  Landammann,  2  Landstatt¬ 
haltern  und  24  Mitgliedern. 

30.  Der  Landammann  führt  bei  dem  Senat  den  Vorsitz. 

31.  Aus  jedem  Kanton  soll  1  Mitglied  des  Senats,  aus  keinem 
können  mehr  als  3  Mitglieder  genommen  werden. 

32.  Der  Senat  wird  jährlich  zum  fünften  Theil  erneuert.  Die 
austretenden  Mitglieder  sind  wieder  wählbar. 

33.  Der  Senat  kann  keine  Berathschlagung  vornehmen,  wenn 
nicht  wenigstens  zwei  Drittheile  seiner  Mitglieder  gegenwärtig  sind. 

34.  Der  Senat  schlägt  die  Gesetze  vor  und  kann  sowohl  in  die 
Tagsatzung  als  zu  den  Kantonsbehörden  eines  oder  mehrere  seiner 
Mitglieder  abordnen,  um  die  Beweggründe  derselben  zu  entwikeln 
und  zu  unterstützen.  Auch  ist  er  befugt,  die  von  ihm  vorgelegten 
Gesetzesentwürfe  im  Laufe  der  Berathschlagung  wieder  an  sich  zu 
ziehen,  um  sie  entweder  ganz  zurückzubehalten  oder  mit  Abänderungen 
neuerdings  vorzuschlagen. 

35.  Auf  den  Vorschlag  des'Vollziehungsrathes  beschliesst  der 
Senat  die  Verordnungen,  welche  er,  um  die  Vollziehung  der  Gesetze 
zu  sichern,  für  nothwendig  erachtet. 

36.  Der  Senat  schlägt  der  Tagsatzung,  wenn  es  der  Fall  ist, 
Kriegserklärungen  vor.  Er  schliesst  Frieden,  Bündnisse  und  Handels¬ 
verträge.  Die  zufolge  dieser  Befugniss  von  ihm  ausgehenden  Ver¬ 
handlungen  werden  der  Tagsatzung  vorgetragen,  welche  über  die¬ 
selben,  gleich  den  Gesetzesvorschlägen,  zu  berathschlagen  und  sie  zu 
genehmigen  oder  zu  verwerfen  hat. 

37.  Der  Senat  entscheidet  über  die  zwischen  den  Kantonen  ent¬ 
standenen  Streitigkeiten  im  Verwaltungsfache. 

38.  Er  belangt  vor  die  Tagsatzung  diejenigen  Behörden,  die 
sich  Eingriffe  in  die  Verfassung  zu  Schulden  kommen  lassen. 
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39.  Er  erkennt  über  die  Streitfälle,  welche  sich  auf  die  von 
der  Nation  übernommene  Garantie  der  Kantonalorganisation  beziehen. 

40.  Er  entscheidet  über  die  in  das  Fach  der  allgemeinen  Staats¬ 
verwaltung  eiuschlagenden  Streitigkeiten. 

41.  Der  Senat  bestimmt  die  Yertheilung  der  für  die  allgemeinen 
Staatsausgaben  der  Eegierung  bewilligten  Summen. 

42.  Er  lässt  sich,  so  oft  er  es  für  gut  findet,  über  den  Zustand 
der  Staatsverwaltung  von  dem  Yollziehungsrathe  Rechenschaft  geben. 

43.  Er  hat  das  Recht,  Strafurtheile  zu  mildern  oder  nach¬ 
zulassen. 

44.  Der  Senat  kann  sich  vertagen;  seine  Yertagung  soll  nicht 
über  3  Monate  nach  einander  dauern,  noch  während  des  der  ordent¬ 
lichen  Zusammenkunft  der  Tagsazung  zunächst  vorhergehenden  oder 
nachfolgenden  Monats  Statt  haben. 

45.  Der  Senat  ernennt  aus  seiner  Mitte  den  Landammann  und 
die  beiden  Landstatthalter.  Er  ernennt  auf  den  Yorschlag  des  Yoll- 
ziehungsrathes  die  Staatssekretäre. 

46.  Jedes  Mitglied  des  Senats  bezieht  einen  Gehalt  von  4000 
Franken. 


Neunter  Titel,  Vollziehuiigsratli. 

47.  Der  Yollziehungsrath  besteht  aus  dem  Landammann  und 
2  Landstatthaltern;  er  hat  zur  Yollziehung  seiner  Befehle  5  Staats¬ 
sekretäre:  einen  für  das  Departement  der  Justiz  und  Polizei;  einen 
für  die  innern  Angelegenheiten;  einen  für  das  Kriegswesen;  einen 
für  die  Finanzen  und  einen  für  die  auswärtigen  Angelegenheiten. 

48.  Der  Landammann  führt  bei  dem  Yollziehungsrath  denYorsitz. 

49.  Die  Mitglieder  des  Yollziehungsrath  es  wechseln  alljährlich 
in  Bekleidung  der  Stelle  eines  Landammanns  ab.  Der  abtretende 
Landammann  erhält  den  Titel  eines  Landstatthalters.  In  Fällen  von 
Krankheit  oder  Abwesenheit  des  Landammanns  vertritt  ihn  der  zuletzt 
von  dieser  Stelle  abgegangene  Statthalter.  Beim  Absterben  des  Land¬ 
ammanns  übernimmt  der  Landstatthalter,  der  zu  seinem  ordentlichen 
Nachfolger  bestimmt  ist,  seine  Yerrichtungen. 

50.  Die  Mitglieder  des  Yollziehungsrathes  sind  für  9  Jahre  er¬ 
nannt  und  hiermit  von  der  Yerfügung  des  Art.  32  ausgenommen. 
Alle  3  Jahre  tritt  ein  Mitglied  aus,  ist  aber  sogleich  wieder  wähl¬ 
bar.  Der  erste  Austritt  geschieht  im  Jahre  1805. 

51.  Der  Yollziehungsrath  ist  mit  der  Yollziehung  der  Gesetze 
und  der  auf  die  allgemeine  Staatsverwaltung  sich  beziehenden  Yer- 
ordnungen  beauftragt.  Er  bedient  sich  zu  diesem  entweder  besonders 
aufgestellter  Beamten  oder  Kantonsbehörden. 
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52.  Dem  Vollziehungsrathe  sind  die  Befugnisse  des  Senats  während 
seiner  Vertagung  übertragen.  Er  übt  sie,  mit  Ausnahme  der  De- 
setzesvorschläge,  in  ihrem  ganzen  Umfange  aus. 

53.  Er  leitet  die  bewaffnete  Macht  und  ernennt  die  ihr  Vor¬ 
gesetzten  Offiziere. 

54.  Die  Akten  des  Yollziehungsrathes  w^erden  von  den  Staats¬ 
sekretärs  der  betreffenden  Departements  mit  unterzeichnet. 

55.  Die  Staatssekretärs  sind  sowohl  für  die  von  ihnen  Unter¬ 
zeichneten  Akten  des  Yollziehungsrathes  als  für  die  Nicht  Vollziehung 
seiner  Aufträge  und  für  ihre  eigenen  Verhandlungen  verantwortlich. 

56.  Die  Staatssekretärs  haben  sowohl  im  Yollziehungsrath  als 
in  dem  Senate  rathgehende  Stimme. 

57.  Der  Yollziehungsrath  hat  die  Leitung  der  auswärtigen  An¬ 
gelegenheiten.  Er  ernennt  die  diplomatischen  und  Handelsagenten 
im  Auslande  und  ruft  sie  von  ihren  Stellen  ab. 

58.  Dem  Vollziehungsrathe  kommt  die  Ernennung  und  Ab¬ 
berufung  aller  Beamten  zu,  die  in  den  verschiedenen  Theilen  der 
Republik  zu  Vollziehung  der  allgemeinen  Gesetze  unter  ihnen  an¬ 
gestellt  sind. 

59.  Der  Jahrgehalt  des  Landammanns  ist  von  15,000  Eranken 
und  der  eines  Statthalters  von  6000  Franken. 


Zehnter  Titel.  Gottesdienst. 

60.  Ausser  dem  Gottesdienst  der  katholischen  und  reformirten 
Kirche  ist  auch  die  Ausübung  jedes  andern  Gottesdienstes,  der  mit 
der  bürgerlichen  Ordnung  in  Uebereinstimmung  ist,  unter  den  durch 
das  Gesetz  zu  bestimmenden  Einschränkungen  gestattet. 

61.  Nur  allein  die  Unterhaltung  des  katholischen  und  reformirten 
Gottesdienstes  fällt  dem  gemeinen  Wesen  zur  Last.  Dem  zufolge 
sorgt  jeder  Kanton  für  die  Unterhaltung  seines  Gottesdienstes  und 
der  Religionslehrer,  vermittelst  des  Ertrags  der  bisher  dem  Staate 
zugehörigen  Zehnten  und  Grundzinsen,  die  ihm  zu  dem  Ende  ab¬ 
getreten  werden,  oder,  in  Ermangelung  derselben,  vermittels  be¬ 
sonderer  Anweisung  von  andern  hinreichenden  Einkünften. 

62.  Die  geistlichen  Güter  können  nur  zur  Unterhaltung  von 
religiösen,  öffentlichen  Unterrichts-  oder  Unterstützungsanstalten  ver¬ 
wendet  werden. 

63.  Sie  können  ohne  gesetzliche  Bevollmächtigung  von  Seite  der 
Tagsatzung  weder  veräussert,  noch  ihrer  gegenwärtigen  Bestimmung 
entzogen  werden. 
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Eilfter  Titel.  Oeffentlicher  Unterricht. 

64.  Es  soll  durch  besondere  Anstalten  der  katholischen  sowohl 
als  der  reformirten  Religion  für  die  Bildung  de]’  Geistlichen  gesorgt 
werden. 

65.  Es  soll  eine  allgemeine  Lehranstalt  für  die  höhere  wissen- 
schafliche  Erziehung  errichtet  werden. 

66.  Mit  dieser  Lehranstalt  soll  eine  Stiftung  verbunden  werden 
zu  unentgeltlicher  Unterhaltung  der  Studirenden,  die  sich  in  den 
Unterrichtnngsanstalten  der  Kantone  durch  Sittlichkeit,  Fähigkeiten 
und  wissenschaftliche  Fortschritte  ausgezeichnet  haben. 

67.  Bei  Besetzung  dieser  Plätze  soll  die  Yolksmenge  der  Kan¬ 
tone  keineswegs  zum  Maassstahe  dienen. 


Zwölfter  Titel.  Gerichtswesen. 

68.  Das  peinliche  Gesetzbuch,  sowie  die  peinliche  Prozessordnung, 
soll  für  die  ganze  Republik  gleichförmig  sein. 

69.  Es  sollen  gleichförmige  Forst-  und  Handelsgesetze  abgefasst 
und  besondere  Handelsgerichte  aufgestellt  werden. 

70.  Es  soll  eine  gleichförmige  bürgerliche  Prozessordnung  ent¬ 
worfen  werden,  die  jedoch  in  keinem  Kantone  ohne  seine  Zustimmung 
eingeführt  werden  kann. 

71.  Es  soll  ein  bürgerliches  Gesetzbuch  entworfen  werden, 
dessen  Einführung  ebenfalls  in  keinem  Kantone  ohne  seine  Ein¬ 
willigung  Statt  haben  kann. 

72.  Keine  Behörde  kann  zugleich  richterliche  und  administrative 
Yerrichtungen  aus  üben. 

73.  Es  können  nicht  mehr  als  2  Instanzen  in  dem  Gerichts- 
wesen  der  Kantone  aufgestellt  werden. 

74.  Es  soll  ein  oberster  Gerichtshof  sein,  vor  welchen  appel¬ 
lationsweise  die  bürgerlichen  Streithändel  gezogen  werden  können, 
deren  Gegenstand  den  Werth  von  3000  Franken  übersteigt  und  bei 
denen  zugleich  entweder  die  Regierung  oder  ein  Kanton  oder  ein 
Fremder  oder  Einwohner  verschiedener  Kantone  eine  oder  beide 
Parteien  ausmachen.  Yon  diesem  Gerichtshöfe  hat  gleichfalls  die 
Weiterziehung  aller  Urtheilssprüche  Statt,  welche  Todesstrafe  oder 
zehnjährige  Einsperrung  oder  zehnjährige  Landesverweisung,  oder  im 
Falle  politischer  Yergehen,  irgend  eine  entehrende  Strafe  oder  eine 
Geldbusse  von  500  Franken  und  darüber  mit  sich  bringen. 

75.  Der  oberste  Gerichtshof  urtheilt  über  Anklagen,  welche 
gegen  die  Staatssekretärs  in  Bezug  auf  ihre  Yerrichtungen  geführt 
werden. 
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76.  Er  entscheidet  in  letzter  Instanz  über  die  gegen  Beamte 
der  allgemeinen  Staatsverwaltung  wegen  Pflichtverletzung  erhobenen 
Klagen,  deren  Zulässigkeit  jedoch  vor  Allem  aus  von  dem  Senate 
erkannt  sein  muss;  sowie  über  die  von  bürgerlichen  und  peinlichen 
Kichtern  in  ihrer  Amtsverwaltung  begangenen  Vergehen. 

77.  Das  Gesetz  bestimmt  die  Einrichtung  des  obersten  Ge¬ 
richtshofs. 

Dreizehnter  Titel,  Staatseinkünfte, 

78.  Die  Staatseinkünfte  bestehen  in  dem  Ertrag  des  Salzver¬ 
kaufs,  der  Salzwerke,  der  Posten,  des  Stempels,  der  Bergwerke,  des 
Pulver-  und  Salpeterhandels,  der  zu  den  öffentlichen  Bedürfnissen 
bestimmten  Waldungen,  der  Münzfabrikation,  der  allgemeinen  Zölle. 
Ueberhaupt  in  dem  Ertrag  jeder  Art  von  Kegalien,  sowie  der  gesetz¬ 
lich  eingeführten,  allgemeinen  indirekten  Abgaben  und  der  be- 
sondern  Beiträge,  die  von  den  Kantonen  nach  Maassgabe  der  in  den¬ 
selben  befindlichen  und  ihnen  überlassenen  Nationalgüter  eingefordert 
werden. 


VI.  Der  Entwurf  der  diplomatischen  Kommission 

von  Schwyz. 

(Verlesen  in  der  Tagsatzung  von  Schwyz,  den  25.  Oktober  1802,  unter  Vorbehalt  späterer 
Erörterung  und  einstweiliger  Versendung  an  die  Kantone.) 


Erster  Abschnitt.  Gründe  für  die  Nothwendigkeit  einer  permanenten  gemein¬ 
schaftlichen  Behörde. 

1.  Ungeaclitet  die  Föderation  von  Alters  her,  und  auch  gegen¬ 
wärtig  wieder  de  Facto  den  Hauptgrundsatz  von  der  allgemeinen 
Verfassung  unsers  Vaterlands  ausmacht,  und  jedem  Kanton  in  Folge 
desselben  frei  steht,  sich  seine  Konstitution  und  seine  Magistraten  selbst 
zu  wählen,  sowie  auch  seine  ökonomische  Administration,  die  kirch¬ 
lichen  Angelegenheiten,  und  die  Rechtspflege  ganz  unabhängig  von 
einer  allfälligen  gemeinschaftlichen  Behörde  zu  besorgen,  so  dürfte 
doch  unter  nunmehr  so  sehr  veränderten  Umständen,  und  nach  er¬ 
folgter  Staatsumwälzung,  welche  vielleicht  durch  ein  festeres  Band 
unter  den  einzelnen  Ständen  hätte  verhütet  werden  können,  ein 
solches  doppelt  nothwendig  und  die  Errichtung  einer  bleibenden  ge¬ 
meinschaftlichen  Behörde,  jedoch  ohne  Abbruch  der  oben  angeführten 
Souveränitätsrechte,  für  die  Zukunft  unvermeidlich  sein. 

2.  In  der  That  lehrt  uns  die  Erfahrung  vergangener  Zeiten,  dass 
es  der  Eidgenossenschaft  von  jeher  an  einem  solchen  gemeinschaft¬ 
lichen  Band  fehlte,  und  da  einerseits  verschiedene  Beziehungen,  welche 
einigermassen  als  Vereinigungspunkte  angesehen  werden  konnten, 
gänzlich  wegfallen,  und  anderseits  die  Reihe  der  Kantone  vermehrt 
wird,  so  muss  desto  mehr  der  Bedacht  genommen  werden,  das  Band 
unter  ihnen  fester  zu  knüpfen. 

3.  Zwar  dürfte  nach  dem  gegenwärtigen  Geist  der  Zeiten  der 
Fall  schwerlich  mehr  eintreten,  dass  zwei  oder  mehrere  Kantone  in 
offenbare  Zerwürfnisse  mit  einander  geriethen;  allein  eine  Menge 
kleinerer  Kollisionen  sind,  bei  so  vielen  veränderten  Verhältnissen 
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und  sich  kreuzenden  Interessen  beinahe  unausweichlich,  und  somit, 
wenn  solche  nicht  gütlich  heigelegt  werden  können,  eine  Einrichtung 
durchaus  erforderlich,  vermöge  welcher  dieselben  in  einen  gesetz¬ 
lichen  Pfad  eingeleitet,  und  leicht  geschlichtet  werden  können.  — 

4.  Die  gemeinschaftliche  und  gleichförmige  Einrichtung  des  Mi- 
litärwesens  ist  ein  anderer  Punkt,  dessen  Nothwendigkeit  und  Nütz¬ 
lichkeit  Jedermann  sogleich  in  die  Augen  fällt.  Schon  lange  vor  der 
Devolution  hatte  man  dieselbe  empfunden,  allein  alle  Bemühungen 
blieben  diessfalls  vergeblich,  und  muss  also  auch  in  dieser  Rücksicht 
ein  anderer  Weg  als  bisher  eingeschlagen  werden,  um  zu  dem  ge¬ 
wünschten  Zweck,  welcher  zugleich  für  die  Erhaltung  der  inner¬ 
lichen  Ruhe  und  Ordnung  die  wohlthätigsten  Folgen  haben  wird, 
zu  gelangen.  — 

5.  Endlich  könnten  die  äussern  Geschäfte  überhaupt,  und  her 
sonders  auch  die  Unterhandlungen  für  Neutralität,  mit  weit  meh- 
Nachdruck  und  Erfolg  betrieben  werden,  wenn  solche  nicht  durch 
das  Yeto  jedes  einzelnen  Kantons  gelähmt  und  unterbrochen  würden, 
wie  diess  ehemals  der  Fall  war.  —  Wirklich  ist  über  diesen  Punkt 
zum  Theil  der  Wunsch  äusserer  Mächte  sehr  bestimmt,  und  dürfte 
es  daher  nicht  undienlich  sein,  demselben  durch  eine  schickliche  Ein¬ 
richtung  zuvorzukommen.  Aus  allen  diesen  Gründen  schliesst  ihre 
Kommission  einmüthig  für  die  Nothwendigkeit,  eine  bleibende  ge¬ 
meinschaftliche  Behörde  unter  dem  Namen :  Eidgenössischer  Rath 
aufzustellen,  deren  eigentliche  Einrichtung  ungefähr  so  bestimmt 
werden  könnte : 


Zweiter  Abschnitt.  Einrichtung  des  Eidgenössischen  Raths  und  sein  Verhältniss 

zur  Tagsatzung. 

1.  Da  ein  jeder  Kanton  für  sich  gleich  wichtige  allgemeine  und 
spezielle  Interessen  zu  besorgen  hat,  so  scheint  es  am  angemessensten, 
die  Zahl  der  Glieder  nach  der  Zahl  der  Kantone  zu  richten  und  auf 
jeden  Kanton  ein  Mitglied  in  den  gemeineidgenössischen  Rath  zu 
bestimmen.  ■ — 

2.  Die  Wahl  der  Mitglieder,  und  die  Bestätigung  derselben  in 
ihren  Stellen,  deren  Natur  und  Wichtigkeit  jedoch  keine  öftern  Ab¬ 
wechslungen  gestattet,  bleibt  den  Kantonen;  —  diejenige  des  Prä¬ 
sidenten  hingegen  der  Versammlung  selbst  aus  ihrer  Mitte  über¬ 
lassen.  — 

3.  Der  gemeineidgenössische  Rath  versammelt  sich  jährlich  zu 
bestimmter  Zeit  und  bleibt  so  lauge  beisammen,  als  es  die  Geschäfte 
erfordern,  er  kaun  aber  auch  im  Laufe  des  Jahres  ausserordentlich 


783 


ziisammeu  berufen  werden,  so  bald  der  engere  Ausschuss  solches 
nothwendig  findet. 

4.  Wenn  sich  indess  die  Geschäfte  vermindern,  so  können  die¬ 
selben  füglich  durch  einen  engem  Ausschuss,  welcher  sogleich  bei 
Zusammenkunft  des  gemeineidgenössischen  Eaths  ernennt  wird,  be¬ 
sorgt  werden,  solcher  würde  bestehen  aus  dem  jeweiligen  Präsident 
des  gemeineidgenössischen  Eaths  und  acht  Gliedern  desselben,  w^elche 
dieser  aus  sich  selbst  wählt,  und  die  aus  den  verschiedenen  Eeffie- 
rungsformen  und  so  viel  möglich  in  paritätischer  Anzahl  genommen 
werden  sollen.  — 

5.  Sobald  ein  wichtiges  Geschäft  eintreten  würde,  müsste  der 
gemeineidgenössische  Eath  wieder  versammelt,  und  dann  von  diesem, 
je  nach  Erforderniss  der  Umstände,  eine  ausserordentliche  Tagsatzung 
zusammenberufen  werden,  in  welcher  der  engere  Ausschuss  des  ge¬ 
meineidgenössischen  Eaths,  insofern  das  Geschäft  ihn  nicht  direkte 
selbst  berührt,  wie  z.  B.  bei  der  Eechnungsabnahrae,  ebenfalls  Sitz, 
aber  nur  deliberative  Stimme  hat. 

6.  Die  alljährliche  Tagsatzung  wird,  da  sie,  wenn  keine  ausser¬ 
ordentliche  und  wichtige  Geschäfte  vorfallen,  worüber  die  Kantone 
vorher  berichtet  werden  müssten,  —  hauptsächlich  zur  Eechnungs- 
abnahme  dient,  bloss  einfach  beschickt  werden.  Nur  bei  Geschäften 
von  höherer  Wichtigkeit  wäre  eine  gedoppelte  Gesandtschaft  er¬ 
forderlich. 

7.  Kein  Mitglied  des  Eidgenössischen  Eaths  kann  als  Gesandter 
auf  die  Tagsatzung  gewählt  werden. 


Dritter  Abschnitt.  Geschäfte  des  Eidgenössischen  Raths. 

Der  Gegenstand  und  die  Beschränkung  der  Geschäfte  des  Eid¬ 
genössischen  Eaths,  oder  sein  Wirkungskreis  wäre  nach  dem  unmass¬ 
geblichen,  aber  einmüthigen  Antrag  Ihrer  Kommission  folgender: 

1.  Sollen  alle  auswärtigen  Geschäfte  ohne  Ausnahme,  sie  mögen 
einzelne  Stände  oder  das  Ganze  betreffen,  durch  den  Eidgenössischen 
Eath  angebahnt  und  geführt  werden,  mit  dem  Unterschied  jedoch 
dass : 

a.  in  wichtigen  Eällen,  wie  z.  B.  bei  Krieg,  Frieden,  Bündnissen, 
Komerztraktaten,  Eegiments-Kapitulationen  und  dergleichen  An¬ 
gelegenheiten  von  einem  allgemeinen  und  höhern  Interesse,  die 
Negotiation  nur  eingeleitet,  aber  dann  alsobald  eine  ausser¬ 
ordentliche  Tagsatzung  zusammenberufen,  und  den  Kantonen 
zugleich  die  allfälligen  Entwürfe  Übermacht  würden,  damit  sie 
ihre  respektiven  Herren  Deputirten  mit  gehöriger  Instruktion 
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und  Vollmacht  versehen  könnten,  in  welchem  Fall  dann  eine 
Mehrheit  von  zwei  Dritttheilen  der  per  Kanton  stimmenden 
Tagsatzung  zum  Entscheid  erforderlich  wäre. 

h.  Berührt  hingegen  die  Unterhandlung  nur  einen  oder  mehrere  ein¬ 
zelne  Kantone,  so  muss  zwar -von  dem  Eidgenössischen  Rath  auch 
die  erforderliche  Instruktion  und  das  Befinden  derselben  ein¬ 
geholt,  auf  dieses  hin  die  Unterhandlung  fortgeführt,  und  die 
betreffenden  Kantone  vor  definitiver  Abschliessung  annoch  um 
ihre  Zustimmung  befragt  werden,  indem  kein  Kanton  gegen 
seinen  Willen  zu  einem  solchen  Partikularvertrag  gezwungen 
werden  kann.  — 

c.  Sobald  daher  ein  solcher  Vertrag  auf  das  Glanze  ausgedehnt 
werden  wollte,  so  muss  entweder  die  Einwilligung  von  allen 
Kantonen  vorhanden  sein,  oder  durch  die  Tagsatzung  wie  oben 
darüber  entschieden  werden.  — 

d.  Verträge  von  minder  wichtigem  Belang  sind:  Gegenrechts¬ 
traktate  in  Erbfällen,  Konkurs-  und  Abzugssachen,  in  Aus¬ 
lieferung  von  Verbrechern,  Kartells  wegen  Deserteurs  etc.  etc. 
Sie  betreffen  oft  nur  einzelne  und  hauptsächlich  die  letztem 
meist  nur  die  Grenzkantone.  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass 
die  bereits  bestehenden  Verträge  bis  auf  weiteres  immer  zur 
Basis  angenommen  werden  müssen. 

e.  Alle  kirehlichen  Angelegenheiten  hingegen,  die  rücksichtlich 
auf  auswärtige  Verhältnisse  gewöhnlich  nur  die  katholischen 
Stände  berühren  können,  werden  von  jedem  Kanton  besonders, 
oder  auch  nach  Belieben  von  diesen  letztem  gemeinschaftlich 
betrieben.  — 

2.  Hat  der  Eidgenössische  Rath  die  Oberaufsicht,  die  Direktion 
und  Disposition  über  das  Militärwesen  und  die  dahin  einschlagenden 
Effekten  und  Bedürfnisse.  —  In  gewöhnlichen  Zeiten  lässt  er  das 
Detail  dieser  Angelegenheiten  durch  eine  Militärkommission,  welche 
aus  dem  allgemeinen  Generalstab  besteht,  besorgen;  sobald  hingegen 
ein  stärkeres  Truppenkorps  zusammengezogen  wird,  so  beruft  er  auch 
einen  gemeineidgenössischen  Kriegsrath  zusammen.  Da  es  indess 
vorzüglich  darum  zu  thun  ist ,  bei  gänzlicher  Abschaffung  aller 
stehenden  Truppen,  die  Miliz  und  das  ganze  Militärwesen  auf  einen 
respektablen  Fuss  zu  setzen,  so  wird  die  Militärkommission  sobald 
möglich  einen  allgemeinen  Plan  dazu  entwerfen,  solchen  einem  eid¬ 
genössischen  Kriegsrath  zu  wo  möglich  einmüthiger  Genehmigung 
vorlegen,  nach  welchem  er  auch  den  Kantonen  mitgetheilt,  und  ihre 
Vota,  wovon  zwei  Dritttheile  entscheiden,  darüber  eingeholt  werden 
sollen.  — 
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3.  Sollten  zwischen  zweien  oder  mehreren  Xantonen  Streitigkeiten 
entstehen,  so  werden  sie  solche  zuerst  auf  jede  beliebige  Weise  und 
durch  selbstgewählte  Yermittler  beizulegen  trachten.  Ist  solches 
nicht  erhältlich,  so  übernimmt  der  Eidgenössische  Eath  das  Amt  des 
Vermittlers  und  wird  die  Sache  des  Nähern  untersuchen,  Greliugt  es 
ihm  ebenfalls  nicht,  die  Parteien  zu  vereinigen,  so  macht  die  Tag¬ 
satzung  einen  letzten  Versuch  zu  gütlichem  Vergleich,  und  entscheidet 
dann,  wenn  er  nicht  angenommen  wird,  rechtlich.  —  Es  versteht  sich 
indess  von  selbst,  dass  in  Fällen  von  der  Art  die  Mitglieder  der 
interessirten  Stände  weder  Sitz  noch  Stimme  haben.  — 

4.  Auf  den  nicht  verhoffenden  Fall,  dass  in  dem  Innern  eines 
Kantons  Misshelligkeiten  entstehen  sollten,  sondern  vielmehr  einen 
bedenklichen  Ausbruch  zu  nehmen,  und  die  öffentliche  Euhe  zu  ge¬ 
fährden  drohten,  hat  der  Eidgenössische  Eath  die  Befugniss,  sogleich 
Kenntniss  davon  zu  nehmen,  um  jeden  Ausbruch  zu  verhüten,  und 
zugleich  durch  gütliche  Vermittlung  einzuwirken.  Wäre  jedoch  seine 
Vermittlung  fruchtlos,  so  müsste  dann  die  Sache  des  Fernern  der 
Tagsatzung  überwiesen  werden.  — 

5.  lieber  allgemein  nützlich  erachtete  Einrichtungen  lässt  der 
Eidgenössische  Eath  seine  Vorschläge  in  die  Kantone  gelangen,  da¬ 
mit  solche  dann  auf  einer  allgemeinen  Tagsatzung  behandelt  werden 
können.  — 

6.  Alle  hier  nicht  benamsete  Greschäfte  sollen  den  Kantonen  ob¬ 
liegen,  und  ihnen  gänzlich  überlassen  bleiben. 


Vierter  Abschnitt.  Besoldungen  und  Hülfsquellen. 

Die  Hauptausgaben ,  welche  der  Eidgenössische  Eath  zu  be¬ 
streiten  hat,  sind  : 

1.  Die  Besoldung  seines  eigenen  Personale ;  man  schlägt  diess- 
falls  unmassgeblich  vor  : 

а.  Für  den  Präsidenten .  6000  Schweizer  Franken 

б.  Für  den  engem  Ausschuss .  4000  „  „  und 

c.  Für  jeden  gemeineidgenössischen  Eath  3000  „  „ 

2.  Diejenigen  des  allgemeinen  Generalstabs. 

3.  Die  diplomatischen  Ausgaben,  welche  immer  bedeutend  sind, 
wenn  schon  keine  kostbaren  Gesandtschaften  mehr  in  grossen  Haupt¬ 
städten  unterhalten  werden. 

4.  Die  Besoldung  der  gemeineidgenössischen  Kanzlei,  über  deren 
nähere  Einrichtung  vorerst  ein  Befinden  an  die  Kantone  zur  Geneh- 

'  migung  gelangen  soll.  — 

5.  Die  ausserordentlichen  Militärausgaben  im  Lauf  des  Jahres. 
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Zu  Bestreitung  dieser  verschiedenen  Ausgaben  werden  als  in- 
disputierliche  Kegalien  vorgeschlagen : 

1.  Das  Münzwesen,  welches  nach  einem  allgemeinen  Münzfuss  fest¬ 
zusetzen  wäre.  — 

2.  Der  Pulverhandel.  — 

3.  Die  Bergwerke.  — 

4.  Das  Postwesen.  — 

5.  Der  Salzhandel.  — 

6.  Die  in  den  Befreiungsakten  der  ehemaligen  gemeinen  Herr¬ 
schaften  ausdrücklich  vorbehaltenen  Domänialhcsitzungen  und 
eigenthümlichen  Gefälle.  — 

Ihre  Kommission  wagt  es  nicht,  Ihnen  bestimmte  Vorschläge  zu 
machen,  ob  und  welche  von  diesen  Gegenständen  vortheilhafter  ver¬ 
waltungsweise,  und  welche  hingegen  besser  pachtweise  besorgt  und 
benutzt  werden  könnten;  doch  scheinen  ihr  die  erstem  mehr  zur 
Verwaltung  und  die  letztem  mehr  zur  Pacht  geeignet  zu  sein,  welch’ 
letztere  immer  den  Vorth  eil  hat,  dass  dadurch  ein  kostspieliges 
Centralbüreau  erspart  wird.  —  In  jedem  Fall  behielte  jedoch  der 
Eidgenössische  Eath  die  Oberaufsicht  über  das  Ganze,  welche  dann 
bei  Verpachtung  durch  die  besonders  mit  den  Kantonen  darüber  ab- 
zuschliessenden  Verkommnisse  gehörig  modifizirt  würde.  —  Uebrigens 
versteht  es  sich,  dass,  wenn  diese  Quellen  nicht  hinreichend  wären, 
alle  Ausgaben  zu  bestreiten,  das  Mangelnde  von  den  Kantonen  naeh 
einem  billigen  Verhältnisse  ersetzt  werden  müsse.  —  Es  wäre  jedoch 
zu  wünschen,  dass  der  Eidgenössische  Rath  zu  Vermehrung  seines 
Ansehens  und  möglichster  Ausdehnung  seines  wohlthätigen  Wirkungs¬ 
kreises  ein  unabhängiges  Einkommen  hätte,  zumal  man  in  Absicht 
auf  die  zweckmässige  Verwendung  desselben  durch  die  der  Tag¬ 
satzung  alljährlich  abzulegende  Rechnung  hinlänglich  beruhigt  sein 
könnte.  — 


Fünfter  Abschnitt.  Ort  der  Sitzungen. 

Die  Auswahl  des  Orts  der  Sitzungen  wird  lediglich  dem  Gut¬ 
befinden  der  Stände  überlassen,  mit  dem  Wunsch  jedoch,  dass  an  dem¬ 
jenigen  Orte,  der  dazu  bestimmt  wird,  den  Gesandtschaften,  welche 
die  Tagsatzung  besuchen,  unentgeltlich  freie  Wohnung  eingeräumt 
und  die  Kanzlei  durch  taugliche  Volontärs  möglichst  erleichtert 
werde.  — 


787 


Sechster  Abschnitt,  Festsetzung  dieser  Verfassung. 

Dieser^  Yerfassungsentwurf  soll  nocli  von  einer  Tagsatzung  des 
Nähern  diskutirt  werden,  wobei  indess  zu  wünschen  ist,  dass  die 
respektiven  Gesandtschaften  nebst  der  Instruktion  auch  mit  hinläng¬ 
licher  Yollmacht  zum  Abschliessen  von  ihren  Kantonen  versehen 
werden.  Ehen  diese  Tagsatzung  würde  dann  über  die  verschiedenen 
Absonderungsbegehren  von,  und  Yereinigungsbegehren  mit  Kantonen 
definitive  entscheiden.  — 


/ 


/ 


VII.  Das  Projekt  des  Bürgers  Wilhelm  Haas  zu  einer  neuen 
Eintheilung  Helvetiens,  vom  5.  Juli  1799. 

(Helv.  Archiv  Nr.  205,  pag.  487.) 


I.  Kanton  Hauenstein.  Dessen  Grenzen. 

Von  dem  Ausfluss  der  Aar  in  den  EKein,  dem  Elnss  nach  bis 
unterhalb  Basel;  von  da  der  alten  Landesgrenze  nach  bis  an  die 
Birs ;  von  da  der  Birs  nach  bis  auf  Zwingen,  von  dorten  der  Grenze 
des  Kantons  Solothurn  nach  bis  an  die  Aar;  der  Aar  nach  bis  an 
den  Stadtetter  von  Solothurn;  diesem  nach  wieder  bis  an  die  Aar; 
dem  Fluss  nach  bis  an  den  Pflastneren  Bach,  diesem  nach,  um  die 
Grenzen  von  Pflastnau  bis  an  die  Wiggeren ;  von  dorten  ob  Eeyden 
und  Wynigen  über  die  Sur;  zwischen  Triengen  und  Büren  durch, 
an  die  Wyne;  ob  dem  Dorf  Eynach  durch;  ob  dem  Hallwyler  See 
über  Aesch,  dem  Flüsslein  nach  bis  auf  die  Höhe  des  Buctweiler 
Walds,  und  von  da  dem  Bach  nach  bis  an  die  Eeuss;  denne  dem 
Fluss  nach  bis  an  die  Aar,  und  der  Aar  nach  bis  wieder  an  den 
Ehein. 


II.  Kanton  Rheinfall.  Dessen  Grenzen. 

Von  dem  Ausfluss  der  Aare,  den  Ehein  hinauf  bis  an  die  Grenze 
des  Kantons  Zürich ;  dieser  nach  bis  an  die  Grenze  des  Kantons 
Schaffhausen;  um  diese  herum  bis  wieder  an  den  Ehein  bei  Diessen- 
hofen;  zwischen  dieser  Stadt  und  St.  Katharinen  Thal  durch,  über 
Cheyersberg,  Schwan  degg,  und  dem  alten  Schloss  Wyden  an  die 
Thur;  über  die  Thur,  bis  an  die  Grenze  des  Distrikts  Winterthur; 
dieser  nach  an  die  Tös;  der  Töss  nach  bis  an  den  Lucknau-Bach, 
und  diesem  nach  bis  an  den  Pfäffiker  See ;  dieser  mit  einbegriffen, 
zwischen  Wetzikon  und  Kempten  durch  bis  an’s  Gebirg  vom  Grie- 
ninger  Amt,  über  dieses  der  Schnee-Schmelze  nach,  zwischen  Uetikon 
und  Männedorf  an  den  Zürcher  See;  von  da  herüber  an  die  Grenze 
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von  Wädenscliwyl ;  von  da  an  die  Sihl  bei  Kabenwag ;  der  alten 
Grenze  des  Kantons  nach  an  die  Sibl ;  von  da  auf  die  hohe  Rhone, 
der  Grenze  des  ehemaligen  Kantons  Zug  nach,  bis  nach  St.  Adrian, 
über  den  See  bis  unterhalb  Honau  an  die  Reuss ;  diesem  Fluss  nach, 
um  die  Grenze  des  Distrikts  Meerenschwanden  herum,  bis  an  die 
Aar,  und  der  Aar  nach  bis  an  den  Rhein.  — 


III.  Kanton  Ober-Aar.  Dessen  Grenzen. 

Vom  Pflastneren-Bach,  der  Aare  nach  hinauf;  um  den  Stadt¬ 
etter  von  Solothurn  herum,  der  Aare  nach  bis  an  die  alte  Grenze 
des  Kantons  Bern,  von  dorten  über  die  Aar,  der  ehemaligen  Berner 
Grenze  nach  bis  an  den  Neuenburger  See,  dem  Ufer  nach  an  die 
Broye,  bis  an  den  Ausfluss  der  Sarine  in  die  Aar,  der  Sarine  und 
der  ehemaligen  Landesgrenze  nach,  bis  nach  Bellegarde;  von  da 
über’s  Gebirg,  der  Schneeschmelze  nach  bis  auf  die  Gelten  über  das 
Hochgebirg,  der  Grenze  von  Wallis  nach  bis  an  die  Emmen  bei 
Chreschenbrunn ;  von  dort  der  alten  Grenzlinie  nach ,  zwischen 
Roggiswyl  und  Pfaffnau  durch  bis  an  die  Pflastneren,  und  diesem 
Bach  nach  bis  an  die  Aar. 

IV.  Kanton  Leman.  Dessen  Grenzen. 

Von  dem  Einfluss  der  Broye  in  den  Neuenburger  See,  an  die 
Sarine ;  bei  dem  Ausfluss  der  Saane  der  neuen  Grenze  des  Kantons 
Ober-Aar  nach  bis  nach  Bellegarde,  von  da  dem  Gebirg  ob  Ab- 
lentschen  durch,  der  Schneeschmelze  nach  auf  den  Dent  de  Bren- 
laire,  vor  diesem  der  Schneeschmelze  nach,  bis  an  den  Zusammen¬ 
fluss  des  Hongrin  mit  der  Saanen,  von  diesem  anf  die  Gebirgshöhe 
bis  an  die  Quelle  der  W  esen,  und  dem  Fluss  nach  an  den  Lemaner- 
See ;  der  alten  Grenze  des  Lemaner-See’s  nach,  bis  an  das  Gebiet 
der  Fränkischen  Republik,  diesem  nach  bis  an  den  Neuenburger- 
See,  dessen  Ufer  nach  bis  an  den  Einfluss  der  Broye. 

V,  Kanton  der  Rhonenquelle.  Dessen  Grenzen. 

Von  dem  Lemaner-See,  dem  Flüsschen  Vevayse  nach  bis  zu 
seiner  Quelle  über  die  Schneeschmelze  des  Gebirgs  der  ehemaligen 
Grenze  des  Kantons  Freyburgs  nach  bis  oberhalb  dem  Zusammen¬ 
fluss  der  Saane  mit  dem  Flüsslein  Hongrin;  von  da  wieder  um  dem 
Gebirgsrücken  und  der  Schneeschmelze  nach,  auf  den  Dent  Bren- 
laire,  immer  der  Schneeschmelze  nach  bis  Bellegarde  und  von  dannen 
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fort  über  die  hohen  Bergrücken  bis  auf  die  Gfeltei.  Denen  Schnee- 
schmelzenen  des  Hochgebirgs  nach,  bis  auf  die  Eurka,  von  da  der 
alten  Landesgrenze  nach,  bis  wieder  an  den  Lemaner-See. 


VI.  Kanton  Tessin.  Dessen  Grenzen. 

Von  der  Furka  über  die  Bergrücken  so  Helvetien  und  Ehätien 
scheiden,  bis  auf  den  Kheingletscher;  über  den  Vogelberg  bis  an  die 
höchste  Spitze  des  Splügers.  —  Denen  Grenzen  von  Chiavenna  nach 
his  an  die  Landes  Grenze  von  Helvetien,  deren  nach,  bis  an  die 
Grenze  des  Kantons  Wallis,  und  dieser  nach  bis  widrum  auf  die 
Furka. 


VII.  Kanton  der  Reussquelle  oder  des  Vierwaldstätter-See’s.  Dessen  Grenzen. 

Von  dem  Pflastneren  Bach  der  Grenze  des  neuen  Kantons  Haueu- 
stein  nach,  bis  an  die  Grenze  des  Distrikts  Meerenschwanden;  um 
diesen  herum  bis  an  die  Eeuss  und  die  Grenze  des  ehemaligen  Kantons 
Zug ;  dieser  nach  bis  auf  die  hohe  Rhone  ;  von  da  der  Schneeschmelze 
nach  bis  auf  den  Brägel,  und  dann  den  ehemaligen  Grenzen  der 
Kantone  Glaris,  Schwytz,  und  Ury  nach  über  die  Reussquellen  an 
die  Furka;  von  da  den  Grenzen  des  Kantons  Ober-Aar  nach  bis  an 
den  Pflastneren-Bach. 


VIII.  Kanton  der  Linth.  Dessen  Grenzen, 

Von  der  hohen  Rhone  herunter  bis  an  die  Grenze  des  ehemaligen 
Kantons  Zug  an  die  Linth  ;  kommt  von  da  über  die  Schneeschmelzen 
des  Gebirgs  bis  an  die  Quelle  des  Bächleins  so  zwischen  Wädens- 
schweil  und  in  der  Au  in  den  Zürchersee  fällt,  welchem  Bächlein 
nach,  die  Grenze  an  den  See,  und  über  denselben  an  die  Grenzen 
von  Uetikon  und  Männedorf  geht.  Von  da  über  die  Schneeschmelze 
des  Gebirgs  vom  ehemaligen  Grüninger  Amt  bis  an  den  Pfäfikon- 
See ;  von  da  dem  Distrikt  Wald  nach  und  zwar  diesen  mit  einge¬ 
schlossen,  bis  an  Hörnliberg ;  von  diesem  der  Schneeschmelze  nach 
an  den  Zusammenfluss  der  Thur  mit  dem  Neckar ;  von  wo  die  Grenze 
auf  dem  rechten  Ufer  dieses  Flüssleins  sich  wiedrum  auf  die  Gebirgs- 
Rücken  zieht  und  den  hohen  Sentis  durch  über  die  Gambsen  und 
Saxeler  Alpen  gehen  solle,  über  den  Hirzensprung  bis  zum  Schloss 
Blacten  an  den  Rhein,  und  diesem,  den  Oesterreichischen  und  Bündtner- 
Grenzen  nach,  über  die  Höhen  Alp-Rücken  bis  auf  den  Gletscher 
au  die  Grenzen  des  ehemaligen  Kantons  Uiy,  deren  nach  bis  an  die 
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Schweizer  Grenze,  über  die  Brägel ;  von  wannen  solche  den  hohen 
Bergrücken  der  Schneeschmelze  nach  bis  wiederum  auf  die  hohe 
Khone  geht. 

IX.  Kanton  des  hohen  Sentis  und  Thur.  Dessen  Grenzen. 

Vom  Pfäffiker-See  dem  Bucknaner-Bach  nach  an  die  Thös; 
dieser  nach  um  die  Grenzlinie  des  Distrikts  Winterthur  bis  an  die 
Thur  zum  alten  Schloss  Wyden;  von  da  über  Schwandegg  und 
Ohnensperg ;  zwischen  Katharinenthal  und  Diessenhofen  über  den 
Bhein ;  der  alten  Landsgrenze  nach  um  Stein  herum  bis  nach 
Constanz,  von  da  den  Seegrenzen  nach  bis  Rheinek,  dem  Rhein  nach 
bis  zum  Schloss  Blatten ;  von  da  dem  Gebirgsrüken  nach  bis  auf 
den  hohen  Chasten  und  den  vorbemeldeten  Grenzen  des  Kantons 
Linth  nach  bis  an  den  Hörnliberg ;  um  den  Distrikt  Wald  herum 
bis  an  den  Pfäffiker  See. 


X.  Kanton  Rhätien  oder  der  Rheinquellen.  Dessen  Grenzen. 

Fängt  bei  der  Schneeschmelze  des  hohen  Gotthardgebirges  an, 
und  verfolgt  die  hohen  Alp-Rücken  bis  an  den  Wallenstatter  See, 
von  da  solche  wiederum  den  hohen  Alpen  nachgeht  bis  auf  den  hohen 
Kasten  *  von  da  der  Schneeschmelze  nach  bis  zum  Schloss  Blatten 
und  den  Rhein  herauf  bis  an  die  Landesgrenze  auf  der  Spitze  des 
Splügers,  von  wo  solche  über  die  hohen  Bergrücken  des  Rheinquellen 
Gebirgs  sich  widrum  bis  an  den  Gotthard  ziehet,  wodurch  das  Mi- 
soxer  und  Calanca-Thal,  deren  Wasser  in  den  Tessin  fliessen,  zu  dem 
Canton  des  Tessius  kommen. 


Mitgliederverzeichniss  der  Nationalversammlung  vom 
12.  April  1798  zu  Aarau. 


Aar  g  au. 

Senat: 

Joh.  E.ud.  Dolder  von  Mörikon. 
Joh.Eud.  Meyer,  Vater,  von  Aarau. 
Joseph  Vaucher  von  Niederlenz. 
Kudolf  Lauper  von  Oberburg. 

Grosser  Rath: 

Carl  Fr.  Zimmermann  von  Brugg. 
Johannes  Herzog  von  Effingen. 
Joh.  Rud.  Suter  von  Zofingen. 
Franz  Aerni  von  Aarburg. 

Mel.  Lüscher  von  Oher-Entfelden. 
Gottlieh  Spengler  von  Lenzhurg. 
Sam.  Akermann  von  Hentschiken. 
Joh.  Jakob  Hemmeier  von  Aarau. 

Basel. 

Senat: 

Peter  Ochs  von  Basel. 

Johannes  Zäslein  von  Basel. 
Johannes  Buxdorf  von  Basel. 
Wilhelm  Hoch  von  Liestal. 

Grosser  Rath: 

Joh.  Jakob  Ehrlacher  von  Basel. 
Wilhelm  Haas  von  Basel. 
Heinrich  Hug  von  Sissach. 
Wernhard  Huber  von  Basel. 


Johannes  Gysin  von  Liestal. 
Jakob  Schwab  von  Prattelen. 
Joh.  Schneider  von  Bubendorf. 
Michael  Gysendörfer  von  Basel. 

Bern. 

Senat: 

Ludwig  Bay  von  Bern. 

Joh.  Ulrich  Lüthi  von  Langnau. 
Benedikt  Münger  von  Schüpfen. 
Joh.  Ulr.  Zulauf  von  Langenthal. 

Grosser  Rath: 

Rudolf  Gratfenried  von  Bern. 
Rudolf  Geyser  von  Roggwyl. 
Conrad  Pauli  von  Guggisberg. 
Jakob  Oesch  von  Amsoldingen. 
Bernh.  Friedr.  Kuhn  von  Bern. 
Peter  Lüthi  von  Rohrhach. 

Nik.  Augspurger  von  Hochstätten. 
Jakob  Kaufifmann  von  Steffishurg. 

Freiburg. 

Senat: 

George  Badoux  de  Romont. 
Abraham  Fornerod  d’Avenches. 
Tohie  Barras  de  Praromand. 
Louis  Devevey  d’Estavoyer  le  Lac. 
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Grosser  Ratli: 

Ch.  Thorin  de  Yillars  sous  Mont. 
Benjamin  Jominy  de  Payerne. 
Tohie  Carmintran  de  Fribourg. 
Rod.  Martin  Gapany  de  Marsens. 
CI.  Broye  de  Murist  la  Molliere. 
Jacques  Geinoz  de  Bulle. 

Nicolas  Bottolier  de  Rue. 

Daniel  Detrey  de  Payerne. 

Leman. 

Senat: 

Jules  Muret  de  Morges. 

Urbain  Laflecbere  de  Nyon. 

Louis  Frossard  de  Moudon. 

Jean  Jacq.  Bertbolet  de  Corseaux. 

Grosser  Ratb: 

Frangois  Millet  de  Chavornex. 
Louis  Deloes  d’Aigle. 

Benjamin  Grivel  d’Aubonne. 
Louis  Secretan  de  Lausanne. 

Jean  Louis  Panchaud  de  Moudon. 
Louis  Bourgeois  de  St.  Sapborin. 
Jean  Samuel  Maulaz  de  Fiez. 
Henri  Carrard  de  Fey. 

Luzern. 

Senat: 

Job.  Peter  Genbard  vom  Sempach. 
Alfons  Pfyffer  von  Luzern. 
Heinrich  Krauer  von  Rothenburg. 
Jos.  Burkard  von  Mer ensch wand. 

Grosser  Rath: 

.  Johann  Wyder  von  Hildisrieden. 
Carl  Martin  Herzog  von  Münster. 
Andreas  Zihlmann  von  Marbach. 
Ludwig  Hartmann  von  Luzern. 
Joseph  Hecht  von  Willisau. 
Anton  Kilchmann  von  Ettiswyl. 
Johann  Buocher  von  Buttisholz. 
Joseph  Elmliger  von  Beiden. 


Oberland. 

Senat : 

Samuel  Joneli  von  Boltigen. 

Job.  Yonbergen  von  Oberhasli. 
Johannes  Schneider  von  Frutigen. 
Johannes  Karlen  von  Erlenbach. 

Grosser  Rath: 

Carl  Koch  von  Thun. 

Christian  Michel  von  Böuigen. 
Christian  Matty  von  Saanen. 
Johannes  Fischer  von  Brienz. 
Christian  Bircher  von  Adelboden. 
Christian  Sterchy  vonUntersewen. 
Johannes  Rubin  von  Reichenbach. 
Christian  Moor  von  St.  Stephan. 

Schaff'hausen. 

Senat: 

Job.  C.  Ziegler  von  Schaffhausen. 
Bernhard  Müller  von  Thayingen. 
Martin  Stamm  von  Schleitheim. 
Job.  H.  Keller  von  Schaffhausen. 

Grosser  Rath: 

Job.  Wildberger  von  Neukirch. 
Heinr.  Keller  von  Unter-Hall  au. 
J.  Casp.  Stokar  von  Schaffhausen. 
Job.  Deggeler  von  Schaffhausen. 
Jakob  Neukom  von  Unter-H  allau. 
Philipp  Ehrmann  von  Neukirch. 
H.  J.  Hedinger  von  Wilchingen. 
Caspar  Keller  von  Siblingen. 

Solothurn. 

Senat: 

Joseph  Schwaller  von  Solothurn. 
Johannes  Brunner  von  Ballstall. 
Joseph  Lüthi  von  Solothurn. 
Xaver  Zeltner  von  Solothurn. 
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Grosser  Katli: 

Joseph  Hammer  von  Olten.  ' 
Joseph  Trösch  von  Seewen. 
Steph.  Schlupp  von  Hennigkofen. 
Joseph  Arb  von  Neuendorf. 

Pet.  Jos.  Zeltner  von  Solothurn. 
Benedikt  Kulli  von  Solothurn. 
Joseph  Cartier  von  Olten. 

Urs  Gisiger  von  Selzach. 

Zürich. 

Senat: 

Jakob  Bodmer  von  Stäfa. 

Paul  Usteri  von  Zürich. 


Heinrich  Stapfer  von  Horgen. 
Heinrich  Bahn  von  Zürich. 

Grosser  Bath: 

Job.  Budolf  Egg  von  Byken. 
Joh.  Caspar  Billeter  von  Stäfa. 
Job.  C.  Uhlmann  von  Eeurthalen. 
Heinrich  Bellstah  von  Langnau. 
Joh.  Caspar  Näf  von  Hausen. 
Joh.  Budolf  Egg  von  Ellikon. 
Joh.  Conrad  Escher  von  Zürich. 
Heinrich  Fierz  von  Küsnacht. 


Anmerkung.  Hiezu  traten  noch  bis  zum  20.  Juni  Mitglieder 
aus  den  Kantonen  Thurgau,  Appenzell  (später  Säntis),  Wallis, 
gt.  Gallen  und  Baden.  (Helv.  Archiv  Nr.  1  pag.  7  und  Nr.  7  pag.  48.) 


Mitgliederverzeichniss  der  verschiedenen  helvetischen  Exekutiv¬ 
behörden  von  1798—1803. 


I.  Direktoren. 

1798.  April  17.  u.  18.  Lucas  Legrand  von  Basel  (bis  29.  Januar  1799). 

Maurice  Glayre  von  Romainmotier  (bis  9.  Mai  1799), 
Victor  Oberlin  von  Solothurn  (bis  7.  Januar  1800). 
Ludwig  Bay  von  Bern  (bis  29.  Juni  1798). 

Alfons  Pfyffer  von  Luzern  (bis  29.  Juni  1798). 


1798.  Juni  29.  Friedrich  Cäsar  Laharpe  v.  Rolle  (bis  7.  Januar  1800). 

„  „  „  Peter  Ochs  von  Basel  (bis  26.  Juni  1799). 

1799.  Januar  29.  Ludwig  Bay,  an  Stelle  Legrands  (bis  23.  Juni  1799).*) 

„  Mai  9.  Job.  Rud.  Dolder  von  Wildegg  (bis  7.  Januar  1800). 

„  Juni  23.  Peter  Savary  von  Freiburg  (bis  7.  Januar  1800). 

„  «26.  Philipp  Secretan  von  Lausanne  (bis  7.  Januar  1800). 


11.  Vollziehungsausschuss  (Comite  executif). 

1800.  Januar  8.  Glayre,  Dolder,  Frisching  (Bern),  Müller  (Zug), 

Gschwend  (Altstätten),  Finsler  (Zürich). 

„  „  23.  Statt  Müller;  Dürler  (Luzern). 


*)  Hienach  ist  der  Druckfehler  auf  pag.  309  zu  berichtigen. 
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III.  Vollziehungsrath. 

1800.  August  9.  Fhscliing,  Dolder,  Glayre,  Zimmermann  (Brugg)^ 

Sclimid  (Basel),  Küttimann  (Luzern),  Savaiy. 


IV.  Provisorischer  Vollziehungsrath. 

1801.  27.  Oktober  bis  21.  November.  Dolder,  Eüttimann,  Savary. 


V.  Kleiner  Rath. 

1801.  November  21.  Aloys  Beding,  erster  Landammann ;  Frisebing, 

zweiter  Landammann ;  Dolder,  Hirzel,  Olutz,  Lantber. 


VI.  Ergänzter  Kleiner  Rath, 

1802.  Februar  2.  (Nach  Kückkebr  Rediiig’s  von  Paris.)  Eeding,  erster 

Landammann;  Eengger,  zweiter  Landammann; 
Eüttimann,  Hirzel,  Kubn,  Schmid,  Eseber,  Frisebing, 
Dolder,  Füssli,  Olutz. 


VII.  Vollziehungsrath. 

(Zweite  helvetische  Verfassung  vom  20.  Mai.) 

1802.  Juliö.  u.  9.  Dolder,  Landammann ;  Eüttimann,  erster  Statthalter; 

Füssli,  zweiter  Statthalter ;  Staatssekretäre :  Eengger, 
Kubn,  Sebmid,  Güster,  Jenner. 
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Die  Ersten  Minister  der  helvetischen  Republik. 

1.  Auswärtiges  (anfänglich,  auch  Krieg):  Begos  von  Leman,  ge¬ 
wählt  2.  Mai  1798. 

2.  Inneres:  Bengger  von  Aargau,  gewählt  2.  Juni  1798. 

3.  Justiz  und  Polizei:  Meyer  von  Schanensee  von  Luzern,  gewählt 
23.  April  1798. 

4.  Künste  und  Wissenschaften :  S  t  a  p  f  e  r  von  Aargau,  gewählt 
2.  Mai  1798. 

5.  Finanzen:  Finsler  von  Zürich,  gewählt  3.  Mai  1798. 

6.  Krieg:  Eepond  von  Freiburg  (angeblich,  wahrscheinlich  von 
Payerne),  gewählt  15.  Oktober  1798. 


Präsident  des  Obersten  Gerichtshofs  während  der  längsten  Zeit: 
Joh.  Eudolf  Schnell  von  Basel. 


Anmerkung.  Der  Wechsel  der  Minister  in  der  späteren  Zeit  ist  sehr  häufig* 
Am  längsten  hliehen  an  ihren  Posten  Eengger,  Stapfer  und  Meyer. 
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22  Novbr.  „ 

22  Novbr.  „ 

22  Novbr.  „ 

15  „ 

6  Decbr.  „ 

6  Decbr.  „ 

6  Decbr.  „ 

1  Nivose  .  . 

22  Decbr.  „ 

22  Decbr.  „ 

22  Decbr.  „ 

15  „ 

5  Janvier  1801 

5  Janvier  1802 

5  Janvier  1803 

1  Pluviose  .  . 

21  Jauvier  „ 

21  Janvier  „ 

21  Janvier  „ 

15  „ 

4  Fevrier  „ 

4  Fevrier  „ 

4  Fevrier  „ 

1  Yentöse  .  . 

20  Fevrier  „ 

20  Fevrier  „ 

20  Fevrier  „ 

15  „ 

6  Mars  „ 

6  Mars  „ 

6  Mars  „ 

1  Germinal  .  . 

22  Mars  „ 

22  Mars  „ 

22  Mars  „ 

15  „ 

5  Avril  „ 

5  Avril  „ 

5  Avril  „ 

1  Floreal  .  . 

21  Avril 

21  Avril  „ 

21  Avril 

15  „ 

5  Mai 

5  Mai  „ 

5  Mai  .  „ 

1  Prairial  .  . 

21  Mai  „ 

21  Mai 

21  Mai 

15  „ 

4  Juiu 

4  Juin  „ 

4  Juin  „ 

1  Messidor  .  . 

20  Juin 

20  Juin  „ 

20  Juin  „ 

15  „ 

4  Juillet  „ 

4  Juillet  „ 

4  Juillet  „ 

1  Thermidor  . 

20  Juillet  „ 

20  Juillet  „ 

20  Juillet  „ 

15  „ 

3  Aout  „ 

3  Aout  „ 

3  Aout  „ 

1  Fructidor  .  . 

19  Aout  „ 

19  Aout  „ 

19  Aout  „ 

15  .  • 

2  Septbr.  „ 

2  Septbr.  „ 

2  Septbr.  „ 

6  jour  compl. 

5  idem 

22  Septbr.  „ 

22  Septbr,  „ 

23  Septbr.  „ 
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An  XII. 

1803—1804. 

An  XIII. 

1804—1805. 

An  XIY. 

1805—1806. 

24  Septbr.  1803 

23  Septbr.  1804 

23  Septbr.  1805 

8  Octbr.  „ 

7  Octbr.  „ 

7  Octbr.  „ 

24  Octbr.  „ 

23  Octbr.  „ 

23  Octbr.  „ 

7  Novbr.  „ 

6  Novbr.  „ 

6  Novbr.  „ 

Le  calendrier 

francais  a  com- 

23  Novbr.  „ 

22  Novbr.  „ 

22  Novbr.  „ 

mence  le  22  Sept. 

7  D4cbr.  „ 

6  Decbr.  „ 

6  Decbr.  „ 

1792,  epoque  de 

23  Decbr.  „ 

22  Decbr.  „ 

22  Decbr.  „ 

la  fondation  de 

6  Jan  vier  1804 

5  Jan  vier  1805 

la  republique, 

22  Jan  vier  „ 

5  Fevrier  „ 

21  Jan  vier  „ 

4  Fevrier  „ 

mais  il  n’a  ete 
decrete  que  le  4 
Frimairedel’anll 

21  Fevrier  „ 

20  Fevrier  „ 

(24  Novbr.  1793), 

6  Mars  „ 

6  Mars  „ 

et  il  servit  deux 

22  Mars  „ 

22  Mars  „ 

jours  apres  ä  dater 

5  Avril  „ 

5  Avril  „ 

les  actes  pub- 

21  Avril  „ 

21  Avril  „ 

liques.  Il  a  ete 
suivi  iusqu’au 

5  Mai  „ 

5  Mai  „ 

lONivöse  an  XIV 

21  Mai  „ 

21  Mai  „ 

(31  Decbr.  1805). 

4  Juin  „ 

4  Juin  „ 

Depuis  cette 

20  Juin  „ 

20  Juin  „ 

epoque  on  a  re- 

4  Juillet  „ 

4  Juillet  „ 

pris  le  calendrier 

20  Juillet  „ 

3  Aoüt  „ 

19  Aoüt  „ 

2  Septbr.  „ 

22  Septbr.  „ 

20  Juillet  „ 

3  Aoüt  „ 

19  Aoüt  „ 

2  Septbr.  „ 

22  Septbr.  „ 

Oregorien. 
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In  Max  Fiala’s  Buch-  und  Kunsthandlung  (Otto  Kaeser) 
in  Bern  ist  ferner  erschienen: 

Yorlesungen 

über  die 

Politik  der  Eidgenossenschaft. 

Von 

Dr.  Carl  Hilty, 

Professor  des  Bundesstaatsreclits  an  der  Universität  Bern 

gr.  8^.  1875.  —  Preis:  Fr.  8. 


M  Mi  IM  scMzemHer  Poll. 


Academischer  Vortrag 

von 

Dr.  C.  Hilty, 

Professor  des  Bundesstaatsreclits  in  Bern. 

gr.  8®.  1875.  —  Preis:  Fr.  1. 


Berner  Staatsgedanken. 


Academischer  Vortrag 

von 


Prof.  Dr.  C.  Hllty. 

gr.  8^.  1877.  —  Preis:  Fr.  1. 
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Zur  Natur  der  Vermögensstrafen. 

Inangural-Dissertation 

von 

Dr.  jur.  Oar*l  Stooss. 

gr.  8®.  1878.  —  Preis:  Fr.  2. 

lieber  einige  Grundfragen 

des 

Kirchenrechts  und  der  Kirchenpolitik. 

Mit  besonderer  Berücksichtigung 
der  eidgen.  Bundesverfassung  vom  29.  Mai  1874. 

Von 

Dr.  jur.  Philipp  Zorn. 

a.  0.  Professor  des  Kirchen  rechts  a.  d.  Universität  Bern. 

gr.  8^  1876.  —  Preis:  Fr.  2. 


Die  Hauptdifferenzen 

der 


französisch-  und  deutsch- schweizerischen 

Civilgesetzgebung. 

Keferate 

der  Herren  Prof.  H.  Carrard  und  Dr.  C.  Hilty, 

Vorgetragen  in  der  Versammlung 
des  Schweiz.  Juristenvereins  in  Chur,  den  5.  September  1873. 

gr.  8^  1873.  —  Preis:  Fr.  1. 
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Die  latioeele  Befleitnoi  ler  HocUnlei. 


Rectoratsrede, 

gehalten  am  Stiftungsfeste  der  Hochschule  Bern  den 

15.  November  1876 


von 

Prof.  Dr.  Eduard.  IVIäller^ 

d.  Z.  Rector. 

gr.  8®.  1876.  —  Preis:  60  Cts. 


Studien 

über 

das  eheliche  Otiterrecht  der  Schweiz. 


Nach  den  Notizen  zu  einem  Vortrag, 

gehalten  an  der  Schweiz.  Juristen  Versammlung  in  Luzern  (1872)  aus 
dem  Nachlasse  des  verstorbenen  Prof.  Dr.  W.  Munzinger, 

■bearteitet  von 

Dr.  Eugen  Huber, 

Privatdocent  a.  d.  Universität  Bern. 

8«.  1874.  —  Preis:  80  Ct. 


Der  Gesetzentwurf 

betreffend 

Freizügigkeit  der  Medicinalpersonen 

in  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

*  besprochen  von 

Dr.  Carl  Emmer t, 

0.  ö.  Professor  der  Staatsmedicin  a.  d.  Universität  Bern. 

gr.  8^  1877.  —  Preis:’ Fr.  1. 


Stämpfii’sche  Buchdruckerei. 
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